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Dritter Abſchnitt. 
Orts- und KreidgemeinDe, 


„Wiederbelebung der Gemeindekoͤrper durch die Wiedergabe der 
„Verwaltung der ihr Wohl zunaͤchſt beruͤhrenden Angelegenheiten“, 
iſt in Eingang zur Verfaſſungsurkunde als ein Grundzug der 
letztern ausgeſprochen. Dieſe inhaltſchweren Worte ſind aber leider 
auch alles, was die Verfaſſungsurkunde von dieſen Gemeinheiten 
ſpricht, mit Ausnahme deſſen, was in Beziehung auf Staͤndewahl 
daruͤber vorkommt. Ehemals waren auch die Departemente, Ar⸗ 
rondiſſemente und Katone Gemeinheiten. Sie find ed noch, infos 
fern fie immer noch in mancher Beziehung eine Gefammtperföns 
Iihhfeit vorjtellen. So bildet der Kanton noch eine Gefammtheit 
in Bezug auf Unterhaltung der Kantondgefängniffe und die 
Koften der Beriftcation der Eivilftanderegifter. Die Bezirfe find 
Gefammtperfonen in Abficht auf die Juſtizgebaͤude des Bezirfe- 
gerihts 20. Da jedoh die Kantonsverfammlungen nicht mehr 
in Uebung, die Bezirks, und Departementalräthe im Landrath des 
Kreifed vereinigt find, fo können wir und hier auf die Darftellung 
der Orts⸗ und Kreisgemeinde befchränfen. 





u — 


Erſte Abtheilung. 


Kreisgemeinde. 
Die Eintheilung des Koͤnigreichs in Kreiſe iſt an ſich keine 
politiſche, ſondern blos zu Zwecken der Staatsverwaltung. Der 
Rheinkreis allein bildet allerdings inſofern ein politiſches Ganzes, 


Dr.’ Eirbenpfeiffer’s 1 
Dandbub der Berfaflung x. 17, 
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als er eigenthuͤmliche Inſtitutionen hat, wovon geſprochen worden 
iſt. Wir betrachten daher hier den Rheinkreis blos in obiger Be— 
ziehung. Was die Privatrechtsverhaͤltniſſe der Kreisgemeinde, als 
Geſammtperſon betrifft, ſo ſind ſolche von jenen jeder andern Pri— 
vatperſon nicht verſchieden; doch ſteht die Kreisgemeinde unter der 
Aufſicht und Leitung der Staatsverwaltung, ohne deren Genehmigung 
die privatrechtlichen Handlungen jener nicht guͤltig ſind. Die Cu— 
ratel iſt jener analog, welche fuͤr die Ortsgemeinden beſteht, wovon 
nachher. Es bliebe ſomit nur von den Kreisbehoͤrden zu ſprechen. 
Da dieſe jedoch, nach der jetzigen Verfaſſung, zugleich Staatsbe— 
hoͤrden ſind, ſo ſchien es geeignet, davon oben im Zuſammenhang, 
und hier waͤre nur noch vom | 


tandratyh 


zu handeln, welcher jest die einzige noch übrige Kreislandesbe— 
hoͤrde ift. 


Die erftie Wahl geſchah 1816 in Kaiferslautern, wozu Die 
veranlaßende Verordnung des Fönigl. Hofcommifjärs vom 24. Sep⸗ 
tember 1816 (Amtsbl. ©. 329) im Eingang alfo lautet: 

Se. Majeftät der König haben allergnädigft zu befehlen geruht, daß der 
durch das Gefes vom 28. Pluvioſe VIII eingeführte Departementalrath, (wel: 
cher von nun an mit dem Namen Landrarh wird bezeichnet werden), in Höchft: 
dero Lande am Rhein verfammelt werden foll. 

Demnach, und Eraft der mir allergnädigft übertragenen Vollmachten, ver: 
ordne ich folgendes : 

Art. 1. Das Provinziale (Departemental:) Wahlcollegium ift auf den 
25. nächftfünftigen Monats October nach Kaiferslautern einberufen. 

Art. 2. Da nicht in allen Kreifen eine hinlänglihe Anzahl von Wahl: 
männern mehr vorhanden ift, die Veranlaffıng von Kantonal-:Wahlverfammlun: 
gen aber im Laufe diefes Jahres die Einberufung des Landraths zu fehr würde 
verfpätet haben, fo hat man für diefesmal die Kiffen da, wo es nöthig gewefen, 
aus den Derzeichniffen der 600 Höchitbeftenerten ergänzt, zugleich auch von der 
dem Könige in Folge des Senatusconfults vom 16. Therm. X zuftehenden 
Befugniß Gebrauch gemacht, demnach die hier nachbenaunten Wahlmänner 
theils beftätiget, theils ernannt. 

Das Uebrige diefer Verordnung betrifft die Form der Wahl, 


welche, als nicht mehr. anwendbar, übergangen wird. 
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Die Ernennung und Einberufung der Mitglieder erfolgte am 
11. November 1816 (Amtsbl. 409). 

Diefe Wahl gründete fi) auf das Gefeß vom 28. Pluv. VI, 
worin übrigens das Senatsconfult vom 16. Therm. X Abändes 
rungen getroffen hatte. Inzwifchen find alle früheren Beftiimmungen 
durch das neue Gefet vom 15. Aug. 1828 bejeitigt, welches alfo 
lautet (Amtsbl. ©. 177): 

Zur Vereinfachung der innern Verwaltung” und zur größern DBefeftigung 
eines geordneten Staatshaushaltes durch Einführung der Landräthe in ſämmt— 
lichen Kreifen des Königreichs, haben Wir nach Vernehmung des Staatsrathe, 
mit Beirath und Zuftimmung Unferer Lieben und Getreuen, der Stände des 
Reiches, beichloffen und verordnen: 

$. 1. In jedem Regierungsbezirke foll ein Landrath beftehen. 

$. 2. Zum Wirfungsfreife des Landrathes gehört: 

1) die Vertheilung der in dem Rheinkreiſe gefenlich beftehenden oder der 
dafelbft oder in andern Kreifen Fünftig noch gefeslich einzuführenden 
Repartitions: Steuern unter die Steuer-Gemeinden, dann die Beſchei— 
dung der desfalls unter den Lesteren fich ergebenden Neclamationen mit 
Vorbehalt des Recurfes an den Staatsrath. | 

Bon der Theilnahme an der Befcheidung folcher Reclamationen 
find jedoch jene Mitglieder des Landrathes ansgefchloffen, welche entwe— 
ber felbft dabei betheiliget, oder mit einem Mitgliede der betheiligten 
Gemeinden in gerader Linie verwandt oder verfchwägert, oder in der 
Seitenlinie bis zum vierten Grade der Civilcomputation verwandt find. 

2) Die Prüfung des jährlichen Woranfchlages alfer von der Gefanmtheit 
des Regierungsbezirfes zu tragenden nothwendigen und nüslichen Aus— 
gaben, der Antrag auf Seftitellung der zur Dedung derfelben erforder: 
lihen Kreisumlagen mit DBorbehaltung des Rekurſes an den Staats: 

rath. 

Der König wird mit Zuftimmung der Stände des Reiches für 
jeden Regierungsbezirk von 5 zu 5 Jahren ein umüberfchreitbares Ma: 
rimum der zu erhebenden Kreisumlagen, und zwar gefondert 

a) für die nothwendigen, gefeslich auf die Kreisfonds hingewiefenen La: 

ften, nnd 

b) für die facultativen, zu gemeinnüsigen Swecen und Anſtalten zu ver: 

mwendenden Ausgaben in der Art feftienen, daß die fich ergebenden 
Ueberfchüffe von einer Pofition auf die andere nicht übertragen werden 
dürfen, fondern dem Negierungsbezirke zu Gute Fommen. 

Den Ständen des Reichs find zu diefem Ende jedesmal die Der: 
handlungen der Landräthe in Urfchrift mitzutheilen, 

Hinfichtlich der Ausgleihung der Kriegslaften und Erhebung der bie: 
für erforderlichen Kreisumlagen hat es bei den Beflimmungen des Per: 
äquationsgefeßes vom 22. Juli 1819 zu verbleiben, 
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5) Die Einficht und Prüfung der von den zuftändigen Staatsbehörden nady 
den beftehenden Beftinmungen und über das Rechnungsverfahren bes 
fchiedenen Rechnungen, über die Erhebung und Verwendung der Umlagen 
und über die Verwaltung anderer befonderer Fonds der Gefammtheit 
des Negierungsbezirfes, dann die Befchwerdeführung bei den einfchlägigen 
Staatsminifterien gegen die hiefür, fo wie für die Einhaltung der Etats 
des Negierungsbezirfes verantwortliche Verwaltungsſtelle deffelben. 

4) Die Aeußerung über den Zuftand des Regierungsbezirfes und über die 
etwa wahrgenommenen Gebrechen der Verwaltung, fo wie die Stellung 
hierauf bezüglicher Anträge zur Abhülfe und Verbeſſerung. 

5) Die Abgabe von Gutachten in allen Fälten, in welchen der Landrath 
auf Eönigl. Befehl dazu aufgefordert werden wird. 

$. 3. Die Ausfcheidung der bis jest von der Staatscaſſe beftrittenen 
Ausgaben der Regierunasbezirfe und die Ueberweifung der hiefür unter den allge: 
meinen Staats:Einnahmen enthaltenen Fonds erfolgt nach einem befondern Gefebe. 

$. 4. Der alle directen Staatsauflagen in fich begreifende Steuerfuß ift 
in der Regel der Maßſtab für die Eoncurrenz zu den Laften der Negierungsbezirfe, 

Die Rufticalbefisungen und Dominicalrenten des Staates find zu den Kreis: 
umlagen beitragspflichtig, 

Einen andern als dem oben bezeichneten Maßſtab zu beftimmen, ſteht der 
Staatsregierung mit Beirath und Zuftimmung der Stände des Reiches zu. 

In jedem Falle follen jedoch die Beftimmungen des $. 54 im Edict IV zur 
Berfaffungsurfunde aufrecht erhalten werden. 

$. 5. Für jede Stelle im Landrathe werden zwei Candidaten gewählt, 
mit Vorbehalt der in den $. 9 bezeichneten Ausnahmen. 

$. 6. Die Zahl der Mitglieder des Landraths eines jeden Regierungsbes. 
zirfes wird auf 24 feftgefebt. 

$. 7. Nebſtdem treten in den Regierungsbezirken, worin Standesherrn 
als folche begütert find, oder erbliche Reichsräthe als folche Lehen oder Fidei— 
commiffe befiten, noch zwei Staatsbürger aus diefer Elaffe in den Landrath. 

$. 8. Eben fo tritt, aufer der im $. 6 bemerften Zahl, in den Landrath 
besjenigen Regigrungsbezirfes, in welchem die Hauptmaſſe der Realitiäten 
einer Randesuniverfität liegt, ein Mitglied derfelben. 

$. 9. Kraft des Geſetzes haben die beiden Erzbifchöfe und der mit 
der Reichsrathswürde befleideie Bifchof , fobald ihre erzbifchöflichen und 
bifhöfichen Stühle mit Grundvermögen dotirt feyn werden, in dem Laudrathe 
jenes Regierungsbezirfes Sitz zu nehmen, in welchem der größte Theil der 
Dotation gelegen ift. 


$. 10. Wählbar zum Landrath ift jeder felbftftändige Staatsbürger eines 
Negierungsbezirfes, der die in der Verfaſſungsurkunde Tit. VI, $. 12, und in 
dem Edicte Beilage X, Zit. I, 65. 8 und 9 bezeichneten „allgemeinen und bes 
fonderen Erforderniffe der paffiven Waklfähigfeit zu der Kammer der Abgeordne— 
ten in die Klaffe der adeligen Gutsbefiger mit Gerichtsbarkeit, oder der Geiſtli— 
chen der Eatholifchen und proteftantifchen Kirche, nder der Städte und Märkte, 
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oder der Landeigenthümer ohme Gerichtsbarkeit befigt, jedoch mit der Ab’ 
weihung, daß bei den Letzteren nur ein Stenerfimplum von fünf Gulden er: 
forderlich ift. 


f. 11. Die Mitglieder der Kammer der Abgeordneten zur Ständeverfamm: 
luna können, fo lange diefe ihre Eigenfchaft verfaffungsmäßig dauert, nicht zu: 
gleich Mitalieder des Landraths feyn. 

Aus der Eigenfchaft eines Landrathsmitgliedes foll übrigens weder das 
Recht hervorgehen, die Wahl zur Kammer der Abgeordneten, und den Eintritt 
in dieſelbe abzulehnen, noch die Verbindlichkeit entftehen, zu diefem Eintritt die 
Bewilligung des Könige nachzufuchen, 

Iſt jedoch die erwähnte Verbindlichkeit durch irgend ein anderes in dem 
lit. I. F. 44, lie. e des Colcts X bezei chuetes Verhältniß begründet, ſo bleibt 
dieſelbe vorbehalten. 

4. 12. Zur Wahl der in dem $. 7 beſtimmten Zahl der Mitglieder des 
Landrarhes find in jedem NRegierungsbezirke vier befondere Wahlcollegien zu bilden. 


Diefe Wahlcollegien werden zufammengefebt : 
I, aus Wahlmännern von der Claſſe der adeligen Gutsbefiger mit Gericht3: 
barfeit, jedoch mit Ausfchluß der Standesherrn underblichen Reichsräthe. 
Die Wahlmänner find von den in jedem Regierungsbezirfe begüterten 
wahlfähigen Mitgliedern von der Claſſe in der durch den Tit. 1, $$. 
14 bis 17 des Edicts X zur Verfaflungsurfunde für die Ständewahlen 
vorgefchriebenen Form zu wählen, 
Die Zahl derfelben foll dem Hten Theile der Gefammtzahl der Wahl- 
männer des dritten und vierten Wahlcollegiums gleichfommen. 


Aus Wahlmännern von der Glaffe der wirklichen felbititindigen Pfarrer, 
welche ihre Pfarrei felbft verfehen. 

Die Want hat durch die nach Tit. I, $. 20 des Edictes X zur Ver: 
fafıngaurfunde für die Ständeverſammlung ernanuten im Negierungsbe: 
zirfe wohnenden Wahlmänner der einzelnen Decanate und in der dort 
vorgefchriebenen Form aus der Geſammtzahl der ‚felbititändigen Pfarrer 
des Kreiſes zu gefchehen. 

Den Pfarrern der Fatholifchen uud proteftantifchen Kirche ift dabe; 
der treffende Antheil in jedem Regierungsbezirke nad der Zahl] der 
Pfarreien zur befondern Ernennung auszufcheiden. 

Die Zahl der Wahlmänner diefes Wahlcolfegiums wird jener der 
Mitglieder des erjten Wahlcollegiums gleich ſeyn. 


I, Aus den für die Wahlen der Abgeordneten zur Ständeverfammlung 
verfaflungsmäßig berufenen Wahlmäinnern der Städte und Märkte. 

Zu diefen haben in dem Iſar-, Oberdonau: und Rezatkreis Wahl: 
männer der Städte Münden, Augsburg und Nürnberg beizutreten, die 
nach dem Verhältniſſe der Samilienzahl, auf diefelbe Weife, wie in den 
übrigen Städten, nach den Vorfchriften des Tit. I, $, 21 — 24 des 
Edicts X zu wählen find, 


* 
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IV. Aus den für die Wahlen der Abgeordneten zur Ständeverfammmfung 
verfaffungsmäßig jernannten Wahlmännern der Landeigenthümer ohme 
Gerichtsbarkeit. 

Da in dem Rheinfreife Grundbefiber mit Gerichtsbarkeit nicht befte: 
hen, fo find dafelbft drei Wahlcolleyien für die Elaffen der Pfarrer, der 
Städte und Märkte und der Randeigenthümer ohne Gerichtsbarkeit nach 
den vorftehenden Vorfchriften zu bilden. 

$. 15. Die Wahlcolfegien haben das MWahlgefchäft zu beginnen, fobald 
fie auf Anordnung des Königs von der oberften DVerwaltungsftelle- des Re— 
gierungsbezirks hiezu aufgerufen werden. 

Die Wahlmänner des erften und zweiten MWahlcollegiumd werden die 
Landrathscandidaten ihrer Claſſen durch die Einfendung von Wahlzetteln nad) 
de, in dem Zit. I, $$. 14 — 17 und $S. 19 und 20 des Edictes X für die 
Wahl deriAbgeordneten zur Stände-Berfammlung vorgefchriebenen Form wählen. 

Die Wahlmänner des dritten und vierten MWahlcolfegiums haben fich in 
jedem Regierungsbezirke an den jedesmal dafür zu bertimmenden Tagen und 
‚Orten ausfchließfich zum Zwecke der Wahl zu verfammeln. 

Die Präfidenten diefer letzterwähnten beiden Wahlcollegien werden von 
dem Könige ernannt. 

$. 14. Die Wahlhandlung richtet fich nach folgenden DVorfchriften : 

2) zur Gültigkeit der Wahl ift bei dem erften und zweiten Wahlcollegium 
die Abftimmung — bei dem dritten und vierten aber die Anweſenheit 
und Abftimmung von wenigftens drei Viertheilen erforderlich; 


2) zur Bildung des Landrathes werden in jedem Negierungsbezirke 
a) aus der Claſſe der adeligen Gutsbefiger mit Gerichtsbarkeit ſechs 
Candidaten; 
b) aus der Claſſe der wirklichen ſelbſtſtändigen Pfarrer ſechs; 
e) aus der Claſſe der Städte und Märkte 12, und 
d) aus der Claſſe der Landeigenthümer ohne Gerichtsbarkeit 24 Candidaten 
von dem MWahlcolfegium der treffenden Claſſe gewählt. 
In dem Ahefikreife find aus der Claſſe der Landeigenthümer 30 Ganz 
didaten zu wählen, 

5) Nur die Hälfte der Gewählten darf aus Mitgliedern des Wahleolle⸗ 
giums ſelbſt beſtehen. Die übrigen find aus den andern nach $. 10 > wähle 
baren Staatsbürgern eines jeden Kreifes zu nehmen. 

Zu diefem Ende werden jedem MWahlcollegium gleich bei feiner Er: 

Öffnung Liften der fämmtlichen Wählbaren einer jeden Claſſe zugeftelft. 
MD Die Wahl entfcheidet fich durch abfolute Stimmenmehrheit, bei Gleichheit 
\ , 

» der Stimmen durch Ballotage. 

$. 15. Das Ergebniß der Wahl wird für das erfte und zweite Wahl: 

collegium durch den Präfidenten der oberften Verwaltungsftelle des Regierungs: 

bezirfes, für das dritte und vierte Wahlcollegium aber durch die von dem 

König ernannten Präfidenten derfelben dem mit der Leitung der Landrathe: 
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anfticnenheiten beauftragten Staatsminifterium vorgelegt, um die Weberein- 
finmung derfelben mit den gefeslichen Vorſchriften zu würdigen. 

Der König wird fodann aus den gefegmäßig gewählten Eandidaten die 
Mitolieder des Landraths eines jeden Regierungsbezirfes nach dem in den $$. 
12 und 14 bezeichneten Claſſen- und Zahlwerhältniffe ernennen. 

Die Ernennung wird durch das Negierungsblatt und die Kreis-Intelligenz— 
blätter befannt gemacht. 

Die übrigen Candidaten find die Erfabmänner, aus denen der König in 
Erledigungsfälfen diejenigen beftimmen wird, welche einzutreten haben. 

Der Antheil der Pfarrer der Eatholifchen und proteftantifchen Kirche 
an der Zahl der aus diefer Claſſe zu wählenden Gandidaten beftimmt 
fih nah dem Zahlverhältniffe der Pfarreien der einen und der andern 
Kirche in jedem Regierungsbezirke. 

6. 16. Die Standesherren und erblihen NReichsräthe eines jeden Regie— 
rımasbezirfes nehmen an den Verhandlungen des allgemeinen MW ahlcollegiums 
feinen Autheil, fondern wählen aus ihrer Mitte vier Candidaten. Die Wahl 
rihret ſich hiebei nach den Vorfchriften der Beilage X zur Verfaſſungsur— 
funde $. 14 — 7. 

Ausnahmsweife von den Beftimmungen des $. 10 find die Mitglieder die: 
fer Claſſe mit dem 25ften Lebensjahre wahlfähig. 

Aus den gewählten Candidaten ernennt der König diejenigen zwei, welche 
in den Landrath einzutreten haben. 

Wenn die zum Zutritt in die Kammer der Neichsräthe mit enticheidender 
Stimme berechtigten Standesherren und erblichen Reichsräthe in einem Regie: 
rungsbezirfe die Zahl von vier nicht überfchreiten, fo unterbleibt die Wahl, 
und der König ernennt unmittelbar aus denfelben die beiden in den Landrath 
eintretenden Mitglieder. 

6. 17. Auch die Mitglieder der Landesuniverfitäten nehmen an den Ver: 
bandiungen des allgemeinen Wahlcollegiums Leinen Antheil; eine jede derfel: 
ben wählt nach den Vorfchriften des Tit.  $. 18 des Edictes X aus der 
Mitte der ordentlich decretirten Profefforen zwei Gandidaten, aus welchen der 
König das wirklich in den Landrath eintretende Mitglied eruennen wird, 


$. 18. Den zum Landrathe Berufenen iſt freigeftellt, die Wahl und die 
Ernennung abzulehnen, 

$. 19. Im Landrathe findet weder eine Uebertragung der Stimme, nod) 
eine DBertretung durch Dritte ftatt. 


6. 20. Die zu Landräthen ernannten Standesherren und erblichen Neichs: 
rärhe Pönnen, wenn fie den Sisungen des Landrathes beizuwohnen verhindert 
find, einen ſelbſtſtändigen Staatsbürger bevollmächtigen, um nach dem Schtuffer, 
der Pandrathsfisungen bei dem NRegierungscommiffär oder deifen Stellvertre: 
ter von demjenigen Landrathsprotoeolle, welches über die im $. 2, Nro. 1, 2, 
5 und 5 bezeichneten Verhandlungen aufgenommen wurde, Einficht nehmen und 
bierüber Erinnerung abgeben zu laffen. 


Diefes hat Jedoch binnen eines unüberfchreitbaren Termines von 48 Stun: 
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den zu gefchehen; die Erinnernng muß der k. Commiffär an die Verwaltungs: 
ſtelle gelangen laffen, welche fie fodanıı mit dem Protocolle an das betreffende 
Staatsminifterium einzufenden hat. 


$. 21. Die Landrathsmitglieder haben Eeinen Anfpruch auf Entfchädigung. 


$. 22. Die Mitglieder des Landrathes werden auf fechd Jahre gewählt 
und ernannt. 

Der Austritt eines ernannten Mitgliedes erfolgt vor Ablauf diefer feche 
Jahre; 

a) wenn daſſelbe die Mealität, das gutsherrliche Gericht, das Gewerbe 
pder die geiftliche Pfründe zu beſitzen aufhört, welche feine Wahl in dem 
betreffenden Regierungsbezirfe begründet haben, ohne einen gleichen Er: 
fat in demfelben» Bezirke zu erwerben; 

b) menn daffelbe in jenem Zeitraume eine der er zur paſſiven Wahlfähig— 
keit erforderlichen Eigenſchaften verliert; 

ce) wenn während der ſechsjährigen Dauer * Function die Entlaſſung auf 
den Grund ſolcher Verhältniſſe nachgeſucht wird, welche nach Tit. J. 
F. 44 und 47 lit. a und b des Edicts X zur Verfaſſungsurkunde auch zu 
dem Austritte aus der Kammer der Abgeordneten berechtigen würden. 


In alten diefen Fällen hat der König über die Entlafung zu entfcheiden 
— Nach dem Ablaufe von fechd Jahren treten jederzeit neue Wahlen ein. — 
Hiebei find alle Mitglieder des vorigen Landraths wieder wählbar, 


$. 23. Die Dauer einer jeden Verſammlung des Landrathes foll fich in 
der Regel nicht über vierzehn Tage erſtrecken. 
$. 24. Der Landrath handelt in allen feinen Beziehungen; nur auf vorgäns 
gige Aufforderung und unter Mitwirkung der Regierung, 
Daher Bann derfelbe 

1) ſich nie anders, als auf Eöniglichen Befehl nach Einberufung durch die 
Verwaltungsſtelle des NRegierungsbezirfes zu der Zeit und an dem Orte 
verfanmeln, welche der König dazu beflimmen wird ; 

2) der Landrath darf ohne ausdrücdliche Bewilligung der Staatsregierung 
nicht über die gefesliche Dauer verfanmelt bleiben ; 

3) alle Handlungen des Landraths, mit Ausnahme der demfelben durch den 
$. 2, Ziff. I übertragenen Befcheidung von Steuerreclamationen, dann 
der ihm nach eben diefem $. 2, Ziff. IL zuflehenden Vertheilung der 
Kreisumlagen, erfordern die E. Genehmigung, und er kann weder aus 
eigener Ermächtigung etwas anordnen, noch einer vollziehenden Stelle 
Aufträge ertheilen ; 

4) Der Landrath eines Regierungsbezirkes darf weder mit dem Landrathe 
eines andern Regierungsbezirkes, noch mit der Ständeverſammlung, 
noch mit andern Behörden als der oberſten Verwaltungsſtelle des Regie— 
rungsbezirkes und dem betreffenden Staatsminiſterium in den geſetzlich 
benannten Fällen, noch endlicy mit einzelnen Körperfchaften sder Priva- 
ten im irgend eine Gefchäftsberührung treten ; 
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5) der Landrath darf Eeinerlei Inftructionen einholen oder annehmen , Peine 
Öffentliche Bekanntmachung erlaffen und Peine Deputation abordnen ; 

6) Sollte der Landrath aus den Gränzen des ihm angewiefenen Wirfungs: 
Freifes fchreiten, fo wird der König deffen Auflöfung anordnen, welche 
die vorfchriftsmäßige Wahl eines neuen Landrathes zur Folge hat. 

$. 15. Die Verfammlung des Landrathes hat in der Negel jährlich ein: 
mal, und zwar gewöhnlich am Sitze der Derwaltungsitelle des Regierungsbe— 
jirfes Statt. 

Die Eröffnung gefchieht durch den Präfidenten der ebengenannten Stelle 
oder durch einen andern vom König ernannten Commiſſär. — Derfelbe em: 
pfängt in feine Hände den nachjtehenden, von allen Mitgliedern des Landraths 
zu leiftenden Eid: 

»Ich ſchwöre Treue dem Könige, Gehorfam den Geſetzen, Beobachtung 
der Staatsverfaffung und gewiſſenhafte Erfüllung der dem Landrathe 
auferlegten Prlichten.« 

In den folgenden Berfammlungen wird diefer Eid nur von den neu Ein: 
tretenden abaelegt. 

Der k. Eommiffär übergibt dem Landrathe die zum Wirkungskreiſe deifel- 
ben gehörigen Rechnungen zur Prüfung, fodann jene Gegenflände, welche auf 
die Anträge der betreffenden Dlinifterien nach DVernehmung des Staatsraths 
von dem Könige unmittelbar und ausjchließend ausgehen, und zwar Erftere 
am Tage der Eröffnung feiner Derfammlung. 

Er läßt die Vorträge an den Landrath durch die Mitglieder der oberſten 
Dermwaltungsftelle des Regierungsbezirfes mündlich erörtern, und die erforder: 
lichen thatfächlichen Auffchlüffe geben. 

Den weitern Berathungen und Abftimmungen haben jedoch die k. Com— 
miffarien nicht beizuwohnen. 

$. 26. Nach jedesmaliger Eröffnung des Landrathes wird: 

1) von demfelben fogleich die Wahl eines Präfidenten und eines Secretärs 
aus feiner Mitte für die Dauer der Jahresſitzung durch abfolute Stim: 
menmehrheit vorgenommen, wobei Präjidenten und Secretäre der vori— 
gen Sitzung wieder wählbar find, 

Diefe Wahl wird jederzeit durch das an Lebensjahren ältefte Mit: 
glied des Landraths geleitet. 

2) zur Befchleunigung des Gefchäftsbetriebes können Ausſchüſſe durch Wahl 
aus der Mitte des Landraths gebildet werden. 

Die Beſchlüſſe aber müſſen nachvorgingiger Berathung in voller Verfamm: 
lung des Landrachs gefaßt werden. 

Zu deren Gültigkeit wird die Anweſenheit von mwenigftend zwei Dritthei- 
len der Landrathsmitglieder erfordert. — Die Befchlüfe werden nah Stim— 
menmehrheit gefaßt, der Präfident hat nur bei eintretender Stimmengleichheit 
feine Stimme zu geben, wo fie fodann entfcheidet. 


6.27. Zur DBeforgung der Dienit: und Ganzleigefchäfte wird von dem 
Präfidenten und Secretär jedes Landraths für die Dauer feiner Der: 


10 Erftes Buch. — Staatsrecht. 


fammlung die erforderliche Anzahl verpflichteter Schreiber aufgenommen. Eben: 
demfelben wird ein Bote von der Dermaltungsftelle des Regierungsbezirfes 
beigegeben. — Diefe wird auch für Beftreitung der Regiefoften die erforder: 
liche Vorſorge auf Rechnung der Fonds des Regierungsbezirfes treffen. 


$. 28. Der Raudrath hat über feine Verhandlungen zwei von allen au: 
“ wefenden Mitgliedern täglich zu unterzeichnende Protocoffe zu führen, wovon 
dasjenige, welches auf die im $. 2, Nro. 1 — 3, dann 5 angegebenen Gegen: 
ftände Bezug hat, der Verwaltungsitelle des Regierungsbezirfes mitgetheilt 
und in ihrem Archive hinterlegt, das zweite aber, worin die Aeußerungen über 
den Zuftand des Kreifes mit alfenfallfigen Wünfchen und Anträgen ($. 2, Nro. 
4) aufzunehmen find, vom Landrathe unmittelbar dem betreffenden Staatsmi: 
nifterium zur weiteren Verfügung zugefendet wird. 

Befchwerden, welche darin vom Landrathe gegen Staatsdiener geführt 
werden, mäffen durch beftimmte Ihatfachen belegt feyn. 


$. 29. Die königl. Entfchließungen auf die Verhandlungen jedes Landraths 
werden nach vorgängiger Berathung der Diinifterien und nach Vernehmung 
des Staatsraths in einem Landrathsabfchiede zufammengefaßt,, welcher öffent: 
lich befannt gemacht wird. 

Die Verhandlungen des Landrathes über die in dem $. 2, 3if. 1 — 5 
dann 5 bezeichneten Gggenftände werden gleichfalls nach jeder Sitzung öffent: 
lich befannt gemacht. 

Die Bekanntmachung der befonderen Protocolfe aber, in welchen die Aeuße— 
rungen über den Zuſtand des Kreifes und über die etwa wahrgenommenen 
Gebrechen, dann die hierauf bezüglichen Anträge zur Abhülfe und zu Verbeſ— 
ferungen ($. 2, 3iff. 4 aufgenommen werden, ift dem Ermeffen der Staats: 
Regierung anheimgeftellt, 

$. 30. Gegenmwärtiges Geſetz foll dur das Geſetzblatt verfündet 
werden, und mit dem erften Jänner 1829 in Wirkfamfeit treten. 

Bis zu diefem Zeitpunfte find die vorbereitenden Arbeiten, fo wie die Wah— 
len zur Bildung der Landräthe in fämmtlichen Kreifen dieffeits des Rheins zu 
vollenden, damit alsdann die Ernennung der Mitglieder von dem Könige erfol: 
gen Eönne, 

$. 31. Die aus der erften Wahl hervorgehenden Landräthe haben aus: 
nahmsweife ihre Functionen nur bis zum Schluffe des Jahres 1830 fortzufesen. ' 

Der Landrath des Nheinkreifes behält bis zu diefem Zeitpunfte feine der— 
malige Perfonalformation. Für 1831 find die Landräthe in fämmtlichen 
Kreifen gleichzeitig mit den in dem Jahre 1830 eintretenden Ständewahlen zu 
erneuern. 

$. 52. Mit dem 1. Jänner 1829 treten die im Nheinfreife beftehenden, 
den Landrath betreffenden Gefese außer Kraft, und von dieſem Tage anfan— 
gend hat fich der dortige Randrath, unbefchadet der im vorflehenden $. wegen 
der Perfonalformation enthaltenen tranfitorifchen Beftimmung, nach den Vor— 
fchriften des gegenwärtigen Gefebes zu richten. . 

Hinfichtlich der Erhebung und Verwendung der dafelbft geſetzlich angeord: 
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neten Kreisnmlagen (Zuſatzcentimen) find jedoch die Beſtimmungen des 
$. 2, Ziff. 2 dieſes Geſetzes erſt von dem Anfange der dritten Finanzperiode 
an zur Anwendung zu bringen, " 

$. 35. Unfere Staatsminifterien des Innern und der Finanzen find mit 
der Vollziehung des-gegenwärtigen Geſetzes heauftragt. 


Im Monat Dez. 1816 hielt der Landrath feine erjte, und 
fofort jedes Jahr eine Sigung, worauf auch jedesmal ein F. „Ab⸗ 
ſchied“ erfolgt ift. Sch glaube aus triftigen Gründen diefe Abs 
ihiede bier aufnehmen zu muͤſſen. Der erite ift vom 13. Juni 
1817 und lautet (im Amtsbl. ©. 273) alfo: 

Wir haben Uns über die Verhandlungen des Landrathes in unferm Rhein: 
Preije, bei feiner auf das Verwaltungsjahr 1817 Bezug habenden Berfammlung 
vom Monat Dezember v. J., umfaffenden Vortrag machen laffen, und finden 
Uns bierdurh nah Vernehmung Unfers Staatsraths veranlaßt, gedachten 
Landrathe über feine Gefchäftsbehandlung im Allgemeinen, und über die frei: 
müthigen mit Beicheidenheit und fhuldiger Ehrfurcht geäußerten Meinungen 
Unfere Zufriedenheit hiermit zu erkennen zu geben, 

Indem Wir auf die Wünfche und Bedürfniffe Unferes Rheinkreiſes umd 
auf die Vorſchläge des Landrathes diejenige Rücficht nehmen und in der Folge 
noch nehmen werden, welche die Zeitverhältniffe erheifchen und erlauben, beſtim— 
men und verordnen Wir, wie folgt: 


$. 1. 
Dertheilung der directen Steuern. 


An Betreff der directen Steuern, deren Erhebung Wir für das Jahr 1817 
angeordnet haben, genehmigen Wir: 

1) die durch den Landrath vorgenommene Vertheilung diefer Steuern unter 
die vier Bezirke Frankenthal, Landau, Kaiferslautern und Zweibrücken 
und unter die einzelnen Gemeinden. 

2) die bei diefer Vertheilung befchloffene Gleichitellung der Grundfteuer 
zwifchen den ehemaligen Theilen des Departements vom Niederrhein, 
und jenen des vormaligen Donnersberger und Saardepartements, mit: 
telſt einer Erhöhung des Gontingents der niederrheinifchen Gemeinden 
zu 33%, Gentimes vom Franken, und Abfchreibung diefer Erhöhung von 
dem Gontingente der Gemeinden des vormaligen Departements vom 
Donnersberg und der Saar. | 

5) die in dem Sitzungsprotocolle des Landraths enthaltenen Entfcheidungen 
über die Befchwerden einzelner Gemeinden wegen unverhältnißmäßiger 
Befteuerung. 

4) die Trennung der Perfonal: und Meobiliarftener nah dem Verhältniß, 
in welchem folche durch den Landrath vorgefchlagen wurde. 

5) die Erhebung der Thüren- und Benfterfteuer des Jahres 1817 nad 
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den Erhebungstiften des vorhergehenden Jahres, Dabei wollen Wir 
daß nad dem Wunſche des Landraths für die Zukunft eine neue Aufzäh: 
lung vorgenommen werde, wozu Unfere Regierung die nöthigen Vorkeh— 
rungen unverzüglich anordnen wird, 


I 


$. 2. 
Büdget der Berwaltungskoften des Rheinfreifes. 


Zur DBeftreitung des durch den Landrath begutachteten Ausgabsbüdgets 
über die Verwaltungskoſten des Jahrs 1817 verordnen Wir mit Rückſicht auf 
die Anträge des Landraths und auf die unvermeidlichen Bedürfniſſe des Landes, 
die Erhebung folgender Beiſchlagscentimen von der Hauptſumme der Grund-, 
Perſonal- und Mobiliarſteuer, nämlich: 
1) für die ſtändigen und nichtſtändigen Verwaltungskoſten . . 28 Gent. 
2) für den Ergänzungdfond 2 0 2. 22 
3) für den Straßenbau 2 2 2 2 2 2 2 2 02. 6 
4) für die Rheindammbauten von allen vier Kreifen. . . 5 
5) für die Unterrichtsanftalten 2 2 2 2 ee 43 
6) für den Fond der Nichtwerthe © oo 2 2 2 en ee ch» 
7) für die Gemeinden - 2 2 2 2 0 er 0 en 5 
53 


+ r + + + » 


im Ganen . » Gent. 


ohne die beftinmten Beifchläge für die Erhebungskoften. 


Wenn Wir, wie hierdurch gefchieht, die Erhebung der 5 Beifchlagscentimen 
für die Rheindammarbeiten auf das ganze Land ausdehnen, fo berückfichtigen 
Wir dabei den Billigfeitsgrund, die Größe des dringenden Bedürfniſſes, daß 
die Dortheile der Rheinfhiffahrt nicht blos den beiden Bezirken Frankenthal 
und Landau, fondern dem ganzen Lande zu gut Fommen, während die genann: 
ten beiden Bezirke den Schaden der jährlichen. Rheinüberfchwenmungen alfein 
zu tragen haben, und es daher unbillig wäre, ihnen auch noch ausfchließlich die 
Danmbauten zur Laft zu legen. 


Was die Ausgaben betrifft, fo belaſſen Wir es für diefes Jahr bei den 
durch den Landrath begutachteten Anfäsen, und weifen Unfere Regiermg in 
Speyer an, die ausgemworfenen Summen zu den beftimmten Zwecken zu ver: 
wenden. 

Dabei beftimmen Wir: j 

1) daß Wir die Befoldungen und übrigen Koften Unferer Regierung zu 
Speyer, fo wie die Befoldungen der Staatsprocuratoren bei fünmt: 
lichen Gerichtsftellen auf Unfere Staatsfaffe übernehmen wollen, und 

2) daß Wir den reinen Ertrag der Rheinfchiffahrtsuetrois, welcher Uns 
nach Verhältniß der Uferlänge Unferes Nheingebietes zukommt, vorzüg— 
lich zu den Ufer: und Waſſerbauten werden verwenden laffen, und was 

3) den Straßenbau betrifft, fo fol Uns die Regierung einen, nach den 
gegenwärtigen DVerhältniffen des Landes bemefjenen und auf Billigkeit 
gegründeten Worfchlag einer neneni@lafjification der Straßen vorlegen, 
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damit Wir hiernach beftimmen Fönnen , welche Unferer Staatsfaffe oder 
den Lande oder beiden zugleich zu unterhalten oder zu erbauen oblie- 
gen follen. 

4 Auch werden Wir in Ueberlegung ziehen laffen, ob nach den Bemerkungen 
des Landrarhs die Adminiftrativjuftiscommiffion nicht ganz entbehrlich 
und mit den Attributionen der Regierung oder der Kreisdirectionen zur 
Erfparung der diesfallfigen Auslagen vereinigt werden kann, fo wie Wir 
wegen der definitiven Organifation der Kreisdirectionen Unfere Beftim: 
mungen noch vorbehalten, 


$. 5. | 
Katafterarbeiten. 


Damit unter allen Theilen Unferes Rheinkreifes eine möglichft genaue 
Gleichitellung in der Grundbefteuerung ſowohl zwifchen den verfchiedenen Be— 
zirfen und Gemeinden, ald auch in der weitern Vertheilung unter die ein- 
zelnen Steuerpflichtigen zu Stande gebracht werde, wollen Wir, daß die Ka— 
taftralarbeiten fortgefest, zuvor aber das Syſtem, wonach unter der franzö— 
ſiſchen Regieruug dabei verfahren wurde, einer gründlichen Reviſion unter: 
mworfen werde. 

Unfere Regierung zu Speyer wird fich unverzüglich mit diefer Revifion 
beihäftigen, und Uns die desfallfigen Verbefferungsvorfchläge vorlegen. 


Zum Zweck der fortzufesenden Kataftralarbeiten verordnen Wir für das 
Jahr 1817 die Erhebung des geſetzlichen Steuerbeifchlages zu 4, der Hauptſteuer. 


$. 4 
EGonfumtiongfteuer. 

Mit Wohlgefallen haben Wir aus den Verhandlungen des Landrathes 
entnommen, daß derfelbe in Betreff der einzuführenden Gonfumtionsftenern 
Unfere Abficht nicht mißfannte, welche blos dahin gerichtet ift, durch diefe Auf: 
lage theils in der allgemeinen Beitragspflichtigfeit zu den öffentlichen Laſten 
eine gerechte Ausgleichung zu erzielen, damit nicht blos die produzirende Elajfe, 
wie es feit der Aufhebung der droits reunis der Fall ift, fondern auch die 
confumirende zu den Bedürfniffen des Staats gezogen werde, theils für die 
Abſchaffung mehrerer, die Juſtizpflege erfchwerender Abgaben, und für den 
Verluft der durch die Aufhebung der droits reunis der Staatskaffe entzogenen, 
viel bedeutenderen und drücdenderen indirecten Auflagen einen Erfas zu erlans 
oen, welcher um fo weniger entbehrt werden Fann, als die fo nothwendige 
Verbefferung des Cultus, der Pfarrbefoldungen, die Errichtung eines neuen 
Bisthums ꝛc. 2c. für Unfere Staatsfaffe eine neue große Laſt herbeiführen wird. 


Die autachtlihen Vorſchläge des Landraths über die Erhebungsart diefer 
Eonfumtionsfteuern, fo wie die befonderen Bemerkungen einiger Mitglieder 
über diefen Gegenftand, werden Wir näher prüfen laffen, und bei der Fünfti- 
gen Einführung diefer Abgaben zum Wohl Unferer Unterthanen darauf Bedacht 
nehmen. 
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$. 5. 
Sufizpflege 

Zur Erleichterung der Suftizpflege , welche theild durch überhäufte Forma— 
lien bei der Prozedur, theild durch hohe Gerichtstaren, theild durch einige 
drücende Abgaben erfchwert ift, haben Wir bereits eine Revifion der Eivil- 
prozedur angeordnet; Wir wollen aber, um den diesfallfigen Wünfchen des 
Landrathes entgegen zu Fommen, daß Uns auch über die Herabfegung der Ta: 
ren der Gerichtsboten, über die Feftfesung der Notariatstaren, über die Ab: 
fhaffung der Gerichtöfanzleigebühren (droits de grefle) und die Vermin— 
derung der Hppothefengebühren unverzüglih Worfchläge vorgelegt werden, 
mit deren Bearbeitung fich Unfere Negierung befaffen wird. 


$. 6. 
TZerritorialeintheilung. 


Da zum Zwede einer beffern Gemeindeverwaltung manche Veränderungen in 
der gegenwärtigen Territorialeintheilung Unferes Rheinfreifes nothwendig find, 
worüber der Landrath feine Anfichten geäußert hat; fo hat Unfere Regierung 
bei Ausarbeitung der diesfaltfigen Vorfchläge auf die Bemerkungen des Randra= 
thes diejenige Nückficht zu nehmen, welche mit den Localitäten und dem neuen 
DVerwaltungsfyfteme vereinbarlich feyn wird. 


9. 7. 
Unterrichtsanſtalten. 


Von der Nothwendigkeit und Wichtigkeit einer aufgeklärten Volksbildung 
überzeugt, haben Wir bereits die Vorarbeiten zu einer zweckmäßigen Einrich— 
tung des Schulweſens in Unfern Rheinlanden, befonders der untern Schulen 
angeordnet; um aber auch die Ausführung diefer Maßregel zu fihern, und 
Unferen Rheinfanden einen Beweis Unferer Iandesväterlichen Fürſorge zu ge- 
ben, entfprechen Wir mit Vergnügen dem Antrage des Landraths, indem Mir 
zu dem allgemeinen Schulfonds einen Beitrag von 50,000 Franken für das 
laufende Fahr nach dem Wunfche des Landraths aus der für diefen Zweck noch 
fortdaurenden Steuer (Decime vom Franken) auf Unfere Staatskaſſe an: 
weifen, 

$. 8. 
Yrmenanftalten. 


Die Bemerkungen des Landraths über eine beffere Einrichtung der Wohl- 
thätigfeitsanftalten,, befonders der Rocalinftitute empfehlen Wir Unferer Re: 
gierung zur Bedachtnahme, in fo weit es die Verhältniffe erlauben. 

Die unbemittelte Volksclaſſe wird übrigens in den gegenwärtigen Zeiten 
der Noth bei den angeordneten Straßen: und Rheindammbauten zum Erwerb 
ihrer Bedürfniffe Gelegenheit haben. 


$. 9, 
Deffentlide Holzmagazine 
Um die Einwohner Unſerer Rheinlande nicht länger dem drückenden und 
verderblichen Wucher der Holzhändler hinzugeben, wird fich Unfere Regierung 
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unverzüglih mit Vorſchlaägen befchäftigen, auf welche Weiſe uud an welchen 
Orten Holzhöfe für Nechnung Unfers Aerars anzulegen wären, woraus deu 
Einwohnern ihr Holzbedarf gegen billige Preife verabfolgt werden Fönnte. 


$. 10. 
Maasund Gewicht. 

Da das Syſtem der metriſchen Maaſe und Gewichte, welches ehedem durch 
die franzöſiſche Regierung in Unſeren Rheinlandeun eingeführt ward, aller Ver— 
fügungen ungeachtet nie ganz zum Vollzug gebracht werden konnte, der Land— 
rath es aber doch nicht gerathen fand, jest ſchon eine Veränderung hierin und 
ein ganz neues Maas: und Gewichtsſyſtem einzuführen, fo fol diefer Gegen: 
Hand bei der nächften DVerfammlung neuerlich in Berathung gezogen werden. 

| $. 11. 
Brandverfiberungsanfalt. 

Um den Unterthanen Unferes Rheinkreifes die Vortheile einer Brandver-: 
überungsanftaft zu verfchaffen, werden Wir unverzüglich die Vorfchläge, welche 
dem Landrathe hierüber mitgetheilt wurden, in Vollzug ſetzen laffen, wozu 
Zur Unfere Regierung beauftragen, und deren weitere Anträge gewärtigen. 

$. 12. 
Militärconferiptiom 

Auch werden Wir die Mititärconfeription, welhe Wir in Unferem Rhein: 
Preife einzuführen befchlofen haben, nach dem Gutachten und dem Wunfche 
des Landrathes auf diejelben Grundfäse feſtſetzen, welche bereits in Unferen 
älteren Staaten hierüber angenommen find. 

$. 15. 
Zilgungder®emeindefhulden 

Ueber den vorgefchlagenen Entwurf einer Verordnung in Betreff der Til: 
aung der Gemeindefchulden werden Wir Uns noch näheren Vortrag machen 
laffen, und hiernächſt unter möglichſter Berückſichtigung der Bemerfungen 
des Landraths diejenige Tilgungsmethode vorfchreiben, welche fowohl dem 
Intereffe der Gemeinden, als den erworbenen Rechten der Gläubiger und den 
Verhaͤltniſſen des Landes überhaupt entfprechen wird, 

$. 14 
Revifion mehrerer Geſetze und Inftitute. 

Endlich werden Wir, um den Wünfchen des Randraths zu entfprechen, eine 
Revifion der Zorft: und Jagdgeſetze, fo wie auch des Tarifs der Patentgebüh: 
ren, und eine befjere Aufficht über die Führung der Givifftandsregifter an: 
ordnen. 

Vergütung der Kriegslieferungenvonden Jahren 
1814 und 1815. 

Unfere Regierung hat bereits die Liquidationen bei der Faiferlich ruffifchen 
Eommiffion in Frankfurt beendigt, mit andern Höfen wird folche eingeleitet, 
und es werden die Refultate feiner Zeit dem "Randrathe befannt gemacht 
werden. 

Wir verfehen Uns zu dem Landrathe und den Unterthanen Unſeres Rhein: 
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Freifes, daß fie in diefen Beftimmungen Unfere wohlgemeinten landesväterlichen 
Abfichten erkennen, und zur Ausführung derfelben nach Kräften beitragen 
werden. 


Der Abfchied vom 9. März 1818 (Amtsbl. ©. 643) heißt: 

Ueber die Iandräthlichen Verhandlungen, welche Uns mit Bericht vom 12, 
Dezember vorigen Jahrs vorgelegt worden find, haben Wir Uns in Unferm 
Staatsrathe Vortrag erftatten laffen, und indem Wir mit Wohlgefallen wahr: 
genommen, daß der Landrath feiner wichtigen Beftimmung und Unfern Iandes- 
väterlichen Abfichten zu entfprechen beftrebt geweſen ift, haben Wir befchloffen 
und beftimmen, wie folgt : 

I. 

Berwendung der Fonds von 1816 


Die Nachweifung über Einnahmen und Ausgaben für die Periode der 
legten 8 Monate des Jahres 1816 ift nach der Erflärung des Landraths als 
erledigt anzufehen. Hiernach find auf das Jahr 1817, vorbehaltlich der Revi— 
fion der Rechnungen, überzutragen: 

5. Ct. 
a) bei den Berwaltungskoften an Ubgana > 2 2 2 2 2 0. 5,98 — 
b) bei dem Straßenbau an Heberfchuß - - «0-0. + 10,096 70 
ec) bei den Rheindämmen an Ueberfhuß - + 2 2... 21,155 50 
d) bei dem Gatafter an Ueberfhuß » » . . .» 00. U 75 

Mebrigens follen dem Landrathe auf deffen Berlangen die Nechnungen 
felbft vorgelegt werden, 


I. 
Steuern für 1818. 
Wir genehmigen die von dem Landrathe vollzogene Nepartition der in bis— 
heriger Größe beibehaltenen Grund, Perfonal: und Mobiliarfteuer für das 
Jahr 1818, und die von demfelben erledigten Stenerreclamationen. 


IM. 
Innere Verwaltung. 


D Nach dem Iandräthlichen Gutachten folfen die Fonds für die Koften der 
innern Verwaltung für das Jahr 1818 in folgenden Poften beftehen: 

fl. kr. 

a) für die Bezirkcommiffariate - = 2 = 0 0 0 0. 48,360 541% 
B) für bad UrdiY - » 2» 0 0 1 0 1 1 1 1 5 2,200 — 
ec) für die Medicinalanftalten » 2 0 vr 0 0 0. + 13,086 — 
d) für die Eincafernirung der Gendarmerie + + + + 3550 — 

e) für die Haupt: und Nebencaffen - + 2 + + 0. «+ 14,50 — - 
HD für die Friedensgerihte 2 2 0 288,068 — 


119,714 54% 
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fl. kr. 

Meberirad 5 0 na ea ce MB Hy 

g) für die Bezirkögerihte- © 2 2 2 0 0. ... 5702 — 

1) für das Appellationsgeriht 2 «0 0 0 0 0 0 0. 29,570 37" 
) für die Gefängnife - 2 2 2 2 2 0 0 0 0 0 0. 70000 — 
k) für das Armenhaus - a 2 eo 2 14,000 — 
) für die Stipendien - © 2 2 0 2 ee. 2020. 10 — 
m) für dem botanifhen Garten - - = 2 2 2 2 41400 — 
na) für das Landesgeflüt 2 2 2 2 2 0 0 0 0 0 0. 7000 — 
0) für die Bilreaukoften des Eonfiftoriumd - » 14,856 — 

p) für die Zulagen der Bisſthümer 2 2 2 0 0 0 02,589 55% 
Do Ries 4 rn nenn 18806 35 


Summa 295,80 — 





2) Der Landrath hat fich ferbft überzeugt, daß auf die DVerbefferung der 


5) 


4) 


)) 


Gefängnißanftalten die möglichft größte Sorge verwendet worden ift; — 
alte Vorfchläge und Erinnerungen , welche derfelbe zur Verbeſſerung der 
Defonomie vorgetragen hat, folfen von Unferer Regierung genau berück— 
fihtigt und die Ausfcheidung der Gefangenen mach den verfchiedenen Lans 
desabtheilungen,, wenn fie noch nicht gefchehen feyn folfte, fogleich vollzo— 
gen werden. 

Das Armenhaus zu Frankenthal ift ein fo wichtiges Inſtitut des Landes, 
daß Wir alle Erinnerungen des Landrachs über feinen Aufwand beachtet 
wiſſen wollen. 

Unfere Regierung wird daher die Unterfuchung der fchon in frühern 

Jahren beftandenen Gebrechen beendigen, alle Theile der Haushaltung 
reguliren und einen ordentlichen Etat herſtellen, welcher gegen Rückſtände 
vorhergehender Jahre eben fo, wie gegen Anticipationen Fünftiger Jahre 
gefichert ift. Damit der Landrath mit vollfommener Sachkenntniß darüber 
urtheilen könne, fol ihm künftig jedesmal die Rechnung des vorhergehen: 
den Fahres zur Einfiht mitgetheilt werden. 
Rückſichtlich der Findel: und verlaffenen Kinder beftätigen Wir den An— 
trag, daß die fernere Pflege derfelben mit dem Armenhaus verbunden, 
der dadurch vermehrte Koftenbetrag mittelft der Prelevemens gededt, 
und die Zaren für öffentliche Luftbarkeiten an die Gemeindecaffen über: 
wiefen werden. 

Diefe Verfügung hindert nicht, daß die Pfleglinge noch ferner red: 
lichen Pilegeältern zur Erziehung überlaffen bleiben. 

Der Erfab der Berpflegungskoften für die erft lange nach der Iren: 
nung des Landes von der großiherzoglich-heffifhen Regierung übernommee 
nen Pilealinge, ſoll anf alle zweckmäßige Weife Betrieben werden, 


IV. 
Steuerbeifdhläge 


Die Steuerbeifchläge und deren Beſtimmung werden nach dem Gutachten 
des Landraths auf folgende Weiſe feitgefent: 


Dr. Eirbenpfeifter’s 2 
Danarus der Derfaflung x. II, 
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a) für die Koften der innern Verwaltung » » nen 
b) für Nihtwerthe - - 2 000 een nee 

e) für den Kreisihulfonde -. » 2 2 0 * 

d) für den Strafendbauu .» 2: 2 2 0 ee een. 
e) für die Rheindäimme . - 0 0 een ne. 

f) für die Gemeindebedürfniffe - - - : ee * 

ge) für das Centralgefängniß... 

h) für die Brand:Affecuran ... N ——— ; 

2) Die Studien-Anftalten und die Schulen ſollen —— von Unferer 
Regierung mit aller Sorgfalt gepflegt, und auf deren Verbeſſerung jeder 
mögliche Bedacht genommen werden. 

Bei der Derwendung der für diefen Verwaltungszweig beſtimmten 
Fonds ſind die Erinnerungen des Landraths zur Richtſchnur zu nehmen. 

Die für die Studienanſtalten und das Schullehrerſeminar aus dem 
Kreisſchulfonds angekauften Gebäude ſollen Eigenthum dieſes Fonds bleiben. 

3) Auf die bereits vorliegenden Anträge über die Ausſcheidung der Straßen, 
deren Laſt künftig dem Finanz-Aerar einerſeits, oder dem Lande anderer— 
ſeits obliegen ſollen, werden Wir demnächſt Entſchließungen faſſen; für 
das Jahr 1818 kann es bei den votirten Steuerbeiſchlägen für dieſen 
Zweck ſein Bewenden haben. 

Unſere Regierung wird nach den wohlbemeſſenen Erinnerungen des 
Landraths alle Erinnerungen genau prüfen, läſtige Bedingungen zu ver— 
meiden fuchen, gegen alle Bevortheilungen zu wachen wiffen, und bie 
Derfteigerungen in die möglichſt kleinſten Roofe vertheilen. 

4) Der größere Aufwand, welchen in diefem Jahre die Dammbauten erfor: 
dern, wird, wie fich der Landrath felbft überzeugt hält, durch die gewiſſe 
Ausſicht gerechtfertigt, daß diefe Laft in der Folge, wenn die Dämme 
einmal in guten Stand hergeftellt find, größtentheild wieder hinwegfällt, 
und blos auf die Unterhaltung befchränft werden darf. 

5) Zur Herftellung des Gentralgefängniffes zu Kaiferslautern follen unver: 
züglich die Weberfchläge gefertigt, und die nöthigen Materialien in der 
biezu geeigneten Jahreszeit beigefchafft werden. ‘ 

6) Die Unterftüsung der Brand-Affecuranzanftalt, mit dent hiezu erforderli- 
chen Vorfchußfonds, hat zu Unferer befonderen Zufriedenheit gereicht. 


V. 
Katatcſter. 
Zur Fortſetzung der Kataſterarbeiten beſtimmen Wir den herkömmlichen 
Fonds des dreißigſten Theiles der Grundſteuer mit dem Vorbehalte, ſofern der— 


ſelbe nicht zureichen ſollte, den Betrag des Jahres 1817, welcher nicht erhoben 
wurde, dazu noch zu verwenden. 


21 0o10— 


VI. 


Conſumtionsſteuer. 
Wenn Wir gleich die Motive, worauf der Landrath ſein Gutachten über 
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de Einführung einer Conſumtionsſteuer gegründet hat, nicht durchgehends an— 
wertennen vermögen, fo wollen Wir doch, in Erwägung der von dem Kriege 
nacaelaffenen drücdenden Folgen, und in Rückſicht auf die beftehende Theuerung 
der orten Lebensbedürfniffe, Unfern Unterthanen im Rheinkreife die befagte 
Einführung einer Confumtionsauflage für das laufende Jahr erlaffen, die defini- 
tie Entichliefung für die Zukunft aber noch vorbehalten, und den Gegenſtand 
einer neuerlichen forgfältigen Prüfung unterwerfen. 

Unter diefen Verhältniſſen müffen aber der Zufchlag von einem Zehntheile 
der Einregiftrirungs = und Stempelgebühren, die Gerichtsfchreibereis nnd die 
Transkriptionstaren in der bisherigen Weife noch fortdauern, bis der Ertrag 
verielben durch irgend ein andered Mittel wieder gededt werden Fann. 

Judeſſen find Wir ganz geneigt, den Ertrag diefer Zaren ausfchließlich zur 
Drtation des neuen Bisthums, zur DVerbefferung des Erziehungswefens und 
der Suſtentation der Geiftlichfeit verwenden zu laffen, und zu diefem Ende 
wird insbefondere zum Beten des Erziehungswefens fchon für das Jahr 1818 
ca Betrag hieraus von etwa 24,000 fl. in das Büdget aufgenommen werden. 


VII. 
Beſondere Anträge. 


Dem Verlangen einer beſtimmten rechtlichen Verfaſſung wird durch die 
bevorftehende allgemeine Verfaſſung des Reichs, mit geeigneter Berück⸗ 
fihtigung der in dem Rheinkreiſe beftehenden befondern Einrichtungen, 
entfprochen werden. 

Uebrigens find Wir demfelben, in Beziehung auf die Verwaltung, 
durch die erlaffenen mehrern Anordnungen bereits entgegen gekommen. 

2) und 5) Bei der Auswahl und dem Mechfel der Staatsdiener, werden 
Wir die Anträge des Landraths, fo weit Wir fie mit dem Wohl des 
Dienftes und den perfönlichen Verhältniffen der Staatsdiener vereinbar: 
lich finden, berüdfichtigen. 

3) Die Deffentlichkeit der Gerechtigkeitspflege ift unverändert geblieben, und 

die von dem Landrathe angetragene Verbeſſerung der Gefchwornengerichte 

und der Eivilprocedur, unterliegen näherer Prüfung. 

Wegen Unterordnung des DBormundfchaftswefens unter die Aufficht der 

Fuftisftellen wird geeignete Verfügung getroffen werden. 

6) Der Vereinigung der Schulen ohne Unterfchied der Religion fteht überall 
fein Hinderniß entgegen, wo die verfchiedenen Religionstheile ſelbſt dazu 
geneigt find, 

Wenn zu den Bezirfsfchul: Infpectoren die vorzüglichiten Geiſtlichen 
deshalb gewählt werden, weil ihre Bildung und ihr Beruf fie dazu bes 
fonders qualificirt, fo find dadurch gleich gebildete Laien, welche diefem 
Fache ihre Kräfte widmen wollen, nicht ausgefchloffen,, und werden auch 
dermal ſchon verwendet. 

7) Um den fo oft gehegten Wunfch einer beifern Dotation der Geiftlichkeit 
zu erfüllen, iſt bereits die von dem Landrathe beantragte Aufnahme des 


— 
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gegenwärtigen Standes der pfarrlichen Einkünfte eingeleitet worden, wo— 
von demſelben die Ueberſicht mitgetheilt werden wird. | 

8) Die Theilnahme der Ortsvorflände an dem Kirchenrechnungswefen unter: 
fiegt nach den beftehenden Verordnungen feinem Anftande, 

9) Ueber die Frage: ob die Prelevemens von den Gemeindeeinkünften Fünf: 
tig eben fo, wie bie Steuerbeifchläge, mit Berathung des Landraths 
beftimmt werden follen? erwarten Wir das Gutachten Unferer Regierung. 


10) Nückfichtlich der Beſchwerde über den im Jahre 1815 angeblich unter: 
nommenen Verſuch der Wiederherftellung der Sagdgerechtfame, wird auf 
die Entfehließung Unferes Sinanzminifteriums vom 28. Dezember vorigen 
Jahrs verwiefen. 

11) Die Tilgung der Gemeindefchulden wird nach Unferer Verordnung vom 
9. November 1817, unter fteter Berückſichtigung ber Dringenheit der 
Forderungen und des Zuftandes der Gemeinden, befördert werden. 

12) Wenn zur Bezahlung rückſtändiger Forderungen von Lieferanten, Aus- 
fchläge auf ganze Eantone, Bezivke, oder den ganzen Kreis künftig er⸗ 
forderlich werben follten, fo dürfen folche Ausfchläge ohne Unfere Aller: 
höchſte Genehmigung nicht geſchehen. 

Betreffen dergleichen Ausſchläge nur einzelne Gemeinden, Cantone 
oder Diſtricte, ſo genügt es, wenn ſolche, in fo fern fie von der bethei— 
figten Gemeinde ſelbſt nachgefucht worden find, von Unferer Regierung, 
nach Vernehmung des Randeommiffariatd geprüft, oder, in fo fern fie 
von Unferer Regierung ſelbſt für nöthig erachtet werden, die Borfteher 
der Gemeinden, Cantone und Diftricte darüber vernommen werden. 

15) Weber die Erinnerung ded Landraths rückfichtlich der Yolzhöfe, und des 
Preiſes in denfelben, fo wie : 

14) Weber die Vergütungspreife für Quartier, Verpflegung, Fourage und 
Vorſpann, und 

15) über die Einführung eines gleichen Maaßes und Gewichts, werden Wir, 
nach vorläufiger näherer Vernehmung Unferer Regierung, welche diesfalls 
Bericht zu erftatten Hat, geeignete Entfchließungen treffen. 

Unfer Landrath wird in diefen Befchlüffen den wiederholten Beweis Unferes 
Vertrauens, fo wie Unfere Unterthanen die Beruhigung finden, daß Wir ihrem 
Wohl Unfere beftändige Sorgfalt widmen. 


— — — — — 


Abſchied vom 1. Februar 1819 (Amtsbl. S. 21): 


Wir haben Uns über die im Rheinkreiſe vom 26. October bis 5. November 
1818 gepflogenen Iandräthlihen Verhandlungen Vortrag erftatten laffen, und 
ertheilen zur Erledigung der geftellten Anträge, durch gegenwärtigen Abfchied, 
mit Anerkennung der Anfprüche, welche ſich der Landrath auf Unfer Vertrauen 
und Unfere befondere Zufriedenheit auch im dieſen Sitzungen erworben hat, 
nach Vernehmung Unſeres Staatsraths, nachſtehende Entſchließungen. 
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I, 
Abrechnungen vom Jahre 1817. 


1» Rit Zuftimmung des Landraths werden, nachdem die Abrechnung des 


Jahres 1817 als befriedigend angenommen worden ift, auf die Abrechnung 


für das Fahr 1818 übergetragen: 
5. Et. 


a) bei den Nichtwerthen, Meberfhuß - » 0 0 0 0 0. 53,968 65 
b) bei den Derwaltungskoften, Abgang « « o « 0 .. . 56,248 6 
e) beidem Straßenbau. - oo 0 0 0 0 0 ee a » 
d) bei dem Dammbau, Abgang... ee. . 4617 WM 
e) bei den Unterrichtsanftalten, Weberfhuß - = » 0 0. . 13,220 94 
N bei den Gemeindebedürfniſſie.. 2 » 
ge) bei dem Gatafterüberfhuß - » 2 2 2 0 0 0 2.0. 7692 35° 


2) Der Vorfchlag, die Abrechnung Fünftig allegeit auf das zweite Jahr zurück 


— 


2 


— 


zuſeßzen, und dabei die Kreis- und Finanzfonds gänzlich auszuſcheiden, wird, 
da innerhalb des verlängerten Termins die Eaffarechnungen vollkommen 
gefchloffen feyn Eönnen, ald ganz zweckmäßig genehmigt. 


u. 

Steuergegenftände 
Die vom Landrathe vollzogene Vertheilung der Grund:, Perfonal- und 
Mobiliarftener in der ivon Uns beftimmten Größe auf die einzelnen 
Bezirke und Gemeinden, mit Einfchluß der neuen Zugänge von 1525 fl. 
% Er., wodurd das Principale der Grundfteuer auf 741,525 fl. 26 fr. 
fih erhöht, erhält Unfere Beftätigung. 
Für eine vollftändigere Inſtruirung der Steuerreclamationen ift bereits 
durch die neuen in Druck gelegten Inftructionen der Steuerämter, und 
geeignete Anweifungen der Land: Commiffariate und der Steuer-Control— 
ämter Vorſorge getroffen, 
Ueber die Rectiflcirung der Hebegebühren nach dem Werhältniffe der 
Yemter zu den Bezirkscaffen erwarten Wir den nähern autachtlichen Be— 
richt Unferer Kreisregierung. 


IIL 
Poftulate für das Jahr 184 
A. Berwaltungskoften. 


Die Berwaltungstoften werden feftgefebt : 


1) 
2) 


fl. fr. 
für das Archiv . ..*. » . ” — . * + . * - 2,200 
für das Appellationsgericht - = = = 2 2 2 2 2 2. BU — 


5) für die Begirfögerihte - 2 2 2.2 2 2 2 2 2 2. 000 — 


4) 


für die Miethzinſe der Zribunae 2 2 2 2 2 2 2. LM 32 


5) für die Sriedensgerihte - - 2 2 2 2 2 2 nee. DB — 
6) für die Land:Eommillariate >» 2 2 2 22 202000. 49,160 561% 
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7) 

8) 

9) 

10) 
11) 
12) 
15) 
14) 
15) 
16) 
17) 
18) 
19) 
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A fl. fr. 
für die Cantondärite - © 2 2 2 2 ee en 0. 14156 12 
für die Sefängnife 2 0 2 0 een ne 70,000 — 
für das Gafernement der Gendarmirie ——— 4,197 24 
für das Armenhaus . - 2 2 2 2 —13,000 — 
für den botanifchen Garten . «2 2 2 0 0 m... 1,100 — 
TOR DRS. 7,000 — 
Far Me Stiyenbien 4227, 35 08h 1,500 — 
für das Eonfiflorium > oo 2 2 ann rn.“ 1,856 — 
IE DAS ANDRE 3. N 4 2,50 — 
ae DE RI ee ea 4,550 — 
für die Besirfscaffen - 2 2 2 2 2 104040 40 
für ME PER a a ti 0 
für den Reſervefond. —12274 40% 


Summa 296,518 40 
B. Steuerbeifchläge. 


Wir bewilligen die von dem Landrathe votirten Steuerbeifchläge, nämlich : 


Proc. 
U DEBEHEDE: u. u ee a 
für Die 
für Die Straßenbanten. . 2 4 a 0 a sa a aaa 
FRE DIE RUEIRBEER- 5 ee ee 
für Die Unterrichtönnflalten - > «0 0a a ea —4 
für die Gemeindebedürfniffe 2 2 2 2 0 2 ee ie. 
für das Eentralgefängniß zu Kaiferslantern .... . 
für die Baukoften des Tribunals und Gefängniffes zu Sranfenthat r 
für die Herftellung des Doms zu Speier « 2 2 2 2 0 00... 


2 „-m.uruafn. 


Zwammen 


nebit 3'4 Procent für die ————— 
Es hat übrigens 
1) zu Unſerm Wohlgefallen —— daß der Landrath für die Studien⸗ und 


2), 


Schulanftalten auf das Jahr 1819 ein Procent mehr beftimmt, und ein: 
müthig befchloffen hat, für jest und immer dem allgemeinen Schulfonde 
3 Procente aus den Kreisfonds zu widmen, und nachdem hiedurch die 
Vorausſetzungen erfüllt find, auf welchen die bereits unterm 12. Septem— 
ber vorigen Jahres eventuell gegebene Zuficherung beruhte, fo werden 
Wir zu gleichem Zwecke einen jährlichen Zufchuß von 24,000 Gulden aus 
den Finansfonde, resp. aus den hiefür befonders bezeichneten DANKEN 
leiften laſſen. r 

Ueber die Einführung des Schufgeldes bei den Studienanftalten wird 
an Unfere Regierung, auf deren deifallfigen Specialbericht, beſondere 
Entſchließung folgen. 
Wenn die Baukoſten des Tribunalgebäudes und des Gefäugniſſes zu Frau— 
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kenthal mit dem bemilligten 2 Procent, dann mit den in der Abrechnung 
des Jahres 1817 ftehen gebliebenen 7400 Franken und mit dem Erlös 
aus dem zu veräußernden Garten und Nebengebäude dafelbft beftritten 
werden können, fo wollen Wir es hiebei bewenden, und die Forderung 
eines weitern Procents erlaffen. 

In Anfehung der Beiträge zu dem Straßenbau aus den Finanzfonds 
behalten Wir Uns baldige befondere Entfcheidung vor. Indeſſen geftatten 
Wir, daß außer den für diefen Zwed auf die Kreisfonds gelegten 6 Pro: 
centen auch noch die von dem Landrathe in feiner Situng vom 50. Octo— 
ber zugeftandene freiwillige Goncurrenz der zunächft betheiligten Gemein: 
den für die Herftellung der Straße von Neuftadt nach Frankenthal, der 
Straße im Alſenzthal, der, Straße von Speier nach Landau, der Straße 
von Frankenthal nah Grünftadt, der Straße im Lauterthal, und für die 
Glanſtraße zur Hülfe genommen werde. 

Da fchließlih der Landrath aus wohl erwogenen Gründen wiederholt 
darauf angetragen hat, daß die Steuerbeifchläge für die Gemeindebedürf: 
niffe in Die Kreiscaffe eingezogen, und für diejenigen Gegenftände, wofür 
die in gleicher Summe erhobenen Prelevements aus dem Gemeindever- 
mögen beftimmt waren, verwendet, dagegen aber diefe Prelevements ganz 
aufgehoben werden möchten; fo haben Wir Beinen Anſtand gefunden, auch 
diefem WAntrage Unfere Genehmigung zu ertheilen; worüber Wir Uns 
auf das dieffalffige, bereits erlaffene Refeript beziehen, 


IV. 
Einführung gleihen Maafes und Gewichts; und Penfiong: 
Regulativ für die proteftantifhe Geiſtlichkeit. 

Rüdfihtlich der in Folge Unferer Specialbefehle am den Landrath gebrach— 

ten zwei weitern Gegenftände, nämlich: der Einführung gleihen Maaßes und 

Gewichts und eines Penfionsregulativg für die proteftantifhe Geiftlichfeit, wer: 

den Wir die in den Specialprotocollen umftändlich entwickelten Anfiöhten einer 

nibern Würdigung unterwerfen, fobald darüber die abgeforderten Berichte Un: 
ferer Kreisregierung eingelanfen ſeyn werden. 


V. 
MWünfhe und befondere Anträge 


- Was endlich die aeäußerten Wünſche und befonderen Anträge des Land: 
raths betrifft, jo find Wir 

1) Nicht abgeneigt, die neue Verordnung über die Gewerbfteuer, welche auf 
das von Amtswegen geftellte Gutachten Unferer Kreisregierung in Speier, 
nach umftändlicher Berathung, mit NRücjicht auf die großen Gebrechen 
des vormaligen Patentgefenes, und mit möglich größter Milderung meh: 
rerer Beflimmungen, erlaffen worden ift, einer newerlichen Prüfung zu 
unterziehen, wenn gedachte Unfere Regierung die eigentlichen hierüber 
beftehenden Befchwerden gründlich nachweifen und erörtern wird, 


w 
— 
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2) In Anfehung der Privatforderungen an Frankreich, und 
5) In Anfehung der Forderung des Landes für die Verpflegung ber allüirten 


4) 


Truppen, — find die zur Erledigung noch erforderlichen Recherchen, Ki: 
quidationen und Unterhandlungen in vollem Gange, und Wir werden bei 
näherer Entwidelung der Refultate, die befondern Intereſſen des Rhein: 
Freifes auf alle mögliche Weife berückfichtigen laffen. 


Das Verlangen des Landrathes, daß von den öffentlichen Caſſen mehrere 
andere, als die zugeflandenen Münzforten, und befonders das Gold, 
angenommen werden möge, Fann, da hierüber fonft noch Feine Klage vor: 
gekommen ift, und theils die getroffenen Anorduungen mit ber Einfüh- 
rung des deutfchen Münzfußes auf das genauefte zufammenhängen, theils 
anf Grundſätzen ruhen, welche bei allen Staatscaſſen des ganzen Reichs 
beobachtet werden müſſen, nicht gewährt werden, und Wir finden Uns 
außer Stand, von den dießfalls erlaſſenen geſetzlichen Vorſchriften eine 
Abänderung zu bewilligen. 


5) Dem ferneren Verlangen des Landrathe’, daß dem Cataſterweſen eine 


größere ThätigPeit gewidmet, und die Vermeffungen in größerer Ausdeh- 
nung betrieben werden möchten, wird Unfere Kreisregierung mit allem 
Eifer zu entfprechen fuchen. Diefelbe wird 


6) nicht minder beſtrebt ſeyn, den Bau des Centralgefängniſſes, nach Hin- 


7) 


8) 


wegräumung der bisherigen Hinderniſſe, und nad Vollendung der nöthi— 
gen Vorarbeiten; dann 


die Berichterftattung über die Verpachtung der Fifchereien auf den Floß— 
bächen, mit ausführlicher Entwicelung der dießfalls beftehenden geſetzli— 
chen und financiellen DBerhältniffe zu befördern, fo wie auch 


die bereits eingeleitete Revifion der Forſt- und Jagdordnung beſchleunigt 
werden wird, 


Abjchied vom 6. April 1820 (Amtsbl, ©. 21): 


Mir haben Uns über die im Rheinkreife vom 2. bis 15. November 1819 
gepflogenen laddräthlichen Verhandlungen Vortrag erjtatten laffen, und erthei: 
len auf die geftellten Anträge durch gegenwärtigen Abfchied unter Bezeugung 
Unferer befonderen Zufriedenheit mit dem auch in diefen Sitzungen bewiefenen 
Geift ausgezeichneter Ordnung, nach Vernehmung Unferes Staatsrathes, nad: 
ftehende Entfchließungen : 


1) 


1. 
Abrechnung vom Jahre 1817. 


Nachdem die Abrechnung des Jahres 1817 als befriedigend angenommen 
worden ift, fo werden mit Zuffimmung des Rau hehe auf die Abrech: 
nung für das Jahr 1818 übergetragen: 
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Br. 

a) bei den Nichtwerthen, Ueberfhuß - » » 2 v0 0 0. 39,254 
b) bei der innern Verwaltung, Ubaang +» » 0» 0. 0. 56,490 
e) bei der Kreisfchulddotation, Weberfhuß -» » » . 0... 7,310 
d) beim Dammbau, Abgang » = 0 2 0 een een. 21,458 
e) beim Gatafter, Yeberfhuß - +» vo 0 0 2 0 0. 5 9197 
N) bei den Prelevemens und attripuirten Strafen, Ueberfhuß 80,337 
2) Die Bemerkung des Landraths über die Verwendungen aus dem Gata” 
fterfonds für Mufationsverzeichniffe und Mutterrolfen erlediget fich durch 
den von Unferer Regierung des Rheinkreifes gegebenen Aufſchluß, wo— 
nah der für; übermäßig gehaltene Aufwand nicht bloß auf Steuerum: 
fhreibungen, fondern zum Theil auch auf die Wiederherftelfung verlorner Ka— 
tafter exkaufen, und zum Theil für die nächften zehn Jahre Cdie berechnete 
Dauer der nen angelegten Umfchreibbücher) als Vorſchuß zu betrachten iſt. 


II. 


Steuervertheilung für das Jahr 18% 


Die vom Landrath vollzogene Steuervertheilung in der von Uns beftimm: 
ten Größe, wonach das Principale der Grundfteuer im Ganzen einen 
Zuwachs von 242 fl. 16 Er. erhalten hat, und hierdurch auf 741,767 fl, 
42 Er. erhöhet, die Perfonalfteuer aber wie im vorigen Jahr auf 130,000 
R. feftgeftelit worden ift, erhält Unſere Sanction. 

Das im Rheinfreife mit dem 1. October 1819 eingeführte Etatsjahr ſoll, 
nach dem Gutachten des Landraths, nunmehr auch hinfichtlich der Wer: 
waltung und Berechnung der Kreisfonds eintreten, und Unfere Kreis— 
regierung hat Ung die geeigneten Anträge zu machen, damit die Fünftigen 
Sitzungen des Landraths auf einen Beitpunkt verlegt werden, der es 
zuläßt, feine Arbeiten noch vor der Anfertigung der Etats zu beendigen. 


BERSEAFTN 


l 


— 


2 


— 


II. 


Beflimmung ber Kreisfonds pro 18%. 


I) Der Antrag bes Landrathd, daß für diefes Jahr Peine Steuerprozente 
zur Deckung der Nichtwerthe erhoben, fondern von den vorräthigen Weber: 
ſchüſſen zur Dedung diefer Fonds 1 Prozent für den ebenbefagten Zweck, 
und 2 Prozent für die Koften der innern Verwaltung verwendet werden 
möchten, wird als ganz zweckmäßig genehmiget. 

2) Die Vermwaltungskoften werden feftgefebt: 

ll. kr. 
a) für das Uppellationsgeriht > 2 0 2 0 2 2 02 0 2. 29,080 — 
b) für die Bezirfögerihte - 2 2 2 2 0 0 on 00 0. 050 — 
e) für die Friedensgerihte - 2 0 0 0 0 0 438,068 — 
d) für Juſtizgebäude..... 1, 931 — 


Zu übertragen . 99,419 — 


— 
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fl. Pr. 
Uebertrag « . 99,419 — 
e) für das Kreisardiv . 2 2 0... } 0:0. 2 — 
f) für die Land-Commiſſariate, inelus. des Drehrbesugs der 
drei ehemaligen Bezirfsdirectoren - 2 2 0 0 0 0 0. 49,160 36 
g) für das Medizinalmefen 2 2 0 2 00er. 14,156 12 
hr. für die Sefünauifle - - « 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0. TR — 
i) für die Eafernirung der Gendarmerie 2 2 2 0 0. . 4000 — 
k) für die Armenanflalt in Frankenthal - «v2 200. 8716 — 
H für das Schütt oo 000000 een nee 700 — 
wer TEE HERD u 2 eier — 
n) für das proteſtantiſche Conſiſtorinm..... 14856 — 
eo) für die Bisthumer 23090 — 
IDEE Er ae ae RO 
g) Für die Bezirkscafen . . . 00... . 9,900 
x) für den Quieszenzgehalt des Gerichtöpräfidenten Goßweiler 1,252 
s) für Penfionen und Alimentationen - » oe ee ee. 1414 
t) für vermifchte Ausgaben >» 2 2 2 2 m ren 850 
u) fir den allgemeinen Reforvefonde - « 2 vo 2 2 0 0. 6,6% 


8188 


Summa . 288,886 51 
wovon jedoch 1258 fl. 51 Er. durch Beſoldungsabzüge gededt werden. Wegen 
der hiebei von dem Landrathe in Antrag gebrachten Uebernahme der Befoldung 
des Medizinalraths Ehrmann auf das Finanzärar, und der von demjelben als 
nothwendig erachteten Anftellung eines eigenen Cantonsarztes zu Otterberg „ fo 
wie wegen des Lohns der Gefängnißwärter und der verlangten Vergütung der 
Berpflegungsfoften von den zahlungsfähigen Gefangenen, werden auf die bereits 
vorliegenden, theils aber noch von Unferer Kreisregierung zu erflattenden Be— 
richte befondere Entfchließungen ertheilt. 


Diefelbe Kreisbehörde ift auch angewiefen, auf den Wnufch des Landrathe, 
daß die für Stipendien bewilligte Vermehrung den Studierenden in Gymna— 
fien und Lyceen, in dem Schulfehrerfeminar und in der Deterinärfchule zuge: 
wendet werden möchte, bei ihren deßfalffigen Gutachten jederzeit die geeignete 
Rückſicht zu nehmen. 

Was die bei den Koften der Armenanftalt in Frankenthal von dem Rand: 
rathe gemachte Bemerkung wegen des, dem ehemaligen Director von Horir 
bewilligten Quieszenzgehaltes betrifft; fo muß diefe Penfion, welche dem genann: 
ten Director nach den von Unferer Regierung des Aheinkreifes in einem befon- 
dern Berichte entwicelten Rechtsgründen nicht hat verweigert werden Fönnen, 
den beftehenden allgemeinen Grundfäsen zufolge, auf demjenigen Fond radizirt 
bleiben, aus welchem die frühere Befoldung bezogen worden iſt. 


Der Wunſch, welchen der Landrath in Votirung der bisherigen Unterſtü— 
bung für die Obftbaumplantage zu Speier, wegen der noch unentfchiedenen Ei: 
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aenthumsverhäftniffe des Gartens geäußert hat, wird bei der Würdigung der 
darüber bereits vorliegenden Worfchläge Unferer Kreisregierung berückſichti— 
get werden. 


5) Nach dem Antrage des Landraths follen die für die Gemeindebedürfniffe 


» 


7 


7 


8 


— 


— 


— 


— 


beſtimmten beſonderen Procente künftig mit den Procenten für die Ver— 
waltungsausgaben vereinigt und in das Büdget derſelben aufgenommen 
werden. . 
Die der Botirung ded Stenerbeifchlages von 6 Procenten für die Land: 
ſtraßen beigefügte Vorausſetzung, daß die Glaffification der Straßen ganz 
umgangen, und diefelben forthin aus dem, durch Einwerfung des Salz: 
auffhlages und der Steuerprozente gebildeten gemeinfchaftlichen Fond 
gebaut und unterhalten werden folfen, Eann, als den beftehenden Geſetzen 
widerfprechend, nicht angenommen werden; Wir müffen vielmehr auf den, 
Unferm Landrathe darüber bereits gemachten Erklärungen beharren, und 
finden Uns außer Stand, für den Rheinfreis eine Ausnahme von derje= 
nigen allgemeinen Beſtimmung zu geftatten, melde das Finanzgefes 
vom 22. Juli vorigen Jahres den Ueberſchüſſen aus dem Salzhandel 
gegeben hat, | 

Hiernach wird fi) auch der Landrath bei den, ihm bereits eröffneten 
Abänderungen, welchen die, durch das Eaiferliche Decret vom 16. Dezem: 
ber 1811 eingeführte Elaffification der Strafen, vom laufenden Etats: 
jahre an, unterliegen foll, um fo mehr beruhigen, als hiebei die verän- 
derten politifchen Verhältniffe nicht unbeachtet geblieben, und auch fonft 
die fhonenditen Rückſichten eingetreten find. 
Da die vor kurzem eingefretenen außerordentlichen Befchädigungen der 
Dämme durch Hochwaſſer und Eisgang einen weit größern Aufwand in 
Anfpruch nehmen, ald durch die bewilligten fünf Prozente gedeckt werden 
ann; fo wird auch der Landrath Beinen Anftand finden, die Dedungs: 
mittel in feiner nächten Verfammlung zu votiren, einftweilen find dies 
felben ans den Ueberſchüſſen der übrigen Kreisfonds zu fchöpfen. 
Ueber die vorgefchlagene Erhöhung der Befoldungen für die Profefforen 
an den Gymnaſien und Lyceen werden Wir nach den nähern Anträgen 
Unferer Regierung, mit Rücdjicht auf die Nachhaltigkeit der Fonds, und 
auf die Bedürfniffe fämmtlicher Unterrichtsanftalten des Kreijes befondere 
Entfchließungen faſſen. 
Es gereicht zu Unferer Zufriedenheit, daß der Landrath auch dießmal durch 
Bewilligung des poftulirten Prozents die Mittel zur DVerbefferung der 
Gerängnißanftalten erleichtert hat. Was jedoch die gleichzeitig verlangte 
Uebermeifung der, in den Jahren 1816 und 1817 auf die Herftellung des 
Rathhanfes zu Frankenthal für die dermalige Bezirfsdirection erlaufenen 
Koften an die Gemeinde daſelbſt betrifft, fo iſt hierüber diefe letztere 
felbit noch zu vernehmen, und von Unferer Regierungskammer des Ju: 
nern weiterer qutachtlicher Bericht zu erftatten, 
Um die Herftellung des Frankeuthaler Kanais wo möglih durch Actien 


9) 
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zu bewirken, und hierdurch die Bewilligung eines Stenerbeifchlages ent: 
behrlich zu machen, werden Wir, fobald der Bericht der Kreisregierung 
mit den Planen und Weberfchlägen eingekommen feyn wird, die. geeigneten 
Verfügungen erlaffen. 

Wir finden Anftand, dem Antrage des Landraths, daß die Koften der 
gemeffenen Bafis und der darauf zu gründenden Zriangulirung nicht aus 
dem Katafterfond beftritten werden möchten, zu entfprechen, in der fichern 
Erwartung, daß fich derfelbe felbft von dem vielfeitigen Nugen einer, 
auf eine genaue Bafis und Triangulirung gegründeten Vermeſſung über: 
zeugen, und fogar ein Erfparurgsmittel darin erblicden werde, wenn die 
Vermeffung nicht bloß für die Beſteuerung, fondern auch für andere 
Zwecke vollfommen brauchbar gemacht wird. 

Die übrigen MWünfche und Bemerkungen des Landraths, im fo weit 
fie die Fortſetzung der Catafterarbeiten betreffen, werden der forgfältig- 
ſten Prüfung unterworfen werden, 

Nach diefen DWorausfegungen bewilligen Wir die vom Landrashe 
votirten Steuerbeifchläge, nämlich : 

Proc. 


1) für die Verwaltungskoſten mit Einfchluß der für die Ge: 


BETON DIE TORE u a a a ae 
SITE ED 
5) TUE DE Sale. u a a 
I 


1) 


2) 


3) 


meindebedürfniſſe angenommenen fünf Prozente oo...» 
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nebft 34 Prozent der Grundſteuer für den Katafter. 


IV. 
Wünſche und befondbere Anträge. 


In Anfehung der Privatforderungen an Frankreich dürfen die Bewohner 
des Rheinkreiſes die gerechte Würdigung ihrer Anſprüche von der, zur 
Liquidation diefer Forderungen niedergefesten Specialcommiffion , welche 
ihre Arbeiten bereits begonnen hat, mit Beruhigung erwarten; 

Ebenfo werden insbefondere die Entfchädigungsforderungen der Gemeinde 
Germersheim für die zum Seftungsbau und zu andern militärifchen Zwe— 
den verwendeten Gründe gehörig gewürdiget werben. 

Ueber die Bitte des Landraths um Errichtung eines Caſſations- und Re— 
vifionsgerichts erwarten Wir nu das nachträgliche Gutachten Unferer 
Kreisregierung, Was aber die bei bdiefer Gelegenheit vorgefommene 
Eingabe betrifft, daß wirklich einige Eivilfälle megen legaler Verhinde— 
rung fämmtlicher Appellationsgerichtsräthe bis jetzt unentfchieden feyen, 
fo liegt nach dem hierüber eingezogenen Erläuterungsbericht nur eine 


‚einzige zur Verhandlung veife' Sache vor, deren Erledigung, da bei 


Dritter Abfchnitt. — Orts: und Kreisgemeinde, 99 


anderen Gerichten angeftellte Individuen hätten zugezogen werden müffen, 
wegen des Koftenaufwandes bei der Geringfügigfeit des Gegenftandes, 
der Präfident noch verfchieben zu dürfen glaubte, 

4) Yu über die vom Landrathe im Antrag gebrachte Fünftige Einrichtung 
und Beſetzung der Eriedensgerichte find die betreffenden Behörden zum 
Gutachten aufgefordert worden, und fobald dafjelbe einkömmt, wird der 
Gegenftand vorbehaltlich der verfafungsmäßigen Mitwirkung der Neiches 
fände, in Bearbeitung genommen, und zur Berathung gebracht werden, 
mobei aber vorderfamft auch noch der Punkt eines alfenfaltfigen bedeuten- 
den Mehraufwandes aus den Kreisfonds geeignete Rückſicht verdient. 


Inzwiſchen ift die gewwünfchte Ernennung zu den erledigt gemwefenen 
Sriedensrichterftellen bereits proviforifch erfolgt. 

5) In Beziehung auf die verlangte Abänderung des Erecutivverfahrens der 
Gerichte, werden Wir bei der naͤchſten Ständenerfammlung die — 
Berathung veranlaſſen. 

6) Auf die Beſchwerde des Landraths über die Executionsgebühren — 
Steuerboten wird demſelben eine nochmalige ſorgfältige Prüfung und jede 
mit dem Zwecke verträgliche Milderung zugeſichert. 

) Wegen der vom Landrath wiederholt in Antrag gebrachten Reviſion und 
Abänderung der Forſt- und FJagdftrafverordnung find die Einfeitungen 
und Verhandlungen im Gange. 

8) Ueber die Deränderung der Holzpreiſe und die Einrichtung einiger 
Holzhöfe fehen Wir noch dem Berichte Unferer Kreisregierung entgegen. 

N Wegen Annahme mehrerer Münzforten bei den Werialcaffen haben Wir 
bereits unterm 12. Januar diefes Jahrs Entfchließung erlaffen. 

1) Zur Erlaffung der von dem Landrath gewünfchten Tarordnung für die 
Notarien werden Wir die nöthigen Vorbereitungen anordnen, um diefen 
Gegenftand zu berücjichtigen, fo weit ed dermal unter Rückficht auf deffen 
alfenfalffigen Zufammenhang mit dem Geſetzbuche über das gerichtliche 
Verfahren möglich feyn wird. 

U) Was endlich die angetragene Errichtung einer allgemeinen Mauthlinie 
an der Gränze der deutfchen Bundesftaaten und die Einführung einer 
völligen Handelsfreiheit derfelben im Innern anbelangt, fo wird fich der 
Landrath felbft befcheiden, daß Wir hierin nur in Webereinftimmung mit 
allen übrigen Bundesſtaaten handeln Fönnen, 


V. 
Reductionder Gewerbſteuer. 

Schließlich ertheilen Wir der von Unſerer Regierung des Rheinkreiſes in 
delze des Finanzgefebes vom 22. Juli vorigen Jahres Tit. II, 5.5, Lit. C. 
emworfenen und auf 75,000 fl. feſtgeſehten Reduction der Gemwerbftener, welche 
auch der Landrath mit ganz unwefentlichen Abweichungen angenommen bat, Un: 
kre Auerhöchite Genehmigung. 
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Dagegen behalten Wir Ung über die, in Gemäßheit des Refcripts vom 1. 
Zebruar und des Abfchieds für die Ständeverfammlung vom 22. Juli vorigen 
jahres Lit. L. vorgenommene Revifion des Gewerbfteuergefebes vom 26. Fe: 
bruar 1818 Unfere Entfchließung noch fo lange vor, bis Unfere Kreisregierimg 
das Ganze mit ihrem Gutachten vorgelegt haben wird, 


Abfchied vom 10. Jän. 1821 (Amtsbl. ©. 27): 

Wir haben Uns über die Verhandlungen des Landraths im Rheinkreife vom 
1. bis 7. Auguſt 1820 Vortrag erflatten laſſen, und ertheilen hierauf 
vermöge gegenwärtigen Ubjchieds nach Vernehmung Unferes Staatsraths , fol= 
gende Entichließungen : 


J. 
Abrechnung vom Fahre 1818. 


Rachdem der Landrath die ihm vorgelegte Kreisrechiung vom Jahre 1818 
als richtig anerkannt und die Refultate gut geheifen hat ’ io ſollen auf die Ab- 
rechnung für das Jahr 1819 übertragen werden: 

1) Bei den Nichtwerthen 31,874 fl. 401% Er. Ueberfchuf. 

2) Bei der innern Verwaltung 2902 fl. 59% Er. Abgang. 

3) Bei der Kreisfchuldotation 13,589 fl. 41% Er. Ueberſchuß. 

4) Bei den Rheindammbauten 6975 fl. 56%, fr. Abgang. 

5) Bei dem Katafter 21,524 fl. 55% Er. Ueberſchuß. 

6) Bei der Brandaffecuranz 8700 fl. Weberfchuß. 

7) Beim Eentralgefängniß 16,920 fl. 17 Er. Ueberſchuß. 

8) Beim Tribunal ımd Gefängniß zu Frankenthal 25,484 fl. 8 Er Abgang. 
9) Bei den Prelevemens 27,457 fl. 15 Er. Ueberfchuß. 

10) Bei den attribuirten Polizeiftrafen 23,701 fl. 59% Er. Weberfchuß. 


1. 
GSteuervertheilung für das Jahr 1%. 

Die Feftfebung des Principale der Grundſteuer mit Hinzurechuung der 
Steuerzugänge von 78 fl. 35 Er. und nach Abrechnung der Abgänge mit 1055 fl. 
31 Er. auf die Summe von 740,810 fl. 46 Er. wird eben fo, wie die competenz= 
mäßige Vertheilung diefer Summe und des Betrages der Perfonal= und Mobi- 
Viarftener ad 130,000 ft. genehmiget und daher die ganze Steuerprincipalfunnme 
für das Jahr 18%, auf 870,810 fl. 47 Er. folglich ein Stenerprozent in unge— 
brodhener Zahl auf 8708 fl, beſtimmt. 


ml. 
Beftimmuna des Kreisfonds pro 18%. 


Deßgleichen wird dem von dem Landrathe angenoummenen Budget des Kreis- 
fonds pro 182/ Unfere Sanction nach den unten ſtehenden Anfägen ertheilt; näntfich. 
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fl. fr. 
a) für das Appellationsgeriht - © o 2 0 0 0 0 0 0 0 0. 29,080 — 
br für die Desirkögerihte - 0 0 0 0 0 0 0 450, 840 — 
er für die Friedensgerichte. 838, 068 — 
dı für die Jufkiggebinde » 2... een RU: 
e) für das Rechnungscommiffariat des — ee OO —- 
N für Me Eommunalbauinfpection 2 2 2 2 2 2 2 0 0 0. 3500 — 
DEE NE Ve ee er U 
b) für die Randcommiffariate - 2 2 2 2 en een nen. 49,160 56 
i) für das Medicinalwefen - - © 0 0 2 2 2 0 ee ee. 19,606 12 
k) für die Gefängniffe - > 2 0 0 0 0 8 668,000 
I für die Eafernirımg der Gendarmerie » - 2 2 0 00. 4000 — 
w) für die Armenanftalt in Srankenthal - 2 2» 2 2 2 0 0. 59000 — 
.) für Unterflüsung der Armen außer dem Danfe - 2». . . 2,000 — 
o/für Findel: und verlaffene Kinder © 2 = 2 2 2 2 0 0.5000 — 
pi für den Bezirfsweafond.. - . . » rer 8 ı 9 
g) für Unterhaltung der —— oo 0200. 1W — 
für das Landallüt > oo 0 0 0 0 0 0 0 8 00 5 7000 — 
ir Stipendien. s a nn 0 0 nn er 5 BD — 
t) für das proteftantifhe Eonfiftorium . . : ne 0.0. 1856 — 
u) fürdie Bisthüumerr .» 0 0 0 0 0 0 1 1 1 1 1 0 0. 2 — 
t) ſir die Kriiafe 0 0 0 0 TE 1 1 0 0 nn 0 IL — 
w) für die Bezirkscafien - - 2 2 0 0 202. . 9,00 — 
x) für den Quieszenzgehalt des Gerichtspräfidenten Goßweiler 1,252 58 
y) für Penfionen und Alimentationen - © 2 2 20 ee... 154 46 
2) für gemifchte Ausgaben - 2 0 0 ee nr ern 0. . 850 — 
aa) für deu Referuefond - - eo 0 0 0 0 01 0 Ve... — — 


| 332,929 32 
mon jedoch 1258 fl. 31 Er. durch Befoldungsabzüge gedeckt werden. 
Bir bewilligen die votirten Steuerbeifchläge; nämlich: 


EEE IHtWeriBE 2-0 32er 

2) für die DVermaltungsboften - © 0 2 0 0 0 0 37 
Hür die Straßenbauten - 2 0 0 0 1 ee... 6 
fie bie Dammbaulen - » 5 sn na 0 en re 
DIE RE WOMEN 2 a a ee een MD 
für das Gefängniß von Landau 2» 2 2 2 2 ner ee. 1 
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eh 5%/, Prozent der Grundftener für den Katafter. 
Uebrigens fönnen Wir: 
\ 1 Die wegen Aufitellung zweier Kantonsärzte zu Landau bereits getroffene 
| Beſtimmung für den Augenblick nicht abändern, wollen jedoch, daß bei 
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einer eintretenden Erlediguug auf Verſetzung einer der beiden in Landan 
angeſtellten Kantonsärzte geeignete Rückſicht ſoll genommen werden. 

2) Wegen Anſtellung mehrerer Thierärzte haben Wir bereits beſondere Ent: 
ſchließungen erlaſſen. 

3) Zur Verminderung der Koſten des Frankenthaler Armenhauſes hat die 
Regierung nach den Bemerkungen des Landraths die geeigneten Rückſich— 
ten zu treffen. 

4) Die Erhaltung und zweckmäßigſte Einrichtung der Geſtütsanſtalt werden 
Wir Uns jederzeit angelegen feyn laſſen. 

5) Wegen der Dammordnung ift mit Rückficht auf die von dem Landrathe 
begutachteten Beiſätze bereits befondere Entfchließung erfolgt. 

6) Da noch im vorigen Etatsjahre zum Ankauf des für das Gefängniß zu 

Landau beftimmten Haufes 4766 fl. 10 Er. und für Bauveränderungen 
8755 fi. 40 kr., alfo zufammen 13,519 fl, 50 Er. angemwiefen und aus der 
Finanzcaffe vorgefchoffen werden mußten, fo wird der ganze Rückerſat 
diefes Vorfchuffes aus dem Kreisfond vorbehalten. 

7) Wir haben mit Zufriedenheit erfehen, daß der Landrath die Vorzüge 
des für die Steuervermeffung gewählten Syftems anerkannt hat. 

Die von demfelben hierüber vorgetragenen befonderen Erinnerungen 
werden einer forgfältigen Berathung unterzogen werden. 


“ 


IV. 
Wünſche undbefondere Anträge. 


1) Ueber die wiederholt gewünſchte Verminderung des Holzpreiſes erwarten 
Wir das Gutachten Unferer Kreisregierung, deffen Befchleunigung Wir 
derfelben auftragen. 

2) Eben fo erwarten Wir von derſelben nähere und umſtändlichere Be— 
richtserſtattung über die allenfalls nothwendigen Modificationen des Con— 
ſeriptionsgeſetzes für Unſere Unterthanen im Rheinkreiſe. 

3) Ueber die Grundſätze, welche bei der Behandlung der Privatforderungen 
an Frankreich beobachtet werden ſollen, hat die hiefür ernannte Commiſ— 

ſion ihren Hauptbericht erſtattet, und dieſer Gegenſtand wird unverzüg— 
lich der ſorgfältigſten Berathung Unſeres Staatsminiſteriums unterzo⸗ 
gen werden. 

M In Beziehung auf den Antrag des Landraths, daß auf der Univerſität 
zu Würzburg ein Lehrfluhl für die im Rheinkreiſe geltenden Privatrechte 
und Gerichtsordnungen errichtet werden möchte, haben Wir bereits vor- 
läufige Einleitung verfügt. 

5) Was die Beſchwerde über das der Stadt Zweibrüden bewilligte Pflafter- 
geld betrifft, fo fehen Wir hierüber dem Berichte Unferer Kreisregierung 
entgegen. 

6) Wir genehmigen, daß Fünftig “die Derfammlungen des Landraths immer 
im Monate Junius angeordnet werden, 


Dritter Abfchnitt. — Orte: und Kreisgemeinde. 33 


Nachdem fih übrigens mit den vorbezeichneten Verhandlungen die 
erite fünfjährige Periode des Landraths ſchließt, fo rechnen Wir es Uns 
zu einer Unferer angenehmften NRegentenpflichten,, demfelben über die bei 
feinen Berathungen bethätigte ausgezeichnete Ordnung und bemährte 
Einfiht, fo wie über das Uns und Unfern Regierungsftellen bemwiefene 
Bertrauen Unfer ganz befonderes Wohlgefallen zu bezeugen, und mit 
vollfommenfter Zufriedenheit die mannichfaltigen Verdienſte öffentlich an— 
zuerkennen, welche fich derfelbe durch feine jederzeit auf das Beſte des 
Landes berechnete Gefchäftsführung erworben hat. 


— — — — — 


Dieſem Abſchied war die Erklärung der Kreidregierung beige: 
fügt (f. ©. 25): 
Daß die Anträge wegen des der Stadt Zweibrücken bewilligten Pflafter: 


aeſdes bereits erlediget find, und daß das Gutachten wegen Derminderung der 
dezpreiſe in der Zwifchenzeit erflattet wurde. 





Abfchied vom 14. Februar 1822 (Amtsbl. ©. 45): 

Bir haben Uns über die im Rheinkreiſe vom 50. Juli bis 9. Auguſt 
1821 gepflogenen Iandräthlichen Verhandlungen Vortrag erftatten laſſen, und 
ertbeilen hierauf durch gegenwärtigen Abfchied nah Vernehmung Unſeres 
Staatsraths, nachitehende Entfchließungen : 


I. 


Abrechnung für die erffendreiQuartale des Jahres 1819 
und für das Jahr 18% 


Nahdem die Abrechnung für die erften drei Quartale des Fahre 1819 
un für das Jahr 18%, als befriedigend angenommen worden ift; fo werden, 
mit Zuftimmung des Landrathe, auf das Jahr 18%, übertragen: 

an Xctivreften 

| fl. fr. 
ki den Nichtwerthen. om eo 0 0 00 4 17,529 354 
ki den Verwaltungskoſten. 7373 51% 
bei den höhern Lehranftalten 2 2 20 77098 57% 
bei dem Dolköfchulen - © eo oo 0 0 0 000000. 310 — 
bei dem Steuerkatafler - oo 0 2 0 0 30,468 19% 
bei dem Gentralgefängnißbaun » 2 0 0 0 nennen. 35,655 32 
bei den Prevelementsreften - © = 0 0 0 0 17445 20V 
bei den attribuirten Strafen 2 00m nee nn. 20,775 8%, 





Zufammen 207,464 45°% 
Dr. Eichenpteifter’s 3 
Daudbus ter Verfaſſung x. Il- 
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und an Paffivreften 


. kr. 
bei den Dammbauten . . . 36,570 36, 


bei dem Tribunal: und Gefängnißban in Srankentfal . . 5,273 571% 


Ester Bitch: 
| | Bufammen: 41,844 33% 
Bon dem Abtivreſte der Verwaltungskoften geht ein Prozent mit 8708 
fl. ab, welches gemäß der frühern Genehmigung zur Dedung von Bedürfniſſen 
des Jahres 182 beſtimmt worden if. Won dent Ueberrefte zu 66665 fl. 
5194 kr. fol, nach dem Antrage des Landraths vor Allem dag am Schluffe 
des Jahres 18%, noch beftandene Deflcit bei den Rheindammbauten gededt, 
ferner der Betrag von drei Steuerprogenten, mit 26118 fl., zur Dedung von 
Dermwaltungsfoften auf das Jahr 18%, übertragen, der Ueberreſt aber zur 
Sortfegung des Centralgefängniſſes zu Kaiferslautern verwendet werden. 

Dem Wunfche des Landraths, daf zur Fortſetzung diefes Baues auch von 
Seiten des Finanzärars für das Jahr 18214, wieder ein ergiebiger Beitrag 
bewilligt werden möchte, wird bei der Feſtſetzung des Randbauetats nach Mög: 
lichkeit entfprochen werden. 

Was die Bemerkungen des Kandrathe betrifft, welche derfelbe über die 
aus dem Volksſchulfonde den armen Dorfgemeinden für Erbauung und Her: 
ftellung ihrer Schulhäufer geleifteten Unterflügungen gemacht hat, fo fol es in 
Rüdficht auf die von Unferer Regierung erörterten Derhäftniffe, fo wie auf 
die diesfallfigen frühern Landratheverhandlungen bei der gefchehenen Verwen⸗ 
dung der für den fraglichen Zweck in die Doranfchläge aufgenommenen und 
von Uns beflätigten Summen um fo mehr fein Werbleiben haben, als folche 
nirgends überfchritten worden find. | | 

Wir werden Übrigens Sorge tragen, daf die Schulfonds auch in Zukunft 
zu ihrem Zwecke verwendet und in Erbauung der Schulpäufer in den Gemein: 
den alle demfelben fremde und zumiderlaufende Uebergriffe vermieden werden. 


n. 
Steuervertheilung für dag Fahr 18%. 

Die Feſtſetzung des Prinzipale der Grundfteuer mit Hinzurechnung der 
Stenerzugänge von 82 fl. 23 Er. und nach Abrechnung der Steuerabgänge von 
256 fl. 39 Er. auf die Summe von 740656 fl. 30 Fr. wird eben fo, wie die‘ 
eompetenzmäßige Dertheilung diefer Summe und deg Detrags der Perfonal- 
und Mobiliarfteuer zu 130000 fl. genehmigt, und daher die ganze Steuerprin- 
zipalfumme für das Jahr 192%, auf 870656 fl. 30 Er. folglich ein Stenerpro: 
zent in runder Summe auf 8706 fl, beftimmt, 


IM. 
Beflimmung der Kreisfonde pro 18%/,.. 


Das von dem Landrathe angenommene Budjet der Kreisfonds für 1824, 
erhält nach den unten ftehenden Anfägen Unfere Genehmigung, nämlich: 
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a) für das Üppellationsgeriht - 2 2 0 0 0 2229,080 — 
b) für die Bezirksgerihte - 0 2 0 0 0 450,340 — 
e) für die Sriedensgerihte 2 0 0 0 0 0 02 388,068 — 
a) für Juſtizgebäͤude. 1,81 — 
e) für das Rechnungscommiſſariat des Iunern..... 4,900 — 
N für die Communalbauinſpectionnn. 2 2 0.. 550 — 
ge) für das Kreisarhiv - - oo 0 0 0 0 0 2 2 er 0. LO — 
h) für die Landeommifariate- © = 2 0 2 2 2 2 0 0. . 49,160 36 
i) für das Mebdisinalwefen 2 2 2 02 00 een... 19606 12 
k) für die Gefängnife - . » - re er er AED 
I) für @afernirung ber — ee a. 
m) für die Armenanftalt in Brankenthbal. - 2 2 2 2... 42,000 — 
n) für die Unterffüsungen der Armen außer dem Haufe - - - 2,000 — 
0) für Findel- und verlaffene Kinder - - 2 2 2 2 02.2... 30 — 
p) für den Bezirkswenfond - x» 2 2 2 2 02 nn 00. 10 — 
für Die Baumfhule - o 0 oe 2 0 0 0 4 + 10 — 
©) für dad Eanbaelüt -— - 2 0a 0 2 0 0 2 0 2 0.0. 5 TOD — 
0 Er Seien 66⏑ 
t) für das proteftantifche Eonfifforium . 2 2 2 2 2 20. 1856 — 
a) für bie Distbümer © 0 0 0 0 0 0 0 2 2 2 2 2 01 + RM — 
RE die RER u ee 4,350 — 
w) für die Bezirfscaflen 0 2 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0. 9 — 
x) für Quieszenzgehallt. nee 2,352 58 
y) für Penflonen und Alimentationen . © 0 2 2 0 0 2.0. 1,962 56 
z) für vermifchte Ausgaben - 2 2 2 2 0 02 0 0 0 00. 800 — 


Summa 335,269 51 
vedon jedoch 1,28 fl. 351 Pr. durch Befoldungsabzüge gededt werden, 
Wir bewilligen die votirten Steuerbeifchläge, und zwar 
Proc, 
1) für die Koften der Kreisverwaltung einfchlüßig der hiemit ver: 
einigten 5 Gentimen für die Gemeindebedürfniffe, jedoch über 
Abzug der aus dem Ueberſchuſſe des Vorjahres zu deckenden 
3 Prozente noh .. * ee — — 
2) als Ergänzungsbeifchläge, "für die uUnterrichtsanſialten a: ale 4 
5) für die Rheindammbauten . 2 2. er. a ———— 5 
4) für die Landftraßen IL Klaſſe.... a re 6 


Zufanımen 50 
aebſt den gefenlichen 514 — der Grundſteuer für den Kataſter. 


Die Nichtwerthe ſind durch den vorjährigen Ueberſchuß hinreichend dotirt. 

Auf den von dem Landrathe wegen einer zweckmäßigen Verleihung der 
Stipendien für Studirende geäußerten Wunſch wird Unſere Kreisregierung den 
hörigen Bedacht zu nehmen wiſſen. 
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Bei Genehmigung des Straßenbauetats für das laufende Vermwaltungsjahr 
ift bereits auf die Anträge des Laudraths die geeignete Rückficht aenommen 
worden; auch wird dem weitern Wunfche des Landrathe gemäß, das in -Anre- 
gung gebrachte Bedürfniß einer bequemen und directen Communikation zwifchen 
den Bezirken Zweibrüden und Landau, bei den Fünftigen Entwürfen zu neuen 
Straßenanlagen gehörig berüdfichtiges werden, 


IV. 


Befondere Wünfhe und Anträge bes Landraths. 

1) Wegen einer firengern Aufficht über die Gymnaſial- und Lycealfchulen, 
und wegen einer nachdrüdlichern Handhabung der Disziplinarfchulgefene, 
haben Wir Unferer Rgierung des Rheinkreiſes die erforderlichen Auf: 
träge ertheilt. 

2) Die von dem Landrathe wiederholt in Antrag gebrachten Abänderungen 
des Eonferiptionsgefehes werden wir einer nähern Prüfung unterwer: 
fen und ſolche fodann den Ständen vorlegen Iaffen. 

3) Den Vorſchlag des Landraths wegen Abänderung der Caffationsinftanz 
werden Wir gehörig inftruiren laffen, fo wie Wir auch. über die Beſe— 
bung der SBriedensgerichte überhaupt und über die Beiordnung von 
zwei Beifigern zum DBermittlungsamte vorerft noch dem fchon früher vor: 
behaltenen Berichte Unferer Kreisregierung unverzüglich entgegen fehen. 
In Beziehung auf die Vereinfachung des Werfahrens bei gerichtlichen 
Zwangsveräußerungen haben Wir den geeigneten Gefegesentwurf an die 

. Stände des Reichs gelangen laffen. 

4) Der Anſpruch des Landraths auf einen Theil der Kriegstare beruht 
offenbar auf einer irrigen Vorausſetzung, indem der aus dem Ertrag 
diefer Tare bewilligte Beitrag zu den Kreisunterrichtsanftalten bisher 
jährlich 24,000 fl. ohnehin in den Kreisfond fließt, und in der hierüber 
zu ſtellenden Rechnung in Einnahme und Ausgabe erfcheint, während der 
weit größere. und bisherausfchließend den Kreiskultusanftalten gewidmete 
Antheil einen dem Kreisfond fremden Zwed betrifft. 

5) Den Antrag des Landraths, den Ankauf von Früchten für das Militär 
ausfchließend auf Erzeugniffe des Rheinkreiſes zu beſchränken, hat Unfere 
Kreisregierung in nähere Erwägung zu ziehen, und Uns das Reſultat 
vorzulegen. 

‚Wir finden Uns endlich bewogen, dem Landrathe über die bei feinen jüng: 
ſten Berathungen bewiefene ausgezeichnete Ordnung und Einficht, fo wie über 
feine eifrige Mitwirkung zu allen das Wohl des Landes bezwedenden Maßre— 
gen Unfer Alterhöchftes Wohlgefalfen hiemit zu erfennen zu geben. 





Abfchied vom 9. Sänner 1823 (Amtebl. ©. 21) für 1822; 

Wir ertheilen auf die Verhandlungen Unferes Landrathes im Rheinkreiſe 
vom 26. Auguſt bis 7. September 1822, nad Vernehmung Unferes Staatd: 
raths die im gegenwärtigen Abſchied enthaltenen Entfchließungen. 
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I. 
Abrehnung für das Jahr 18%. 


Der in den Kreisfondsrechnungen vom Jahre 192%, verbliebene von dem 


Lantrarh anerkannte Activbeſtand ift mit 119,849 fl. 50 Er. 2 pf. auf das Jahr 
15" „ übergutragen, indem die Activrefte 


fl. fr. pf. 


hei dem Michtwerthen 2 2 een nee. 2008 453 2 
kei den Verwaltungskoflen - 2 2 2 200000. 7355 55, 2 
im Shnlwell «+ 0 5 rn ri 6 
DT SE a a a ra BE DM - 1 


Zufammen 156,69 49 — 


dagegen die Paf f ivr eſt bei dem Gefängnißbau in Zwei: 


brüden * * - * . . ®* . * ” * ” . . * ° s 1 2, 169 11 1 


bi jenem in Landuaaaa... 4,2530 47 — 


Zuſammen 16,419 58 1 


betragen, fe daß letztere von den erfteren abgezogen, ein Wctivbefland von 
19,849 fl. 50 Er. 5 pf. verbleibt. 


Unfere Regierung wird dem Wunfche des Landrathe', daß ihm jederzeit 


auch die Rechnung des vorhergehenden Jahres vorgelegt werden möchte, in Zu: 
funft entiprechen. 
Was die Über einzelne Ausgaben gemachten Erinnerungen betrifft, fo find 


a) nach der ganz gegründeten Bemerkung des Landrathe die Diäten, welche 


c 


d 


— 


— 


— 


e) 


— 


der Communalbauinſpector, dann der Baugehülfe Krämer mit 260 fl. und 
reſp. 170 fl. bezogen haben, aus der Rechnung zu ſtreichen. 

Die dem Kreisfond irrig imputirten Ausgaben auf Büreaukoſten und Re— 
quiſiten für das Militärconſcriptionsgeſchäft, ſollen nach dem Conſcrip— 
tionsgeſetze Art. 140 Num. 5 der Staatscaſſe verrechnet, und dem Kreis: 
fond wieder erfebt werden. 

Das Verlangen des Landraths daß in der Rechnung die Gemeinden, 
für welche Unterflügungen zu dem Hebammenunterrichte verlichen wer: 
den, zu bezeichnen feyen, iſt künftig au berückfichtigen. 

Die Anfertigung der Impftabellen foll zur Erfparung der auf dag Litho— 
graphiren derfelben erlaufenden Koften, für die Zufunft den Cantonsärz— 
ten felbft übertragen werden. 

Auf die Bemerkung des Landraths, wegen der ungleihen Kraukenkoſt in 
den verfchiedenen Bezirksgefängniffen wird Unfere Regierung befondere 
Rüdfiht nehmen. 

Rüdfichtlich des Vortrags der Katafterausgaben, wobei der Landrath die 
von ihm gewünfchte Ordnung vermißt, und die Pofitionen von 157 fl. für 
Einziehen der Bulletins in drei Gemeinden und das Zaggeld von 5 fl. 
für einen Experten zu Claſſirung der Liegenfchaften beanftändigt, fo wie 
über die Erinnerungen wegen definitiver Einrichtung der Geftütsanftalt 
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auf den bisherigen Fuß, und wegen Errichtung von Fohlengärten, wird 
nachträgliche Entſchließung folgen , fobald die von Unferer Regierung des: 
halb zugeficherten befonderen Berichte eingefonmen feyn werden. 


I. 
Steuervertheilung für das Jahr 18%. 

Da ſich Feine Minderung, von den veräufßerten Nerarialwaldparcellen aber 
eine Mehrung von 237 fl. 5 Er. ergeben hat, fo ſtellt fih die Prinzipaliteuer: 
fumme auf 740,945 fl. 35 Er. Grund: | 

150,000 fl. — Er. Perfonal- und Mobiliarfteuer 


870,943 fl. 35 Pr. im Ganzen dar, wonach 1 Steuerprozent in run: 
der Summe 8709 fl. 26 Er. beträgt. — Dem Autrage des Landraths, die dem 
Rheinkreife vermöge Abfchiede für die Ständeverfammlung vom 1, Junius 
1822 zugefiherte Steuerminderung von 70,000 fl. nicht an der Thür: und Zen: 
ftertare, wie folches in gedachtem Abfchied II. Num. 12 feftgefest iſt, fondern 
an der Grundfteuer ftatt finden zu Taffen, haben Wir Unſere Genehmigung 
nicht ertheilen Fönnen, und darnach Unfere Regierung bereits angewiefen, die 
erwähnte Stenerverminderung durch eine verhältnißmäßige Derabfegung der 
Thür- und Fenftertare voltziehen zu laffen. 

Vebrigend hat Unfere Regierung die Bemerkung des Landrathe, daß es 
bei. der noch entfernten definitiven Gleichftelung der Eontingente der Gemein: 
den dringend nothwendig fey, eine proviforifche Gteichftellung der Gemeinden 
des Donnersberger und des niederrheinifchen Departements und auch der Don: 
nersberger Gemeinden unter fich zu treffen, in nähere Berathung zu nehmen 
und darüber umfländliches Gutachten zu erflatten. 


III. 
Beſtimmung der Kreisfonds für das Jahr 1824. 

Das von dem Landrathe angenommene Büdget der Kreisfonds für 18%, ı 
erhält mit nachitehenden Beträgen Unfere Genehmigung: | 
li. kr. 
a) für das Appellationsgeriht 2 0 00 0 431,580 — 
b) für die Bezirkögerihte © © oo 00 00 0 0 00. . 030 - 
ce) für die Sriedensgerihte - « 0» 0 0 0 0 0. 0. u“ 57,919 12) 
d) für die Juſtizgebäͤude.. —1, 81 -I 
e) für das Rechnungscommiffariat des Innern 2 0.0.0. 5,192 10 
f) für die Eommunalbauinfpectiin oe 2 0 2 ee 0 0. . 5,70 — 
g) für das Kreisarhiv - - 0 0 0 0 0 8 0 00 14,100 - 
h) für die Landeommiffariate © » 2 0 0 2 0 0 ee ne. 49,160 5 
i) für dag Medicinalwefen u 2 20 000...“ 19,806 12 
K) für die Gefängnife- «© - « 0 0 0 ——44 . 56,112 sg) 
» für die Cafernirung der Gendarmerie - 2 nee. 374 - 

—| 


Zu übertragen 240,366 8 


J 


Dritter Abſchuitt. — Orts: und Kreisgemeinde. 39 


fl. kr. 

Uebertrag 240,566 8 

m) ur die Armenanſtalt in Frankenthaaa... 42,000 — 
») für Unterſtüzung der Armen außer dem Hauſe.... 23,000 — 
o) für Bindel und verlaffene Kinder - 2 2 2 2 2 2 202.300 — 
p) für den Begirkswegfond - - 2 2 2 2 2 —44000 — 
Q für die Baumfhule - 2 2 2 2 2 0222er. LO — 
r) für das Landgeflüte - 0 0 2 0 0 0 700 — 
WIR Stizeadieeeee 
7 © EN GE 
u) für die Bezirkscafien - oo 2 0 0 2 .9800 — 
v) für die Quieszenzgehalte.. 2552 58 
") für Penfionen und Mlimentationen - 2 2 2 22 00. 2392 46 
») für vermifchte Uusgaben > 22 0 ren 800 — 
DA EEE 2 ee a ae 9402 4909 


Zotalfumme 332,104 41 
moron jedoch durch Gehaltsabzüge 1062 fl. 45 Pr. gedeckt werden. 

Da der Landrath zwar die Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit der propo: 
irten Ausgaben durchaus anerkannt hat, dabei aber von der Vorausſetzung aus: 
agangen ift, daß in Folge der gewünfchten Grundftenerminderung das einfache 
Eteuerprogent fich auf 8,009 fl. berechne, fo ift, nachdem diefe Minderung nicht 
Ratt finden kann, das Steuerprozente zu berichtigen, und wird auf 8,709 fl. 
% fr. feftgeftellt, und die Zufchlagsprogente werden hiernach mit dem Vorbe—⸗ 
halte, daß die firirten Derwaltungsausgaben nicht verfürzt werden dürfen, mits 
hin ein alfenfalffiger Ausfall hieran im nächſten Jahre gededt werben müßte, 
za folgenden Anfägen genehmigt: 


Proc. . EM 
I) für die Verwaltungskoſten. 2.2. 374 326,603 50 
2) für die Dammbauten. » . 2: 2 2 2 2 29 17,418 52 


3) für den Straßenbau - 2 2 2 0 nen. 5% 47,901 52 
4) für die Schulanflalten . oo 2 0 ne. 8% 40,063 26 


. Im Ganzen 49% 451,988 — 
Hiezu kommen noch 3%, Prozent für den Katafter im Betrage von 
24,698 fl. 6 Fr. 
Diefer Genehmigung fügen Wir in Anſehung einzelner in Anregung ge: 
hradter Punkte nachitehende befondere Erklärungen bei: 

I) Der Erinnerung über die Gehaltsvermehrung für den Mppellationdge 
rihtspräfidenten Rebmann und über die Anftellung eines zweiten Un— 
tergerichtsfchreibers kann eine weitere Folge um fo weniger gegeben werden, 
ald die Uebernahme der allgemein flatusmäßigen oder durch organifche 
Berfügnngen beftimmt werdenden Beſoldnugen, wenn folche überhaupt 
in die Elaffe der dem Kreife zur Laſt fallenden gehören, nie verweigert 
werden Bann. 
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Eben ſo wenig kann die Erinnerung rückſichtlich der Miethzinſe für die 
Juſtizgebäude in Zweibrücken, Landau und Kaiſerslautern 
in Rückblick auf die ausdrücklichen Beſtimmungen des Geſetzes vom 13. 
floreal X, dann der Faiferlichen Decrete vom 7. October 1809 und 22, 
Dctober 1811 (Bull. des Lois, serie III. Bull. 187 Nro. 4489 Nro. 
IX. — Bull. des Lois, serie IV. Bull. 246 Nro. 4755. — Bull. des 
Lois, serie IV. Bull. 598 Nro. 7397) als gegründet anerkannt werden. 
Ueber die Erklärung des Landraths in Beziehung auf den Ankauf 
eines geeigneten Gebäudes für. dad Tribunal zu Landau erwarten Wir 
den befondern Bericht Unferer Kreisregierung, 
Durch die über die Functionen der-Cantonsärzte gemachten Bemerkun: 
gen wird ſich Unfere Kreisregierung zu näherer Aufſicht von felbft auf: 
gefordert finden. . 
Hinfichtlich der fehr eingreifenden, die Straßenbauten betreffenden An: 
träge, wird auf die deshalb bereits wiederholt ertheilten Entfchließungen, 
mwodurd das Ungegründete der aufgeftelten Behauptung dargelegt wor: 
den, verwiefen; dad Meitere aber, fo wie die Würdigung der wegen 
des Katafters vorgelegten Anfichten und Meinungen vorbehalten, bis die 
darüber zugeficherten Berichte Unferer Kreisregierung eingefommen ſeyn 
werden. 
Defgleichen fehen Wir dem, mit Rückficht auf die neuerlich erhöhte Be: 
willigung zu regulirenden Etat der Schul: und Studienanftalten entge: 
gen. Auch wird Unfere Regierung die Bemerkung des Randraths wegen 
des für das Schulgebäude in Randau zu bezahlenden Miethzinfes gehö: 
rig zu berückſichtigen wiſſen. 


IV. 
Befondere Gegenftände und Wünfche. 


Die Anträge über die gewünfchte Modification in mehreren Punkten 
des Militärconferiptionsgefeges liegen zur Berarhung vor, und Wir 
werden darüber bifondere Entſchließung ertheifen, infoweir dies ohne 
verfaffungsmäßige Mitwirkung der Stände Unferes Reichs zuläflie 
ſeyn wird. 

Was die Forderungen an Frankreich betrifft, fo ift bei einer Maffa von 
33,000 Liquidationen Alles gefchehen, was möglich geweſen, um die Er: 
ledigung derfelben zu befördern, und auf den Rheinkreis ift dabei ganz 
vorzüglicher Bedacht genommen worden. 

Rücfichtlih der den Ortsvorftänden in der Gerichtsordnung zugeftande: 
nen Gewalt in Eleinen Frevelſachen, weldhe in der Gemeindemarkung 
begangen werden, felbft die Strafen zu erkennen und zu vollziehen, mol: 
len Wir noch die gutachtliche Erinnerung Unferer Gerichtsbehörden er— 
warten, zu welchem Ende Unfere Kreisregierung dem Appellationsge: 
gerichte einen Auszug ans den diehfalffigen Iandräthlichen Verhandlun— 
gen mitzutheilen hat. 
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H Die Wünſche des Landraths wegen der Einfuhr fremder Erzeugniſſe, 
insbefondere”" wegen des Zols von Badenfhen und Würtemberaijchen 
Beinen,’ find durch die Verordnung vom 24. September 1822, fo weit 
es möglich gewefen, befriedigt worden. 

Uebrigens wollen Wir Uns in Beziehung auf diefen Gegenftand die nad) 
Umtinden zu treffenden weiteren Einleitungen vorbehalten. 

Schliehlich bezeugen Wir dem Landrathe über die Einfiht, Gründlichfeit 
md Ordnung, welche bderfelbe in feinen Berathungen an den Tag gelegt, jo 
wie über den Fleiß und die Anftrengung, womit er den erhaltenen Aufträgen 
sahgefommen ift, und feiner Beftimmung entfprochen hat, Unfere befondere 
Zufriedenheit. 


Abfhied vom 1. October 1825 (Amtsbl. ©. 105) für 1825: 

Bir haben auf die Verhandlungen Unferes Landrathes im Rheinkreife 
vom 4. bis 9. Auguſt 1825, und auf den hierüber von Unferer Kreisregierung 
erftatteten Bericht vom 12. des nämlihen Monats, nach Vernehmung Unferes 
Staatsraths, die in den gegenwärtigen Abſchied aufgenommenen Befchlüffe ge: 
iaft, 


I. 
Abrednung für das Jahr 1y. 

Da der Landrath weder über die Kreisfondsrechnung, noch über die Ne: 
keurehnungen des Armenhaufes, der Geftütsanftalt und der Pflanzfchule, ein 
Bedenken aufzuftellen nöthig erachtet hat, fo beträgt der in die Rechnung des 
Jahres 1874, überzutragende Mctivbeftand, ohne die Prelevementsrefte md 
Ucherihälfe der attribuirten Polizeiftrafen - . 2 0 2. . 40,551 fl. 51 Pr. 
won nämlich von den Ueberſchüſſen bei den Fonds der Nicht: 

BEE u ie ae ee DEI Er 
dei den Bonds 

fr Verwaltung - - 0 0 0 6312 » 82%» 
ver Stubienanflalten © © © eo 0 0 0 0 0 0 00... 800 » 34% 
ber Volkoſchulen. 0 0 0 0 0 8 08 0 0 4 MT » ad 
EEE u a a a a ee Br 


3uſammen 55,456 » 59 » 
der Abgang beim Dammbaufond mt . 2 0 2 0... 14,905» 3» 
in Abıng gebracht wird. 

Rüdfichtlih der Diäten des Communalbauinfpectord verbleibt es bei der, 
im Abſchiede vom 9. Januar heurigen Jahres, Abfchnitt I. lit a. ausgefproche: 
ven Beitimmung, und Wir werden fiber den zu leiftenden Wiedererfab auf den 
Bericht Unferer Kreisregierung vom 5. September weitere Refolution ertheilen. 


1. 
Öteuervertheilung für das Jahr 15%. 
Nachdem (ih das Prinzipal der Grundfteuer durch veränßerte Gtaats: 
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waldungen um 433 fl. 18 Pr., und durch den Zugaug von ftenerbaren Gründen 
in Folge der Rheinrectififation um 532 fl. 36 Er., alfo zufammen um 965 fl. 54 Fr. 
vermehrt hat, und hiedurch die Summe von 741,909 fl. 29 Er. erreicht, fo wird mit 
Einfhluß der Perfonal: und Mobiliarfteuer zu 150,000 fl. — Pr. ber Zotalbetrag 
auf871,909 fl. 29 Er. und ein Steuerprocent in runder Zahl auf 8,719 fl. feftgefest. 


IT. 
Beftimmungder Kreisfondd pro 18%. 
Der Boranfchlag der aus dem Kreisfonde zu beftreitenden Vewaltungs— 
ausgaben des Jahres 184, wird nach folgenden Anſätzen genehmigt: 
fl. kr. 
1) für das Mppellationsgeriht - © =» = 2 0 00000. 31,180 — 
2) für bie Dezirkögerihte - - 2 2 0 2 2.0000 0 0. 50 — 
3) für die Sriedensgerihte 2 2 2 00 nn ee. e 37912 , 
4) für die Juſtizgebäudee. UDO. 
5) für das Rechnungscommiſſariat des Junern.... 5192 10 
6) für die Communalbauinſpection.. 2 2 37700 — 
7) Te Das Brise en a DS 
8) für die Landeommiffariate 2 2 2 2 0 0 ne nenne 4900 56. 
9) für das Medicinalwefen - oo 0 2 0 0 en ee ee. 19556 12 . 
10) für die Sefängnißanftalten 2 2 2 0 0 2 en nee. 58,112 58 
11) für die Eafernirung der Gendarmerie - 2 2 2 2 590 — 
12) für die Armenanftalt zu Frankenthal, Unterftügungen außer 

dem Daufe, und für Findel- und verlaffene Kinder . . . 47,0 — 
15) für den Bezirfswegfond - 2 0 2 0 0 en en ee. 1 — 
14) für die Baumfchule zu Speer » «2 2 2 2 nen. 10 — 
15) für das Landgeftüt zu Bweibrüden „oo. 00. 700 — 
16) für Stipendiennnnn. ee re ER 
Iy ME Ne Kriae 66⏑ 
18) für die Bezirkscaſſen — 0. 00. 980 — 

19) für den Duieszenzgehalt des Gerichtspräfl Dexter Soßweiler 1,252 58 
20) für Penfionen und Alimentationen der Wittwen und Waifen 2,752 46 
21) für vermifchte Ausgaben = = oo 0 0 ner nenne WM — 
22) für den allgemeinen Reſervefond. 3949 51 


Zufammen 327,937 15 
wovon 1,049 35 : 





durch Befoldungsabzüge gedeckt werden. 

Zur Deckung der noch verbleibenden 526,887 fl. 50 Er. werden die von dem 
Landrathe votirten 374 Prozente für die Derwaltungsfoften angenommen. 
Hiezu kommen nun die gleichfalls votirten BE zu dem Straßenbau 
mit 6 Prozent, zu dem Dammbau 
mit 2 » und zu den Unterrichtsanftalten 
mitäA » fo daß demmach die ganze Summe 50 Prozent beträgt, nebit 
3% Prozent der Grundftener für den Katafter, 


— 
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Was biernächft die zu dem Kreisbüdget gemachten befonderen Bemerkungen 
und Anträge betrifft, fo ift Uns 
ı) die Erhöhung der Befoldung für den Kantonsarzt zu Dahn, von 450 fl. 
auf 600 fl. genehm, uud Unfere Regierung des MRheinfreifes wird 
biernach das Weitere verfügen; 
2) die Angelegenheit rückfichtlich des Kreisarchivg hat durch Unfer Refeript 
vom 17. September d. J. ihre volftähdige Erledigung erhalten; 
über die Befoldungserhöhungen für die Lehrer an den Proaymnafien haben 
Bir, nachden der Regierungsbericht vom 7. September die abgeforderten 
Aufflärungen gegeben hat, befondere den Wünfchen des Landraths ent: 
fprehende Entfchließung bereits erlaffen; 
binfichtlich des Beitrags zu den Baukoften des Gentralgefängniffes zu 
Kaiferslautern, beziehen Wir Uns vorläufig auf die Verordnung vom 16. 
Juni 1808 (Bull. des Lois, serie IV. Bull. 495, Nro. 5465) und 
werden darüber der nächſten Landrathsverfammlung Unfere weitere Er: 
Märung mittheilen laffen. — Hierbei müffen Wir jedoch ausdrücklich 
vorbehalten, daß der Reſt der fraglichen Koften einftweilen aus dem Xctiv 
beftand des Kreisfonds vorgefchoifen werde; 
Wegen der Bemerkungen über die Koften des Katafters und die Art der 
Stenervermeffung, wird der von Unferer SKreisregierung zugeficherte 
befondere Bericht erwartet. 


— 


3 


Bi 


— 


— 


IV. 
Beſondere Wünſche. 
Aus Veranlaſſung der von dem Landrathe in Antrag gebrachten Hülfs— 
mittel zur Belebung des Handelsverkehrs, ertheilen wir die landesväter: 
lihe Verſicherung, daß Wir nah Möglichkeit und Umſtänden weitere 
Bürforge zu treffen nicht ermangeln werden. 
Ueber die vom Landrathe geäußerten Beforgnife wegen Veräußernng 
von Staatswaldungen, fehen Wir der qutachtlichen Aeußerung Unferer 
Kreisregierung entgegen. — Unterdeffen werden aber die feit mehreren 
Jahren mit bedeutenden Opfern der Staatscaffe ausgeführten, und vom 
Landrathe ferbft mit Dank anerkannten Maßregeln zur Erhaltung mäßi: 
ger Holzpreiſe, den Bewohnern des Rheinfreifes das Vertrauen einflö- 
ben können, daß eine gleiche Fürforge bei Leitung des Waldverfaufes 
nicht aus dem Auge verloren werden. 
Wir werden, nach dem wiederholten Antrage des Landrathe, alle zweck: 
mäßigen Einleitungen treffen, damit die Verſammlungen deſſelben Fünf: 
tiahin früher als bisher, und zwar fpäteftens bis zum 15. Juni eines 
jeden Jahres ftatt finden Eönnen. 
Schlieftih bemerken Wir dem Landrathe Unfere befondere Infriedenheit 
rt Me ausgezeichnete Art und Weife, mit welcher derfelbe auch in der dien: 
rbrigen Sisung feine reifen Einfichten und Erfahrungen bewieſen, fo wie feine 
one Anhänglichkeit bewährt hat. 


— 
— 


— 
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Abſchied vom 4. October 1824 (Amtsbl. ©. 77): 

Wir haben Uns über die Verhandlungen Unfers Landraths im Rhein— 
Freife vom 15. bis 22. Juni d. 3. Vortrag erflatten laffen, und ertheilen hier: 
auf nach Vernehmung Unferes Staatsraths Unfere Entfchließnngen, wie folgt: 


l. 
Abrehnung für das Jahr 18% 

Da nach der vom Landrathe vorgenommenen Revifion der Kreisfondsrech— 
nungen über das Derwaltungsjahr 18%4, die Gefammtfumme der Einnahmen 
694,088 fl. und zwar: 

fl. er. dl. 
bei den Bonds der Michtwerthe - © >» 2 2 2 2 nenne 16040 5 2 
bei den Fonds der Verwaltungskoften - - 2 2 2 2.0. 471,060 13 1 
bei den Fonds der Studienanflalten - 2 2 2 2 2 2 0. 52,30 39 — 
bei den Sonde der Volföfhulen - co 2 2 2 2 2 nn. 56,76 % 2 
bei den Fonds für den Katafler 2 2 2 2 2 202. 31,382 GB 5 
bei den Fonds für den Straßenbau » 2 2 2 2 48,004 34 — 
bei den Fonds für den Rheindammbau - 2 2 2 2 2 2... 1860 38 

Dagegen die Gefammtfunme der Ausgaben. » » » . 634,692 35 2 
und zwar: 
bei den Fonds der Nihtwertbe 2 2 2 2 0 6,209 2 — 
bei den Fonds der Verwaltungskoften - 2» 2 2 0 0.0. 48,972 353 — 
bei den Fonds der Studienanflalten - «2 0 0 0 00. 3784 35 2 
bei den Bonds der Volköfhulen. » 2 2 2 2 0 000. 5026 4 5 
bei den Fonds für den Katafler 2 2 2 00 nee. 30,594 27 1 
bei den Fonds für den Straßenbau - «2 0... 48,004 34 — 
bei den Fonds für den Rheindammbauıt . . 31,487 31 1 
beträgt, und bei den Fonds der Berwaltungsfoften als Ausſt inde für Vorſchüſſe 
an die Gemeinden wegen Schulhausbauten 34,619 fl. 48 Er. liquidirt find, näm— 
lich aus dem Fond der attribuirten Polizeiftrafen 35,619 fl. 48 Fr, und aus 
dem Fond der Prelevenentsrüdflände von 1815 bid 1815 1,000 fl. 
fo verbleibt nach Abzug diefer Vorfchüffe und der Abzüge bei den eigentlichen 
Verwaltungskoſten mit 8330 fl. 42 Pr. 3 dl. bei den Rheinbaufonds mit 12,880 
fl. 5 Er. 1. di. zur Mebertragung in die Rechnung des Jahres 18%, ein Xctiv: 
beftand von 24,775 fl. 58 Er. ı DI. 

Was die Erinnerungen des Landraths über einzelne Einnahmen und Aus: 
gaben betrifft, fo hat 
a) Unfere Kreisregierung bereits die Weifung erhalten, die zur Staatscaffe 

erhobenen Steuerbeifchläge von nachträglich verkauften Waldparcellen den 
Kreisfonds erfegen zu laſſen. 

b) Die Erinnerung des Landraths, wegen Verrechnung des Penfionsfonde: 
abzuges von dem uieszenzgehalte des vormaligen Armenhausdirectori 
SHorir, findet ihre Berichtigung in dem eigenen Protokolle der erfter 
Sitzung des Landraths vom 15. Juni d, Jahre, 


⸗ 
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e) Die irrig in bie Kreisfondsrechnung aufgenommene Ausgabe auf den 
Transport des noch nicht abgeurtheilten Adam Glas von Landſtuhl, wird 
als zu den Eriminalkoften gehörig auf die Finanzrechnung übertra= 
gen werden. 

d) Die Vorausſehung des Landraths hinfichtlich eines angemeffenen Beitrags 
von Seite der Zorftverwaltung zur Herftellung der Bienwaldswege ift 
ganz richtig, indem zwei Drittheile der Koften für die Erdarbeiten und 
die Bekieſung diefer Wege von dem Zorflärar getragen werden. 


e) Die hinfichtlich der Unterftügung, der Gemeinden zur Herftellung ihrer 
Parrhäufer von dem Landrathe bemerkten Rückſichten wird Unſere 
Kreisregierung, ſo wie es bisher bereits geſchehen iſt, von ſelbſt beachten. 


N Die Ausgaben für Verfertigung einer neuen Karte des Rheinkreiſes wer: 
den dem SKreisfonde durch den Erlös der Karte erſetzt werden. 


ed Hinfichtlih der Koften für DBerpflegung der Forftfträflinge wollen Wir 
Unfere Kreisregierung anweifen, daß für die Zukunft durch die Anwen— 
dung des Gefängniffes ald Zwangsmittel zur Beitreibung der Gelditras 
feu bei Forftfreveln die Gefängnißkoften nicht vermehrt werden. 

h) Der Vorfchlag, den der Landrath aus Anlaß der wahrgenommenen Ver: 
fhiedenheit der Verpflegungskoſten der Gefangenen in den Bezirks: und 
Kantonsgefängniffen, auf Einführung eines bdießfallfigen Regulativs 
gemacht hat, wird Unfere Regierung mit Rüdfiht auf die in diefer Be— 
jiehung obwaltenden Anftände in nähere. Erwägung ziehen. — Dem Ber: 
langen des Landrathe, daß ihm bei feiner nächſten Verſammlung die 
Rehnung über die Arbeitsanftalt in dem Eorrectionshaufe zu Speyer 
vorgelegt werde, wird entiprochen werden. 

ı) Was den Katafter betrifft, fo wird Unſere Kreisregierung die Vorlegung 

des Zahlungsregulativg befchleunigen, und dabei, wo es nur irgend thunlich 

it, die Zahlung in Accord einführen, wozu die Mittheilungen der Ka— 
taftercommiffion geeignete Anhaltspunfte geben werden. Da die Staats: 
wälder in der Regel nicht vermefien werden, fondern ihre äußere Be— 
aränzung fi von felbft durch die Vermeſſung der umliegenden Grund: 
ftüde ergibt, fo Fann ein Beitrag des Nerars zu den Bermeifungskoften 
in der Regel nicht Statt finden. Würden hingegen Staatswaldungen 
befonders auch nach Abtheilungen in ihrem Innern vermeffen, fo wür— 
den die befonderen Koften diefer Detailvermeffung vom Aerar zu tragen 
ſeyn. Wir fehen dem Berichte Unferer Regierung über die etwaige Bor: 
nahme folher Wermeffungen und des Koftenbeitrages entgegen. Den 

Antrag des Landraths wegen einer der Vermeſſung fogleich nachfolgen- 

den Elaffification wird Unfere Kreisregierung in Berathung nehmen, und 

Uns über die zweckmäßige Ausführung zugleich ald Vorbereitung für das 

künftige Katafter ihr Gutachten abgeben. 

Die Erinnerung des Landraths über die baldige Einrichtung der Fohlen: 

höfe für das Landgeftüt wird berückſichtiget werben. 


— 
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E, Nah dem Wunfche des Landraths haben Wir die Bewilligung ertheilt, 
daß bei der Verwaltung der allgemeinen Armenanftalt auch jene Koften: 
rechnungen, weldye den Betrag von 3 fl. 40 Er. überfleigen, auf frei 


1) 
2) 
5) 
4) 
5) 
6) 
7) 
8) 
9) 
10) 
11) 
12) 


15) 
14) 
15) 
16) 
17) 
18) 
19) 
20) 


Papier angenommen werden. 


II. 


Steuervertheilung für das Jahr 18%. 

Zur Steuervertheilung für 182 ſtellt fih die Principalfumme nach 450 fl. 
3 Pr. Zugängen für verkaufte Waldparzellen und 71 fl. 40 Fr. Abgängen, auf 
742,267 fl. 52 kr.; wonad das Steuerprogent mit Einfchluß der 150,000 fl. 
Samilien: und Mobiliarfteuer, in runder Zahl auf 8722 fl. feftgefest wird. Auf 
den Antrag des Landrathg, wegen Beftimmung des Taglohnfapes für die Per: 
fonalfteuer, wird Unfere Regierung im nächften Jahre den gehörigen Be: 
dacht nehmen. 


II. 


Beftimmung der Kreisfonds für das Jahr 18%. 

Wir genehmigen den vom Landrathe ausgefteltten Voranfchlag der aus dem 
Kreisfonde zu beflreitenden Verwaltungsausgaben im Jahre 187%, in folgen: 
den Anſätzen, nämlich: 


für das Appellationsgeriht . . . » 


für die Bezirfögerihte - » 220. 
für die Sriedensgerihte - «2 0 0.“ 
für die ASuflizgebäude . 2 2 2 2 0 00 
für das Rechnungscommiffariat des Innern 


für die Communalbauinfpection .. 
für das Kreisarhiv -. » 2 2... 
für die Land-Commiffariate . . » 
für das Medizinalmefen . .. 
für die Gefängnißanftalten . . » 


* 


für. die Eafernirung der Gendarmerie 00 
für die Armenanftalt zu Frankenthal, Unferftübung außer 
und Zaubftummen 


dem Haufe, Findel: und verlaffene Kinder 
für den Bezirföwegfond . . . +» 
für die Baumfchule zu Spyerr -» . » 
für das Landesgeftüt zu Zweibrüden . 


für Stipendien - 2 0 2 0% 
für die Kreiscafe - 2 2... 


+ 


[3 * 


+ [2 


. “ 


[ + 


* + 


+ + 


für die Bezirköcaften - 2: 200 0 eu. 
für den Quieszenzgehalt des Gerichtspräfidenten Goßweiler 
Penſionen und Alimentationen der Wittwen und Waiſen. 
21) vermiſchte Ausgaben..... 
22) für den allgemeinen Reſervefond 


. + 


. ” . . 


+ . . + 


* * . + 


* . * * 


* ” [3 * [3 


fl. 
31,180 
50,340 
99,459 
1,420 
5,192 
3,700 
1,700 
49,060 
19,160 
60,000 
5,974 
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fl. er. 
folglich, da am diefen Ausgaben durch Befoldungsabzlige - » 1,055 45 
gededt werden, einen Gefammtbetrag U» 2 2 0 0 00 0. 8535,37 — 

Bur Dedung deffelben werden die von dem Landrathe votirten 3714 Steuer: 
progente angenommen, in der Hoffnung, daß durch erhöhte Sparfamfeit das 
beabihtete Refultat fich erzielen laſſe, und mit dem ausdrücdlichen Vorbehalte 
der Nahholung des fi als unabweislich auszeigenden Bedürfniffes, da der 
Bandrath die Verpflichtung hat, zu denjenigen Ausgaben, welche den Kreisfonds 
aeiehlich obliegen, auch die Mittel zu bewilligen. Hiezu kommen noch 6 Steuer: 
progente für den Straßeubau 

44 für die Unterrichtsanftalten, 
ı für Dammbauten, 
1 für Nichtwerthe, 

tolafih zufammen 50 Prozente, nebft 3, für den Katafter. 

Es it Uns genehm, daß von den Stipendien, welche bisher für Veterinär: 
ziglinge verwendet wurden, fünftig zwei für Pharmaceuten beſtimmt werden. 

Bas die übrigen zu dem Kreisbudget gemachten Bemerkungen betrifft, 
fe wird: 

a) wegen des Rheindurchfliches und.der Straße von Zweibrüden nach Ger- 
mersheim , auf die Berichte Unferer Kreisregierung befondere Entfchlie: 
kung erfolgen, und nach Möglichkeit der Fonds und Verhältniffe den 
Wünſchen des Landraths entfprochen werden. 

Bei Wertheilung der Gehaltsfupplemente aus den Schulfonds wird 
Unfere Kreisregierung alte Sorgfalt auf die genaue Berücfichtigung der 
eigenen Mittel einer jeden Gemeinde nehmen. 

e) Was die Koften für das Eentralgefängniß zu Kaiferslautern betrifft, ſo 
haben Wir Uns, unerachtet der den Bemerkungen des Landraths entges 
genftehenden erheblichen Motive in Rückficht der von Unferer Kreisregier 
rung entwidelten Billigkeitsgründe für den vorliegenden Fall bewogen 
gefunden, den aus dem Kreisfond noch rücdfländigen Beitrag von 
20,051 fl. 9 Er. fo wie auch die Koften der erften Einrichtung zu über: 
nehmen , wogegen alles dasjenige, was ſich in den Bezirkögefängniffen, 
und insbefondere in der Strafanftalt zu Speyer Brauchbares und Ent: 
behrliches vorfindet, für das Gentralgefingniß benutzt werden fol. 

Die von dem Landrath in Antrag gebrachte Minderung der feftgefebten - 
Beioldung eines künftigen Inſpektors des Eentralgefänguiffes, haben Wir den 
Gehalts: und Dienftesverhältniffen diefes Beamten nicht angemeffen gefunden ; 
— die übrigen Erinnerungen in Bezug auf den Entwurf der Organifation und 
imere Einrichtung diefer Anftalt, werden gehörig berüdlichtiget werden. 


IV. 
Befondere Binrfde 


a) Weber den ohnehin nur mit der größten DVorficht vollgogenen Verkauf der 
Staatswaldparzellen, wird die Kreisregierung noch befonders berichten. 


—⸗ 
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‚b) Was die !von dem Landrathe geäußerten Wünſche um Herſtellung eines 
freieren Handelsverkehrs, als Mittel, den ſinkenden Wohlſtand wieder 
zu heben, betrifft, ſo wiederholen Wir die landesväterliche Verſicherung, 
daß Wir es Uns angelegen laſſen ſeyn werden, zur Erreichung dieſes 
Zweckes alle nach den Umſtänden mögliche Fürſorge zu treffen. 

e) Dem Wunſche wegen der verheimlichten Dominicalien iſt indeſſen ent: 
ſprochen worden. 

Schließlich geben Wir dem Landrathe über die Einſicht und Ordnung, 
welche derſelbe mit eifriger Mitwirkung zu allen Maßregeln für das Wohl 
des Landes, und bewährter treuer Anhänglichkeit auch in der dießjährigen Si: 
bung an den Zag gelegt hat, Unfere allerhöchſte Zufriedenheit zu erfennen. 

Hierin find zwei Drucdfehler, die im Amtsbl. S. 97 von 1824 
verbeffert worden find. Die Koften der Friedensgerichte find nur 


37,919 fl. 12 fr.; die Gefammtausgabe ift 325,935 fl. 30 fr. 


Abfchied vom 26. Dezember 1825 (Amtsbl. v. 1826. ©. 151): 

Wir haben Uns über die Verhandlungen des Landraths im Rheinkreiſe 
vom 10. bis 17. Oktober d. Jahre Vortrag erftatten laffen, und ertheilen dar: 
auf nach Vernehmung Unferes Staatsraths folgende Entfchließung: 


I. 


Abvehnung für das Jahr 18%. 
Nach vorgenommener Revifion der Kreisfondsrechnungen über das Derwal: 
tungsjahr 1822/44, befteht die Gefanmtfumme der Einnahmen in 672,552 fl. 25 
fr. 3 hl. und zwar 


| fl. Er hl. 
bei dem Fond der Nichtwerthe in oo 0 2 0 0 0.0. 7839 55 2 


bei dem Fond der Vermwaltungskoflen - » » 0 0 0. . 462,649 39 2 
bei dem Fond der Studienanflalten - 0 2 2 2 0... 56556 50 — 
bei den Fond der Volfsfhulen - 2 22 48, 645 15 2 
bei dem Fond des Kataflers - 2 2 2 0 ee nen. 822 14 2 
bei dem Fond des Strafenbau 0 en nen. . 5235318 2 — 
und bei dem Sond des Rheindammbaued . » «0... 18,740 28 5 

Die Gefammtfunme der Ausgaben befteht in » » + » 638,265 48 5 
nämlich bei dem Fond 

der Nichtwerthe oo 0 0 0 0 0 0 0 0 0 nr. re BI DS — 
der Berwaltungsausgaben - 2 2 2» 2 2 2 020... 45055 43 — 
der Studienanflalten - © 2 0 2 0 0 0 0 0 0 0 0. 4,309 Ww 2 
der Volksſchuuen. einen. e. 8,009 39 2 
DEE -Sotae- —6 
des Straßenbaued - © 0 2 0 00 2 en 0 0.0. 238 2 —- 
des Rheindanmbaued ©: 2-0 127,264 9 1 
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bei den Bonds der Verwaltungsvorſchüſſe find als Vorſchüſſe 
resp. Ausflände und zwar bei dem Fond der attrı= 
buirten Polizeiftrafien „2 022 00. 556 16 — 
ki dem Fond der Prelöevements . 2 2: 2 2 2 2 0% 1,000 — — 


zufammen . 54,446 16 — 
finidirt, nach deren Abzug und nach Abrechnung folgender 
Abgänge bei den Nichtwerthen 2 2 2 2 0 m. 3,429 32 2 
bei den Verwaltungskoften - 2 2 2 200... 9532 19 2 
von den Ueberfchüffen anderer Rubriken fich ein Deficit von 157 41 — 
ergibt, welches aus den Gefällen des Jahrs 18%, zu derfen ift. 
Hınfihtlich der Über einzelne Einnahms- und Ausaabspoften vom Landrathe 
semachten Erinnerungen follen 
ID De Umzugskoſten der beiden Bezirfsrichter Dominique und Hofrei: 
ther auf den allgemeinen Refervefond des Königreichs für 184, genom— 
men werden; 
wird Unfere Regierung bei Vertheilung der aus den Schulfonde zu bewil- 
ligenden Unterftüsungen jeder gegründeten Klage zuvorzufommen willen ; 
find die auf den Katafterfond ungeeignet verrechneten 74 fl. dem erſtat— 
teten Gutachten gemäß demfelben zu erfegen, und fehen Wir wegen der 
übrigen vom Landrathe beanftandeten Ausgaben auf diefen Fond und 
wegen der Fortfchritte der Katafterarbeiten überhaupt dem von Unſerer 
Regierung angekündigten und unterm 21. v. M. befonders erinnerten 
Erläurerungsberichte demnächſt entgegen; 
4) wird die Regierung auf die Bemerkungen des Landraths über die Ver: 
köſtigung in der allgemeinen Armenanſtalt geeigneten Bedacht nehmen. 


Steuervertheilung für das Jahr 18° 

Die Steuerprincipalfumme ftelft fi) nad Zugang von 824 fl. 25 Er. von 
xrfauften Waldparzelfen und nach Abgang von 77 fl. 5 Er. wegen Steuermin— 
rung aus verfchiedenen Titeln auf 745,015 fl. 12 Er. für die Grundfleuer feit;; 
die Perfonatftener berechnet fich nad dem Zaglohne zu 24 Fr. auf 97,518 fl. 
und die Mobiliarfteuer auf 52,482 fl.; die Gefammtfteuerfumme ſonach auf 
5,015 A. 12 Er, und dag Steuerprozent auf 8750 fl. 

Die Wünfhe des Landrathd wegen Verminderung der Grundfteuer um 
Y. und diefen Abgang erfegender Höherung der Mobiliar: und der Thür- und 
Senfterfteuer können, wie derfelbe ſelbſt einfiebt, dermalen, wo das im verfaj: 
fungemäßigen Wege erlaffene Finanzaefes vom 11. September diefes Jahrs 
entgegen fteht, nicht berüdfichtiget werden. 


11. 
Beflimmuna der Kreisfonde pro 18%. 
Bir genehmigen nach dem Borfchlage des Landraths folgende Anfüne der 


ans den Kreisfonds zu bejtreitenden Verwaltungsausgaben für 18°°%/,, nämlich: 


Dr, Eiebenpfeiffer's A 
Dandiug ber Berfaſſung x. IL, 


.- 
— 


— 
— 
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1) für das Appellationsgerichte530,5380 — 
2) für die Bezirksgerichte 6380, 340 - 
3) für die Friedensgerichee.. 437919 12 
für bie SRRgBeHEube 75 — 
5) für die Communalbauinfpection = = =» 2 57700 — 
6) für das Kreisarchi..... 145500 — 
7) für.die Landeommiffariate © oo 2 2 0 z40,, 060 56 


8) für das Medicinalweifen . . -» 


19,160 6 


* 
. 
® 
* 
* 
* 
9 
— 
e 
* 


9) für Gefängnißkoſten.. e en. 6500 — 


10) 
11) 
12) 
15) 
14) 
15) 
16) 
17) 
18) 


19) 


für Eafernirımg der Gendarmerie - 2 2 vr 0000. 3584 — 
für Wohlthätigfet - - 0 0 2 0 0 660 — 
für ben Besivköwenfond - oo 0 0a 1 4,000 — 
für die Baumfchule zu Speyer - 2 « = 0 0 000. . 10 — 
für Das Banbaeliit 5 3.0.2 rate FAND. = 
RE: SHBERDEER: 2. 3-5 ec 
EDER ernennen. un 
für die Bezirfscafien . .. .. +. 930 — 
für vermifchte Ausgaben, ald Koften des. Sandrath, Prä⸗ 

mien für erlegte Wölfe, Unterſtützung armer Reiſenden ıc. . 700 — 
Müſſen Wir die Koſten des Communalrechnungscommiſſariats, welche noch 
zur Zeit in keinem der übrigen Kreiſe des Königreichs von dem Staats: 
ärar getragen werden, und für welche daher in dem Budget der laufen: 
den Finanzperiode Fein Anſatz enthalten ift, fo lange auf dem Kreisfond 
belaffen, bis entweder die Prelövements, aus welchen diefe Koften vor 
dem Jahre 1818 im Rheinkreife entnommen wurden, wieder hergefkellt, 
oder im allgemeinen Sinanzgefege andere Beſtimmungen jener Koften 
wegen getroffen werden, 


Es kommt daher-hierin Anſatz der Betrag von 5,155 fl. 18 Er. wegen — allen⸗ 
fallſigem Wiedererſatze durchPrelevements Wir nähere Anträge baldigſt erwarten. 

Die Gefammtfumme der Bermaltungsausgaben aus Kreisfonds beträgt 
fonach ohne Referve 324,744 fl. 20 Er. 

Zur Dedung diefer Ausgaben und der nöthigen Neferve, dann des von den 
Vorjahren übergetragenen Deflcits werden die von dem Randrathe votirten 38 
Steuerprozente vorbehaltlich nachträglicher Sürforge für unabweislichen Mehr: 
bedarf angenommen. 


Hiezu kommen noch: 


r “ Proc. 


D 868 
ie regen 3 
5). FRE DIE Unterrichtsauſtalten ee 
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nebſt 3, Procent des Grumdftenerprincipales für den Kata fter, 
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Die Koften des Eaffationsgerichts mit 800 fl. und die ewige Rente für den 
Antauf des Elifabethenfpitats zu Frankenthal zum Dienfte des dortigen Gerichts: 
boies mit 645 A. 32 Pr. übernehmen Wir auf Unfer Staateärar. 

Der Landrath wird in diefen Befchlüffen überzeugende Beweife Unferer Ge: 
neigtheit, billigen Wünfchen entgegen zu fommen, erkennen. 

Nit Zufriedenheit haben Wir erfehen, daß der Landrath den Bemühungen 
Unterer Regierung in verfchiedenen RENNER volle Gerechtigkeit 
riderfahren laſſe. 


IV. 


Anträgeund Wünſche. 

Bas insbeſondere deſſen Bemerkung über die Staatsbeiträge zum Straßen: 
va betrifft, jo wird bei Eutwerfung der Specialftraßenbauetats der Rheinkreis 
mmer mit aleicher Rückficht wie die übrigen Kreife behandelt, deren jeder au 
kr allgemeinen Dertheilung der zu folchem Zwecke beftimmten Hauptfumme nur 
uch Maßgabe des dringenditen Bedarfs Antheil erhält. 

Hinfichtlich der Erleichterung des Haudelsverkehrs wird es nach der Ermäch— 
tung des Zolfgefeges vom 11. September d. J. Unfere angelegentlihe Sorge 
na, dem Rheinkreife alle Vortheile zuzuwenden, welche ohne Störung allge: 
nener und höherer ntereffen nur immer erreichbar find, 

Bir haben in den Yeußerungen, welche der Landrath am Schluffe feiner 
Terbandlungen niedergelegt hat „ feit Rührung und Wohlwollen deu Ausdruck 
kr Gefinnungen erkannt, welche derfelbe mit feiner erften Verſammlung unver: 
indert bewährt hat, und melde Wir mit dem ehrenden Zeugniffe Unfers Ans 
efeantniffes gerne erwiedern. 





Abfchied vom 12. Mai 1827 (Amtsbl. ©. 228) für 1826: 

Wir haben Uns über die vom 24 Julius bis 1. Auguſt 1829 geflogenen 
Irbandlungen des Landraths im Nheinkreife Vortrag erftatten laffen, und er: 
kılen hierauf, nach Vernehmung Unferes Staatsrachs, durch gegenwärtigen 
Uſcied folgende Entſchließungen: 


Abrechnung für das Jahr 18%. 
Nach der von dem Landrathe als richtig anerkannten Kreisfonds-Rechnung des 
Ierwaltungsjahres 18”, hat die Geſammtſumme der Einnahmen 669,292 fl, 
fr, 1 pi, und zwar: 


1) Mir Mihtwertbe - 2 2 5 Er re ee BET — 
2) für Verwaltungsfolten - © 2 2 2 2 2 2 2. 65650 9 5 
5) für höhere Lehranftalten und Volksſchulen. » . » 105,467 13 1 
) für den Kataſte.... 46235,621 43 3 
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or 
19 


fl. fr. pf. 
5) für den Straßenban .. 0 0 0 * 52,469 5 — 


6) für die Rheindammbau . . .. at BE 


dagegen "die Gefammtfimme der Hndeaben 741,227 fl. 56 fr. 2 pf. 
und zwar 


fl. er. pf. 
1) anf Nichtwerthe - oo 0 0 0 m — 35355 19 2 
2) auf Verwaltungsfoflen » or 2 0 re... 45357 49 2 
3) auf höhere Lehranftalten und Wolksfchulen. » » » - 88,774 4 1 
4) aufden Katar - - o 0 0 0 en 0 0 nr 0 + BA U 2 
5) aufden Straßenbau - » - 0 nen 00. 5249 45 — 
6) anf deu Rheindammban » vv rer nee. 97T 3 3 
7) auf Emmahmerüdflände - 2» 0 0 0 0 m 0 0. 9,47 40 — 
betragen, wonach fich ein Paflivreft von » » » 2 2 2... 71,955 3 1 
ergiebt 
In die Rechnung des Jahres 1854, find überzutrage; 
A. zur Bereinnahmung: 
a) Einnahmerüdflände; 
| fl. fr v 


an) die in den Gemeinden aus ben Fonds der attri- 

buirten Polizeiftrafen geleifteren und nicht zurücker— 

ftatteten Vorichüffe mit » oe 0 0 290,077 40 — 
bb) Ausſtände an den Zuflüffen zu den Schulfonde -» » 40 — — 

b) Einnahmeüberfchüffe: 

aa) an den Fonds für höhere Lehranftalten und Wolfe: 

hun oe oe 0 0 0 0 0 0 1 0 0 0 0 + 69 9 — 
bb) bei dem Polizeiftraffondsantheile der Gemeinden . 7,856 2 — 
cc) an Prelevements-Reften von 1813 bis 18315. » 2. 89 35 2 


54,47% 56 2 
B. zur BIERSDRORFRNN: 
die Paflvrefte 
a) in den Fonds der Nichtwerthe re 0. A552 
b) in den Sonde für die Verwaltung 0. 0 0 0 0. 25,620 47 
e) in dem Fonds des Kataflers 2 2 ven en 8542 39 
d) in den Fonds für den Rheindammbau « » 2 2 2... 38,185 2 


%,952 1 5 
Was die Bemerkungen und Erinnerungen des Landrathg über einzelne 
Zweige der Kreisfondsrechnnng betrifft, fo hat Unfere Kreisregiernng Sorge 
zu fragen, 
a) daß dem Landrathe, feinem Wunfche gemäß, Fünftig mit der Rechnung 
über die zu Speyer beftehende Baumſchule jedesmat auch eine möglich 
vollſtändige Meberficht des Gefammtvermögens der Anftalt, und insbe— 


— De 10 
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fondere der vorhandenen Baumflimme und anderen Gewächſe vorge: 
Icat werde; 

daß die Anlegung von Fohlengärten in den einzelnen Gemeinden zur 
Emporbringung der Pferdezucht Fortgang gewinne; 


daß der Haushalt der Armenanftalt zu Frankenthal in allen feinen Zwei: 
gen mit Rücfichtnahme auf die Worfchläge des Landraths geordnet, und 
diefem letzteren bei der Dorlage der proviforifch noch nicht erledigten 

Rechnung von 18%, und der Rechnung von 184; von dem getroffenen 

Verfügungen volle Kenntniß gegeben werde. 

Dagegen kann ' 
der Erinnerung des Landraths, daß die Koſten für die 1Herftellung 
eined Örunnens im Geſtüthofe zu Zweibrücken mit dem Berrage von 

1229 fl. 21 Pr. aus dem Fonde der Prelevements-Rücjtände beitritien 

worden, Feine weitere Folge gegeben werden, da diefelbe nicht acgen die 

vollkommen gerechtfertigte Ausgabe felbit, fondern nur gegen die Ber: 

rehnungsweife gerichtet ift. 

e> Auf die hinfichtlich des Kataftergefchäfts geführten PBeſchwerden ift Un: 
ferer Regierung des Rheinkreifes bereits befondere Entfchließung ertheitt, 
und dadurch verfügt worden: 

1) daß die Arbeiten der Triangulirung und Vermeſſung ihrer Beendigung 
raſcher zugeführt, und zu dieſem Zwecke, fo weit es die Fonds geſtat— 
ten, mehrere Geometer angeftellt werden; 

2)» daß über die bei der Einſchätzung oder Bonitirung zu befolgenden 
Grundſätze und Verfahrungsnormen ein wohlerwogenes Gutachten er: 
ftattet, und Uns zur weiteren Anordnung vorgelegt werde; 

5) daß die aus dem Katafterfond auf die forſtliche Vermeſſung der Staats: 
waldungen verwendeten 'Koften nach vorgängiger genauer Abrechnung 
vergütet, und in der Rechnung über die Katafterfonds ausgefchieden 
in Rüdeinnahme gebracht werden follen, daß aber 

4) Die Webernahm der Koften für die Balls, Meffung und Triangulirung 

auf die Finanzfonds nicht Statt finden Fünue. 


h Wir wollen, daß nach dem gerechten Berlangen des Landrashes der feit: 
gefente Kreisetat ohne unabmweichlihe Nothwendigfeit nicht überfchritten 
werde; für jede Abweichung von diefer Vorſchrift, und für jeden nicht 
genehmigten Webergriff auf die Einnahmen Eünftiger Jahre werden Wır 
die Verwaltungsbehörde unnachlichtlich zur Verantwortung ziehen laſſen. 


I. 
Steuervertheilung für das Jahr 18%. 


b 


— 


c 


d 


Die Feftfehung des Principale der Grundftener mit Hinzurech— 
anna der Zugänge von 797 fl. 51 Pr., und nach Abrechnung der 
Abgänge mit 1070 fl. 26 Er. auf die Totalfumme von 2. 2 2. 742,742 17 
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dann des Betrages der Perfonal: und Mobiliarfteuer nah Abzug 

der durch die Grengberichtigung mit Frankreich herbeigeführten 

Minderung von 475 fl, auf die Totalfumme von . 0... 1295235 — 
erhält Unfere Betätigung. 


II. 
Beftimmung der Kreisfonds für das Jahr 18% 


Wir ertheilen dem von den Landrathe geprüften Woranfchlage der aus 


dem Kreisfonde zu beftreitenden Koften der innern Verwaltung für das Jahr 
18%, mit folgenden Anſähen, ale: 


fl. &. 


1) für das Mppellationsgeriht 2 2 2 0 nenne. 80,580 — 
2) für die Bezirksgerichte. 30, 340 — 
3) für die Friedensgericht... nenne. 37,919 12 
8) für die Auflisgebäude - 2 2 2 2 nennen. 75 — 
5) für das Rechnungscommiffariat des Innern 0... 470 — 
6) für das Kreisarhiv - - eo een nee ne. 150 — 
7) für die Laudcommiſſariaite.. e nenne 47,500 — 
8) für das Medizinalweſen.. een. 18564 — 
9) für Gefängnißfoften N ee u 5 BENNO 
10) für Eafernirung der Gendarmerie » 0 en nn. 992 — 
11) für Wohlthätigketit.. een een nenn. 47806 — 
12) für den Bezirkswegfond.. 77700 — 
135) für die Baumfchule zu Speyer » » 2 0 ee en. 100 — 
14) für das Landaeflüt - » » 2 2 2 nee nenne 700 — 
15) für Stivendin. 2 0 ee denen nennen. 860 — 
16) für die Kreise > » ern nennen ne 4350 — 
17) für die Beirkscafen . » - nennen nn. 980 — 
18) für vermifchte Ausgaben onen nenne 70 — 





Zufammen ohne Nefervefond 515,040 12 


unter folgenden näheren Beftimmungen und Vorbehalten Unfere Genehmigung: 
a) Die von dem Landrathe beantragte Verminderung der Etatspofition für 


b) 


die Kreiscaffe Fann nicht Statt finden, da diefe Pofition nach dem frü: 
heren gefenlich auf die Kreisfonds überwiefenen Gehalte des General: 
einnehmers bemeffen ift, woraus diefer fein gefammtes Hülfsperſonal zu 
bezahlen hatte, und da die nunmehr eingeführte Ausſcheidung und ge: 
fonderte Verrechnung der Bezüge des Caſſiers und des untergeordneten 
Perſonals in der Verbindlichkeit zur Dedung der früheren Gefammtlaft 
Feine Menderung hervorgebracht hat. 
Die auf den Kreisfonds haftenden Penfionen find mit dem Betrage voll 
6316 fl. 58 Fr. auf die Penfionsamortifationscaffe übernommen worden. 
Dagegen find die Gehaltsentihädigungen einzelner Gtaatsdiener aus 
früheren Dienftverhäftniffen, fo wie die Penfionen und Unterſtützungen 
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der Wirtwen und Waiſen auch Eünftig aus dem Kreisfoud zu beftreiten 
da erftere nicht als eigentliche Penfionen, fondern als integrirende Be— 
Handtpeile der früheren Befoldungen zu betrachten — für legtere aber 
eigene Zulüffe aus den Wittwenfondsbeiträgen gegeben find. 
Die neu eutftehenden Penflionen fallen den Kreisfonds zur Lat, nachdem 
das Budget des Reiches für die zweite ) Finangperiode hiefür Peine Für— 
forge in anderer MWeife getroffen, fondern den Grundiag angenom— 
men hat, daß jeder Befoldungsetat die aus ihm hervorgehenden Pen: 
fionen zu tragen habe. 
Der Erfag der Koften des Nechnungscommiffariats des Innern für das 
Jahr 18954, in dem Betrage von 5135 fl. 18 Pr. bleibt unter dem in dem 
Landtagsabfchiede vom 26. Dezember 1825 bezeichneten Präjudiz vor: 
behalten. 
Hinfihtlih der Verwaltungsfoften der Gefängniffe wiederholen Wir die 
Unierer Kreisregierung fchon unterm 16. Sept. 1825 und 4. Juli 
1825 ertheilten Weifungen, und erwarten, daß der nach den Anträgen 
des Randrathes herabgefente Woranfchlan genau werde eingehalten werden. 
fi Ueber die Vertheilung der aus dem Kreisfonde bewilligten Stipendien 
it dem Landrathe bei feiner nächften Verſammlung nähere Mitrheilung 
zu machen, wodurch fich die hierüber gemachte Bemerfung von felbft er: 
ledigen wird. 
s’ Den Wünfchen des Landraths hinfichtlich der Befoldungen ber Lehrer an 
den höheren Unterrichtsanftalten ift bereits durch die darüber an Unſere 
Kreisregierung ergangene befondere Entfchließung entfprochen worden. 


Wir bewilligen die von dem Landrathe votirten Steuerbeifchläge, nämlich 
Proc. 


a} 
— 


d 


— 


R 
— 


I) für Verwaltungskoſten, jedoch mit Vorbehalt der nachträg— 

lichen Dedung des unabweislichen Mehrbedufe . . . . 56 
2: FR: twerhßze meer re 
ME De rau ee ae re ee 
6) für den Kheindammbau - © « 2 0 0 0 2 0 1 121: 2 
6) für Unterrihtöanlalten >» - 0 0 0 9 0 1 8 464 
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uk 35 Procent der Grundftener für die Zortfesung des Katafters., 
IV. 
MWünfhe und befondere Anträge. 

I) ‚Wir haben das vorgefeste Ziel der Herſtellung eines freieren Handels: 
verkehrs unverrüct im Ange behalten, und werden hiebei, fo weit es nur 
immer möglich und mit höheren allgemeinen Intereſſen vereinbar ift, den 
anerkannten Bedürfniffen der Bewohner des Rheinkreiſes abzuhelfen be- 


dacht ſeyn. 
2) Auf die über ungleiche Austheiluna des Contiugentes zu der Armeeer: 
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gänzung von dem Landrache geführten Klagen ift bei der von Uns ange— 
ordnneten Revijion des Eonferiptionsgefeges geeignete Rückjicht genommen 
worden, 

3) Die Liyuidation der Forderungen an Frankreich iſt dem Abſchluſſe nahe; 
es wird ſodann die Vertheilung der a a a az ohne Verzug 
erfolgen. 

4) Der beantragten Verminderung der im Rheinkreiſe beſtehenden zwölf 
Landcommiſſariate kann nicht Statt gegeben werden, da dieſe Einrichtung 
nach den eigenen Anerkenntniſſe des Landrathes, durch eine geregelte 
Verwaltung, durch Begründung einer beffern Ordnung im Gemeindeme: 
fen, und durch gefchärfte Anfficht ihre hohe Zweckmäßigkeit“ vollkommen 
bewähret und die entjchiedenften Vorzüge vor den früher beflandenen 
vier Bezirfsdirectionen ohne Vermehrung des Koftenaufwandes an dem 
Prüffteine der Erfahrung dargethan hat, und da eine DBerminderung 
der jetzigen Zahl der Behörden, ohne Bewirkung einer Erjparniß, nur 
dem Dienſte zum Nachtheil gereichen würde, 

5). Die Errichtung neuer Lottocolfeften wird nur da verfügt werden, wo fie 
durch den Umfang des Geſchäfts und durch die auf Zurücdhaltung von 
Privarkolfeften für das in: und ausländifche Lotto zu nehmenden Rück— 
fichten geboten tft. 

6) Bei der Reviſion des Studienplanes wird das von dem Landrathe in 
Auregnng gebrachte Bedürfniß in geeigneter Weiſe beachtet werden, 

7) Wir werden unverzüglich wegen des Ankaufs der Nemontpferde für das 

im Rheinkreife garnifonirende Gavallerieregiment nach den vorgetragenen 

Wünſchen eine Verfügung erlaſſen. 

Der Landrath des Rheinkreiſes, dem Wir über die bei ſeinen Berathun— 
gen bethätigte Ordnung und Einſicht über das Uns bezeigte Vertrauen, und 
über die an den Tag gelegte treue Anhänglichkeit an Unſere Perſon Unſer 
beſonderes Wohlgefallen zu erkennen geben, wird in den von Uns erlaſſenen 
Beſchlüſſen einen neuen Beweis jener beharrlichen Sorgfalt finden, die Wir dem 
Wohle Unferer Unterthanen zu widmen Uns zur Pflicht rechnen. 


— 


Abfchied vom 7. Jaͤnner 1823 (Amtsbl. ©. 1) für 18727: 

Wir haben Uns über die vom 20. bis 28. Auguft vorigen Jahrs gepfloge: 
nen Verhandlungen des Landrathes im Rheinkreiſe Vortrag erſtatten laſſen 
und ertheilen hierauf durch gegenwärtigen Abfchied, nach Vernehmung Unferes 
Staatsraths, folgende Entichließungen: 


TE 
Abrechnung für das Fahr 1% 


Nach der von dem Landrathe als richtig anerkannten Kreisfoudsrechnung 
des Verwaltungsjahres 18/4: haben die fämmtlihen Einnahmen 
und zwar: 
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l. &. pr. 

1) für NRichtwerthe - - 2 22. ; .... 8907 16 — 
2) für Verwaltungskoſten, mit Einfchluß pe Bine. 
Refte von 1815 — 1815 der Polizeiftraffonde, der Ge: 
werbfteuerbeifchläge für die Gemeinden und. der Remi— 

ien der Steuereinnehmer - » 2 2 0 0.00 0 0. 462,652 26 

5) für die höheren Rehranflalten - » 2 0 nen. 55,588 58 

4 für die Volksſchulen  - - 2 2 2 20 00 een. 56,201 49 

> für den Koller 0 oo 0 0 0 64624800 AL 

23 

24 


— 


loom- 


6) für den Strafenban - - 2 2 0 22 46637 
7) für den Rheindammbau » 2 2 2 2 2 ee... 18,549 


Zufammen 650,157 59 1 

Dagegen aber die fämmtlihen Ausgaben, und zwar: 
V anf Nichtwertbe - © 2 2 2 0 0 2 0. .... 32,159 25 2 

2) auf Verwaltungskoſten mita Einſchluß der —— 
rückſtände ... en Zange ar Dir a TE 1 
5) auf höhere Lehranſtalten 61 
3» anf Volksſchulen... 464 37,24 58 — 
5) auf ben Kataſftftfe Er re BD DO 2 
6) auf den Straßenbau » 2 2 2 2 2 2 0 0 2 0: 5637 3 — 
7) auf den Rheindammbau »- » 2: 2 2 2 4432,491 38 3 


Zufammen 678,521 48 1 
betragen, wonach fich ein Paflivreft von 23,535 9 — 
ergibt. 

In der Rechnung des Fahrs 18%, find die Rückſtände und Ueberſchüſſe 
bei den einzelnen Hauptpoſitionen der Einnahme zur Vereinnahmung, fo 
vie hinwieder die Paflvrefte bei den einzelnen Hauptrubriken der Ausgabe zur 
Beransgabung überzutragen. 

Was die von dem Landrarhe über einzelne Pofitionen der Rreisfondered- 
zung vorgetragenen Bemerkungen und Erinnerungen betrifft, fo Bann 

a) dem MUbftriche der Wittwenfondsbeiträge ans den Einnahmen nicht Statt 
gegeben werden. Dagegen find 

b) die wegen der Straße von Pirmafens nach Landau aufgerechneten Diä: 
ten des Baufonducteurs v. Jan mit dem Betrage von 27 fl. 50 Er., dann 
die von dem Regierungsrathe Butenfchön. für die Abiturientenprüfung 
zu Zweibrüden berechneten Commiffiongfoften mit 57 fl. 42 Fr. in die 
Finanzrechnung hinüber zu tragen und dem Kreisfonde zu erfeben. 

e) Unſere Regierung des Rheinkreiſes wird ſich angelegen feyn laffen, durch 
ſtrenge Aufficht und durch genauen Vollzug der in dem $. 66 Unferer 
Perorduung vom 26. Dezember 1825, die Leitung des Bauweſens be: 
treffend, enthaltenen Beflimmungen jeder Belaftung des Bezirkswegfonds 
mit ungeeigneten Diätenaufrechnungen zu begegnen. 

d) Die Koften, welche aus den jährlichen Schulvifitationen der Diftrikts: 


i 
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ſchulinſpektoren erwachfen, ſind im Hinblicke auf das Finanzgefeb vom 11. 
September 1825 iu allen Regierungsbezirken auf die Kreisfchuldotationen 
hinübergewiefen worden, es kann daher auch in dem Rheinkreiſe die 
Uebernahme derfelben auf die Finanzfonds nicht Statt finden. 
Der Landrath wird fich übrigens aus den in dem Amtsblatte des 
"Rheinfreifes vom Jahre 1817 ©. 365 ff. enthaltenen Anordnungen über 
die Einrichtung des Schulwefens felbft überzeugen, daß durch die erwähn: 
ten Viſitationen weder die Örtliche Schulaufficht erfegt und befeitiger, 
noch die dem Gemeindebeamten hiebei zufommende Mitwirkung ausge: 
fchloffen werden ſoll. 
Den von dem Landrathe angedeuteten Mißbräuchen wird Unfere Kreis: 
regierung näher auf den Grund fehen. 

e) In Anfehung des von dem Landrathe angeſprochenen Erfages des Koften: 
betrags von 357 fl. 59 Pr., welcher auf den Rechteftreit über das Stie— 
genhaus an dem Lycealgebäude zu Speyer, fo wie auf den Ban felbit 
erlaufen iſt, fehen Wir der von Unferer Kreisregierung vorbehaltenen 


weitern Berichterftattung entgegen. 


Ä II. 
Stewervertheilung für das Jahr 187 


Nachdem fich das Prinzipale der Grundftener durch veräußerte Staats 
waldungen um 455 fl. 35 fr. vermehrt, dagegen aber wieder durch den Abgana 
fteuerbarer Gründe in Folge der Rheinrectification um 195 fl. 55 Pr. vermindert 
hat, und hiernach auf die Summe von 743,001 fl. 47 Pr. fich berechnet, fo wirt 
mit Einfchluß der Perfonal: und Mobitiarfteuer zu 129,525 fl. der Totalbetran 
auf 872,526 fl. 47 Er. und demzufolge ein Steuerprozent in runder Zahl auf 
8,725 fl. feſtgeſeht. 


III. 
Beſtimmung der Kreisfonds für das Jahr 1827. 


Der von dem Landrathe geprüfte Vorauſchlag der aus dem Kreisfonde zu 
beftreitenden Bermwaltungsansgaben wire für das Jahr 18%, nach folgenden 
Anſätzen genehmiget: 

fl. M 


1) für das Nppellationsgeriht 2 2 2 2 0 nee nn. 29580 — 
2) für die Bezirksgerichte. ne 80,540 
3) für die Sriedensgerihte - 2 2 2 2 2 2 437,919 12 
4) für die Juſtizgebäͤnde.. a 0 0 8 5 885 — 
5) für das Rechnungscommiffariat des Junern - . 2 000. 4,700 
6) für das Kreisarhiv” 0-2 0 0 000 212500 
7) für die Landeommiffaridte 2 2 2 2 ee 248,860 
8) für das Medicinalweſe. ee. 18,660 
9) für die Gefängnißkoften . x...» dr re er 60,000 
10) für: die Eafernirung der Gendarmerie ee wre a RR 


ası 


/ ‘ 


2) 
12) 
15) 
1) 
5) 
16) 
r) 
1) 
19) 
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für Boitiaet - > & He re nn RD — 
für den Bezirbsweaefond 2 2 2 0 er 0000. 770 — 
für die Baumfchule in Speyer - - = = 2 2 2.2... 1000 — 
für das Landgeflüte - - - 2 2 2 en m —477000 — 
Me SERBIEN u: 6 . WO - 
für die Kreiscle - 0 0 0 0 0 0 64,350 — 
für Die Begirkscnfliin - - oo 0 0 0 0 0 0 0 0 0 IM — 
für vermifchte Ausgaben  - «0 0 0 0 m 0 0 0 0 0 WW — 
für Penſionennn. q6665,734 36 


Zuſammen ohne Reſervefond 325,195 30 


Hierzu kommt ſodann noch 


a) 


der Betrag pro 18%/,, und 182%, in die Kreisfonderech: 
nung nicht eingeftelfter Penfionen mit - 2 2. 00. . 11,254 36 


Bir verbinden mit diefer Genehmigung des Voranfchlages folgende, durch 
be Uuträge und Bemerkungen des Landrath3 veranlafßte Beſtimmungen: 


.) 


b) 


In Anfehung der Befoldungen des Rechnungscommiſſariats der Regie: 
rungsfanımer des Innern können Wir von den in den Landrathsabfcie: 
den vom 26. Dezember 1825 und 12. Mai 1827 ertheilten Entfchließun: 
gen nicht abgehen. 

In dem der Verordnung vom 27. März 1817 beigefügten Forma— 
tionsetat der Kreisregierungen ift die ausdrückliche Beſtimmung enthal: 
ten, daß das Rechnungsperfonal der Kammer des Innery aus Stiftungss 
und Eommunalmitteln zu befolden fey. (Rggsbl. 1817 S. 240). 

Nach) diefer Verordnung ift auch die Bildung Unferer Regierung 
des Mheinkreifes vollzogen worden (Amtsbl. 1817 S. 109) und es 
kann daher die in dem Landrathsabfchiede vom 13. Juni 1817 bewilligte 
Uebernahme des Etats diefer Stelle auf die Staatskaſſe nur auf jene 
Koften bezogen werden, welche nach der angeführten Verordnung allge 
mein aus den Finanzfonds zu befkreiten find. 

Der Landrath hat die Befoldungen des Rechnungscommiſſariats 
des Innern bei der Aufhebung der Prelevemens auf die zu jener Zeit 
für Gemeindebedärfniffe erhobenen fünf Steuerprogente übergetragen, 
und — als diefe nach feinem Antrage mit den übrigen Steuerbeifchlägen 
vereiniget wurden — auf den Kreisfond übernommen; feinem jest er— 
hobenen Anfpruche auf Enthebung von diefer Verbindlichkeit ftehet im 
feiner Hinſicht ein zureichender Rechtsgrund zur Seite. 

Uebrigens wollen Wir noch den Landrath auf die Entfchließfung vom 
27. Februar 1819, die Beftreitung der in Frage flehenden Befoldungen 
aus den Prelevemens betreffend, und auf bie biesfällige Mittheilung 
Unferer Kreisregierung vom 24. Oktober 1818 aufmerkſam gemacht haber. 
Durch die bereits eingeleitete Revifion der gegen Forftfrevel beftehenden 
Strafgefege wird die Erinnerung, welche der Landrath in Beziehung auf 
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den $. 165 der Verordnung vom 50. Juli 1814 zu machen fich veranlafit 
gefunden hat, ihre Erledigung erhalten. 

Die Vorftellungen des Landraths gegen die Zurüdweifung der Mehr: 
bezüge einzelner Staatsdiener aus früheren Dienftverhäftniffen, der Pen- 
fionen und Ruhegehalte fänmtlicher aus dem Kreisfonde befoldeter 
Staatsdiener, und der Penfionen und Alimentationen der Relicten der: 
ſelben find als gegründet nicht anzuerkennen. 

Das Finanzgefeg vom 11. September 1825 und das Geſetz über das 
Staatsfhuldenwefen vom nämlichen Tage haben die Verordnung vom 
12. Juni 1818 (Amtsblatt des Rheinkreiſes S. 747) nicht aufgehoben. 

Die Zwecbeftimmung der nach jenen Gefegen gebildeten Amortija: 
tionscaffe aber — Herftellung des Gfleichgewichtes in dem Staatshaus- 
hatte — mußte von felbft die Uebernahme folcher Laften ausfchließen, 
welche den zu ordnenden Haushalt bis dahin nicht befchwert hatten. 

Wenn unter folhen Verhältniffen dem Kreisfonde dennoch im Jahre 
1825 eine Penfionslaft von 6316 fl. 58 Er. abgenommen, und auf die 
Etats der laufenden Ausgaben der Staatsminifterien des Innern und 
der Finanzen übernommen worden ift, fo wird der Randrath darin einen 
Beweis Unferes Iandesväterlichen Beſtrebens rfennen, auch dem Rhein: 
Ereife jede mögliche Erleichteriing zuzuwenden — zugleich aber auch bei 
näherer Erwägung fich überzeugen, daß demfelben ein weiteres Zugeftänd« 
niß dermal nicht gemacht werden Fönne, 


Wir haben indeffen auf die Erfüllung der von dem Landrathe vor: 
getragenen Wünfche für die Zukunft in dem den verfammelten Ständen 
Unferes Reiches bereits übergebenen Gefesentiwurfe über die Ausſcheidung 
der alflgememen Staatsausgaben von den befonderen Ausgaben der ein: 
zelnen Regierungsbezirfe Bedacht nehmen Taffen. 


d) Die Anträge und Wünfche des Landraths in Beziehung auf den Straßenbau 


e) 


find bei der Genehmigung des Bauetats für 1874, berücdjichtiget worden. 
Unfere FKreisregierung wird die Beflimmung des Decrets vom 6- 
November 1813 über die Beitragspflichtigkeit der Staatswaldungen zu 
der Herftelfung und Unterhaltung der Bezirksſtraßen auch Fünftig, wie 
bisher, in allen dahin geeigneten Fällen zum Vollzuge bringen. 
In dem Anerbieten des Landrathe, zu den. Koften der in Folge der 
Rheinrectififation auszuführenden Verlegung eines Theiles der Dämme, 
fo lange dadurch die Summe von einmal hunderttaufend Gulden nicht 
überfchritten wird, die Hälfte in fucceffiven Zahlungen beizutragen, und 
felbft an dem etwaigen Mehrberrage nah Umſtänden einen weitern Aus 
theil zu übernehmen, haben Wir mit Wohlgefallen einen neuen Beweis 
der von demfelben bei jeder Gelegenheit bewährten Bereitwilligkeit zur Be— 
förderung großartiger und gemeinnüsiger Uiternehmungen wahrgenommen. 


Wir wollen demzufolge, jedoch nuter der Bedingung der unbefchränkten 


Uebernahme der Hälfte des gefammten Koftenbetrages, und mit dem Vorbe— 
halte der nähern Beſtimmung angemeijener Sriften für die fuccefiive Abzahlung 
# 
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Ins gemachte Anerbieten genehmigen, und auf dem Grunde des Geſetzes von 
ın. September 1807, dann des Ständeabjchiedes vom 11. September 1825 be- 
wiliaen, daß die zweite Hälfte der Koften jener Dammverlegung — gleich dei 
ubnaen auf die Rheinrectifitation erlaufenden Ausgaben aus der Staatskaſſe 
a dem gegenwärtigen Falle beftritten werde. 


Nah den vorangehenden Beftimmungen bewilligen Wir die vor dem Land- 
rarhe potirten Steuerbeifchläge, nämlich: 
Proc. 
I)’ für Verwaltungskoſten, jedoch mit Vorbehalt der nachträglichen 
Deckung des nnabweichlihen Mehrbedarfd - » oo 2 000.36 
» Mr Nichtwerthe 60 
> für den Gtrelnban - » 0 0 0 0 0 0 0 1 1 1 1 0 0% 
4) für den Rheindanmbar »- » 2 2 2 00. 
5» für den Unterriht » v2 000. 


. . . + . . ’ 


ey ON 


* . ’ [3 . ” » ’ + 


Zufammen 50 
acht 3, Mrocenten der Grunditeuer für die Fortfesung der Katafterarbeiten, 


IV. 
Wünfhe und befondere Anträge. 


Bon der Errichtung einer BZwangsarbeitsanftalt ift aus den von dem 
Landrathe vorgetragenen berüctfichtigungswerthen Gründen für jest Um: 
gang zu nehmen. 


2) Die von dem Landrathe gewünfchten Vorfhriften für die Vermeſſung 
der Gemeindewaldungen, dann für die Bonitirung und Glaffification der 
Grundftüde find in dem der Beratbung der verfammelten Stände Unſe— 
res Reiches unterliegenden Entwurfe eines Grundſteuergeſetzes enthalten. 


3) Wir genehmigen, daß von den bis jagt dem Studium der Rechtswiſſen— 
fhaft gewidmeten 4 Stipendien zu 200 fl. die Hälfte entnommen und 


eines derfelben dem Studium der Architectur und das andere der Phi: 
lologie zugewendet werde, 


4) Ueber den Stand und das dermalige Verhältniß der Kreis- und Bezirks: 
Friegsfonds wird Unfere Kreisregierung dem Landrathe bei deſſen näch— 
fter Derfammlung alle gewünfchten Aufklärungen mittheilen. 


5) Wir werden unverzüglich Die geeigneten Berfügungen treffen laffen, damit 
in den durch den Art. 1259 des bürgerlichen Gefesbuchds und durch die 
Art. 814, 816 und 817 des Code de Procedure eivile vorgefehenen Zälfen 
die Hinterlegung fehuldiger Gelder zum Zwecke der Befreiung von der 
Schuld bei den Bezirkscaffen des Rheinkreifes für Rechnung der Spe: 
cialfchuldentilgungscaffe in München gefchehen Fönne. 


6) Die Wünſche des Landraths hinfichtlich der Elafificatiou der Strafen 
im Rheinfreiie find in dem den Ständen Unferes Reiches übergebenen 


⸗ 
— 
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Geſetzentwurfe über die Ausfcheidung der allgemeinen Staatsausgaben 
von den befonderen Ausgaben der Teinzelnen Regierungsbezirke beachtet 
worden. 

Mit befonderem Vergnügen haben Wir das ehrende Zeugniß der 
Unfere Stellen und Behörden im Rheinkreiſe befeelenden Sorgfalt für 
das Wohl der Verwalteten, ihres Wetteifers in treuer Pflichterfüllung 
und ihrer Gewiffenhaftigkeit in der Vollziehung und Bewahrung der 
beftehenden Geſetze und Inſtitutionen vernommen, welches der Landrath 
in dem Protocolle feiner Verhandlungen niedergelegt hat. 

Indem Wir die dadurd erworbenen verdienten Anfprüche auf Unfere 
Zufriedenheit anerkennen, ertheilen Wir zugleich dem Landrathe die 
erneuerte Zuficherung Unferes allerhöcdhften Wohlgefallens über den auch 
in diefer Sitzung bewährten, mit Einfiht und Wertrauen vereinten 
Eifer in der Erfüllung feines wichtigen und ehrenvollen Berufes. 


Abfchied vom 24. April 1829 (Amtsbl. S. 9) für. 1828: 
Wir haben Uns über dievon dem Landrathe des Aheinkreifes in der Sitzung 


vom 16. bis 25. Juni 1828 gepflogenen Verhandlungen DBortrag erflatten laffen, 
und ertheilen hierauf, nad Vernehmung Unferes Staatsrathes, -Unfere Eönig: 


lichen Entſchließungen, wie folge: 


I. 
Abrehnungen für das Jahr 18% 


Nach der von dem Landratheals richtig anerkannten Kreisfondsrechnung bes 


Dermwaltungsjahres 18%, betragen die fämmtlihen Einnahmen, und zwar: 


fl. Er dl. 
1) für Riätwerie 4 2 0 127455 DB — 
2) für Verwaltungsfoflen - 2 2 2 0 0000... 49593 32 1 
5) für die höheren Lehranflalten 000.0. 57227 415 
4) für die Volksſchuuluenn. 36,055 W 2 
. 5) für den Kata fler 0 0 0 0 0 25, 218 80 — 
6) für den Straßenbau 2 2 2 00er en. 52,361 48 — 

19,019 57 2 


7) für den Rheindammbau 0020.00... 


Zufammen 641,260 50 — 


unter welher Summe 


50,178 fl. 22 fr. ı dl. aus dem Beftande der Borjahre , 


530,317 fl. — Er. — dl. aus den Steuerbeifchlägen, und 
60,765 fl. 27 Er. 3 dl. aus allgemeinen und befondern Gefällen 


enthalten find. 


1) für Nihtwerthe uf >: nen 
2) für Verwaltungskoflen. » 2 0 — 


Dagegen belaufen fich die fämmtlihen Ausgaben, und zwar i 
fl. fr. . 


56 5 2 
. . 407,807 27 — 
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fl. 
3) für die höheren Lehranflalten - © = = 2442,551 
y für Die Volksfhulen - 2 2 2 0 0 0 en en. . 56,985 
sı für den Katafler - oo 0 0 0 0 0 0 0 0 0. . 82,219 
sYfüur den Straßenbau - - 2 2 0 0 0 0 en nee. 52,561 
’, für den Rheindammbau - - 2 0 0m ee 00 . 28,319 


Zufammen . 650,350 


8588887 


unter welcher Summe 
62,01 fl. 22 Pr. 2 dl. auf den Rechnungsbeftand der Vorjahre, 
567,438 fl. 46 Er. 2 dl. auf den Dienft des Jahres 187%, 
beariffen find. 
Es ergibt fih fonach ein Activreft von 10,950 fl. 41 Er. 
In die Rechnung des Jahres 184, find überzutragen: 


A. Zur Vereinnahbmung. 
a) Einnahmerückſtände: 


a2) auf die an mehrere Gemeinden aus den Fonds der 

attribuirten Polizeiftraien zu Sculhausbauten gelei— 

teren Borfhüfe > - 2 2 0 0 8 1 22585,650 — — 
bb) auf Vorſchüſſe aus den attribuirten Polizeiftrafen zu 

allgemeinen Iweden - « oo 0 oe 0 0 1 01 0. 20M - — 

b) Einnahmeüberfchüffe : 

aa) bei den Fonds für höhere Lehranftalten und Volksſchulen 13,747 45 2 
bb) bei dem Polizeiftraffondsantheile der Gemeinden. „ . 2,57 1 — 


Zufammen . 44,494 46 2 
B. Zur Dercusgabuna. 
Die Paflivrefte: 
a) in den Fonds der Michtwertbe - » =» 0 0 0 0 . 18,152 30 
b) in den Fonds der Berwaltungskoflen - » » +... 4150 55 
e) in den Bonds des Kataflers . oo oe ne ee. 7001 16 
d) in den Zonds der Rheindammbauten. » = = 0 0 0. 9,29 22 


Zufammen „ 53,564 5 2 
Was die Bemerkungen und Erinnerungen des Landraths über einzelne 
Zweige der Kreisrechnungen betrifft, fo wird Unſere Kreisregierung 
a) bei der Anfchaffung von Schreibmaterialien und fonftigen Ganzleibedürf: 
niffen für die Öffentlichen Behörden des Kreifes die von Uns diesfalls 
unterm 21. October 1827 getroffene Derfügung auf das Genauefte zum 
Vollzuge bringen laffen, und 

b) hinfichtlich des Abſatzes der in der Obftbaumfchule zu Spener vorhandenen 
Gewächſe dem von dem Landrathe vorgetragenen Wunſche durch eine 

zu erlaffende Bekanntmachung entſprechen. 
e) Der im Jahre 18%, aus dem Kreisfond zu den Befoldungen des Bau— 
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perfonals wegen Beforgung des Gemeinde: und Stiftungsbaumwefens gelcı: 
flere Beitrag ift demfelben aus dem Finanzfond zurüc zu erftarten, nad: 
dem zuvor die Summe defjelden durch Abrechnung der auf die Befoldun: 
gen und die fonftige Erigenz der vormaligen Communalbauinfpection vom 
1. October 1826 bis zur Auflöfung diefer Behörde beftrittenen, zum Theile 
fhon in dem Berichte Unferer Kreisregierung vom 9. December 18% 


‚angezeigten Ausgaben feftgeftellt worden find. 


Die Erhebung eines folchen Beitrages hat für die Folge zu unter: 

bleiben, wobei jedoch die, nach den Beftimmungen des $. 66 Unferer 
Verordnung vom 26. Dezember 1825 die Leitung des Bauwefens betref: 
fend, den Gemeinden und Stiftungen-obliegende Verbindlichkeit zur Ver: 
gütung der Diäten und Reiſegelder bei den in ihren Angelegenheiten 
erfolgenden Abordnungen des Bauperfonals vorbehalten wird, 
MWir genehmigen, daß die bei der Armenanftalt zu Frankenthal im Jahre 
1854, gemachte Erfparniß nach dem Antrage des Landraths auf den Fond 
der Verwaltungskoſten von 18?7%4, übergetragen und für die in dem Kreis: 
budget diefes Jahres beftimmten Ausgaben, foweit diefelben nicht durch 
die zugemwiefenen Mittel gedeckt find, verwendet werde, und erwarten 
übrigens, daß einfeitige' Verfügungen über dergleichen Erfparniffe, ohne 
Vernehmung des Landrathed und ohne Einholung Unferer Geneh: 
migung, unter Feiner Vorausſetzung werden getroffen werden. — In 
Hinfiht auf die beabfichtigte Erweiterung der erwähnten Armenanftalt 
ift eine Verbindlichkeit des Staatsärars zur Leiftung irgend eines Bei: 
trages nicht anzuerkennen, und daher, fofern das Bedürfniß der Führung 
von Neubauten wirklich beftehet, der erforderliche Koftenaufwand nad) 
den Beſtimmungen des Geſetzes vom 11. Srimaire VII, Art, 15 3iff. 6, 
dann der Decrete vom 5. Juli 1808 und 29. Auguſt - 1809 aus dem 
Kreisfond zu beftreiten, auf welchen mach der Aufhebung der Prelevements 
und des befowderen Fonds für Gemeindebedürfniffe die Derpflichtung 
zur Dedung des ganzen Bedarfs jener Anftalt übergegangen ift. 

Da übrigens die für die Armenanflalt benügten Realitäten ihrer 
dermaligen Zweckbeſtimmung durch dag Decret vom 29. Auguft 1809 aus: 
drücklich zugemwiefen worden find, und da, felbft wenn jemals die Gebäude 
einer Kreisanftalt, die nach den Anordnungen der Staatsregierung auf 
einem befonders dazu angewiefenen Merarialgrunde aus den befondern 
Fonds eines Regierungsbezirkes hergeftellt worden find, diefem Bezirke 
als ein Eigenthum des Geſammtſtaates wieder entzogen, umd zu allge: 
meinen Staatszweden verwendet werden Fönnten, doc die gebührende 
Vergütung in keinem alle zu verweigern wäre, fo wird der Randrath 
von.dem Ungrunde der geäußerten Bedenken ſich leicht überzeugen. 


Unfere Kreisregierung hat zu verfügen, daß die aus den Kreisfonds be 
willigten Iufchüffe aus den Gehaltsbezügen der Schullehrer in alten Fäl- 
[en an diefe unmittelbar ausbezahlt, und die Quittungen derfelben zu den 


Kreisfon derechnungen gebracht werden. 


— 
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Da die Gebühren des bei der Vermeſſung des Rheinkreiſes verwendeten 
Perfonals beſtimmt worden find, fo iſt der dafür gegebene Credit, ſoferne 
es nicht fchon gefchehen feyn folte, ohne längeren Aufſchub zu reguliren, 
und dadurch der bei dem Katafterfond beftehende Pafjlvreft feftzuftellen. 
Die Büreaubedärfniffe der Landcommiffariate find aus dem dafür bemwils 
figten Averfum von jährlichen 400 fl. anzufchaffen. 

Unfere Kreisregierung wird daher die von ihr unterm 11. April 1823 
in biefer Hinſicht erlaffene Verfügung auf das genauefte vollziehen, und 
von dem Kreisfond unftatthafte Belaftungen zurücweifen. 

Den von dem Landrathe gemachten Bemerkungen fiber verfchiedene bei 
dem Gentralgefängniffe zu Kaiferslautern einzuführende Erfparungen ift 
die forgfältigfte Berücfichtigung zu widmen, und endlich 

i) über die hinfichtlih der Disciplin in diefer Anftalt erfolgten Einfchreitun: 
gen und Derfügungen dem Landrathe bei feiner nächten Werfammlung 
geeignete Eröffnung zu machen. 


— 


di 


I. 
Stenervertheilung für das Jahr 181%. 


Nachdem fih das Principale der Grundfteuer durch veräußerte Staatds 
realitäten um 155 fl. 34 Er. vermehrt, dagegen aber durch den Abgang eines 
feuerbaren Grundes in Folge der Rheinrectification und durch die Berichtigung 
der Steuer zweier Waldparcellen um 15 fl. 15 Er. vermindert hat, und hiernach 
auf die Summe von 743,140 fl. 6 Er. fich berechnet, fo wird mit Einfchluß der 
Perfonal: und Mobiliarfteuer zu 129,525 fl. — Er. der Zotalbetrag auf 

872,665 fl. 6 Fr. 
md demzufolge das Steuerprogent in runder Zahl auf 
8726 fl. 
feftgefegt. 


IH. 
Beftimmung der Kreisfonds für das Jahr 18% 


Wir ertheifen dem von dem Landrathe geprüften Voranfchlage der aus 
km Kreisfonde zu beftreitenden Dermwaltungsausgaben für das Jahr 18%, 
nach folgenden Anfägen Unfere Genehmigung: 

fl. Er 
1) für das Uppellationdgeriht u 2 0 2 2 2 2 2 0 2 4 950 — 
2) für die Bezirbsgrihte 2 0 0 0 0 0 —44430,200 — 
8) für die Friedensgerichte. 0 8 2.0. 37919 12 
4) für die Juſtizgebäͤude.. rn 0. 8355 — 
5) für das Rechnungscommiffariat des Innern z 2 2 2... 450 — 
6) für das Kreisarhiv - = 0 0 0 0 HH 14,500 — 
7) für die Landeommiffariate » + = = 0 mn ee en. . 48,060 36 
8) für das Medizinalweſenn. 818, 660 6 
9) für die Sefängnißfofen 2 0 00 m m m nn nn 0. 0,00 — 
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10) für Eafernirung der Gendarmerie onen 00. HE — 


11) für Wohlthätigkeit . . oh vv re 
12) für den Bezirswegfond . 2 0. . 


. tr 00 + 47,500 — 
. or 9 — 4,000 — 


15) für die Obftbaumfchule zu Speyer - - « « » 0 0 0 0. 10 — 


14) für das Randgeflüt - » - 2 v0 00. 


0... 7,000 = 


15) für Stipendien - eo 0 0 0 nenn nn nenn re 8560 — 
15) für die Kreise - + oo rn en ee 44350 — 
17) für die Bezirkscafin - © 0 0 0 0 20 9800 — 
18) für vermifchte Ausgaben . » 2 0 rer een ee 40 — 
20) für Penfſonen.. 6,1258 21 
20) für den allgemeinen Refervefond Er ——— 800 — 


Zufammen „ 322,246 15 


Hinfichtlich der den Voranfchlag des Kreisbudget von 18%, betreffenden 


Huträge und Bemerkungen des Landraths haben Wir befchloffen, wie folgt: 
ı) Da bei dem Etat der Dermwaltungsausgaben ein allgemeiner Refervefond 


befteht, fo ift der bei dem Specialetat der Landcommiffariate in den 
Voranſchlag eingeftellte befondere Nefervefond für die Folge zu befeiti- 
gen, dagegen aber dem allgemeinen eine zureichende Dotation zu geben. 


Den Boranfchlag der Wermwaltungsausgaben für das Jahr 18845 
haben Wir hiernach bereits berichtigen Taffen. 


2) Die ernenerten Vorftellungen des Landrathes, hinfichtlich der durch die Ver: 


ordnung vom 12. uni 1818 dem Kreisfond übermwiefenen Eivilpenfionen 
und Ruhegehalte, dann der aus früheren Dienftverhältniffen hervorgehen— 
den Mehrbezüge einzelner Staatsdiener im Aheinkreife, haben Uns nicht 
veranlaffen Fönnen, von Unferer, nach forgfältiger Erwägung der Sach— 
verhältniffe und der beftehenden Geſetze durch den Landratksabfchied vom 
7. Januar 1828 bdiedfalls_ertheilten Entfchließungen abzugehen. 

Der Landrath wird felbft ermefien, daß die durch Errichtung der 
Amortifationgcaffe bewirkte Erleichterung des allgemeinen jStaatsbudgerg 
dem Rheinfreife in gleichem Maße, wie den übrigen Regierungsbezirken, 
ſchon jest zu gute komme, indem nur dadurch die Nothwendigfeit einer 
Erhöhung der zu erhebenden allgemeinen Steuern befeitiget worden ift; 
ed wird demfelben aber auch nicht entgehen, daf die von ihm dargeſtell— 
ten zweifachen Nachtheile, welche bei finfenden Getreidepreifen auf den 
Steuerpflichtigen des Rheinkreiſes laſten, nicht nur durch die bei fleigenden 
Getreidepreifen denfelben zufallenden zweifachen Vortheile, fondern auch 
durch die Vorzüge eines vom grundherrlihen Verbande befreiten Land: 
eigenthums reichlich aufgewogen werden, — 

Wir verkennen indeffen Feineswegs die Wichtigkeit der Gründe, welche 
eine Abänderung der unterm 12. Juni 1818 gegebenen Anordnung anra= 
then, und werden zu diefem Endzwecke bei der Herftellung des Budgets 
der dritten Sinanzperiode die geeigneten Einleitungen treffen laffen. — 


3) Da ber Voranfchlag der Verwaltungsausgaben von 18%, mit Hinzurech- 
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nung bes aus der Rechnung von 18°", voransfichtlich zu übernehmenden 
Vaſſivreſtes durch die dafür beftimmten Steuerbeifchläge nicht vollftändig 
gedeckt wird, fo können Wir der in Antrag gebradten Erhöhung des 
Bezirkswegfonds auf 7700 fl. nicht fatt geben, nnd haben daher die 
Dotation deffelben auf den bisherigen Betrag von 4000 fl. herabfegen laſſen. 


4) Unfere Kreisregierung wird, wie bisher — ihre befondere Aufmerffam: 
feit auf die pünktliche Vornahme der den Landeommiffären obliegenden 
Dienftreifen richten, und jeder Dernachläffigung diefer wichtigen Pflicht 
durch ernfte Einfchreitung begegnen. 

Das der großen Mehrzahl der Landeommiffäre von der Kreisregies 
rung dem Landrathe diesfalls ertheilte vortheilhafte Zeugniß hat Uns 
zur Zufriedenheit gereicht. 

5) Die Bemerkungen des Landraths hinſichtlich der Beftrafung der Forft: 
frevel werden Wir einer forgfältigen Prüfung unterwerfen, und nach 
dem Ergebniffe das Geeignete verfügen laffen. 

6) Auf die weiteren Bemerkungen des Landraths hinfichtlih des Baues 
der Bezirks: und Gemeindewege hat Unfere Kreisregierung gebührende 
Rüdfiht zu nehmen. 

7) Von einer Theilung des bei den Fonds der Umterrichtsanftalten befte: 
henden Mctivreftes unter den Etats der höheren Unterrichtsanftalten und 
der Volksſchulen ift Umgang zu nehnten. 

8) Bei der Vertheilung der für den Straßenbau durch dag Finanzgefep 
angewiefenen Fonds auf die einzelnen Regierungsbezirke Unferes Reiches 
it auf die Bedürfniffe des Rheinkreiſes jede mit dem gleichen Anſprüchen 
der übrigen Kreife vereinbare Rüdficht in den Straßenbauetats, ſowohl 
der früheren Vermwaltungsjahre, als auch des noch laufenden genommen, 
und in dem lesteren insbejondere für die Herftelung einer Strede an 
der Glanſtraße ein neuer Zufhuß von 2192 fl. 58 Er. bewilliget worden. 

Hierdurh und durch die unterm 20. November 1828 hinfichtlich eben 
diefer Straße an Unfere Kreisregierung ergangene Entfchließung haben 
die diesfälfigen Reclamationen des Landraths bereits ihre Erledigung 
erhalten. 

9) Der Wunfch des Landraths Hinfichtlich der von Queichhambach nach Al—⸗ 
bersweiler führenden Straße ift nah Zhuntichkeit zu berüdfichtigen, und 
demfelben 

10) bei feiner nächiten Verſammlung ber Koftenüberfchlag der anzulegenden 
nenen. Dämme mitzutheilen, fo weit derfelbe nad) den Fortſchritten der 
Rheindurchſchnitte herzuſtellen ift. 

Wir bewilligen, mit Rückſicht auf die Antraͤge des Landrathes, zur 
Beſtreitung der Kreislaſten des Jahres 184, folgende Steuerbei⸗ 
ſchlaͤge, als: 

Proc. 
1) für die Mermaltungsfoften mit —— der — 
Deckung des Mehrbedarfs .... — Mu 
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Proc. 
Sylter Rihtwerile = 0 a 0 1 
5) für ven EÖtrßenben - no 2 20 0 ⸗ 6 
8) für den Aheindammbau -— oo 0 0 2 0 nee... 2 
5) für die Unterrichtsanflalten - - oe 0 0 0 2 0 en. 4 


Zuſammen 50 

Da nach den Beſtimmungen des Grundſteuergeſetzes vom 15. Auguſt 

1828 die auf die Herftellung des Katafters im Rheinkreiſe zu beftreiten: 

den Koften von dem Jahre 18%, an auf den Finanzfond zu überneh: 

men find, fo ift nur noch der, bei dem Katafterfond nach der Rechnung 

von 182/,5 fi) ergebende Pafiivreft durch einen, dem Bedarfe entfprechen- 
den Beifchlag zu der Grundſteuer zu tilgen. 


Die Erhebung der von dem Landrathe vor der Erlaffung jened Ge: 
febes votirten 314 Procente der Grundfteuer erhält daher nur in fo weit 
Unfere Genehmigung , als diefelbe, was jedoch nicht zu erwarten ifl, zur 
Dedung des beftehenden Parfivreftes erforderlich feyn wird. 


IV. 
Wünfhe und befondere Anträge, 


1) Das bei der Herftellung der Katafterarbeiten zu beobachtende Meſſungs⸗ 
verfahren ift in dem Gefebe vom 15. Auguſt 1828 vorgezeichnet ; einer. 
Abweichung von demfelben Fann in dem Rheinkreiſe nicht ſtatt gegeben 
werben. 

2) Die bei dem Kreisfriegsfond vorhandene Caffabaarfchaft ift nach den 
Anträgen des Landraths bei der Staatsfchuldentilgungsanftalt verzinslich 
anzulegen. 

3) Unfere Kreisregierung wird "unverzüglich den Entwurf der Vertheilung 
des Bezirkskriegsfonds der vormaligen Kreisbezirfe Frankenthal, Lındau 
und Zweibrücen nach Landceommiffariaten, Kantons und Gemeinden bear: 
beiten, und fodann durch die Landcommiffäre in jedem Kanton den zu 
verfanmelnden Bürgermeiftern zur Erinnerung, und zugleich zur Erklä— 
rung über die fernere Verwendung mittheilen laffen, hiernady aber die 
Vertheilung definitiv feſtſezen, und jeder Gemeinde ihren Antheil zur 
gefegmäßigen Verwendung für Gemeindebedürfniffe ausantworten, fofern 
nicht fämmtlihe Gemeinden eines Landcommiffariats oder Kantons die 
fie treffenden Antheile zu einem neuen, für irgend einen gefeslichen Zweck 
zu bildenden Diftrietsfond beſtimmen werden, 

An dem vormaligen Kreisbezirke Kaiferslautern ift der beftehende 
Daffivreft unter die betheiligten Gemeinden zu repartiren, und für die 
Berichtigung Sorge zu tragen. 

Nach vollzogener Vertheilung wird Unfere Kreisregierung die dies— 
fälligen Verhandlungen dem Landrathe zur Einficht mittheilen, 

4) Die Berbefferung des Poftenlaufes im Rheinkreiſe und die Befchleunigung 





\ 
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der Briefverſendungen daſelbſt unterliegt bereits bei Unſerem Staatsmi- 
aiſterium der Finanzen einer ſorgfältigen Prüfung; die Anträge bes 
Landraths werden bei den zu erlaffenden Verfügungen möglichft berück⸗ 
fihtiget werden. 

5) Auf die weiteren Anträge beffelben hinfichtlih der gänzlichen Trennung 

des Gaffationshofes;von dem Appellationsgerichte werden Wir nach näherer 
Prüfung und Erwägung diefes wichtigen aa Unfere Entfchlies- 
fung ertheilen. 
Unfere landesväterliche Fürforge ift fortmäßrend dahin gerichtet, nicht 
nur den Verkehr der Bewohner bed Rheinfreifes mit ihren Mitbürgern 
biesfeits des Rheines von jeder Zollabgabe zu befreien, fondern auch den 
erfteren gleihe Begünſtigungen mit den letzteren in dem Verkehre mit 
anderen Staaten unter dem Schirme gleiher Geſetze zugumenden. 

Die Erreichung diefes Zieles wird einen Unferer fehnlichiten Wünfche 
erfüllen, die ungetheilt nur denn Wohle Unferes Volkes gewidmet find. 
Mit Vergnügen haben Wir die Aeußerungen des Vertrauens, der Treue 
md Anhänglichkeit vernommen, die der Landrath am Schluffe feiner Verhand— 
lungen Uns dargebracht hat. Wir erwiedern den Ausdrud diefer Gefinnungen 
mit der erneuerten Zuficherung Unferer Zufriedenheit und Unſeres Wohlwollens, 
auf welche der Randrath durch feine eifrigen, von Einfiht und Befonnenheit 
zeleiteten Beftrebungen für das Wohl des Rheinkreiſes ſich die vollgültigften 

Infprühe zu begründen fortfährt, 


—⸗ 





Abſchied vom 18. Jaͤnner 1830 (Amtsbl. S. 29) für 1829: 
Wir haben Uns über die von dem Landrathe des Mheinfreifes in der Gi-- 
han vom 9. bis 20. Juli 1829 gepflogenen Verhandlungen Vortrag erftatten 
kien, und ertheilen hierauf, nah Wernehmung Unſeres Staatsraths, Unfere 
Baigl, Entfchließungen, wie folgt: 
I. 
Abrechnung für das Jahr 18% 

Nah der auf vorausgegangene Revifion und Guperrevifion der zuftändis 
sen Behörden von dem Landrath geprüften und als richtig anerfannten Kreis: 
fendsrehnung von 18°, betragen die fämmtlihen Einnahmen, und zwar 

er. pf. 
1) für Nichtwerthe . .. 2. 8 8 Tr er er he 7,453 1 a 
2) für Verwaltungslolten . » » 2» 0 20000... 500 8 1 
5) für die höheren Lehranflalten » 2 2 2 0 0 00. 54,098 59 1 
4) für die Volksſchulen .. 2. . 086 Tr Te T Tr Tr Tee 56,353 55 —— 
5) für dem Kataſte.. 24894 297 — 
6) für den Straßenba.. 5239 9 — 
7) für den Rheindammbaun 2 2 0 2 2 0 0 200. 50 7 — 


Zufammen „ 684,071 56 2 
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unter welcher Summe 

55,361 fl. 20 Er. ı pf. ans dem Beſtande der Vorjahre, 

530,443 fl. ı fr. — pf. aus Stenerbeifchlägen, und 

98,267 fl. 35 Pr. 1 pf. aus allgemeinen und befondern Gefällen 

enthalten find. 
Dagegen belaufen fi die fämmtlihen Ausgaben, und zwar 

l. EM. 

1) auf Nichtwerthe i : Eee BA. 1023 
2) auf Werwaltungsfoflen 2 2,0 2 0000. 4955 52 2 
3) auf die höheren Lehranflalten . » x 2 2 020... 5950 7 — 
4) auf die Volksfhulen oo 2 2 nennen 86619 5 1 
5) auf den Kataſterr..... 39,388 24 2 
6) auf den Straßenbau » » vv m nen len. 593559 9 — 
7) auf den Rheindammbaun » » 0 2 2 ne ee. . 82,751 57 5 


Zufammen . 704,785 13 2 
unter welcher Summe 
53,896 fl. 28 Er. 2 pf. auf den Rechnungs: Befland der Vorjahre, 
650,886 fl. 47 Er. — pf. auf den Dienft des laufenden Jahres 
begriffen find. 
Es ergibt fich fonach ein Paffivreft von 20,711 fl. 19 Er. 
Inn die Rechnung des Jahres 18%s find überzutragen 
A. zur Vereinnahbmung 
a) Einnahmerüdflände 
fl. fr. pf. 
aa) auf die aus dem Polizeiftraffondsantheile der Gemein: 
» den geleifteten Vorſchüſſe 
a) zu Schulfansbautn - » 2 2 2000... 3,056 40 — 
6) zufonfligen Bweden 2: 2 200000. 170 — — 
bb) an dem von dem Bürgermeifteramt Ehder zu viel an: 
gewiefene Bezirfögefängnißfoften zu leiftenden Rüderfate 11 30 — 
b) @innahmeüberfchüffe 
aa) bei den Fonds für die höheren Lehranflalten . . . 8,148 52 1 
bb) bei dem Polizeiftraffondsantheile der Gemeinden. . 1,975 19 — 


Zufammen . 36,920 21 — 


B. zur Berausgabung 
die Paſſivreſte 
0) im dem Fond der Nichtwerthe - 2 2 2 —— ss 18 2 
b) in dem Fond der Verwaltungsfoften . x 2... . 15321 23 1 
e) im dem Fond der Vollefhulen - 2 2 2 2 2 202 65 90 1 
2 
8 








d) in dem Fond des Kataſters... 14,495 57 
e) in dem Fond der Rheindammbauten . 2 2 20. 845 80 


Zufammru . 57,651 40 1 
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Auf die von dem Landrathe zu einzelnen Theilen der Kreisfondsrechnung 


gemachten Bemerkungen und Erinnerungen verfügen Wir wie folgt: 
a) Unfere Regierung des Rheinfreifes wird fi in Gemäßheit des ihr be: 


b) 


€) 


d 


— 


reits durch den Landtagsabfchied von 12. Mai 1827 ertheilten Auftrages 
angelegen feyn laffen, durch Ermunterung und Belehrung die Anlegung 
von Bohlengärten in den einzelnen Gemeinden thätig zu befördern; 

Es ift Uns aufgefallen, daß die Beibringung der von dem Landrathe 
vermißten Einnahmebelege zu der Rechnung über die Kreisarmenanftalt 
zu Frankenthal nicht fchon bei der Revifion derfelben angeordnet worden. 
Unfere Kreisregierung hat die nachträglihe Erfegung der abgehenden 
Belege ohne Verzug zu verfügen; 

Der im Jahre 1824, auf die Baulichkeiten der Armenanftalt beftrittene 
Aufwand von 900 fl. 26 Er. ift aus der allgemeinen Derwaltungsredh: 
nung des Kreijes in die befondere Rechnung der erwähnten Anftalt nach 
dem begründeten Antrage des Randrathes überzutragen; 

Damit die Rätplichfeit und Möglichkeit der von dem Landrathe gewünſch— 
ten, wenigftens theilweifen Einführung ber Torf: und Steinfohlenfeuerung 
in dem Gentralgefängniffe zu Kaiferslautern mit Sicherheit beurtheilt 
werden Fönne, hat Unfere Kreisregierung nicht nur genaue Berechnungen 
des Materialbedarfs, und vergleichende Koftenüberfchläge herſtellen, fon: 
dern auch umfichtige Verfuche zur Anwendung desin Frage gebrachten Hei: 
pungsmateriald unter fachverftändiger Zeitung in der Anſtalt unterneh: 
men zu laffen, und das Ergebniß dem Landrathe bei der näditen Ber: 
fammlung zur Einfiht und weiteren Erinnerung mitzutheilen ; 


Was dagegen 
e) den Bleiherlohn für bie in dem Geutralgefängniffe verfertigte Leinwand 


betrifft, fo ift der Landrath von den in dem Berichte der Inſpection 
vom 27. Juli d. v. J. dargeftellten Verhältniſſen in Kenntniß zu ſetzen, 
bei welchen die vorgefchlagene Abweichung von dem bisherigen Werfahren 
als unrärhlich anzufehen iſt; 

Da nach den vorgeleaten Akten die von dem Pandrathe gemachten Erin: 
nerungen über die Döhe der Preife, zu welchen verfchiedene von der 
Beichäftigungsanftalt ded Gentralgefäugniffes an andere Kreisanftalteı ab: 
gelieferte Gegenftände angeſetzt worden find, ſchon durch die unterm 16. 
Januar 1828 von Unferer Regierung des Rheinkreiſes an die Gefäng: 
nißinfpection erlaffene Entfchließung ihre Erledigung gefunden haben, fo 
ift dem Landrathe auch hierüber bei der nächften Sipung befriedigende 
Mittheilung zu machen; 

Die in der allgemeinen Dermwaltungsrehnung verausgahten Beträge 
von 24 fl. und 56 fl. 30 Pr. für 12 Eremplare der Novellen zum Eon: 
feriptionggefege, dann für Regiftraturgeftelle und Schreibtifhe zum Dienft: 
gebrauche des Landconmmiffariates Zweibrüden find den Kreisfonds von 
ben betreffenden Landcommiffären zurüdzuerflatten, da die bemerkten 
Yusgaben zu den aus dem Regieaverfum zu beftreitenden gehören; 
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bh) Wenn auch dem Rückerſatze jener Unterftfigung von 60 fl., welche einem 
Eandidaten der Theologie unterm 15. Sannar 1829 als Beitrag zu den 
Koften einer für willenfchaftliche Zwede unternommenen Reife aus dem 
Kreisftipendienfond bewilligt worden ift, bei den Uns vorgetragenen 
Gründen nicht ftatt gegeben werden kann, fo wollen Wir doch, daß die 
Erinnerungen des Landraths über die dem erwähnten Fond gegebene aus: 
ſchließliche Zweckbeſtimmung in allen . vorkommenden Fällen forgfäktig 
beachtet werben; 

i) Die Belaftung des Kreisfondg mit der von dem Apotheker Hölty zu 
Edenkoben liquidirten Forderung von 49 fl. 13 Er. für verfchiedene an 
arme Blatternfranfe abgegebene Arzeneien findet in den vorgelegten Ver: 
bandlungen zureichende Rechtfertigung. 

Unfere Kreisregierung wird jedoch ſtets Bedacht nehmen, daß ben 
mit der Aufhebung der Prelevements auf den Kreisfond übergegangenen 
Verbindlichkeiten Feine unftatthafte, die gefeslichen Grenzen der Kreis: 
und Gemeindelaften verrücdende Ausdehnung gegeben werde. 

k) Da Wir bereits in dem Landrathsabfchiede vom 24. April dv. 9. ange: 
ordnet haben, daß der im Jahre 18°%%7 aus dem Kreisfond zu den Be: 
foldiingen des Bauperfonals geleiftete Beitrag demfelben aus dem Finanz 
fond zurücznerftatten, für die Zukunft aber die Erhebung eines ſolchen 
Beitrags zu unterlaffen fen, fo verfteht fich von felbft, daß auch der Rück— 
erfat des aus dem Kreigfond im Jahre 182 bereits bezahlten Zufchuffes 
flatt zu finden, habe; 

) Der bei dem Zond der höheren Lehranftalten vorhandene Activbeſtand 
foll nach dem Antrage des Landraths für Fünftige außergewöhnliche Be: 
dürfniffe aufbewahrt, und daher mit ungehörigen, aus den laufenden 
Zuſchüſſen zu deckenden Ausgaben nicht befchwert werden; 

m) Der dem Kreisfond gebührende Rückerſatz von 92 fl. für eine über den 
Betrag der Schuldigfeit geleiftete Zahlung an Zriangulirungskoften if 
anf dem gefeglichen Wege zu bewerkfftelligen, und in der Rechnung von 
184, in Rückeinnahme zu bringen; 

n) Hinfichtlich der Hebernahme der aus dem Kreisfond für das nun aufgelöfte 
Kıtafterbürean angefchafften Meßinftrumente, Apparate und fonfligen 
Geräthichaften, foweit diefelben noch als brauchbar erfcheinen‘, find der 
Steuerfataftercommiffion von Unferm Gtaatsminifterium der Finanzen 
durch Entfchließung vom 26. November d. v. J. die geeigneten, den 
beftehenden Eigenthumsverhältniffen angemeffenen Aufträge ertheift worden. 


II. 
Steuervertheilung für das Jahr 18%. 

Nachdem das Principale der Grundftener durch die Beftenerung veräußerten 
Staatseigenthums um 118 fl. 7 Er. erhöhet und dagegen durch den Abgang 
fteierbaren Grundeigenthums und durch die Berichtigung der Steuer einzelner 
Waldparzellen und Grundſtücke um 125 fl. 5 Er. vermindert worden iſt, fonach 
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für das Yahr 18%, auf 743,135 fl. 10 Er. fich berechnet, fo wird mit Einfchluß 
ver Perfonal: und Mobiliarfteuer zu 129,525 fl. — Er. der Gefammtbetrag auf 
872,658 fl. 10 Pr. 
und demzufolge das Steuerprocent in runder Zahl auf 
8726 fl. — Er. 
tetacieht, 


III. 
Beſtimmung der Kreisfonds für das Jahr 18% 


Dem von dem Landrathe geprüften Voranfchlage jener Verwaltungsausga— 
kn, die für das Jahr 1894, aus dem Kreisfond zu beftreiten find, ertheilen 
Bir nah folgenden Anſätzen Unſere Genehmigung: 

L. u 


ı) für das Appellationsgeriht - 2 20 00 0 0 nn. 29,980 — 
d für die Besirkögerihte- © - oo 0 0 0 0 0 0 0 0 + DM 
3) für die Briedensgerihte - - 2 2 0 nenn... 3799 12 
De Ne rue 4 re 835 — 
5) für das Rechnungscommiffariat des Innern 2 oo 0. 0. 450 — 
6) RE MU ra ee SR — 
1) für die Landeommiffariate 2 2 2 22 48, 060 8 
3) für das Medicinalmefen - 2 2 2 2 2 419,110 6 
9) für die Sefängnißloften - oo 2 2 2 0 8 0 0 0. . 60,000 — 
10) für die Eafernirung der Gendarmerie - 2 2 000. . 446 — 
BI ME SBSBltbättalent - 5 5 rt a a ER 
15) für den Bezirkswegfond.. 4, 000 — 
15) für die Baumschule zu Speierr -. - » 2 2 2 14000 — 
KH für das Landaelllt - + + 0 0 0 2 0 sa rn 0 0 + 70 
3) für Stivendin - 0 0 0 0 0 1 0 1 1 1 0 0 0 5 UM — 
16) für bie Kreta 3 2 05H a ii re ER — 
W) für die Bezirbscaflen - © 0 0 0 00 0 0 00 0. 980 — 
8) für vermifchte Ausgaben - 2 2 2 2 0 ee een. 60° — 
0) ie ra ne BE 
©) für den allgemeinen Reſervefod » 2“ 2 2 1245090 — 


Zufammen . 324,028 21 


Auf die von dem Landrathe vorgetragenen Wünfche und abgegebenen Gut: 
ahten üser verfchiedene, den Voranſchlag der Kreislaften betreffende Gegen: 
finde haben Wir befchloffen, wie folgt: 

ı) Wir wollen von Vermehrung des Richterperfonald bei dem Bezirfäge: 
richte zu Zweibrüden Umgang nehmen. 

2) Wir genehmigen die von den betheiligten Gemeinden nachgefuchte, und 
von Unferer Kreisregierung und dem Landrarhe einhellig bequtachtete 
Aufſtellung eines eigenen Kantonsarztes für den Kanton Waldmohr mit 
dem regulativen Gehalte von 450 A. und haben demzufolge den Voran— 
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ſchlag des Bedarfs für das Medizinalweſen um die entſprechende Summe 
erhöhen laſſen. 

Unſere Kreisregierung hat Uns demnächſt über die Beſetzung der 
Stelle gutachtlihen Antrag zu erflatten. 

3) Wir bewilligen, daß dem Werfmeifter an dem Centralgefängniffe zu Kais 
ferslautern die von dem Landrathe bezeichnete Wohnung in dem Gebäude 
des bisherigen Bezirksgefängniffes widerruflih, und ohne die Verleihung 
irgend eines Rechtsanfpruches für den Fall der MWiedereinziehung, zur 
unentgeltlihen Benügung und Bewohnung eingeräumt werde. 

4) Da Wir durch Unfere Entfchließung vom 22. Juni des vorigen Jahrs 
angeordnet haben, dap dem Landrathe ein von dem Hausmeifter und dem 
MWerfmeifter des Centralgefängniffes zu Kaiferslautern geftelltes Geſuch 
um Gehaltsvermehrung zur gntachtlihen Aeußerung mitgetheilt werden 
folfe, fo erwarten Wir von Unferer Kreisregierung nähere Erläuterung, 
wie es gefommen, daß dem Landrathe ein ganz anderes, die eventuelle 
Zufiherung von Penflionen oder Unterſtützungen bezwedendes, Geſuch zur 
Berathung übergeben worden ift. | 

5) Dem von dem Landrathe geftellten Antrage, daf dem Hausarzte an der 
Kreisarmenanftalt zu Frankenthal in Rückſicht auf die beträchtliche Ver: 
mehrung der Durchfchnittszahl der daſelbſt zu verpflegenden Kranken jähr: 
lich eine, nad) der Zahl der Kranken und nach dem bethätigten Dienft: 
eifer zu bemeffende, befondere Remuneration bis zu dem Betrage von 
einhundert Gulden bemwilliget werde, fo lange dadurch die der Anftalt 
zugewiefene Dotation nicht überfchritten wird, ertheilen Wir Unfere Ge: 
nehmigung. 

6) Die Erbauung eines Badhaufes bei der Kreisarmenanftalt zu Frankenthal 
ift ganz nad den, in dem Antrage des Landrathes bezeichneten näheren 
Beflimmungen zu voliehen, und demzufolge der Bauplan , nebft dem 
Weberfchlage der Bau- und Einrichtungsfoften und der Anzeige des bei 
dem Fond der Anftalt für 182% fi) ergebenden Activreſtes, Unferem 
Staatsminifterium des Innern rechtzeitig vorzulegen. 

7) Wir wollen, daß bei der Feſtſetzung der im Aheinkreife für 18?%0 hers 

zuuſtellenden neuen Straßenbauten die diesfälligen Anträge des Randrathe, 

fo weit es nur immer gefchehen Fann, berücfichtiget werden, 

Nah Allem diefem bewilligen Wir, den Anträgen des Landraths entipre: 
hend, zur Beſtreitung der Kreislaften des Verwaltungsjahrs 182%, folgende 
Steuerbeifchläge: 

Proc, 


1) für die Verwaltungsloften - 2 2 2 2 2 2 2 2 en. 9 
SV TOR RIWErTDE. 4: en re ae ee ee 2 
2, far Den Straßenbau 6666 
4) für den Rheindammban . oe nee 2 
5) für die Unterrichtsanflalten - = 2 2 meer. A 


Zufanmen „ 50 
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Da übrigens von den in dem Landrathsabfchiede vom 24. April 1829 für 
Ne Berwaltungsausgaben des Jahres 18%, beftimmten 37 Steuerprocenten in 
dem Laufe des Jahres nur 35% Procente erhoben worden, die noch rückſtän— 
digen 11% Procente aber zur Dedung des dadurch entftandenen Paflivreftes 
von 18% nothwendig find, fo hat Unfere Kreisregierung jenes 11, Procent 
mh dem Antrage des Bandrathes mit den für bas Jahr 182%, beftimmten 
artjuſchreiben und zu erheben, zu gleihmäßiger Dedung aber der noch aus 
18" berrührenden Paflivrefte der Verwaltungsfonds den bei dem Katafter: 
ion im Jahre 184, verbliebenen disponiblen Weberfchuß, fo weit es möglich 
en wird, nach dem Wunfche des Landraths zu verwenden und zu verrechnen. 


IV. 
Wünfheundbefondere Anträge. 


Rüdfichtlich der Uns vorgelegten Wünfche und Anträge — fo weit fie ſich 
mh dem Geſetze vom 15. Auguft 1828 $. 2 Nro. 4 zum MWirkungskreife des 
Landrathe eignen — erflären Wir, daß Wir 

1) zwar genehmigen, daß aus den in der Caſſe des Kreisfriegsfonds liegen: 
den Geldern an einzelne Gemeinden des Kreifes angemeffene Vorſchüſſe 
zur ſchnellen Herftelung nothwendiger oder nützlicher Kantonalftraßen 
gegen vierprocentige Verzinſung gemacht werden. 

Da aber Unfer ernftliher Wille ift, daß aud in dem Haushalte der 
Gemeinden , wie in jenem des Kreifes und des Staates felbft, bei der 
Erfüllung der Öffentlihen Zwecke ftrenge Sparſamkeit beobachtet, auf bie 
Kräfte der Steuerpflichtigen fchonende Rücficht genommen, und jeder 
nicht durch wahres Bedürfniß oder überwiegende Vortheile gerechtfertigte 
Aufwand vermieden werde, fo wird Unfere Kreisregierung bei der Bewil— 
figung von Vorſchüſſen den Zweck derfelben jedesmal einer forgfältigen 
Prüfung unterftellen, und der Aufnahme neuer Gemeindeanlehen nur dann 
ftatt geben, wenn die Bedürfniſſe oder die wohlverftandenen Intereſſen 
einer einzelnen Gemeinde die Ergreifung diefes Mittels erheifchen. 

2) Dem Fond des Landgeftüts ift nach dem übereinflinnmenden Antrage Un: 
ferer Kreisregierung und des Landrathes der Müderfab des aus dem 
Kreisfriegsfond erhaltenen Borfchuffes von 4000 fl. zu erlaffen, und dem: 
nach bei dem letzteren die geeignete Abfchreibung vorzunehmen. 

8) Unfere Kreisregierung hat nach dem Antrage des Landrathes die Land: 
commiffäre zu: beauftragen, bei dem Vollzuge der wegen der DVertheilung 
der Bezirkskriegsfonds durch den Landrathsabfchied vom 24. April 1829 
gegebenen Anordnungen auf gefehlihem Wege dahin zu wirken, daß die 
den einzelnen Gemeinden zufallenden Antheile nad) freiem Einverftändniffe 
der Berheiligten zu einem, dem gemeinfamen Bedürfniſſe eines jeden 
Kantons gewidmeten Bonds, vereiniget oder für ſolche Bedürfniſſe ſofort 
verwendet werden. 


4) Dinfichtlich der Wünſche, welche der Landrath wegen der nachtheiligen %ol: 
gen allzu hoher Schägung der in die Brandverliherungsanftalt aufgenom: 
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menen Gebäude vorgetragen hat, werden Wir nach Vernehmung Unſerer 
Kreisregierung die geeigneten Verfügungen treffen Taffen. 

5) Die geführten Beſchwerden hinfichtlih der mit ausländiſchen Fabriken 
und Gewerken beftehenden Holzlieferungsverträge find näher unterfucht, 
und dabei, fo wie fie geftelt, nicht begründet gefunden worden. "Die von 
dem Landrathe diesfalls vorgetragenen Wünfche follen die geeignete Be: 
rüdjichtigung erhalten. 

6) Dem Gefuhe um gänzlihe Niederfchlagung alfer im Rheinkreiſe noch 
ausftehenden, aus früherer Zeit herrührenden, Aetivforderungen des Staa: 
tes, kann nicht flatt gegeben werden, nachdem daffelbe auf unrichtigen 
Vorausſetzungen beruht, wie der Landrath aus den demfelben bei der 
Sitzung des Jahres 1830 zu gebenden Aufklärungen fich überzeugen wird, 


Es ift übrigens ein großer Theil der erwähnten Gapitalien in den 
einzelnen Fällen, wo die beftehenden Derhältniffe es rechtfertigen, wirk: 
lich niedergefchlagen, und auch bei dem gegen zahlungsfähige Schuldner 
nach fruchtlofem Verſuch der Güte eingeleiteten gerichtlichen Verfahren 
alfe jene Schonung jederzeit beobachtet worden, die mit den Gefegen und 
den Pflichten der Staatsfinanzverwaltung nur immer vereinbar erfchien. 

Mit freudiger Rührung haben Wir in den Yuldigungen treuer Anhäng: 
lichkeit und lebendigen Vertrauens, die Uns der Landrat am Schluſſe feiner 
Berhandlungen dargebracht hat, den Ausdruck jener Unferm Herzen fo theuren 
Gefinnungen wieder gefunden, die Uns bei der im verfloffenen Jahre unternom: 
menen Reife durch den Rheinkreis an allen Orten entgegen gekommen find. 
Dieſe Gefinnungen der Liebe und des Vertrauens, in deren Aeußerungen Unfere 
Unterthanen im Rheinfreife mit ihren Brüdern dieffeits des Rheines gewettei— 
fert haben, find Uns der fcehönfte Lohn der treuen Sorge, die Wir dem Glüde 
Unferes Volkes in raftlofem Streben zu widmen Uns bewußt find, und deren 
Anerkennung und thätige Unterftüsung dem Landrathe des Rheinkreiſes für die 
Sortdaner Unferes Wohlwollens und Unferer Königlichen Huld fichere Ge: 
währ gibt. 


Abfchied vom 28. November 1830 (Amtsbl. ©. 359): 

Wir Haben Uns über die von dem Landrathe des Rheinfreifes in der 
Sitzung vom 8. Juni bis 7. Juli d. 3. gepflogenen Verhandlungen Vortrag 
erſtatten Taffen, und ertheilen hierauf, nad) Vernehmung Unferes Staatsraths, 
durch gegenwärtigen Ubfchied Unfere Eönigl. Entfchließungen, wie folgt: 


J. 
Abrechnung für das Jahr 18% 


Nah dem Ergebniffe der von den zuftändigen Behörden revidirten und 
fuperrevidirten und von dem Landrathe als richtig anerkannten Kreisfondsrech— 
nung von 18?%, betragen die ſämmtlichen Einnahmen, und zwar: 
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fl. Pr. pf. 
DE Manege irre BR 
2) für Dermwaltungskoften - - 2 2 2 2 2000 0. 441,118 5312 1 
3) für die Höheren Lehranflalten - » oe 22 0 00. MM 6 3 
H für die Volksfhulen. - 22 0 0 2 en en 0. 8607 7 2 
6) für deu Kater oo 0 0 068 48 — 


© für den Straßnbu 2.2 2er 0 0029. 92507 9 — 
7) für den Rheindammban 2 oo 2 2 0 1 0 0 22. 317 45 1 





Zuſammen 654,377. 10 3 
unter welher Summe 


57,091 fl. 55 Pr. 1 pf. aus dem Beſtande der Vorjahre, 
516,765 fl. 5 Er. — pf. aus Steuerbeifchlägen, und f: 
80,520 fl. 52 Pr. 2 pf- aus allgemeinen und befondern Gefälfen enthalten find. 
Dagegen belaufen ſich die fämmtlihen Ausgaben, und zwar 

fl. er. pf. 
2» A ee ee 4,4 2 
2) für Verwaltungsfoflten . 2 2 0. . 457,616 57 
5) für die höheren Lehranftalten . . . . 40,498 45 
4) für die Volkefhulen - 2 2 2... 54,577 53 
5) für den Katafler 2 2 2 2 0. .« 18,515 
6) für den Straßenbau . 2 2 2... . 52,567 49 
7) für den Rheindammbau . 2... 00. 9405 8 


Zufammen 6741 3 3 
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anter welcher Summe 
59,055 fl. 56 Fr. 5 pf. auf den Rechıtungsbeftand der Vorjahre, 
568,555 fl. 29 Pr. auf den Dienft des Taufenden Jahres begriffen find. 
Es ergibt fich fonach ein Activreft von 6965 fl. 45 Er. 
In die Rechnung des Jahres 18%, find überzutragen 


A. Zur Vereinnahbmung: 
a) Einnahmerückſtände: 


aa) auf die aus dem Polizeiftraffondsantheile der Gemeinden gefeifteten 
Vorſchüſſe: 

fl. kr. pf. 

a) zu Schulhausbauten... 21!1,393 20 — 

6) für allgemeine Zweckee.. . 500 — — 
bb) von verkauften Fabrikaten der vormaligen Arbeitsanſtalt 

MORE a ee a en eh 341 5 — 

b) Einnahmeüberſchüſſe: 

aa) bei dem Fond der Nichtwertbe - © 2 2 2 000 8 18 2 

bb) bei dem Bond der höheren Lehranftalten » «2 2... 7,446 2ı 

ec) bei dem Bond der Volksfchulen - » von.» 1479 14 1 


or 
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fl. Er. pf. 
dd) bei dem Fond des Kataflers - 2 2 0 2 0 0... 6517 0 2 
ec) bei dem Fond des Polizeiftrafantheiles der Gemeinden .„. 7,137 28 1 


Zufammen 49,113 53 — 


B. Zur Berausgabung: 
Die Paffivrefte : 


a) in dem Fond der Verwaltungskoſten. » . . . . 25,870 40 2 
b) in dem Sond der Rheindammbauten «16,97 3 1 


Zufammen 42,148 15 — 


Auf die von dem Landrathe theils zu der Hauptrehnung des Kreisfonds, 


theils zu den einzelnen. Nebenrechnungen gemachten Bemerkungen und Erin 
nerungen verfügen Wir, wie folgt: 
a) Wir wollen, daß der Erforfchung der Urfachen, aus melchen die fort: 


fchreitende Vermehrung der Sträflinge in den Gefängnißanftalten her: 
vorgeht, die gebührende befondere Sorgfalt gewidmet und dem Land: 
rathe hierüber bei feiner nächften Berfammlung ausführlihe Mittheilung 
gemacht werde: | 
Unferem Generalproßurator an dem Mpellationsgerichte des Rhein— 

freifes werden hinfichtlih der Herftellung der von dem Landrathe ge: 
wünfchten Weberficht über die Ergebniffe der Strafrechtspflege während 
der leuten zehn Jahre die erforderlichen Aufträge durch Unfer Staats: 
Minifterium der Juſtiz ertheilt werden; es hat aber auch Unfere Kreis: 
regierung nähere Unterfuchung über die Quelle des Uebels anzuftellen, 
und die zur Abhülfe geeigneten Mittel in Berathung zu nehmen. 

Soweit dabei die beftehenden Korftftrafgefege einwirken, werden Wir 
die Derbefferung ihrer Mängel auf dem verfaffungsmäßigen Wege ein 
leiten laſſen. 


b) Die noch vorhandenen Mefinftrumente und fonftigen Apparate der auf 


gelösten Kataftercommifilon des Rheinkreiſes find nach dem Antrage des 
Landraths Öffentlich zu verfteigern. 


e) Unfere Kreisregierung wird dem Landrathe jährlich das DVerzeichniß der: 


d) 


jenigen Gemeinden mistheilen, die durch die Errichtung der Sohlengärten 
um die Beförderung ber Pferdezucht ſich verdient machen. 

Auf die Bemerkungen des Landraths hinfichtlich des Afcheanfaufs umd 
der Heizung in dem Gentralgefängniffe zu Kaiferslautern iſt die geeig— 
nete Rücficht zu nehmen. 


e) Wir erwarten, daß Fünftig durch genaue Befolgung der Weifung, die 


Wir fchon früher in dem Landrathsabfchiede vom 18. Jänner diefes Fahre 
wegen vollftändiger Beifügung aller Belege zu der dem Landrathe mit: 
zutheifenden Verwaltungsrechnung über die Kreisarmen- und rrenan: 
ftalt zu Frankenthal ertheilt haben, jeder weitern diesfälfigen Erinnerung 
werde begegnet werden, 
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N Die Erinnerungen, welche der. Landrath zu der Rechnung der nämlichen 
Kreisarmenanftalt in Beziehung auf die Beitreibung der Ausftände, den 
ungeeigneten Weinverfauf des Verwalters an die Anſtalt, die Koften 
für die Behandlung der Thurmuhr und die Größe des Aufwandes für 
Baureparaturen gemacht hat, werden Unferer Kreisregierung Deranlafs 
fung geben, mit Rüdfichtnahme auf die, von der DVerwaltungsbehörde in 
dem Protokolle vom 10, Juli diefes Jahrs niedergelegten Erläuterungen, 
bie ben beftehenden Verhältniffen und dienftlihen WBorfchriften und dem 
Intereſſe der Anftalt angemeffenen Einfeitungen und Verfügungen zu 
treffen. 

ed) Da die Übrigen von dem Landrathe zu der erwähnten Rechnung gemach: 
ten Erinnerungen nach dem Berichte Unferer Kreisregierung und den 
damit vorgelegten Erläuterungen der DWermaltungsbehörde ihre Erledi: 
gung bereits erhalten haben, fo ift demfelben bei feiner nächſten Der: 
fammlung hierüber weitere Mittheilung zu machen, 


11. 
Steuervertheilung für dag Fahr 18%. 
Das Prineipale der Grundfteuer wird mit Rückſicht auf die eingetretenen 
Zu: und Abgänge für das Jahr 18%, auf die Summe von 
742,254 fl. 47 Er, 
jenes der Perfonal: und Mobiliarfteuer auf 
129,525 fl. 
ſemit der Gefammtbetrag beider auf 
872,759 fl. 47 Er. 
und demzufolge das Gteuerprocent in runder Zahl auf 
8,727 fl. 
etgeſetzt. 
II. 
Beftimmung der Kreisfonds für das Jahr 18%. 

Bir ertheilen dem von dem Landrathe geprüften Voranſchlage der für das ' 
Jahr 18%, aus dem Kreisfond zu beftreitenden Wermwaltungsausgaben nach 
folgenden Anſähen Unfere Genehmigung : 

a la. Br. 
1) für das Uppellationsgeriht - - 2 = 2 0 m 0 0 00. 9,0 — 
2) für die Bezirksgerichte. —30, 200 — 
5) für die Friedensgerichte.. 427/919 12 
6) für Die SRiuebae.4. a Er 335 — 
5) für das Nechnungscommiffariat des Innern . » + +. 450 — 
6) für das Kreisarchi... 145500 
7) für die Landcommiſſariate.. z468, 060 
8) für das Medicinalweſeen.. 1 18,864 
9) für die Sefängnifloflten » 0 2 22 0 0 0 0 re 0. 70,000 
10) für die Eafernirung der Gendarnerie  » ve 0... 4476 


11814 


— 
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11) für Wohlthätigkeit. 2 2 2 0. [ 
12) für den Bezirkswegfond u 22 “ten 2 4,000 — 
13) für die Obfibaumfchule in Speier . 2. 2 +». +.10 — 
14) für das Landgeflüte - » 2 2 4% 


H 15) für Stipendien u RT hr Tr Tre Te 3,600 — 


16) für die Kreiscaſhſſee. 644350 — 
17) für die Bezirkecaflen 2 2 2 en ee. 
18) für vermifchte Ausgaben «2 0 0 2 0 0 nee ce 300 — 
319) für Penlionen - oo 0 0 0 0 1 1 0 0 0 0 0 0 05, 9 86 
20) für den allgemeinen Refervefond - » 2 2 ne.» 429 46%, 





Zufammen 334,493 50% 

Wir genehmigen dabei: | 
1) daß nach dem übereinflimmenden Antrage Unferer Kreisregierung, Un: 
ſeres Generalprofurators am Appellationsgerichte zu Zweibrücken und 

des Landrathes, ein eigener Kantonsarzt für den Kanton Göllheim mit 

dem regulativmäßigen Gehalte von 450 fl. aufgeftellt werde, und haben 
demzufolge den in dem Voranſchlag eingefteuten Betrag der Verwal⸗ 
tungsausgaben für das Medicinalmefen um eben diefe Summe erhöhen 
laffen. 

Unfere Kreisregierung hat Uns über die Beſetzung der Stelle dem Ä 
nächft gutachtlichen Bericht zu erflatten. 

Was ferner 
9) den aus dem Staatsbaufonde zu Teiftenden Zufchuß zu dem Straßenbau 
im Rheinkreife betrifft, fo hat die ungewöhnliche durch Elementarbeſchä— 
digungen veranlaßte Größe des auf die Unterhaltung fämmtlicher Staats: 
ftraßen zu beftreitenden Aufwandes in dem laufenden Jahre 18%, eine 
Erhöhung der für neue Straßenanlagen iu dem erwähnten Kreife be 
wilfigten Suntme nicht geftattet. 

Wir werden bei der Feſtſetzung des Etats für das Jahr 18%, auf 
die Bedürfniſſe ſdes Nheinkreifes und auf die bedeutenden Leiffungen 
des Kreisfonds dem geeigneten Bedacht nehmen, und hiernach durch die 
Bewilligung eines angeneffenen Zufchuffes für Neubauten den Wünfchen 
des Landraths entfprechen laffen, fo weit ed das Maß der dem allge: 
meinen Straßenbaufond durch das Finanzgeſetz vom 11. Sept. 1825 zu⸗ 
gewiefenen Mittel und- die gleich bringendet Bedürfniffe anderer Regie 
rungsbezirfe zulaffen. 

Nach den vorangehenden ——— und mit Rückſicht auf den 
bei dem Fond der Verwaltungsausgaben noch beſtehenden Paſſivreſt be: 
willigen Wir die von dem Landrathe für den Bedarf des Jahres 1854 
in Antrag gebrachten Steuerbeifchläge, und zwar Proe 


1) für die Verwaltungskoſten.. 39 
2) für die Richtwertbe oo 0 0 oo nern nee. I 
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Proc. 
3) für den Straßenbau — 6 
&) für den Rheindammbau— 1 
5) für die Unterrichtsanftalten . .. . 5 


Zufammen 50 
und genehmigen zugleich, daß zur vollen Dedung der Eriftenz der Unterrichts— 
analten der nach der Rechnung von 18% auf 8925 fl. 56 Er. geftiegene Ac— 
tinbeftand verwendet werde. 


IV. 
BWünfde und -befondere YUnträge 


Auf die Uns vorgelegten Wünfche und Anträge, fo weit diefelben nach dem 
Geier vom 15. Auguft 1828, $. 2, Ziffer 4 zu dem Wirkungskreife des Land- 
tathes fich eignen, erklären Wir, was folgt: 

1) Die von dem Landrathe hinfichtlich der Eünftigen Verwendung der Kreis— 
und Bezirkskriegsfonds geftellten Anträge nehmen eine umfaffende Prü— 
fung in Anſpruch. 

Mir erwarten hierüber von Unferer Kreisregierung umfländlichen 
Bericht, und behalten Uns bis dahin die weitere Entfchließung vor. 

2) Da in dem Rheinfreife eine den dermaligen Werhältniffen angemeffene 
Eintheilung der Staatsftraßen in die durch das Dekret vom 16. Dez. 
1811 beftimmten Klaffen zur Zeit nicht Statt finden kann, fo erfcheint die 
von dem Landrathe gewünfchte Ausfcheidung der Straßenbaurechnungen 
für jest unausführbar. 

Damit jedodh dem Landrathe nad Vorſchrift des Geſehes vom 15. 
Auguſt 1828 $. 2, Ziff. 5 über Erhebung und Verwendung der aus dem 
Kreisfond zu dem Bau der Staatsftraßen gefesmäßig geleifteten Bei: 
träge vollftändige Nachweifung gegeben werde, find demfelben. Fünftig 
bei jeder Derfammlung die jüngften von den zufländigen Behörden be— 
fhiedenen Rechnungen über den gefammten Staatsftraßenbau im Rhein: 
Preife zur Einficht und Prüfung hinfichtlih der Verwendung der eben 
erwähnten Beiträge durch Unfere Kreisregierung mitzutheilen. | 

5) Bei dem Holzverfaufe im Rheinkreiſe kann ſowohl in Staats: als in 
Privatwaldungen nur nach den beftehenden allgemeinen Geſetzen und ‚Ber: 
erdnungen verfahren werden, ed möge nun der Verkauf an Juländer 
oder an Ausländer gefchehen. 

Auf möglihite Vermehrung der Holzhöfe ift, wo immer ed die Derts 
lichkeit geftattet, jederzeit Bedacht genommen, und dadurch der Holzpreis 
in dem Rheinkreiſe feitdem Jahre 1817 um mehr als 50%, vermin- 
dert worden. 

Was aber die Angabe betrifft, dab Fabrifanten, die zugleich Wald⸗ 
eigenthümer find, das Holz aus Staatswaldungen zum Bedarf ihrer Bas 
krifen um mohlfeilere Preife erfauft haben follen, während fie das Holz 


aus ihren eigenen Waldungen theuer an Inländer verkauften, ſo ſehen 
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4) 


5) 


6) 
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Wir der erforderlichen Anzeige näherer Thatumftände. entgegen, um: fe: 
dann die geeigneten Recherchen anordnen zu Pönnen. 

Wir werden den von dem Landrathe geftellten Antrag auf angemeifene 
Beichränfung und Beauffichtigung der DVerficherung des beweglichen Ver: 
mögens gegen Zeuersgefahr in nähere Prüfung und forgfältige Erwägung 
ziehen, und hienach die dem Ergebniffe angemeffenen weiteren Einleitun: 
gen treffen laffen. 

Das Verfahren bei Behandlung der nah Würtemberg und den fieben 


. Regierungsbezirfen dieffeits des Rheins gehenden Weine kann nach den 


Beftimmungen des $. 19 im Zollgefege einer Eontrolfe zur Conſtatirung 
der Identität des paffirenden Gutes nicht entbehren. Esiftübrigens zur Er: 
leichterung des commercirenden Publifnms die Anordnung getroffen worden, 
daß diefe Controlle vorläufig nur bei jenen Zollämtern, weldye mit großen Gü— 
terwägen verfehen find, bei den Uebrigen aber mittels Viſtrens unter 
Reduction des Maßes auf Gewicht, ausgeübt werde. Nur bei der er: 
flern Behandlungsart wird ein nach dem geſetzlichen Minimum beftimm: 
tes Waaggeld von 1 fr. per Centner erhoben, jedoch nicht, wie voraus: 
gefeht worden zu feyn fcheint, den Bedienfteten ald Emolument tiberlaf: 
fen, fondern der Staatskaſſe in Rechnung gebracht. Bei der zweiten 
Behandlungsweiſe wird gemäß Abfchnitt 3, $. 25 der Zollordnung vom 
15. Auguft 1828 Fein Waaggeld iin Erhebung gebracht. Hinfichtlich der 
Erhebung des Weggeldes werden bei dem Vollzuge der gefenlichen Be: 
flimnungen alfe mit denfelben vereinbarlichen Erleichterungen dem handel: 
treibenden Publikum jederzeit gewährt, und bei den deshalb an die Be: 
börden zu erlaffenden Weifungen die Wünfche des Landrathes nad) Thun: 
lichkeit berüctfichtigt werden. 

Unfere Kreisregierung hat fich die Befeitigung der Hinderniffe, melde 
nah den Bemerkungen des Landrathes der Ausführung mehrerer fehr 
nüslichen Flußcorrectionen in dem Bezirke Zweibrücen entgegen ftehen, 
befonders augelegen feyn zu laffen, und nach näherer Prüfung der Ber: 
hältniffe den betreffenden Landceommiffären die den Geſetzen angemeſſenen 
Aufträge zu ertheilen. 


Mit dem gegenwärtigen Jahre haben die dermaligen Mitglieder des Land: 
rathes des Mheinkreifes den Zeitlauf vollendet, auf welchen das Gefes ihr an 
Früchten reiches Wirken begrenzt hat. Durch eifrige und einfichtsvolfe Befoͤr⸗ 
derung des Wohles der Kreisbewohner, durch gewiſſenhaftes Fefthalten an dem 
Geſetze, und durch einträdhtlihe Vereinigung ihrer diesfälligen Beftrebungen 
mit jenen Unferer Kreisregierung haben diefelben die unzerſtörlichſten Anſprüche 
auf Unfer befonderes Wohlwollen und den Dank und. die Liebe ihrer Mitbür: 


ger fich begründet. 


Indem Wir dirfe Anfprüche mit freudigem Gefühle anerkennen, erwiedern 


Wir die von dem Landrathe Uns dargebrachten, durch Wort und That beglau: 
bigten Gefinnungen treuer Anhänglichfeit mit der Verfiherung Unferer Fönig: 
lichen Huld. | 
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Die Verhandlungen felbit des Landraths find erft feit dem neuen 
Gelege vom 15. Auguft 1828 ber Deffentlichfeit übergeben; die 
früheren können alfo hier nicht mitgetheilt werden, die fpätern find 
beſonders gedrudt und in Jedermanns Händen. 


Zweite Abtheilung. 


Die Ortsgemeinde. 


Bon diefer handelt die neue Verfafjung, wie gefagt, ebenfalls 
nicht eigentlich, erkennt fie aber gelegenheitlih an, und unterfcheis 
bet Städte ,„ Märfte und Landgemeinden, an welchen Unterſchied 
fie gewiffe Wahlrechte und Wahlformen knüpft. Zwar wurde am 
17. May 1818, alfo kurz vor ber Berfaffungs-Urfunde felbft, ein 
Gemeindsedict für das Königreich verfündet, aber für den Rhein» 
kreis nicht anwendbar, fondern deſſen Einrichtung als fortbeftes 
hend erflärt. Was ift nun diefe Einrichtung ? 

Nah allgemeinen Grundfägen ift eine Ortsgemeinde eine 
Sollectivperfon, eine Privatgefellfichaft zu ewiger Dauer, ein Staat 
in verjüngtem Maßftabe: die Gemarfung ift dad Gebiet, die Ge 
fammtheit der Bewohner das Volk, der Gemeinderath deffen Ver⸗ 
treter, der Borftand die Regierung. Nun find aber die Zwede 
diefer Geſellſchaft mit jener ded Staats innig verflochten, ja fie 
follen naturgemäß eins feyn. UWeberall hat daher der Staat ſich 
in den Gemeindehaushalt gemifcht, und zwar mit Recht, fofern es 
im gehörigen Maß gefcieht. Unfere Berfaffung gibt, wie ger 
fagt, den Geweinder die Selbftverwaltung wieder, und erwedt 
unfere früher beftandenen Gefege hierüber, in welchen fich zurecht 
ju finden feine ganz leichte Aufgabe ift. 

Zuvor Einiges über Namen und Wappender Orte. Das 
Geſetz vom 23. Juli 1790 ſchaffte die Familiennamen der alten Herr» 
Ihaften ab, und gab den Orten ihre alten Namen wieder. Ein 
Regierungsbefchluß vom g. Fruct. IX verbietet den Orten andere 
Namen zu geben, ald weldye in den Berzeichniffen über die Eins 
theilung des Reichs in Friedensgerichte enthalten find. 

Am 11. Februar 1814 (Nro. 17) gab der Generalgonverneur 
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Gruner den Städten wieder ihre Wappen und erlaubte die Fühs 
rung berjelben in öffentlichen Siegela. Ein königl. Nefeript vom 
12. Zuli 1830 (Intelligenzbl. ©. 270) verbietet jede Veränderung 
an ftädtifchen Wappen ohne Eönigl. Genehmigung. 


—— 


Erſtes Eapitel. 
Gemarfung. 


Die Gemarfung, der Bann, ift dad Gebiet der Gemeinde, 
über welches hinaus jte feine Wirffamfeit haben kann, es fey denn 
in Folge eines befondern Rechtstitels z. B. Waidrecht, Antheil 
an einem gemeinfchaftlichen Walde u. d. gl. Bannbücher, Karten, 
Grenzprotocolle, Gatafter, Sectionsregifter u. f. w. find die Ur 
funden über den Umfang der Gemarfungen und ihre Grenzen; 
doch können Gatafter und Sectionsregifter nur als Hülfsbeweiſe 
gelten. 

Es gibt Gemeinden, welche aus mehren Orten zu fammengefeßt 
find, Wo diefe jede ihr befonderes Eigenthum hat, ift Trennung 
wünfchenswerth. 

Die Sorge eines braven Gemeindevorftanbes ift, daß die Gren- 
zen ftetd unzweifelhaft und gefichert feyen, Bannfteine rechtzeitig 
“erneuert, ftreitige Punkte berichtigt, Lagerbücher, Karten und an 
dere Urfunden wohl erhalten und nöthigenfalls neu hergeftellt werben. 


Zweite Capitel 
Ginwohner. 


Alle auf einer Gemarkung wohnenden Leute bilden die Eins 
wohner der Gemeinde. Gemeindeglieder find aber nur diejenigen 
felbftftändigen Bürger, welche in der Gemeinde ben gefeglichen 
Wohnſitz haben und in die Bürgerlifte eingetragen find. Wer blos 
liegende Güter auf ber Gemarkung befigt, aber nicht in der Ge 
meinde den Wohnfig hat, ift Ausmärfer. 

Der Sohn eined Gemeindegliedes, ja felbft der eines Frem⸗ 
den, hat durch die bloße Geburt auf dem Gemeindegebiet Anſpruch 
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auf dad Gemeinderecht, welcher aber erft mir der Volljährigkeit 
und felbftftändigen Niederlaffung in Wirkfamteit tritt, Der Frembe, 
d. b. der nicht zur Gemeinde gehörige Inländer wird Gemeinder. 
glied durch Uebertragung feines Wohnfiges in diefelbe; der Ausläns 
der beögleichen, doch muß die Erwerbung des Staatsbürgerrechts 
durh das Indigenat oder Naturalifation vorhergehen. Hierüber 
beſteht, cußer den allgemeinen Gefeßen, die Verordnung vom 9. 
Auguſt 1816 (Amtebl. ©. 313): | 


Die Abgabe, welche früherhin in die Eaffen der Gemeinden für Ertheilung 
des Gemeindebürgerrechtes entrichtet werden mußte, und unter dem Namen 
Bürgergeld befannt ift, wurde während der franzöfiihen Regierung abgeſchafft, 
weniger in Folge darüber gegebener Geſetze, als weil folches überhaupt in 
Sranfreich nicht in Webung war. Inzwiſchen ift ed nicht nur der Billigkeit 
angemeiien, daß für die in” den Gemeinden vorhandenen gemeinfchaftlichen Nu— 
sungen an Weide, Wald, Allmenden, Allmofen, Hofpitälern, Waifenhäufern 
end andern durch die Aufnahme in eine befondere Gemeinde erlangten Bor: 
tbeile eine intrirtsabgabe erlegt werde, fondern es erfordert auch der durch 
ältere und nenere Kriegslaften herbeigeführte Schuldenftand der Gemeinden , 
fein Mittel zu vernachläßigen, durch welches die Einkünfte derfelben in den 
Stand Finnen gefest werden, nad der durch den Verkauf ihrer Güter und 
die bevoritehende Tilgung ihrer Schulden eintretenden Verminderung für die 
norhwendigen gewöhnlichen Ausgaben zureigend zu verbleiben. In Anbetracht 
deſſen verordnet die königl. Landesadminiftration: 

Art. 1. Jeder Ausländer, welhem das Staatsbürgerrecht in dieffeitigem 
Einigl. Gebiet ertheilet worden, Fann zwar in-jeder Gemeinde deffelben feinen 
Bohnfis nehmen, er muß aber das Gemeindebürgerrecht in derfelben durch Be: 
ablung des hiernach beflimmten Bürgergeldes erwerben. 

Art. 2. Es fteht, fo wie bis hieher, fo auch in Zukunft, jedem Inländer 
frei, feinen Wohnfis zu ändern, und dahin zu verlegen, wo er es feinen Ver: 
biltniffen angemefjen findet; er muß aber bei jeder Veränderung in der Ge: 
meinde, in welcher er fich niederläßt, das für diefen Kal Befiummte Bürger: 
zeld entrichten. 

Irt. 3. Die von dem Könige ernannten Beamten, fo wie alle bei der 
Sandesadminiftration,, den Gerichten und den Kreisdirectionen angeftellten 
derſonen, welche vermäge ihres Amtes oder Dienftes den Wohnfig in einer 
Gemeinde nehmen, find von Entrichtung des Bürgergeldes befreit; es wäre 
denn, daß felbe liegende Güter acquiriren, ober bürgerliche Gewerbe treiben, 
der an den, den Gemeindebewohnern zuftändigen Weide:, Wald: oder Allmen: 
tberechtigungen Untheil nehmen, in welchen Fällen fie die Abgabe ebenfalls 
a die Gemeindecaſſe zu entrichten haben. 

Art. 4. Es wird den ©emeinderäthen die Befugniß ertheilt, unter Ges 
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nehmigung der Kreisdirectionen das Bürgergeld, wegen Armuth oder andern 
beſondern Rückſichten, ganz oder zum Theil zu erlaſſen. 

Art. 5. Alle Ausländer, welchen das Bürgerrecht feit dem 1. Mai d. J. 
ertheilt worden, find zu Bezahlung des Bürgergeldes verpflichtet, in wiefern 
fie nicht von der Landesadminiftration davon dispenfiret werden. 


Art. 6. Der Betrag "des Bürgergeldes wird für die Ausländer auf 
folgende Summen feftgefest: 


In den Gemeinden, deren Bevölkerung 3000 Seelen überfteigt , vierzig 
Gulden. 


In den Gemeinden von 1000 bis 3000 Seelen, zwanzig Gulden. 


In den Gemeinden, deren Bevölkerung weniger ald 1000 Seelen beträgt, 
zehn Gulden. 


Die Inländer, worunter alle königlich⸗baderiſchen Unterthanen zu verſte⸗ 
hen ſind, bezahlen bei einer Veränderung ihres Wohnorts die Hälfte obiger 


Gebühren. 

Außer dem hier eingeführten Bürgereinzugsgeld darf nichts 
weiter gefordert werden, bei Strafe der Erpreffung. Befonders 
unanftändig find die gemeinen Zechereien, welche der neue Bürger 
in manchen Gemeinden gefegwidrig bezahlen muß. 





Dritted Capitel, 
Borftand, 


a) Ernennung und Gehalt. 
Nach der Konftitution vom Jahr III der Republik erhielten 
nur die Gemeinden von fünf und mehr taufend Einwohnern eine 
eigene Municipalität, die übrigen blos einen Agenten oder Bors 
fieher, mit einem Stellvertreter. Die Agenten eined Kantons bils 
deten zufammen die Municipalitäten. Die Munizipalitäten ftanden 
unter den Deyartementalverwaltungen, diefe unter den Miniftern. 
Das Geſetz vom 28. Pluv. VIII verwandelte den Nanten der Agenten 
in Maires, mit einem Adjuncten in den Gemeinden bis auf 2500 Sees 
Ien, mit zwei Adjnncten bis unter 50005 in jenen von 5000 bis 10,000 
zugleich mit einem Polizeicommiffär u. f. w. Zugleih gab das 
Gefeg jeder Gemeinde einen Gemeinderath, von 10 Gliedern bis 
zu 2500 Seelen, von 20 bis zu 5000 von 30 in den größern. Der 
— erfte Conful ernannte die Maires und ihre Stellvertreter in den 
Gemeinden von mehr ald 5000 Seelen; in den übrigen fland bie 
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Ernennung den Präfecten zu. Diefe hatten zugleid die Ers 
nennung der Gemeinderäthe auf drei Jahre, nad deren Abfluß 
fie beibehalten werden konnten. 

Am 16. Thermidor X aber verordnete dad Geſetz, daß bie 
durch daffelbe erfchaffene Kantonsverfammlung für die Befegung 
ded Gemeindersth in den Städten von 5000 Seelen und darüber 
einen zweifahen Vorſchlag machen jolle; die vorzufchlagenden 
Glieder mußten aus der Lifte der hundert SHöchfibeiteuerten des 
Kantond genommen werden. Zugleidy heißt ed im Art. 12 »Die 
Gemeinderäthe follen alle 10 Jahre zur Hälfte erneuert werden. « 
Der erfte Eonful ernannte die Maired und „Adjuncten aus der 
Mitte bed Gemeinderathd für 5 Jahre. Bon den Orten unter 
5000 Einwohnern ift in jenem Gefeg gar feine Rede; ebenfowenig 
erwähnt ihrer der Gonfularbefchluß vom 19. Fructidor X, welcher 
die Inftruction zur Ausführung jened Gefeged enthält. Waren 
nun die Gemeinderäthe aller Drte, oder nur jener von wenigftend 
5000 Einwohnern gemeint, und follte ed in Anfehung der übrigen 
bei den Berfügungen bed Geſetzes vom 28. Pluv. VIII bleiben? 
Der Eonfularbefhlug vom 14. Niv. XI nimmt die Verfügung des 
Art. 12 im allgemeinen Sinn, und verordnet, daß auch die Ges 
meinberäthe der Drte unter 5000 Seelen alle zehn Jahre zur 
Hälfte erneuert werden follen und zwar durch die SPräfecten. 
Die erfte Erneuerung zur Hälfte gefhah im XI. Jahre, und follte 
nun alle zehn Jahre abmwechfelnd vor ſich gehen, unterblieb aber. 
Wenn Gemeinderäthe zu ergänzen waren, gefhah ed auf Vorſchlag 
ded Maired durch den Präfecten und Unterpräfecten ober gar 
nicht, wie fi denn Gemeinden fanden, wo nur noch einige Räthe 
übrig waren. Die Maired begünftigten zum Theil diefen Berfall, 
weil es ihnen leichter fehien, mit einigen Schöffen auszufommen 
als mit zehn. So blieb die Sadıe bie 1819, wo (Amtebl. ©. 15) 
folgende Verfügung ber fönigl. Kreisregierung erfchien: 

Durch allerhöchſte Entfchließung vom 26. October abhin, haben Se. Maje: 
Rät der König zu verordnen geruht: 

Daf die Berordnung vom 17. Mail. J., die Verfaſſung und Verwal: 

tung der Gemeinden betreffend, auf die Gemeinden des Rheinkreiſes 

vor der Hand noch nicht angewendet, fondern daß es bei der in dieſem 

Kreife beftehenden eigenen Derfafung und Verwaltung der Gemeinden 

zur Zeit belaffen werden fol, 
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Durch meitere allerhöchſte Entfchließung vom 13. Dezember 1818 haben 
Se. Majeftät weiter zu verordnen fich bewogen gefunden, daß | 
1) die neue Wahl der Gemeinderäthe nach alfenthalben abgelaufener gefep: 
liher Srift, fobald als möglich vorgenommen, und hiebei 
2) diejenige Wahlvorfchrift, welche in der allerhöchften Verordnung vom 5. 
Auguft l. J. feſtgeſetzt ift, analog beobachtet werden fol. | 
Diefe alferhöchften Borfchriften werden hiedurch zu allgemeiner Kenutniß 
gebracht, mit dem Bemerken, dar die befonderen Snftructionen zu Vornahme 
der angeordneten Wahlen nächftens erfolgen werden. 


— — 


Hiezu die weitere Pegierungs + Berordnung vom 11. Juny 
1819 (Amtsbl. ©. 71): 


Nahdem Se, Majeftät der König durch alferhöchfte Entfchließungen vom 
26. Detober und 13. Dezember vorigen Jahres zu verordnen geruht haben, daß 


1) die Verordnung vom.17. Mai vorigen Jahres, die Verfaffung und Ver: 
waltung der Gemeinden betreffend, auf die Gemeinden des Rheinkreiſes 
vor der Hand noch nicht angewendet, fondern daß es bei der in diefem 
Kreife beftehenden eigenen Verfaffung und Verwaltung der Gemeinden 
zur Zeit belaffen werden foll; 


2) daß die neue Wahl der Gemeinderäthe, nach alfenthalben abgelaufener 
geſetzlicher Friſt, fobald als möglich vorgenommen, und hiebei 

3) diejenige Wahlvorfehrift, welche in der allerhöchſten Verordnung vom 
5. Auguſt 1818 feftgefest ift, analog beobachtet. werden foll; 

und nach Anficht der Geſetze vom 28. Pluviog VIII und 16. Thermidor 
X, fodann des alferhöchften Ediets über die Ständeverfammlung, und des durch) 
das Amtsblatt von 1818. Nro. XXVI im Rheinkreife publizirten Auszugs des 
Wahlgefebes vom 5. Auguſt ‚1818; 

wurde von unterzeichneter Stelle (königl. Regierung des Rheinkreifeg, 
Kammer des Innern) befchluffen, wie folgt: 

Art. 1. Die Wahl der Gemeinderäthe fol unter Leitung der Eöniglichen 
Landeommiſſariate unverzüglich begonnen werden, und längftens am 5. Septem: 
ber in allen Gemeinden des Rheinkreifes vollzogen ſeyn. 

Art. 2. Die Wahlen nehmen in den Kantenshauptorten unter ummittel: 
barer Leitung der Pöniglichen Landceommiffäre ihren Anfang. In den übrigen 
Gemeinden werden folche juccefiiv entweder von den Pöniglihen Landcommiffären 
oder deren Actnare, oder den hiezu von den Föniglichen Landcommiffären dele— 
girten Oberbürgermeiftern vorgenommen. 

Art. 5. Die Zahl der zu erwählenden Perfonen beträgt: 

a) Sn den Gemeinden, deren Bevölkerung nicht 2500 Seelen überfteigt: 
zwölf. Sind folhe Gemeinden nicht zugleich Hauptorte von Bürger: 
meiftereien: eilf; 

b> In den Gemeinden von 2500 bis 5000 Srelm: drei und zwanzig; 
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e) In den Gemeinden, deren Bevölferung 5000 Seelen überfleigt : drei 
und dreißig. 

Urt. 4. Neben den allgemeinen gefeglichen Erforderniffen, welche die Wahl 
ordnung (Amtsblatt 1818, Nro. XXVI) $. 1 — 7, vorfchreibt, müffen die 
zu mählenden Gemeinderäthe in den im $. 42 dafelbft genannten Städten, indem 
folden die unmittelbare Wahl der Wahlmänner für die Abgeordneten der 
Städte zur Ständeverfammfung zufteht, diejenigen Cigenfchaften befigen, welche 
in dem $. 29 des allerhöchften Edicts über die Ständeverfammlung von den 
Gemeindebevollmächtigten erfordert werden; weldes im Rheinkreis dahin zu 
derſtehen ift, daß die Gemwählten wenigftens 16 fl. Gefammtjteuer jährlich ent: 
rıhten mülfen. 

Art. 5. Die Wahlen gefchehen in der durch die Inſtruction vom 25. No⸗ 
pember 1818, (Amtsblatt XXVI) vorgeſchriebenen Form. 

Art. 6. Nah vollzogener Wahl in einer Gemeinde wird die königliche 
Regierung nach dem Art. 13 des organifhen Gefehes vom 16. Thermidor 
X die, Bürgermeifter und die Adjuncten aus den Mitgliedern des Gemeinde: 
raths ernennen, 

Die königlichen Landeommiffariate — deßhalb nach Vernehmung des 
Gemeinderaths die geeigneten Vorſchläge zu machen. 


Die Inſtruction zur Vornahme des Wahlgeſchäfts iſt vom 25. 


Nov. 1818 und lautet alfo: 

In dem allerhöchften Edict über die Ständeverfamminng ift vorgefehen, 
das von jeder Gemeinde, je für eine Bevölkerung von 100 Familien ein Be: 
vollmädtigter, und für die Verhinderungs: oder Erkrankungsfälle ein Erfap: 
mann gewählt werden foll. 

Diefe Bevollmächtigten, fo wie die @rfasleute müffen in der Gemeinde 
anfäffig, wenigftens 25 Jahre alt feyn, und wenigſtens ſechszehn Gulden Grund⸗ 
Thür- und Fenſterſteuer entrichten. 

Da die Gemeindeausſchüſſe, welchen dieſe Wahl übertragen iſt, in dem 
Rheinkreiſe nicht exiſtiren, und überhaupt, weder die allerhöchſte Verordnung 
som 17. Mai fiber die Gemeindeverfafunge, noch die Gemeindewahlordnung 
vom 5. Auguft laufenden Jahres in dem Rheinkreiſe yublizirt find, die Wahl 
>er Gemeindebevollmächtigten aber unverzüglich vorgenommen werden foll: fo 
wird auszugsweiſe aus. biefer Wahlordnung folgende SEEN befaunt 


gemacht : 


Erfted Capitel. 
Bondbem Bahlredte 
Art. 1. Das Wahlrecht heſteht: 
1) in dem Recht bei den Gemeindewahlen eine Stimme zu geben, Wahl: 
ſtimmrecht; | 
2» in der Fähigkeit, gewählt sh werden Wählbarkeit (Muss. aus Art. 1). 
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Art. 2. Das Recht bei den Gemeindewahlen durch Abgabe einer Stimme 
thätig mitzumirfen, ift vor Allem durch das Staatsbürgerrecht bedingt. 

An jeder Gemeinde find zum Wahlſtimmrecht nur diejenigen berufen, welche 
im Bezirk der Gemeinde ihren fländigen Wohnſitz aufgefchlagen, oder dafelbft 
ferbft ein häuslihes Anmefen haben, und dabei befteuerte Gründe befigen, 
oder befteuerte Gewerbe ausüben. (Auszug aus Art. 2.) 

Art. 3. In Anfehung des MWahlftimmrechts in den Gemeinden kömmt 
es auf die Religionseigenfchaft der Mitglieder, wenn fie nur einer 
gefeslich aufgenommenen und anerkannten Religionsgefellfchaft angehören, nie: 
mals an. 

Desgleichen findet Fein unterſchied Statt zwiſchen den Mitgliedern der 
eigentlichen bürgerlichen Gemeinde, und denjenigen, welche zu dieſer bür— 
gerlihen Gemeinde blos mittelft einer in der Markung liegenden Befisung in 
Beziehung ftehen, fo fern fie nur in der Gemeinde ein häusliches — 
Anweſen haben. (Auszug aus Art. 3). 

Art. 4. Kein Gemeindeglied hat für fih und auf feinen Namen in’ einer 
und derfelben Gemeinde, bei einerZund derfelben Wahl, mehr als eine einzige 
Stimme. 

Jeder Berechtigte muß feine Stimme perfönlih und ohne Beiſtandſchaft 
abgeben. Die Stelwertretung ift nur für diejenigen Gemeindeglieder zuläſſig, 
welche in der Gemeinde ein befteuertes Haus und befteuerte Gründe bejigen, 
aber anderswo ihren Wohnfit haben. 

Der Stellvertreter bedarf in diefem Sale einer Specialvollmacht. (Aus: 
zug aus Art. 4.) 

Art.5. Alle Stellvertreter müffen in der Gemeinde, in welcher 
fie die Vertretung des Stimmrechts übernehmen, ihren Wohnſi itz und das 
Staatsbürgerredht haben. 

Sie flimmen nach ihrer perfünlichen Anficht und Weberzengung. Iſt in 
den Fällen, in welchen die Stellvertretung geftattet ift, entweder Fein Vertre— 
ter ernannt, oder mangeln demfelben die gehörigen Eigenfchaften, fo ruht das 
Wahlſtimmrecht. Auszug aus Art. 5.) 

Art. 6. Wenn über das Eigenthum beftenerter Häufer oder Gründe, 
worauf die Eigenfchaft eines Gemeindeglieds mit dem Wahlſtimmrechte von 
verfhiedenen Perfonen angefproden wird, ein Rechtsftre it obwaltet, 
fo fteht die Ausübung des MWahlftimmrechts demjenigen zu, der ſich zur Zeit 
der Wahl im wirklichen. Beſitz des flreitigen Gegenftandes befindet. Hat aber 
das fragliche Cigenthum zur befagten Zeit Feinen beftimmten Befiger, oder if 
die Thatfache des Beſitzes felbft ungewiß und flreitig, oder ift eine gerichtliche 
Verwaltung eingetreten: fo ruht das Wahlſtimmrecht bis zur rechtsfräftigen 
Entfheidung und Aufhebung der gerichtlichen Verwaltung. (Ausz. a, Art. 6.) 

Art. 7. Bon dem Wahlftimmrecht find ausgefchloffen die bloßen Miethbe: 
wohner, fo wie auch diejenigen, welche in der Markung der Gemeinde einzelne 
befteuerte Gründe ohne ein eigenes Wohnhaus beſitzen, und anderwärts ihren 
Wohnſitz haben, 
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Die Ausübung des Wahlſtimmrechts ſteht ferner nicht zu, öffentlichen @ e” 
ſellſchaften, Körperfhaften, Kirhen und Stiftungen, fo wie 
dem fönigl. Aerar, wenn fie gleich in der Gemeinde beftenerte Häufer, 
Gründe und Gewerbe befiten. 

Diefe Beſtimmung erſtreckt fih auh auf die Hof:, Staats, Ge 
meinde, Kirchen- und Stiftungsdiener jeder Art, und auf die 
Hentfichen Lehrer rüdfihtlih derjenigen befteuerten Befigungen,, melche 
ihnen des Anıtes wegen zur perfönlihen Nutznießung angewiefen find. 

Endlih Fönnen an den Gemeindewahlen, weder als felbftändige Stimmge: 
ber, noch durch Aufftellung eines Bevollmächtigten, noch als Stellvertreter eineg 
Dritten Antheil nehmen, Perfonen weiblihen Gefhlehtes, wenn 
fie auch Gemeinderechte befinen, Minderjährige umd diejenigen, wel: 
de unter Euratel ftehen, (Ausz. aus Art. 7). 


Zweites Gapitel, 
Don den Waplliften. 


Art. 8. Alle wirflihen Deitglieder einer Gemeinde werden mit Ausfchluß 
ihrer wicht felbfländigen Bamilienangehörigen aufgezeichnet. Jedem 
einzelnen Gemeindealied wird ein eigener Bogen gewidmet. Derfelbe fol 
auf der erften Seite nachweifen: den Vor: und Zunamen, den Stand 
und das Gewerbe, die Religion, das Jahr, den Monat und Tag der Geburt, 
den Gebursort in oder außer Bayern, mit Angabe des Kreifes, Landes, Ge: 
richts, worin derfelbe liegt, dann bei Eingewanderten die Zeit und Art der 
erlangten Maturalifation. 

Die zweite Seite meldet: worauf die felbftändige Anfäffigkeit in der 
Gemeinde: nämlich: ob folche auf befteuerten Häufern,, Gründen oder Gewer: 
ben bernhe? und wie hoch fich die Steueranlage von den eben bemerkten Ge: 
genfländen in jedem Fahre belaufe ? 

Die dritte Seite ift ebenfalls für die fucceffive Einfchreibung der Steuer: 
anlagen mit den etwa eintretenden Erhöhungen oder Verminderungen beftimmt 
und fchließt mit den allenfalls nothwendigen Bemerkungen. 

Unter diefen Bemerkungen follen insbefondere vorgetragen werden: die 
Namen der Stellvertreter, welche zur Ausübung des Wahlftimmrechts bevoll- 
mädtigt worden find, die Namen der Vormünder und Euratoren, dann das 
Ende der Dormundfchaft und Euratel, die verhängten gerichtlichen Unterfus 
hungen wegen DBerbrechens oder Vergehens und der Erfolg der Unterfuchuns 
gen, die ausgebrochenen Eoncurfe, der eingefretene Verluft des Wahlſtimmrechts 
und der Wählbarfeit. (Urt. 19.) 

Art, 6.) Dei der Berechnung ber Steuern wird mit Ausfchluß der in: 
directen Auflagen und der außerordentlichen Steuern nur derjenige Betrag in 
Anfap gebracht, welchen jedes aufgezeichnete Mitglied von den, in der Ge: 
meinde und in der Markung der felben liegenden Häufern 
und Gründen, und von den darin betriebenen Gewerben, nach dem jähr— 
lichen Gefammtbetrage zu entrichten hat. (Art. 20.) 
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Art. 10. Aus der Sammlung aller Aufzeichnungen der Gemeindeglieder 
geht die Ur wahl liſte hervor. Dieſelbe wird zuförderſt nach der Nummer: 
folge der Wohnhäufer geordnet. 

Alle Einzeihnungsbögen derjenigen Gemeindeglieder, welche in einem uud 
demfelben Haufe wohnen, erhalten einen gemeinfhaftlichen Umfchlag, wor: 
auf die Nummer des Haufes bemerkt ift. In den Städten find die Urwahl: 
tiften nach den Bezirfen abzutheilen, welche dafelbft unter dem Namen von 
Vierteln oder unter andern Benennungen entweder ſchon beftehen, oder nöthi- 
gen Falls neu gebildet werden, Wenn Jemand zu gleicher Zeit in der näm: 
lichen Gemeinde, und in dem nämlichen Bezirke, oder in verfchiedenen Bezirfen 
derfelben mehrere Häuſer beſitzet, fo darf er dennoch in der Urwahl: 
tifte nur einmal erfcheinen, und zwar unter der Nummer desjenigen Hauſes, 
in welchem er wirflicdy wohnt. (Art. 21.) 


Art. 11. Die Urwaäahlliſte fol nicht nur mit der größten Genauigkeit an: 
gelegt, fondern auch ununterbrochen fortgefeht, und mit Sorgfalt in Ordnung 
gehalten werden. 


Zu diefem Ende find in diefelbe alle nach und nach vorfallenden Werände: 
rungen, welche auf die in der Urmwahltifte befchriebenen VBerhältniffe der Ge: 
meindeglieder Beziehung haben, an der geeigneten Stelle, jedesmal fogleich und 
pünktlich nachzutragen. 

Verändert ein aufgezeichnetes Gemeindeglied feine Wohnung, fo wird der 
Bogen deffelben aus dem bisherigen Umfchlage genommen, und dem Lmfchlage 
für dasjenige Haus einverleibt, worin die neue Wohnung bezogen wird. 

Bögen, welche wegen Menge der eingefchriebenen Veränderungen feinen 
Raum mehr darbieten, werden mit neuen vermwedhfelt, und die alten werden 
befonders hinterlegt. | 

Für neu antretende Gemeindeglieder werden am gehörigen Ort neue Bö— 
gen eingefchaltet; die Bögen der austretenden Gemeindeglieder werden aus der 
Urwahltifte herausgenommen, und befonders verwahrt. (Art. 22.) 


Drittes Bapitel | 
Bon den Wahlausfhüffen und der Wahlfreiheit. 


Die Leitung der Wahlen Eömmt den Eönigl. Landceommiffarien zu. 

Zur möglich größten Erleichterung und Beförderung des Wahlgeichäfts 
haben fich diefelben mit den Actuarien, niemals aber mit den Schreibern in 
die Gemeinden ihres Bezirkes auf geeignete Weife zu vertheilen. 

- Zugleich wird denfelben geftattet, aus den Sriedensrichtern, Notarien und 
Oberbürgermeiftern, Special:Commiffarien zu Leitung der Wahlen zu delegiren, 
jedoh fo, daß für jeden Canton nur zwei beftimmt werden Fönnen. 

In jeder einzelnen Gemeinde wird den Fünigl. Landcommiſſarien ein Wahl⸗ 
ausſchuß beigegeben, deſſen Vorſtände ſie find. 

Der Wahlausſchuß löſt ſich nach vollendeten Wahlen u wieder auf. 
(Ausz. aus Art. 26.) 


— 
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Art. 13. Der Wahlausſchuß bildet ſich aus den vier älteſten Mitgliedern 
des Gemeinderaths jeder Gemeinde. 

Im Falle der Verhinderung tritt der nächſt älteſte ein. (Auszug aus 
Kt. V). 

Art. 18. Als Actuarien bei den Wahlausſchüſſen werden diejenigen Perſo— 
nen derwendet, welche die Schreiberei der Gemeinde beſorgen. (Auszug aus 
An. 29.) 

Art. 15. Der Wahlausſchuß gibt feine Beſcheide in der Regel nur müänd: 
lich, Fißt jedoch diefelben in das Protocol aufnehmen. 

Bo aber eine ſchriftliche Ausfertigung befonders vorgefärichen 
over der Natur der Sache nach unvermeidlich ift, gefchieht diefe Ansferti- 
aung im Namen des Wahlausſchuſſes mit der Unterfchrift des Vorſtandes 
und der Gegenunterfchrift des älteften und jüngften unter den Mitgliedern, 
dann des Actuars. 

Für die Ausfertigungen der Wahlausſchüſſe, ſo wie für die Erlaſſe der 
fönigl, Behörden in Beziehung auf die Wahlangelegenheiten, ſollen 
weder von der Gemeinde, noch von den einzelnen Gemeindegliedern, Stem: 
vel, Enregiftrirung, Zaren und Sporteln erhoben werden, 
den Fall ausgenommen, wo befondere Verhandlungen gepflogen werden müffen, 
bedurh eigene Schuld der Betheiligten veranlaßt werden und nur ihrem 
Privatvortheil zum Zwed haben. 

Weder die Mitglieder und Beifitser des Wahlausfchuffes noh die Wähler 
haben irgend eine Gebühr zu beziehen. Die Gebühren für die königl. Com: 
niffarien, fo weit der Anfpruch hierauf in den Regulativen über die Diäten 
begründet feyn wird, übernimmt die Staatscaffe. (Art. 30). 

Art. 16. Die Mitglieder des Wahlausfchuffes geloben in die Hand des 
Dorftandes: »daß fie die dem Ausfchuffe übertragenen Befugniffe nach beftem 
Willen und Gemwiffen nur zum Nuten der Gemeinde ansüben helfen, nicht 
saber zu andern Abfichten mißbrauchen; daß fie allen Obliegenheiten in Bezie 
hung auf das MWahlgefchäft ald uneigennüsige und redlihe Gemeindemänner 
genau und fleißig nachkommen, an unerlaubten Einwirkungen nicht nur felbit 
mittel, noch unmittelbaren Antheil aehmen, fondern auch wenn fie dergleichen 
sei andern wahrnehmen, unverweilt Anzeige machen, und die einzelnen gege: 
enen Stimmen Niemand entdeden"wollen.« 

Ueber diefes Handgelübde ift ein Protocol! abzuhalten und von dem 
Verſtande ſowohl als von fämmtlichen Ditgliedern zu unterfchreiben. (Art. 31.) 

Art. 17. Zu den Befugniffen und Pflidten des Wahlaus: 
ſhuſſes gehört ee: 

1) Bei den Wahlverhandlungen darüber zu wachen, daß Niemand eine 
Stimme gebe, welcher dazu nicht berehtigt ift, und daß Niemand 
gewählt werde, welcher nicht wählbar ift; dann auf eine gewiſſenhafte 
und vollfländige Yufzeihnung, Zählung und Zufammenftel; 
lung der gegebenen Stimmen, und auf eine gleich gewiffenhafte und 
rihtige Berechnung der Stimmeumehrheit zu fehen und zu halteu 
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2) Den vorgefchriebenen Gefhäftsgang zu befolgen; und gegen Stö— 
rungen zu fihern, die gefeplihen Förmlichkeiten zu bewahren, 
Ruhe und Ordnung zu erhalten, und das in gegenwärtiger Wahl: 
ordnung zugeftandene Strafrecht auszuüben, dann 

3) die von alfenfallfigen Stelfvertretern beigebrachten Vollmachten zu 
prüfen und über die Zuläſſigkeit oder Unſtatthaftigkeit der Entſchul di— 
gungsgründel, wodurch Jemand die auf ihn gefallene Wahl abzu: 
lehnen gedendt, durh Stimmenmehrheit zu erkennen. (Art. 52.) 

Art. 18. Die Bürgermeifter und Gemeindevorfteher haben 
dem Wahlausfchuffe in feinem Gefchäfte alle erforderliche Unterftüsung zu Teiften. 

Jedes Gemeindeglied ift fehuldig, demfelben in allen Puncten, welche auf 
bie Wahlen Bezug haben, unmeigerlih Rede und Antwort zum geben, die 
nöthige. Aufklärung zu ertheilen, die verlangten Nachweifungen vorzulegen, 
und fi überhaupt bei den Wahlen aller Uebertretungen der Ordnung zu ent 
halten, fo wie dem Wahlausfchuffe die gebührende Achtung zu erweiſen, bei 
Dermeidung einer zur Gemeindecaffe zu erlegenden Geldbuße von 1 bie 5 fl. 
und nach Umftänden einer höhern Strafe, welche letztere iedoch nur von “den 
ordentlichen Behörden erkannt werden Fantt. 

Der Wahlausfchuß iſt feiner Seits verpflichtet, Anzeigen, Erinne 
rungen und Befhwerden über fehlerhafte Wahlhandlungen, über ange: 
maßtes und entzogenes Wahlfimmrecht, fo wie über angemaßte nur ent 
zogene Wählbarfeit bereitwillig aufzunehmen, zu unterfuchen, und wenn die: 
felben fich auf ausdrücklich geſetzliche Verfügungen und auf bekannte ‚und 
befcheinigte Thatfachen gründen, gehörig zu beachten. (Art. 33.) 

Art. 19. In ſolchen und Ähnfichen Fällen wird von dem Wahlausſchuſſe 
förmliche Berathung und Umfrage gepflogen, der Beſchluß nach der 
Mehrheit der Stimmen ſämmtlicher Mitglieder und Beiſitzer gefaßt, uud 
bei eintretender Gleich heit der Stimmen, die Stimme des Vorſtandes 
welche zufept abgegeben wird, als entfheidend angenommen. 

Befchwerden und Anzeigen, für welche weder eine Beftimmung noch eine 
befannte oder befcheinigte Thatfache angeführt werden kann, find fogleich abzu: 
weifen; Befchwerden und Anzeigen aber, welche auf einer zweifelhaften Ausle— 
gung einer geſetzlichen Vorfchrift beruhen, oder bei welchen die Herftellung der 
Tpatverhältniffe, nicht fogleih, fondern erft durch weiter gehende Beweisfüh— 
rung bewirkt werden kann, müſſen zur befondern Verhandlung an die ordent: 
Yihen Behörden vermwiefen werden, ohne denfelben für den Augenblick Folge zu 
geben, und die Wahlen dadurch aufzuhalten. Daffelbe Verfahren ift nament: 
ih auch dann zu beobadhten, wenn fih über das Wahlrecht eines Gemeinde: 
glieds Zweifel erheben. Keinem Befchwerdeführer ift vor dem Wahlausfchuffe 
die Beihülfe eines Anwaltes geflattet. (Art. 54.) 

Art. 20. Der Vorftand ıfk verantwortlich, daß der Wahlausfchuß fih auf 
die ihm angemwiefene Beftimmung befchrände, und fich Feine fremdartigen Ber: 
richtungen oder Uebergriffe erlaube. 

Ehen fo ift der Wahlausfhuß mit dem DVorftande verbunden, darauf zu 
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fehen, daß die Wahlhandlung felbft fich einzig mit dem Gegenftände der Wah- 
ren beichäftige, und jede Einmengung von andern Gegenftänden, von befon- 
dern nicht zur Sache gehörigen Anträgen, Befchwerden oder Inſtructionen, 
welcher Art ſie ſeyn mögen, ohne weitere Erörterung zurückgewieſen werde. (Art. 35.) 

Art. 21. Alle Wahlhandlungen find von den Borftänden der Wahlaus⸗ 
ſchüſſe mit pflichtmaͤßiger und rückſichtloſer Unparteilich keit zu leiten. 

Jede Beſchränkung der Freiheit der Wahlſtimmen, in ſo 
ferne ſie nur für wirklich wahlfähige Gemeindeglieder gegeben werden, und 
jeder Mißbrauch des obrigkeitlichen Anſehens hat die Nichtigkeit der Wahl, 
fo weit fie auf foldhen unerlaubten Wegen bewirkt worden iſt, zur Solge, vor: 
behaltlich der Strafe wegen mißbrauchter Amtsbefugniſſe. Als Verlegung der 
Bahtfreiheit durch Beftehung wird es angefehen, wenn Jemand Wahiſtim— 
men für fi ſelbſt, oder für einen Dritten durch Gefchenfe, Gaben oder 
Verfprechungen wirbt und bedingt, und wenn ein Wähler für folche Geſchenke, 
Gaben oder Verſprechungen ſeine Stimme zuſagt, und in verabredeter Art abgibt. 

Dergleichen Beſtechungen haben ebenfalls zur Folge, daß die Wahl, fo 
weit fie den Beftehenden und den Beſtochenen betrifft, ungültig und ni che 
tig, und beide des Wahlſtimmrechts und der Wählbarkeit, ent: 
weder für cine beffimmte Zeit, oder für immer verlufig 
werben. | | 

Don dem Augenblide an, mo’ das Gericht gegen ben Angefchuldigten die 
Unterfuchung eingeleitet hat, konnen bis zum erfolgten rehtsfräftigen 
Urtheil die Angefchuldigten weder eine Stimme geben, noch zu einer Gemein: 
deſtelle gewählt werden, noch die Verrichtungen einer folhen Stelfe fortfegen 

Mit der Verurtheilung ift die Erfegung des dreifachen Werthes der gege: 
benen, angenommenen oder verfprochenen Gaben und Gefchenke in die Gemein: 
decaſſe, ſowohl von Seite des Beſtechenden als des Beftochenen zu verbinden, 

Obrigkeitliche Perfonen, welche in ihren Amtsverrichtungen bei den Wahl: 
bandlungen der Beſtechung fhuldig gefunden werden , find nach den Beftim: 
mungen des allgemeinen Strafgeſetzbuchs zu behandeln und zu beſtrafen. 
(Art. 56). 

Art. 22. Beihwerden gegen Erklärungen und Verfügun— 
sen bes Wahlausſchuſſes oder feines Vorſtandes in MWahlangelegens 
beiten werden bei der vorgefegten Kreisregierung angebracht. Won der 
Enrfchließung der Kreisregierung findet in der Regel eine weitere Berufung 
zit mehr Statt. 

Iſt jedoch die Befchwerde: 

1) gegen einen angeblihen Mißbrauch der amtlichen Gewalt zu 
Deihränkung der Wahlftimmenfreiheit gerichtet, oder hans 
delt es fi 

2) von einer Verweigerung de8 Wahlrechtes, worauf der Be: 
ihwerdeführer gefeplichen Anfpruch zu haben glaubt, fo fteht im er ſten 
Sale der Weg zur Berufung höherer Hülfe gegen die befchwerenden 
Entſchließungen der Kreisregierung bei dem Staatsminifterium des 


- 
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Innern offen, und im zweiten Falle geht der Recurs an den 

Staatsrath. Keine Berufung und Fein Recurs hat in Anfehung der im 

Gange begriffenen Wahlen eine hemmende Kraft, und das von der Be: 

rufungss und Recursftele gegen die Entfcheidung des Wahlausfchuffes 

erlaffene Erkenntniß wirft auf eine vollendete Wahl nicht zurüc, den 
"Fall der Nichtigkeit der Wahl ausgenommen. (Urt. 37). 


Biertes Gapitel. 
Von den Bahlhbandlungen. 


Art. 23. In jeder Gemeinde beſtimmt das königl. Landcommiſſariat den 
Tag, die Stunde und den Ort der Wahlen, läßt dieſe Beſtimmung gehörig 
bekannt machen, veranlaßt die nothwendigen Einrichtungen in dem Wahlge— 
bäude, und forgt für alle Vorbereitungen, welche erforderlich find, damit die 
Wahlen unaufgehalten zu rechter Zeit Statt finden. 

‘Der Ort der Wahlen fot in der Regel das Rath- oder Gemeinde 
haus ſeyn. 

An den einfallenden Sonn: und geſetzlichen Beiertagen ruhen bie Wahl: 
handlungen. (Auszug aus Art. 38). 

Art, 24. Die Zahl der von jeder Gemeinde zu wählenden Bevollmãͤch⸗ 
tigten iſt bereits den königl. Landcommiſſariaten angezeigt, um ſie den Special⸗ 
commiſſarien und Bürgermeiſtern, ſo weit es ſie betrifft, mitzutheilen. 

Art. 25. Wenigſtens einen Tag vor dem Anfang der Wahlen ſollen 
die Urwahlliften in dem Wahlgebäude zur Einficht der wirklichen Gemeinde: 
glieder geöffnet und vorgelegt werden, damit Jedermann fih darin unterrichten, 
und die gewünfchte Auskunft finden möge. 

Waäͤhrend diefer Zeit foll in dem Wahlgebäude nebft dem Gemeindefchrei- 
ber rioch ein Mitglied des Gemeinderaths gegenwärtig ſeyn, um Aufficht und 
Ordnung zu halten, nnd allenfalffige Erinnerungen in ein Protokoll aufzuneh: 
men, welches dem Wahlausfchuffe, fobald er fi) verfammelt hat, zu übergeben 
ift. (Ausz. aus Art. 40.) 

Art. 26. Die Gemeindeglieder, welchen das Wahlftimmrecht zufteht, er: 
fcheinen einzeln vor dem Wahlausfhuß, und ‚geben ihre Stimme. mündlich zu 
Protokoll. (Ausz. aus Art, 41.) 

Art. 27. Es ift eine Anzahl von Nummern bereit zu halten, welche der 
Zahl der mit dem Stimmrechte begleiteten Perſonen gleich kömmt, und von 
jedem Wähler wird eine dieſer Nummern gezogen. | 

Feder Wähler muß die von ihm gewählten Perfonen nicht nur mit Bor: 
und Zunamen benennen, fondern auch durch Angabe ihres Standes, Gewerbes 
uud nöthigen Falls noch durch andere Unterſcheidungen deutlich unb beſtimmt 
bezeichnen. (Ausz. aus Art. 44.) 

Art. %8. Ueber den Gang der Wahlpandlungen ift von dem Actuar des 
Wahlausfchuffes ein genaues Protokoll zu führen, in welches auch die 
etwa angebrachten, zur Sache gehörigen Anzeigen, Erinnerungen oder Be⸗ 
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ſchwerden einzelner Gemeindeglieder, fo wie die Beſchlüſſe, Beſcheide und Erz 
laſſe des gedachten Wahlausfchuffes aufgenommen werden. 


Ueber die Wahl wird ein Protokoll ‚geführt, Die Wähler werden in 
demfelben nad fortlaufender Nummer in derjenigen Reihenfolge vorgetragen, 
in der fie wirklich ihre Stimme abgeben, die gezogene befondere Nummer wird 
beigeſezt; bei jedem Wähler werden Vor: und Zunamen, Stand und Gewerbe, 
fo wie die Nummer der Wohnung bemerkt, und unmittelbar nach dem Wähler 
werden die von ihm gewählten Perfonen mit den nämlichen Angaben aufgeführt 
(Xusjug aus Art. 45). 


Art. 29. Während der Actuar das Protofoll in diefer Art verfaßt, wird 
von einem Mitgliede des Wahlausfchuffes das befondere Wahlverzeichniß gefer- 
tiget, welches nur die Vor: und Zunamen der Gewählten angibt, mit der fort: 
laufenden Zahl der Wahlſtimmen, welche diefelben erhalten haben. 


Diefes Wahlverzeihniß ift als weſentlich ergänzender Beſtandtheil des 
Hauptprotofolls anzufehen, und wird nach anliegendem Formular I gefertiget, 
(Auszug aus Art. 46.) 

Art. 50. Die fämmtlihen Wahlhandlungen follen, fobald fie angefangen 
find, ohne Unterbrechung zu Ende gebracht werden, jedoch mit Ausnahme 
der einfallenden gefeslihen Ruhetage. Der Vorſtand des Wahlausfchuffes ift 
für jede Verzögerung verantwortlih. (Ausz. aus Art. 47.) 

Art. 31. Zu einer volfftändigen und gültigen Wahl ift nothwendig, daß 
wenigſtens zwei Drittheile der ſtimmberechtigten Gemeindeglieder ihre 
Stimmen wirklich abgegeben haben. 

Bis dahin muß mit den Wahlhandlungen beftändig fortgefahren werden ; 
damit aber jeder ungebührlihe Aufenthalt verhütet bleibe, hat der Wahlauss 
ihuß während feiner Sisungen auf die Zahl derjenigen, welche bereits geftimmt 
baben, öÖftere Rückblicke zu werfen, und noch bei rechter Zeit an diejenigen, 
weiche mit ihrer Abftimmung im Rückſtande find, die geeignete Aufforderung 
zu erlaffen, Sollten deſſen ungeachtet fo wenig Stimmführer erfcheinen, daß 
bie gefeplichen zwei Dritcheile oder zwei Viertheile in einem nach Verhältniß 
zu ermejfenden Zeitraume nicht zufammengebracht worden find, fo muß zur 
endlihen Ergänzung die Wahlhandlung verfängert werden; Die Ausge— 
bliebenen werden fodann namentlich durch fchriftlihe Weifung des Wahlaus— 
ichuffes vorgeladen, und zur Zahlung einer Buße von 1 — 5 fl. in die Ge— 
meindecaffe, fo wie zum Erſatz der auf die verlängerte Wahl erlaufenen Koften 
derurtheilt. 

Wenn die Stimmen der gefeblichen zwei Drittheile vollſtändig vorliegen 
fo wird für diejenigen, welde bis dahin noch nicht geftimmt haben, eine wei- 
tere Friſt, binnen welcher eine nachträgliche Abſtimmung noch zugelaffen fern 
fol, unverzüglich befannt gemacht. Iſt dieſe Frift vollftredt, fo geben nun: 
mehr auch die Mitglieder des Wahlausſchuſſes, in fofern fie fonft dazu befähigt 
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ſind, ihre Stimmen zuletzt ab, und hierauf iſt die weitere Abſtimmung für 
jedermann gefchloffen. (Auszug aus Art. 48.) 

$ Art. 32. Sodann wird die Zählung der Stimmen, und zwar wo möglich 
noch am nämlichen Tage vorgenommen, es fey denn, daß die Tageszeit allzu: 
meit vorgerückt wäre, in welchem Falle das Gefchäft auf den folgenden Tag 
verfchoben, inzwifchen aber die Wahlprotofole, Wahlverzeichniffe und Wahl: 
zettel unter Siegel gelegt und verwahrt werden. 

Diefe Vorficht ift überhaupt fo oft anzuwenden, ald der Wahlausfchuß eine 
Situng endigt, ohne daß zugleich die im Laufe begriffene Wahlhandlung gänz 
lich erledigt it. (Muszug aus Art. 49.) 

Art. 33. Die Wahlverzeichniffe werden fofort in Gegenwart fämmtlicher 
Gemeindeglieder, welche geftimmt haben, und bei dem Abfchluffe des Gefchärts 
gegenwärtig ſeyn wollen, vorgelefen und die Stimmenmehrheit hiernach bered: 
net. Dabei find jederzeit die Namen der Wähler zu verfchweigen, 
weßhalb auch diefelben nicht nach der fortlaufenden Reihe, wie fie wirklich zur 
Abſtimmung gefommen find, fondern nur nach den von ihnen ſelbſt gezogenen 
Nummern vorzutragen find, damit jeder Wähler zugleich feiner Seits die Ge 
wißheit erhalte, daß feine Stimme weder übergangen, noch unrichtig aufgefaßt 
worden fey. (Ausz. aus Art. 50.) 

Art. 34. Die relative Stimmenmehrheit ift zur Wahl der Bevollmaͤch⸗ 
tigten und der Erſatzmänner hinlänglich. Es iſt zur Benennung der Erſatz- 
leute Eeine befondere Wahl nöthig. Diejenigen, welche die meiften Stimmen 
erhalten haben, find als Gemeindebevollmächtigte erwählt. Der zumächft die 
meiften Stimmen hat, ift ald Erfabmann bezeichnet. | 

Art)65. Jeder Wählende bezeichnet fo viele Perfonen, als Bevollmäch— 
tigte und Erfagleute erfordert werden. In denjenigen Gemeinden daher, melde 
nur einen Bevollmächtigten zu ftellen haben, werden zwei Perfonen bezeichnet. 
In denjenigen, welche zwei Bevollmächtigte zu ſtellen haben, bezeichnen die 
Wähler drei Perfonen u. f. w., indem in jeder Gemeinde nur ein Erfagmann 
gewählt wird, wenn diefelbe gleich mehrere Bevollmächtigte zu ftelen hat. - 

Art. 36. Wenn mehrere mit einer ganz gleichen Zahl von Stimmen ge: 
wählt worden find, und die Beibehaltung aller die Zahl der zu ermählenden 
Bevollmächtigten und Erfasleute überfchreiten würde, fo entfcheidet das Loos. 
Auszug aus Art. 53.) 

Art. 37. Die im Laufe der Wahlhandlungen etwa eingefchlichenen Frr- 
thümer, Mißverffändniffe und Mängel, welche auf die Zufammen: 
ftellung und Berechnung der Stimmenmehrheit Einfluß haben, find fogleich von 
dem Wahlausfchuffe auf dem Fürzeften Wege, und nöthigen Falls durch unver: 
zügliche Vernehmung der Betheifigten zu berichtigen. 

Bei den Abftimmungen fol der Wahlausfchuß, und insbefondere der Vor— 
ftand deffelben alle mögliche Aufmerkfamkeit und Worficht anwenden, um verzoͤ⸗ 
gernden Anfländen zuvorzukommen. 
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Mebitbem wird feſtgeſetzt: 

1) Niemand darf feine Stimme bedingt geben. 

2 Die Stimmen dürfen im Allgemeinen nicht dahin lauten, daß der BAR, 
ler fih der Mehrheit anfchließen wolle. 

3 Sollte fich ergeben, daß ein Gemeindeglied ſich bei einer und derſelben 

Wahlhandlung mehr als eine einfahe Stimme zugeeignet, die Ein: 

tragumg einer mehrfachen Abftimmung in das Protokoll erſchlichen 

bätte, fo find fämmtliche Stimmen diefes Gemeindegliedes nichtig, und 
demfelben: ift von dem MWahlausfchuffe eine Geldbuße von 3 bis 6 fl. zum 

Deften der Gemeindecaffe aufzulegen. 

Nichtig find ferner alle Stimmen, welche von Perfonen herrühren, die 

mit dem Wahlſtimmrechte gar nicht beffeitet, oder zur Ausübung 

deffelben nicht befähigt find. 

5) Wenn endlich einzelne Abftimmungen auf die Wahl von Perfonen geriche 
tet find, denen die Eigenfchaft der Wählbarkeit fehlt, fo unterliegen 
diefe Abſtimmungen, was die gedachten nicht wählbaren Perfonen anbes 
langt, ebenfalls der Nichtigkeit. (Ausz. a. Art. 54.) 


Art. 58. Die gewählten Perfonen müffen unmittelbar nach der Bekannt: 
mahung der Wahl innerhalb der beftimmten Zeit vor dem Mahlausfchuffe ere 
(feinen, um entweder ihre Bereitwilligkeit zur Annahme der Wahl zu ere 
Miren, oder ihre alfenfallfige Entfhuldigung, welche fpäter nicht mehr 
angenommen werden Fann, fogleich anzubringen und nachzumweifen. Wird die 
Entihuldigung von dem Wahlausfchuffe als gefehlich zuläffig und gegründet be— 
funden, fo tritt, ftatt des entfchuldigten, dasjenige Gemeindeglied ein, welches 
nach den übrigen durch größere Stimmenmehrheit gewählten Gemeindegenoffen 
die nächft hoͤchſte Stimmenmehrheit für diefelbe Stelle gehabt hat. Auszug 
aus Art. 56.) 

Art. 59. Ueber das Refultat der Wahlen wird die Wahlanzeige nach 
dem Formular II gefertigt. 

Art. 40. Nach vollfommener Berichtigung des ganzen Wahlgefchäftes 
erlattet der Vorſtand des MWahlausfchuffes, wenn es der königl. Landcommiſſär 
wär ſelbſt iſt, Wahlbericht an das Fönigl. Landeommiffariat mit Beilegung 
kr Bahlprotofolle und DVerzeichniffe. 

Die Pönigl. Landeommiffariate ferbft aber haben bei königl. Regierung die 
Anzeige volfgogener Wahlen unverzüglich zu machen. (Auszug aus Art. 63.) 


At. 41. Keine Wahl darf vorgenommen werden, ohne Vorwiſſen 
und Genehmigung der vorgefesten Behörde. Nirgends dürfen 
sefonderte Ge fellfchaften gebildet, oder gefonderte Bufammenfünfte 
kr Gemeindeglieder gehalten werden, zu dem BZwede, auf die Wahlen der 
Gemeinden einen verabredeten Einfluß auszuüben, und Ddiefen Wahlen eine 
keftimmte Richtung nach vorgefaßten Abſichten zn geben. Die Uebertreter um 
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terliegen vor der ordentlichen Obrigfeit den Gtrafen, welche auf unerfaubte 
Gefeltfchaften und Zufammenfünfte gefest find. (Art 68.) 


Art. 42. Vorſtehende Verfügungen find auf nachbenannte Städte nicht 


anwendbar, als in welchen Feine Wahl von Gemeindebevollmächtigten Statt 
findet; nämlich : 


1) Deidesheim mit Niederfirchen, 

2) Dürkheim, 

5) Edenkoben, 

4) Frankenthal, 

5) Grünjtadt, 

6) Kaiferslautern,, 

7) Kirchheimbolanden , 

8 Landau, 

9) Neuftadt, 

10) Pirmafens, 

11) Speyer, er 
12) Bweibräden, | 


Dad Gefammt-Ergebniß in Hinficht der Geftalt und Wahl 
des Gemeindevorftandes ift nun folgendes; 
1) In jeder Gemeinde beftcht ein Gemeinderath, welder 
in den Orten bis 2500 Seelen zehn, mit dem Bürgermeifter und Ad» 
juncten zwölf Mitglieder zählt; von 2500 bis 5000 zwanzig, mit 
dem Bürgermeifter und beiden Adjuncten drei und zwanzig; über 
5000 dreißig, mit Bürgermeifter und Adjuncten drei und dreißig. 
Die erfte Erneuerung des ganzen Raths gefchah mit dem 1. Jän 
ner 1820. Die zweite, und'zwar zur Hälfte, mit dem 1. Jänner 
1850, wobei die Wahl nach der Borfchrift gefchah. Die Schöffen 
Iosten um den Austritt. Bei der nächſten Erneuerung für den 
1. Jänner 1840 tritt dann die im Gemeinderath gebliebene Hälfte von 
feldft aus und fo fort im Jahr 1850 die 1850 eıngetretene Hälfte. 
Ueber den Fall, wie eine in der Zwifchenzeit erfedigte Ge 
meinderathöftelle befegt werden folle, ift nichts verfügt. Es fheint 
aber natürlich, daß die Ergänzung aus der legten Wahllifte und 
zwar nach der Neihenfolge der Stimmenmehrheit gefchehen folle. 
Zwar fagt der Confularbefhluß vom 25. Vend. IX, daß die Zahl 
der Gemeinderäthe nicht nothwendig die gefegliche ſeyn müffe, fon 
bern Daß ed genüge, wenn die zur Berathung erforderliche Zahl, mem 
lich (ſetzen die Conſuln hinzu) vorhanden. Auch wurde im dies 
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tem Beſchluſſe verfügt, daß die Ausmärker (auswärtig Wohnende 
aber in der Gemeinde Güter Beſitzende) Gemeinderäthe ſeyn kön— 
nen. Beide Beſtimmungen ſind offenbar dem Geiſt der Geſetze und 
der Ratur der Sache entgegen. Die Geſetze verlangen 10 Schöf- 
fen. Und wie kann ein anderwärtd Wohnender an den Beras 
thungen und Befchlüffen der Gemeinde Theil nehmen, wovon er 
kein Mitglied it? Auch erwähnen die neuen Verfügungen hier 
von nichts, weßhalb ed nöthig fcheint, den Gemeinderath ftetd 
voljählig zu erhalten. Ueber die, erforderliche Zahl anmefender 
Gemeinderäthe zur Faffung gültiger Befchüffe verfügte die Kreiss 
tegierung am 2. Dezember 1818 (ntelligenzbl. ©. 637): 


Es find bisher öfters Berathfchlagungen von Gemeinderäthen vorgefom: 
men, welhe nur von einigen wenigen Schöffen unterfchrieben waren. 

Damit der Gemeinderath eine rechtsgültige Berathfchlagung faffen Pönne, 
wird erfordert, daß zwei Drittheile der gefeglihen Anzahl feiner Mitglieder 
ter Berathichlagung beigemohnt haben, und der genommene Beſchluß dem 
Öntachten der Mehrheit der anmwejenden Glieder gemäß fey. 


Demnach müffen in den Gemeinden von weniger als 2500 Seelen Bevöl: 
krung wenigftens fieben Mitglieder, vierzehn in jenen von 2500 bis 5000 
Eeelen, und zwanzig in jenen von mehr als 5000 Seelen bei den Berath— 
ihlagungen gegenwärtig feyn, und es find diefelben iv dem Anfang der 
Protocolle oder deren Rand jedesmal namentlich anzuführen. 

Die Pöniglihen Landcommiffariate haben alle Berathfchlagungen, welchen 
dieſes wefentliche Erforderniß abgeht, zur Verbefferung zurlictzugeben. 


Ferner wurde wegen Audbleibend ber Räthe bei den Verfamm- 
lungen am 24. Dezember 1824 (Intelligenzbl. 1825 ©. 5) verfügt: 

Es ift fchon mehrmals zur Anzeige gefommen, das Mitglieder der Gemein: 
Wmäthe, fen es aus Kränflichfeit, Mangel an Theilnahme für daß Gemeinde: 
kle, oder weil Parteinngen in der Gemeinde herrfchen, die Sibungen des 
Omeinderaths nicht befuchen, woraus entfteht, daß manchmal die für die 
Serathichlagung erforderlichen zwei Drittheife nicht zufammen gebracht werden 
!immen, und eine Stockung der Gefchäfte eintritt. 

Man verfügt daher Folgendes: die Bürgermeifter haben diejenigen Gemein: 
hräthe, welche fich der Beiwohnung der Sitzungen gewöhnlich entfchlagen, 
ſoriſtlich einzubernfen, umd ſich darüber Empfangsbefcheinigungen ertheilen zu 
leſſen. Fehlt deffen ungeachtet ein ſolches Mitglied während drei nacheinander 
folgenden Situngen, und ohne legalen Entfchuldigungsgrund, fo iſt dem Föniglie 
‘hen Landcommiſſär unter Anlage der Einberufungen und der Protocolfe, worin 
de Abweſenheit conftatjrt if, die Anzeige zu machen, damit felbiges die Erfe: 


102 Erftes Bud. — Staatsrecht. 


gung eines folhen Mitglieds veranlaffe, indem das bisherige als Dimiffionär 
zu betrachten ift. 

Sollte aber in Folge Herrfchender Parteiungen ein Drittheil, oder noch 
mehrere Rathsglieder nicht erſcheinen, fo iſt ſolches auf gleiche Weiſe zu con- 
ſtatiren, jedoch Bericht an die unterzeichnete Stelle (königl. Regierung des 
Rheinkreiſes, Kammer des Junern) zu erſtatten, damit die Entlaſſung ſolcher 
Rathsglieder ausgeſprochen werde. 


Auch iſt noch dad Decret vom 14. Februar 1806 zu erwäh— 
nen, wodurch verordnet wird: 
a) Daß die ordentliche Sitzung des Gemeinderaths am 15. Mai 
jedes Jahr beginnen ſoll; 
b) daß bie Büdgets der Gemeinden, welche mehr als 20,000 
‚Franken Einfünfte haben,Zzwei Monate nach jener Sigung 
an die Regierung eingefandt werden follen. 





2 Was die Maires, jegt Bürgermeifter und Adjunc— 
ten betrifft, fo follen in jeder Gemeinde ein Bürgermeifter ſodann in 
jenen unter 2500 Seelen ein Adjunet, über 2500 zwei Adjuncten 
befiehen, und aus dem Gemeinderath genommen werden, weßhalb 
biefer 11, 25 und 55 lieder zählen muß. Die Erneuerung ges 
fchieht durch bie Kreisregierung ohne Unterfcjied, aber ſtets aus dem 
Gemeinderath. Sie hört dabei den Antrag der Gemeinden und der 
Landcommiffariate. Die Dauer des Amtes ift fünf Fahre nach dem 
Gefege vom 16. Therm. X, wo die Abtretenden wieder ernannt wers 
den können, wofern fie noch Mitglieder des Gemeinderaths find. 

Im Rheinfreife Cund auch in Frankreich) ift es jedoch fehr 
häufig, daß zwar jede Gemeinde ihren Gemeinderath und Adjunc 
ten hat, mehrere Gemeinden aber eine Bürgermeifterei bilden. Dieß 
geichieht der Koften wegen. Denn obgleich der Dienft eines Bür- 
germeifters, wie aller Gemeindevorfteher, eine VBürgerpflicht ift, 
und unentgeltlich verfehen werden muß, fo find doch mancherlei 
Koften damit verbunden, wie wir fehen werden. Dieß ift alfo zwar 
dem Geift ded Geſetzes zuwider, denn hier ift ein Fremder, d. h. 
außerhalb der Gemeinde Wohnender, Mitglied des Gemeinderaths 
und Vorſtand; es ift aber nicht wohl abzuändern, auch aus dem 
Grunde, weil in manchen Fleinen Gemeinden es fchwer ſeyn dürfter 
einen Mann zu finden, ber für fo wichtige Berrichtungen bie ers 
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forbderlichen Figenfchaften befist. Deßhalb ift aber ber Bürger: 
meiter doch Bürgermeifter jeder Gemeinde feiner. Bürgermeifterei, 
was micht zu überfehen ift. Denn jede Gemeinde ift ein polis 
tiſhes Ganzes, und muß ben geſetzlich vollftändigen Vorftand has 
ben. Auch iſt dies nicht etwa eine unfruchtbare Subtilität, fons 
dern führt zw wichtigen Folgerungen. Man benfe nur an Fälle, 
wo dad Intereſſe folcher Gemeinden unter einander in Gollifion 
tommt. Zweierlei drängt ſich hiebei auf: Erſtens die Nothmwendig- 
keit, daß die Gemeinden, wo ed immerhin gefchehen fann, getrennt 
md eigene Bürgermeifter erhalten follen, in welchem Sinn aud 
von der Kreisregierung verfahren wird ; zweitens, baß im Streite 
bed Intereffed zweier zu einer Bürgermeifterei vereinigten Orte 
der Adjunct in die Verrichtungen des Bürgermeifters eintreten fol. 
Hierüber fehlt ed an einer wünfchenswerthen Beftimmung. 


Auf gleiche Weife find, wie ſchon erwähnt worden, zwei oder 
mehr Feine Orte zu einer politifchen Gemeinde vereinigt und da—⸗ 
durch die Nothwendigkeit entftanden, für jeden Ort einen befon- 
dern Adjuncten zu haben, der die DOrtöpolizei handhabe. 





3) Polizeicommiffäre Die Polizei wird jegt über- 
haupt von den Adminiftrativbehörden verwaltet, und zwar in ben 
Gemeinden durch die Bürgermeifter, worin diefe durch die Adjunc— 
ten unterftügt werden. Sn ben Stäbten jedoch von wenigftensd 
500 Seelen kann ein eigener Polizeicommiffär feyn, mit firem 
Gehalt aus der Gemeindefaffe, welcher für größere Städte nad 
der Seelenzahl durch das Geſetz beftimmt ift, in jenen unter 10,000 
Einwohnern aber auf dad Gutachten bed Gemeinberathd von der 
Derbehörde feftgefegt wird, und nad Art. 14 des Regierungsbes 
ſeluſſes vom 17. Germ. XInicht über 800 Franken betragen darf. In 
den Orten unter 5000 Seelen ift der Adjunct Polizeicommiffär ohne 
Gehalt. Durch königl. Refcript vom 18. März 1819 (Intelligenzbl. ©. 
195) wurde den Polizeicommifjären die Uniform bewilligt, welche frü- 
ber die Polizeiinfpectoren der Haupt⸗ und Refidenzftadt getragen. 





4) GSecretär, Gemeindeſchreiber. Den Bürgermeiftern 
der Städte von wenigftend 5000 Einwohnern ertheilt das Geſetz 
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das Recht, einen Schreiber oder Secretär auf Koften der Gemein, 
decaffe zu halten. Er hängt ganz von ihnen ab, und hat feinen 
öffentlichen Character. Jetzt ift diefe Befugniß allen Bürgermeis 
ftern gegeben. Der Gehalt ift von der Kreisregierung feftgefegt, 
wobei Bevölkerung und Einkünfte zum Mapftab genommen find. 
Der Bürgermeifter fann den Schreiber annehmen und entlaffen. 
Hierzu gehört die Negierungsverorbnung vom 22. Dezember 1819 


Sntelligenzbl. ©. 678): 

Mehrere Föniglichen Landcommiſſariate haben die Anzeige gemacht, daß verfchie: 
dene Bürgermeiſter, welche die, in ihren Amtsgefchäften vorkommenden Schrei: 
bereien nicht felbft beforgen können, deffen ungeachtet Feine Schreiber ernennen. 

Um diefem Uebelftand abzuhelfen, wird verfügt, daß alle Bürgermeifter, 
welche nicht hinlänglich Gefchäftsfertigfeit haben, um die bei dem Amte vor: 
Fommenden Schreibereien felbft nnd gut zu vrrfertigen, oder deren Bürgermeis 
flereien zu ausgedehnt find, um gedachte Gefchäfte ohne DBeihülfe eines 
Schreibers verfehen zu Fönnen, gehalten feyn follen, einen Bürgermei— 
ftereifchreiber zu ernennen , gegen deffen Fähigkeit und Moralität Feine 
gegründete Einwendung Statt findet. 

Wird ein Bürgermeifter diefer Verfügung nicht nachkommen, fo hat das 
Fönigliche Landeommiffariat die Bezahlung der für den Gemeindefchreiber in. 
dem Büdget ausgeworfenen Befoldung zu fufpendiren und nach Umftänden auf 
die Entlaffung des Bürgermeifters anzutragen. 

Auch haben die Pöniglihen Landeommiffariate” darauf zu wachen, daß den 
befiellten Bergermeiftereifchreibern die ganze in dem Büdget ausgeworfene 
Beſoldung zufließe. 


Gemäß Verfügung vom 6. Auguft 1824 darf der Gemeinde 
fchreiber nicht zugleich Gemeinderath feyn. Hierzu: 
Verordnung vom 24. Auguft 1825 (Intelligenzbl. ©. 953): 

Die unterzeichnete Landesftelfe (königl. Regierung des Rheinkreiſes, Kams 
mer des Innern) hat es fich immer zur befondern Angelegenheit gemacht, das 
Loos der Volköfchulfehrer zu verbeifern, und au Orten, wo deren normalmäßer 
Gehalt nicht beigebradyt werden Fann, fie zu dem Genuß von Nebenbezügen zu 
empfehlen. 

Insbeſondere hat man für zweckmäß 9 —— daß die Schullehrer, befon: 
ders in kleinen Bürgermeiftereien, ald Gemeindefchreiber verwendet werden. 
wenn fie hiezu befähigt find. 

Es verfteht fich jedoch von ſelbſt, daß durch Nebenbefchäftigungen der Leh— 
rer der öffentliche Unterricht als Hauptzwed ihres Berufs nicht gefährdet 
werden dürfe. Nachdem daher die Anzeige gefchehen ift, daß an einigen Orten 
die Eumulivung beider Bunctionen die Vernachläßigung des einen oder des 
andern Dienſtes zur Folge gehabt habe, ſo ſieht man ſich zu der Verfügung 
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mranlaßt, daß diejenigen Schulfehrer , melche zugleich Gemeindefchreiber find, 
ſich mit einem Zengniß der betreffenden Bezirfsichulinfpection bei den königli— 
hen Landcommiffariaten zu legitimiren haben , daß die Zunctionen ald Gemein: 
deihreiber ohne Nachtheil der Schule verfehen werden, außerdem mit der Ges 
meindefhreiberei eine andere Verfügung zu treffen ift. 


5) Gemeindediener Dergleichen gibt ed: eigentliche 
Bürgermeiftereidiener, welce ald Boten die Aufträge bed Bürs 
germeifterd vollziehen. Ferner Feld» und Waldſchützen, Nachtwäch⸗ 


ter, Hirten, Wegmacher, wovon am betreffenden Orte dad Nöthige 
vorfommen wird. 


Uebrigend werben die Bürgermeifter vom Landcommiffariat 
beeidigt, die Adjuncten vom Bürgermeifter. Die Amtsübergabe 
geihieht wie bei allen Beamten, wovon im 1. Buche. 


b) Wirfungsfreis, Gefhäftsgang un. f. w. 

Das Genauere hierüber fommt bei den beireffenden Materien 
vor; hier können nur die allgemeinen Verfügungen mitgetheilt wers 
den, welche zum Theil die Departementsverwaltung mit betreffen. 

Durch Beſchluß bed Negierungscommiffärd vom 4. Pluv. VI 
wurden nachfolgende hierher gehörige Artifel publizirt. (Rudler⸗ 
iſche Sammlung, Theil I, S, 81): 


8. Die Departemental: und Municipalderwaltungen dürfen weder an den 
Acten des Gefengebungskörpers noch an jenen des DVollziehungsdirectoriums 
die ald Derordnung befannt gemacht werden) etwas abändern, noch ihren 
Vollzug ausfeben. 

Sie Fünnen fih in Feine von der gerichtlichen Ordnung abhängigen 
Geſchaͤfte mifhen. (Art. 189 der fränfifchen Eonftitution.) 

9. Es ift eine wefentlihe Prlicht der Verwalter, die unmittelbaren Steuern 
ya vertheilen und die Aufficht über die Staatsgelder zu führen, die in ihrem 
Gebiete von den Öffentlihen Einkünften eingehen. (Ausz. a. d. Art. 190d. E.) 

10. Das MWolljiehungsdirectorium ernennt bei jeder BDepartementals 
and Municipafverwaltung einen Commiffär, den es nach Gutbefinden abruft. 

Diefer Commiſſär wacht und’ dringt auf den Vollzug der Geſehe. Art. 
191 d. €.) 

11. Die Municipalverwaltungen find den Departementalverwaltungen, 
und diefe den Miniſtern Ceinftweilen dem Regierungscommiffär) un: 
teraeordnet. 

Dem zu Folge Fönnen die Minifter,, jeder in feinem Sache, die Verhand— 
lungen der Departementalverwaltungen, und diefe die Derhandlungen der Muni— 
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eipalverwaltungen als nichtig erklären, im Falle dieſelben den Geſehen, oder 
den Befehlen der höhern Gewalten zuwiderlaufen. (Art. 195 d. C.) 

12. Die Miniſter können auch die Departementsverwalter, welche den 
Geſetzen oder Befehlen der höhern Gewalten entgegen gehandelt haben, außer 
Amt ſetzen; und die Departementsverwaltungen haben das nämliche Recht über 
die Blieder der Municipalverwaltungen. Art. 194 d. €.) 

13. Keine Abfegung oder Annullirung wird entfcheidend ohne die fürn: 
liche Beſtätigung des Vollziehungsdirectoriums. Art. 195 d. C.) 

14. Jeder Befchluß, wodurch Verhandlungen nichtig erklärt, oder Der: 
mwalter ihres Amtes einftweilen oder ganz entfebt werden, muß die Gründe 
enthalten, worauf er fich ſtützt. (Art. 197.) 

15. Sowohl die Departements: als Cantonsverwalter Fünnen nur über 
Geſchäfte, die ihnen nach dem Gefeh zukommen, mit einander correfpondiren, 
nicht aber über allgemeine, die ganze Republik (die eroberten Länder) betref: 
fende, Angelegenheiten. (Art. 199.) 

16. Jede Verwaltung ift jährlich Mechenfchaft über ihre Gefchäftsfüh: 
rung fchuldig. 

Die von den Departementalverwaltungen abgelegten Rechnungen a. 
gedrudt. Art. 200.) 

17. Alle Verhandlungen der Verwaltungscorps werden dadurch ofentüec 
bekannt gemacht, daß ſie in dem Regiſter, in welche ſie eingetragen ſind, und 
das allen Verwalteten offen ſteht, aufbewahrt werden. 

Dieſes Regiſter wird alle ſechs Monate geſchloſſen, und von dem Tage 
des Schluſſes an, im Archiv niedergelegt. (Auszug aus Art. 201.) 

18. Es ſteht allen Bürgern frei, mit Geſuchen bei den öffentlichen Gewal— 
ten einzukommen; dieſelben müſſen aber von einzelnen Perſonen unterſchrieben 
ſeyn. Keine Geſellſchaft kann ſolche in gemeinſchaftlichem Namen überreichen, 
als nur die niedergeſetzten Gewalten, und zwar blos. für Amtsgegenſtände. 

Die Petitionäre dürfen niemals die den Gewalten fchuldige Ehrfurdt 
vergeffen. (Art. 364.) 

19. Es dürfen fich niemals mehrere angeordnete Gewalten vereinigen, um 
mit einander zu berathfchlagen; Fein, von einer folchen Vereinigung herrühren- 
der Act, darf in Vollzug gefebt werden. (Art. 367.) 

20. Die Öffentlichen Beamten erfcheinen bei Ausübung ihrer Verrichtungen 
in der Tracht (Eoftüme) oder dem Zeichen des Amtes, das fie bekleiden. * 
Geſetz beſtimmt die Form deſſelben. (Auszug aus Art. 569) 

21. Die Munizipalagenten der Gemeinden von weniger als eünftanfenb 
Einwohnern, verfehen außer den Verhandlungen, an denen fie in der Muni: 
zipalität des Kantons Theil nehmen, die Molizeigefchäfte in ihren refpectiven 
Gemeinden. 

Sie haben in denfelben die Uebertretungen der Polizeigefete in Verbal— 
prozeffe niederzufchreiben, und die von der Munizipalverwaltung gefaßten Bes 
fchlüffe zu vollziehen. (Art. 1 des Gefeges vom 21. Sructidor III. Sjahres, über 
die Verrichtungen ber Werwaltungs und Munizipalcorps, In Vollziehung des 
Titel 7 der Conſtitutionsaete.) 
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2. Im Balle einer Kranfheit, Abweſenheit oder jedes andern Hinder— 
riſes des Munizipalagenten, tritt Fein Adjunct Towohl bei der Munizipalität 
des Kantons, als auch in dem Wohnorte deffelben einftweilen für ihn ein. 
(Art, 2 dafelbft.) 


5. Der Adjunct Fann ſelbſt, auf Einladen des Munizipalagenten, mit 
im zu allen Polizeiacten, diedie Gemeinde befonders angehen, beitreten. (Art. 
qaſelbſt.) 

*. Keine Berathſchlagung darf anders, als nach der Stimmenmehrheit 
ver amwefenden Glieder vorgenommen, und nicht eher geltend werden, als 
hs einer über die Hälfte der, Verwaltungsmitglieder diefer Berathung beige: 
treten iſ. (Urt. 16 des Geſetzes vom 21. Fruct. III, über die Amtsverrich⸗ 
tungen der Verwaltungs: und Munizipalcorps.) 


4 Die für die Munizipalgewalt geeigneten Gefchäfte, unter der Auf: 
it und Infpection der DWermwaltungsverfammlungen, find: Die Verwaltung 
br gemeinen Güter und Eimfünfte der Städte, Flecken, Kirchfpiele und Ge: 
neinheiten ; 

Die Regulirung und Bezahlung derjenigen örtlichen Ausgaben, welche von 
den gemeinen Geldern beftritten werden müffen ; 

Die Leitung und Ausführung derjenigen Öffentlichen Arbeiten, welche der 
Gemeinheit zur Laft fallen ; 

Die Verwaltung der! ven Gemeinden zugehörigen Inſtitute, welche von 
ihren Geldern unterhalten werden, oder die befonders zum Gebrauche ihrer 
Bürger beftimmt find; 

Die Sorgetragung, daß die Einwohner die Vortheile einer guten Polizei 
aießen, befonders daß die Sicherheit, Reinlichkeit, Ruhe und der gefunde 
Suftand der Strafien und Öffentlichen Orte und Gebäude erhalten werde. (Art. 
NH Gefehes vom 18. Dez. 1789, auf ein Decret der Nationalverfammlung, 
de Einrichtung der Munizipalitäten betreffend. 


8. Die für die allgemeine Verwaltung geeigneten Gefchäfte, welche den 
Nuricipalcorps übertragen werden Fönnen, um von ihnen unter der Gewalt 
vr Berwaltungsverfammlungen verfehen zu werden, find: 

Die Vertheilung der unmittelbaren Steuern auf die Bürger‘, welche die 
Smeinde ausmachen ; Ä 

Die Ablieferung diefer Steuern in die Departementscaffe ; 

Die unmittelbare Leitung der öffentlichen Arbeiten, in dem Bezirk ber 
Amicipafität ; 

Die unmittelbare Verwaltung der öffentlichen, zum allgemeinen Nuben 
kfimmten Inſtitute; 

Die erforderliche Aufficht und Agentfchaft zur Erhaltung des Öffentlichen 
Ügenthums. (Auszug aus dem Art. 51 daf elbft.) 

%. In allen Gemeinheiten ohne Unterfchied Fönnen die Bürger unent: 
vlttih, und fo oft fie es verlangen, in der GSchreiberei der Munizipalität die 
Schnungen, Belege und Berathſchlagungen des Munizipalkorps einfehen, ohne 
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bedoch der Verwahrung der Papiere nachtheilig zu werben. (Ausz. a. d. Art. 
59 dafelbft.) 

47. Glaubt ein Bürger durch einen Act der Munizipalgewalt perföntich 
verlegt worden zu fenn, fo Fann er feine Klagpuncte der Departementsverwal« 
tung vorlegen, welche ihm dann wird Gerechtigkeit widerfahren laſſen. (Ausz. 
a. d. Art. 60 dafelbft.) 

48. Jeder Bürger Fann gegen die Munizipalbeamten Anklagen wegen 
DVergehungen, deren fie fich bei ihrer Verwaltung Lönnen fchuldig gemacht 
haben, unterzeichnen und übergeben; ehe aber folhe Anklage vor die Gerichts: 
höfe gebracht wird, muß er fie der Departementsverwaltung vorlegen , welche 
die Anklage nach Geftalt der Sache an die Richter verweift, die darüber zu 
fprechen haben. (Ausz. aus dem Art. 61 dafelbft.) 

49. Die Departementsverwaltungen find beauftragt: 

1) Alle, dem Departement angefeste, unmittelbare Steuern zu vertheilen. 

Die Departementsverwaltungen müſſen diefe Vertheilung auf die 
Kantone ihres Bezirks, und die Munizipalverwaltungen auf die refpec 
tiven Gemeinden vornehmen ; 

2) Zu verordnnen, daß nach den Formen, welche follen eingeführt werden, 
die Anfasvertheilung und Rollen der Steuerbaren jeder Munizipalität 
verfertiget werden ; 

3) Alles, was fowohl in der Erhebung und Ablieferung ded Ertrags diefer 
Steuern einfchlägt, als auch den Dienft und die Gefchäfte der damit 
beauftragten Agenten zu ordnen, und die Aufficht darüber zu führen ; 

4) Die Zahlungen für diejenigen Ausgaben zu reguliren, und ihre Leiftung 
zu verordnen, welche in jedem Departement auf den Ertrag der näm— 
lichen Steuern angewiefen werden. (Auszug aus dem Art. 1 des 3. Ab: 
fchnitts des Geſetzes vom Monate Jänner 1790, auf ein Decret der 
Nationalverfammlung vom 22. vorhergegangenen Dezembers, die Ein: 
richtung der Primär: und Verwaltungsverfammlungen betreffend.) 

50. Die Departementsverwaltungen haben ferner alle übrigen Theile die: 
fer Verwaltung über fich, insbefondere jene, welche Bezug haben: 1) auf die 
Unterftügung der Armen und die Polizei der Bettler und Landſtreicher; 2) 
die Auffiht und Werbefferuug der Verwaltung und innern DBerfaffung der 
Krankenhäufer, Armeninftitute und Arbeitshäufer, Gefängniffe, und Arreft: und 
Zudhthäufer; 3) die Aufficht über die Öffentliche Erziehung und den politifchen 
und moralifchen Unterricht; 4) die Handhabung und Verwendung der in jedem 
Departement zur Aufmunterung des Handels, des Gewerbfleißes, und zur jeder 
andern wohlthätigen Öffentlichen Einrichtung beftimmten Gelder; 5) die Erhal: 
tung des Öffentlichen Eigenthums; 6) jene der Wälder, Bäche, Wege und ande: 
rer gemeinen Gegenftände; 7) die Leitung und DVerfertigung der Arbeiten für 
den Bau der Wege, Kanäle und anderer öffentlichen Werke, die in dem De: 
partement angeordnet find; 8) die Anflalten zur Erhaltung der Gefundheit, 
zur Öffentlichen Sicherheit und Ruhe. Auszug a. d. Art. 2 dafelbft.) 

51. Die Departements: und Gantonsverwaltungen können Feine Steuer 
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anfepen, aus mwelhem Grunde und unter welcher Benennung ed and immer 
ſeyn mag, weder bei der Vertheilung derfelben über die beftimmte Summe und 
Zeit etwas verändern. Sie können ferner Fein Anlehn machen, ohne dazu 
berechtigt zu ſeyn; jedoch fteht es ihnen frei, folhe Vorkehrungen zu treffen, 
durch welche fie fi die Gelder verfchaffen, die zur Bezahlung der Schulden 
und örtlihen Ausgaben, und zur Beſtreitung unvorgefehener und dringender 
Bedürfniffe erfordert werden. (Auszug a. d. Art. 6 dafelbft.) 


Sie dürfen durd Peinen Akt richterliher Gewalt im Laufe ihrer Verwal⸗ 
tungsgefchäfte geftört werden. (Art. 7 dafelbft.) 


54. Alle Berathichlagungen der Mumizipal: und andern Dermwaltungsvers 
fammlungen werden während der Verſammlung abgefaßt und unterfchrieben, und 
müfen die Namen der Berathichlagenden enthalten. (Auszug aus dem Geſetze 
vom 26. Bebruar 1790 auf ein Decret vom 11. Sebruar, über die Berath— 
fchlagungen der repräfentativen Munizipal: und DBerwaltungsverfammlungen.) 


55. Die Berwaltungsverfammlungen haben aufmerkfam zu betrachten, was 
fie nad) der Ordnung der Conftitution (politifhen Ordnung) find, damit fie 
nie die Gränzen ihres Amtes überfchreiten, und daffelbe durchaus mit Sorg— 
falt verfehen. (Auszug ans dem 1. $. des 1. Capitels der Proclamation vom 
20. Auguft 1790, auf eine Inſtruction der Nationalverfammlung, die Amtsvers 
richtungen der Verwaltungsverſammlungen betreffend.) . 


56. Sie haben vor allem zu bemerken, daß ihnen nur die Vermaltung ob: 
liegt: daß ihnen Feine geſetzgebende oder richterliche Handlung zufteht, und daß 
jeder Eingriff von ihnen in eine oder die andere dieſer Verrichtungen die Ders 
wirrung der Gewalten zur Zolge haben würde. (Dafelbft.) 

57. Die Departementsverwaltungen Fönnnen Feine Defrete, Ordonnanzen 
oder Verordnungen machen; fle Fönnen nicht anders zu Werfe gehen, als ver: 
mittelſt bloßer Berathichlagungen über die allgemeinen Materien, oder nach 
Beichlüfen über befondere Gegenftände, oder durch Eorrefpondenz mit den 
Mnnicipalitäten. (Dafelbft.) 

58. Die Gefchäfte der Municipalverwaltungen beftehen darin: alfe Mache 
richten einzuziehen, und alle Anfragen zu thun, welche den Kanton intereffiren 
können; unter der Leitung und Gewalt der Departementalverwaltung die Bes 
ſchlüſſe derfelben zu vollziehen; alle Unterfuchungen vorzunehmen, und alle 
Berichte zu erflatten, welche von ihnen über Gegenftände verlangt MEINEN) die 
ihren Kanton betreffen. (Daſebſt.) 

59. Die Departementsverwaltungen müffen über alle ihre Verhandlungen 
Verbalprozeſſe aufiegen, und fie nad Ordnung des Datums, und ohne eine 
Lücke zu laffen, in ein Regifter eintragen, welches von dem Präfidenten nus 
merirt und mit feinem Handzuge bezeichnet ift. 

Die Berathfchlagungen der Verwaltungen werden blos von dem Präfidens 
ten und Secretär unterfchrieben, auch wird darin der Glieder, welche zugegen 
waren, erwähnt. (Dafelbit). 

60, Die Archive der Verwaltungen müffen an "einem fichern Orte und 
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mit Ordnung eingerichtet werden über die darin niedergeleaten Aeten wird 
ein Regifter geführt. (Daſelbſt.) 

Art. 61. Wenn die Verwaltungsförper bei den öffentlichen Feierlichkeiten 
fich zufammen und mit den Dunizipalitäten einfinden, gehört der Departemen: 
talverwaltung den Vorzug über die Munizipalität. CDafelbft.) 

62. Die erfte Sorge der Verwaltungskorps eines jeden Departements 
muß ſeyn, fowohl unter fih, als unter den Munizipalitäten ihres Gebiets 
. bie Eorrefpondenz zu errichten; die gefchwindeften und fparfamften Mittel müf: 
fen vorgezogen werden. (Ausz. a. d. $. 2 dafelbft.) 

65. Die Briefe, welche die Verwaltungen fchreiben werden, müffen folgen: 
dermaßen fehließen: 

Die Verwalter des Departements von... 

Hierauf unterfchreiben fich alle gegenwärtigen Glieder. 

Die Kaufzufchläge, die Zahlungsbefehle, und überhaupt alle von den Der: 
waltungen herrührender Acten werden in der nämlichen. Form. unterfchrieben, 
es wird nämlich unten angefept, durch dDie Verwalter des Departe— 
ments von.... 

Daranf unterfchreiben fich alfe anwefenden Glieder. 

Die Munizipalcorps bedienen fich in ihren Briefen und übrigen Acten vor 
ihrer Unterfchrift folgender Sormels Die Munizipalmermwalter des 
Eantons von... (Dafelbfl.) 

64. Die Briefe und Petitionen, welche von den Munizipalitäten an die 
Departementsverwaltungen gerichtet werden, müſſen in einem befcheidenen Zone 
und mit der Ehrerbietung abgefaßt feyn, welche man dem höhern politifchen 
Range fehuldig ift, den jedes diefer Eorps in demjenigen anerkennen müſſen, der 
nach der Ordnung der Gemwalten ihnen vorgeht. (Dafelbft.) 

65. Die Eorrefpondenz der höhern Verwaltungen muß, ohne fich etwas 
von dem Charakter zu vergeben, der ihnen nach ihrer Gewalt zufteht, den Aus: 
druck derfelben mäßigen, dadurch, daß fie diejenige Achtung an den Tag legt, 
welche der aufgeftellten Gewalt die Gemüther gewinnt, und es ihr leicht 
macht, dad gemeine Gute zu fliften, auf welches beftändig ihr Augenmerk ges 
richtet feyn muß. Der einzige Fall, wo von ven höhern Derwaltungen der 
gebietende Ton dürfte angenommen werden, wäre der, wenn es nöthig wäre, 
die untergebenen DBermwaltungen wegen Mangels von Subordination an die 
Abhängigkeit zu erinnern, in welche fie gefest find. CDafelbft.) 

66. Die Verwaltungscorps müfen die Munizipalbeamten im Laufe ihrer 
Geſchäfte fchüsen und den Mißbräuchen wehren, welche diefe Beamten von 
ihrer Gewalt zu machen bewogen werden Eönnten. (Ausz. a. d. $. 8 daſelbſt.) 

67. Die Verwaltungen müffen vor alfen Dingen wachen, daß die Muni, 
zipaldeamten fich Feine andere Verrichtungen aumaßen, als folhe, die für die 
Munizipalgewalt geeignet, oder in die allgemeine Verwaltung einſchlägig, und 
ihnen beſonders übertragen ſind. (Daſelbſt.) 

68. Wenn die Munizipalcorps in die geſetzgebende Gewalt Eingriffe, und 
Deerete und Verordnungen machten, wenn fie ſich in Civilfachen oder in pein⸗ 
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lichen Bällen das Richteramt anmaßten; wenn fle ihr Derwaltungsamt ausdehn: 
ten, entweder durch Weberfihreitung der ihnen vorgezeichneten Grenzen , oder 
durch Verſuche, fih der Auffiht und Gewalt der Verwaltungscorps zu ent 
ziehen; fo müffen diefe beforgt feyn , ihnen zu feuern, die ungefeblichen Acte 
derfelben zu annulliven, und gebieten, daß fie nicht in Vollzug gefeht werden. 
(Dafelbft.) 

69. Die Verwaltungscorps haben bie Pflicht auf fih, den Vollzug der 
von der Municipalgewalt rechtmäßig”ergangenen Acte zu unterftüsen, und bie 
Unehrerbietigkeit und den Mangel an Ehrfurcht gegen diefelbe zu beftrafen, 
(Dafelbft.? " 

70. Sollte fih irgend ein MWiderftand gegen den Vollzug der von einer 
Nunicipalität genommenen Berathfchlagungen oder ertheilten Befehle ergeben, 
fo würden die Verwaltungen gehalten feyn, die ganze Stärfe der höhern Ges: 
walt, womit fie bekleidet find, und felbit im Falle der Noth die Hülfe der 
bewaffneten Macht anzuwenden, um diefen Widerftand zu heben. CDafelbft.) 

71. Die Verwaltungen werden bei Ausübung ihres Amtes in Betracht 
nehmen, daß wenn auf der einen Geite die Municipalverwaltung eine ganz 
brüderlihe Einrichtung ift, wenn fie belehrt werden muß, fobald fie fich will: 
führlihen Handlungen nähert‘, und zurüdgehalten, fobald fie unterdrüdend 
wird; auf der andern Seite der Mangel an Subordination gegen die Muni— 
apalbeamten und die Verachtung der ihnen übertragenen Gewalt, fehr fchwere 
Vergehungen find, die, wenn fie nicht ſtrenge beftraft würden, die nachtheiligs 
ften Folgen nach fich ziehen könnten. (Daſelbſt.) 

72. Indeſſen werden fie nicht außer Acht laffen, wenn die Handhabung 
der Öffentlichen Ordnung ihnen die traurige Nothwendigkeit auflegen wird, ſich 
gegen Municipalbeamte zu erheben, daß in einem fo verdrüßlichen Falle die 
Strenge erft dann angewandt werden muß, wenn alle Schonungsmittel erfchöpft 
find; und fo fehr die Klugheit den Gebrauch derfelben mäßigen muß, eben fo 
fehr müffen Würde und Achtung das Bittere derfelben mildern. (Daferbft.) 

73. Sie werden auch bedenken, daß wenn in flürmifchen Zeiten das Volk 
fih der Zügelloſigkeit überläßt, und einen Augenblid die, den Gewaltinhabern 
(huldige Ehrfurcht vergißt, dieſes Unweſen meiftens von den Feinden des öf— 
fentlihen Wohls angezettelt oder unterhalten wird; daf es diefe Dienfchen find, 
neihe die Unwiſſenheit des Volkes mißbrauchen, es mit Täufchungen erfüllen 
und durch falfche Begriffe von Freiheit irre führen; daß fie allein die wahre 
haft Schuldigen find, die hauptfächlich entdedt und den Gerichten angezeigt 
werden müſſen, um durch eine eremplarifche Beſtrafung die völlige Wieder: 
ehr zur Öffentlichen Ruhe zu bewirken. (Daſelbſt.) 

74. Die Gentralverwaltungen müſſen endlich ein wachfames Auge auf die 
Nunicipalitäten haben, damit diefelben mit Sorgfalt und klugem Benehmen 
die ihnen obliegende wichtige Pflicht erfüllen, den aufrührifchen Infammenrot: 
tungen zu ftenern. CDafelbit.) 

79. In Betreff der Befoldungen für die Perfonen, welche auf den Öffent« 
lichen Plägen und Märkten angeftellt find, und dad Gewicht und die Mans 
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fung der Waaren und Lebensmittel zu beforgen haben, fo ſollen die Municipa— 
litäten die Befoldungen durch eine Tare beftimmen, welcher nur diejenigen unter: 
worfen find, die fich diefer Perfonen bedienen wollen‘, und die nicht eher erho: 
ben werden foll, bis die Eentralverwaltung fie ie wird betätigt haben. (Auszug 
aus dem Gapitel 3 dafelbft.) 

81. Die häufigen Gefchäfte, denen die ne ihre er: 
ften Arbeiten widmen müffen, erlauben ihnen nicht leicht, allen Gegenſtänden 
des Ackerbaues und Handels fogleich den Fleiß und die Sorgfalt zu fchenken, 
die ihrer großen Wichtigkeit angemeffen ift. Nichts defto weniger find fie 
fchuldig, nichts zn verſäumen, was dringend feyn kann, und fich bei guter Zeit 
die Auffchlüffe und Kenntniffe zu verfchaffen, nach welchen vortheifhafte Beſ— 
ferungen vorgefchlagen und gemacht werden können. Es gibt fein Departement 
das nicht auf diefe Art dem Urbeitseifer feiner Verwalter einimweites Feld dar: 
böte; es gibt derem fogar mehrere, die eine gänzliche Umfchaffung von einer 
wachſamen und väterlichen Verwaltung erwarten, 

82. Die Nationalverfammlung hat die Austrodnungen als eine 
der dringendften und wefentlichiten Arbeiten angefehen. Durch fie werden dem 
Anbaue Feldftüce wieder gegeben, die aufallen Seiten die Induſtrie der Eigen: 
thümer und das Intereſſe der Negierung auf fich ziehen. Durch fie wird eine 
der Urfachen zerflört, welche für die Gefundheit der Menfchen und für das 
Fortkommen der Pflanzen fehr nachtheifig. war. Durch fie werden Tauſende 
von Händen, die Arbeitstos find, und aus Noth und durch Intrigue ſich gegen 
die Gefeltfchaft brauchen laſſen, auf eine uützliche Art befchäftigt. Auszug aus 
dem Gapitel 6 dafelbft.) 

85. Sie müffen aud die Mittel auffuchen und angeben, den Wäſſern freien 
Lauf zu verfchaffen, zu verhindern, daß die Wiefen nicht durch die zu große 
Erhöhung der Schleufen, Mühlen und durch andere Werke der Kunſt, die 
man am Waſſer anlegt, überſchwemmt werden, endlich alles Gewäſſer auf 
ihrem Gebiet zu einem allgemein nützlichen Zweck nach den Grundfägen der 
Bewäſſerung zu leiten. 

Ohne Ausgänge für den Transport der Producte befteht Fein Handel; 
eins der erften Bedürfnife des Handels, ein der hauptfächlichften Gegenftände 
für die Wachfamkfeit der Derwaltungen ift demnach der Bau und die Unter: 
haltung der Wege und fchiffbaren Kanäle. CDafelbft.) 

84. Sie follen nach den neuen Verhältniffen, welche die gegenwärtige Ein: 
theilung erzeugen kann, Vorſchläge thun, in den Orten, wo fie es für ſchicklich 
halten, neue Meffen nud Märkte einzuführen, oder die vorher beftandenen 
aufzuheben. CDafelbft.) 

85. Sie follen die Art von Gewerbfleiß angeben, welcher dem Land ange: 
meffen ift, den Grad von Bollfommenheit, auf den feine Fabriken und. Spin: 
nereien gebracht, und deffen fie empfänglich find. Sie follen die Mannfacturen 
und Arbeitshäufer aus allen Kräften ſchützen, und über diefelben wachen, jedoch 
ohne Unterfuchungen anzuftellen. Die Freiheit erzeugt die Induftrie, fie will 
anfgemumtert feyn; wird fie aber beunruhigt, fo verſchwindet fie, (Daſelbſt.) 
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3, Die Verwaltungen follen ſerner genane Nachrichten über die Minen, 
Yammerwerfe und Werfertigung der: Feuerſchlünde einziehen; fie follen ſich 
Mühe geben, zu erfahren, ob dieſe verfchiedenen Anftalten dur ihre Lage, 
Arbeit oder ihren Abfab dem Handel überhaupt mehr Nusen bringen, als fie 
dur ihren ſtarken Holzverbraud dem Canton, oder durch die Werfchlim me: 
rung des für fie beftimmten Erdreichs dem Ackerbau Schaden verurfachen. 
Deſelbſt.) 

87. Sie ſollen ein wachſames Auge haben auf die Feldpolizei, auf die 
Nachleſe (glanage) ald das Erbtheil der Armen, auf das Gepräge von Recht, 
o,er Unrecht, das die mancherlei Derträge bdarbieten mögen, die unter dem 
Pichter und dem Eigenthümer herkömmlich find, über die mit der Freiheit 
vereinbarlihen Maßregeln, durch welche die Fleinen Pachtgüter vervielfältigt, un 
de Dertheilung der großen Befisungen erleichtert werden, fiber die Handhas 
bung der Verhältnijje von Subordination und wohlthätiger Gefinnung , welche 
ein beftändiges Band zwifchen dem Herrn und feinem Arbeiter knüpfen müffen. 
Daſelbſt.) 


88. Sie werden endlich dem Regierungscommiſſär alle Aufſchlüſſe 
mittheilen, aus welchen derfelbe die Kultur und den Handel in ihrem Gebiete, 
die Hinderniffe, welche den Fortſchritten deffelben im Wege flehen, und die 
Nittel zur Verbeſſerung beurtheilen kann. (Daſelbſt.) 

89. Der Dürfrige muß unterflägt werden, nicht nur in der fchwachen 
Kindveit, in dem gebrechlichen Alter, fondern auch in der Lebenszeit, wo er 
jwar feine volle Stärke befigt, der Mangel an Arbeit aber ihn der Nochdurft 
Dos gibt. Auch der Angeklagte, deiien DBerhaftung die Öffentliche Ordnung 
erheiiht, darf Feine andere Strafe leiden, ald den Mangel. feiner Freiheit; 
es muß demnach fowohl für den gefunden Zuſtand, als für die Sicherheit der 
Gefängniffe geforgt werden. (Ausz. a. d. Eap. 7 daſelbſt.) 


90. 3 gibt noch mehrere andere Puncte, von denen der Regierung mach 
und nach Kenn tniß verschafft werden muß, und die es nüslich iſt, diefen Ver: 
mwaltungen mitzutheilen, damit fie gleich jest die Belehrungen darüber vorbes 
reiten, und Ddiefelben {ver Regierung zufertigen Eönnen, fobald fle fle erhalten 
haben. (Dafelbft.) 


9. Die Departemente müſſen demzufolge eine Tabelle entwerfen fiber 
die in ihrem Gebiete gelegenen Spitäler und Armenhäufer, "über die Beſtim— 
mung derfelben, über die Anzahl der Unglüclichen, welche in denfelben ver: 
plegt werden, diber die Verwalter und Dienſtlente derfelben,, und über die 
Naffe und Beſchaffenheit ihrer Einkünfte, fo wie auch ihrer Dermaltung. 
(Dafebft.) 


2. Die Verwaltungen haben das Nämliche in Betreff aller Gelder zu 
!hun, die in jedem Departement zur Allmofenpflege, Austheilung und Unterftü- 
sung jeder Art, fie fey geftiftet oder nicht, beitimmt find. Sie haben die 
verfciedenen Arten diefer Etiftungen anzugeben, ob fie mit befondern Klauſeln 


verfehen find, und welche Laiten auf ihnen haften. Sie haben der Regierung zu 
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berichten, ob in ihren Bezirken Gitter Tiegen, "welche Stechhänfern, Spitalorden 
and Pilgrimenzugehören, und welches ihre Befchäffenheit und Werth iſt. Dar.) 


95. Sie haben ferner über den Zuftand der Bettelhäufer und Gefängniffe, 
ihrer Größe, Dauerhaftigkeit, und die Mittel, wodurch fie gefund und beauem 
gemacht werden können, zu berichten, und forgfältig alle Kenntniffe zu fammeln, 
die auf Verbefferungen abzielen, welche in der Einrichtung des Bettelweſens, 
der Spitäler und Gefängniffe mit Nuten vorgenommen werden können. (Daf.) 

94. Die Steuerbaren, welche in Betreff der unmittelbaren Steuern über 
den Anſatz ihres Antheild Befchwerde führen, müfen ſich zuerſt an die Eentral: 
Verwaltung wenden, welche auf das Gutachten der Mumnizipalität, die den Aus— 
theiler gemacht hat, fpricht. Das Departement gibt die endliche Entfcheidung 
anf eine bloße Vorſtellung und ohne vorläufige Verhandlung. Alle Gutachten 
und Entfcheidungen diefer Art müffen die Gründe enthalten, auf welche fie fi 
fügen. (Auszug aus dem Artikel 1 des Zit. 14 des Decrets vom 6. uud 7. 
September 1790, das in der Wroclamation vom 11. nämlichen Monats enthalten 
ift, und eine Fortſetzung des Decrets über die Gerichtsorganifation ausmacht.) 

95. Die Unternehmer der Öffentlichen Arbeiten find gehalten, im galle 
über den Sinn oder den Vollzug der Bedingniffe ihrer Verträge Schwierige 
Feiten entftünden, fich bei der Munizipalverwaltung auf dem Wege der Güte 
abzufindenz; kann die Sache nicht in der Güte abgemacht werden, fo muß fie 
vor das Departement gebracht, und von demfelben entjihieden werden, und 
zwar in letter Inſtanz und nach Anſicht des Gutachtens der Munizipalität, 
das die Gründegenthält, woranf es ſich ftübt. (Auszug aus dem Art. 5 daf.) 

%. Die Gefuhe und Streitigkeiten über die Regulirung des Schaden: 
erfages, welcher einzelnen Bürgern für die Feldſtücke gehört, die zum Ban der 
Wege, Kanäle oder andern öffentlichen Werke genommen, nnd umgearbeitet 
worden, miüffen"ebenfall® auf dem Wege der Güte vor die Munizipalverwal: 
tung, und Eönnen nachher auch vor das Departement gebracht werden ‚ welches 
die endliche und legte Entfcheidung gibt, gemäß der Abſchätzung, welche die Frie— 
densrichter und ihre Beifiker darüber werden gemacht haben. «Auszug aus 
dem Artikel 4 dafelbft.) 

97. Die Berwaltung in Betreff des Straßenwefens, die den Verwaltungs: 
corps beigelegt ift, begreift in dem*ganzen Umfange des fränfifchen Gebietes 
(und eroberten Landes) das Abſtecken der Straßen in den Städten, Bleden 
und Dörfern, welche zu Landftraßen dienen. (Auszug aus dem Artikel 1 des 
Geſetzes vom 14. October 1790, welches verfchiedene Punkte der Eompetenz 
der Berwaltungscorps regulirt.) 

98. Es foll bei allen Munizipalitäten! und Departementen ein Regiſter 
geführt werden, in das der kurze Inhalt der Vorſtellungen und Geſuche 
ſo wie auch die ganzen Gutachten, Entſcheidungen und Befehle, welche darauf 
ergangen, eingetragen werden. 

99. Die Gutachten der Munizipalitäten müſſen den Petitionen unten an— 
geſetzt werden, demnächſt folgen die Entſcheidungen und Ordonnanzen der 
“ Departemente; das Ganze wird ſdann den betheiligten Parteien im Original 
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eber zegeben, nachdem es in dad Regiſter des Secretariats eingetragen 
worden. (Auszug aus dem Gefebe vom 25. December 179%, das die Form 
beitimmt , in welcher die Diftricte und Departemente ihr Gutachten auf die 
ihnen vorgelegten Petitionen zu geben haben.) 


100. Die Verhandlungen ber Cantons- oderDepartementsvermwaltungen dür⸗ 
ten weder Decrete, noch DOrbonnanzen, noch Verordnungen oder 
Proclamationen benannt werden, Sie heißen Befchlüffe Auszug 
aus dem Art. 1 des Geſehes vom 27. März 1791, enthaltend Berfügungen 
über die Organifation der Verwaltungscorps.) 

101. Die Urfchrift eines jeden Befchluffes muß bie’ Anzahl der Beratb⸗ 
fhlagenden enthalten. Diejenigen, welche nicht der Meinung waren, denfelben zu 
faffen, brauchen ihm nicht zu unterfchreiben. (Ausz. aus dem Artifel 2 dajelbit.) 

102. Die Klagfachen, welche Nationalgüter oder öffentliches Eigenthum 
betreffen, Pönnen von einer Munizipalität nur mit Bevollmächtigung des Depar: 
tements angeftellt und betrieben werden. (Ausz. a. d. Art. 13 dafelbit.) 

Diefe Klagen müffen im Namen des Commiſſärs der volfzicehenden Ge: 
walt bei dem Departement angeftellt und ıbetrieben- werden. (Auszug aus dem 
Artifel 14 dafelbft.) 

105. Wenn die Departemente nach zwei auf einander folgenden und durch 
die Eorrefpondenz beftätigten Erinnerungen von den Munizipalitäten die 
zur Verwaltung erforderlichen Aufſchlüſſe und Nachrichten nicht erhalten kön— 
nen, fo find fie bevolfmächtigt, zwei Commiffarien zu ernennen, die fi auf 
Koften des Munizipalbeamten an Ort und Stelle verfügen, um diefe Aufſchlüſſe 
und Erkundigungen einzuziehen. (Ausz. a. d. Art. 22 dafelbft.) 

104. Außer der gewöhnlichen Eorrefpondenz, welche die Departemente mit 
dem Minifter des Innern (dem Regierungscommiffär) zu unterhalten 
verbunden find, haben fie ihm alle Monate eine Tabelle mit Erläuterungen über 
das Geſchäft des Departements und den Fortgang des Vollzugs der verfchiedenen 
Theile, die ihrer Sorgfalt anvertraut find, einzuſchicken. (Auszug aus dem Ar: 
titel 23 dafel bſt.) 

105. Die Eentral-"und :Munizipalverwaltungen haben den Auftrag, jede 
in ihrem Gebiet uud nah der Ordnung ihrer Einſetzung, auf die Erhaltung 
der Wälder zu wachen, und zu dem Ende mit bewaffneter Macht Beiftand zu 
leiften, wenn fie von den Beamten der Forſtconſervation dazu aufgefor dert wer: 
den. (Auszug aussdem Artikel 1, 8. Titel des Gefeges vom 29. September 
1791, über die Sorftverwaltung.) 

106. Die Munizipalbeamten follen, auf die an fie ergangene Aufforderung, 
den Nachſuchungen beimohnen, welche über Srevelholz in den MWerkftätten, Häu— 
fern und umliegenden Bezirken, wohin das gedachte Holz könnte gebracht wor: 
den ſeyn, angeftelft werden. (Ausz. a. d. Art. 2 dafelbft.) 

107, Die Verwaltungscorps Pönnen,, fo oft fie für gut finden, die Nas 
tional: und andern unter der Korftverwaltung ftehende Wälder, welche in dem 
Umfange ihred Gebietes liegen, befuchen, um fich von der Sorgfalt und Treue 
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der Borftbeamten zu fiberzeugen; fie Eönnen Werbalproceffe auffepen, und fie 
nit ihren Berichten und Anmerkungen entweder an die Generalconfervation, 
oder an die vollziehende Gewalt (den Regierungscommiffär) ſchicken, damit die 
nöthigen Mafregeln ergriffen werden können. (Auszug aus dem Artikel 5 
dafelbft.) 

108, Die Munizipalitäten dürfen weder Befehle geben, noch Commiffarien 
ausfchiken, noch irgend eine Munizipalverrichtung ausüben, als nur in ihrem 
Gebiete. Es ift allen Verwaltungs- und Meilirärcorps, und allen Bürgern 
verboten, irgend cine Aufforderung zu ‚befolgen, die.ihnen von den Commiſſa— 
vien einer Munizipalität außer dent Umkreis ihres Gebietes gemacht werden 
Fönnte, (Art. 1 des Gefebes vom 14. December 1792, welches verordnet, daß 
‘die Munizipalitäten Peine Befehle ertheilen, Feine Commiſſarien ansfchiden und 
Feine Munizipalverrichtungen ausüben dürfen, als nur in ihrem Bezirke.) 

109. Sollten nach der Bekanntmachung des gegenwärtigen Decrets vor: 
gebliche Commiffarien dergleichen Aufforderungen machen, fo ſollen fie arretirt . 
und ihnen der Prozeß als folchen gemacht werden, die der Verlebung und 
Empörung des Geſetzes ſchuldig find. (Art. 2 daſelbſt.) | 





Desret vom 4. Juny 1806. (Nro. 16553). 

Art, 1. Der Maire allein ift von Rechtswegen — des Sr 
rathe, zählt aber nicht in der geſetzlichen Zahl. 

Art. 2. In der Abwefenheit oder Verhinderung vertritt ihn BER Ar: 
junct, der berufen ift das Amt des Maire zu verrichten. 

Art, 3 und 4 Wenn die Verwaltungsrechnung des Maire vom Gemeinde: 
rath abgehört wird, tritt er ab; ein Gemeinderath präfidirt, und ein Secretaͤr 
wird gewählt. 

Art. 5. Der Maire allein iſt mit der Verwaltung ERNEST er Fann 
die Adjuncten zu Ratheziehen, auch ihnen einen Theil der Functionen übertragen. 

Art. 6. Die Beſchlüſſe vom 9. Meſſidor VIII und 2. Vndieſe Ix ſind 
aufgehoben. 

Gemäß einer Entſcheidung des Miniſters des — vom 30. 
April 1807 kann der Bürgermeiſter die Führung des Repertoriums 
dem Gemeindeſchreiber überlaſſen, welcher daun durch für mliche 
Annahme des Beſchluſſes die Haftung übernimmt. Der Beſchluß 
muß ind Repertorium eingetragen und Abſchrift davon dem Lands 
commiffariat und dem Staatsprofurator mitgetheilt werden. 

Was die Amtsregiftratur betrifft, ‚To hat die Kreisregierung 


am 23. Dezember 1827 (Intelligenzbl. 1828 ©. 1) verfügt: 

Han hat Häufig wahrnehmen müfen, daß die Gemeinderegiftraturen fich 
in der größten Unordnung befinden, daß in den meiften Feine Spur der 
ältern Geſezesſammlungen mehr zu finden ift, — daß auch die neueren Verord⸗ 
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nungen, Amts: und Intelligenzblätter, nur ſtückweiſe vorhanden find, von den 
Arten die wenigften ordentlich verwahrt, das Vorhandene in der größten Ber: 
mirrung gelaffen, ganze Sammlungen von Erfaffen, welche an die Bürgermei: 
fer ergangen find, in den Schulen und andern dafür ganz ungeeigneten Orten 
verftreut werden, daß von Ältern Rechnungen und ihren Belegen häufig gar 
keine Spur mehr zu finden und felbit für die Aufbewahrung der Acten nicht 
einmal mit ordentlihen Schränken Vorſehung getroffen ift. 

Um diefen Gebrechen einer geordneten Gemeindeverwaltung zu feuern, 
merden alle Ortsvorftände mit Nachdrud und unter ihrer WBeramtwortlichkeit 
erinnert, mit allem Fleiße beforgt zu feyn, daß die Gemeinderegiftratur in eine 
beifere Ordnung gebracht ımd darin erhalten, die Papiere nicht diftrahirt, die 
Verordnungen und Amtsblätter nach Jahrgängen gebunden, und alle Acten, 
Rehnungen und Belege wohl verwahrt werden. 

Es liegt aber anch in den Dbliegenheiten der Föniglihen Landeommilfäre, 
daß fie fih des Vollzugs verläßigen, infonderheit bei ihren öfters im Jahr vor: 
zunehmenden Umreifen darauf eine vorzügliche Mufmerkſamkeit richten und be 
hefindender WBernachläßigung auf Koften des verantwortlichen Ortsvorftandes 
dürd einen abzuorduenden Speciakcommiffär alle Verfügungen und Weranftal: 
tungen in Vollzug feben, welche zur Ordnung und Gonfervation. der Urfunden, 
Reaifter, Catafter, Rechnungen, Pläne und Amtspapiere erforderlich find, 





Viertes Capitel. 
Gemeindehaushalt. 


Auch darin gleicht die Gemeinde dem Staat, daß ſie ihren 
geordneten Haushalt, Einnahmen und Ausgaben hat, worüber 
alljährlich ein Büdget entworfen, und Rechnung abgelegt wird. 
Bir wollen zuerſt das Vermögen, dann die Einnahmen und Aus— 
gaben, hiernächſt das Rechnungsweſen betrachtet. 


EEE 
Vermögen 
$.I. Liegende Gründe überhaupt. 

Nach den geiftigen Gütern, wovon unter Unterricht u. f. wm. ger 
handelt werden wird, ift unftreitig dad Bermögen der Gemeinde 
ber wichtigfte Gegenftand der Sorgfalt der Verwaltung, weil 
davon alled Uebrige abhängt. 

Bei allen liegenden Gründen hat der Ortsvorſtand zu machen, 
daß feine Eingriffe durch Weberpflügen, durch Servituten, u. f. w 
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gefchehen, baß die Güter”gehörig umfteint, vermeffen und befchrie, 
ben feyen, und die Urfunden darüber forgfältig erhalten werben. 

Zur Erwerbung wie zu Beräußerungen war ehedem ein ſpe— 
cielled Decret des gefeßgebenden Körpers nöthigz jegt genügt bie 
Genehmigung der Kreißregierung, welche auf ben Beſchluß bes 
Semeinderathtd und Antrag ded Landcommiffariats erfolgt. Diefe 
Beftätigung bed Acts ift aber felbit dann nöthig, wenn die Gr 
nehmigung zur Ermwerbung zum Voraus, z. B. im Bübdget, Statt 
gefunden hatıe. Decret vom 5. April 1811, welches im Art. 2 
die allgemeine Borfchrift giebt: 

Es ift verboten, Fünftig für Departemente, Bezirke oder Gemeinden Ers 
werbungen zu machen, felbft wenn der Bonds dazu im Büdget genehmigt wor: 
den wäre, und der Mer ift nichtig und das Gut kann dem erwerbenden Ber: 


walter heimgefchlagen werden, wenn nichtZein fpecielles Decret im Staatsrath 
gegeben worden. 





Bei Ermwerbungen zur Berfchönerung eines Orts oder fonftis 
gen öffentlihen Nutzens wegenfoll ein Plan über dad Gr undftüd er 
richtet werden: Art. 52 des Geſetzes vom 16. September 1807 und 
Staatdrathögutachten vom 3. September 1811. Auf Erwerbungen 
von Schuldnern durch Zmwangsverfteigerung , bezieht fi eine Re 
gierungsverfügung vom 30. Mai 1828 (Sntelligenzbl. ©. 226), 
wonach dad Landcommiffariat Gemeinden dazy vorläufig ermädı 
tigen fan. ö 


Hierzu erfchien am 26. März 18350 (Intelligenzbl. ©. 165) 
folgender Nadıtrag: 

1) Die Gemeinden und Stiftungen können die Güter, melde fie bei 
einer Zwangsveräußerung erworben haben, in dem Wege öffentlicher Der 
fleigerung wieder veräußern, ohne hiezu einer vorläufigen Autorifation zu 
bedürfen. Die Verfteigerungsprotocolte_müffen jedoch zu diesfeitiger Genehmi: 
gung vorgelegt werden. 

2) Wenn dagegen dem ntereffe der Gemeinde oder Stiftung angemef 
fen erachtet wird, ein folhes Grundflüd aus der Hand zu verkaufen, fi 
bedarf es hiezu der vorläufigen Ermächtigung.der unterzeichneten Stelle. (Eönigl 
Regierung des Rheinfreifes, Kammer des Innern). 

Die Protocolle der Gemeinderäthe oder Stiftungsvorflände, worin eit 
folher Antrag geftelt wird, müffen die Gründe entwiceln, wegen welcher dei 
Handverfauf der DVerfteigerung vorgezogen werden foll. 

3) Sede Erwerbung von Gütern bei einer Smwangsveräußerung muß iı 
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der Rechnung desfelben Jahrs in? dem Eapitel der Ermwerbung von Realitäten, 
mit Bezeichnung des Grundſtücks, der Gemeinde wo es liegt, des Namens des 
sisherigen Cigenthümers , des Tags der Verſteigerung und des Steigpreiſes 
vorgetragen werden. Wird der Steigpreis nicht in dem nämlichen Jahre be: 
zahlt, fo bleibt er, intra latus. 

Desgleichen, wenn die bei einer Zwangs verſteigerung erworbenen Güter 
wieder veräußert werben, ift der Erlös in dem Gapitel der außerordentlichen 
Einnahmen, wie bei andern Gutsveräußerungen, einzutragen , 

4) Bei der Wiederveräußerung von Stern Fönnen angjährige Zahlungs» 
termine flipulirt werden. 

Hinfihtlich des E;nregiftrements fiehe diefed Capitel. Ueber 
Echenkungen und Bermächtniffe ift der unten bei Hofpizien abs 
gedrudte Beſchluß vom 4. Pluviofe XII durch Decret vom 12 
Aug. 1807 auch auf Gemeinden, Kichenfabriten "und Unterrichts 
anſtalten ausgedehnt. 








Die Feldgüter find entweder den Hirten, Feldfhügen und Fafs 
felbetändern als Gehalt überlaffen, (worüber nad) her), oder vers 
pahtet, oder den Gemeindegliedern in Genuß verliehen. Verpach⸗ 
tungen fchließt der Bürgermeifter auf Antrag ded Gemeinderaths 
mittelft Accords oder durch Verfleigerung ab. Die Verpadtung 
geihieht gewöhnlich auf 3, 6, 9 Sabre; eine foldhe auf längeıe 
Dauer bedarf der Beftätigung der Kreisregierung, fonft nur bed 
Fandcommiffariatd. Hieher gehört die Verfügung der Kreiöres 


gierung vom 14. Februar 1826 (Intelligenzbl. ©. 221): 

Das Gefeh vom 22. Pluvios VIL beftimmt unter Artifel 1 zur Abhaltung 
von Mobilienverfteigerungen diejenigen öffentlichen Beamten, welche hiezu die 
erforderliche @igenfchaft beſihen, und die Verordnung der kaiſerl. königl. öfts 
reichiſchen uud königl. bayerifchen aemeinfchaftlihen Landesadminiftration hat 
diefe Eigenfchaft im Allgemeinen den Notarien, Gerichtsichreibern uud Gerichts: 
boten brigelegt. 

Eine minifterielle Entfchridung vom 26. Germinal VII, 17. Frim. VIM 
erffärt jedoch, daß zur «öffentlichen Veräußerung beweglicher Gegenftände, fo 
Km Staate oder den Gemeinden angehören, auch die betreffenden Verwal: 
tungsftellen und durch Delegation die Bürgermeifter und ihre Adjuncten, in 
Gemäßpeit des oballegirten Geſehes, vollfommen befugt find, und eine weitere 
Minifterialentfchliefung vom 16. April 1811 erftredt diefe Competenz der Bür: 
germeifter nnd Mdjuncten auch auf die Öffentlihen Derfteigerungen des den 
Kirchen und Hofpitälern zugehörigen Mobiliarvermögens. 

Da fih nun in Iepterer Beziehung Bweifel ergeben haben, fo fieht,fich die 


> 
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unterzeichnete Stelle (koönigl. Regierung des Rheintreifes, Kammer des Innern) _ 
veranlaßt : vorerwähnte Entfheidungen ben Fönigl. Landcommiffariaten und 
Rentämtern mit dem Beifate in Erinnerung zu bringen, daß für die Folge 
die Öffentlihen DVerfteigerungen von Mobilien,: Geräthfchaften, Dolzfchlägen, 
Früchten und Erndten, überhaupt des bemweglihen Vermögens alfer Art, fo 
dem Staate, den Gemeinden und Stiftungen angehört, dan Bürgermeiftern 
und ihren Adjuncren zw übertragen find, infofern fih das Eönigl. Landeommif: 
fariat damit nicht ſelbſt befaffen Fannz; dem Bürgermeiſter liegt es ob, über 
den Verkauf ein ordnungsmäßiges Protoeolf auf Stempelpapier zum führen, 
daffelbe in fein Amtsrepertorium aufzunehmen, und für deffen Einregiſtrirung 
in geſetzlicher Friſt beſorgt zu ſeyn. 


Bei Vermiethungen von Gebäuden find die Vorſchriften des 
bürgerlichen Geſetzbuchs nidıt außer. Acht zu laffen. Ueber Na dr 
läffe am Pacht- und Mierhzind fiehe die Inftruction vom 17. 
November 1826 (welche unten folgt) $. 112, auch $. 186, 195 x. 

. Die Vertheilung der Gcmeindegüter zum Genuß unter 
\ Gemeindegtiener ſoll nach einer Verfügung der Kreisregierung 

ı vom 1. October 1825 nicht mehr Statt finden. Der Mapftab 

ee folchen Bertheilungen war gemäß des Decretd vom 20. Suni 1806 

H welches nicht in der Rudler’fchen Sammlung) und Decrets vom 
16. Juni 1811 bie Zahl der Feuerftelen. 

Die eingeführte Vertheilung fonnte, nach Decret vom 9. Brüm. 
AU, nur durch, ein Faiferl. Decret abgeändert werben. Nach dem 
Decret vom 6. Juni 1811, und g. Brüm. XII war die gerichtliche 
Einmifchung nicht ftatthaft. 


> 


Veräußerungen 

gefchehen entweder durch wirklichen Verkauf, oder durch Bedingung 
eined Grundzinfes, oder mittelft Bertheilung unter die Gemeinde 
glieder zu Eigenthum. Die Förmlichfeiten bei eingentlichen Vers 
Außerungen fereibt die Verordnung vom 31. Dezember 1817 über 
Zilgung der Gemeindefchulden vor, weldye unten mitgetheilt wer- 
den wird. 

Hierher gehört fodann auch die Verfiigung vom 8. April 1818 
Sntelligenzbl. ©. 195), wonach zwifchen der Berfteigerung und 
Natififation bei Gemeinde- und Etiftungsgütern feine Nachgebote zus 
läffig find. Die Verfügung vom 24. April 1818 (Int.bL ©. 229): 


Es ift angezeigt worden, daß mehrere Bärgermeifter und Cinnehmer ſich 
landen, die Lieferung des Nachtwachöhls, der Baumaterialien oder anderer 


Dritter Abſchnitt. — Orts⸗ und Kreisgemeinde, 121 


Gegenſtaͤnde an ſich erſteigern, deren die Gemeinden bedürfen; oder daß Solche 
Straßen und andere Arbeiten übernehmen, welche die Gemeinden begeben. 

Ueberall mo dergleichen gefeswidrige Handlungen den königl. Landeommife 
fariaten bemerflich werden, haben bdiefelben, dort wo die Bürgermeifter und 
Einnehmer in eigenem Namen ald Uebernehmer oder Lieferanten auftreten, 
übrigens aber Feine betrügfihe Abficht fich herausſtellt, die Ausgabe ohne 
meiterd zu (reichen ; dort aber, wo diefelben unter fremden, wirklichen oder 
fupponirten Namen derlei Lieferungen übernehmen, oder fonft die Abficht uner— 
laubten berrüglichen Vortheils fich erkennen läßt, die Anzeige davon an unter: 
zeichnete Stelle (Eönigl. Regierung des Mheinkreifes, Kammer des Innern) 
w machen, damit die Deftiturion und Beltrafung der Schuldigen nad den 
Beftimmungen des Wirt. 175 des Strafgefesbuches veranlaßt werde. 

Eine gleiche Aufmerkſamkeit wird den Eönigl. Sandeonmiffariaten hinſicht⸗ 
ih der Verpachtungen und Mobiliarverſteigerungen anempfohlentz indem Bür— 
zermeiſter und Einnehmer weder in eigenen noch unter fremdem Namen 
Pichter der Gemeinden werden, oder etwas von denfelben erfteigern können; 
ki Strafe der Nullität des Acts, Schadenerfas gegen die Gemeinde, und 
nd Befund, der Deftitution und weiterer Strafen gegen die Eontravenienten. 


Ferner vom 14. October 1818 (Intelligenzbl. ©. 575): 

Durch alferhöchfte Entfchließung vomg3. October 1818 haben Se. Majeftät 
ter König zu verordnen geruhet, daß den Bürgermeiftern geftattet werde, lie: 
sende Güter den Gemeinden in Öffentlichen, jedoch nicht von den Bürgermei- 
tern ber betheiligten Gemeinden felbft, fondern von Notarien vorgenommenen 
Derfeigerungen gleich andern Privaten zu erwerben. 





Weiter vom 5. April 1822 (Intelligenzbl. ©. 249): 

Die unterzeichnete Landesftelle (königl. Regierung des Rheinkreiſes, Kam: 
mer des Junern) findet ſich veranlaßt, allen Bürgermeiftern und Gemeindeein: 
uchmern zu unterfagen, Schulden von Gemeinden ihres Amtsbezirks mittelft 
Cefiionen Öffentlich oder durch unterponirte Perfonen zu erwerben, oder Xheil: 
chmer an denfelben zu feyn. 





Endlih vom 9. Dct. 1822 (Intelligenzbl. ©. 765): 

Man hat bisher ald Grundfab befolgt, daß alfe Verträge, in welchen Ge: 
meinden oder Stiftungen als contrahirende Theile erfcheinen, durch Notariatde 
urfunden conftatirt werden follen, wenn darin von der Gemeinde Grundeigen: 
thum erworben oder veräußert, Renten auf Grundfläde conflituirt, oder befte: 
bende losgekauft werden. 

Nachdem jedoch bemerkt wurde, daß der Gegenftand folcher Eontracte 
muchmal fo unbedeutend ift, daß die Koften eines Notariatsacts mit dem Werthe 
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des Objeets in Peinem Derhäftniß ſtehen, ſo geſtattet man, daß in allen jenen 
Sälfen, wo der Ankauf: oder Derfaufspreiß eines Grundſtücks, oder der Ca— 
pitalwerth der Rente weniger beträgt als hundert Gulden, darüber nur ein 
Act unter Privatunterfchrift errichtet werde. 

Diie paziscirenden Bürgermeiſter und Stiftungeverwalter haben fich jedoch 
biebei genau den Verfügungen ded Art. 1525 des Eivilcoder zu conformiren, 
und es find jedesmal fämmtliche Eremplare zur Beftätigung einzufenden, 

Man genehmigt ferner, daß in allen Fällen, wo Feine Notariatsacten erfor 
dert werben, die. Eontracte. zugleich mit den VUnträgen auf Ermwerbung oder 
Veräußerung vorgelegt werden. 

Vorftehende Verfügungen finden Feine Anwendung wenn Gemeinde: oder 
Stiftungsrealitäten auf dem Wege der Berfleigerung’an den Meiftbietenden 
veräußert werden; fondern es follen ſolche Werfteigerungen, wie unbeträchtlid 
der Gegenſtand auch feyn mag, jedesmal vor den königl. Notarien gefchehen. 


Ehe die Gemeindegüter verfteigert werden, follen fie vermeſſen, 
in Looſe eingetheilt und vom Gemeinderath abgefhäßt werben, 
worüber die erwähnte Verfügung vom 31. Dezember 1817 die ges 
nauere Vorfchrift gibt; Doch muß hier noch die Verfügung vom 30. 
April 1818 (Intelligenzbl. ©. 235) erwähnt werben, welche fo lautet: 

Die Veräußerung der Gemeindegüter. erfordert öfters Aufnahmen und 
Dermeffungen durch Feldmefjer. Es ift daher angefragt worden, nach welchem 
Fuße die Gebühren der Feldmeffer berechnet werden follen. 

Da bei der DVerfchiedenheit der Terrains und der Arbeiten üch hierin 
nichts Allgemeines feftfegen läßt, fo haben die Gemeinden mıt den Feldmeffern 
Eontracte über ihre Gebühren abzufchließen, um folche den königl. Randeom: 
miffariaten zur Beftätigung vorzulegen. Diefe haben:dabei die Schwierigkeis 
ten des Bodens , die Natur und den Umfang der Arbeit, und die landläufigen 
Mreife zu confultiren. 

Die Feldmeffer, welche dergleichen Arbeiten übernehmen wollen , können 
ihre Anerbietungen bei den Eönigl. Randeommiffariaten. machen, und diefe wer: 
den fodann die Fähigften und Billigften den Bürgermeiftern empfehlen. 





Auch erinnert eine Verfügung vom 23. April 1819 (Intelli— 
genzbl. ©, 257) die Einnehmer an ihre Pflicht, allen Gemeinde, 
verfteigerungen beizuwohnen. 


Ueber 





Vertheilungen 
find Gefrge und Befchlüffe vom 10. Juny 1793, 19. Brüm. und 
25. Frim. 11, 20. Therm. 111, 21. Prär. IV, 9. Bent. XII in Franfs 
reich erfchienen, aber in der diefjeitigen Sammlung nicht enthalten, 
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fomit nicht publizirt. Das darauf fich beziehende Decret vom 4. 
Gompl. XIII bezieht fih auf das Gefeg von 1795. Nur das 
Staatdrathsgutachten vom 20. Juli 1807 ift merkwürdig, welches 
fo heißt: »Angehört den Antrag der Section ded Innern ıc. über die 
Frage, welches der Maßſtab fey zur Vertheilung eines Gemeindeguts, 
welches bisher von zwei Gemeinden ald ungetheilted Eigenthunr 
»befeffen worden, ift der Anficht: daß diefe Theilung nach Verhaͤlt— 
niß der Zahl der Feuerftellen jeder Gemeinde, und ohne! Nüdfiche 
auf den Umfang der Gemarfungen zu gefchehen habe.« 

Sodann find die Art. 815 und folgende des bürgerlichen Ges 
feßbuch® zu vergleichen. 

Der Mapitab, welchen jenes Staatsrathsgutachten aufftellt, gilt 
natürlich auch für Vertheilung unter die Einwohner einer Gemein, 
de. Dad Nähere hierüber fehe man in Chelius Unterricht, ©. 198. 

Ueber die NRegiftrirgebühr fiehe die in der achten Abtheilung 
abgedruckte Verfuͤgung vom 5. Jaͤnner 1826. 

Auf aͤhnliche Weiſe, wie bei Theilungen zu Eigenthum, iſt bei 
ſolchen gegen Grundzins zu werfahren. Die Nichtabloͤsbarkeit 
kann auf eine gewiſſe Reihe von Jahren bedungen werden. Eine 
gedruckte Verfügung hierüber ift, auffer jenen des bürgerlichen Ges 
ſetzbuchs über die Renten im Allgemeinen, wovon das Genauere 
unten (achte Abtheilung) vorfommen wird, nicht vorhanden. 

Ueber die Allmänden im Nheinfreis und ihre rechtliche Nas 
tur enthält das Intelligenzblatt von 1823, ©. 1333 bis ©. 1338 
einen, wie es fcheint, halb offiziellen Aufſatz, und ©. 1400 bis 1406 
eine Darjtellung der vorhandenen Al Allmaͤnden. Ferner gibt dad Ins 
telligenzblatt von 1824 ©. 56 bie 60 9 über die fogenannten Huben⸗ 
güter und ©. 87 bis 92 über die Erbengüter im Kanton Dahn, 
Aufſchluß. Der erfte Auffag ift fo intereffant, daß man ihn hier 
mittheilen zu miüfjen glaubt: 

$. 1. Die Eultur ift durch freies Eigenthum bedingt. — Die ganze Cul- 
turgefchichte ift blos die Erzählung, wie das gemeinfhaftliche in privatives 
und in freies Eigenthum übergegangen ift. 

Mit der Zunahme der Civilifation und Bevölkerung hat die Theilung der 
Gemeinheiten immer gleihen Schritt gehalten, und auf der Stufe, auf mel 
der wir uns befinden, ift Niemand, welcher die Gemeinheiten nicht ald eines 


der größten Hinderniffe der Eultur erkennt. — 
Im Rheinkreife ik das Beſtreben, die Gemeinheiten, wo fie noch beftehen, 
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aufzulöfen, überall wahrzunehmen, und die Eultur und Bevölkerung des Lan— 
des hat dadurch zuverfichtlich viel gewonnen. — 

Doch find die Gemeinheiten noch nicht allenthalben verbannt; fle beftehen 
noh an mehreren Orten in ihrer urfprünglichen Natur und Eigenfchaft alg 
öde Gründe und Weidenfchaften, — fie verbergen ſich aber auch noch unter 
allerlei Sormen und Bekleidungen, — und zwar in den verfchiedenen Gegenden 
des Randes unter anderen Namen und Geſtalten. 

Sn. den Theilen des SKreifes hinter dem Gebirge flnd die fogenannten 
Erbfchaftsgüter, Hubmannfchaften, Ruthengefeltfchaften, Lvosmannſchaften, Wil— 
derungen und Allmänden auf Zeitdauer einheimifch, vor dem Gebirge und ber 
fonders an dem Rhein, regieren die Allmänden auf Lebenszeit , von welchen 
bier ausfchließlich gehandelt werden foll. 


$.2. Unterden Allmänden verfteht manfin Deutfchland überhaupt alle zum 
gemeinfchaftlichen Genuffe der Einwohnerbeftimmten Gemeindegründe, und unter 
diefem Begriffe find fie auch nochin Norddeutfchland und in Würtemberg bekannt, 

Schepf de bonis universitatum qua germanice vocantur Allmanden, 

Zübingen 1740. Grupeuius Observat. rei agrar. germ. obs, 2 de All- 
meintis. 

Die Allmanden des Königreichs Wartemberg im Correſpondenzblatte des 

würtemberg. landwirth. Vereins. Oktoberheft von 1822. 

In einem engeren Sinne werden dermalen im Rheinkreiſe diejenigen Ge: 
meindegründe mit diefem Nanten belegt, welche unter die Gemeindeglieder auf 
Zeitdauer oder auf Tebenslänglihen Genuß dergeftalt vertheilt find, daß nad 
dem Zode eines Theilnehmers fein Antheil an die Gemeinde wieder zurückfällt, 
und von Neuem an denjenigen Bürger verliehen wird, welcher nach feinem Bür— 
geralter der nächſte und noch mit feinem Antheile verfehen ift. 

$. 3. Diefe Allmänden, oder vielmehr diefe Art der Benützung der Ge- 
meindegründe ift alt. — In den wenigften Gemeinden läßt fich der Urfprung 
oder die erfte Vertheilung nachweifen. — 

Alles beruht daher auf dem Herfommen, — und diefes Herkommen ift 
beinahe in allen Gemeinden, wo Allmänden beftehen, wieder verfchieben. 

Nur in wenigen findet man Ordnungen, Befchläffe, Decrete, welche die 
Bedingungen der Verleihung, oder nähere Beflimmungen über die Nachfolge: 
ordnung enthalten. — 

Am wahrfcheinlichften ift , daß die Zunahme der Eultur felbft die Allmän— 
den erzeugt hat. — Bei Vertheilung der oͤden Gründe, Sümpfe und Wei: 
denſchaften unter die Gemeindeglieder mag in einer oder der anderen Gemeinde 
diefe Einrichtung, wodurch der Gemeinde das Eigenthum, dem Einzeln der Ges 
nuß gefichert wurde, fehr angemeffen 'gefchienen haben, — und das dadurch 
gegebene Beifpiel mag in den benachbarten Gemeinden um fo mehr Nachahmung 
gefunden haben, als dadurd jeder Ausmärfer von dem Beflte und Genuffe 
eines Gemeindeguts hinangehalten wurde, 

$. 4. Das Rechtsverhältniß der Almänden läßt ſich folglich nicht nach 
Urkunden, Terträgen, fondern nur nach der Natur der Sache beurtheifen. — 
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Sie unterfcheiden fih von dem Pacht dadurch, daß die Verleihung gewbhnlich 
auf Beine beftimmte Zeit gefchieht, und Fein Pachtgeld bedungen ift , vielmehr 
fcheinen wrfprünglih die Allmenden zum freien und unentgeltlichen Genuſſe 
überlafjen worden zu ſeyn. 


Eigentlich ift deriBefis der — eine auf Lebenszeit erhaltene Nutz⸗ 
nießung, welche jedoch der Gemeinde als Eigenthümerin das Recht nicht be— 
nimmt, mit denſelben eine andere Beſtimmung zu treffen, wenn die Nothwen: 
digfeit oder das Beſte der Gemeinde ſolches erfordert. 


Daher find auch in vielen Gemeinden die Allmänden fchon vermehrt und 
vermindert, oder ganz aufgehoben worden. — Ein großer Theil derfelben ift 
wur Tilgung der Gemeindefchulden veräußert, ein anderer zur Beftreitung der 
Gemeindebedürfniffe verpachtet, und der übrige Theil mit Abgaben, welche vor: 
bin nicht beftanden haben, zum Vortheile der Gemeindecaffe belegt worden. 


$. 5. Die Allmänden find theils Felder teils Wieſen. — Ihre Ausdeh: 
nung ift fehr verfchieden. — Es gibt Gemeinden, wo fie nur 2 Hectaren ent— 
halten; bagegen begreift die größte Allmände zu Speyer über 450 Hectaren. 


Alle Allmänden im Rheinfreife zufammen genommen betragen wenigftens 
1661 Dectaren 62 Aren 29. Eentiaren, fohin um beiläufig 800 Hectaren weni: 
ger als eine ganze Quadratmeile, — oder ungefähr den 65. Theil_aller-Neder, _ 
Wiefen und Weinberge des ganzen Landes. — 

Sun eigen · SGemeinden ·tſt · die ·Allmaͤnde ganz! in einem Diſtricte arron⸗ 
dirt, in anderen iſt aber dieſelbe in vielen Diſtricten oder Gewannen zerſtreut, 
fo daß oft mehrere Parzellen verſchiedener Diſtriete ein Loos oder einen 
Allmänderheil bilden. 

Da die Diftricte nicht alle in gleich viele Parzellen getheilt find, fo ent: 
fteht eine Ungleichheit der Looſe; — das ganze Loos ift jenes, welches in allen 
Diftrieten Parzellen befist, — audere Loofe, welche nur in mehreren, einigen 
oder einem Diftricte Parzellen befigen, werden halbes, drittele:, vierteld: oder 
überhaupt unvollfommene oder Anfangsloofe genannt. 

$. 6. Die größte Verfchiedenheit der Allmenden tritt bei der Succeffiongs 
ordnung ein, welche einen eigenen Coder erfordern würde, um alle vorkoms 
menden Bälle zu beflimmen. 

In der Regel hat jeder in der —— anfäffige Bürger Anſpruch auf 
den Allmändegenuß; in einigen ift auch die Dereheligung nothwendig. — Die 
Reinenfolge richtet fich daher entweder nach der Bürgerannahıne,, oder nad) 
der Zeit der Vereheligung, und in diefer Ordnung werden die Gemeindeglic- 
der aud in das Allmänderegifter eingetragen. — Da, mo die Allmände mit 
einer bedeusenden Laft befchwert ift und wenig gefucht wird, fällt das erledigte 
Loos auch wohl auf denjenigen, welcher ſich znerft darum gemeldet hat. 

Wenn das Loos aus einem einzigen untheilbaren Etüde, aus einer einzi: 
gen Parzelle befteht, fo iſt im Falle der Erledigung die Uebertragung auf den 
nächſten Bewerber leicht; — Dort aber, wo das Loos aus mehreren Parzellen 
jufammengefebt ift, muß das vacante Loos zerfplittert werden, indem zuvor Die 
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undoilkommenen Looſe ergänzt werden müſſen, und nur der Ueberreſt anf ein 
neues Individuum fallen Fanı. 

Man nehme an, daß das erledigte ganze Loos aus zwölf Parzellen in 
zwölf verfchiedenen Diſtricten beſtehe, fo müffen von diefem zuvor die geringe» 
ren Looſe von 11, 10, 9, 8 Parzellen compfetirt werden, und nur der Webers 
vet von vier Parzellen fällt auf den nächften berechtigten Bürger. 

Hier treten wieder verfchiedene Fälle ein; — An manden Orten iſt den 
älteren Bürgern, welche ſchon vollkommene oder unvollfommene Looſe beſitzen, 
geftattet, einzelne Parzellen der erledigten Loofe gegen die Ihrigen aus zu⸗ 
tauſchen. 

Durch dieſes Tauſchrecht geſchieht es, daß immer die ſchlechteſten Par⸗ 
zellen an den jüngern Berechtigten kommen. 

Wo nun ein ſolcher Austauſch Statt findet, kann es ſich ferner ergeben, 
daß mehrere Bürger die nämlihen Parzellen einzutaufchen wünfchen, — der 
Vorzug wird bald durch das DBürgeralter, bald durch das Loos, bald durch 
die erſte Anmeldung beftimmt. 

In einigen Gemeinden ift fogar eingeführt, daß bei einer ſolchen Eoncur: 
renz die einzelnen Parzellen zum Austauſche verfleigert werden. — Der 
Meiftbietende erhält fodann die Parzelle, wofür er die feinige im nämlichen 
Difkricte abtreten muß, welche aber fogleich wieder der Gegenfland einer weis 
tern Verſteigerunggwerden kann. 

Außer dieſem beſtändigen? Tauſche und Wechſel der Allmändegüter iſt in 
‚mehreren Gemeinden noch weiters eine periodiſche neue Vertheilung aller 
Allmaänden hergebradit. — Nach dem Umlauf gewiffer Fahre werden fodann alfe 
Koofe wieder in eine Maffe zufammengeworfen, um unter die zu dieſer Epoche 
beftehende Bürgerfchaft nen vertheilt zu werden. — 


$. 7. Die Anfprüde der Wittwen und Erben find ebenfalld nicht aller 
Orten gleich. — Hie und da erhalten die Wittwen nur halbe, oder drittels-, 
anderwärts aber ganze Looſe bis zur Wiederverehelichung,, wo ber Rang des 
zweiten. Mannes über die Größe der Allmände entfcheidet. 

Kindern und Erben fteht gewöhnlich die Ernte des Sterbjahres zu. — Bei 
Erefcentien aber, deren Reife und Verwerthung erft im folgenden Fahre ein 
treten Fann, als Winterfaat, Grapp u. d. gl. find manchmal die am Range 
ftehenden Bürger befugt, die befaamten Koofeffogleich gegen Erfab der Saat⸗ 
und Baufoften in Befis zu nehmen. 

$.8. Urfprünglih waren die Allmaͤnden, wie es feheint, mit Feiner Abgabe 
sur Gemeindecaffe belegt, der Genuß war den Gemeindegliedern unentgeldlich 
überlaffen. — Nicht einmal die in der Folge den Gemeindegütern imputirte 
Grundfteuer, welche das Gefeb von dem Nutzießer fordert, fiel den Befigern 
zur Laft, fondern mußte forthin von der Gemeinbecaffe entrichtet werden. 

Das Bürgergeld, welches die Einwohner für Weide, Waller und Allmände 
in vielen Gemeinden entrichten mußten, Fann ald Feine Vergütung des Genufs 
fes angefehen werben, weil auch die Beifaffen oder Schuebürger , welche zur 
Allmaͤnde nicht zugelaffen waren, foiches bezahlen mußten. 


& 
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Die Allmändebeſiher wurden in den Gemeinden vorzugsweiſe gu den Na— 
turalleiftungen bei -Wacher und Botendienften, bei Weg:, Graben:, Wald: und 
andern Arbeiten beigezogen; der. Befis der Allmände bildete in ſolchen Gemein: 
den den Fuß der zu leiftenden Naturaleoncurrenzen , „und in Kriegszeiten, der 
Einauartirung und Lieferungen. 

Diefe lesteren werden häufig von den Gemeindegliedern als ein mit dem 
Allmaͤndegenuſſe verfnüpftes onus, oder vielmehr der Genuß als eine Art von 
Entihädigung derfelben angefehen, daher auch den jüngern Bürgern, welche 
eine andere Art der Vertheilung oder die Mittheilnahme verlangen, jeder 
Beit die noch nicht hinreichend getragenen Kriegslaften entgegengefebt werden. 

Deffenungeachtet macht jedoch der Beſitz von Allmänden zur Leiftung der 
Gemeindearbeiten nicht bereitwilliger, und wo in folchen Gemeinden nothwens 
dige oder nüsliche Bauten ausgeführt wurden, haben die Befiber der Allmänden 
fo wenig als die Nichtbefiser zur Verminderung der Koften beigetragen; im 
Gegentheile wird dann jede mit dem Genuffe verbundene Auflage, fen ſie auch 
noch fo gering, zum Vorwande genommen, jeden Dienft, auffer einigen Stunden 
Arbeit, au einem unentbehrlihen Gemeindewege zu verweigern. 

In Kriegszeiten wird der Allmändegenuß öfters theuer bezahlt, indem dann 
de einflußreichiten Höchſtbeſteuerten nicht ermangeln, die Allmändegüter zu 
allen Frohnen, Lieferungen. und Einquartierungen bedeutend beizuziehen,. um 
den möglichft aröften Theil der Laften in gleichen heilen zu vepartiren, und 
dadurch ihre eigenen Beiträge, welche fie fonft als Gemeinbegtiederinag; ihrem 
feuerbaren Beſitze zu leiten Hätten, zu vermindern. 

Bon diefem gewaltigen Mißbrauche, welcher nur in fürmifchen Zeiten, mo 
die Gemeinden in folchen Beziehungen ſich größtentheils felbft überlaffen find, 
Statt finden kann, mag ſich auch die gewichtige Meinung von den mit den Al: 
mänden verbundenen Laften herfchreiben. 


$.9. Die Testen Beitperioden führten folhe Umftände herbei, daß man 
den Befis der Allmänden nicht mehr von Abgaben frei laffen Fonnte. — Sowohl 
jur Tilgung der angewachſenen Gemeindefchufden, ald zur Beſtreitung der ver: 
mehrten Gemeindebedürfniffe, und infonderheit zur Beftreitung der Grunde 
feuer, wurde eine Auflage auf diefelben nothmendig gemacht. 

An vielen Orten haben fih’die Allmändebefiser noch bis jetzt derſelben zu 
entziehen gewußt, an anderen wurde fie auf alle Allmändebefiger und Erfpec: 
tanten gleichheitlich vertheilt, wieder andere veguliren fie nach der Grundſteuer 
felher Güter, und die übrigen nad) einem dem Werthe des Genuffes und der 
Größe des Bedürfniffes mehr angemeffenen DVerhältniffe. 

Solche Ertragsvermehrungen "von den Allmänden zum Wortheil der Ge: 
meindecaffen findet immer große Widerfprühe, indem fih die Beſitzer immer 
auf den frühern zingfreien Allmändegenuß berufen, und die in den Kriegsjahren 
getragenen Laſten in Aufrechnung bringen. ' 

Die Allmänderaren find daher äußerſt ungleich; diejenigen Gemeinden aber, 
Iren Beſtreben immer nur anf die möglichtt geringffe Tare gerichtet war, 
barfen fich befonderes Glück wünſchen, daß dae Geſes von 1815, wodurch die 
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Gemeindegitter dem Staate überantwortet: wurden, an den Allmänden gröſiten⸗ 
theils unvollzogen blieb, weil fie bei der gefeklichen Entfchädigung eines zwans 
zigfachen Betrags der Jahresrente einen unerfeglihen Verluſt erlitten: haben 
würden. 

Uebrigens herrfcht auch im —— dieſer Allmändegüter viele Ver⸗ 
ſchiedenheit, da in einigen Gemeinden die Allmänden in ganzen Complexen, 
in andern aber die einzelnen Looſe oder auch die einzelnen Parzellen mit ihren 
Befipern- den Sectionsbühern und Mutterrollen einverleibt find; — Im ers 
ften Falle gefchieht die Umfchreibung des Beſitzes in befonderen Allmänderegi⸗ 
flern, in andern hingegen in ben ordentlichen Güterwechfelbüchern. In diefen 
Fällen wird die Steuer von den Befipern direct, in jenen von der Gemeinde 
caffe entrichtet. 


$. 10. Die franzöfifche Sefepgebung bat auf das Allmändewefen noch 
igens in mehrfacher Beziehung eingewirkt. 

Dadurch, daß fie allen Unterfchied von Bürgern und Beifaffen aufgehoben, 
— und jedem domizilirten: Einwohner gleiches Recht zugefichert hat, wurden 
die Anfprüce auf die Allmänden fehr vermehrt, und die früheren Ausnahmen 

und Befchränfungen find Fraftlos geworben. 
" Nach der Verfaſſung fteht jedem Bürger des Rheinkreifes das Recht zu, 
fein Domizil zu verändern, ohne daß eine Gemeinde ihm die Weberfiedelung 
verwehren kann. — Durch den Reis der Allmänden werden fohin mehrere Fa— 
milien in ſolche Allmändeorte angezogen, welche außerdem fich nicht dahin bes 
geben hätten. — Die Bevölkerung wird daher in denfelben künſtlich vermehrt. 

Wenn auch bei den früheren DVertheilungen die Allmänden zugereicht has 
ben, jeden angefeffenen Bürger mit einem Antheile zu verfehen, fo ift doch 
diefes jebt nicht mehr der Fall. — In jeder Gemeinde entftanden daher zwei 
einander gegenüberftehende Elaffen von Bürgern, — der Allmändebefiser und 
der Nichtbefiter , welche fih manchmal an der Zahl gleich oder nahe kommen. 

Die entbehrende Claſſe will die Zeit‘, welde fie zu der Allmände berufen 
wird nicht erwarten, — und die Befiser wollen ſich von den Allmänden, welche 
fie einmal inne haben, nicht verdrängen laſſen, — daher Spannungen, Streit, 
Mißgunft in den Gemeinden, welche immer ſchwer zu. befeitigen find, 

$. 11. Die Streitigkeiten, und Anftände, welche fich hierüber, oder über 
die Nachfolge, oder die Auswahl der Parzellen ergeben, werden gewöhnlich von 
dem Gemeinderathe gefchlichtet, und felten tritt hiebei ein gerichtliches Der: 
fahren ein. 

Diejenigen Gemeindeglieder, welche die Gemeinde verlaffen, verlieren den 
Genuß der Allmände, — Auswärtige, welche in der Gemeinde begütert, aber 
nicht anfäflig find, werden zum Genuſſe nicht zugelaffen. 

Die Allmänden Fönnen daher niemals in den Beſitz eines Auswärtigen 
falten, — fie bleiben beftändig an die Einwohner des Orts gebunden; — dieje 
Einrichtung fchmeichelt dem allen Gemeinheiten eigenen Geifte gegen alles 
Fremde, und unftreitig hat diefer fcheinbare Vortheil die Eutftehung und Der: 
breitung der Allmänden fehr begünſtigt. 


— 
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In mehreren Gemeinden ſind auch den Pfarrern, Schullehrern, und in 
einigen auch den Buͤrgermeiſtern, Gemeindeſchreibern, Hebammen und Gemein: 
dedienern ganze Loofe oder Theile bderfelben in Anfehung ihres Amtes 
oder Dienftes überlaffen. 

Die Maſſe der Allmänden ift dermal fchon viel geringer, als fie in frühes 
ren Zeiten war; denn an vielen Orten find-fie-theils durch freimilliged Ueber: 
einfommen in den Gemeinden aufgelöfet, und in Pachtungen verwandelt wors 
den, theild aber Kaben fie der Noth weichen, und als Mittel zur Tilgung der 
Gemeindefchulden dienen müffen. 

$. 12. Aus dem bereits Angeführten wird man leicht ableiten, daß die 
große Maſſe von Allmändegütern weder dem Allgemeinen, noch den Einzelne 
den von ihnen erwarteten Nusen gewähren könne. 

Der beftindige Wechjel der Allmändeſtücke läßt nicht zu, daß auf die Cul⸗ 
tur derfelben Gapitalien, oder auch nur derjenige Fleiß und Sorgfalt verwen: 
det werde, welche jeder Cigenthümer gerne feinem Grund und Boden widmet. 

Auf der anderen Seite erlangen auch die Gemeinden Feinen Vortheil damit, 
meil die Allmänden nirgends ein mit ihrem eigentlichen Werthe in Verhältniß 
fichendes Einkommen liefern, im Gegentheile aber in vielen Gemeinden noc) 
eme Zubuße aus andern Gefälfen zu ihrer Befteuerung und Unterhaltung ers 
fordern. 

Die ganze Natur der Gemeindeverfaffung, — alle Geſetze über die Bei: 
tragspflichtigfeit iwerden durch die Almänden verkehrt, — in jeder Gemeinde 


bitdet fih eine befondere Allmändegemeinde, welche gar oft die herrichende wirds | 


und das allgemeiner Bdfte dem Vortheile Einzelner unterordnet. 

Die Allmänden haben ferner für die einzelnen Gemeinden den Nachtheil, 
daß ſich viele arbeitsſcheue Menſchen aus anderen Ortſchaften dahin ziehen, 
welche unr die Anwartſchaft auf einen künftigen Allmändebeſitz beabſichtigen, 
wogegen bei einer anderen Einrichtung die Cultur überaus gewinnen, und die 
Berölferung auf eine natürliche und ungeswungene empor gehoben werden würde, 

Kein Zweifel ift es, daß durch Erhöhung der Eultur, durch Vermehrung 
der Producte mehr Reiche und mehr Arme ernährt werden. 

Wo dem Menfchen nicht durch bleibenden Befis für fich und die Eeinigen 
de Früchte feines Zleißes gelichert werden, kann die Eultur nur auf einer 
niedrigen Stufe erhalten werden. — Nur dem eigenen Boden wendet er 
alle Sorge zu, — dieſen durch innern Gehalt fo zu verbeffern, daß die Eleinfte 
Bläche zu dem höchſt möglichen Ertrage befähiget werde, — dieſes ift fein Bes 
freben, während der Gedanke, für Andere zu arbeiten, ihm felbft nur wenig 
erhebt, und ihn das undankbare Wirken nicht beginnen läßt. 

Die großen Allmändegüter werden daher nur zu dem gewänfchten Grab, 
von Eultur erhoben werden, wenn fie aus der todten Hand in Privateigenthum 
überaehen werden. —— 

Außer dieſem allgemeinen unfchäsbaren Vortheile werden dadurch noch 
viele befondere erzielt; — eine Quelle vielfältiger Streitigkeiten, Anfeinduns 


gen, Reklamationen und Gefchäfte wird verflopft, das Gemeindevermögen aber 
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durchaus nicht gefchmälert werden, indem die Ueberlaffung auf Eigenthumn gegen 
einen ablösbaren Grundzing ein unantaftbares POFERRIFR und einfachere Ver: 
waltung verfchaffen würde. 

So, mie die Allmänden beftehen, find fie ein Zwitter, man kann darin 
‘weder ein Privat: noch ein reines Gemeindeeigenthum erfennen, — weder der 
Beſitzer noch der Cigenthümer können darüber frei difponiren; — Grund umd 
Boden iſt mit einer der läftigften Servituten, welche ihn dem Commerz, dem 
Eredit und. der freien Eultur entzieht, gefeffelt; — auf ihm ruht ein perpe: 
tuirliches Sideicommiß, jedes Loos geht nach dem Tode seines Beſitzers auf 
einen fchon fubftituirten Erben über, welcher noch dazu feiner Familie gänzlich fremd ift. 

Dort, wo der Austaufch in Erfedigungsfälfen Statt findet, ift das Uebel 
‚noch Ärger; denn die fchlechteften Gründe werden immer den jüngeren Bürgern 
zu Theil, welche aber Feinen größeren Fleiß auf ihre Eultur verwenden, fon: 
dern lieber den Fall abwarten, wo fie folhe wieder gegen beffere vertau: 
ſchen Eönnen, 


Wenn das Allmändewefen gut ift, fo muß es die Probe aushalten, daß es 
mit Nusen und Bortheil des Staats und der Gemeinden zum allgemeinen 
Geſetze werden könne. — Eine folche Prüfung Fann die Einrichtung nicht be: 
ftehen, nur das freie Eigenthum kann zum allgemeinen Gefese erheben, nur 
unter ihm Fann die Cultur und der Wohlftand des Staats den hoͤchſten Grad 
der Vollkommenheit erreichen. 


Mögen auch immer Rückſichten obwalten, welche es nicht möglich und nicht 
räthlich machen, die Allmänden mit einem Male umzuſtälten, fo bieten fich der 
Verwaltung und den Gemeinden gar viele Gelegenheiten dar, ohne Benach— 
theiligung der Einzelnen, und ohne gewaltfame Störung der beftehenden Der: 
hältniffe nach und nach ein Band zu Löfen, welches weder von den Geſetzen, 
noch von guten flaatswirthfchaftlihen Grundfägen begünftiget wird, 





Sodann gehört hierher die Negierungsverordnung vom 4. Aug. 
1824 (Sntelligenzbl. ©. 1010): 

Die Nothwendigkeit die Gemeindeeinfünfte zu verbeffern,, welche durch 
vielfahe Veräußerungen und geringern Pachtertrag fich alfenthalben fehr ge: 
mindert haben, und in vielen Orten nicht mehr zureichen, um daraus die gewöhne 
lichen Ausgaben zu beftreiten; die große Menge von Befchwerden, welche die 
Allmändevertheilung alfenthalben erzeugt, und das Jutereſſe der Eultur haben 
die unterzeichnete Landesſtelle (königl. Negierung des Rheinkreiſes, Kammer 
des Innern) bewogen, folgendes zu verfügen: 

1) Alfe jene Gemeindegüter,, welche. den Einwohnera auf lebenslänglichen 
oder Zeitgenuß mit oder ohne Auflagen verliehen find, follen fucceffive eingezo: 
gen, und zum Vortheil der Gemeindecafen, mittelft Verfeigerung an den 
Meiftbietenden verpachtet werden. 

2) Sind dergleichen Güter auf Lebenszeit verliehen, fo follen die derma: 
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ligen Nusnießer zwar fo lange fie leben, gegen Entrichtung der beftehenden 
oder daranf zu Tegenden Abgabe an die Gemeindecaffe, in Befit verbleiben, Fein 
Loos aber, welches durch Sterbfall, Abzug aus der Gemeinde, Eutfagung oder 
anf andere Weiſe erlediget wird, darf weiter vergeben werden, fondern ift fo> 
fort zu verpachten. 

5) Sind dergleichen Güter nur auf gewiſſe Jahre verliehen, ».ach deren 
Verlauf fie jedesmal neu vertheilt werden, fo ift zwar Die gegenwärtige Be— 
fandszeit auszuhalten, nach deren Beendigung jedoch zu der Verpachtung zu 
färeiten. 

4» Dbiger Verfügungen ungeachtet bleiben die Theilungen der Allmänden 
auf Eigenthum gegen Entrichtung eines Grundzinfes zuläffig. 





Ferner wurde am 9. Mai 1826 (Sntelligenzbl. ©. 431) vers 
fügt, daß dergleihen Güter ohne Ausnahme in den Gectionsregis 
fern und Mutterrollen auf den Namen der Gemeinden eingefchrieben 
werden müfjen, gleichviel ob die Nutznießer die Eteuern zahlen, 
oder die Gemeinden. Was fonft die Steuern betrifft, fiehe dag 
Gefep vom 26. Germinal XI unten bei Steuern. (Achte Abtheil.) 





Noch gehört ein Decret vom 17. Jaͤnuer 1813 hieher, wonach, 
wenn mehrere Drte in eine Gemeinde vereinigt werden, an den 


gegenfeitigen Eigenthbumsverhäftniffen nichts geAndert wird: 

»Erwägend, daß, allgemeinen Grundſätzen nah, die Vereinigung der 
‚Gemeinden ihre beiderfeitigen Eigenthumsrechte nicht beeinträchtigen darf, und 
daß, wenn ein befonderer Fall zu einer Ausnahme ſich darböte, diefelbe durch 
»ein befonderes Decret ausgefprochen werden müßte.« 


— — — — 


Mas die zu Gunſten der franz. Tilgungscaſſe im Jahr 1813 
veräußerten Gemeindegüter betrifft, fo iſt diefer Gegenftand jegt 
gänzlich erledigt; doch koͤnnen noch Prozefje deshalb beftehen. Sch 
will daher anzeigen, wo die Gefege und Verordnungen hier 
über ftehen. | 

Gefeg vom 20. März 1813, Gefeß- Bulletin ꝛc. 

Gruner’fche Verordnungen vom 26. Februar — 10 März und 
3 — 15. April 1814. 

Berordnung vom 28. März 1816, Amtsbl. Niro. 63, 

Verordnung vom 29. Mai 1816, Amtsbl. ©. 33. 

Verordnung vom 24, Zuli 1816, Amtsbl. ©. 136, 
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Verordnung vom 29. Nov. 1816, Amtebl. ©, 417. 
Verordnung vom 17. Februar 1818, Amtsbl. ©. 273, 
Verfügung vom 27. Februar 1818, Intelligenzbl, ©. 117. 
Verfügung vom 21. Juni 1822, Intelligenzbl. ©. 461. 





F. U. Gebäude 


Von den ehemaligen Nationalgebaͤuden, welche die Regierung 
den Departementen und Gemeinden zu oͤffentlichen Zwecken als 
Eigenthum uͤberlaſſen hat, wird ſpaͤter (im letzten Abſchnitt: 
Staatswirthſchaft) die Rede ſeyn. Sonſt beſitzen die Gemeinden 
mancherlei Gebaͤude: Gemeindehaͤuſer, Fruchthallen, Schlacht⸗, Lei⸗ 


u. 


chen, Epritens, auch wohl Hirten» und Schuͤtzenhaͤuſer, Schulge- 
bäude u. f. w. 
Dergleichen Gebäude müffen ſtets in.gutem Bauftande erhalten 
werden. Hierauf beziehen fich folgende Verfügungen der koͤnigl. 
Kreisregierung. | 
Vom 31. Mai 1820 CIntelligenzbl. ©. 289) : 


Da es bei vorkommenden Neubauten oder Revaraturen der Gtiftungs: 
und Gemeindegebäude nicht immer zuläffig ift, das die Communalbauinſpectiou 
den Bauplatz einfehe, und die Bauriffe ſelbſt fertige, fondern da diefes öfters 
andern fachverftindigen Werkleuten überlaffen werden muß, fo haben diefe in 
folchen Fällen folgende Vorfchriften zu beobachten : 

1) Bei Neubauten und bei Reparaturen, bei welchen felbft die Grundli- 
nien’ verändert werden, ift jedesmal ein Situationsriß über den Bauplatz mit 
Bezeichnung der benachbarten Gebäude, der Breite und Richtung der angrän— 
zenden Straßen, Kanäle ıc. aufzunehmen, und hierauf die Mittagslinie zu 
bemerfen, 

2) Der Bauriß felbft muß den Grundrißider verfchiedenen Stodwerke, 
den Durchfchnitt und den Aufriß enthalten. | 

3) Bei ;Riffen über nöthige Reparaturen und Veränderungen ſchon befte: 
hender Gebinde, muß jedesmal auch der bisherige Zuſtand bezeichnet feyn, damit 
bei der Revifion des Bauplanes eine Vergleichung möglich werde, 

4) Dem Maßſtabe für folhe Zeichnungen ift jedesmal das metrifche Maß 
zum Grunde zu legen. 

Da bei Unterlaffung diefer Vorſchriften die Revifion und Beurtheilung 
der Baupläne äußerft ſchwierig und felbft oft ganz unthunlich ift, fo haben die 
Eönigl. Landeommiffariate darauf zu achten, daß alfenfallfige Mängel noch vor 
Einſendnug der Pläne ergänzt werden. 
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Bom 23. November 1825 (Intelligenzbl. S. 1069): 

Um das ntereffe der Gemeinden bei der Aufnahme von gefertigten Ges 
bäulichfeiten, größeren Reparaturen , und fonftigen Arbeiten, wo dieſe nicht 
durch Fönigl. Beamten gefchieht, voltftäudiger zu fichern, fieht man ſich veran— 
tat zu verfügen, daß in Zukunft zu allen Befichtigungen der Art neben dem 
Bürgermeifter entweder auch der Adjunct, oder in deifen Verhinderung zwei 
Gemeinderäthe beigezogen und ihre Unterfchriften dem Beſichtigungsprotocolle 
beigefügt werden follen. 

Nur in diefer Form dürfen folhe Aufnahmen in Zukunft als gültige Rech: 
nungsbelege betrachtet werden. 





Dom 17. November 1826 (Intelligenzbl. ©. 574): 

Mit Beziehung auf die in dem Kreisintelligenzblatte Nro. 110 befannt gez 
machte Eintheilung der Ingenieurbezirke werden folgende Vorſchriften über 
die Fünftige Behandlung des Gemeinde: und Stiftungsbauweſens ertheilt:. 

1) Nach der allerhöchſten Verordnung vom 26. Dezember 1825 ftehen alle 
Bauten der Gemeinden und Stiftungen unter der unmittelbaren Leitung der 
neugebildeten Bezirfsbaubehörden. — Hievon bilden lediglich Reparaturen von 
geringerem Belange, deren Koften die Summe von hundert Gulden nicht über: 
treffen, eine Ausnahme; lestere Fünnen von den Pönigl. Landsommiffariaten , 
ohne Zuthun der königl. Ingenieure, authorifirt und ausgeführt werden, 

Die Pläne, Bedingnißhefte und Koftenberehnungen über Neubauten und 
über bedeutendere, die Summe von fünfhundert Gulden überfleigende Reparas 
turen werden von den Bönigl. Ingenieuren aufgeftellt; die Anichläge und Bes 
dingnißhefte über minder anfehnliche, unter: dem Betrage von fünfhundert 
Gulden bleibende Ausbefferungen Fönnen von fähigen Baumeiftern und Hand: 
werkeru verfaßt werden, müſſen aber, infofern fie dag beftinmte Marimum von 
bundert Gulden überjteigen, vor ihrer Ausführung von den Bezirfsingenieuren 
revidirt und gutgeheiffen werden. Bei Aufftellung der difinitiven Aufnahme 
und der etwa zu fertigenden WAbichlagszahlungscertificate finder gleiches Ver— 
ſahren Statt. 

2) Die Menbauten bedürfen nicht allein der ſpecielen Genehmigung der 
unterzeichneten Stelle (königl. Regierung dessRheinkreifes, Kammer des In— 
vern) vor ihrer Ausführung, fondern es kann felbft die Weiſung zur Anfer— 
tigung des Planes, Bedingnißheftes und Koftenanfchlages nur von der Fönigl. 
freisregierung an die königl. Bezirksingenieure erlafen werden, 

In ſolchen Fällen ift alfo jedesmal von den königl. Landeonmiffariaten ein 
wrläufiger Bericht zu erftatten, und in demfelben find das Bedürfmß oder der 
Nusen des Baues, fo wie die Mittel zur Ausführung nach vorläufiger Wer: 
nehmung der betreffenden Localbehörden wnflindlich zu erörtern, 

Bei großen, Neubauten gleihfommenden Reparaturen, welche mehr als 
fünfhundert Gulden Eoften, Fönnen fich zwar die Fönigl. Landcommiffariate direct 
mit den königl. Bezirksingenieuren benehinen, allein auch hier bedarf es vor 
der Ausführung, der diesfeitigen Genehmigung. 
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Die königl. Bezirksingenieure fenden diefe Elaborate mit antachtlichen Be: 
richten anher ein. 

3) Die Pönigl, Ingenieure ‚oder die königl. Bauconductenre werden bei 
ihren Localbefichtigungen fich jederzeit mit den Vorſtänden ber betheiligten 
Gemeinden und Stiftungsvermwaltungen über die örtlichen Verhältniſſe und 
Bedürfniffe benehmen, welche bei Anfertigung der Baupläne, Koftenanfchläge 
und Bedingnißhefte berücfichtigt werden mülfen. 


4) Der Derfteigerung von anfehnlihen Neubauten follen entweder 
die königl. Bezirfsingenieure, oder die von ihnen delegirten Bauconducteure 
beiwohnen, um darüber zu wachen, daß feine unzwecfmäßigen EOS 
aufgenommen werden. 


5) Die Diätenjournale für die befonderen , in Gemeinde: und Stiftungs: 
bauangelegenheiten gemachten Reifen der Baubeamten werden jederzeit von 
den Ingenieuren vorerft der uuterzeichneten Regierung (königl. Regierung des 
Rheinkreifee, Kammer des Innern) zur Revifion vorgelegt, und fodann den 
LZandeommiffariaten zur Deranlaffung der Zahlungsanmeifung zugefertigt werden, 


Zur Dermeidung von befonderen Koften find die für die Lokalaufnahme 
noͤthigen Taglöhner von den Vorſtänden der betreffenden Gemeinden und 
Stiftungsverwaltungen zu requiriren. 


6) Die Aufſtellung ber Kantonalwegaufſeher kann künftig von den königl. 
Landeommiſſariaten nur gemeinfchaftli mit den königl. Bezirksingenieuren 
gefchehen, und dieſe Individuen haben Cunbefchadet ihrer Unterordnung unter 
die königl. Landeommiffariate) rückfichtlich ihrer technifchen Werrichtungen ganz 
den Weifungen der Pönigl. Ingenieure oder der Eönigl. Bauconducteure rad: 
zufommen. Die Eönigl. Ingenieure find befugt, dergleichen Auffeher, welche 
feine Brauchbarkeit befisen, ‚benehmlich mit den königl. Landcommiffariaten, von 
ihren Stellen zn entfernen, und andere hiezu geeignete Individuen zu ver: 
wenden. 

Sollten ſich hier abweichende Anfichten zwifchen den Fönigl. Landcommiſſa— 
riaten und den technifchen Behörden ergeben, fo werden beide abgefonderte 
Berichte hierüber anher erftatten. 

7) Bon allen Reparaturen, worüber von den königl. Bezirksingenienren 
nah $. 1 Koftenanfchläge anzufertigen find, müffen diefelben durch die Eünigl. 
Landcommiffariate, in der Regel, fpäteftens im Monate Anguft eines jeden 
Jahres in Kenntniß gefebt werden, damit fie bei der Herbftbereifung die erfor: 
derlihen Lofalbefichtigungen machen, und im Laufe des Spätherbfted und 
Minters die Pläne und DVoranfchläge anfertigm können. 

Die Anträge auf Ausführung von Neubauten aber müffen von den Eönigl. 
Landeommiffariaten Tängftens bis Ende July des vorhergehenden Jahres mit 
den Berichten und Verhandlungen der Kofalbehörden anher vorgelegt werden, 
damit die königl. Bezirksingenienre rechtzeitig die erforderlichen Weifungen 
erhalten Eönnen. 

Soltten diefe Bauanfchläge zur Zeit, während welcher die Büdgets der Gt: 
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meinden und Stiftungen abgefhloffen werden, noch nicht beendigt feyn, fo 
baben die königl. Bezirksingenienre den Fünigl. Landcommiffariaten den unges 
fähren Koftenbedarf anzugeben, damit diefelben in die Büdgets aufgenom— 
men werden. 





Bom 13. Februar 1828 (Intelligenzbl. ©. 27): | 

Diejenigen Beamten, welche Gemeinde: und Stiftungsgebäude befoldungs- 
weife bewohnen, oder mit andern Worten, wegen ihres Amtes freie Wohnung 
in Gemeinde und Stiftungsgebäude genießen, find nach dem Art. 605 des Ei: 
vilcoder verbunden, die darin beftimmten Unterhaltungskoften jener Gebäude 
aus eigenen Mitteln zu beftreiten. 

Man hat wahrgenommen, daß, diefer gefeblichen Berfügu zuwider, ders 
gleichen Koften manchmal aus den Gemeinde: und Stiftungskaffen bezahlt werden. 

Es wird daher wiederholt den Orts: und Stiftungsvorftänden nnterfagt, 
Koften auf !die Gemeinde und Stiftungsfaffen auzuweiſen, welche der Art. 
1754 des Eivilcoder zu den Unterhaltungsfoften rechnet , oder die Anweiſungen 
zu genehmigen, — den -Einnehmern der Gemeinden und - Stiftungen dagegen 
folhe Anmweifungen zu bezahlen, bei Dermeidung des Erfabes dur die Eins 
nehmer oder nöthigen alles durch die anweifenden Behörden. 

Die Fönigl. Bezirfsingenieure haben ihrer Seits bei Fertigung oder We: 
eifion der Koftenanfchläge und Aufnahme der Arbeiten, hierauf ebenfalls Rück— 
fiht zu nehmen, und alle dergleichen Koften in ihren Berechnungen auszufchließen; 





$. III, Steinbrüde, Kiesgruben. 

Brühe von Sande, Kalfs und andern Steinen, auch Kies 
oruben Fönnen nach Umftänden nicht nur den Bewohnern fehr nuͤtz⸗ 
lich ſeyn zu den eigenen Beduͤrfniſſen, ſondern auch Einkuͤnfte ab» 
werfen. So lange man auf der Oberflaͤche bleibt, hat die Sache 
feinen Anſtand; bei der Verpachtung oder Veraͤußerung iſt nach 
obigen Vorfchriften zu verfahren. Wenn aber unterirdifhe Gänge 
oder fünftliche Betriebe angelegt werden follen, fo treten die Vers 
fügungen des Art. 82 und des Titel V des Gefeges vom 21. April 
1810 über Bergwerfe ein, und das Gutachten der Bergbaubehörbe 
it jedenfalls nothwendig. (Siehe unten Bergwerfe). Dieß ift durch 
das Staatsrathigutachten vom 17. November 1811 erinnert worden. 





$. IV. Waldungen 
a) _ Ueberhaupt. 
Eins der wichtigften Befisthümer der Gemeinden find unftreitig 
die Waldungen, woraus fie nicht nur Baus und Brandbolz, Gtreus 
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ſel u. ſ. w. ziehen, ſondern auch nach Umſtaͤnden regelmaͤßige und 
außerordentliche Hilfsmittel ſchoͤpyfen koͤnnen. Die Sorgfalt fuͤr 
Erhaltung und Cultur der Waldungen kann demnach nicht genug 
empfohlen werden, zumal da die Bevoͤlkerung beſtaͤndig waͤchſt. 
Aus dieſem Grunde hat auch ſchon die Ordonnanz von 1669 die 
E. Gemeinden unter die Aufſicht der Korfibehörden 
geftellt; ebenfo das Gefeg vom 20. Auguft 1791, und der Gonfus 
larbefchluß vom 19. Bent. X, Art. 1 
Die Bermeffung, Umfteinung und Anlegung von Bewirthſchaf— 
tungsplänen verordnet der Beſchluß vom 27. Meff. X, welcher, fo 
wie alle übrigen bier nicht ausführlich mitgetheilten Gefege und 
Verordnungen unten bei Staatswaldungen vorfommen., Das Ges 


feg vom 9. Flor. XI fiehe unter Privatwaldungen: es handelt vom 


Regime diefer, fodann von den Gemeinden und den Waldungen der 
Anftalten. 





b) Nusungen. 
Hinfihtlih ded Gabholzes gibt das Gefek vom 26. Niv. 
1, der Gonfularbefchluß vom 19. Frim. X und das Staatsrathsgut⸗ 
achten vom 20. Suli 1807 die Regel, daß die Bertheilung nad) 
Feuerftellen gefchehe, und jedes Gemeindeglied betheilt werden foll. 
Sodann gehört die Berordung vom 21. Auguft 1816 (Amtsbl. ©. 
245) hierher: 

Durch das Dekret von 9, Vendemiaire XIII ift die Beſteuerung desjenis 
gen DBrandholzes, welches den Einwohnern einer Gemeinde aus den Gemeinde: 
waldungen verabreicht wurde, oder welches fie in Folge von Dolzberechtigungen 
aus Staats: und andern Wäldern bezogen, ald Mittel angegeben, die vor und 
während des Revolutionskriegs contrahirten Gemeindefchulden zu tilgen; und 
obgleich diefe Schuldentilgung nicht Statt fand, fo ift doch allgemein der Ge: 
brauch entftanden, die jährlichen Holzfchläge entweder an den Meiftbietenden 
zu verfteigern, oder wenn auch Vertheilungen von Gaben beliebt wurden, diefe 
zum Vortheil der Gemeinde und zu Beftreitung der gewöhnlichen und Kriegs: 
ausgaben mit einer Auflage zu verbinden, welche beinahe den Werth des vers 
theilten Holzes erreichte, 

Da nun aber einestheild die Einwohner an dem! Genuß der Gemeinde: 
waldungen gleichheitlich zu participiren berechtigt find, die Ausgaben aber, 
wozu man den Erlös von diefem Holze verwendete, größtentheils von der Art 
find, daß ſolche keineswegs gleichheickich,, fondern nach Vermögensverhältniß 
hätten müſſen beftritten werden, folglich durch die eingeführten Verfteigerungen 


und Beſteuerung der Gaben der ärmere gegen den reichern Einwohner offenbar 
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perfürzet ift, und anderntheils in Ermangelung von Gaben der Arme, welcher 

fein fämmtliches benöthigtes Brandholz zu erfaufen fi außer Stand befindet, 

ju jenen Freveln verleitet wird, welche den Gemeindewaldungen fo fchädlic) 
geworden, und die Einführung einer guten forftwirthfchaftlihen Oekonomie 
erihmweren, fo verordnet die Landesadminiftration Folgendes: 

1) Es foll ins Künftige und von heute an Feine weitere Befteuerung des 

Gabholzes Start finden, als zu Dedung der auf den Waldungen hafs 

teuden Steuern und Zörfterbefoldungen, zu Bezahlung der durch die 

Schlagung des Holzes ſich ergebenden Koften, zu Befaamungen und 

Pflanzungen, und überhaupt zu Beſtreitung der für und wegen des 

Waldes nöthigen Ausgaben, durchaus erforderlich ift. 

Altes in den jährlihen Schlägen fich ergebende Brandholz follzu Gaben 

beftimmt und vertheilt werden; ed wäre denn, daß der Ertrag ſo bedeus 

tend wäre, daß ein Ueberſchuß fich ergäbe, oder daß der Schlag zu ent= 
fernt läge, oder fonft befondere Gründe die Wertheilung unfchiclich 
machten; in welchen Fällen auf das Gutachten des Gemeinderachs eine 

Verſteigerung Fann angeordnet werden. 

5) Das Marimum der Gaben ift auf 2 Klafter Scheit: und Prügelholz 
und 100 Wellen, oder 1 Klafter Sceit: und Prügelhol; und 250 Wel: 
len, oder 400 Wellen ohne Scheitholz, für jede Familie beftimmt. Feder 
arößere Ertrag ift Ueberſchuß. . 

4) Es verfteht fih von felbit, daß jede Bamilie eine gleichheitliche Gabe zu 
beziehen hat. 

5) In Folge gegenwärtiger Verordnung follen felbft die fchon angeordneten 
und angefündigten DBerfteigerungen von Gemeindehößzern fo lange aus— 
gefent werden, bis fich ergibt, ob die in obigem 2, Artikel beftimmte 
Ausnahme eintrete, 

6) An wie weit und auf"welche Weife übrigens die Gemeindewaldungen 
zu Tilgung der ältern Gemeindefchulden zu befteuern find, wird bei 
Abſchluß der für jede Gemeinde insbefoudere zur Schuldentilgung- anges 
ordnneten Hülfsmittel beitimmt werden. 

7) Gegenwärtige Verordnung foll durch das Amtsblatt und die Kreisblät: 
ter zu allgemeiner Wiffenfchaft gebracht, ‚und in allen Gemeinden ver: 
Fündet werden. 


2 


—⸗ 





Auf das Bauholz bezieht ſich die Regierungsverfuͤgung vom 
29, April 1818 (Intelligenzbl. 237): 

Der unterzeichneten Stelle (königl. Regierung des Rheinkreiſes, Kammer 
des Innern) ſind die Mißbräuche angezeigt worden, welche ſich bei der Abgabe 
ven Bauholz aus Gemeindewaldungen, in verſchiedenen Gemeinden ergeben 
haben. Dan fieht ſich deßhalb vermüffiget zu verfügen, daß von' nun an zur 
Erbauung oder Reparation von Privargebäuden, es feyen Wohnhäufer, Scheu: 
nen, Stallungen oder fonftige ‚Gebäude, Fein Holz aus den Gemeindewaldungen 
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weder unentgeltlich noch zu einer Taxe verbraucht werden dürfe, als lediglich 
für den Dachſtuhl, Balken und Durchzüge. 

In dem Falle, wo dergleihen Holz von der Gemeinde verlangt wird, ift das 
Begehren fchriftlih mit Beleg der Ueberfchiäge dem Bürgermeifter einzureichen. 
diefer hat den Gemeinderath darüber zu hören, und die Berathichlagung dem 
treffenden Landeommiffariate zur Genehmigung vorzulegen. 


Wegen der Holzhaueraccorde und Räumung der Schläs 
ge wurden mehrere Verfügungen erlaffen. 


Die vom 11. Februar 1818 (Intelligenzblatt ©. 77) heißt: 

1) Die Ortsvorfleher derjenigen Gemeinden, welche Waldungen beſitzen, 
haben für diefes Jahr vor Ende des laufenden Monats, in Zukunft aber vor 
Ende Decembers über den approrimativen Ertrag der jährlichen Holafchläge an 
die Bezirfsbehörde Bericht zu erflatten, und das Gutachten des Schöffenrath 
über die Norm'der Vertheilung des Gabholzes unter die Gemeindeglieder, re 
fpective des Verkaufs oder der Verwendung eines Theild des Materials zu 
befondern Gemeindezwecen, beizufügen, in welchen der auf das Gabholz zu 
legenden Abgaben oder darauf haftenden Koften und des Schägungswerths 
der verfchiedenen Sortimente Erwähnung zu thun if, 

2) Die Bezirfsbehörden prüfen diefe Vorſchläge und ertheilen darauf die 
erforderliche Entfcheidung Cwelche den einfchlägigen Bezirfsforftämtern mitzu: 
theilen ift) oder holen die Refolution der unterfertigten Stelle (königl. Re 
gierung des Rheinkreiſes, Kammer des Innern) ein, in den Fällen, wo 
diefelbe vorbehalten ift. 

3) Nach erfolgter Genehmigung der DVertheilungsnorm und mach gefchehe: 
ner Aufnahme der Holzabzählungg: und Holzvertheilungsprotocolfe, wobei die 
einfchlägigen Sorftbeamten gegenwärtig feyn, und diefe Protocolle mit unter: 
zeichnen müſſen, Fann die Abfuhr des Materials, wenn fonft Feine Anſtände 
obwalten, fofort wor fich gehen. 

4) Die Abzählungss- und Vertheilungsprotocolle werden deffen ungeachtet 
fofort der Bezirfsbehörde zur Einficht und Ratification, mit gutachtlihem An— 
trage über die Verwendung des fich etwa ergeben habenden Materiatüberfchuf: 
es, zugefendet. 

5) Im Fall die Verfteigerung des ganzen Ertrags eines Holzfchlags oder 
eines Theils desfelben genehmigt worden ift, ift der durch die, den Öffentlichen 
Verkauf abhaltenden Behörden ertheilte Zufchlag auf diejenigen Gebote gültig, 
welche den Schätzungswerth erreicht, refpective überftiegen haben, und die 
Abfuhr des Materials kann ebenfalls ohne Weiteres erfolgen; die Verſteige— 
rungsprotocoffe müſſen nichts defto weniger den Bezirksbehörden zur Einficht 
und Ratification unverzüglich vorgelegt werden. 
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me vom 26. Nov. 1822 lautet fo: 
I. Allgemeine Beſtimmungen. 


f.r. Die Holzhauer und Holzauffeper oder Schlaghüter ftehen unter der 
unmittelbaren Aufficht und Leitung des Localforftperfonales und haben den 
Anordnungen dejfelben, in allem was die Ausführung der Holzfällungen betrifft, 
ftrenge Folge zu leiften, 

Da die Holzauffeger in dem Auftrage des Nevierförfters oder des denfelben 
erfenenden Forftwärters oder Stationsgehülfen handeln und ihnen, in Abwes 
fenbeit des Forftperfonals, die Aufficht übertragen ift, fo haben die Holzhauer 
fih nicht minder genen ihre Unterweifungen folgfam zu bezeigen. . 

Wegen allenfaltfigem befahrnem Unrecht oder erlittener Kränfung haben 
fih die Holzhauer am das betreffende königl. Forſtamt zu wenden; dagegen 
haben fie, bei fih ergebendem Mangel an Folgfamkfeit oder ungebührlichem 
Betragen gegen das Zorftperfonal, die Ausweifung aus der Arbeit und die 
Ausführung derfelben auf ihre Koften zu gewärfigen, 

Diefe Ausweifung eintreten zu laffen, bleibt in allen Fällen den königl. 
derflämtern vorbehalten. 

Die Hütten, welche nöthigenfalld den Holzhauern oder den Schlaghütern 
in den Schlägen zu errichten geftattet wird, gehören in Feinem Falle denfelben, 
fondern werden für Rechnung des Fönigl, Aerars nach Beendigung der Holz: 
fällung verwerthet. 


HI, Annahme der a 


Jeder in dem Holzhauen erfahrene oder dazu befähigte Arbeiter, der 
nicht andere Gehaue verlafien hat, ohne feine Arbeit in denjelben zu beendigen, 
oder wegen Unfolgſamkeit und gefliffentliher Verletzung feiner Obliegenheiten 
ausgewiefen worden ift, wird zu den Bällungen zugelaffen, und er hat nach 
genauer Vernehmung der gegenwärtigen Unterweifung und der etwa nöthigen 
befonderen Bedingungen, welchen zu unterziehen er fich verpflichtet, den abzu— 
ihließenden , die erwähnten befonderen Bedingungen fo wie den Holzhauerlohn 
beſtimmenden Accord mit zu unterfchreiben. 

I, Anordnung und Bertheilung der Füllungen. 

$. 5. Kein Holzhauer darf ſich nach eigenem Gutbefinden in einen Theil 
des Schlages einftellen. 

In dieſem Falle wird ſeine Arbeit als nicht geſchehen betrachtet und 
nicht ausgelohnt. 

Die Schläge werden durch den Revierförſter, oder durch den von ihm 
beauftragten Forſtwärter, Gehülfen oder Aufſeher in eine, den Partien der 
Holzhauer entſprechende Zahl möglichſt gleicher Theile getheilt, und das einer 
jeden Partie zufallende Stück wird durch das Loos beſtimmt. Zu dieſer Ver: 
loofung werden alle Holzhaner, welche den Accord unterzeichnet haben, befchies 
den. Diejenigen, welche ſich dabei nicht einfinden, können wegen vermeinter 
Bevortheilung Feine Befchwerde führen, 
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IV, Beſondere Obliegenheiten der Holzhauer. 


| A. In Hinfiht der Fällung. 

$. 4. Sogleich nad der Einmweifung in die Schläge haben die ann 
in mwieferne es die MWitterungsverhältniffe erlauben, die Fällung zu beginnen, 
und diefelbe, fo wie das Auffchaffen des Holzes ununterbrochen bis zur Been— 
digung fortzufegen. Bei der Vernachläßigung diefer Obliegenheit werden andere 
Holzhauer eingeftelft, und der hiebei allenfülls nöthige Mehrberrag des Hauer: 
lohns wird ſodann den erften Arbeitern abgezogen, zu welhem Ende fie bie 
zur vollendeten Fällung und Auffchaffung nie gänzlich ausgelohnt werden, 

$. 5. Holzhauer, welche aus ihrem Looſe in ein anderes überfchreiten, 
erhalten für diefe Arbeit Feine Bezahlung. 

B. In Beziehung auf Forſtpflege. 

$. 6. In Niederwaldungen iſt der Hieb fo viel wie möglich dem Boden 
gleich, fchief und glatt, ohne Spalten, Splitter und Waſſerlöcher Zu führen, 
Von ganz niedrigem Abhiebe find jedoch ausgenommen, die dem Niederwald- 
betrieb unterzogenen Rothbuchenbeftände, in welchen die Höhe der Strede nicht 
unter 3 und nicht über 8 Boll feyn darf. Es iſt im Allgemeinen ausdrücklich 
verboten, die Reifer und Stangen nady dem Einhiebe umzubrechen oder zur 
Crleichterung des Abhiebes umzubiegen. 

Jede Nachſäuberung ift dem Holzhauer, welcher die für den Abtrieb gege- 
beneu Vorſchriften nicht gleich bei der Fällung befolgt, unterfagt, und fie wird 
auf feine Koften durch den Revierförfter beforgt. 

$. 7. Da der vorfchriftsmäßige Abtrieb de3 geringen Gehölzes nicht mit 
der Art bewirft werden kann, vielmehr durch diefes Haugefchirr die Wurzeln 
erfchüttert und losgeriffen werden, fo iſt ausdrüdlich ausbedungen , daß fich 
hiezu der Hippe bedient werde, für deren Anfchaffang nöthigenfalls die Eönigl, 
Forſtämter, auf Koſten der Holzhauer, forgen werden. 

$. 8. Als Folge der in $ 6 enthaltenen Beftimmung wird der zeitherige 
verderbliche Gebrauch die zu fchälenden Stangen und Reifer nach dem Einhiebe 
umzubiegen, und die gefchälten Erdftöde bis zur Beendigung des Schälens 
auf dem Stocke zu laſſen, ſtrengſtens unterfagt. 

$. 9. In den Hochwaldungen ift der Hieb fo tief wie möglich und mit 
Vermeidung zu großer Kerben zu führen, und die Holzhauer müſſen, fobald es 
in dem Accord befonders ausbedungen ift, fih dem Umgraben der Stämme, 
der Einebnung der Stocdlöcher, dem Zudecken der Stöde in Kiefernbeftänden, 
dem Abäſten der zu fällenden oder ſtehen zu laſſenden Stämme, der Anwen, 
dung von Stricken oder Seilen, um die flarfen Aefte ohne nahmhaften Scha: 
den für den Unterwuchs zur Erde zu bringen, oder um den Stämmen die 
unfchädlichfte Richtung beim Werfen zu geben u. f. w. unterziehen. 

$. 10. In Durcforftungen iſt in der Regel zuerft die Fällung auf der 
ganzen Fläche vorzunehmen, und fodann Das Auffchaffen zu beginnen. 

$. 11. In Ausjätungen, Auslichtungsfchlägen und Nachhieben ift bei der 
Fillung auf möglichte Schonung des Aufwuchfes Bedacht zu nehmen, welcher 


. 
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zu dem Ende nöthigenfats zurüczubiegen und, ſogleich nach der Aufſchaffung 
eines Stammes , wieder aufzurichten if. Den Stämmen ift jedesmal die 
Richtung nah jenen Stellen zu geben, auf welchen der wenigſte Nachtheit 
erfolgt. Sogleich nach der Fällung eines Stammes ift er aufzufchaffen und, ehe 
ein anderer gehauen wird, das aufgefpaltene Holz auf den am wenigften beftodz 
ten Stellen, oder wenn die Beſtockung vollfommen und allgemein- ift, an den 
Wegen oder an dem Rande des Schlages aufzurolfen. 

Bei dem Herausrüden des Holzes ift ebenfalls der Aufwuchs möglichft zu 
(honen, und es find zu dem Ende die Schlitt: oder Rückerwege einzuhalten 
welche das Forftperfonal anweifen wird. 


$. 12. Auf gleiche Weife ift in Beſaamungs- und LKichtfchlägen forgfältigft 
darauf zu achten, daß Feiner der zum Ucherhaften beftimmten Stämme durch 
die zu fällenden befchädigt oder umgefchlagen werde. Eollte. jedoch, ohngeach: 
tet der angewandten Vorficht, ein Stamm auf einen Saamenbaum fich fo anfes 
oen, daß diefer gehauen werden müßte, oder follte ein Eaamenbaum umgefchlas 
gen oder ſtark befchädigt werden, fo ift dem Localforftbedienfteten die Anzeige 
zu machen, damit er für die Befaamung oder Beſchattung durch das Auszeich 
nen anderer Stämme VBorfehung treffe. 

$. 15. Der in Laubholsbeftänden durch das Fallen gehauener Stämme 


' niedergefchlagene Aufwuchs ift nach der im $. 6 und 14 feftgefesten Norm ab— 
juhauen, oder abzufchneiden, 


4. 14. Die Holzhauer find gehalten, den Schlag von alfem Reifig, Spä: 
nen, verbuttetem und kümmerndem Aufwuchſe, von Dornen und Befenpfriemen 
ja reinigen und in den Niederwaldungen die alten Stöcke mit abzutreiben, 
Zu dem Abfchneiden des geringen Aufwuchfes iſt fih der Dippe und des Baum: 
meſſers (Sefels) zu bedienen. 

Im Allgemeinen follen die Holzhauer ftets für tüchtiges, fharfes Haus 
oder Schneidegefhirr beforgt ſeyn. 

Ebenfo haben fie zum Aufſetzen alles Holzes die nöthigen Stücel, gehö- 
rig sugerichtet,, aus dem Schlage zu liefern, und beim Aufrollen des Holzes 
die verfchiedenen Sortimente non einander zu trennen. 

C. Rüdfihtlih der technischen Zurichtung. 

4. 15. Stämme, weldhe zu Bau-, Nutz- und Werkholz tauglich find, dür— 
ten, in fo weit fie durch den Localforftbeamten oder nach feiner Anleitung durch 
den Holzſetzer bezeichnet find, nicht zu dem gewöhnlichen Klafterholze aufges 
hauen werden. Ihr Ball ift fo zu lenken, daß fie nicht an Orte zu liegen 
tommen, wo ihre Abfuhr fehr fchwierig oder gar unmöglih wird, und cs iſt 
möglihfter Bedacht darauf zu nehmen, daß fie beim Umſtürzen nicht zers 
brechen. 

Sie find fodann in der verorbneten Länge abzufchneiden, und zu . 
Zwecke zu fäubern und zuzurichten. 

4. 16. Alles Holz über 6 Zoll Durchmeffer muß mit der Säge 96 
ſchuitten werden. 
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$. 17. Die Fälle ausgenommen, in welchen durch den Revierfoörſter zu 
befondern Zwecken anders beflimmt wird, erhält alles Klafterholz die vollkom— 
mene Länge von 4 Fuß. Die Erdflöge dürfen daher nicht Fürzer feyn, und 
das Maß muß in der Mitte des Abhiebes angelelegt werden. Es ift hiebei 
ausdrüctich verboten, fich zum Abmeffen der Art zu bedienen und jeder Holz 
haner hat, zu diefem Ende, ein von dem-Nevierförfter berichtigtes Maß bei 
fih zu führen. | j 
$. 18. - Die Scheiter dürfen über den Nücen gemeffen, in der Regel nicht 
unter 4 Zoll Die erhalten. Das Abherzen ift durchaus verboten. 

$.91 Das Aft: und Prügelholz ift von Anwüchſen und Knoten zu reinigen und 
in- fofern es zum Flößen beftimmt ift, gehörig zu ſchnauzen. 

$. 20. Den Wellen ift ebenfalls die vollfommene Länge von 4 Fuß und 
ein Umfang von dem nämlihen Maße zu geben. Sie müffen, wenn es der 
Schlag erlaubt, mit Prügel untermifcht und dicht gebunden werden. Wellen, 
welche nicht nach diefer Worfchrift gefertigt, und durch ungleiche Ränge und 
feichtfinnige Zurichtung unanfehnlich geworden find, werden aufgehauen und 
müffen anders angefertigt und gebunden werden. 


D. In forſtpolizeilicher Hinficht. 

$. 21. Das Fällen und gefliffentlihe oder leichtſinnige Beſchädigen von 
alfem, in den Schlägen zum ftehen bleiben beftinmten Holze, fowie das Leber: 
fehreiten der Schlaglinien wird als Frevel behandelt und die gerichtliche Ver: 
folgung gegen den Thäter wird nach den gefeslichen Beftimmunget. eingeleitet. 

$. 22. Desgleihen wird das Verwenden zu den gewöhnlichen Feuerabend— 
äften von anderem Holze ald Spänen, Broden und Reifig ald Entwendung 
angefehen und als folche gerichtlich verfolgt. 

$. 23. Auf weniger ald 6 Arbeiter darf in den Gehauen, wo eine größere 
Anzahl Holzhaner fich befindet, Fein Feuer gemacht werden. Hiezu find nad) 
Anleitung des Kocalforftperfonals Blößen und Wege zu wählen, und nur Reis 
fig und Späne und zu dem Klafter: und Wellenholze nicht taugliche Abfälle zu 
verwenden. Diefe Feuer find mäßig, und nicht zu Gewinnung der Aſche einzu: 
richten, bei Vermeidung der gerichtlichen Verfolgung als Zorftfrevel. 

$. 24. Um diefe Feuerftellen ift auf einen Meter weit alles Laub, dürres 
Moos, Heide und Gras "hinwegzuränmen. An jedem Abend ift alles Feuer 
und Afche in der Mitte der Feuerſtellen zufammenzufcharren und gegen das 
Auslaufen durch Zukehren zu verwahren. 

Den Erfab des Schadens, welcher aus der Wernachläßigung diefer Bor: 
fihtsmaßregel erfolgen Eönnte, hat die Rotte, in deren Loos das Feuer ausge: 
kommen ift, folidarifch zu leiften und fie wird überdieß aus der Arbeit ausge: 
wiefen. 

$. 25. Für den durch das Auslaufen eines Feuers bei Tage erfolgten 
Schaden find fämmtlihe Holzhauer, welche in dem Sclage gegenwärtig wa— 
ren, verantwortlich. 

$. 26. Weiden für das MWellenholz dürfen nur da und auf die Weiſe ges 
fchnitten werden, welche den Revierförfter oder Sorftwärter angegegeben wird, 
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Desaleichen Bann Holz. für Arthelne und Schlittenfohlen nur auf die Anz 
mweifuna de3 MRevierförfters genommen werden. 

$. 27. Sn den Monaten November, Dezember, Januar und Februar 
darf die Arbeit nicht vor 6 Uhr des Morgens begonnen und nach 6 Uhr der 
Abends fortgefent werden. Don dem Monat März an, ift fie vor 4 Uhr des 
Morgens und nach 7 Uhr des Abends unterfagt. 

$. 28. Obgleih im Allgemeinen fchon die Strafe der Ausweifung aus der 
Arbeit und der Ausführung derfelben auf Koften der Zumwiederhandelnden, bei 
fih ergebendem Mangel an Folafamkeit, ausgeſprochen worden ift, fo wird hier 
doch noc folgendes ausdrücklich feftgefest, welchem fih die Holzhauer durch 
Unterzeichnung des Accords unterziehen. 

Bei wiederholten Verletzungen der, in den 55. 6 bis 9 dann 16 bie 18 ein=. 
fchließlich und 27 bezeichneten OÖbliegenheiten der Holzhauer werden dieſelbe 
aus der Arbeit ausgewieſen. | 

Den aus Verletzungen der, in den 99. 11, 12, 15, 24 und 25, enthaltenen 
Beitimmungen entfpringenden Schaden verbinden fich die Holzhauer zu erfegen 
und biefür von ihrem Lohn den angemeijenen Abzug zu erleiden, unbefchadet 
weiteren Verfahrens gegen fie, im Falle ihr Guthaben nicht ausreichen folffe 
um den $. 24 und 25 vorgefehenen Schadenerfas zu leiften, Auf Wiederho: 
Iunasfälfen haftet die Ausweijung. 

Den Holjhauern werden ebenfalld die aus der Vernachläßigung der $$. 
9, 15, 14, 19 und 20 fließenden Koften bei der Auslöhnung in Abzug gebracht. 

Auf Vergehen gegen die $$. 21, 22, 25 und 26 haften gefehliche Strafen. 


V. Die Auslöhnung der Holzhaner betreffend. 

6. 29. Die Auslöhnung von 5 Viertel des verdienten Lohne erfolgt alfe 
13 Tage und die gänzliche Auszahlung wird nach der Schlußabzählung dergeftaft 
geleiftet, daß bei Austellung des legten oder definitiven Lohnzettels diejenigen 
Abzüge, in welche die Holzhauer nach obigen Beftimmungen verfallen feyn 
könnten, in dem Lohuzettel felbft von dem noch ausjtehenden Diertheile des 
Lohns abgefest und nur der Reſt zur Zahlung durch das königl. Rentamt be: 
ſcheinigt werden. 

$. 30. Zum Empfang de3 Geldes erwählen die Holzhauer aus ihrer Mitte 
einen Rottenführer , deffen Entfchädigung ihnen gänzlich überlaſſen iſt. Diefer 
Rottenführer darf in keinem Fall ein Holzfeser fern. In der Regel foll die 
Bezeichnung des Nottenführers bei Abjchließung des Accords gefchehen, Se: 
doch fteht den Holzhauern auch hernach die Wahl eines andern frei. 

$. 31. Zur Sicherftellung der Holzhauer haben die Rottenführer, unter 
der Anleitung der Revierförfter, ein Büchelchen zu führen, in welchem für je— 
den Holzhauer, oder jeden Holzhauerpartie ein befonderes Blatt zu beftimmen 
ift, um die an jedem Zahltage an diefelbe ausgezahlten Beträge vorzumerfen, 
weiche in dem Büchelchen zu gquittiren find. Die Auszahlung erfolgt in der 
Regel im Schläge. Das Forftperfonal hat fich direct damit nicht zu bfe aſſen, 
wohl aber darüber zu wachen, daß die Holzhauer in ihrem verdienten Lohn 
auf Feine Weife verkürzt werden, 
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VI. Verrichtungen und Pflichten der Holzaufſeter refſp. 
Schlaghüter. 


$. 32. Die Holzaufſetzer, welche in der Regel, zumal in großen Gehauen, 
zugleich als Schlaghüter verwendet werden, werden von den Pönigl. Forftämtern 
unter den fähigften, zu den nachbezeichneten Beftimmungen tauglichen Holzhauern 
ausgewählt. 


Ihre Hauptverrichtung beftcht in dem Aufſetzen des Holzes und in der 
Bewachung des Materials in dem Schlage, fo lange dagfelbe für Rechnung 
des Fönigl. Yerars darin befindlich ift. Außer diefem haben fie den Revierför— 
fter oder den im feinem Auftrage handelnden Forftwärter oder Gehülfen in 
der Unterweifung und Leitung der Holzhauer, in der Gortirung der Hölzer 
nach ihrer technifchen Brauchbarfeit, in der Anordnung einer zwectmäßigen 
Zurichtung und in der Verhütung aller Nachtheile, welche aus vorfchriftswidris 
ger Fällung und Auffhaffung des Holzes entfpringen Fönnen, zu unterſtühen. 
Unterlafjung oder Verletzung ihrer Pflichten, welche die Holzhauer fich zur 
Schuld kommen laſſen, fo wie auch alle und jede Forſtfrevel, welche fie in und 
außer den Schlägen entdeden, haben fie dem Revierförfter anzuzeigen. 


$. 33. Aus diefen DVerrichtungen leitet fich die Nothmwendigkeit der Ver: 
eidigung der Holzauffeger ab, welche hinfichtlich der Stempel: und Einregiftri: 
rungsgebühren gratis gefchieht. 

Jedoch find Auffeger, welche fehon früher eidlich verpflichtet worden find, 
hievon ausgenonmen. 

5.354 Das Klafterholz ift nach dem Normalmaße, nach der beſonders 
porgefchriebenen Weite cin der Regel 8 Fuß bei 41% Fuß Höhe, und nur an 
ſteilen Gebirgseinhängen 12 Fuß weit und 5 Fuß hoch) und mit dem Ueber: 
maße von 3 Zollen, fo dicht es immer die Form und der Wuchs erlaubt, auf: 
zufegen > .die verfchiedenen Sortimente find flets zu trennen, fobald ein Sortis 
ment über eine halbe Klafter beträgt. Unredlich aufgeſetztes Holz wird umges 
riſſen und muß von dem Geber oder, nach Befinden der Umſtände, durch einen 
andern, auf feine Koften, nach der Vorſchrift neu aufgeſtellt werden. 

$. 35. Zum Ausgleichen des Holze dürfen Feine Scheiter geſpalten wer⸗ 


den, und es find hiezu Priügel zu verwenden. 
$. 56. Das Holz iſt auf nicht beſtockten Stellen und freitaufzuftellen, bei 


Vermeidung des Schadenerfabes, der Verbringung und Wiederaufſetzung auf 
unfhädlihen Stellen auf Koften des Zumwiderhandelnden, und im Wiederho: 
Iungsfalle der Ausweiſung. | 


Wo mehrere Klafter Holz oder 100 Wellen in einer Reihe fien, müſſen 
die einzelnen Klafter, die Wellen aber nad) Viertelfundert und Hunderten, 
durch Stiel beftimmt und deutlich von einander gefchieden werden. 

$. 57. Weniger ald Viertelklafter werden bei den Abzählungen nicht 
aufgenommen. 

$. 38. Jeder Holzauffeger hat ein Buch zu führen, in welchem die Quan—⸗ 
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tität des von jeder Holzhauerpartie gefertigten und für fie aufgefesten Holz 
sed in Vierteln, wit bloßen Strichen, Tag für Tag angemerkt werden muß. 

$. 39. Auf den Grund diefer Vormerkungen, welche von den Revierför— 
fern in den Schlägen zu verificiren find, werden die Lohnzettel für die abs 
fchläglihen Zahlungen angefertigt und den Rottenführern zugeftellt. 

$. 40. Die Seser haben ſowohl den vorläufigen als den Schlußabzähluns 
gen beizumohnen und hiebei den Forſtbeamten das Holz vorzumweifen. 

$. 41. Nadläßige und untreue Dolzfeher werden audgemwiefen und nach 
Geftalt der Sache gerichtlich. verfolgt. 





Die vom 31. Mai 1826 (Intelligenzbf. ©. 443) lautet: 

Schon mehrmalen ift die zeitige Räumung der Schläge in den Gemeinde: 
waldungen angeordnet worden. Deffen ungeachtet Fonimen von Zeit zu Zei 
Anzeigen, daß die Abführung des Holzes verfpätet werde. Diefe verzögerte 
Räumung hat für die Waldungen den doppelten Nachtheil, daß die natürliche 
MWiederbeftelung ungemein zurücgefebt, und daß bei dem Kiefernholz infonders 
beit das fehr fchädliche Inſect, Söhrenbohrer, entfteht: 

Als Urfache der DVerfpätung find angegeben: 

1) Die Holzhaueraccorde Eönnten in den Gemeinden nur fpät abgefchlofs 
fen werden, weil die Holzhauer, fo.lange fie Arbeit in den Staatewaldungen 
finden, nicht in den Gemeindewaldungen arbeiten wollten, indem, wegen Mans 
gel an Geld, die Zahlungen nicht richtig erfolgten. 

2) Wenn auch die Hölzer fertig umd abgezählt feyen, müßten die Bürger: 
meifter zuerft bei den königl. Landcommiffariaten um Autorifation zur Verſtei⸗ 
gerung oder Vertheilung nachſuchen, und die Ertheilung derfelben abwarten, 

5) Nach erfolgter Autorifation verftrichen dann wieder 14 Tage für die 
Bekanntmachung durch das Sntelligenzblatt. 

4) Müſſe der Verſteigerungsact felbft wieder den königl. Landeommilfa: 
riaten zur Genehmigung vorgelegt werden. 

Die Hebung des erften Hinderniffes liegt ganz in den Händen der Bür— 
germeifter und der Fünigl. Landcommiffariate, welche für die prompte Bezah— 
fung der Holzhauer zu forgen haben. Hat die Gemeindecafe zu gleicher Zeit 
noch andere Ausgaben zu beftreiten, und gebricht es augenblicklich an Bonds, 
um alle Ausgaben zugleich zu leiten, fo müffen bie dringendern den wenig dringen: 
dern vorftehen. Daher find fchon vor Anfang des Hiebs für die Holzhauerlöhne 
die nöthigen Gelder zu referviren, indem Zaglöhner Feinen Credit geben können. 

Die zweite Schwierigkeit wird von felbft wegfallen, wenn die Bürgermei: 
fler die Antorifation zur Verſteigerung oder Vertheilung nicht erft dann nach: 
fuchen, wenn die Fällung ſchon vollzogen ift, fondern fehon im Anfange derfels 
ben, indem die Duantitäten vom Materiale wenigftens approrimativ ſchon in 
den Hauungsvorfchlägen bezeichnet find. 

Die Bekanntmachung der Verſteigerungen kann ebenfalls Beinen Aufent: 
halt verurfachen, indem der Tag der DVerfteigerung fchon zur Zeit feftgefegt 


werden Fann, wo noch nicht altes Holz aufgemacht ift, 


Dr. Eicbenpieifier’s 10 
Danpbad ver Berfaffung. :r. IL. 
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Um aber hierin noch mehr Erleichterung zu gewähren, genehmigt man, daß 
wenn die zu verflteigernde Quantität nicht 5000 Welten oder 50 Klafter an 
DBrandholz, und 100 fl. Werth an Bau oder Nusholz beträgt, die Verſteige— 
rung nicht in dem Intelligenzblatte ausgefchrieben, fondern blos im Orte und 
in den benachharten Gemeinden durch die Schelle befannt gemacht werde, 

Hinfihtlih der Genehmigung der DVerfteigerungen wird ebenfalls die dar: 
aus hergeleitete Verzögerung aufhören, wenn die Bürgermeifter, in dringen: 
ben Fällen, die Protocolle durch Erpreffe an die Fönigl, Landeommiffariate ab: 
fenden, welche ihrerfeits in folchen dringenden Fällen ihre Entfchließungen 
binnen 24 Stunden zu ertheilen haben. 

Uebrigens wiederholt man hiebei, daß fowohl gegen die Gteigerer ala 
gegen die Einwohner, welche Gabholz empfangen, die rechtzeitige Räumung der 
Schläge mit aller Strenge zu verfolgen fey. 





Ferner vom 17. April 1827 Sntelligenzbl. ©. 319): 

1) In den Verzeichniffen der Dienft: und Gabhölzer ift jedesmal der 
Tag zu beflimmen und in der Gemeinde befannt zu machen, an welchem die 
Gehaue geräumt ſeyn müſſen. Wer diefe Frift nicht benugt hat, ift für diefes 
Jahr feines Befoldungs:, Dienft: oder Gabholzes eo ipso verluftig, und ohne dafi 
es nothwendig wäre, diefe Berluftigung befonders ausfprechen zu laffen. 

2) In den Holzverfleigerungen ift desgleichen jedesmal die Friſt der 
Räumung feftzufesen und die Bedingung beizufügen, daß alles Holz, welches 
nicht im diefer Friſt abgeführt fey, dem Wald heimfallen, ohne deu Gteigerer 
von Bezahlung des Kaufpreifes zu liberiren. 

3) Zur Abfuhr des Kiefernholzes ift der erfte März der Tängfte zu bemils 
ligende Termin. Es kann aber in den Bedingungen noch eine Fürzere Zrift 
anberaumt werden, 

4) Sn den erften drei Tagen nach Umlauf der Räumungszeit müffen die 
Körfter ein Derzeichniß der dem Wald verfalfenen Hölzer in Form eines Pros 
tocolls anfertigen und dem Bürgermeifter refp. der Stiftungsverwaltung zuftellen. 

5) Sogleich nach diefer Aufnahme haben die Bürgermeifter oder Stif— 
tungsverwaltungen dafür Sorge zu tragen, daß die Hölzer aus den Schlägen, 
und an unfhädliche Orte gebracht werden. 

Die Gemeinden und Stiftungen können fodann darüber auf andere 
Meife, und auch mittelft Vertheilung an die Armen des ganzen oder eines 
Theiles verfügen. 





Die Rinden follen, laut Regierungsverfügung vom 29. Juni 
4830 (Sntelligenzbl. ©. 237), nit mehr aufgebunden, fundern über 
Bauſch Cen bloc) wie in den Staatswaldungen verjteigert werben, 





Verordnung vom 12. Jänner 1830 (Intelligenzbl. ©. 69: 
Man har Gelegenheit gehabt zu bemerken, daß die Gemeindeholzverfteige: 
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rungsprotdcolle wft Fehr mangelhaft und undeutlich angefertigt werden, wodu dh 
nicht allein die Revifion, fowohl der Geld: als Marerialrechnung, erfchwert 
iondern auch Deranlafung. zu Mehrerhebungen von Einregiftrirungsgebühren 
gegeben wird, und auf fonflige Weife Verluſt für die Gemeinden entftchen 
fönnte. » —— 

Die Bürgermeiſterämter werden daher angewieſen, ſolche Protocolle klinf— 
tig vollſtändiger anzufertigen, und dabei folgende Vorſchriften nicht außer Sn 
zu laſſen: 

1) Sind nur die wirklih zum Verkauf ausgefenten Hölzer in das Pros 
tocol einzutragen. Wird ein Artikel nicht zugefchlagen, weil die Tare nicht 
erreicht wurde, fo ift ſolches zu bemerfen. 

2) Die Namen und der Wohnort jedes Steigerers und Bürgen folfen 
angeführt werden. Steigerer und Bürge haben das Protocol zu unterfchreis 
ben. Wo Feine Bürgfchaft geftelft wurde, iſt dies zu bemerken. 

Wenn ein Steigerer mehrere Looſe fteigert, fo ift es nicht genug, dafi 
er mit feinen Bürgen bei einem Loos unterfchreibe, fondern dies muß bei jedem 
weiter erfteigerten Loos wiederholt werden. | 

3) Der Steigpreis ift nicht allein in Zahlen, ſondern auch in Worten 
zu ſchreiben. 

4) Sowohl der Erlös als die verſteigerten Materialien, letztere mach eins 
jenen Sortimenten abgetheilt, müſſen addirt werden, 

Protocolte, worin diefe Vorſchriften ganz oder auch theilweife unbeachtet 
aeblieben find, haben die Fönigl. Landcommiffariate, vor Ertheilung der Geneh⸗ 
migung, zur Vervollſtändigung, wo ſie no möglich ift, zu fenden, 





‘ “ 


Windfaͤlle und Frevelhölzer werden fofert — Auf era 
ordentliche Holzfällungen muͤſſ en beſonders verhandelt und die Au— 
träge der Gemeinden dazu ‚ fowie zu allen ordentlichen Fällungen, 
muͤſſen, laut Verfügung vom 16. Jänner 1826 Intelligenzbl, ©.. 
97) vor dem 31. März den Revierförftern uͤberſtellt werden. | 

Ueber Weide, Streulaub, Mat, Waldjagd ꝛc. fiehe die Forfts 
frevelgefee in der achten Abtheilung: Staatswirthſchaft. 

Ueber den Ertrag der Waldungen ſind Materialrechnungen 
vorgeſchrieben, woruͤber die Regierungsverſuͤgung vom 26. Auguſt 
1825 (Intelligenzbl. ©. 973) fo lautet: 

Man findet 'fich veranfaßt zu verfügen, daß in alfen Gemeinden, welche 
Baldungen befinen, von den Gemeindeeinnehmern von nım an eigene Holzma— 
teriafrehnungen hach dem anliegenden Formufar gefäahrt werden follen. 

Dieſe Rechnungen find den Gemeinderechnungen beizufügen und mit alfen 


Beweisihriften zu belegen, welche * ſchon als Belege der Geldrechnung 
vorfommen, 
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‚. ©) Eulturen. 

Bei fo wichtigen Nutzungen, welche aus den Waldungen flies 
fen, follte man erwarten dürfen, daß die Gemeinde- und Ortsvor⸗ 
fteher ſelbſt eifrigft bedacht wären, jene in gutem Stand zu erhal 
ten und durch ?zwednäßige Gulturen zu erweitern. Die Bevoͤl— 
ferung wächlt in furchbarem Maaße, viele Staatd- und Gemeindes 
waldparzellen find veräußert und abgetrieben, viele ‚außerordentlis 
che Holzfchläge in Gemeindewaldungen zu Gebäuden, Schulden: 


tilgungen u. f. w. find ausgeführt worden, die Holzpreife fteigen 


mit jedem Jahr, und dennoch fo viel Gleichgültigfeit für Culturen! 
Wil und kann man benn erndten ohne zu faen? Wie lange koͤn— 
nen wir noch von der Fürforge unferer Vorfahren zehren? Statt 
daß die Gemeinden jedes Stuͤckchen oͤdes Gemeindeland zu Wald 
bejtimmen und felbft auf Beftellung dringen, muß man noch Zwang 
anwenden, um fie nur zu vermögen, die von den Forftbehörden 
vorgefchlagenen und von der Regierung genehmigten Gulturarbeiten 
zechtzeitig vorzunehmen; bald fehlt es au der Vorbereitung dee 
Bodens, bald am Credit im Büdget, bald an rechtzeitiger Beifchafs 
fung des Saamend u. f. w. Wenn ed aber zur Bertheilung der 
Hölzer geht, ift jeder bei der Hand. Wahrlich eine folche Lauheit, 
die man jedoch nicht gerade allen Gemeinden und Vorſtehern vor; 
werfen will, ift unverzeihlich, und zeugt von eben fo wenig Einficht, 
als Fürforge für die eigenen Nachfommen. An ermunternden und 
beſtimmenden Verfügungen der Stantsverwaltung hat esnicht gefehlt. 

Die Forftämter muͤſſen die Betriebsvorfchläge mit jenen für 


bie Staatöwaldungen einfenden; daher follen die Bürgermeifter 


den Nevierförfterm ihre Bedarfdanforderungen vor dem 31. März 
jedes Sahr zuftellen. Durch Befanntmachung vom 9. October 1823. 
(Sntelligenzbl. ©. 1427) bietet die Fönigl. Regierung den Gemein—⸗ 
den Kiefernfaamen gegen billigen Preis oder Austaufch gegen Zaps 
fen an. Sn jener vom 9. April 1828 (Intelligenzbl. ©. 90) macht 
fie auf den vortheilhaften Anbau der Lerchen aufmerffam, wovon 
die Gemeinden aus den Pflanzgärten der Nevierförfter Setzlinge 
beziehen können. Am 17. September 1827 (Sntelligenzbl. ©. 413) 
bemerkt fie, daß die koͤnigl. Klenganftalten nicht genug Kiefernfaamen 
liefert fönnen, die Saamenhändfer hohe Preiße halten und unzuver⸗ 
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laͤßig ſeyen, die Gemeinden daher felbft Klenganftalten errichten 
folten, wozu die Puberte als ein, leichtes und wohlfeiles Mit 
tel empfohlen wird. Die dort beigefügte Befchreibung, wonach 
jeber Zimmermann ober Schreiner fie fertigen kann, liefern wir hier: 

Die Puberte befteht in einem Geftelle von Holz, welches in der (dem Ins 
telligenzblatt) beiliegenden Zeichnung 14 Fuß. vordere Höhe, 10 Fuß Weite und 
7 Fuß Tiefe hat. 

Das Dad a ift von Brettern, und kann vermittelft fparrenmäßiger Hebe: 
biume b aufgehoben undSniedergelaffen werden. 

Don 4 Horden e ift die oberfte unbeweglich und erhält die ganze Breite 
von 7 Fuß. Die 3 unteren von 4 Fuß Breite werden jedesmal bei dem Deffs 
nen des Daches auf den Leiften d hervorgefhoben, um der Sonne ausgefest 
zu ſeyn. 

Zur Erfeichterung und fchnelfern Verwahrung bei plöblih einfalfendem 
Regenwetter werden die 2 mittleren durch die Riegel e bei dem Deffnen 
des Daches zugleich vorgefchoben und bei dem Niederlaffen zurückgezogen. 

Der Boden £ wird mit Brettern gededt, um den ausfallenden Saamen 


anzunehmen. 
Koſtenanſchlag. 
fl. Er. 


1) Für ein Fundament oder Unterlage von Steinen » - :..:.:4 — 
2) Beichlag und Aufftellung des Geſtelles von 590 laufenden Fuß 

I a ie ee rer 10 M 
8) Bür das Schneiden von 35 Borden u6 fr. 2. 2 0. 35 80 
4) Bertigung des Daches und Dedung ded Bodens, Taglohn und 

ir Nil » 0 0 0 LE er ee 4 — 
5) Fertigung der Horden, jede nf. » 2 2 2 2 er: 2: RB — 
65 Für Kloben und Bande an das Dach und Eifen an die Gewerbe 10 — 
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Anmerkung. Die Tiefe des Geſtelles hängt von der Breite ab, welche 

man den Horden geben will. Auf breiteren Horden Fönnen allerdings 

mehr Zapfen aufgefchlittet werden; allein das Aus: und Einfchieben ders 

felben wird auch um fo befchwerlicher, und das Dach, welches: fie decken 

fol, wird um fo fchwerer. Daher ift die Tiefe von 5 Fuß, wobei die 
Horde 4 Fuß erhält, der von 7 Fuß und mehr yorzuziehen. 

Die vordere Bacade der Darre müßte gerade gegen Süden geſtellt 

werden, damit fie von Werten her den Regengüffen nicht ausgeſetzt fey. 


d) Hut. Brevel. 
Die Hut der Gemeindewaldungen ift zunächft den Forftbeamten 
übergeben, unter deren Leitung die Feld» und Waldſchuͤtzen fichen. 
dei geringen Waldparzellen ift ein eigener Waldſchuͤtze nicht noͤthig. 
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Die Schuͤtzen werden vom Gemeinderath angenommen und vom 
Landcommiſſariat beſtaͤtigt, nachdem die Forſtbehoͤrde vernommen 
worden iſt. Auf gleiche Weiſe wird ihr Gehalt beſtimmt. Die Frevel 
werden behandelt wie jene in Staatswaldungen. Die Ortsvor— 
ſteher duͤrfen den Bewohnern keine Erlaubnißſcheine zu Nutzungen 
irgend einer Art geben, als in Gemaͤßheit genehmigter Gemeinde: 
befchlüffe. ©. Intelligenzbl. 1828 ©. 16. Noch weniger aber follen 
die Ortsvorfteher und Gemeinderäthe felbft Frevel begehen. Die 
koͤnigl. Regierung hat am 26. September 1828, Intelligenzbl. ©. 
299, verordnet, daß in den Frevelprotocollen die Eigenfchaft ded 
Frevlers, wenn er Gemeinderath ift, bezeichnet, und dergleichen 
Fälle von den Forftämtern den Landeommiffariaten mitgetheilt wer: 
den follen, damit dergleichen Vorſteher als unwuͤrdig aus dem Ges 
meinderath ausgeftoßen werden. 


| a) Gemeinfchaftlihe Waldungen. 
Beſitzen mehrere Gemeinden einen Wald gemeinfchaftlich, fo ift 
fehr zur Theilung zu rathen, einmal weil zur pfleglihen Behand⸗ 
lung ein getheilted Eigenthum gehört, und dann weil alle Gemein- 
{haft Leicht zu Reibungen führen. Nach dem bürgerlichen Geſetzbuche 
fann jeder Theilhaber auf Theilung Hagen. Iſt eine folche Theis 
lung vorzunehmen, fo muß der Wald vor Allem vermeffen und der 
Boden fowohl als der Holzwerth abgefchägt werden. Dann tritt 
die Theilung, wenn nicht eine Grenze durch gütliche Vereinigung 
angenommen wird, nach den Feuerftellen Coder Familienhäuptern) 
ein, gemäß dem Art. 542 des bürgerlichen Gefegbuchs und den 
Entfcheidungen des Staatsraths vom 4, Suli 4807 und 26. April 
4808. Ueber die Abtheilung wird eine Urfunde errichtet, von allen 
Theilen unterzeichnet, und dem Landcommiffariat eingefandt, um 
die Betätigung der Kreisregierung einzuholen. 

Waldungen, welche Gemeinden mit dem Staat gemeinfchaftlich bes 
figen, find nicht minder zur Vertheilung zu empfehlen. So lange die 
Theilung nicht vollzogen ift, gibt die Verordnung vom 10. Jänner 
4815, Gap. 10, und die Verfügung vom 26. März 1818 (Intel: 
ligenzbl. ©. 173) über die Behandlung der Nutungen Borfhrift- 
(Siehe unten Abtheilung 8. Staatswaldungen). 
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t) Steuern. Börftergehalt. Diäten ı« 

Die Gemeindewaldungen: find nicht wie jene ded Staats ‚von 
Eteuern frei. Diefe werden fammt anderen Koften von den Ems 
pfängern des Gabholzes entrichtet. Hierher gehört, insbefondere der 
förftergehalt. Diefer ift obrigfeitlich feftgefegt. Die Beiträge 
der Gemeinden richten fi) nach der Größe der Waldungen. Ges 
des Jahr wird die Vertheilung gemacht, und die Einnehmer ents 
rihten die Beiträge der Gemeinden an das betreffende koͤnigl. Rent— 
amt, von welchem der Förfter feinen Gehalt ganz bezieht. Eine 
Hauptrevifion gefchah gemäß der Negierungsverfügung vom 28. 
Juli 4820, Intelligenzbl. ©. 422.) Die Bezahlung der Beiträge 
in die Domänencaffe gründet fi) auf das Gruner'ſche Foftregus 
lativ $. 44, welche Anordnung von der oͤſtreichiſch-bayeriſchen 
Verwaltung durch Verordnung vom 4. Juli 4814 beftätigt und 
ſeither beibehalten worden if. Sonft find alle Dienftverrichtungen 
der Forftbeamten in Gemeindewaldungen fchon nad) dem Gefete 
vom 29. Sept. 1791 unentgeltlih. In Anfehung der Holzabzäh- 
lung ift namentlicy durch Verfügung der Fönigl. Negierung vom 
A. März 1826 (Intelligenzbl. ©. 387) die Anforderung einer Ges 
bühr unterfagt. Die Diäten bei Holzverfteigerungen find durch 
die Derordnung vom 10. Sänner 1815 (ſ. Staatswaldungen) feft- 
geſetzt. Nachtraͤglich ſodann wurde in Anfehung der Schlaghüter 
in Gemeindewaldungen am 21. März 1828 (Intelligenzbl. ©. 78) 
folgende Verfügung erlaffen : 

Durch die Verordnung der gemeinfchaftlihen Landesadminiftration vom 
10, Januar 1815 ift bei Holzverfteigerungen die Erhebung anderer Gebühren 
als folder, welche in jener Verordnung angegeben find, unterfagt. 

Da bierunter die fogenannten Anmweisgebühren für den Lohn der Schlag: 
büter nicht bezeichnet waren, fo konnte auch die Erhebung bderfelben bisher 
nicht geduldet werden. Nachdem jedoch die Erfahrung gelehrt hat, daß die 
Bezahlung der Anweisgebühren dem Intereſſe der Holzfteigerer entfpricht, und 
ſolche darum auch wieder von den Holzfäufern in Staatswaldungen erhoben 


werden, fo wird folches nunmehr auch auf die Gemeindewaldungen ausgedehnt, 
md zwar in der Art, daß 

1) die Verbindlichkeit der Steigerer zur Bezahlung der Anweisgebühren 
in den Holjverfteigerungsprotofolfen ausdrücklich bedungen, 

2) deren Betrag in den Protofolfen ebenfalls angegeben und folcher 

5) nicht höher angefegt werde, als für den Lohn des Schlaghüters zurei: 
hend ift, 
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4) Mittelft diefer Anmweisgebühren haftet der Schlaghüter den Steige: 
rern, während der zur Holzabfuhr bemwilligten Zrift, für jede Entwendung. 


e) Geſchäftsgang. 

Am 3. April 1826 erließ die Fönigl. Regierung eine Verfügung 
über den Communalforftdienft, welche die neuefte Vorfchrift über die 
Gefhäftsbehandlung aufftellt. Sie fteht im Intelligenzbl. ©. 406, 
und lautet alfo: 


Zur Befeitigung unnöthiger ——— welche dermalen in verſchiede 
nen Forſtamtsbezirken hinſichtlich des jährlichen Communalforſtbetriebs Statt 
finden, wird, in Uebereinſtimmung mit der Hönigl. Regierungskammer des 
Innern, Bolgendes zur Darnachachtung vom laufenden Wirthfchaftsjahre an 
zu rechnen, verfügt: 

1) Die Betriebsvorfchläge der betreffenden Herarial: oder Communal:) Re: 
vierförfter find nicht in weitläufiger tabellarifcher, - fondern im jener einfachen 
Form, und nur in einfacher Ausfertigung aufzuftellen, und es ift damit wei: 
ter fo zu verfahren, wie es die ſſ. V und XIII der Inſtrnetion für die 
Revierförfter vorfhreiben, lauf welche fich in dieffeitiger Verfügung vom 22. 
December v. J. Nro. 3355 Q. neuerdings bezogen worden ift. 

2) Die Abfchließung der Holzhauerlohns:, Kulturz und anderer Waldarbeitd: 
accorde hat von Seite der betreffenden Ortsvorfteher , unter Mitwirkung des 
einfchläglichen Revierförfters, zu gefchehen. Letzterer erhäft jedoch Feine voll: 
fändige Abfchrift des Accords oder Minderverfteigerungsprotofolts., Es ift 
binreihend, daß ihm ein, die feflgefesteufXöhne und die befonderen Bedin— 
gungen, über deren Erfüllung er bei der Ausführung der Fällung zu, wachen 
hat, nachweifender Auszug zugeflellt werde, oder daß er hievon Vormerkung 
nehme, 

3) Zum Behuf der den Holzhanern während der Holzfabrikation zu leiſten⸗ 
ben Abfchlagszahlungen befchränft fich die Funktion des Revierförfters auf die 
Ausſtellung von Befcheinigungen : daß, nach Maßgabe der bereits ausgeführ— 
ten Arbeit, fo und fo viel abfchläglich ausgezahlt werden Eönne., Der Revier: 
förfter hat fich hiebei nach F. VIE. feiner Inſtruction zu richten, und haftet 
für die Richtigkeit der von ihm ——— Beſcheinigungen, über welche er 
Vormerkung führt. 

4) Wenn die Holzfabrikation in einem Gehaue beendiget iſt, fertigt der 
Revierförſter das, F. VII der Juſtruction vorgeſchriebene Looseintheilungs— 
verzeichniß an (Formular Nro. 26) und ſtellt es dem Bürgermeiſteramte (Orts: 
vorſteher) zu, mitwelchem fofort der Tag zur definitiven Aufnahme und Ab: 
zählung zu verabreden ift. 

5? Ueber die Abzählung, welche" die Ortsvorfteher mit dem Revierförfter 
unter Zuziehung und Beihilfe des Kofalförfters oder Waldfchüsen vornehmen, 
wird das vorfchriftsmäßige fummarifche 9 (Formular Nro. 8) aufge— 
nommen, Der Revierförſter erhält Fein Duplkkat davon, ſondern er notirt 
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\ 
bios das Ergebniß des Schlages in fein Diaterial:Regifter, auf den Grund des 
Abzählungsprotokolls, 

6) Gleichzeitig mit der Abzählung wird: 

a) Der definitive Rohnzettel, welcher die Berechnung bes ganzen den Holz: 
hauern zußommenden Lohne und ihres, nad Abzug der Abfchlagszahlun- 
gen verbleibenden Guthabens nachweifen muß, aufgeftellt, und von dem 
Revierförfter mit unterfchrieben ; . 

b) Der Zermin zur Vertheilung oder Verfteigerung des Materials feftgefeht. 

7) Am Tage der Vertheilung oder Verfteigerung ftellt der Ortsvorfteher 
das ad 4 erwähnte Looseintheilungsverzeihniß dem Revierförfter wieder zu, 
mit diefer die Namen und den Wohnort der Holzempfänger oder Käufer bei 
jeder Nummer beifchreibe, und das Verzeichniß fodann demjenigen Förfter oder 
Waldſchüßen einhändige, ım deſſen Sorftbegang der Schlag gelegen ift, und 
weiher daher die Abfuhr zu furveilliven, und die Ladefcheine auszuftellen hat. 

Es ift unnöthig und unftatthaft, daß dem Nevierförfter eine Abfchrift des 
Verfteigerungsprotofolls zugeftellt werde; er hat uur das vertheilte oder ver: 
kaufte Holz in feinem Materialregifter ſummariſch in Ausgabe zu verbuchen. 

8) Bei fpeziellen Anweifungen außer den Schlägen gehören zur Function 
des Revierförfters die vorläufige Beurtheilung, ob und wo das verlangte Holz 
ohne Nachtheil abgegeben werden Eönne; die forftmäßige Anweifung, nad er: 
folgter Genehmigung der comiperenten Behörde zur Abgabe; die pflichtmäßige 
Ausmeſſung und Werthberechnung des Holzes; die Mitwirkung bei Aufftellung 
kr, nur in einfacher Ausfertigung nöthigen, Abgabedefignation, und die Der: 
buhung des betreffenden Dolzauantums in Einnahme und Ausgabe in feinem 
Materialregifter. 

9) Bei Kultur: und anderen Waldverbefferungsarbeiten findet, hinfichtlich 
ver Abfchlagszahlungen, der endlichen Aufnahme und Befichtigung und des 
tfinitiven oder Endlohnzettels, daffelbe Verfahren Statt, welches ad 3,4,5 
und 6 für die Holzhauerei und Dolzabzählung angegeben worden ift. 

Ueberdies hat der Revierförfter die Tageliften der Arbeiter zu führen, fo: 
tern nicht hiezu ein anderes Individuum von Seite der Ortsbehörde commits 
tirt worden ift, 


10) Da bie Funktion des Mevierförfters wefentlih die Handhabung der 
Serftpofigei und die Ausführung des technifchen Betriebs, eine Mitwirkung 
ur Kontrole des Communalforftrechnungsmwefens aber mur in fofern in fich 
begreift, als diefe mit jener Ausführung verwebt ift, fo bleibt ihm jede Vor: 
merfung über den vollen Geldwerth des abgefesten Materials, über den reinen 
Ertös in Geld nach Abzug der Babrifationgfoften und dal. erlaffen, und der: 
felbe hat in feinem Regifter blos das Materialergebniß in Kubikfuß, Klafter 
oder hundert Wellen nach den vorfommenden Hauptfortimenten, auf den 
Grund der Abzählungsprotofole, WBertheilungsliften, Abgabedejignationen 
oder Verfteigerungsprotofolfe, fummarifh in Einnahme und Wusgabe zu 
verbuchen, eben fo die Kulturen nur nad ihrer räumlichen Ausdehnung, der 
Anzahl Pflänzlinge, der verwendeten Saamenmenge u. f. w. torzumerfen, — 
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mobei für ‚jeden Gemeindewald. oder Schlag, oder Kulturplatz, mit Nam— 
haftmachung der Diftricte, ein befonderes Conto zu eröffnen ift. — Mit einem 
Worte das Regifter des NRevierförfters für den Communal-Forftdienft hat nur 
das Materielle, nicht das Pecuniäre darzuftellen. 

11) Am Ende des Wirthfchaftsjahres hat der Mevierförfter, auf den 
Grund feines Regiſters, dem Föniglihen Sorftamte eine Weberficht des 
Materialergebniffes der Gemeinde: und Stiftungswaldungen vorzulegen, welche 
für jede Gemeinde fimmarifch, in einer Zeile, nachweißt, wie viel an Bau: 
und Nupholz, an Feuerholz, Scheit und Prügel, an Aft:, Stock- und Wel— 
lenholz, durch die neue Füllung , refp. durch. fpecielle Abgaben außer den 
Schlägen, zur Einnahme gekommen ift; desgleichen eine Weberfiht der ausge— 
führten Sorftkulturen. 

12) Das ad 2 bis H erwähnte Gefchäftsdetail bleibt in feiner Behandlung, 
um jede MWeitläufigfeit durch berichtliche Anzeigen oder Anfragen zu vermeiden, 
den königl. Forſtämtern in der Regel fremd, und fie haben fich auf bloße 
Surveilfance gegen etwaige Mißbräuche zu befchränken, zu welchen Ende den: 
felben, wenn fie ed für gut finden, allerdings zuſteht, fich bei Holzabzählungen 
oder Holzverkänfen in Gemeindewaldungen perfönlich einzufinden, fo wie ohne: 
hin die Anordnung und Leitung des technifchen Betriebs in den Gemeinde: und 
Stiftungswaldungen,, und flete Aufſicht in rein forftwirthfchaftlicher Bezie— 
hung, während der Ausführung, zu ihren Amtsobliegenheiten gehört. Nicht 
minder liegt in ihren Pflichten, öftere Revifion der Dlaterialregifter der Re: 
vierförfter zu pflegen, und jeden zu ihrer Kenntniß gelangenden Mißbrauch oder 
Unterfchleif in dem Communalforfthaushalte Idahier anzuzeigen, und fich mit dem 
betreffenden Landcommiffariate wegen algbaldiger Abftellung geeignet zu benehmen. 

Ihrem Rechenfchaftsberichte werden die Fönigf, Forftämter auf den Grund 
der ad 11 erwähnten Weberfichten zu fertigende fummarifche Konfpecte über 
Materialertrag und vollzogene Kufturarbeiten beifügen, wobei fich ebenfalls 
blos auf die das Materielle betreffenden Berhältniffe, auf Abgleichumg mit dem 
Hauptmaterialetat und Kulturanfchlag u. f. w. zu befchränfen ift. 

Hinüichtlic der Holgdebitverhältniffe, genügt es, daß der Fortgang oder 
die Stockung des Abſatzes, das Steigen oder Fallen der Dolzpreife xc. ic. 
aus allgemeinen Gefichtspunkten aufgefaßt und erörtert werde, ohne fih in 
ein Detail ‚einzulaffen, welches mit Refultaten der Gemeindeholzmateriafrechs 
nungen belegt oder daraus gefchöpft werden müßte. 





$. V. Zorfländereiem 
Bei diefen ift zweierlei hauptfächlich zu beobachten: erſtlich, ge⸗ 
hoͤrige Abgraͤbung, damit die Waſſer abgeleitet werden, woruͤber 
das Geſetz vom 16. Sept. 1807 uͤber Suͤmpfe unten (ſ. Volkswirth— 
ſchaft, VI. Buch) mitgetheilt werden wird. Zweitens, zweckmaͤßige 
Eintheilung und regelmaͤßige Ausbeute, woruͤber bei etwaiger Ver— 
pachtung genaue Bedingungen vorzuſchreiben ſind. 
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$. VL KRapitalien 

So lange eine Gemeinde Schulden, nothwendige Gebäude zu 
errichten, Brüden, Wege oder andere Arbeiten oder Anftalten zu 
gründen hat, kann von Kapitalanlagen feine Rede feyn. Aber aud) 
aus dem weitern Grunde find fie nicht zu empfehlen, weil fie, auch 
bei Hypotheken, manchen Zufällen unterworfen und fchwierig zu 
verwalten find. Indeſſen find Kapitalien nicht immer zu umgehn, 
beſonders bei Gründung von Schulfundationen, Tritt der Fall 
ein, fo ift mit großer Vorſicht zu verfahren, was am beften aus 
der Vorſchrift koͤnigl. Kreisregierung zu erfehn ift, welche unten 
bei den Hülfscaffen IV. Buch) mitgetheilt werden wird, oder aug 
der nachitehenden Snftruction über das Rechnungsweſen $. 8 und 
9, Befonders ift nicht die Erneuerung ber Unterpfandseinfchreibung 
zu verfäumen, welde nad dem bürg. Gefege alle zehn Jahre ges 
ſchehen muß. Hiefür haftet der Einnehmer und Gemeindevorftand, 
auh fullen die Landcommiffariate darüber wachen. Die Kapitals 
infe, bebt der Gemeindeeinnehmer wie andere Einfünfte Wird 
iin Kapital abgetragen, und fol die Hypothek gelöfcht werben, fo 
muß, wie zur Kapitalanlage, die Bewilligung der koͤnigl. Kreisres 
gierung erholt werden. 


1. Zitel 
Büdbget und Rehnunmg. 
$.L. Einnahmen. 

Die bisher behandelten Gegenftände liefern ſchon mancherlei 
Einfünfte, und veranlaffen ebenfo mandherlei Ausgaben, wie wir 
geiehen haben. Dazu fommen nad) dem Büdgetformular noch andere, 
Die Verfügungen hierüber hängen mit dem Büdgets- und Rech: 
nungsweſen zufammen, unter welcher Weberfchrift hier das Weitere 
vorgetragen wird. 

Erfte Unterabtheilung. 
Einnahme überhaupt. 

a) Antheilander Gewerbfteuer. Die Gemeinden bes 
sehen gemäß Art. IX, Nro. 1 des Geſetzes vom 11. Frim. VIE | 
den zehnten Theil der nach ihrer Rolle für den Staat eingehenden 
Gewerbiteuer. Jedes Jahr theilt der Bezirfdeinnehmer dem Lands 
tommifjär und biefer der Gemeinde einen Auszug mit, worauf der 
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Gemeinbeeinnehmer den Betrag erhebt oder mit der Bezirkscaſſe 
verrechnet. Die Beifchläge, welche die Gemeinden von der Perfos 
nale, Mobiliars und Grundftener früher bezogen, find durd eine 
fönigl. Verordnung vom 6. Dez. 1818 (Amtsbl. 1819 ©. 1) wegs 
gefallen, dagegen aber aud die Vorerhebungen oder Abzüge von 
den Gemeindeeinfünften zu gewiffen Zweden des Kreifed. ©. aud) 
die Landrathsabfchiede von 1817 Nro. IH, 4, von 1848 Niro; II, 
4 und 1819 Nro. IH, 3.. 

b) Mietbzins von Hirtenhäufern und Weiden. Hir 
tens und Feldſchuͤtzenhaͤuſer find möglichft zu vermeiden, theild weil alle 
Gebäude viel zu unterhalten koſten, theild weil der Hirt und Feld» 
ſchuͤtze im Ort angefeffene Leute feyn follen, feine Vaganten; indef- 
fen find fie nicht überall zu entbehren. In diefem Falle wird für 
die Hirtenhäufer ein billiger Miethzins mit dem Pacht für den 
Genuß der Weide auf die Viehbefiger ausgefchlagen. Schaafhirs 
tenhäufer insbefondere follen uach einer Verfügung koͤnigl. Kreis; 
regierung vom 3. October 4828 nur dann von den Gemeinden 
unterhalten werden, wenn die Schaafweide zu ihrem Vortheil vers 
pachtet iſt. Den Zind von dem Genuß der Weiden fett der Ges 
meinderath unter Vorbehalt der Genehmigung des Landcommiſſa⸗ 
riats feft, wobei letzteres wacht, daß fein Theil verfürzt werde. 

c) Erlös von Gras und andern Naturalien. Hier 
ber gehören Grasftüde, Obſt, Waldfanmen ꝛc. Bon Ießtern ift 
fhon geſprochen; natürlich darf nur der Ueberfchuß nach eigenem 
Bedarf verfteigert werden. Das Obſt wird alljaͤhrlich verpachtet, 
wohl am zweckmaͤßigſten kurz vor der Erndte. 

d) Erlös von Holz auf Feldguͤtern. Häufig ſtehen auf 
Gemeindefeldgätern, befonders an Wegen, Waldbäume; auch gibt 
ed abgehende Obfibäume. Dergleichen können mit Bewilligung des 
Landcommiſſaͤrs verfilbert werden. | 

e) Grund, und Erbzinfe Es wird unter Staatswirth- 
ſchaft, Grundrenten, ausführlich von der Natur diefer Dinge gere⸗ 
det werben. „Hier bemerkt man Folgendes. Bei der Unficherheit 
ber Kapitalausleihe, und da Gemeindegüter felten dem Intereſſe 
ber Gemeinden und der Landwirthfchaft entfprechen, kann es raͤth⸗ 
lich ſeyn, entbehrlihe Grundflüde gegen eine Grundrente unter die 
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Gemeindeglieber zu vertheilen, oder auch an Liebhaber durch Ber: 
fteigerung oder aus ber Hand abzugeben, wiewohl ſolche gefeglich 
ſtets ablösbar bleiben. Dergleichen Abgaben find Veräußerungen, 
bei welchen im Ganzen die oben erwähnten Foͤrmlichkeiten zu erfüls 
len find. Es ift ein Gemeinberathebefchluß, eine Abſchaͤtzung durch 
fremde, gerichtlich beeidigte Experten und die Genehmigung der 
Kreisregierung erforderlich, worauf der Bürgermeifter mit den 
Zheilnehmern den Act errichtet und zur Beftätigung an das Land» 
commifjariat fendet. Uebrigens hat der Ortsvorftand zu wachen, 
daß die Zingpflichtigen ihre gefeglichen Verbindlichkeiten erfüllen, 
und jeweils die Erneuerung rechtzeitig gefchehe, worüber die Fönigl. 
Verordnung vom 22. Suli 1821 (Amtsbl. ©. 127) fo lautet: 

Wir ertheilen euch auf den Bericht vom 17. Jänner l. 3., die Renovation 
der Urkunden über Erbpähte, Gülten und Grundzinfe der Stiftungen und 
Gemeinden betreffend, hierdurch die Entfchließung, daß die Verordnung der 
vormaligen gemeinfchaftlichen Landesadminiftration vom 6. April 1816, die Re- 
nowation der Urkunden über die zum Staatsvermögen gehörigen Erbpachtsren: 
ten, Gülten und Grundzinfe betreffend, — auf gleichartige Renten der Stif— 
tungen und Gemeinden in analoge Anwendung gebracht werden Eönne, wobei. 
jedoch die Berheiligten in der Verfolgung ihrer privatrechtlihen Einfprüche 
gegen die Liquidität der Forderungen auf dem ordentlichen Juſtizwege, verfaf: 
fungsmäßig nicht aufgehalten feyn follen, 


Hinfichtlih der Abldfung ift am 9. Mai 1816, Amtebl. ©. 7, 
verordnet worden, daß folche nicht von Dritten zu wucherifchen 
Abfihten, fondern nur von den Schuldnern felbft gefchehen könne. 
Auch wurde noch am 20. Suli 1816, Amtsbl. ©. 132, verfügt, daß 
der Ablöfungspreis der Naturalien nach denfelben Durchſchnitts— 
preifen fich richte, welche der Berechnung des Zinfes fir das naͤchſt⸗ 
vorhergegangene Zingjahr zum Grunde gelegt worden waren. an 
Verfügungen f. unter Staatörenten. 

Hinfihtlich der den Gemeinden überwiefenen Staatsgultria⸗ 
ſtaͤnde wird bei Tilgung der Gemeindeſchulden das Noͤthige er: 
wähnt werden. Auch verfügt eine königl. Verordnung v. 22. Juni 
1222 (Amtsbl. ©. 161): 

Daß die Erhebung der fraglichen Rüdftandsgefälle mit Anfang des Pünf: 
tigen Etatsjahres 18%, den Rentbeamten abgenommen, und den Gemeindeein: 


nehmern übertragen werde, zu welhem Behufe die Nentänter für jede Ge: 


Dr. Biebenfpeifter’s 11 
Handduch der Verfaffung :c. IE, 


wi 
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meinde, wo derlei Gefälfe beftehen oder in Zukunft noch entdeckt werden, einen 
Auszug in Duplo aus den rentamtlihen Grundbücern refp. Erhebungsma- 
nualien mit Angabe der Liquidirten Schuldigfeit eines jeden Genfiten und der 
daranf bereits geleifteten Zahlungen anzufertigen haben, welcher Auszug nad 
vorgenommener Prüfung nnd Werification von Seite der Domäneninfpection 
der Regierungsfinanzfammer zur Superrevifion vorzulegen, hierauf dag eine 
Eremplar als Erhebungsdorument für die Gemeinde an die Regierungskammer 
des Innern abzugeben, das andere Eremplar aber mit der Anweifung zur Ab: 
fchreibung an der rentamtlichen Solleinnahme zu verfehen ift. 

Den Rentdeamten follen für die mit diefer Webermweifung verbundene Arbeit 
und Koften drei Procente vom Bruttvertrage der zu überweifenden Rückſta nde 
aus ben treffenden Gemeindecaffen vergütet werden. 


f) Jagd. Mit Umgehung der frühern Geſetze, wovon bie 
conftitutionellen im erften Bande mitgetheilt worden, gründet ſich 
jet alles auf die Verordnung der sftreichifchsbaierifchen Landesad— 
miniftration vom 21. Sept. 1815, welde bei den Staatswaldun: 
gen abgedrudt ift, ſodann auf die Verfügung der koͤnigl. Kreisre— 
gierung vom 417. April 1818, Sntelligenzbl. S. 210, wonach die 
Jagd in den Gemeindewaldungen mit den Feldjagden, und unter 
den nämlichen Bedingungen verpachtet werden follen. Zu Jagd— 
pachten find laut Verfügung vom 5. Sept. 1821, Intelligenzbl. 
©. 539, feine Ausländer fähig, Auch wurde am 13. Febr. 1829 
(Intellig. S. 82) befohlen, dag in die Jagdpachte das Verbot, an 
Sonn: und Fefttägen Treibjagden anzuftellen, aufgenommen werbe. 
Die Jagden werden gewöhnlich auf 3, 6, 9 Jahre verpachtet. 
Wo der Pachtzind gering it und der Wildftand feinen Schaden 
droht, möchte die Verpachtung mehr Nachtheil bringen als Nuten, 
nämlich durch Befchädigung der Feldfrüchte, 

ge) Fifhfang. Bom Fifhfang Fönnen die Gemeinden nur 
dann Einfünfte haben, wenn fie Fifchteiche befiten, oder foweit ein 
Bach durch Gemeindeland fließt. Denn die Fifche der nicht fchiff- 
baren Flüffe gehören den anftoßenden Gutöbefitern, nach der ber 
gründeten Entfcheidung des Staatsrathd vom 30. Pluv. XI, und 
die der fchiffbaren dem Staat. In vorfommendem Falle wird man 
den Gemeindefifchfang verpachten und zwechnäßige Bedingungen 
ftellen, weldye den Fortbeitand, die Erhaltung der Daͤmme, Schleus 
Ben. ꝛc. bezweden. | 

h)Für Brunnenvergünftigungen. Dergleichen Bewilligungen 
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muͤſſen mit Vorficht gefchehen, hauptfächlich Damit Fünftige Bedürfs 
niffe der Gefammtgemeinde oder neuer Straßen und Ortserweite⸗ 
rungen in der Folge auch befriedigt werden koͤnnen. 

i) Pacht von Hallen und öffentlihen Plägen, welche 
su Privatgebrauch vermiethet werden, wobei nichts weiter zu ers 
Innern. | 

k) Marftftandsgeld ift im Grund unter voriger Leber- 
ihrift begriffen, ed wäre denn, die Gemeinde ftellte auch die Stände 
nicht nur den Raum, wo die Krämer für die Marktzeit ihre Buden 
auffhlagen. Man pflegt die Erhebung diefer Einnahme zu vers 
pachten, welchem vorgängig jedoch die zu entrichtenden Gebühren 
durh Befchluß des Gemeinderaths feftgefegt und vom Landcommifs 
fariat genehmigt ſeyn müffen. Hiebei ift darauf Nücficht zu neh⸗ 
men, daß man den Marftbefuch nicht durch hohe Anfäge verfüms 
mere, noch daß der Pächter die Krämer übernehme, 

1) Straßenkoth und Gaffendünger Dur forgfäls 
tige und oͤftere Neinigung der Straßen, Gaffen und äsffentlichen 
Mäge erreicht man mehre Zwede zugleich: Gefundheit, Schönheit, 
Anleitung der Einwohner zur Reinlichfeit und eine Fleine Einnabs 
me für die Gemeindecaffe. Man foll die Reinigung verfteigern. 


‚ Bweite Unterabtheilung. 
Dctroi insbefondere. 

Unter Dctroi oder Accife verfteht man eine inbirecte Ab⸗ 
gabe von verzehrten Gegenftänden des Lebens. Hieruͤber enthält 
die neuere Gefeggebung nichts als die Beftimmung in der Inſtruc— 
tion der Tilgung der Gemeindefchulden, wovon nachher. Deito 
reihhaftiger ift die franzöfifche Gefeggebung. Das Geſetz vom 5. 
Tent. VIII (das erfte dieſſeits publizirte) fich auf diefe Gefege nas 
mentlich vom 19, und 27. Frim. VII beziehend, befichlt die Errich> 
tung von Gemeindsoctroi in jenen Städten, wo die Ginfünfte der 
bürgl. Spitäler nicht zureichend find, alfo zu wohlthätigen Zweden. 
Die Gemeinderäthe mußten die Anträge ftellen, deren Genehmi— 
gung durch die Gonfuln, ſpaͤter vorläufig durch den Minifter des 
Innern gefchehen wuͤrde. Am 417. Mai 4809 aber erfolgte ein 
faiferf. Decret, welches die Errichtung von Octrois zu Gunften der 
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Gemeindecaſſen geftattet. Diefes Decret ift noch die Hauptworfchrift, 
daher es hier vollftändig mitgetheilt wird, 


l. Titel. 

Art. 1. Die Octrois ( Stadtaccife) werden eingeführt, um die Ausgaben 
womit die Gemeinden belaftet find, zu beftreiten. 

Art. 2. Es fol darüber von den Mumicipalräthen fernerhin berathfchlagt 
werden. e 
Art. 3. Den Maires liegt ob, unter der Aufficht der Obervermaltung 
über die Hebung der Octrois unmittelbar zu wachen. 

Art. 4. Die Präfecten, die bei Unterfuchung des Büdget einer Gemeinde 
die Unzulänglichkeit ihrer gewöhnlichen Einkünfte einfehen, Eöunen den Munizi— 
palrath auffordern, über die Einführung eines Octroi zu berathfaylagen, nachdem 
fie zuvor vom Minifter des Innern für die Gemeinden, deren Einkünfte über 
zwanzigtaufend Francs gehen, dazu ermächtiget worden. 

Art. 5. Bei Derabfaffung der DBerordnunge: und Zarifsentwürfe der 
Detrois haben die Municipalräthe die Verfügungen diefes Decrets anzumenden, 
und diejenige hiernach angezeigter Debungsweifen zu wählen, die ihrer Einficht 
nach der Bevölkerung, dem Handel, Kunftfleiß, Ackerbau, den Güterjtraßen 
zu Waffer und zu Land, der Natur der Orte, der Gattung, Quantität umd 
Eigenfchaft der darin verzehrten Gegenftände am angemeffenften ift. 

Art. 6. Die Präfecten, nachdem fie von den Unterpräfecten ein Gutachten 
genomnten, fenden an unfere Minifter des Finanzwefens und Innern die in 
den Munizipalräthen durchgegangenen Verordnungs- und Zarifsentwürfe, nebit 
ihren Bemerkungen und den Abänderungen, die fie für gut halten. 

Art. 7. Verweigern oder verfäumen die Municipalräthe in Berathſchla— 
gung zu treten, oder flinnmen fie verneinend, fo flatten die Präfecten ebner: 
maßen unfern Miniftern des Innern und der Finanzen ihren Bericht ab; let: 
terer , «nachdem er das Gutachten unfers Minifters vom Innern eingeholt, 
macht uns in der Fürzeften Friſt feinen Vortrag, damit wir in unferm Staate: 
rath entfcheiden. 

Art. 8. In allen Fällen haben -die Präfecten ihre DBorfchläge mit ber 
Vergleichungstabelle der Einnahmen und Ausgaben, mit dem Verzeichniß der 
rücftändigen Schulden und dringenden Bedürfniffe, mit der Erklärung der 
Maires und dem Gutachten der Unterpräfecten zu belegen. 

Art. 9. Die Gebiete und Zubehörden der Städte, Flecken und Dörfer, 
und die etwaigen zu einem andern Bann gehörigen Bodentheile Fönnen der 
Hebung der Octroigebühre mit denjenigen Abänderungen unterworfen werben, 
welche die Umftände oder Localitäten in der Vollziehung erheifchen mögen. 

Art. 10. Befindet fich eine Stadt oder Gemeinde im Fall des vorftehen: 
den Artikels, fo fordern die Präfecten die Municipalräthe befagter Gemeinden auf, 
über die Zufchlagung oder fonft ein Mittel zu berathfchlagen, wodurch die He: 
bung der eingeführten oder einzuführenden Octroigebühre verfihert werde 

Art. 11. Unfern Miniftern der Finanzen und des Innern legen die Praͤ— 
ferten mit ihren Anmerkungen und Gutachten, wie auch mit denen der Unter: 
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ıräfecte und Maires, die Berathichlagungen der Mimizipalräthe vor, auf daß 
wir ſchließlich enticheiden. 

Art, 12. Die Maires und felbft die Munizipafräthe dürfen Peine Aende— 
rung an den gebilligten Zarifs und Verordnungen des Octroi vornehmen noch 
erlauben, fie wäre denn auf vorftehends befohlene Weiſe in Berathichlagung 
genommen und gutgeheiffen worden. 

Art. 15. Der Ertrag der Geldbußen und Einziehungen, die wegen Leber: 
tretung der Dctroiverordnungen, entweder durch Urtheilsfpruc oder auf Ver: 
aleich erkannt worden, nach Abzug der Koften und erlaubten Wegnahmen, foll 
folgendermaßen vertheilt werden: eine Hälfte gehört den Vorgeſetten des Oc— 
troi, der hiernach beftimmten ZTheilungsweife gemäß; und die andere Hälfte 
wird in die Munizipalcaffe gefchoffen, um entweder den Vorgeſetzten oder den 
Unterftüsung empfangenden Hausarmen zu gut zu kommen. 

Art. 14. Die Verwaltung des Octroi fol verpflichtet feyn, ein —— 
res Rechnungsbuch für den Ertrag der Geldbußen zu halten, und darauf die 
Anwendung der Einnahme zu verzeichnen. 

Art. 15. Es ſoll gleichfalts ein befonderes Rechnungsbuch für den Gtem: 
zel, die Bleifiegel und andere Lieferungen gehalten werden. 


1. Zitel, 


Bonden Tarife. 
Art. 16. Kein Tarif fol auf andere Objecte als die in den fünf fol: 
genden Divifionen begriffen find, gelegt werden; nemlich: 
1) Getränke und Flüſſigkeiten; 
2) Eimwaaren; 
5) Brennfloffe ; 
4) Bütterungen;z 
5) Materialien. 
'Erfte Abtheilung. 
Don den Getränfen und Flüffigkeiten. 


Art. 17. Sind in der erften Abtheilung begriffen die Weine, Birn: und 
Ipfelmeine, Bier, Honigbier, Brandwein, Geift, gebrannte und geiftige Waſſer 

Art. 18. Wenn die Weine, Apfel: und Birnweine befteuert feyn werden, 
fell man die zur Bereitung diefer Getränke dienlihen Früchte im Verhältniß 
diefer Slüffigkeiten tariren. Diefes Verhältniß foll das nämliche feyn wie dag, 
welhes für die vereinigten Gebühren feftgefest ift. 

Art. 19. Die Derordnungen follen diejenige Gattung von Trauben und 
zrüchten die von der Gebühr freigemacht werden!Fönnen, und die Quantität, 
die diefer Befreiung theilhaft feyn Bann, angeben, 

Art. 20. Die Brandweine und Geifte aller Art können, für die Bezah: 
lung der Gebühren, in zwei und auch drei Glaffen, je nach den Graden, einge: 
theilt werden. 

dür jede Claſſe fol die Gebühr diefelbe, und ohne Zwifchentare feyn, Die 
Grade follen nach dem Areometer ausgewiefen ſeyn. 
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Art. 21. Das fogenannte köllniſche Waſſer, ungrifche Waſſer, Meliffenwaf: 
fer, deren Grundlage das Alcohol ift, follen ats Geiſt betrachtet werden, umd 
als folche die Gebühr bezahlen. . 

Art. 22. In den Landen, wo das Bier das gewöhnliche und Hauptge— 
tränfe ausmacht, darf die Auflage auf das eingeführte Bier nur auf ein 
Duart über die Gebühr von dem im Innern verfertigten Bier gebracht werden. 

Art. 23. Wenn die Mumicipalräthe die Octrois auf das Del ausdehnen 
laſſen wollen, find fie verbunden, feine ‚Sorten namentlich zu bezeichnen, und 
die Zare ihrer Qualität und ihrem Gebrauch nach feftzufegen. 


Zweite AbtHeilung. 
DondenEfwaaren 


Art. 24. Sind begriffen in der zweiten Abtheilung, und der Gebühr em= 
pfänglich, die Objecte, die gewöhnlich zur Koſt der Menfchen dienen, mit Aus— 
nahme jedoch der Getreide und Mehle, Obft, Butter, Mitch, Gemüfe und an— 
derer Fleinen Lebensmittel. 


Art. 25. Die Ausnahmen, die vorftehender Art. andeutet, find nicht an= 
wendbar auf die trorfnen und eingemachten Früchte, Teige, Pomeranzen, Limo— 
nen und Citronen, wenn diefe Objecte in Kiften, Tonnen, Fäſſern, Körben 
und Säden in die Städte geführt werden, noch auf die Butter und Käfe, die 
aus der Fremde kommen. 


Art. 26. Das Iebende Vieh wird Fopfweife tarirt. In Anfehung der zer> 
ſtückten Steifche, fie feyen frifch, getrocknet oder geſalzen, foll die Gebühr nach 
dem Kilogram, der Tariftare gemäß, bezahlt werden, 


Art. 27. In den Gemeinden, wo man Vieh anfzieht, und in denen, wo man 
auf den Öffentlichen Märkten Handel damit treibt, follen durch die Verordnun— 
gen den Eigenthümern und Kaufleuten alle mit der fichern Hebung verträglis 
chen Bequemlichfeiten geftättet' werden. 

Art. 83. Die Mufchelthiere,, der friſche Seefifch, der trocdene oder gefal= 
zene, aller Art, und der Zlußfifch können dem Octroi, je nach den Localge- 
bräuchen,, entweder nach Maßgabe ihres feilen Werth, oder nach Maßgabe 
der Anzahl oder des Gewichts, oder nach Korb, Faß oder Tonne, unterwor= 
fen werden. 

Dritte Abtheilung. 
Bonden Brennfoffen 

Art. 29. Sind begriffen in der dritten Abtheilung, 

1) Alle Art Brennholz, Holzkohlen, Erd: und Steinkohlen, Zorf, und ing- 
gemein alle zur Heizung dienenden Materialien; 
2) Die Unfchlitte, Wachfe und Brennöle. 

Art. 30. Erlauben die Localitäten und die Natur der Brennftoffe nicht 
die Gebühr nach Steer, Hectoliter, Hundert oder Tauſend feſtzuſetzen, fo fo 
fie genau auf Schiff, Laſt oder Fuhr beſtimmt werden, 
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Bierte Abtheilung. 
Don den Fütterungen. 


Art. 31. Sind begriffen in der vierten Abtheilung das Stroh, Heu, und 
alfe, fowohl grüne als trocene Sütterungen, von welher Natur, Gattung oder 
Qualität fie wären. 

Die Gebühr von Stroh und Futter foll auf Bund und Gewicht angeord- 
net werden. 

Die Gebühr vom Haber wird auf jedes Dectoliter bezogen. 

Können diefe Gebühren nicht auf folhe Art erhoben werden, fo foll man 
ie nach Wagen, Laft oder Schiff anordnen. 


Fünfte Abtheilung. 
Bonden Materialien. 


Art. 32. Sind in der fünften Abtheilung begriffen die Hole, fie ſeyen 
hehauen oder unbehauen, zugefchnitten oder nicht, welche zu Bimmer:, Baus 
Schreiner⸗, Tifchlere, Drechsler⸗, Faß-, Korb: und Wagenarbeiten tauglich find. 

Eind gleichfalls darin begriffen die Werkfteine, Bruchfteine, Pflafter, 
Marmor, Schieferfteine, Ziegel alter Gattung; Backſteine, Kreide und Ran 
feine. 

Art. 35. Man foll die Gebühre nah Steer, Hectoliter, Eubif: oder Qua— 
fratmeter, oder nach den Steer:, Hectoliterz oder Cubikbrüchen, nah Hundert 
amd nach Tauſend feftfenen und beziehen. 

Sie Fönnen auch altenfalls auf Wagen, Laft oder Schiff erhoben werben. 


Allgemeine Berfügungen für die Tarife. 

Art. 54. Die Decimalmaße allein follen bei den Octroigebühren gebraucht 
werden. i 

Art. 35. Die Gewichte, Hohl: und Aichmaße, die für die vereinigten Ge: 
hühren gebraucht werden, follen auch dem Octroi dienen. 

Art. 36. Die Präfecte follen Acht haben, daß die im Tarif angefebten 
Dbjecte fo viel möglich auf die nemfiche Quotität in den Gemeinden eines 
nemfichen Bezirks tarirt werden. 


II Titel. 
Bon den Hebungen. 


F. J. Abgabe vom Erngang. 

Art. 37. Alle den Gebühren unterworfene Objecte dürfen nur durch die 
desfalls errichteten Zollſchranken oder Zollſtuben, und nach Abzahlung der Ge: 
bühren oder gültigem Erbot fie abzutragen, eingeführt werden, 

Art. 38. Jeder Inhaber oder Führer von Octroi zahlenden Objecten muß 
ihriftliche Declaration davon im nächften Einnahmebüreau abgeben, und die 
Gebühren entrichten ehe er fie einfahren läßt, und zwar bei den Strafen ges 
genwärtiger Verordnung. 
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Kann oder will er nicht unterfchreiben, fo wird folches auf dem Regiſter 
gemeldet, 

Art. 59. Um den Abgabefchuldnern alle Ueberrafhung in Anſehung der 
Declarationen zu vermeiden, follen die Vorgeſetzten jeder Eingangszoliftube gehalz 
ten feyn, die Wagenführer und Fuhrleute im Augenbli wo fie vor der Zoll- 
ftube vorüberfahren oder anhalten, zu fragen, ob fie etwas zu erklären haben. 


Art. 40. Nach zdiefem Begehren können die Vorgeſetzten alle Nachfor: 
fhungen, Befichtigungen und Durchfuchungen anftellen, die nöthig find, um fic) 
von der Aufrichtigkeit und genauen Wahrheit der Ausfage zu verfichern. 
Die Führer find gehalten, ale für bemeldete” Unterfuchungen nöthigen Maß— 
regeln zu leiden, auch felbft zu erleichtern. Im Fall eines Betrugs find die 
Vorgeſetzten ermächtiget, alle nicht oder falfch declarirten Artikel in Arreft zu 
nchmen. Im felbigen Fall auch meldet das Protocol, daß die vorſtehends 
befohlene Anfrage gefchehen ift. 

Art. 41. Die zu Fuß, zu Pferd oder.in Reiſewãgen Reiſenden dürfen 
nicht angehalten, und weder auf ihren Perſonen, noch ihrer Koffer wegen durch— 
fucht oder ausgefragt werden. 

Art, 42. Was gegenwärtiger Verfügung zuwider gethan wird, foll als 
gewaltthätig zu betrachten feyn; die Deliquenten werden zuchtmäßig belangt 
und zu den, Artikel 12 des Geſetzes vom 27. ——— Jahr VI erkannten 
Strafen verurtheilt. 

Art. 45. Die Landkutſchen, Gabelwägen, Fiacker, Cabriolets und andere 
Miethiwagen find der DBelichtigung von Seiten der Dciroibeamten unterwor= 
fen; fo auch alles was dienen kann, die dem Dectroi unterwürfigen Artikel 
fortzuführen. 

Art. 44 Die Individuen, die man im Verdacht hat, die im Art. 41 er= 
Fannten Befreiung zum Unterfchleif zu mißbrauchen, können vor einen Polizeis 
beamte oder vor den Maire geführt, von ihm verhört, und allenfalls die Durch: 
fuchung ihrer Effecten erlaubt werden. 

Yrt. 45. Die Eourriere dürfen unter Vorwand der Octroishebung bei 
ihrem Durchgang nicht angehalten werden; fie find aber verpflichtet die Gebühre 
von den Objecten, die folche bezahlen müſſen und deren Führung man ihnen 
anvertraut, zu entrichten. 

Art. 46. BZolldedienten können der Ankunft der Euriere und der Ueber: 
gabe ihrer Päde beimohnen, um fich zu vergewilfern, daß fie. feinen Unterfchleif 
treiben, 

Art. 47. Alle Euriere und Bedienten der Poft und öffentlichen Ver— 
waltungen, die man überweißt, Unterfchleif getrieben oder begünftigt zu haben, 
ſollen deshalb belangt und ihre Entfegung von der Behörde ausgefprochen 
werden. 

5 II. Von den Hebungen im Innern einer Gemeinde. 

Art. 48. In den Gemeinden, wo die Hebung der Abgaben am Eingang 
nicht ohne allzugroße Koften Statt finden Fann, foll man eine Zolfftube, fo viel, 
möglich, im Mirtelpunce der Gemeinde errichten ; und falls fie Nicht hinveicht 
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folfen mehrere errichtet werden. Die von auswärts kommenden Objecte, bevor 
fie zur Behaufung gebracht werden, follen geradewegs zu diefen Büreau’s zu 
führen ſeyn, daß man fie allda declarirt und die Gebühren dafür entrichtet 
werden, ſofern micht ſchon früher die Declaration gefchehen und die Gebühren 
abgetragen worden. Die befondern Verordnungen follen übrigens bie nöthige 
Zahl von umgehenden Vorgeſetzten für die Obſicht und Erhaltung der Gebühren, 
und um die Abgabenhebung in Weinländern zur Zeit der Yebung zu erleichtern, 
beſtimmen. 

Art. 49. Müſſen gleichfalls declarirt werden und Gebühr zahlen die im 
Tarif begriffenen Objecte, welche im Innern der Gemeinde fabrizirt, zuberei— 
tet oder eingeärntet worden, wie auch das Vieh, welches nicht die Gebühr be: 
zahlte, und welches man zum Verzehren ſchlachtet. 

F. III, Gemeine Verfügungen. 

Art. 50. Es ſoll oberhalb der äußeren Pforte jedes Büreau eine Tafel auf— 
geftellt werden, die Worte führend: Octroiftube. | 

Art. 51. Jede Einführung von Objecten, die dem Octroi unterworfen 
find, anderswodurch als die in der Localverordnung bezeichneten Orte, fol 
als betrügerifch angefehen und beftraft werden. 

Art. 52. Die Tarif und Verordnungen follen innerhalb und außerhalb 
jedes Büreau angefchlagen ſeyn. 

Art. 53. Die Grenzen des dem Octroi [unterworfenen Gebiets werden 
durch Pfähle angezeigt, worauf die Worte Octroi vona. . gefhrieben ftehen. 

Art. 54. Es ift den Zollbedienten, bei Strafe der Abſetzung und aller 
Schadenvergitungen, unterfagt, fih des Sucheifens bei Vifitirung der Koffer, 
Kiften und Ballen zu bedienen, von welchen erklärt wird, daß fie Stoffe, Lein— 
wand und irgend einer Beſchädigung empfängliche Objecte enthalten. 

Art. 55. Solchenfalls, wie in allen Fällen ‚ wo das in den Kiſten oder 
Ballen Enthaftene unbekannt ift und nicht unmittelbar unterfucht werden kann, 
voll die Unterfuchung entweder im Haus oder an den hiezu beftimmten Plätzen 
geſchehen. 

Art. 56. Alle Führer oder Träger von zollbaren Waaren find verbunden, - 
anfer den vorgefchriebenen Declarationen , den Zollorgefesten die Frachtbriefe, 
Gonnaiffemente , ertaparteien, Gautionsfcheine, Laufzertel, und Päſſe, und 
font alle Ausfertigungen vorzuzeigen, die von den Verwaltungen der verei: 
nigten Gebühren, der Eingangszölte und dergleichen ausgeftellt worden ſind. 

Art. 57. Die Speditoren, die von den Vifitirungen der an allen Durch— 
sangsorten niedergefenten Zollvorſtehern frei feyn wollen, und verlangen, daß bei 
ihrer Ankunft am Beftimmungsort die Kiften, Koffer und Ballen nur in Bei: 
fon des Empfängers oder feines Stellvertreters durchfucht werden, können be: 
schren, daß befagte Kiften, Koffer und Ballen von den Vorgefesten des Abrei- 
feorts oder des nächften Orts plombirt oder gezeichnet werden. 

Beſagte Kiften, Koffer, Ballen und Körbe follen bei ihrer Ankunft, es 
fd vor der DOctroiftube oder auf der Stube der vereinigten Gebühren, erflärt 
werden, damit man fie in Gegenwart der Eigenthümer oder ihrer Stellvertre— 
ter unterfuche, und, wenn es Statt findet, die Gebühr abtrage. 


170 Erftes Buch. — Staatsrecht.! 


Die Zeichen- oder Bleiſiegelkoſten haben die Spedirer zu bezahlen, wie 
auch die etwa dazu gebrauchten Seile. Dieſe Koſten wird eine beſondere Ver— 
ordnung beſtimmen. 

Art. 58. Die vorſtehends bewilligte Freiheit macht die Speditoren nicht 
von der Pflicht, die verfchiedenen Fuhr- und Durcgangsfcheine und Laufzettel 
vorzuzeigen, welche die Verwaltung der vereinigten Gebühren und die der 
Zollhäuſer fordern Fünnen, und von den andern Formalitäten log, welche -die 
eine oder andere Verwaltuug vorgefchrieben. 
| Art. 59. Die zu Waller anlangenden Artikel dürfen nicht vor der vor: 

läufigen Declaration abgeladen werden, worin der Ort der Abladung angezeigt 
feyn muß, als welche erft nach Zahlung der ann oder gültigem Erbot, 
ſolche zu vor fich gehen kann. 


IV. Zitel. 
Bon der unaufgehaltenen Durchfuhr (passe-debout.) 


Art. 60. Paſſe-debout wird genannt, der ununterbrochene Durchgang durch 
eine Gemeinde ohne Gebühr zu bezahlen. 

Um diefer Zolffreiheit theilhaftig. zu feyn, müffen die Eigenthümer, Führer 
oder Träger auf der erften Zollſtube eine fchriftliche Declaration abgeben, wo— 
rin der Abgangsort, der Name des Spedirers, fein Stand oder Gewerb, feine 
Wohnung, die Menge, Eigenfchaft, Beichaffenheit oder Gattung der frei durch 
gehenden Waaren, der Ort ihrer Beflimmung, die Namen, Gewerbe und 
Wohnſitz derer, an die fie addreffirt find, angezeigt find. Man ftelit ihnen 
eine amtliche Ausfertigung ihrer Declaration zu, und diefe müffen fie in ans 
beraumter Frift im Ausfuhrbüreau darweifen und vifiren laffen. 


Art 61. Die Vorgeſetzten des Detroi Eönnen die Wahrhaftigkeit der De: 
claration unterfuchen , und durch einen von ihnen die als blos durchgängig ein: 
geführten Artikel begleiten laffen. 

Art. 62. Es Fann im a a ki eine neue Unterfuhung vorgenom: 
men werden. 

Art. 63. In den Gemeinden, wo die Abgaben im Innernerhoben werden, 
haben die Verordnungen alle Maßregeln zu beftimmen, wodurch den Mißbräuchen 
vorgebeugt werden mag, die aus der Freiheit des unaufgehaltenen Durchgangs 
entfpringen können. 

Art. 64. Erzeigt ſich aus der Unterfuchung, daß die Declaration in Betreff 
der Quantität falfch ift, fo wird der nicht erklärte Ueberſchuß in Beſchlag 
genommen. Jede Declaration der Gattung, felbft der Quantität, wenn der 
nicht erklärte Weberfchuß das Drittel diefer Quantität überfteigt, foll, wenn 
fie falfch ift, mit Wegnahme des Ganzen beftraft werden, 

Art. 65. Jede Entwendung oder Abladung mit Unterfchleif während dem 
unayfgehaltenen Durchgang, zieht die Beſchlagnahme der abgeladenen Waaren, 
oder die Einziehung des Werths der entwendeten Artikel nach ſich. 

Art. 66, Sind nicht als Webertreter angefehen die, welche durch eine 
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Declaration, die vor der Rocalbehörde gethan worden, erweiſen, daß fle über 
die geſetzte Zeitfrift, durch Unfall oder höhern Gewalt, aufgehalten worden. 

Lesternfalld follen die freidurchgängigen MWaaren unter die Obficht der 
Dctroibeamten bis zu ihrer Ausfuhr gefegt werden. Die Mieth: oder Wacht: 
foften, fo welche find, werden von den Declaranten getragen. | 


: De ve mE EEL 
Dom Tranfit oder Durhgang mit Aufenthalt. 


Art. 67. ZTranfit nennt man die Erlaubniß, in einer Gemeinde durchzu— 
fahren und fih nach Erheifchniß der Umftände darın aufzuhalten, doch nur 
während einer Zeitfrift, die nicht über drei Tage gehen Fann, unbefchadet der 
Derlängerungstage, worüber die Octroiverwaltung entfcheidet. | 

Art. 68. Die Declarationen, die für die gerade durchgehenden Waaren 
vorgefchrieben find, haben auch für ven Durchgang mit Aufenthalt Statt. 

Art. 69. Die Objecte, denen man den Durchgang mit Aufenthalt oder 
Tranfit erlaubt, bleiben bis zum Augenblick der Wiederabfahrt unter der Auf: 
iht der Vorgeſetzten; fie dürfen ohne vorläufige Erklärung weder abgeladen 
noch an andere Pläse verlegt werden. 

Art. 70. Die mit den Bleifiegeln der Zollhäuſer oder der vereinigten Ge: 
hühren verfehenen und mit Gautionsfcheinen, Laufzetteln oder andern Ausfertis 
aungen begleiteten Waaren geniefen des Tranfitrechts auf das bloſe Viſa der 
regelmäßigen Ausfertigungen, ohne weitere Unterfuchung als die der DBleifiegel 
oder Zeichen, und ohne; * nöthig wäre, die Gebühren zu hinterlegen oder 
zu verbürgen. 

VL Titel. 


Von der Niederlage. 


Art. 71. Das Niederlagerecht iſt dasjenige, freien Eingang und Aufent— 
halt im Innern einer Gemeinde für alle zollbaren Waaren zu haben, denen 
der Eigenthümer eine anderweitige Beſtimmung zu geben fich vorbepält. 

Die Niederlage ift wirklich oder uneigentlich. 

9. J. Von der wirklichen Niederlage. 

Art. 72. Die wirkliche Niederlage geſchieht in einem öffentlichen Magazin. 

Art. 75. Die Verwaltung der Octrois ſoll, unter Strafe dafür zu haf— 
ten, verpflichtet ſeyn, die in dem wirklichen Lagerplatz niedergelegten Waaren 
wieder darzulegen. 

Art. 74. Die Dauer der wirklichen Niederlage darf nicht drei Jahre 
überfteigen. Die Verwaltung des Octroi ermächtigt, wenn es der Fall iſt, 
zu Verlängerungen der Niederlagezeit. 

Art. 75. Die Perfonen, die eine wirkliche Niederlage wollen, haben den 
Lorgefesten des Octroi die Krachtbriefe, Connaiſſemente, Gertaparteien 
und andere übliche Ausfertigungen (für alles was von außen Eömmt) darzumei- 
ſen. Sie follen nächftdem eine umſtändliche Erklärung der in den Kiften, Bat: 
len und Päcken enthaltenen Objecte und ihres Werths eingeben, Die Vorge⸗ 
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festen haben die Unterfuhung vor dem Eingang in das MWaarenlager vor: 
zunehmen, 

Was die im Artikel 57 und 70 bemeldeten Gegenftände anlangt, fo können 
fie ohne vorläufige Unterfuchung in das Waarenlager eingelaffen werden , mo: 
fern man die Zeichen und Bleiſiegel umverfehrt findet: folchenfalls aber hat 
die Detroiverwaltung befagte Dbjecte nur in dem Zuftand, worin man fie über: 
gab, zuzuftellen. 

Art. 76. Nah Unterfuchung der hinterlegten Objecte follen die Stüde 
mit dem Reiſer gezeichnet, und auf die Ballen und Päde die dem Octroi 
eignen Zeichen geprägt werden. Die Gutshinterleger können von befagten 
Objesten Mufter nehmen : diefe werden von den DVorftehern des Lagers befie- 
gelt und gezeichnet. 

Art. 77. Die in das wirkliche Lager aufgenommenen Waaren werden gleich 
nach Uuterfuchung und Aufnahme auf ein Stock- oder Wurzelregifter eingefchrieben 
Eine von dem Stock abgetrenntetAusfertigung gibt man dem Gutshinterfeger, 
deffen Namen, . Vornamen, Eigenfchaft, Gewerb und Wohnung fie andeutet, 
nebit Eigenfihaft, Menge und Werth der hinterlegten Dinge, und allen andern 
Umſtänden, die fie wiedererfennen laſſen. 

Art. 78. Der Stod des Regifters wird vom Gutshinterleger unterfchrie: 
ben: will oder kann er nicht fehreiben, fo gefchieht davon Meldung. 

Art. 79. Die wirklich hinterlegten Güter dürfen nicht wieder abgehoft, 
werden, man weife denn ihren Aufnahmefchein vor, und gebe eine Erklärung 
von dem Bertimmungsort diefer Güter; falls diefer Schein verlegt ift,. wendet 
fih der Hinterleger an die Octroiverwaltung, damit fie nah Gebühr ſpreche. 

Art. 80. Diejenigenvon bemeldeten Sachen, die ald aus der Gemeinde fort- 
gehend erklärt werden, müſſen mit einem andern Schein begleitet feyn; was 
nach dem Innern fpedirt wird, bezahlt Gebühre ehe man fie aus dem La=’ 
ger thut. 


Art. 81. Die Käufer”oder Geffionare von gelagerten Waaren dürfen 
ihre Eigenthumsrechte anerkennen Taffen, und diefe Anerkennung wird auf 
dem Rand der Art. 77 befohlenen Regiftrirung befcheinigt. 

Art. 82. Für die Ausfuhr der Lagerwaaren wird ein Stodregifter gehal: 
ten, welches die Zeit der Ausfuhr und die Beflimmung der ausgeführten Waa— 
ren anzeigt. 

Der Stod des Regifters wird vom Gutshinterleger oder feinem Stellver: 
treter unterfchrieben ; feine Unterfchrift bewirkt die Entlaftung der Lagervorgefesten. 

Art. 85. Die Gutsbefiser oder ihre Bevollmächtigten können jederzeit den 
Eintritt in die öffentlichen Waarenlager des Octroi begehren, fowohl um für 
die hinterlegten Güter Sorgfalt zu tragen, als um die Käufer einzuführen , 
wegen deren Aufführung fie verantwortlich find. 

Art. 84. Unterlaffen die Cigenthümer oder ihre Bevollmächtigten über 
die Erhaltung der magazinirten Objecte zu wachen, fo laffen fich die Verwal— 
ter des Octroi vom Maire ermächtigen dafür zu forgen. 

Die Unterhaftse: und Bewahrungskoften werden den Verwaltern von 
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befagten Eigenthümern erftattet, auf Rechnungen und Derzeichniffe, die von 
erftern eingereicht werden, nachdem fie der Mair“ regluirt hat. 

Art. 85. Die Verwaltung des Octroi hafter für jede DVerfchlimmerung 
und Derderb von denen erwiefen ift, daß fie durch die Schuld ihrer Vorge— 
festen Statt gefunden. 

Art. 86. Die Gute: und Wagenführer, die wegen ermangelnder Annahme 
von Seiten derer, an welche die Waaren addreffirt oder verkauft find, die 
Realniederlage begehren, Fönnen von der Octroiverwaltung die Bezahlung dei: 
fen erhalten, was ihnen an Zuhrlohn und Auslagen , wie fie beweifen, ſchul— 
dig iſt. 

Art. 87. Die obiger Urfachen wegen niedergelegten Waaren foll man den 
Eigenthümern erft nah Abtrag der Vorſchüſſe, Ragerkoften nd Koften des 
etwaigen Unterhalts zurüdgeben. 

Art. 88. Cine Verordnung in Betreff der Lagerkoften foll auf die Baſis 
der Mierh= und Unterhaltungskoften des Hauptmagazins, und zwar dem Gut: 
achten und den Bemerkungen der Handelsfammer zufolge, abgefaßt, und aber 
nur durch die Genehmigung unfers Minifters voltziehbar werden. 

Art. 89. Sind binnen drei Monaten nah der Lagerfrift befagte Waa— 
ren nicht zurücgefordert und abgeholt worden, fo foll man fie Öffentlich 
und durch einen Gerichtsdiener verfaufen. Mit ihrem Erlös werden die Vor: 
dürfe und die von der Zollverwaltung gehabten Koften, die allenfalls fchuldi: 
gen Entfhädigungen, und endlich fünf Procent Zinfen von den vorgefcoffe: 
nen Summen bezahlt. 

Diefe letztere Einnahme gehört unter die Erträgniffe des Octroi. 

Das Uebrige vom Kauferlös geht in die Munizipalcaffe, und wird den 
Eigentümern oder ihren Vollmachtshabern, wenn fie einfommen, zugeftellt. 


$. IE. Don den uneigentlih fogenannten Niederlage 

Art. 9. Die Fictifniederlage ift die gebührfreie Zıllaffung der Waaren 
in die Magazine, Kelter und MWohnhäufer der Particulare, wenn Fein öffent: 
liches Gewölb für das Reallager vorhanden. 

Art. 91. Die fehhaften Cigenthümer, Handelsleute, Verkäufer, Facroren 
und GCommiffionarien, wenn fie mit einem Patent verfehen find, Fünnen allein bei 
fih und in ihren Magazinen, alsgin einem Freilager, und ohne vorläufige Ge: 
bührentrichtung, die dem Dctroi unterworfenen Waaren aufzunehmen Grlaub: 
niß erhalten. 

Art. 92. Die Localverordnungen haben die Gegenflände zu beftimmen , 
die der Gunſt des Freilagers zu Haufe theilhaft werden dürfen. Sie beftim: 
men auch die Quantitäten, die für Abfluß und Abgang zugeftanden find. 

Art. 93. Die Bedingniffe oder Zictif: oder Hausniederlage find, vor dem 
Eingang der zu hinterlegenden Objecte eine fehriftliche Erklärung auf der Oc— 
troiftube abzugeben; die Befichtigungen, Unterfuchungen und Amtsübungen der 
Zolibedienten zu dulden; ihnen jederzeit, und auf jedes Begehren die Keller, 
Magazine und andere Lagerpläße zu Öffnen; die Gpedirungsdeclarationen 
für innen und außen auf die Weife und in den Formen, die durch die Local: 
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verordnungen befohlen find, abzufaffen; alle fonftigen durch bemeldete Verord— 
nungen: auferlegte Bedingniffe zu erfüllen; nichts an der Natur der gelagerten 
Gegenſtände zu verändern; fie fo wie fie bei der Ankunft conftatirl worden, 
zu verkaufen und auszuführen; endlich alle dem Dctroi zugefchriebenen Gebühren 
forgfältig zu bezahlen. 

Art. 94. Rechnungen auf Anz und Abfchreibung der zu Haus gelagerten 
Waaren find wenigftens einmal jedes Vierteljahr zu berichtigen und abzu: 
fchließen. 

Art. 95. Jede Erklärung, ald untren erkannt, es fey nun bei dem Ein: 
gang oder bei dem Ausgang, oder wenn die Vorgefesten ihre Unterfuchungen, 
Befichtigungen und Gutsverzeichniffe vornehmen, oder bei Durchficht der Rech: 
nungen, folt den Gutshinterleger der Lagergunft verluftig machen. Die Gebühr 
von den im Magazin gebliebenen Auantitäten fol fogleich mahnbar feyn, unbe: 
fchadet der Geldbuße für die entwendeten, mit Unterfchleif eingeführten , oder 
font in Uebertretung betroffenen Duantitäten. + 

Art, 96. Jede Weigerung die Befichtigungen und Durchfuchungen der 
Dctroivorfteher zu leiden, fie anzunehmen, wenn fie zu ihren Amtsübungen her: 
Eommen, ſoll nebft den geſetzlichen Strafen den Verluſt des Lagerrechts nad 
fi ziehen, und die Gebühr von allen im Magazin befindlichen Gegenftänden, 
wie auch von denen, die man fpäterhin einführt, heifchbar machen., 

Art. 97. Die ‚Dauer des Hauslagers ſell, nach den Umftänden, durch 

die Ortöverordnungen feftgefeht werden. 


vH. Titel 
Allgemeine Berfügungen über den Durchgang mit 
oder ohne Aufenthalt, und über die Niederlage. 


Art. 8. Man Jo Stodregifter zur Aufnahme von Declarationen der 
Durchfuhr mit oder ohne Aufenthalt eröffnen. 

Art. 9. Die Waaren auf größern und Fleinern See: und Flußſchiffen, 
Marktſchiffen, Barken, Flöſſen, Reifefahrzeugen und andern, die zur Schifffahrt 
dienen, find den nemlichen Formalitäten wie die auf Landfuhren geladenen . 
unterworfen. 

Doc in den Städten, wo befondere Octroiftuben nächſt beiden Ankuuftsor— 
ten find, können fie zu diefen Stuben geführt werden, die, in diefem Falle 
blos, als Abreifepunct zu betrachten find. 

Art. 100. Die mit zollbaren Waaren befrachteten Kriegswägen und Trans: 
porte find obgemeldeten Bedingungen für den Zranfit und unanfgehaltenen 
Durchgang unterworfen. 


VII. Titel. 
Gredite und Rüderftattungen. 


Art. 101. Den Kauf: und Handelsleuten und andern, die den Handel in’s 
Große treiben und Patent habe, foll man, wenn fie gültige Bürgſchaft ftelfen, 
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einen mehr oder minder langen Gredit, je nach der Natur und int 
ihres Dandelg, bewilligen dürfen. 

Die Localverordnungen haben zu beftimmen, nach welchen Bedingniffen 
der Gredit erlangt und behalten werden kann. 


I. Titeſl. 
Bon der Berwaltung ber Dctroigefälle. 


F. J. Von der einfahben Regie 


Art. 102. Die’ einfahe Regie iſt die Einziehung des Octroi, unter der 
unmittelbaren DBerwaltung des Maire. 

Art. 105. Die Koften der Nusung und erften Anlage werden von der 
Ortsbehörde regilirt und der Verwaltung vereinigter Gebühren mitgetheilt,, da= 
mit fie unfer Finanzminifter zur Genehmigung vorgelegt werden, der fie erft, 
nachdem er das Gutachten unfers Minifters vom Innern genommen, erthei: 
en fol. 


9. I. Von den intereſſirten Regien. 


Art. 104. Die intereſſirte Regie beſteht darin, daß man mit einem Regiſ— 
ſeur übereinkömmt in Bedingung eines gewiſſen Preiſes und einer beſtimmten 
Portion von den Erträgniſſen, die den Hauptpreis und die für die Unkoſten 
angeſetzte Summe überſteigen. 

Art. 105. Die Abonnirung für die Koſten darf, ſo viel thunlich, keine 
zwölf Procent des firen Pachtpreiſes überſteigen. 

Art. 106. Die Gewinnſte werden zu Ende jedes Jahr getheilt, doch nur 
prviſoriſch; bei Auslauf der Pacht wird die Totalſumme der Gewinnſte verrech— 
net, um ein Gemeinjahr zu berechnen, wornach die DVertheilung den Verhält— 
niffen gemäß, die das Laftenheft feftgefest, definitif abgefchloffen werden foll. 

Art. 107. Im erſten Monat des zweiten Genußjahrs ſtellt der Pachtha— 
ber feine Rechnung, zu deren Berichtigung und Abichluß, fo fchleunig als mög: 
ich, und fpäteftens im zweiten Monat diefes zweiten Jahre, in Beifenn des 
Directors vereinigter Gebühren oder eines von ihm dazu ernannten Vorſtehers 
der Verwaltung gefchritten wird, fo daß befagte Rechnung vor dem Ende 
Diefes zweiten Monats im Reinen ift, 

Ein Gleiches foll jedes Jahr für das norherige Statt finden. 


$. III. Von der DOctroipadtung. 


Art. 108. Die Octroipachtung iſt die bloße und einfache Verſteigerung der 
Erträgniſſe eines Octroi um einen bedungenen Preis ohne Gewinſttheilung und 
Koſtenvergütung. 

Art. 109. Der Pachtſteigerer darf ſein Pachtrecht, ganz oder zum Theil 
nicht ohne ausdrückliche Genehmigung der Ortsbehörde, von unſerm Finanz: 
miniſter gebilliget, übertragen. Er darf keinesfalls den Steuerpflichtigen die 
Gebühren erlaſſen, noch in einen Vergleich Abonnement) mit ihnen willigen. 
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Berfügungen, die den intereffirten Regien uud den Zollpad: 
ten gemein find, 


Art. 110. Die Verſteigerung des Oftroi von Städten, die bis 5000 See: 
len und noch größere Bevölkerung haben, gefchieht durch den Maire, an den 
Drten felbft, im Hotel der Mairie: in denen von geringerer Bevölkerung auf 
der Unterpräfectur, vom Unterpräfect, in Gegenwart des Maire, 

Art. 111. Keine Verfteigerung darf anders als in Beifeyn des Directors 
vereinigten Gebühren oder eines von diefem lettern abgeordneten Worftehers 
gefchehen, als welche das Protocol unterfchreiben. 

Art. 112. Keine DBerfteigerung darf drei Jahre überfteigen, die Fälle aud: 
genommen, wo man darin das zu begreifen hätte, was vom angefangenen Jahr 
zn laufen übrig, und in allen Fällen muß fie den 51. Dez. zum Ziel haben. 

Art. 113. Vor den Verfteigerungen follen immer zwei Anfchlagzettel von 
14 zu 14 Tagen vorhergehen , und follen fie in die Zeitungsblätter des Depar- 
tement3 eingerückt werden ; die DVerfteigerung foll an den Lest: und Meiftbie: 
tenden, auf Abbrennen der MWachslichter und auf Öffentliche Gebote gefchehen. 

Art. 114. Werden zum Steigern gelaffen blos Perfonen von erkaunter 
Gittlichfeit, erfannten Mitteln und Fähigkeit, worüber der Maire zu fprechen 
hat, den Recurs an den Präfecten vorbehalten, 

Art. 115. Zu dem Ende fol, drei Monate wenigftens vor Erneuerung des 
Pachtes, in den Zeitungsblättern Nachricht davon gegeben werden, mit Einli: 
dung an alle die, welche fich dazu melden wollen, ſich im Secretariat der Mai: 
rie einzufinden, um vorflehenden Verfügungen Genüge zu thım. 

Art. 116. Die Kaufliebhaber thun im Augenblick der Verfteigerung, bevor 
fie diefelbe unterzeichnen, fchriftliche Erklärung von ihren Namen, Vornamen, 
Gewerb und Wohnung ihrer Gefellfchafter, wenn ſſolches der Fall ift; fie 
fügen dem Protocoll den etwaigen Gefelffchaftsacet bei; wo keiner vorhanden, 
haben die Gefeltfchafter mit den Käufern das Protocoll zu unterfchreiben. 

Art. 117. Nah der VBerfteigerung wird Fein Gebot angenommen, wenn 
es nicht binnen vier umd zwanzig Stunden gemacht und durch einen Huiffier 
der Behörde, welche‘ verfteigert hat, Fund gemacht worden, und wenn micht 
in Bmölftel mehr geboten wird. Golchenfalls ftehen die Steigerungsgebote 
auf das leute Erbot wieder offen. 

Art. 118. Die Steigerer haben fich in Betreff der Hebung und alles deffen, 
was auf das Octroi Bezug hat, an die genehmigten Tarifs und Verordnungen 
zu halten. Auch müſſen fie, bei Strafe der Schadenvergütung und felbit der 
Pachtzernichtung, den Gefesen und Verordnungen nachkommen, die fich auf 
die Verhältnife der DOctroiverwaltungen mit der Verwaltung der vereinigten 
Gebühren beziehen. 

Art. 119. Die Zollpächter haben die freie Erwählung ihrer Beamten, und 
Fönnen fie nad Belieben entlaffen. Doc können die Präfecten auf Anfuchen 
der Unterpräfecten oder Directorender vereinigten Gebühren, und, nachdem fie 
die Regiffenrs angehört, diefen letztern befehlen, diejenigen Beamten abzufe: 
ben, welche zu gegründeten Klagen Anlaß gegeben. 
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Art. 1%. Jeder Zollbeamte, der, ;nach einem Jahre Dienites , von dem 
Zollpächter bei Antritt feines Genufes nicht beibehalten wird, empfängt zur 
Entſchädigung, auf Koften des neuen Pächters, zwei Monate Gehalt. 

Art. 121, Ehe der neue Zolfpächter den Beſitz antritt, hat er Bürgſchaft 
zu flelten, deren Belauf und Natur durch das Laftenheft beftimmt wird. 

Art. 122. Die Verwaltung der vereinigten Gebühren Faun für jeden 
Octroi einen DVorfteher beitelfen, um über die Hebung zu wachen. 

Art. 125. Der Pactpreis wird monatlich und zum Voraus bezahft; wird 
die Bezahlung ded_bedungenen Preifes zu den gefesten Terminen verfäumt, fo 
fann der Pächter auf dem Weg Rechtens und felbft mit leiblicher Dart ver: 
folgt werden. 

Art. 124. Der Pächter ift gehalten, dem Maire und den Borgefepten der 
Verwaltung der vereinigten Gebühren von allen Webertretungsprotocolten Wiffen: 
(hart zu geben. Er kann den Hebertretern ohne Erlaubniß des Maire nichts 
nachſehen: der mit Obücht. der DOctroihebung befaßte Zollbeamte muß den Ber: 
mirtlungen beimwohnen und fein Gutachten errheilen. 

Art. 125. So oft der Pächter einer intereflirten Regie ohne Ermächtigung 
plaidirt, falfen die Koften auf ihn; fonft trägt fie die Gemeinde. 

Der Pächter, obichon ermächtiger, hat allezeit die Koften zu erlegen, wozu 
er verurtheilt worden. 

Art, 12%, ‚Das Halbe von den reinen Erträgniſſen der Geldbrfen wie 
suh von dem Erlös der faifirten oder eingezogenen Objecte, dieſe Grip: 
bußen wären nun durch Urtheil erkannt, oder es wäre ein Vergleich geichehen, 
gehört dem Zollpächter, Die andere Hälfte und den Decime vom Franc hat 
er zu den Epochen und auf die Weife, die vorgefchrieben find, einzufchießen. 

Art. 127. Keine der allgemeinen Bolverwaltung , den Civilverwaltungen, 
oder den Gerichten, die eine Aufjicht oder Jurisdiction über den Octroi haben, 
zugethane Perſon darf, bei Strafe unentſchädigter Umſtoßung des Pachtbriefs 
und aller Schadendergütungen, den Pacht ſich zuſchlagen laſſen, noch mit Dem 
Pachtfteigerer in Geſellſchaft treten, 

Art. 128. Das Laftenhaft, in den Zälfen, wo Abänderungen oder Modi: 
Acationen nöthig erachtet würden, führe Die Claufel, den Pachtpreis je nad) 
diejen Mbänderungen und Modificirungen zu erniedrigen und zu erhöhen Pan 
fann Dem Pachthaber die Verpflichtung auflegen, von den in den Tarifs ge: 
machten Erhohungen firenge Rechnung zu halten, 

Art. 129. Außer diefem Fall wird, unter Peinem Vorwand, dem Pächter 
vergönnt, die genaue Abrechnung, oder die Pachtsvernichtung, oder Entſchäbi— 
gungen zu begehren. | 

Es ift fogar den Munizipalräthen unterfagt, über etwaige Gefuche biefer 
Art zu berarhichlagen. 

Art. 150. Das Bedingnißheft foll auch den Vorbehalt der Fälle andeuten, 
‘wo die Regierung einen Pacht umſtoßen ließe, und die Entfchädigung feſtſetzen, 
die von wegen der Zeit des Nichtaenuffes dem Zollpächter geflatrer würde, ' 

Art. 151. Unterläßt der Zollpächter die Elaufeln des Bedingnißheftes zu 
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volfziehen, fo Fann die Gemeinde, nach einer an ihn gefchehenen Aufforderung 
oder Befehl, eine neue DVerfteigerung auf feine Gefahr verlangen. 

Art. 132. Abfchriften der Zolwerfteigerungspachten, der Tarifs und Der: ' 
ordnungen fol! man den Directdren der vereinigten Gebühren zuftellen. 

Art. 155. Alle aus der DBerfteigerung erwächlenden Unfoften follen dem 
Pachtkäufer zur Laft fallen, | 

Art. 1354, Die Octroigebühren von den ins Lager gebrachten Waaren gehö— 
ren dem austretenden Pachthaber, wenn der Termin der Niederlage vor dem 
feines Genuffes einfällt; fonft ‚gehören fie dem neuen. 

Art. 155. Vor Genehmigung unfers Finanzminifters ift die Zufchlagung 
nicht definitiv, und wird der Pachtfäufer nicht in Beſitz gefebt. 

Art. 1355. Die Streitigkeiten, die über die Verwaltung dder Hebung der 
Octrois in intereffirter Regie zwifchen den Regiffeurs diefer Anſtalten und 
den Gemeinden entftehen dürften, follen vor den Präfect gebracht werden, der 
im Präfecturrath, nad Anhörung der Parteien, den Recurs an unfern Staate: 
rath in der durch unfer Decret vom 22. December 1806 vorgefihriebenen Form 
und Friſt vorbehalten, abzufprechen hat. 

So foll es ſich aud mit den Streitigkeiten verhalten, die ſich zwiſchen 
den Gemeinden und den Octroipächtern, über den Sinn der Pachtclauſeln er— 
heben dürften. 

Alle andern Streitigkeiten, die zwiſchen den Gemeinden und den Octrois 
pächtern vorfallen möchten, fol man vor die Berichte ziehen. 


| X. Titel. 
Derhbältniß der Detrois mit der Verwaltung ber ver 
einigten Gebühren. 


Art. 137. Die Pächter, intereffirten Verwalter, und fonft alle die den 
Octrois vorftehen, find gehalten, die Beiwirkung der Bedienten des allgemei: 
nen Bollwefend in allen Fälfen, wo fie Statt haben muß, zu erlauben ; fie alle 
Unterjuchungen und Dienftgefchäfte vornehmen zu laſſen ihnenzalfe Verzeichniffe, 
Liften und Auffchlüffe, deren fie benöthiget find, vorzulegen und mitzntheilen. 

Sie müffen außerdem zum Dienft des allgemeinen Zollwefens auch ihre 
eignen Beamten, fo oft fie dazu erfucht werden, unter den Strafen Rechteng, 
beitragen laſſen, ohne fie jedoch vom gewöhnlichen Ort ihres Dienftes wegzu— 
nehmen, 


X. Titel 
Vom Derfonale 


Art. 138. Die Vorgefesten des 'Octroi follen wenigſtens zwanzig Jahre 
ihres Alters zurückgelegt haben; fie müffen vor dem Civilgericht der Stadt, 
wo fie ihr Amt verrichten, und, in den Städten, wo Feines iſt, vor dem Frie⸗ 
densrichter beeidiget werden: dieſer Eid wird auf der Kanzlei regiſtrirt, ohne 
daß Sachwalter dazu erfordert würden. 

Man erlegt blos eine fire. Gebühr der Regiſtrirung von drei Francs. 
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Art. 139. Trifft der Fall ein, daß ein Vorgeſehter einen andern Aufent: 
balt oder Grad bekömmt, fd hat er nicht neuerdings? zuſchwören; es ift genug, 
daß er feine Eommiffion unentgeltlich vom Friedensrichter oder dem Dean dene 
ten des Örts, md er angeftellt wird, vifiren Taffe. 

Art. 140. Können nicht als Octroivorfteher diejenigen ernannt werden, 
welche Feinen Beweis bringen, daß fie der Conſcription Genüge geleiftet, die, 
weiche Feine beglaubiaten Scheine ‚Ihrer Fähigkeiten, guter Sitten und Wan 
deld beibringem 


rt. 141. Die Dctroivorgefesten einfaher Regie werden ernannt durch 
die Präfecten, auf eine dreifache Lifte hin, die von den Maires für jede 
Stelle gefertigt werden: 


Die Eommiffidnen werden ihnen von’ den Präfecten ausgeftellt. 


Iſt davon die Rede,.den Direitor oder Obervörfteher'zu ernennen, fo wird 
die Ernennung des Präfects unferm Zinanzminifter zur Genehmigung vorgelegt. 


Art. 142. Die Ottroivorſteher follen immer ihre Commiffionen bei ſich 
haben, und müſſen ſie auf jedes Anfordern vorweiſen. 

Art. 143. Jeder Octroivorſteher, der ben Unterſchleif begünftiget , entwe⸗ 
der mit Annahme von Gefchenfen oder auf fonft eıne Art, wird belangt und 
zu den Strafeng.verdammt, die der Pöhnlcoder wider die untreuen Beamten 
anſetzt. 

Art. 144. Die Präfecten können dazu ermächtigen, die Unterbeamten des 
Octroi vor Gericht zu ziehen. 

Art. 145. Es iſt den Zollpächtern, Verwaltern oder Vorgeſetzten verboten, 
mit den im Tarif enthaltenen Objecten Handel zu treiben. 

Art. 146. Die Gewehrführung iſt den Octroivorgeſetzten in Ausübung 
ihres Amtes erlaubt. 

Art. 147. Es kann, auf Anfuchen der Gemeinden, eine Nuheftande: und 
Unterftügungscaffe angelegt werden; Die Baarfchaft diefer Cafe ſoll durch 
einen Abzug an iden firen Gehalten und Gefällen, wie auch am Ertrag der 
Geldbußen zufammengetragen werden. 

Art. 148. Eine beſondere Verordnung ſoll beſtimmen, auf welche Weiſe 
dieſe Caſſe verwaltet und die daraus zu nehmenden Penſionen und Unterſtützun— 
gen ausgetheilt werden müſſen. 

Art. 149. Die Gläubiger der Octroibeamten dürfen nur auf die Sum— 
men Arreſt legen, die die Geſetze und Faiferlichen Decrete an den Befoldungen 
der Vorſteher des allgemeinen Zollweſens zuerkannt haben. 

. Art. 150. Die Ueberzähligen in der DOctroiverwaltung haben vor alfen 
andern auf die ledigen Stellen Anfpruch zu machen. 

Art. 151. Jeder abgeſetzte oder abheifchende Zollbeamte ift Förperlich an: 
gehaften, feine Commiffion, wie auch die Regifter und andern Effecten, womit 
er behaftet war, fogleich niederzulegen, und, wenn er Cinnehmer ift, feine 
Rechnung abzulegen. 

Art. 152. Alle rechnungspflichtigen Octroivorficher müſſen Bürgſchaft lei— 
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fen, entweder, mit Grundgütern, oder mit Geld, wovon Sorte und Belauf durch 
die Municipalverwaltung zu beflimmen find, und foll daffelbe in die Gemeinde: 
eaffe gefchoffen werden, 

Art. 155. Die Octroivorfteher find unter dem Schutz der öffentlichen 
Gewalt; es ift verboten fie zu befchinpfen, zu mißhandeln und felbft in Aus: 
übung ihres Amtes zu flören, bei Strafe rechtlicher Ahndung. 


Urt. 154. Die bewaffnete Macht ift verpflichtet, den Octroivorftehern in 
ihren Amtsverrichtungen, fo oft fie dazu aufgefordert wird, Hülfe und Bei 
ftand zu leiſten. 

Art. 155. Alle gerichtlich beeidigten. DVorgefesten der Octroihebung find 
ermächtiget , allen Umnterfchleif, den fie gegen das allgemeine Zollwefen entdeden, 
zu protocolfiren; fo find auch die Vorſteher der vereinigten Gebühren, befugt, 
wegen der Unterfchleife, die fie gegen die Dctrois entderfen, Protocol beizu« 
dringen. 

Art. 156. Die Octroivorfteher follen, auf jedes Anfodern, zur — 
und Entdeckung der Polizeivergehen mitwirken. 


XV. Titel. 
Vom Rechnungsweſen. 


9. 4. Von Haltung der Regiſter. 

Art. 157. Alle Regiſter, die zur Octroihebung dienen, müſſen auf Stod: 
papier, und vorläufig vom Maire cotirt und paraphirt feyn: alle Aufſätze wer: 
den Tag vor Tag, Artikel vor Artikel, ohne Weislaffung hineingerüdt. 

Art. 158. Die Derwaltung des allgemeinen Bollwefens hat Form und 
Modell der Regifter und Zollſcheine zu beffimmen, auch von ihrer Einförmig 
Peit durch die gehörigen Maßregeln fich zu verfichern, 

Die Verwaltung des Dctroi darf für jede von ihr ertheifte Ausfertigung 
oder jeden Zettel nicht mehr als fünf Gentimen, und dazu die Stempelvergi: 
tung für die Quittungen über zehn Franes begehren. 

Art. 159. Die Maires unterfuchen oder laffen unterfuchen, ob die Hebungs: 
regifter wohl gehalten, und die Erträgniffe in der Municipalcaſſe richtig einge: 
gangen find. 

Art.160. Die Hebungsregifter werden durch den Maire am letzten Tage jedes 
Jahrs abgefchloffen; man erneuert fie ale Jahre, und die Rechnungen, fowohl 
in Quantitäten ald Summen, werden in den drei Monaten, die auf den Ablauf 
jedes Jahres folgen, ins Reine gebradt. 

F. II. DBonden Erträgnißliften. 

Art. 161. Alle Liften und Derzeichniffe von Cinnahmen und Ausga— 
ben der Dctrois fol man zu den Epochen, die durch die Untermweifung bedeutet 
find, in Beifeyn des Maire, mit Zuziehung der Dbervorgefegten der Detrois und 
der vereinigten Gebühren, aufgefegt werden. 

Form und Modell der Liften und Berzeichniffe beftimmt die Verwaltung 
der vereinigten Gebühren. 
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Ein Duppficat der Liften und Merzeichniffe, vom Maire unterfchrieben, 
fol den DVorgefesten der vereinigten Gebühren zugeftellt, dem Director, und 
von diefem der Verwaltung überfandt werden. 

Der Abzug der zehn Procent vom Ertrag der Octrois in einfacher Regie 
wird in die Gaffe der vereinigten Gebühren durch den Einnehmer der Gemeinde 
binnen drei Tagen nach Abfluß jedes Monats eingefhoffen. 

Für die Octrois in Pacht oder interefirter Regie wird diefer Einfchuß zu 
vn Epochen bemwerkitelliget, die der Pachtbrief für die Bezahlung jedes Zwölf: 
tels vom DBerfleigerungspreife feitgefest hat. 

Was den Einfchuß des Abzugs der zehn Procent von den Gewinnftportior 
sen betrifft, die den Gemeinden laut den Verträgen intereflirter Regie zufommen, 
fo fol er durch die Gemeindeeinnehmer gefchehen, fobald der Belauf die: 
fer uämlihben Gewinftportionen in die Mimicipalcaffe eingegangen ift. 

Art. 162: Den Eingang des Abzugs der zehn MProcent betreibt man 
durh Verarreftirung der Octroigelder, und felbft auch durch Förperliche Hait. 

Art. 165. Die den Verfügungen diefes Decrets gemäß verfaßten und be 
(dleffenen Verzeichniffe follen die einzige regelmäßige Bafis der Nechnungen von 
dem zu erhebenden Abzug der zehn Procent feyn. 


XI. Titel 
Bom Streitigen. 


Art. 164. Man foll für die Octrois den Geſetzen vom 2. Vendemiaire 
und 27. Srimaire Jahr VIII gemäß zu Werke gehen. 

Doch im Fall, wo eine Streitigfeit über den Rechtsgrund oder die Un: 
wendung der Tarifs oder über die Zumwiderhandlungen zugleich Octroizölle und 
kreinigte Gebühren zum ‚Gegenftand hätte, fol man den Verfügungen des 
Kapitels VI des Gefeges vom 5. Ventofe Jahr XII, die vereinigten Gebühren 
vetreffend, gemäß verfahren. 


XV. Titel. 
Allgemeine Verfügungen. 


Art. 165. Die Oberauffiht über die Hebung aller Dctrois des Reichs 
wird unter der Gewalt unfers Finanzminifters von der — des 
Agemeinen Zollweſens geführt. 

Art. 166. Alle Tarifs und Verordnungen ſoll man allmählig ten Verfü: 
gungen diefes Decrets gemäß regularifiren, und follen fie durch unfern Minifter 
der Finanzen zur Genehmigung ung vorgelegt werden. 

Art. 167. Kein Zollpacht wird aufs neue verfteigert, bevor unfer Finanz: 
minifter die Tarifs und Verordnungen zur Billigung uns vorgelegt. 

Art. 168. Innerhalb drei Monaten von Publicirung diefes Geſetzes an, 
follen die Municipalräthe der Gemeinden , wo die Octrois in einfacher Regie 
ind, verpflichtet fenn, die Abänderung der Verfügungen ihrer Tarifs und Bere 
rbmungen, die den Verfügungen dieſes zumibder find, vorzufchlagen ; und im 
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Ermangelung ihrer, müſſen Igemeldete Abinderungen Auch die Präfecten vor 
gefchlagen werden. 

Art. 169. Eine befondere Verordnung foll für den Oetroi unſerer guten 
Stadt Paris abgefaßt uud uns zur Genehmigung von unſerm Finanzminiſter 
vorgelegt werden. 

Art. 170. Unfer Großrichter Minifter der Juſtiz, und unfere Minifter 
der Finanzen und des Innern, find, jeder in foweit es ihn angeht, mit Voll— 
ziehung gegenwärtigen Decrets beauftragt. 





Ein genehmigtes ——— vom 11. Mai 1807 
enthält, * ohne höhere Genehmigung feine Abaͤnderung in dem 
Octroitarif Statt finden dürfe. 

Durch ein anderes Staatsrathsguachten vom 26. April 1811 
wurde ausgefprochen, daß fein Detroi auf Abonnement Statt finde, 
weil folches Erhebungsroflen vorausfeße, die erecutorifch erklärt wers 
den müßten, wozu die beftehenden Verordnungen nicht ermächtigen, 
Nur mit Mepgern und Schenfwirthen fann ein Abonnementnah dem 
muthinaßfichen Abfat getroffen werden. Ein Decret vom 4. Mai 
4812 fett den Termin, wo dad Abonnement aufhören fol, auf den 
4. Jaͤnner 4814, und das Decret vom 25. September 4813 auf 
. den 42. Sinner 1815. In diefem Zuftande ging das Sand au 

Bayern üben Es iſt auch nicht abzujehen, warum mit Brand⸗ 
_ weinbrennern, Handelsleuten u. f. w. nicht cben fomohl ein folcher 
Bertrag möglich fey, fofern nur ber muthmaßliche Abfa oder Bes 
trieb zuvor zur Ausübung des Octroi erforfcht worden iſt. Ein 
Abonnement ift fogar empfehlenswerth, weil alle Verationen und | 
viele KRoften wegfallen. Natürlich müßte bie ei der 
Staatöverwaltung erholt werden. 

Wichtig ift noch das faiferl. Decret vom 15. November 41810, 
welches alfo lautet: 

„Auf den Vortrag unſers Zinanzminifters; 

Nach Anficht der Art. 125 und 156 unfers (mitgetgeiften,) Decrets vom 17. 
Mai 1809, das Octroi der Gemeinden und Wohlthaͤtigkeitsanſtalten betreffend; 

Serner der Art. 2065 und 2070 des bürgerlichen Geſetzbuchs; 

Nach Anhörung des Staatsraths; 

haben wir beſchloſſen und befchließen was folgt: 

Art. 1. Die Rücderftattung der von GSelbflverwaltern, Pächtern, Cinneh: 


mern oder fonftigen Angeftellten erhobenen Octroigebühren ann dur kör— 
perlihe Daft betrieben werden. 
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Art. 2. Der Gemeindeeinnehmer erläßt den Zwangsbefehl, der Bürger: 
meifter vifirt uud der Sriedensrichter erklärt ihn erecutorifch. Der Bürger: 
meister läßt ihm zuftellen und volfziehen, gemäß Tit. XV. des V. Buchs des 
erften Theils des Proceßgeſetzbuchs. 


Ars. 5. Der Juſtiz- und Sinanzminifter find mit dem Vollzug diefes De: - 
crets beauftragt.« 





Von einer dem Octroi aͤhnlichen, uͤbrigens mit den damaligen 
vereinigten Gebühren, welche jetzt nicht mehr beſtehen, zuſammen⸗ 
bängenden Abgabe zu Gunſten der Gemeindecaffen handelt das 
faiferlihe Decret vom 22. Oct. 1810, welches alfo ſpricht: 

»Yuf den Vortrag des Staatsraths haben wir verordnet und verordnen 
was folgt: 

1) Die Gebühr, melche unter dem Namen Eutſchädigung (oder Vergü— 
tung) von Getränken und Waaren, die durchgehen oder im Zwifchenlager find, 
erhoben: wird, foll zu den Einkünften der Städte gehören und im ihre Buͤd⸗ 
gets eingetragen werden, wenn die Tarife davon durch Gemeindebeſchlüſſe feft: 
geſetzt und wie die Octroitarife genehmigt find. Kein Tarif über Zranfit 
eder Zwifchenlager, welcher gegenwärtig beftcht, bleibt in Kraft, wenn ar nicht 
vor dem 1. April 1811 in unferm Staatsrathe regulirt worden ift. 

2) Um des Zranfits oder Zwiſchenlagers zu ‚genießen, ift nicht erforderlich, 
daß man in der Gemeinde wohnhaft fey. 


5) Unfere Minifter des Junern und der. Finanzen find, mit dem Vollzug 
diefes Decrets beauftragt.« 


m) Gebühren der öffentlihen Aich und Waage. 
Der Sonfularbefhlug vom 4. Thermidor X fordert Art. 7 die Ges 
meinden auf, ihre Einfünfte zu verbeffern, unter andern dur Ers 
richtung einer öÖffentlihen Waage. Die Erhebung der Gebühren 
hievon wird am Beten verpachtet. Der Tarif muß zuvor von der 
Berwaltung befätigt feyn- 


Der Beichluß des Directoriumd vom 27. Brumär VII fagt 
hierüber: 

Ermägend, mie” wichtig es iſt, den Gebrauch der neuen Gewichte uud 
Mafie zu befchlennigen, und"un Nerbreitung eines neuen Syſtems beizutragen, 
dem nur alte Vorurtheile einige Hinderniſſe entgegen fenen Pönnen ; 

Erwägeud auch, daß eine conftirutionsmäßige Wiederaufrichtung der eher 
mals bekannten Anſtalten auf eine thärige Weihe und ohns Groß zur 
polffommenen Vollziehung der, über die neuen Gewichte und Maße gegebenen 
Geſetze mitwirken Bann, dadurch, daß man die Angewohnheiten eines gross 
Theils der fränkifchen Bürger zu einer täglichen Ausübung dieſer Gebraͤuche 
zurädführe ; 
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Erwägend endlih, daß der Handel in diefen Anſtalten fichere Mittel fin: 
den muß, in den Yandelsverträgen das Zutrauen, worauf er gegründer ift, zu 
erzwecken; | 

Eingefehen das Gefeb vom 15. März 1790, welches, nachdem es in die 
Abſchaffung der Lehensrechte alle die begreift, die entweder in Natura, oder 
in Geld, unter dem Vorwande des Wägens, Meffens, Zeichnens u. f. mw. bezo— 
gen werden, dennoch im 21. Art. fagt, was den Dienft der öffentlichen Plätze 
und Märkte betrifft, fo folen die Munizipalitäten der Ortfchaften dafür for 
gen, welche unter der Autorifation der Verwaltungsverfammlungen die billige 
und mäßige Gebühr zu beftimmen haben, die den beim Wägen und Meffen ane 
geftellten Perfonen zu bewilligen tft, 

Befchlieft, was folgt: 

Die Munizipalverwaltungen der Gemeinden über 5000 Seelen, und in 
denen, wo mehrere Munizipalitäten find, die”Gentral:Büreau’s, follen, wenn das 
ntereffe des Handels und ihrer Vermwaltungsuntergebenen es verlangt, öffent: 
Iihe Waagämter, unter der Antorifation der Departements-Ceutralverwaltung 
aufrichten Fönnen, wo es den Bürgern frei flehen wird, die Maaren und Re: 
bensmittel, deren Tarif zuvor aufgefegt fenn muß, wägen zu laſſen; fie haben 
auch die mäßige Gebühr zu beftimmen, die in diefem Waagebüreau zu beziehen 
ift, und wovon die eine Hälfte vom Käufer, und die andere vom Verkäufer 
entrichtet werden fol. (Art. 1 des Schluffes des Dolfziehungsdirectoriumg,- 
vom 27. Brümär VII Jahrs, über die Errichtung öffentlicher Waagämter.) 

Diefe Gebühr fol, nach Befchaffenheit der MWaaren, für fünf Myriagram— 
men ſchwer Feine fünfzehn Centime's überfleigen, noc unter fünf Centime's 
feyn dürfen. Art. 2 dafelbit.) 

Der Ertrag diefer freiwilligen Gebühr foll, nad abgehobenen Unfoften 
dem Dienfte der Hofpitäfer gewidmet ſeyn; zu dem Ende follen die Munizipals 
verwaltungen oder die Gentralbureau’s ſich alle fehs Monate, und noch öfter, 
wenn fie es für nöthig halten, von der wirklichen Einnahme Rechnung geben 
laffen. «Art. 5 dafelbit,) 


n) Gebühren des Fruchtmeſſens auf Maͤrkten. Die 
hieruͤber beſtehenden Verfuͤgungen ſiehe in der Abtheilung: Volks⸗ 


wirthſchaft. 


0) Buͤrgereinzugsgeld. Dieſes wurde durch die Verord⸗ 
nung vom 9. Auguſt 1816 (ſ. im! Band}; eingeführt, und bildet eine 
nicht ganz unbedeutende Einnahme der Gemeinden. Die Bürgers 
meifter müffen aber eine. forgfältige Vormerkung über alle Einwans 
derer führen, und nach Abfluß jeden Jahres eine Heblifte an das 
Landcommiffariat zur Vollziehungserflärung einfenden, worauf der 
Gemeindeeinehmer die Gebühren erhebt. 


nn 
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p) Bon Ööffentlihen Belufigungen. Schon ein Ger 
feg vom 7. Frimaͤr VII verordnete eine gewifje Abgabe von Bällen, 
Goncerten u. 1. w. zu Gunſten der Armen; deögleichen jenes vom 
8. Thermidor V und das vom 6. Compl. VII, doch nur vorüberges 
bend. Die Abgabe, wurde durch Negierungsbefchlüffe vom 7. Fruct. 
VII, 9. Sruct. IX, 18. Therm, X, 10, Therm. XI, 30, Therm. 
XII, 8. Fruct. XIII, 21. Aug. 1806 .fortgefegt, und durch Decret 
vom 9. Dezember 1809 (Bulletin 41812 Niro. 421) auf unbeftimmte 
Zeit betätigt. Die Abgabe bejiebt in einem Zehntel von allen 
Eintrittsgeldern zu Theatern und. Schaufpielen, doch nicht von uns 
entgeltlichen und Beneftzvorftellungen, und zwar nicht durch Abzugr 
jondern iſt nebſt dem Eintrittögeld vom Einnehmer der Armenanftalten 
des Orts zu erheben und zu verrechnen. Bon den Bällen, Feuer: 
werfen, Goncerten, Pferderennen, überhaupt von allen öffentlichen 
Tanzen und Seiten, wo man gegen Zahlung zugelafjen it, fol 
von der rohen Einnahme ein Viertel zu gleichem Zwed erhoben 
werden. Die Eintreibung gefchieht wie die der Steuern Getzt der 
Gemeindegelder.) Ueber Streitigfeiten dabei foll der Prafecturrath 
entjcheiden, vorbehaltlich des Stecurfes an die Staatsregierung. 

Ueber diefen Gegenftand fehe man noch den Landrathsabſchied 
von 1817 Niro. III, 4. 


4) Schaafweide und Pferd. (CS. hierüber die Abthei- 
lung: Bolfewirtbhichaft. 

Die Schaafwaide ift Tediglih Sache der Gutebefiger; nur 
nie ihrer Einwilligung fann der Gemeinderatb folhe zum Ber 
ften der Gemeindecaſſe verpachten, oder den Einwohnern sur Der 
nutzung überlajjien ; dann hat fie auch das Schaafbirtenhaus zu 
leiſten und zu unterhalten, wozu fie anderen Falls nach dem Gefeg 
vom44. Frim. VII nicht verpflichtet ift. 

©. auch die Infiruction über das Rechnungsweſen $. 69. 


— — 





r) Fuͤr Auszuͤge aus den Civilſtandsregiſtern und 
andern Urkunden. Ueber dieſen Gegenſtand iſt auf den Grund 
ber fruͤbern Geſetzgebung am 9. September 1825 (Intelligenzblatt 
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©. 41049) eine Verfügung der Fönigf, Kreisregierung erſchienen, 
welche alles hierher Gehörige umfaßt. Sie ift in der alsbald 
folgenden Ssnftruction über das Rechnungsmwefen vom 17. November 
1826, $. 69, Buchftabe I nachzufehen. 





Außer diefen im Büdger angeführten Gemeindeeinfünften laſ⸗ 
fen ſich noch manche andere denfen, und ed fommen auch wirklich 
noch andere vor. 3. 3. 

s) Kelterzing, wenn eine Gemeinde, wo Weinbau befteht, 
eine Kelter hat, die verpachtet oder gegen Vergütung zum Ger 
brauch überlaffen wird. 


t) Baldfaame, woflr eine nicht unbedeutende Einnahme 
entftehen fann, zumal wenn die Gemeinde eine Klenganftalt für 
Kiefernfaamen befigt. Daß eine Gemeinde Waldfanmen erft vers 
ſilbern kann, nachdem ihre eigenen Bed uͤrfniſſe gedeckt find, verfteht 
fih von ſelbſt. Es ift aber zur Errichtung folcher Anftalten fehr 
zu rathen, einmal, weil die Gemeinde ihren eigenen Bedarf dann 
wohlfeit und gut erhält, zweitens, weil dadurch die Gultur der 
Privat» und andern Waldungen;crleichtert, drittend weil eine Eins 
nahme erzielt wird. Es Finnen fi) auch mehrere Gemeinden zur 
Errichtung und Unterhaltung vereinigen. 


u) Die Polizeiftrafen. DasTGefeg vom 6. Det. 179. 
Art. IV weift den Gemeindecafien die Strafen der Feldpolizeis 
übertretungen zu, was durch das Gefeg vom 26. Brum. X be 
ftätigt ift.e Das Gefeß vom 41. Frim. VII führe Art. IX Nero. 
2 die Hälfte der Polizeiftrafen unter den Gemeindeeinfünften auf. 
Gleichwohl ſcheint es nicht vollzogen, oder der Vollzug unterbrochen. 
worden zu feyn, denn ein Gonfularbefhluß vom 26. Brum. X 
fett die Gemeinde wieder in den Genuß und der Art. 466 des 
Strafgeſetzbuchs verordnet das Gleihe. Au 17. Mai 1809 ew 
fhien ein Faiferl. Decret, deffen Verfügungen fo lauten: 

Art. 1. »Die Verwaltung des Enregiftrements und der Domänen kiefert 


die vom 1. Jän. d. J. eingehenden Geldfrafeu von Orts⸗-, Zucht: und Feld: 
polizeifachen nicht mehr in die Gemeindefaffen. 
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Art. 2. Don demfelben Tag an beträgt der Antheil der Gemeinden an 
biefen Strafen zwei Dritttheile. 

Art. 5. Das dritte Drirttheil fol den Hofpizien des Hauptorts des De: 
partements zufließen. 

Art. 4. Die Domäneninfpektoren Taffen die NRentmeifter Rechnung über 
den ganzen reinen Ertrag diefer Strafen nebft dem Zehntel abliefern,, und 
zwar was die der Gemeinde zufommenden zwei Drittheile nebft dem Behntel 
betrifft, in die Departemental: (jest Kreis:)Caffe, und das andere Drittel, 
welches zum Unterhalt der Zindelfinder beftimmt ift, in die Hofpiziencaffe, 
nach Vorſchrift des Befchluffes vom 25. Febr. VIEL» (S. Armenmefen.) 

5) Die zwei Drittheife der Hauptſumme der Strafen, Calfo ohne Zehntel) 
welhe an die Kreistaffe gefchoffen werden, bilden einen gemeinfamen Fonds, 
welhen der Präfect durch Anweifungen nach dem Bedürfniß der Gemeinde 
vertheilt.« | 


Hiermit find alfo die frübern gefeßlichen Unterfcheidungen 
aufgehoben, und bafür ein einfaches Vertheilungsprincip aufgeftellt, 
die Untervertheilung des Antheild der Gemeinde aber freilich der 
Willkuͤhr des Präfeeten überlaffen. 

Die Hftreichifchsbayerifche Fandesadminiftration behielt in der 
Verordnung vom 16. Dezemb. 4815 den Maßſtab der Vertheilung 
des Strafertrags bei, verordnete aber, daß die bis dahin erhobes 
nen und kuͤnftig eingehenden Strafantheile den Gemeindecaffen 
wieder überwiefen und dort verrechnet werden follen. Die Bers 
ordnung vom 30. Dezemb, 4845 aber behält der Landes » Admis 
niitration wieder die DVertheilung nad Dürftigfeit der Gemein; 
ben vor, und verordnet zu dem Ende die Bildung eines Ges 
fammtfonde. Hiebei ift es bis jetzt geblieben; jedoch gab die jes 
tige fönigl. Kreisregierung dem Fond eine eigene, fehr zwednäs 
fige Beftimmung durch die Verfügung vom 16. Juli 1818, welche 
dahin gebt, daß den Gemeinden, welhe Echulhäufer zu bauen 
baben, hiezu aber in den Baujahren die Mittel nicht fluͤſſig brins 
gen, unverzinsliche Vorſchuͤſſe gegen Ruͤckerſtattung in fünf Jahres; 
friften geleifter werden follen. Seit einigen Jahren muͤſſen diefe 
Vorſchuͤſſe verzinßt werden, 

Die Verordnung vom 16. Dezemb. 1815 (Amtsbl. S. 307) 
lautet fo: 

1) Die Domänendirection hat jed: Nentei anzuweifen, am Schluſſe die: 


fes Jahres für jede einzelne Gemeinde ein monatliches Verzeichniß aller aus 
der Gemeinde feit dem 16. Juni 1814 bis 51. Dezemb. 1815 erhobenen ein: 
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fachen Polizeiftrafen anzufertigen, und in einer befoudern Rubrik den ber Ge 
meinde davon zuftehenden Antheil auszumwerfen. Die Domänendirection hat die 
Form diefer Verzeichniffe, fo zwar, daß fie mit möglichfter Einfachheit ihrem 
Zwede entfprechen,- anzuordnen. 

2) Diefe Verzeichniffe find;durch die Domänendirection zu fammeln und 

mit einem Summarium. begleitet, welches den ganzen Betrag der in den Dos: 
mänenrechnungen ausgewiejenen Strafen diefer Art erfchöpfen wird, an bie 
Laudesadminiſtration einzufchicken. 
5) Sobald. diefe Verzeichniſſe in gehöriger Form eingefommen feyn werden, 
wird. der einer jeden Gemeinde ,zuftehende Betrag, nach Abzug der den Do: 
mänenbeamten vergüteten Remiſe, welche die Domänendirection am Ende eines 
jeden Verzeichniſſes zu liquidiren hat, zur Bahlung auf die Generalcaffe anges 
wieſen werden, Die Anmeifungen werden hiernächft den betreffenden Kreisdi— 
rectionen zugeftelft, um fie durch die Gemeindeeinnehmer erheben und in Eins 
nahme verrechnen zu laſſen. 

4) Die Kreisdirectionen werden dafür forgen, daß die den Gemeinden - 
folchergeftalt zufließenden Gelder in den Gemeindebudjers gehörig aufgenons 
men und ihrer Beflimmung zufolge verwendet werden. 

5) Für die Zukunft find die in obigen Artikeln 1 und 2 erwähnten Ver— 
zeichniffe vierteljährlich anzufertigen und durch die Domänendirection an bie 
Landesadminiftration einzufchicfen, worauf alsdann die Anweifungen vierteljährig 
erfolgen werden. 





Hiezu dann die Verordnung vom 30. Dezember 1815 (Amts⸗ 
blatt 4816, ©. 317): 


Da es die Abficht der Randesadminiftration ift, den Gemeinden die zwei 
Drittheile von den einfachen und correctionellen Polizeiftrafgeldern, welche 
ihnen nach dem Decret vom 17. Mai 1809 zufommen, aufs baldigfte zufließen 
zu laſſen, und fie vorzüglich nad Verhältniß ihrer Dürftigkeit zu vertheilen, 
fo hat man fich veranlaßt gefunden, zur Befchleunigung des Gefchäfts, nach 
träglich zu der Verordnung vom 16. Dezemb. Nro. 10256 (Amtsbl. Nro. 54 
zu verfügen, wie folgt: 

»4) Aus den Gefammtbeträgen eines jeden Freifeswird ein Gemeinfond 
gebildet, der unter die bedürftigften Gemeinden deffelben vertheilt werden foll. 
Diefe Vertheilung foll nach Ausweis der bereits eingeforderten Notizen Statt 
haben, und es kömmt fomit von der Anfertigung der ın der Verordnung vom 
16. d. M. (Amtsbl. Nro. 54) vorgefchriebenen fpecielfen Verzeichniſſe ab. 





v) Forderungen an Franfreich. Aus dem ehemaligen 
Staatsverbande diefes Landes mit. Frankreich, insbefondere durch 
Einziehung der Gemeindegüter und mancher Gemeindeeinfünfte zu 
Gunften der Staatsfchuldentilgungscaffe, auch für Kriegslieferungen 
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u. ſ. m. waren manderfei Forderungen der: Gemeinden an Franfı 
reich entftanden, welche -liquidirt und durch die im Jahr 1818 
durch Uebereinfunft der alliirten Mächte mit Frankreich feftgefet- 
te Averfionalfumme, mit gewiffen Abzuͤgen, bezahlt worden find. 
Diefer Gegenftand kann Er als abgethan bemrachtet werden. 





Dritte Unterabtheilung 
Umlagen. 

Hierüber wricht hauptſaͤchlich das Geſetz vom 11. Frim. vn, 
welches in den Artifeln 4, 8 und 40 die. Gemeindeaudgaben, ſowie 
in den Art. 7, 9 und‘ 14 die Einnahmen bezeichnet. Allein die Be⸗ 
kimmungen diefes Gefetes find durch neue gefegliche Verfügungen 
und durch die Praris, welche fih im Drang der Umftände, und 
unter der Autorität der proviforifhen Landesverwaltung gebildet 
hat, vielfach abgeändert. Wir wollen den Stand der Sache moͤg⸗ 
lichſt Far daritellen. 

Zuvoͤrderſt muß man die Umlagen zu Zwecke n der politiſchen 
Geſammtgemeinde von jenen fuͤr gottesdienſtliche Gegenſtaͤnde wohl 
unterſcheiden. Letztere gehoͤren nicht hierher, ſondern werden bei 
der Kirchengemeinde abgehandelt. Die eigentlichen Gemeide— 
umlagen find hauptſaͤchlich zweierlei: ſolche, welche zu gewiſſen bes 
ſtimmten Zwecken erhoben werden, obgleich die Gemeindecafje bins 
laͤngliche Mittel hätte, wie die Gebühr.der Feldfchügen; danu ſolche 
Umlagen , welche wegen Mangeld au. zureichenden Einkünften in 
Erhebung gefeßt werden muͤſſen; bei leßteren muß man dann wies 
ber unterjcheiden, ob fie zur Dedung der ordentlichen gewöhnlichen 
Ausgaben, oder nur zu außerorbentlichen Unternehmungen ers 
forderlich find. 


A. Zährlide Auflagen zu gewiſſen Zwecken. 

Hierher gehören folgende: 

a) Fir den Genuß von Gemeindegitern, welche den Eins 
wohnern überlafjen find. Dies. ift eine Art Pachtzins und wirb das - 
ber gleichheitlich getragen, wie bie Nutznießung felbft gleidy iſt. 
Ebenjo verhält es füch 

b) mit der Auflage auf dad Gabholz, wovon im 1. Yard 
geredet worden, und 
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ec) mit jener auf den Genuß der Weide, jedoch daß diefe Auf 
lage nach der Zahl, des weidenden Viehes gefchieht. Der Pachtzins 
für Hirtenhäufer ift darunter ‚begriffen. | 

d) Der Gehalt der Feldſchuͤtzen follte nach dem Geſetz vom 
44: Frim. VII von den Gemeindecaffen getragen werden; es ift 
Died aber nur in fehr wenigen Gemeinden eingeführt, vielmehr all: 

. gemeiner Ortögebrauch, den Gehalt nach. der Grindfteuer zu ver 
theilen, was auch in der Natur der Sache begründet it. 

e) Die Nahtwächter werden noch in manchen Gemeinden: 
durch Beiträge der Gemeindeglieder befoldet; eine Negierungsver: 
fügung vom 9. Febr. 1821 weift die Laſt den Gemeindecaffen zu 

f) Der Maulmwurfsfänger wird, wo die Ausgabe gering und 
die Sache der Gemeinde mit jener der Gutsbeſitzer identifch.ift, 
alfe in Landgemeinden unbedenflich aus der Gemeindekäffe bezäßlt; 
andernfalls nach der Grundftener, auch wohl an manchen Orten 
blos nach der Morgenzähl der Wieſen; das Letztere fcheint das 
Natuͤrlichſte und Billigfte. 


g) Bäche und andere Wäfferungsgräben, welche jährlich oder 
alle 2, 3 Jahre ausgehoben werden muͤſſen, find eitte Laft det 
anftopenden Gutsbefiger, welche die Koften nah dem Flaͤchenmaß 
tragen. Ebenfo | 

H) die Aushebung der Straßengräben. Kür dieſe beideii Ge— 
genftände gefchieht eine Umfage nur dann, wenn die befafteteii 
Gutsbeſitzer die Arbeit richt felbft vetrichten oder verrichten laſſen— 
Gräben an Gemeindewegen fallen den Gemeinden anheim. 

i) Smpfgebühren. Diefe betragen 42 fr. vum Kinde; für die 
unzahlfähigen zahlt die Gemeindecaffe 14 Fr. 

k) Das Schulgeld wird nach der Kinderzahl entrichtet und 
erhöben ; das fogenannte Schulter ‚aber häufig nah Familien, 
nach Ortsgebrauch. 

1) Die Zinſen der Gemeindeſchulden bis zu deren Tilgung, 
werden durch Umlagen nach der Geſammtſteuer beſtritten. 

m) Zur Unterhaltung des Faſſel- oder Zuchtviehs, nemlich 
Nindsfarren und Eber. Dies iſt eine Laſt der betreffenden Vieh— 
befiger, welche nach Anzahl der Kühe und Schweine getragen wird. 
Gicht die Gemeinde den Beftänden Güter und Genuß, fo muß das 
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fuͤr eine Entſchaͤdigung in die Gemeindecaſſe bezahlt und mit umge⸗ 
legt werden. In vielen Gemeinden beſteht der Gebrauch, daß der; 
gleichen Vieh der Reihe nach umgehalten wird. Dies iſt unbillig 
und dem Gedeihen der Viehzucht nicht foͤrderlich, auch geſtatten die 
Geſetze keinen Zwang, im Falle ein Gemeindeglied, wenn die Reihe 
ed trifft, fich entzieht. | 

B. Jährliche Auflage zur Dedung des Defizitd 

Zur Glerhftellang der Einnahme mit den Ausgaben ift in 
vielen Gemeinden eine jährliche Umlage erforderlich. Wir werben 
alsbald fehen, was für Ausgaben die Gemeinden haben. So weit 
die ordentlichen Einkünfte zu deren Beftreitung nicht reichen, wird 
eine Umlage nach der ‚Gefammtfteuer erhoben. Ehemals geſchah 
die Bertheilung nur nah der Grund⸗, Perſonal⸗, Mobiliar und 
Aufwandsftener, wie dies öfters in ben befondern Gefegen, wodurd) 
Gemeinden zu Umlagen ermächtigt wurden, ausgedruͤckt ift, 3. ®. 
Art. 152 des Geſetzes vom 7. April und Art. 181 des Geſetzes 
vom 23. April 4806. Doch findet ſich z. B. auch ein faiferl. Des 
cret vom 20. Juni 4810, Nro. 5606, welches verfchiedene Departes 
mente zu Umlagen für Straßenbau ermächtigt, und unter den ange» 
hängten allgemeinen Verfügungen, im Art. 14 ausdruͤcklich die Grund» 
Perfonals, Mobiliars, Thürs und Fenfter- und Patentftener, fomit 
alle dircten Steuern erwähnt. In der Kriegsperiode, befonderg 
1814 und 4815, wurden diefe gefammten directen Steuern Regel, 
So entftand der Gefammtfteuerfuß, welcher jetzt die Regel 
bildet und angeorbnet wird, wo nicht eine befonders gefegliche Vers 
fügung entgegen ſteht, oder diefe Verfügung nicht durch Gebrauch 
fi) verloren bat. Die Verordnung vom 416. März 1815 (Amtsbl. 
S. 200) erwähnt $. 6 die directen Eteuern als BVertheilungsfuß, 
worunter fomit alle zu verjtehen find. 


C Umlagen gu anferordentlihen Ausgaben. 
Dergleichen Umlagen lommen vor zu Echuldentilgung, zu Ers 
bauung von Gemeindehäufern, Begräbnißplägen, zu Wegbauten 
und andern Öffentlichen Anlagen und Anftalten, wenn die Gemeins 
den feine anderen verfügbaren Mittel hat. Der Vertheiiungsfuß. ift 
ſtets und überall die Gefammtftener. Die neueren, d. h. feit 4813 
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entftandenen Kriegsſchulden muͤſſen ſaͤmmtlich durch Umlagen ge⸗ 
tilgt werden 
D. Diſtrictsumlagen. 

Yuffer den eigentlichen Gemeinde und Localumlagen giebt es 
auch Diftrictd- und Kreisumlagen. Bon den Kreisumlagen ift ſchon 
beim Landrath gehandelt. Diftrictdumlagen koͤnnen entſtehen zu 
gemeinfamen Unternehmungen mehrerer Gemeinden, wie Erbaus 
ung von Santondgefängniffen, Straßen, Brüden, Fenerläfch- und 
andern Anftalten. In folhen Fällen pflegt man die: betreffenden 
Bürgermeiftereien zu verfammlen, deren Befchluß der Regierungsbe— 
ftätigung bedarf. Der Bertheilungsfuß iſt in der Regel die. Ges 
fammtfteuer ; jedoch fann auch, und es muß davon abgegangen werden, 
two e8 fi) von der Vertheilung unter Gemeinden handelt, die ungleich 
betheiligt find, ungleichen Nugen von der Cache haben, z. B. bei Stra; 
ßen. Sm Sahr 1825: ift ein Geſetz für Diftrictsumlagen zu Etande 
nr aber im Rheinfreife nicht publizirt worden. 


Gemeinfamè Grundfätze. | 
"Die Umlagen find im gefeßlichen Sinne nichts anderd als 
Steuerbeifchläge, centimes additionnels; daraus folgt der wichtige 
Grundſatz, daß alle Artikel der Steuerrolle einer Gemeinde mit 
angezogen werden, alfo auch die Ausmärfer oder Nichtgem eindeglies 
der, von den Gütern oder Gebäuden, welche fie in einer Gemeinde 
befigen, und von Gewerben, welche fie dort betreiben oder betreiben 
Iaffen, und auch diejenigen Bewohner, welche eigentlich feine Ge 
meindeglieder find; nicht aber fommt in Anfab, was ein Gemeins 
deglied oder Bewohner außerhalb der "Gemarkung befitt. Auch 
Öffentliche Anftalten, Kirchen-Gefellfchaften, feldft der Staat, fo 

weit er in einer Geineinde beftenert ift, tragen bei. | 
Sn Beziehung auf Nusnießer von Befoldangsgütern u. f. w. 
kommt es zunächit auf die Vereinbarung an, welche etwa zwifchen 
ihnen und dem Gutseigenthuͤmer befteht, zum Beiſpiel zwifchen 
Pfarrern und der Kirchengemeinde, Doch haben wir auch geſetzliche 
Verfügungen. Die Negel ift, daß ber Eigenthümer die Grund- 
fteuer zahlt. Diefer jteht im Sectionsregifter, in der Mutterrolle, 
fomit auch. in der jährlichen Hebrolle, an die ſich der Eiunehmer hält, 
Umlagen, welche fich auf gemiffe Zwecke und beſoudere gefegliche 
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Verfügungen beziehen und jährlich oder periodiſch wieberfehren, 
wie jene, welche unter A, a bis m bezeichnet find, bedürfen der 
erneuerten Gemeindebefchlüffe nicht, fondern werden von der Ber, 
waltung angeordnet. Jene aber zur Dedfung des Defizitd in der 
Gemeindecafje (oben B) werden alljährlich vom Gemeinderath im 
Büdget vorgefchlagen; eben fe die zw außerordentlichen Unterneh⸗ 
mungen (C) worüber jedoch gewöhnlich bei Gelegenheit der Haupt- 
verhandlung über den Gegenftand felbft das Erforderliche beftimmt 
wird. Die Befchläffe der Gemeinde unterliegen ſtets der Beftätigs 
ung der Verwaltung, in der Regel der Landeommiffariate, welche 
über Aufrechthaltung der geſetzlichen Vorfchriften und Ortsgebraͤuche 
wachen. Sie erflären auch alle Hebliften erecutorifch, felbft da, 
wo die Genehmigung der Beichlüffe durch die Regierung vorbehals 
ten ift, welches nemlich der Fall ift, nicht nur bei allen aufßerors 
dentlichen Umlagen (U), fondern auch bei jenen jährlichen Aufla- 
gen zur Gleichftellung (B) welche den Betrag derfelben Auflage 
des Ießtvergangenen Sahres überfchreiten. 

Was die Form der Hebregifter betrifft, fo ift folche durch die 
Snftruction vom 31. Decemb. 4817, $. 10 vorgefchrieben, welche 
weiter unten mitgetheilt wird. 


Einiged auf Umlagen Bezügliche fommt unten in ber Infteuc 
tion über dad Rechnungsweſen vor, und in dem Anhang, welchen 
wir dazu aus der Reg.-Verf. vom 30. Decemb. 1818 dort liefern. 


Uebrigend wurde am 3. Juli 1826, Sntelligenzbl. ©. 462, die 
Einfendung einer Abfchrift des Eingangs CKopfbogens) von allen 
Hebregiftern, welche die Yandcommiffariate erecutorifh erflären, an 
koͤnigl. Regierung befohlen, und dabei hinfichtlicd der Form dieſer 
Ueberfihten auf F. 10, 4, lit. a, b,c der SURTWENEN über bie 
Tilgung der Gemeindefchulden verwieſen. 


Schlüßlich theilen wir hier das Gefes vom 22. Zuli 1819 
mit, obwohl ed, wie aus der bisherigen Daritellung erhellt, im 
Rheinkreiſe nicht ganz vollzogen wird, auch wohl theilweife wegen 
Widerſpruchs mit der beftehenden Gemeinde und übrigen Verfaſ— 
fung nicht ganz vollzogen werden kann. Das Geſetz iſt jedoch 
als Grundlage der jegigen und Fünftigen Behandlung der Umla— 


Dr. Eiebenpfeifter”s 13 
Danbbus der Berfafjung. :e. II, 
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gen fo wichtig und intereifant, daß ed in biefer Samminns nicht 
fehlen darf. Es lautet alfo: (Amtsbl. 1819, Beilage 2 zu Nro. IX.) 

Das Edict vom 17, Mai 1818, die Berfaffung und Verwaltung der Ges 
meinden betreffend, hat im $. 54 die Vorbedingungen bezeichnet, unter mel: 
chen Gemeindeumlagen zur Befriedigung von Gemeindebedürfniffen Statt finden 
Fönnen, und im $. 35 hinfichtlich der Zwede, des Maßſtabes, der Erhebungs- 
art, und der Verwendung diefer Umlagen auf die befondern Verordnungen 
vermiefen. 

Da nun aber die bisherigen Verordnungen vom 6. gehruar 1812.und 12. 
Mai 1815, die befondern Umlagen für die Gemeindebedürfniffe und ihre Er— 
leichterung betreffend, durch die gegenwärtige Verfaſſung in mwefentlichen Bes 
ftandtheilen verändert worden find, fo haben Wir eine Revifion derfelben an= 
geordnet, und in Folge diefer nach Vernehmung Unferes Staatsrathg, mit 
Beirath ımd Zuſtimmung Unferer Liebe nuud Getreuen, der Stände des Reiche, 
zur Ergänzung des $. 55 des Edifts vom 17, Mai 1818 befchloffen, und ver: 
ordnen hierdurch wie folgt: 

Artifel IL 
Local: Umlagem 


a) Dorbedingungen. 

SGemeindelocalumlagen, oder Beiträge: an Geld oder Naturalien aus 
dem Privatvermögen der Gemeindeglieder, werden, neben den Gemeinde= 
dienften oder Frohnen, unter der im $. 54 des erwähnten Edicts bemerkten 
Vorausſetzung geftattet, wenn nämlich Gemeindebedürfniffe 

a) durch den Ertrag des fländigen Gemeindevermögeng; 

b) durch befondere, den Gemeinden bewilligte Gefälle, wozu auch der Ges 
treide= und Sleischauffchlag gehört, welcher Feiner Gemeinde, wenn fie 
deſſen Einführung zuträglich findet, verweigert, oder da, wo fie fehon 
befteht, von dem Staatsärar vorenthalten werden darfz 

0) durch Zuſchüſſe der Staatscaffen ; 

d) oder durch freiwillige Zuſammenwirkung der Gemeindeglieder nicht befries 
digt werden Eönnen, und, wenn 

e) die Ausgaben der für befondere Gemeindebedürfniffe beftebenden Ortsſtif⸗ 
tungen durch den Ertrag ihres Vermögens nicht gedeckt ſind. 

b) 3Zwecke. 

Die Zwecke, für welche ſolche Umlagen erhoben werden können, ſind 
folgende: 

1) zu Neubauten und Reparationen von Gemeindegebäuden, öffentlichen Brun— 
nen, Waſſerleitungen, Brücken, Stegen, Orts- und Feldwegen, Ufern 
und Dämmen, in ſofern die Gemeinden ſolche bisher zu errichten und 
zu erhalten rechtlich verbunden waren, oder auch bei entſtehenden neuen 
Ortſchaften, welche eine beſondere Gemeinde bilden würden, in ſoferne 
ihuen dieſe Verbindlichkeit nach der Natur der Sache obzuliegen ha— 
ben wird; 


2) 


5 


— 


4) 


5) 


6) 
7) 


8) 
9) 


10) 


11) 
12) 


15) 
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zum Unterhalt der Thor:, Thurm-, Nacht: und Feldwachen; jedoch in 
der Art, daß dort, wo Thore oder Thürme dem Nerar, dem Standes: 
oder Gutsherrn eigenthümlich gehörten, und diefelben von diefen, dem 
Merar, dem Standes: oder Gutsherrn noch augfchließlich benüst un uns 
terhalten werden wollen, auch das, Aerar, der Standes: oder Gutsherr 
die zur Erhaltung befagter Thürme oder Thore erforderlichen Koften 
tragen müffe; und daß dort, wo bedeutende Nerarialgebäude fich befin- 
den, dag Aerar mit zur Concurrenz gezogen werde; 

zur Anfchafung und Unterhaltung der Feuer-, Löfch: und Schubgeräth: 
fchaften ; 

zur Straßenbelenchtung, wenn befondere Anftalten mit befonderen Fonds 
biefür nicht beftehen , deren Anordnung dort, wo fie noch nicht eingeführt 
ift, lediglich den Magiftraten,, mit Beiftimmung der Gemeindebevollmäch: 
tigten, überlaffen bleibt. In Orten, wo Werarialgebäude find, werden 
auch diefe zu den Beleuchtungsanftalten beitragen; 

zum Unterhalte der Landärzte, Hebammen und Schülerinnen der Entbins 
dungsfunft ; 

zur Schuspodenimpfung ; 

zur Erwerbung, Anlage und Unterhaltung von Begräbnißorten und Leis 
chenhäuſern; 

zur Deckung der Koſten der Gemeindeverwaltung; 

zum Neubau und zur Reparation von Kirchen-, Pfarr-, Mefiner: und 
Schulhäufern, nach den hierüber beftehenden Verträgen, Urkunden, Her: 
kommen, Verordnungen und geltenden Geſetzen, und in foferne die Ges 
meinden der ältern Gebietstheile vor dem Jahre 1808, und jene der 
erworbenen Länder vor ihrer Bereinigung mit der Krone Bayerns hiezu 
verbunden waren; 

zur Anfchaffung von Kirchen: und Schulreguifiten, — dann zum Unter: 
haltszuſchuß für Geiftliche, Schullehrer, Schulgehülfen und Präparanden, 
nach den beftehenden Verträgen, Herfommen und geltenden Geſetzen, in 
fofern nämlich die auf dem Finanzetat hiezu gefeglich befimmten Sum⸗ 
men, und das hiezu geeignete Stiftungsvermögen nicht ausreichen ; 

zur Armenpflege; er 

zur Dedung eines bleibenden oder vorübergehenden Deficits der Orts: 
fliftungen, deren Integrität nach den befonderen Stiftungszweden ſchleu— 
nig hergeftellt werden foll, nad. vorgängiger Vernehmung der Ge: 
meinden; j 
und zur DVerzinfung, dann fuccefiiven Rüdzahlung der 


a) auf dem Gemeindevermögen, 
b) oder auf dem Privatvermögen der Gemeindeglieder mit folidarifcher 


Haftung ruhenden Schulden, nady Erforderniß und Ausweis der hiefür 
beftehenden oder zu verfaſſenden Schuldentilgungsplane. 


Die Bedürfniffe für die unter Ziffer ı bis 8 einfchlüflig genannten Zwe: 
de können auch, um die Wiederholung von Umlagen im Laufe eines Jahres 


196 Erſtes Buch. — Staatsrecht. 


‚zu befeitigen, das Caſſe- und Rechnungsgefchäft zu vereinfachen, und dadurch 
die Controlle zu erleichtern, nach Ermeifen der Gemeinden auf die Gemeinde: 
caffen vermwiefen werden, in welchem Falle das bleibende oder vorübergehende 
Deficit derfelben durch Umlagen gedeckt werden müßte, 


Artifel U. 
Beitragspflidtige 


Zur Theilnahme an den Gemeindeumlagen find verpflichtet: 

1) alle wirklichen Gemeindeglieder nach der Beſtimmung des $. 19, Ziffer 
3 des Gemeindeedicts vom 17. Mai 1818, 

2) Stiftungen, Öffentliche Corporationen und Inſtitute, wenn fie befteuerte 
Wohngebäude und Gründe oder Gewerbe in der Gemeinde befisen. 

5) Das Staatsärar, jedoch nur hinfichtlid der noch unveräußerten vorma= 
ligen Klofterrealitäten und feiner übrigen der Steuer unferworfenen 
Befisungen in der Gemeindemarkung , fohin mit Ansfchluß größerer, 
außer den bisherigen Ortsmarkungen liegender Waldungen, Seen und 
Sreigebirge. 


Ob und wie weit ein Wald zu einer Ortsgemeinde gehöre, darüber liefern 
die Gemeindebücher vollgültigen Beweis; in deren Ermangelung die Rent: und 
forftamtlihen Bücher und Karten, welche auf Verlangen den Gemeinden je: 
desmal vorzulegen find. 

Auf den Ball eines entftehenden Streites haben das einfchlägige Landge— 
richt, Rentamt und Forftamt, nach genommenem Augenfchein, und nad Der: 
nehmung der betheiligten Gemeinden, vorerft gutachtlihen Bericht mit ſachge— 
mäßen DVergleichsvorfchlägen an die Kreisregierungen, Kammern des Innern, 
einzufenden, welche alsdann in Sachen verfügen, oder, wenn Fein Vergleich zu 
Stande kommt, die Sache an den geeigneten Juſtizweg verweifen werden. 

4) Die Concurrenzpflichtigkeit der Mierhbewohner und Innleute 
verbleibt diefelbe, welche bisher beftanden hat. Und was 

5) die nah $. 15 des Gemeindeedictd von der Claſſe der wirklichen Ge: 
meindeglieder ausgefchloffenen Befiter einzelner in der Gemeinde: 
markung gelegener Grundftüde ohne Wohnhaus und Wohnfis in der 
Gemeinde betrifft, fo beſchränkt fih ihre Beitrags pflichtigkeit auf: Um: 
lagen, welche für die Zwecke zur gehörigen Benüsung, zum Schub und 
zur Verwahrung der Gemeindeflur erforderlich find. 


Artifel 10. 
BET EEE 


Don der Theilnahme an Gemeindenmlagen find befreit: 
1) Die Standesherren, rückfichtlih ihrer dermaligen Beſitzungen, — 
ſie nicht Vortheile aus dem Gemeindeverbande ziehen; 
2) die nach $. 15 des Gemeindeedicts zu den Gemeindegliedern nicht gehö- 
rigen DBefiger von nugbaren Rechten, welche Fein eigenes Wohnhaus 
in der Gemeinde und anderwärts ihren Wohnfis haben; 
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3) das Gemeindevermögen, welches den Bedürfniffen der Gemeinde felbft 
unmittelbar gewidmet ift; | 


4) das Vermögen der Ortsftiftungen, wenn ihre eigenen Bedüfniffe durch 
den Ertrag ihres Vermögens nicht gededt find. 


Artifel IV. 
Vorbehalt rädfihtlid der Dominicalrentenbefiser. 


Die im vorftehenden Artikel IN ‚ Ziffer 2 ausgefprochene Befreiung der 
Beſitzer von nutzbaren Rechten verhindert jedoch nicht, daß diefelben bei den 
Umlagen, welche für den Zwed von Uferverfiherungen, zum Schutze der Ge: 
meinderlur und Markung erforderlich find, nach rechtlihem Herkommen, nad) 
Verträgen und befonderen Verordnungen oder Gefegen in Eoncurrenz gezogen 
werden, | 


s Artikel V. 
Rüdfiht auf Religionsverhältniffe, 


Kein Staatsbürger ift verbunden, zur Befriedigung der Bedürfniffe von 
Kirchen und Schulen einer Religionspartei, zu welcher er nicht gehört, 
mittelſt Umlagen beizutragen, wenn nicht ein gemeinfchaftlicher Genuß oder ein 
befonderes Rechtsverhältniß befteht. 


Artifel VI. 
Maßſtab. 


In der Regel gilt der Steuerfuß als3zMaßſtab der Gemeindeumlagen, 
und die Repartition der Beiträge richtet fich nach der Haus:, Grund: und Ge: 
werbfteuer eines jeden Theilnehmers. Es bleibt jedoch den Gemeinden über: 
laffen, einen andern zweckmäßigen Maßſtab, als den Steuerfuß, zu wählen, 
und durch einen förmlichen Gemeindebefchluß zu beftimmen, ‚welcher, da er 
einen Gegenftand von Bedeutung betrifft, woraus befondere Verbindfichkeiten 
für die Gemeindeglieder erwachſen, unter Beobachtung der in den $$. 37, 38 
und 39 des Gemeindeedicts vom 17. Mai 1818 gegebenen WVorfchriften fchrifte 
lich aufgefeht, und von dem Vorſtande der Verſammlung und zweien Mitglie: 
dern durch Unterfchrift bezeugt werden muß. 


Die Beiträge der Miethbewohner und Innlente werden nah dem Ba: 
milienſchutzgelde regulirt; in Orten, wo diefes Schutzgeld noch nicht eingeführt 
ift, und wo ein anderer Maßſtab für die erwähnten Beiträge fchon befteht, 
kann der bisherige Eoncurrenzfuß beibehalten werden. 


In jenen Sälfen aber, wo eine Gemeinde durch einen fürmlichen nach den 
beitehenden DBorfchriften gefaßten Befchluß einen andern Goncurrenzmafftab, 
als den oben bezeichneten Steuerfuß und das Familienſchutzgeld wählt, foll die: 
fer Beſchluß der Genehmigung der betreffenden Polizeiunterbehörde, d. i. des 
treffenden Land-, Derrfchafts: oder Patrimonialgerichts unterworfern werden. 
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Artifel VI. 
Diftrietsumlagenm 
Wenn mehrere Gemeinden 


a)_ zur Herftellung und Unterhaltung wichtiger Vicinalſtraßen, Ufer: und 
MWafferbauten, wenn fie den Gcmeinden obliegen, und durch die Bezirke 
mehrerer Eommunen gehen, — 

b) zur Anſchaffung Eoftfpieliger BR RLBNN 

e) zur Unterhaltung der Hebammen, — 

d) zur Armenpflege durch zwecmäßige Anſtalten 


in einer Diſtrictsgemeinde entweder ſchon vereinigt find‘, oder noch vereinigt 
werden, und zur Beflreitung ihrer Bedürfniffe, neben den Gemeindedienften 
oder Frohnen, auch Beiträge an Geld oder Naturalien erforderlich find, fo 
wird eine Diftrictsumlage unter Anwendung der vorflehenden Normen 
geftattet, und der Beitrag einer jeden einzelnen Gemeinde mittelft befonderer 
Localumlage aufgebracdt, 


Artikel VII. 
Kreisumlagen. 


Soll ein umfaſſendes Bedürfniß aller Gemeinden eines Kreiſes, wie z. 
B. die Exigenz eines Gebär-, Findlings- oder Irrenhauſes durch Beiträge ge— 
deckt werden müſſen, fo wird hiefür eine Kreisumlage zugeſtanden; fo 
wie eine folche Umlage auch für Koften auf Militäreinquartierung mit Verpfle— 
gung, Kreisfuhren und Kriegslieferungen in Kriegszeiten, und in fo weit ber 
Staat das Ganze nicht zu übernehmen hat, anwendbar erklärt wird, 


Artikel IX. 
Eompetenzverhältniffe 


Die Anordnung und Regulirung von Localumlagen für die in dem 
erften Artikel der gegenwärtigen Verordnung bezeichneten Zwecke fällt in die 
Eompetenz der Gemeindeverwaltungen. Sie ordien fie an und vertheilen fie, 
fd wie die übrigen Gemeindelaften bei Einquartierungen und Durchmärfcen, 
nad) den hierüber beftehenden Verordnungen; ferner reguliren fie und verthei: 
len auch die Gemeindedienfte, 


Ueber die Einführung newer Umlagen, worunfer auch jene zu bedeuten: 
den Neubauten begriffen find, haben die Gemeindeverwaltungen das erfor: 
derlihe Benehmen in Gemäßheit der $$. 82 und 104 iu dem Edicte über das 
Gemeindewefen eintreten zu laffen. 


Sie verfammeln nämlich nach Anleitung der eben angeführten $$. die Ge: 
meinde oder Gemeindebevollmächtigren durch den Gemeindevorfteher zur Abgabe 
ihrer Erklärung, welche dem an die vorgefegte Behörde zu erftatsenden Bericht 


über den erwähnten Gegenftand beizufügen, und die Genehmigung hierüber 
zu erholen ift, 
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Die Anordnung von Diftrietsumlagen wird den Kreisregierungen 


unter Beiziehung der Diftrictsgemeinden überlaffen. 
In den ffandesherrlihen Bezirken verbleibt es diesfalls bei dem 


Edict über die flaatsrechtlihen Verhältniſſe der — reichsſtändiſchen Für— 
ſten, Grafen und Herren. 

Die Anordnung von Krrisuntagen bleibt der alferhöchften Stelle 
unter Beiziehung fämmtlicher Bezirfögemeinden des Kreifes vorbehalten. 

Ueber die Art und Weiſe der Beiwirkung der Diſtricts- und Kreisge: 
meinden zu Diſtriets- und Kreisumlagen behalten Wir Uns vor, ein eigenes 
Gefeh zum Beirath und zur Beiftimmung Unferer Lieben und Getreuen, der 
Stände des Reiche, vorlegen zu laifen. 


Artifel X. 
Erhebung, Berwendung und VBerrehnung. 


Localumlagen werden von den Gemeindeverwaltungen durch die Stadt: 
cafftere, Gemeinde: und Stiftungspfleger , dann durch die befonderen Gaffiere 
kr Armen: und Sculdentilgungsfonds, nach der Eoncurrenzrolfe, und zwar 
von den Beitragspflähtigen unmittelbar erhoben, dem vorgefesten Zwecke 
gewidmer und gehörig verrechnet. 

Bür die Erhebung, Verwendung und Verrechnung der Diftrictsumlagen 
ki einer Diftrictsgemeinde wird ein befonderer Gaffier auf die Dauer von 
frei Fahren durch eine fürmlihe Wahl nach beftehenden Vorſchriften auf: 
geſtellt. 

Da nach Art. VII Ufer- und Waſſerbauten zu Diſtrictsconcurrenzen geeig— 
net find, fo ſoll für gute Verwendung der zu ſolchen Bauten beſtimmten Um: 
lagen dadurch geforgt werden, daß ein Waſſerbau oder eine Uferverficheruug 
nur nach Webereinftimmung der betreffenden Gemeinden vorgenoinmen werden 
fine, und daß die Wafferbauverftändigen für ihre Plane und deren Ausfüh— 
rung verantwortlich find. 

Für die Eaffegefchäfte in Beziehung auf Kreisumlagen wird bei ihrer 
ertten Anordnung geeignete DBorforge getroffen; auch fol der für eine folche 
Umlage aufzuftellende Eaffier von den Gemeinden des Kreiſes gewählt werden, 


Artifel XI. 


Befeitigung von Steuerbeifdhlägen. 


An. Folge des vorftehenden Artikels werden die Steuerbeifchläge bei den 
in gegenwärtiger Verordnung behandelten Gemeindeumlagen als unzuläffig er: 
Hirt, und es hört demnach die Mitwirkung der Finanzrentämter zur Erhebung 


diefer Uinlagen auf, . 
Artifel XI. 
Revifionder Rednungenm 


Die Revifion und Befcheidung ;der nach Befchaffenheit der Zweite, und 
nach beftehender Einrichtung befonders zu flellenden Rehnungen über Local- 
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und Diftrictsumlagen,, richtet ſich nach den im Gemeindeedict vom 17. Mai 
1818 für die Gemeinde: und Stiftungsrecdhnungen überhaupt beftimmten Com: 
petenzverhältniffen. 


Die Diftrictsumlagenrehnungen werden von dem eigends hiezu 
erwählten und anf die Dauer von drei Sjahren angeftelften Gaffieren gelegt. 
Sie werden am Hauptorte der vereinigten Difkricte vier Wochen lang mit 
allen Belegen zur Einficht und alfenfalffigen Erinnerung der Diftrictdgemeinde: 
glieder hinterlegt, und fodann dem Land: oder gutsherilichen Gerichte zur Re: 
vifion eingefendet. Die Superrevifion fteht den Kreiscegierungen zu, welche 
diefes Gefchäft, fo wie die unmittelbare Revifion der Rechnungen über die 
Kreisumlagen, innerhalb eines Eutzen Termins tarfrei erledigen, und 
nach erfolgter Befcheidung durch die Kreisintelligenzblätter zur allgemeinen 
Kenntniß bringen follen. 


Artikel XII 
Ereceutionsbefugniffe 


Die Gemeindeverwaltungen find ermächtiget, die Umlagen nöthigen Falls 
durch @recution beizutreiben. 
Die Gradationen des erecutiven Verfahrens find * 


a) wenn der Beitragspflichtige die Zahlung an dem feftgefesten Tage nicht 
geleiftet hat, fo wird am achten Tage hierauf ein Mahnungsbote abge: 
fandt und ein neuerlicher Termin von acht Tagen anberaumt; 


b) nach fruchtlofem Verlauf diefes Termins wird ein Strafbote zur Erecu: 
tion, unter Befchränkung derfelben auf drei Tage, abgeordnet ; 


c) wenn jedoch diefe Erecution eine Zahlung nicht bewirkt, fo wird bie 
ordentlihe Gerichtsbehörde des Beitragspflichtigen um geeignete Ein: 
fchreitung angerufen. 


Hinfichtlich der Gebühren für die zur ereeutiven Beitreibung von Gemein: 
deumlagen erforderlichen Mahn: und Strafboten ſoll folgendes Regulativ in 
Anwendung gebracht werden: 


Wird ein Mahnbote an ein Eh geſendet, welches in demfelben 
Orte wohnt, wo die Zufammenfünfte der Gemeinde gehalten werden, fo erhält 
er vier Kreuzer von dem angemahnten Gemeindegliede; außer dem Orte, in 
einer Entfernung von einer Viertel-Stunde, acht Kreuzer; von einer halben 
Stunde zwölf Kreuzer, und bei der Entfernung einer Stunde, welche in 
der Regel als die weitefte Entfernung eines Gemeindegliedes zu feiner Ge: 
meinde angenonmen werden ann, fechszehn Kreuzer. Sollte in einer Gebirge: 
gegend ein Gemeindeglied in einer weitern Entfernung von feinem Gemeinde: 
orte fi befinden, fo werden für jede Wiertelftunde vier Kreuzer mehr be: 
zahlet. 


Der Strafbote erhält, neben dem oben angeführten — für jeden 
Bau höchſtens fünfzehn Kreuzer des Tags. 
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Artifel XIV. 
Behandlung der Beſchwerden. 
Befchwerden in Sachen der Gemeindeumlagen überhaupt werben als Ge: 
genftände der Polizei und Communalcuratel behandelt, und hiernach im admi— 
niftrativen Wege, unter Anwendung des Gemeindeedicts vom 17. Mai 1818 
und nach den Beftimmungen der gegenwärtigen Verordnung, befchieden. 


Artifel XV. 
Aufhebung der frühern Verordnungen. 
Die frühern Verordnungen über Umlagen zur Dedung von Gemeinde: 


bedürfniffen,, und befonders die Verordnungen vom 6, Sebruar 1812 und 12, 
Mai 1815 find hierdurh aufgehoben. 


Artifel XVL 
Borbehalt Hinfihtlihd der Umlagen zum Eommercials: 
ftraßenbau. 


Hinfichtlih der zum Eommercialftraßenbau ftatt ber Hand: und 
Spanndienfte eingeführten Local-, Diftrictd: und Kreisumlagen, welche zur 
Befriedigung eigentlicher, in der gegenwärtigen Verordnung ausfchließend be: 
handelter Gemeindebedürfniffe nicht gehören, behäft es bei den eignen diesfalls 
beftehenden Anordnungen bis auf weitere Beſtimmung fein Verbleiben. 





Hiezu das allgemeine Regierungsreſcript vom 30. Mai 1821: 
Nachftehende, an das königl. Landeommiffariat Kaiferslautern erlaffene 
Verfügung wird den fibrigen Pönigl. Landeommiffariaten zur gleichmäßigen 
Darnahachtung mitgetheilt, und 30 Eremplare zur Vertheilung beigefügt. 
Das königl. Kandeommiffariat empfängt die mit Bericht vom 31. Jänner 
vorgelegten Büdgets genehmigt zurück. 
Man bemerkt dabei für die Folge: Ä 
1) Die jährlichen ftändigen Aufagen für Unterhaltung des Zuchtviehes, B 
foldung der Feldſchützen, Schulgeld, Grundfteuer der Gemeindegüterr 
für den Genuß der Gemeindegüter, die Auflagen auf die Holzabgaben 
für Steuer und Macherlohn und dergleichen, bedürfen der bieffeitigen 
Beftätigung nicht, wenn gleich die zu erhebenden Summen nicht alle 
Fahre die nämlichen find. 
2) Die Auflagen zur Ausaleichung der Einnahmen und Ausgaben bedürfen 
nur dann der Beflätigung , 
a) wenn die hiefür vorgefchlagene Summe jene des vorhergehenden Jahres 
fiberfteigt ; 
b) bei zwar gleichen Summen, wenn das Fönigl. Landeommiffariat darin 
die Anträge des Gemeinderaths überfchreitet, und wenn 
e) ein anderer Fuß als jener der Gefammtfteuer vorgefchlagen würde, 
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3) Außerordentlihe Auflagen, welche nicht ftrenge die Gemeindefaffe auge— 
ben, 3. B. zu Anfchaffung von Zuchtvieh, find ebenfalls Feiner dieſſeiti— 
gen Befkätigung bedürftig, wenn fie von dem Gemeinderath befchloffen 
find. 


&) In den bisher behandelten Fällen, wo die Auflage nicht der Genehmigung 
der Regierung unterliegt, bedürfen auch die Büdgets Peiner Beſtäti— 
gung, und die Hebregifter werden durch (das Eönigl, Landeommiffariat 
erecutorifch erklärt. 


5) Die außerordentlihen Umlagen bedürfen in der Regel der Befkätigung 
der Regierung. Gewöhnlich gefchieht diefes aber durch befondere Ent: 
fhließungen, 3. B. bei Abfchluß der Schuldentilgungsplane, oder bei 
Genehmigung der auszuführenden Bauten. In folhen Fällen, wo näm— 
lich die Umlage ſchon durch fpecielle Entfchließung genehmigt ift, bedarf 
es Feiner weitern Beflätigung im Büdger, wohl ift aber in diefem der 
Zag des Regierungsbefchluffes anzuführen, 


6) Außerordentliche Holzfchläge, Veräußerung von Gemeindegütern und Rea— 
litäten, Neubauten und größere Reparationen, Beſtimmung neu zu be: 
willigender vollftändiger Befoldungen,, oder die Erhöhung oder Vermin— 
derung der beftehenden Anlehen, Contrahirung neuer fländiger Laften 
für die Gemeinde, 3. B. Stipulation von Servituten im meiteften 
Sinne, Derpachtungen auf mehr als 9 Jahre, Ctablirung oder Der: 
äußerungen von erbbeftändlichen oder andern Renten, bedürfen jedesmal 
einer fpeciellen Genehmigung der Regierung, weiche durch Genehmigung 
des Büdgets nicht erfest wird, 

Dagegen ift, wenn jene fpeciele Bewilligung bereits vorliegt, bie 
nochmalige Genehmigung im Büdget Feineswegs erforderlih. Doc muß 
in denfelben der Tag der fpeciellen Bewilligung angeführt werben, 


7) Baulichkeiten, deren Koften nicht 500 fl. überfleigen, werden von dem 
Fönigl. Landeommiffariat auf Anficht der Ueberfchläge in den Büdgets 
regulirt, und es bedarf dazu der dieffeitigen ee: nicht. Vor⸗ 
ausgefent wird jedoch dabei: 

a) daß zur Beſtreitung der Baukoſten Fein Kapittoermögen der Gemeinde 
angegriffen werde; | 
b) daß Feine Umlage dazu erforderlic, iſt; 
ec) daß Beine neue Einrichtung in der innern Abtheilung der Schul: und 
Pfarrhäufer bezweckt werde; 
in welchen drei Fällen allerdings die bieffeitige Genehmigung vorher er— 
holt werden müſſe. 
Uebrigens find kleinere Reparationen ald gewöhnliche Ausgaben zu 
behandeln, und dafür Feine außerordentlihen Umlagen zu erheben. 
Bei Baulichkeiten, deren Bewilligung zur Competenz der königl. 
Kandcomm:ffariate achören, find Pläne umd Ueberfchläge, welche einer 
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Revifion bedürfen, nicht an die Regierung einzufenden, fondern ſolche 
direct der Eönigl. Communalbauinfpection mitzutheilen, wenn anders 
die nächften Fönigl. Bauconducteurs fich nicht damıt befaffen wollten. 

Wenn Baulichkeiten, deren Plan und Koften: Anfchläge von der 
Fönigl. Kreisregierung genehmigt find, verfteigert und nach Wbgebot 
zugefchlagen werden, fo ift es nicht nothwendig, das Verſteigerungspro— 
tofoll zur Genehmigung einzufchicten , fondern es wird ſolchem von dem 
Fönigl. Landcommiffariat die amtliche Beftätigung ertheilt, 





Ferner das allgemeine Regierungsrefeript vom 14. April 1823. 

Ueber den Fuß der verfchiedenen Localumlagen hat das Fönigl. Landcom— 
miffariat Homburg in feinen Bericht vom -28. März v. J. mehrere Anfra= 
geu geftellt, welche in Nachfolgendem ihre Beantwortung erhalten. 


I. 
Eigeutlihe Gcmeindeumlagen. 


Das Geſetz vom 11. Frimaire VIL beftimmt Art. IV, VIII und X die 
Ausgaben, welche aus dem Gemeindevermögen zu berichtigen find, und ebenjo 
Art. VII, IX und XI die Einnahmen der Gemeinden, 

Sind die Einnahmen zur Beftreitung der Ausgaben unzureichend, fo muß 
nah den Berfügungen des Gefenes das Deficit in den Gemeinden von weni: 
ger als 5000 Seelen Bevölkerung durch Steuerbeifchläge ausgeglichen werden. 

Diefes hat in neueren Zeiten einige Abänderungen erlitten: 

a) Man unterfcheidet dermalen zwifchen dem Deficit, welches ſich zwifchen 
der ordentlihen Einnahme und Ausgabe ergibt, und jenem, welches 
außerordentliche Ausgaben veranlaffen, 

Erfteres ift in höherem oder geringerem Maße fländig, und daraus 
ift in den Büdgets (Kapit. jährliche Auflagen) der Artikel zu Gleich⸗ 
ſtellung der Einnahmen mit den Ausgaben entſtanden. 

b) Zur Zeit des Geſetzes vom 11. Frimaire VII exiſtirten Steuerbeiſchläge 
nur auf der Perſonal-, Mobiliar- und Grundſteuer, und fie wurden auf 
die Hauptrolfen miterhoben. Für die Kreisbedürfnife iſt dieſes noch 
gegenwärtig der Fall. Nachden aber während des Kriegs von 1815 — 
1815 die Laften auf das Grundeigenthum zu fchwer geworden find, auch 
die Perfonalfteuer Feine zu große Erhöhung erträgt, fo hat man ange. 
fangen, auch”die Fenſter und Gewerbftener durch Beifchläge zu verflär: 
fen, und es ift der Gefammtfteuerfuß entftanden. 

-Diefer Geſammtſteuerfuß iſt dermalen die Baſis aller ordentlichen 
und außerordentlichen Localumlagen, welche für den Zweck der Gemeinde— 
bedürfniſſe erhoben werden. Es iſt für ſelbige kein anderer zuläßig. 

Aus der Natur dieſer Auflagen als Steuerbeiſchläge ergibt es ſich 
übrigens ſchon für ſich, daß die Hebliſten den Steuerrollen der Gemein— 
den conform ſeyn müffen, weder mehr noch weniger Artikel begreifen 
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dürfen; daß daher die Forenſen von denſelben nicht befreit ſind, daß 
eben ſo wenig die Einwohner wegen ihres auswärtigen armen All: 
gezogen zu werden vermögen, 


II. 
Schulauflagen. 


Das Geſetz vom 11. Frimaire VII, Artikel VIII, Nr. 10 will, daß die 
Koſten der Volksſchulen als Gemeindeausgaben behandelt werden. 

Das Geſetz vom 11. Floreal X (sur linstruction publique) reducirt Ar— 
tifel III die Verbindlichkeit der Gemeinden auf die Schulfofale, und beftinmt 
ben Lehrern den Bezug von Schulgeldern ftatt Befoldung. 

Die Verordnung vom 18. Auguſt 1818 legt die Verbindlichkeit, die Schul: 
lehrer zu befolden, wieder wefentlich auf die Gemeinden, denen jedoch geftattet 
ift, die Fundationen und Schulgelder dabei zu benuben. - 

Das Gefeb vom 11. Floreal X ift immer in der Art interpretirt worden, 
daß es Feine Prohibition enthalte, bie Befoldung des Schullehrers ganz oder 
theilweife auf die Gemeindefaffe zu übernehmen, wenn hiezu die Mittel vor: 
handen wären, daß vielmehr die Schulgelder ur die gewöhnliche Infufficienz 
der Gemeindemittel decken follten. 

Hieraus ergibt fich hinfichtlich der Frage des Umfagefußes Folgendes: 

1) Werden für Anſchaffung und Unterhaltung der Schullocale Auflagen noth— 
wendig, ſo ſind ſolche jedesmal als Gemeindeumlagen nach dem hieroben 
ad 1aufgeſtellten Prinzipe zu behandeln. 

2) Die Schulgelder ruhen auf den Schulpflichtigen, refp. deren Eltern und 
Vormündern. 


Es exiſtiret im Kreiſe noch eine andere Auflage für die Beſoldung des 
Schullehrers. Sie hat ſich aus frühern Verhältniſſen herüber vererbt, und iſt 
unter den verſchiedenen Geſetzgebungen fortbeſtanden. In den meiſten Ge— 
meinden iſt es nämlich herkömmlich, daß jede Familie zur Beſoldung des Leh— 
rers jährlich ein gewiſſes an Geld, oder noch gewöhnlicher in Getreide, bei-— 
trägt. Diefe Auflage Fommt meift unter dem Namen Schulforn oder Gloden: 
forn vor. Neuere Geſetze autorifiren diefe Auflage zwar nicht, auch fleht ihr 
entgegen, daß fie gleichheitlich wie die Perfonalftener entrichtet wird. Deffen 
ungeachtet ift fie weit weniger drücdend als das Schulgeld, welches die Väter 
zahlreicher Kinder zu Grund richtet, und felbft nicht ganz unbemittelten Bür: 
gern ungemein befchwerlich fält. Es ift daher auch für die Erhaltung jener 
Auflage überall eben fo zu forgen, wie im Gegentheil der Bedacht dahin zu 
nehmen ift, die Schufgelder möglichft herabzufesen und dieLeh rvergehalte auf 
eine minder drüdende Weife aufzubringen. 

Uebrigens darf man bier nicht unbeachtet Taffen, daß, nachdem frühere 
franzöfifche Gefebe den Gehalt der Schullehrer auf 800 France beftimmt hatten, 
dennoch weder das Geſetz vom 11. Srimaire VII, noch jenes vom 11. Sloreal X 
hierüber etwas feftfegen. 

Dagegen hat die Verordnung nom 18, Auguſt 1818 ein Minimum von 
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500 fl. und refp. 400 fl. angenommen. Wenn nun diefes Minimum weder aus 
Gemeindemitteln, noch aus Fundationen, Schulforn und Nebenbezügen, noch 
durch das Marimum des Schulgeldes, noch durch die Zufchüffe des Kreisfonds 
complettirt zu werden vermag, fo fragt es fih, wo das Fehlende herzunehmen 
fin? Nothwendig aus Umlagen. 

Da nun die Gemeinde der obligirte Theil ift, fo ift die Umlage eine Ge— 
meindeumlage. Ihr Fuß ift demnach die Gefammtfleuer. Da ferner die Um— 
lage in einem folchen Falle Feine außerordentliche, fondern eine fländige ift, fo 
kann fie nicht befonders erhoben werden, fondern verliert fih in der Auflage 
zu Gleichftellung der Einnahme mit den Ausgaben. 


ml. 
Auflagen für Koften des Kultus. 

Das Geſetz vom 11. Zrimaire VII begreift die Koften des Kultus nicht 
unter den Ausgaben der Gemeinden. 

Nah der damals gültigen Eonflitution vom Jahre III hatten die Beken— 
ner eines Kultus die Koften deſſelben zu tragen. 

Das Geſetz vom 11. Germinal X alterirte diefen Gruudſatz zuerft in dem 
Art. 72 der organifchen Artifel für den Fatholifchen Kultus. Nach mehreren 
Regierungsbefchlüffen, unter welchen das Decret vom 50. December 1809 über 
die Kirchenfabrıfen das merkwürdigfte ift, erfolgte das Geſetz vom 14. Fe: 
bruar 1810, welches eine ganz ueue Gefengebung in diefer Materie einführt. 

Nach diefem Geſetz follen die Koften des Eultus beftritten werden: 

1) Aus den Mitteln”der Kirche. In deren Ermangelung 
2) aus den Gemeindeeinfünften ; find auch diefe unzureichend, 
5) durch Auflagen auf die Kirchengenoffen. 

Hinfihtlih des Fußes diefer Auflagen unterfcheidet das Geſetz zwiſchen 
den Koften für den innern Eultus und jenen für den äußern. 

Erftere follen nach der Perfonal: und Mobiliarftener, fohin gleichheit— 
(ih oder beinahe gleichheitlich,, 

Lestere nach der Perfona:, Mobiliar und Grundfteuer vertheilt werden, 
welchem nach der heutigen Praris die Gefammtfteuer fubftituirt ift. 

Die Vertheilung nad der Perfonal: und Mobiliarftener unterliegt Feinem 
Anſtand; dagegen hat die Vertheilung nach dem Grundfteuerfuß dem Eönigl« 
Landeommiffariat DVeranlaffung zu Bemerfungen gegeben. 

Da die Pfarrgenoffen es find, welche die Umlage zu bezahlen haben, fo folgt 
daraus die Befreiung aller derjenigen, die nicht Pfarrgenoffen find. 

Wer ſich daher zu einem andern Eultus befennt, wenn gleich in der 
Parrei wohnhaft, ift nicht beitragspflichtig., Eben fo wenig der Zorenfe, und 
wenn er auch ein Glied deſſelben wäre. 

Mit der perfönlihen Eigenfchaft eines Pfarrgenoffen verbindet jedoch das 
Gefep, indem es auch die Grundfteuer in den Beitragsfuß aufnimmt, noch die 
dingliche Eigenfchaft des Grundbefises des Pfarrgenoffen. 

Man kann jedoch hieraus nicht folgern, daß die Pfarrgenoffen auch wegen 
ihres Befises außerhalb des Kirchfpiels angezogen werden dürften, was auch 
bei dem Vollzug zu große Schwierigkeiten finden müßte, 
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Zugleich muß man bei dieſer Veranlaßung zwei irrige Anſichten berichtigen, 
die noch hie und da bemerkbar wurden. Es iſt nemlich vorgekommen, daß wenn 
ein Schulhaus erbauet oder reparirt wurde, welches zunächſt dem Schulunter— 
richt der Kinder einer oder der andern Confeſſion beſtimmt war, man ſelbiges 
als ein Cultusgebäude betrachtete, und auch Umlagen in dieſer Vorausſetzung 
auf die Cultusgenoſſen machen wollte. 

Es kann nicht oft genug wiederholt werden, daß die Geſetze keine Religions— 
ſchule kennen, daß die Abtheilung,der Kinder nach Confeſſionen nur da geſchieht, 
wo ohnehin mehrere Schulen beftehen mußten, und um in dieſem Falle den 
Religionsunterricht zur Erleichterung der Pfarrer und£der Kinder mit dem alls 
gemeinen Unterricht zu verbinden; daß alle Schulfocale, ohne Unterfchied ihres 
‘Urfprungs Gemeindeeigenthum, und nicht Eirchliches Cigenthum find; daß 
fie daher auch ohne alle Rüſckſicht des; religiöfen Bekenntniffes von den Ges 
meinden erbauet und erhalten werden müffen, unbefchadet übrigens der An— 
fprüche auf gewiffe Sonde, welche zum Theil Scyulzweden gewidmet find. 

Eine weitere Erinnerung verdient der ebenfalls vorgefommene Fall, wo 
Gemeinden aus der ihnen durch das Gefes vom 14 Februar 1810 auferlegten 
Berbindlichkeit die Schlußfolge ziehen wollten, daß fie zu Erbauung von Kir— 
chen und Pfarrhäufern Gemeindegründe veräußern Könnten. 

Die Pflichtigfeit der Gemeinden dehnt fich aber nicht weiter aus, als auf 

den disponiblen Theil ihrer Einfünfte, Niemals kann, um diefer ohnehin blos 
fubfidiarifhen Werbindlichkeit zu genügen, das Kapitalvermögen der Gemeinden 
angegriffen werden, um den Umlagen auf die Pfarrgenoffen auszumweichen. 
:r Eine noch größere Vorficht erfordert es, wenn die Gemeinde für Kirchen 
und Pfarrhäufer an Orten in Anfpruch genommen wird, wo deren bisher noch 
Feine vorhanden waren. Es entfleht dann die Frage: in wie weit die Verbind— 
licheit der Gemeinden durch die Kirchengefeltfchaft "mittelft dergleichen Neu— 
bauten aggravirt werden könne. 


IV. 
Auflagen für dein Lohn der Feldſchützen. = 

Das Gefeh vom 11. Frimaire VII legt den Lohn der Feldfchüsen den Ges 
meinden zu Laſt. Nur in einigen vermöglicheren Gemeinden des Rheinkreifes 
ift diefe Dispofition in Vollzug gefommen. Nach der gegenwärtigen Prarig 
bezahlt Feine Gemeindefaffe mehr die Feldſchützen. Jhr Lohn ift überall zu 
Laft des gehüteten Eigenthums. Die Art, wie diefer Lohn erhoben wird, ift 
fehr verfchieden. Bald beziehen die Schügen einen Theil der gehüteten Früchte, 
bald einen beftimmten Lohn an Geld oder Getreide. So lange Feine Bes 
ſchwerden entſtehen, kann man den Ortsgebräuchen hierin nachfehen. Darauf 
ift jedoch zu halten, daß die Forenſen, wie hie und da geſchehen, nicht ftärfer 
als die Einwohner zum Schügenlohn concurriren. 
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6.1. Ausgaben 
Erfte Unterabthehlung. 
a) Ueberhaupt. 

Das Gefe vom 41. Krim, VII, Art. 4, 8 und 40, die Be 
fchlüffe vom 4. Therm. X, vom 417. Germ. XI u. f., w. noch deut⸗ 
licher und beftimmter aber das Gefet vom 22. Zuli 1819, welches 
vorhin mitgetheilt worden, bezeichnen die Bebürfniffe der Gemeinden 
und bie Ausgaben, weldye ihnen deßhalb zufallen. Für die Städte, 
welche 6000 fl. und drüber Einfünfte haben , gibt dad Arrete 
vom 17. Germinal’ XI die befondere Beltimmung, daß die Verwal⸗ 
tungsausgaben, nemlich für öffentliche Blätter, Givilftandsregifter, 
Unterhaltung des Gemeindehaufes Cohne Miethzind), Feuerung, 
Licht, Schreibmaterial, Briefporto, Druck- und Anfclagsfoften, 
‚Gemeindefchreiber und Diener aller Art, Feldfchügen, öffentliche 
Fefte und unvorgefehene Ausgaben, den Betrag von 50 Gent. oder 
44 fr. auf den Kopf der Einwohnerzahl nicht überfchreiten dürs 
fen. Im Einzelnen führt jet das Buͤdget die Ausgaben in fols 
gender Ordnung auf. 


A. Ordentliche oder gewöhnlihe Ausgaben. 
1) Verwaltungskoſten, Steuern und Auflagen auf Gemeindeeinfünfte, 

Gehalt des Bürgermeifterd. Da nach ber diefjeitigen 
Derfaffung das Amt der Gemeindevorftehber wefentlih ein unents 
geltliches Ehrenamt ift, fo fheint diefe Rubrik nicht ind Buͤdget 
zu gehören, worin fie auch erft feit Erſcheinung des nicht angewens 
deten Gemeindsedictd aufgenommen worden if. Mir ift fein Buͤr⸗ 
germeifter befannt, der Gehalt bezieht. Aus dem angeführten 
Grund ift es aber widerfprechend, wenn der Bürgermeifter ben 
Schreibergehalt felbft bezieht: er erhält dadurch eine materielle Bes 
zablung feiner Dienfte, welche die Natur feines Amts aufhebt. 

Gehalt des Gemeindefhreiberd, wovon oben gefpros 
chen worden. v 

Kanzleifoften, d. h. Entfhädigung des Bürgermeifterg für 
Brandmaterial, Licht, Echreibmaterialien und Gerätbe. 

Amtes und Kreisintelligenzblatt, wovon für jede Ge, 
meinde ein Eremplar gehalten wird. Hierzu können noch die fiir 


2083 Erftes Buch. — Staatsrecht. 


Schulen u. f. w. gehaltenen Zeitfchriften, ald: das Blatt des land— 
wirtbichaftlihen Vereins, der Obftbaumfreund, die Gartenzeitung 
2c. gerechnet werden. 

Civilftandsregifter. Die Anfchaffung des Papierd und 
der Drud der Formularien fowohl als die Koften der Aufficht und 
Verification. 

Gebuͤhren fuͤr Unterſuchung der Gemeindskaſſen, 
welche den Steuercontrolleurs obliegen. 

Boten lohn, nemlich für die Landboten, welche die amtliche 
Correſpondenz mit der Verwaltungsbehoͤrde u. ſ. w. beſorgen; auch 
fuͤr Expreſſe, die nicht durch Saumſal der Ortsvorſteher noͤthig 
werden. | 

Hebgebühren bes Einnehmers. Hierüber fiehe die un: 
ten folgende Inſtruction über das NRechnungswefen vom 17. Nov. 
4826, Abfchnitt I, Gap. 5. 

Gehalt des Baufhaffners Dergleichen gibt ed nur in 
größern Orten. Inzwiſchen wäre ed zweckmaͤßig, auch ift es irs 
gendwo eingeführt, einen Mann aufzuftelen, der zu Fleinern Baus 
fachen der Gemeinden und Stiftungen ftatt der unzuverläßigen 
Handwerfsleute, welche man gewöhnlich dazu verwendet, die Pläne 
und Koftenanfchläge fertigte, gelegenheitlich die Ausführung über 
wachte und nach Vollendung die Befichtigung vornähme. Man 
fönnte ihm dafür einen ftändigen Gehalt oder Gebühren bewilligen. 
Sm Amitsbezirk des Verfaſſers befteht ein folcher, der zugleich 
MWegauffeher ift. Er hat 400 fl. fiber. Daran geht ab, was er 
für einzelne Arbeiten bezieht, der Reſt wird aus den Gemeinde 
caffen beftritten. 

Gehalt der Gemeindediener. 

Gehalt des Wegaufſehers. Dazu kommt noch in manchen 
Gemeinden der Unterauffeher oder Wegmacdher. 

Gehalt der Hebammen. 

Grundfteuer von den Gemeindegütern und Wal 
dungen. 

Miethzins destandcommiffariatsgebäudes Fann nur 
ba vorkommen, wo ein Landeommiffariat befteht, aber Fein zur Auf 
nahme geeignetes Gemeindsgebäude. 

Des Bürgermeiftereilofals. 
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Koften der DOctroiverwaltung. 
Beitrag zur Brandafjecurran;. 
Desgleichen zu den Umlagen, nemlich von den Gemeindegüiern 
und Waldungen, weil jeder Artikel der Steuerrolle in Anfag fommt. 
Unterhaltung bes Faſſelviehs, welche jedod nur den Biehbes 
figern obliegt. 
2) Polizeiausgaben. 
Gehalt des Polizeicommiffärd und der Polizeidiener, Naht 
wächter, Thürmer ꝛc. 
Gehalt der Feldſchuͤtzen und Maulwurfefänger. 
Gantonggefängniß cf. Gefängniffe.) 
Feuergeräthfchaften. | 
Straßenbeleuchtung. 
Unterhaltung der Uhren und Gloden, fofern ſolche der Kirs 
hengemeinde gehören. 
Koften der Krämers, Frucht, und Viehmaͤrkte. 
Unterhaltung der öffentlihen Maaße und Gewichte. 
Reinigung der Straßen und öffentlichen Pläge. 
Holz, Licht, Stroh und Locale für die Nachtwache. 
5) Ausgaben für Waldungen. 
Gehalt der Foͤrſter. 
Forftpenfionsbeiträge. 
Forftfulturen. 
Ausbentefoften. | 
4) Deffentliche Arbeiten. 
Unterhaltung bed Landcommiffariatss und anderer Gcmeins 
degebäude. 
Unterhaltung der Kirchen und Pfarrhäufer. 
— — — Thore, Mauern und Wachthaͤuſer ıc. 
— — — Begräbnißpläße. 
— — des Pffaſters. 
— — ber Pläge, Anlagen und Spaziergänge, 


— — — Brunnen und Wafferleitungen. 
— — — Brüden, Schleußen und Dämme, 
— — 2 viceinal⸗ und Feldwege. 

Dr. Biedenpfeifter's 14 
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Reinigung der Bäche zc. 
Banmpflanzungen. 

5) Unterftüginigen, 
Beitrag zum Hofpizienfond. 
Beitrag zum Ortsalmofenfond für Arzneien sc. 
Impfung der Armen. 

6) Oeffentlicher Unterricht. 
Beitrag zu den höhern Lehranftalten, f. hierüber den nenen 
Schulplam. | 
Gehalt der. Schullehrer, |. Volksunterricht. 
Wohnungsentſchaͤdigung für diefelben, 
Schulbrandmaterial. 
Prämien; Bücher für Arme. Hierher gehört auch noch 
Schulapparat oder Geräthfchaften. - 
7) Gottesdienft.! | 
Beitrag zum Gehalt der Pfarrer und deren Gehülfen. 
Wohnungs und Gartenentfchädigung. 
Beitrag zu den Koften des Gultus. Ueber diefe drei Gegens 
jtände f. den folgenden Abfchnitt. 
8) Unvorbergefehene Ausgaben. 

Dem Bürgermeifter zur Verfügung überlaffene Summe. 
Dem Landcommiffariat desgleichen. 


B. Außerordentlihe Ausgaben. 

Diefelben Haupt: und Unterrubriken fönnen hier vorfommen» 
Der ganze Unterfchied liegt darin, daß jene regelmäßig oder zu 
gewiffen Zeiten wiederfehren, die außerordentlichen aber nicht, wie 
fhon ihre Bezeichnung mit ſich bringt. Die Unterfcheidung muß 
aber fcharf gefaßt werden, wie ſich bald finden wird, 

Statt des 8. Capitels jedoch fommen im Büdget inter dem 
Abfchnitt: „außerordentlihe Ausgaben” noch folgende drei Gar 
pitel vor: | | 

3) Erwerbung von Realitäten, Rechten, Anlegung von Kapi⸗ 
talien. Hierüber wurde oben gehandelt. 

9) Tilgung der Altern Schulden mit Zinfen, wovon alsbald. 

10) Rücdftändige Ausgaben von vorigen Jahren (die bewilligt 
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aber nicht ansgeführt worden); Vorfchüffe zur Tilgung der neuern 
Kriegsfhulden; Ergänzungss oder Vergütungsfummen für die Auf 
lagen auf die Gemeindseinfünfte nah den letzten Rechnungen; 
Ueberzahlung von unvermeidlichen Ausgaben nach jenen Rechnungen 
(d.h. Greditüberfchreitungen) und fonftige außerordentliche Ausgaben, 
welche in Feines der genannten Gapitel gehören. 

Im Uebrigen wird in Hinficht auf Einnahmen und Ansgaben 
auf die nachitehend mitgetheilte Snftruction verwiefen. 

Die fruͤhern Ausgabsartifel für die Reſervecompagnie, das Ar⸗ 
menhaus, Unterrichtsanſtalten, Kreiswege u. ſ. w. ſind jetzt theils 
weggefallen, theils durch A die der Landrath des 
Kreijes 2.0 erſetzt. 





Zweite Unterabthellung. 
Schulden insbeſondere. 


Da die neuere Geſetzgebung dieſen Gegenſtand umſtaͤndlich behan⸗ 
delt und geordnet hat, ſo wird es genuͤgen, ſie vollſtaͤndig darzuſtellen, 
und von der aͤltern nur das noch Guͤltige und Practiſche gelegents 
lich anzufuͤhren. Diefe Darftelung ift aber, obgleich die Gemein, 
deſchulden jegt groͤßtentheils getilgt ſind, doch noch noͤthig, eben 
weil der Gegenſtand noch nicht ganz erledigt iſt, weil ferner noch 
zuweilen Anſpruͤche geſtellt werden, welche eine geſetzmäßige Be— 
handlung und Entſcheidung erfordern, nicht minder, weil die gefeßs 
Ih aufgejtellten Grundfäge auch über fünftig entftehenden Ges 
meindefchulden Norm geben, und endlich weil die in der Snftruftion 
zur Tilgung enthaltenen Borfchriften über Veräußerung von Immo— 
bilien auch in andern Fällen beobachtet werden muͤſſen. 

Obgleich die Gemeinden jett nicht mehr unter der engen Bors 
mundfchaft der Etaatöverwaltung ftehn, fo war es und ift noch 
immer ein Ausflug des Oberaufſichts- und Schutzrechts des Staats, 
darüber zu wachen, daß der Haushalt der Gemeinden geordnet 
und zu ihren Beften verwaltet fey. Daher koͤnnen Gemeinden 
fine Schulden machen, noch gemachte tilgen, ohne Anerkennung 
der Staatöverwaltung. Die erfte Liquidation der Gemeindefchulden 
der vier neuen Nheindepartemente ordnete das Decret vom 9. 
Vend. XII an; die Sache fam zwar nicht recht zum Vollzug, ins 
def find mehre Verfügungen dieſes Decrets in Gültigkeit geblieben, 
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wie wir bald fehen werden. Eine zweite Liquidation befahl das 
Decret vom 241. Auguft 1810, welches jedoch nur die Zinszahlung 
geftattete, die Gapitalien felbft für unbeweglich erffärte. Auch dies 
fes Decret gelang nicht zum Vollzug; indeß find auch einige Vers 
fügungen . dejjelben ftehn geblieben, wovon nachher. Neue, 
fehr beträchtliche Schulden entftanden in den Jahren 1813, 1814 
und 1815 , welche unter dem Namen: »Neue Kriegsfhuldene in 
der neuern Gefeßgebung behandelt werden. Die öftreichifch-bayeris 
fche Sandesadminiftration ordnete am 24. Juli 1814 (Amtsbl- 
©. 23) eine Liquidation der Departementalfchulden, fodann am 
7. Auguft 4814 (Amtsbl. S. 30) die Bildung eined Ausgleichungss 
und Schuldentilgungsfonds aus den Nücftänden der ausgefchries 
benen Kriegsftenern, am 24, Auguft 1814 (Amtsbl. ©. 79) eine 
Sommiffion aus Departementalräthen zur Liquidation an. Alles 
dieſes bezieht fich nur auf die neuern Kriegsfhulden in obigem 
Sinne. Sie verordnete ferner am 10. Sept. 1814 (Amtsbl. ©. 87), 
daß dergleichen Forderungen gerichtlich nicht eingeflagt werben dilrs 
fen, bis fie von der Behörde Tiquidirt und anerkannt find, Dies 
fe Vergünftigung wurde durch Verordnung vom 5. Det. 1814 
(Amtsbl. ©. 115) auch auf die Schulden folcher Gläubiger aus 
gedehnt, infofern jene aus Lieferungen entftanden find, wofür dieſe 
noch feine Zahlung erhalten haben. Am 5. Sinner 1815 (Amtsbl. 
©. 161) erſchien ſodann eine Verordnung, welche auch die Liqui— 
dation und Bezahlung der auf einzelnen Gemeinden oder Buͤr⸗ 
germeiſtereien haftenden, im Jahr 1814 entſtandenen Schulden be⸗ 
zweckte. Aber erſt am 2. Novemb. 1817 (Amtsbl. S. 497) er 
folgte die koͤnigl. Verordnung, auf welche ſich der Fortgang und 
die endliche Erledigung des Gegenſtandes ſowohl hinſichtlich der 
neuern als aͤltern Gemeindeſchulden gruͤndet. Dieſe Verordnung 
lautet alſo: 

Wir haben Uns über die Anträge Unſerer Regierung des Rheinkreiſes 
vom 20. und 27. Auguſtel. J., die Tilgung der Gemeindeſchulden betreffend, 
umftändlihen Vortrag erftatten laſſen, und befchließen hierauf, wach Verneh⸗ 
mung Unſeres Staatsrathes, wie folgt: 

I. | | 

Die wegen anferordentlichen Ausgaben zur Beſtreitung ber Kriegsfoften 
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in den Jahren 1815, 14 und 15 entilandenen Haftungen der Gemeinden des 
Rheinfreifes Fallen dem fteuerbaren Vermögen ohne Unterfchied des Eigenthiü: 
mers zur Laſt; fie follen daher unter die Gemeinden des Kreifes nach dem 
Gefammtfteuerfuß repartirt, von diefen auf die ftenerbaren Objecte, einfchlüf: 
fig Unferer fleuerbaren Domänen, umgelegt, die Beiträge in angemeffenen 
Zwifhenräumen erhoben, die voraus entrichteten Summen abgerechnet und bie 
bezeichneten Haftungen fucceffiv getilgt werden. 

Auf gleihe Weife find auch diejenigen Paffiven zu behandeln, welche Unfe: 
ren Landen am Rhein von Departementalfchulden der theilmeife an Und gefal: 
Ienen Kreife überbürdet werden könnten, wenn hiefür befondere Tilgungsfonde 
nicht ausgemittelt werden. 

IL 


Die älteren Schulden hingegen, welche die Gemeinden des Rheinkreiſes 
entweder vor dem Jahre |1792, oder nach demfelbeu und bis zum Jahre 1815 
contrahirt haben, werden dem Gemeindevermögen zu Laſt gelegt. 

Hinfichtlih diefer Schulden verordnen Wir: , 

1) Die Verfügungen *) ded Decrets vom 1. October 1804, wodurd bie 
vor dem 25. September 1799 verfallenen Zinfen der Älteren Gemeindefchulden 
als nicht zahlbar erklärt, und demnach delirt worden find, werden beftätiget; 
die bis zum 30. October 1804 hieran geleifteten Zahlungen können jedoch nicht 
zurüdgefordert, und nur die nach dem 30. October 1804 entrichteten Summen 
diefer delirten Zinfen dem Gläubiger als nicht gebührend anfgerechnet werden. 

Hiebei verfteht es fich von felbft, daß diefe Beftimmungen bei den Schul: 
den derjenigen Gemeinden, welche früher den Departementen der Mofel und 
des Niederrheins einverleibt waren, und für welche das Decret vom 1. Octo— 
ber 1804 nicht erlaffen wurde, Feine Anwendung finden Fönnen. 

2) Die Verfügungen ded Decreted vom 21. Auguft 1810, wodurch die 
Schulden der Gemeinden ald immobil **) erklärt worden find, werden 





*) Es find zwei Decrete dorı 9, Vend. 13 oder 1. Ditober 1809, wovon nur dad eine, 
welches von Gemeindeſchulden handelt, im Gelrgbullerin ſteht; dad andere aber interpretirt, 
was für ältere Grundlafien als feudal, und fomit ald abgeſchafft zu betrachten feyen, was nicht 
und alio forterhoben wird. Zur Unterfheidung wollen mir dad Decrer über die Schulden 
mir A bezeichnen, Uebrigens lauten die in der fonigl. Werordung ermähnten Verfügungen alfo: 
ndinfihilih ſolcher Rücküände und Intereffen der Gemeindenihulden , melde über den 1. 
Ur, 16. Vend. 8 Cd. 5. 23. Sept. 1799 hinausreihen, dürfen keinerlei Verſolgungen Statt 
finden.’ , 

**) Der bieher gehörige Urt, 5 des Decrerd A fagt: „Die eingeſchriebenen (d. h. liqui⸗ 
dirten und dom @emeinderath anerfannten, dann in ein Bud eingetragenen) Geimeindefhulden 
ſellen immoblliiet fenn (fomit nur die jährlichen Zinfen bezahle werden), 

Der angezogene Urt, 8 ift folgenden Inhalts: „Wir enıladen die Gemeinden alles deffen, 
„was fie in untere Staatdcaffe ſchulden, oder an Körperſchaſten und Gemeinheiten aufgehobene 
„rligisfe Geſellſchaften oder fonftige Wohlthärigfeittanfialten, zu deren Ausgaben die Gemein 
‚den auf den Einfünften Det Octrot beitragen.’’ 
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biedurch aufgehoben; dagegen behält es bei den Beſtimmungen des Art. 8- dies 
fes Decrets, hinfichtlich der ausgefprochenen Delirung aller bei Staatscaffen, 
bei Körperfchaften und Gemeinheiten,, dann bei aufgehobenen geiftlichen Corpo— 
rationen, deren Vermögen mit dem Staatövermögen vereinigt worden iſt, und 
der bei Wohlthätigkeitsanſtalten — Gemeindeſchulden fen Ver— 
bleiben. 

Unter dieſen delirten Forderungen und daf tungen find auch die Erb: und 
Grundzinſen verftanden , welche aus den Gemeindegfitern, als folhen, au die 
die Staatscaffen "zu entrichten waren; es find jedoch hierunter die Erb: um 
Grundzinſen, welche einzelne Gemeindeglieder aus ihren Privatgütern zu den 
Staatscaffen haften, nicht begriffen. 

3) Der Unterfehied zwifchen Schulden, welche vor, und folchen, welche 
nach dem erften Einrücen der franzöfifchen Armee in die Rheinlande contra= 
hirt worden find, foll ferner nicht mehr Statt haben, fondern den Forderun— 
gen aus beiden Epochen gleiches Recht zugeftanden und hierauf die Beſtim— 
mung des 14. und 15. Artikels des Decrets vom 1. October 1804 *) gleich: 
mäßig angewendet werden. 

4) Bei den Gemeinden, in welchen die Schulden bereits unter die Steuer: 
baren ausgefchlagen, die Repartitionen von den Behörden genehmiget und ganz 
oder theilweife in Vollzug gefest find, foll der Ausfchlag, wo möglich, gehand: 
habt, und über den endlichen Vollzug das Erforderliche durch Unfere Regierung 
angeordnet werden. 

Ein gleiches Verfahren gilt auch für die Parificationen, welche, nach Eine 
holung eines Gutachtens des Gemeinderathd und der Kreisdirection, durch 
Unfere Regierung zu beftätigen, oder nach Umſtänden aufzuheben find. 

5) Die Schulden der vormaligen Aemter find unter die Gemeinden nach 
dem gegenwärtigen Gefammtftenerfuß zu vertheilen und gleich den übrigen 
Gemeindefchulden zu behandeln. 

Sinfichtlicy derjenigen Yemter, wovon nur Gebietstheile bei Unfern Rhein: 


Mas ift mit dem folgenden 9, Urtifel, der im königl. Decrete mweher beſtätigt noch auf⸗ 
gehoben iſt, und fo heißt:? 

„Wir tragen unferen Präfecten befonderd auf, darüber zu wachen, daß feine Forderung 
„don Individuen, welche fich im Fall unfere® Decrets von 6. April 1809 befinden, fey ed, meil 
„ſie feit 1804 die Maffen gegen und getragen, oder meil fie im Dienfte fremder Mächte bes 
barren, von den Gemeinden bezahlt werden ; ald melche Forderungen wir für unterdrüdt und 
‚rerlaffen erflären.“ 

”, Diele Urtifel ded Decrets A heißen: 

14. „Die Gemeinden find verpflichtet, die Rückſtände und fünftigen Zinfen der alten Schuld 
„vom 1, Vend. 8 an, eigentlich zur Verfallzeit zu entrichten.’ 

15. „Die Rüdftände und Zinfen derfelben Schuld, melde vom 1. Vend. 8 bis einfhließ* 
„lich den legten Ergänzungdtag 12 follen von jenen Gemeinden, deren Tilgungsmittel vom 
„Präfecten für unzureihend erfannt werden, ingleichen Jahresfriften, die der Präfeer beftimmen 
„wird, die aber nicht Über den 1. Vend. 23 hinaus ſich erfireden dürfen, bezahle werden,’ 
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landen verbleiben, find im gefchäftsmäßigen Benehmen mit den treffenden Be: 
hörden die Autheile auszumitteln, welche Unjere Gemeinden an den bezeichnes 
ten Amtsfchulden zu übernehmen haben, 

6) Unfere Regierung des Rheinkreiſes wird ermächtiget, . ohne Verzug 
die erforderlichen Maßregeln zu ergreifen, damit die Liquidationen derjenigen 
Schulden, welche dem Gemeindevermögen zur Laft liegen, fehleunigft eröffnet, 
die früher begomenen Liquidationen aber ernftlich fortgefegt und innerhalb 
einem angemeffenen Zeitraume abgefchloffen, dann die Catafter der Schulden 
rectificirt und nach einer vorläufigen Reviſion feſtgeſtellt werden. 

Die Gläubiger, deren Forderungen von dem Gemeinden aug zureichenden 
Rechtsgründen widerfprochen werden, find an die ordentliche Juſtizbehörde zu 
verweiſen. | 

IL REIN 


Nach vollendeter Liquidation ſoll unverzüglich ein Schuldentilgungsplan 
für eine jede Gemeinde entworfen, den Gläubigern zur Einficht und Erinne: 
rung vorgelegt, dann von Unferer Regierung in Revifion genommen und defi⸗ 
nitiv regulirt werden. 

Dieſer Schuldentilgungsplan muß enthalten: 

a) die Paffivcapitalien; 

b) die rückſtehenden und laufenden Zinfen; 

e) die Fonds zur Entrihtung der Jahreszinfen und zur Tilgung der Zinfen: 
rücftände fowohl, als der Paflivcapitalien ; 

d) die Repartition, nach welcher neben der pünkftlichen Bezahlung der tref: 
fenden Zinfen auch ein beftimmter Theil der Fonds zur Schuldentilgung 
jährlich verwendet werden muß; 

e) und die Ordnung, in welcher die Gläubiger individuell zum. Bezug der 
rückſtehenden Zinfen und der Eapitalien jährlich gelangen follen. 


IV. 


Die Fonds, welche den Gemeinden zum Behufe der Echuldentilgung theild 
belaffen, theils überwiefen werden, find: 
1) die Xctivausftände au Renten des ee ee und an Leiftun: 
gen in die Ghemeindecaifen. 
2) Die Ütivrefte der Gemeindecaffen und die Pafiorecefe der Einnehmer. 
3) Die Forderungen der Gemeinden an die franzöfiiche Regierung, und zwar 

a) für die in der Dienftedcaffe depenirten Gelder; 

b) für die zur Tilgungscaſſe abgelieferten Summen; 

e) für die von der franzöfiihen Domänenverwaltung ‚erhobenen Renten 
und Grundzinfen, im fo weit folche den Gemeinden nach dem Decret 
pom 1. October 1804 über bie Grundzinfen und ‚Beudalabgaben ge: 
hören #); 





#) Dies if dad Decrer B über Biudallaften, welches im Wrrifel. 10 folgendes bierber ge⸗ 
herig verfüge:  ‚‚Die Beträge, welche von rückſtändigen, an die -Republit gefchuldeien und vor 
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d) für die im Fahr 1813 eingezogenen Machtgelder von Gemeindegütern ; 

e) für dem eingezogenen Erlös veräußerter Gemeindegüter; 

f) und für die Beiträge von veräußerten Domänen, in fo weit foldhe 
nach dem Art. 43 des Decrets vom 1. October 1804 Statt finden *). 


4) Die während der gemeinfchaftlichen «öfterreichifchen und baierifchen) 
Zandesadminiftration fon den Nentämtern erhobenen, den Gemeinden 
zuftehenden Zinsrückſtände; 

5) bie von den Rentämtern feit dem 1. Mai 1816 erhobenen Rückſtände an 
Grundzinfen, welche nach dem Decret vom 1. October 1804 den Gemeine 
den gebühren; 

6) die Rückſtände an Kauffchillingen für die von der franzöfifchen Regie: 
rung veräußerten Gemeindegüter ; | 

7) die Xctivcapitalien der Gemeinden; 

8) die Erfparniffe der Gemeindecaffen in Folge einer vorzunehmenden Be— 
fhränfung der Ausgaben; 

9) die Rückſtände früherer Ausgleichungsumlagen ; 

10) die Beiträge, welche die Gemeinden von auswärtigen Staaten zur Tits 
gung der vor dem 1. December 1802 contrahirten Schulden, hinfichtlich 
ihrer auf dem rechten Rheinufer gelegenen, und denjelben durch den 
‚Art. 37 des Meichgdeputationgreceffesg vom 25. Februar 1803  ogENER 
Gütern fordern Eönnten *##); 


. vr 





„dem 1. Vend. 12 verfallenen Gülten und Grundzinſen herrühren, folfen zur Zilgung der 
„Schulden derjenigen Gemeinden verwendet werden, in melden die mir diefen Bingen belafteren Gü⸗ 
ter liegen.‘ Dabei muß aber auch der Attikel 8 ermähnt werden, welchet fo heißt: „Für die 
„Zufunfe dürfen nur die feir dem 1, Vend. 6 verfalfenen Rückſtände und jene, welche fünftig 
„fällig werden, eingefordert werden.’ 


*) Der Urtikel 43 des Decrets A lautet alſo: „Zur Tilgung der Gemeindeſchulden, alten 
„w ie neuen, ſind beitragspflichtig alle der Grunditeuer unterworjenen @üter, ohne Rückſicht auf 
„Befteiungen irgend einer Urt, welche fie vermöge de Herfommend oder örtlicher Beftinimungen 
genießen mochten. Der Untheil beſagter Schulden, welcher biernah auf die von der Nation 
‚peräußerten Güter fallen wird, foll vom Präfecten, anerfannt und vom Generalliquidator 
Gaiſerl. Commiffär zur Liquidation der Schulden der a Departemente)liquidire und, nachdem 
„dieß geſchehen, und die Nation nicht ald überlafter.' erfannt worden if, ind große Buch als 
„Schulden ded Jahres 7 (alſo Staatsſchulden) eingeichrieben werden.“ 


**) Der Urtifel 94 ded Decrets A fagr hierüber : „Die auf beiden Rheinufern gelfgenen, 
‚von den Gemeinden, welchen fi: gehörten, abgetrennten und gemäß dem Urtikel 37 des Reichs⸗ 
:deputationdr:ceffed vom 25. Februar 1803 den betreffenden: Staatem überwiefenen Güter find 
teen chin trotz dieſer Abtretung beittagspflichtig did zur gänzlichen Tilgung der’ Gemeindes 
ſchulden, welche auf gefeglihe Weiſe vor dem 1, Desemb, 1802 entitanden ſind, und jivar, 
zufolge des Urtikel A3 gedachten Receſſes.“ 


„Ebendies gils hinfichrlich jener Patrimonialgüter, melde vor dem Lüneviller Frieden vom 
„2 Pluv. 9 zur Gemarkung gehert baren, ſett aber durch die Rheingtenze abgeirennt find. 


J 


kz 
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11) die bei der Kreiscaffe in Speyer hinterliegenden Kauffchillingsgelder von 
veräußerten Gemeindegütern zu 204,845 Franken; 

12) Und endlich die Erlöfe für nene Veräußerungen entbehrlicher Gemeindes 
güter, Grund:, Boden: und Erbzinfen, dann activer Rechte und Dienft: 
barfeiten, wobei die Paflivobligationen der Gemeinden nad ihrem Nenn= 
werthe an Zahlungsftatt angenommen werden follen. 

Unfere Regierung des NRheinfreifes wird pflichtmäßige Sorge tragen, daß 
die bezeichneten Fonds in der Fürzeften Zeit ihrer Beſtimmung gewidmet wer: 
den, und diefelbe wird die erforderlichen Inftructionen über die Anfertigung 
der Schuldentilgungsplane ſowohl, als über die Art der Realifirung der Til— 
gungsmittel, dann befonders über den Verkauf der entbehrlicheu Gemeinde: 
grundftüde und nnybaren Rechte ohne Verzug ertheilen, 


V. 


Auf den Fall, daß die ausgezeigten Fonds zur völligen Tilgung der Ges 
meindefchulden nicht zureichen folten, wird Unfere Regierung ermächtiget, den 
Abgang durch außerordentliche Umlagen auf das fteuerbare Vermögen in einer 
jeden Gemeinde zu deden, wozu Unfere flenerbaren Domänen gleichmäßig bei— 
zutragen haben. 

Ueber die Größen der in einem jeden Jahre zu erhebenden Umlagen fol 
ein Gutachten durch die Bezirfsdirectionen nach vorläufiger Vernehmung der 
Gemeinderäthe an Unſere Regierung erflattet, und. von diefer bei der Würbi— 
gung vorzüglich darauf gefehen: werden, daß die Gemeindeglieder weder über 
ihre Kräfte angegriffen, noch im ihrer Geneigtheit, die Gemeindefchulden in 
der kürzeſten Zeit zu tilgen, zu ſehr befchränkt werben, 

Streitigkeiten, welche fih über die DBeitragsverbindfichkeit zur Tilgung 
der Semeindefchulden erheben, follen durch diejenigen Behörden, welchen, die 
adminiftrativscontentiöfen Gegenftände in erfter Inſtanz übertragen find, geeig⸗ 


net verhandelt, und mit na der ara an Unfere Regierung be: 
ſchieden werden, 


VI. 


Dei der Feſtſetzung derjenigen Ordnung in dem Gchuldentilgimgsplane, 
nach. weicher die, rückſtehenden Zinfen und die Paffivcapitalien an die Gläubi— 
ger -hinausbezaplt werden follen, iſt vorzüglich darauf zu fehen, daß die Hypo— 
‚thecargläubiger vor den Ehirographarien, die ÄlternfSorderungen vor den jün— 
gern, und die dürftigen Gläubiger vor den vermöglichen befriediget werden, 
oder daß eine gütliche Webereinkunft zwiſchen den Gläubigern felbft — 
zu Stande kommen möge. 

Die Stiftungen Eönnen im der Reihe der Gtäubiger als die legten ‘zum 
Bezug ihrer Eapitalsforderungen aufgeführt werden, indem denfelben mehr an 
dem pünktlihen Empfange der laufenden Zinfen, als an dem Bezuge ihrer 
Eapitalien gelegen ift. | 

Die Reclamarion eines Gtänbigers gegen diefe Ordnung ſoll anf vorkinf: 
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ges Gutachten der aͤußern adminiſtrativen Behörden von Unſerer Regierung 
gewürdiget und beſchieden werden, indem Wir die Einſchreitungen der Juſtiz⸗ 
behörden in dieſem Gegenſtande unter Anwendung derjenigen Beſtimmungen, 
welche wir hinſichtlich der Gemeindeſchulden Unſerer älteren Staaten vom 12. 
December 1811 .erlaffen, und am 15. Mail. J. erneuert haben, nur in dem 
Salt geftatten , wenn der von Unferer Regierung definitiv feftgefeste Schulden- 
tilgungsplan von, den Gemeinden nicht eingehalten werben follte, 


5 Be vn. 


Die vorzunehmende Liquidation der Gemeindeſchulden und die angeordnete 
Fertigung. der Zilgungsplane foll jedoch nicht verhindern, daß die bereits als 
liquid anerkannten Schulden, theils durch parate Mittel, theils durch diejeni⸗ 
gen Fonds, welche in der kürzeſten Zeit flüſſig zu machen ſind, ohne Verzug 
getilgt werden; Wir wollen vielmehr Unſere Regierung hiedurch angewieſen 
haben, die Inſtruction für den Vollzug der vorſtehenden Beſtimmungen in der 
Art einzurichten, daß ‚eine theilweiſe Zurückbezahlung der Schulden, neben dem 
Geſchäfte der Liquidation und der Regulirung —— Zilvens⸗plane, or 
dentlich beſtehen könne. 1 

VIII. 


Da die Errichtung einer allgemeinen Schuldentilgungscaſſe weder den 
Intereſſe der Gemeinden, noch den erworbenen Rechten ıder Gläubiger als 
entfprechend- erachtet wird, fo foW bievon ‚Umgang genommen. und die gefon: 
derte Behandlung der Schutden, ber Tilgungsmittel und der — einer 
jeder Gemeinde wie bisher: beibehalten werden. 


Diefe koͤnigl. Vorordnung hat zwar den uUnierſchied, — 
dad Decret A im 12. Art. aufſtellt, nemlich zwiſchen jenen Gemeins 
defchulden, welche vor dem erjten Einruͤcken franzoͤſiſcher Truppen, 
und jenen, welche nachher entftanden find, aufgehoben. Allein es 
ift weder im befagten Decret noch in ber fönigl. Verordnung von 
einer -frühern gefeßlichen: Beftimmung die Rede, nemlich vom Art. 
82 des Geſetzes vom 24. Auguft 4793, wonach alle Gemeindes 
fhulden, welche bis einfchließlich zum 10. Auguft 4793  contrahirt 
worden, als Nationalfchulden erflärt find. Diefe Verfügung wurbe 
noch am 43. März 4810 durch ein vom Kaifer genehmigtes Staats⸗ 
rathsgutachten beftätigt, kann alfo nicht durdy Decret A vom 1. 
Det. 1804 als aufgehoben betrachtet werben. Es fcheint jedoch, 
daß die Verfügung deſſelben Gefeged vom 24. Auguft 1793, Art. 
91 in den Rheindepartementen nicht zur Anwendung gelommen iſt, 
eine Verfügung, wodurd alles Gemeindseigenthum mit Ausnahme 
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ber Gemeindegüter (toutes Ise_ proprietes des communes, excepté 
les biens communaux) als ber Nation zugehörig erflärt find. 
Diefe beiden Artikel find offenbar fich gegenfeitig bedingend, und- 
darım wohl mit Necht beide in der neuern Gefeßgebung übergangen. 


Eine Verordnung vom 26. Suli 1816 bezeichnete das Verfahren, 
welches die abminiftrative Suftißcommiffion bei Behandlung ftreis 
tiger Gemeindefchulden einhalten fol, ift aber mit diefer Commifs 
fion abgefommen. Ueber die Amtszuftändigfeit verfügt die vorhin 
mitgetheifte Fönigl. Verordnung vom 2. Nov. 4817. Zur Bollzies 
bung diefer Verordnung erfchien am 31. Dezemb. 1817 (Amtsbl. 
41818 ©. 73) eine Snftruction, welche bier fammt Beilagen mits 


getheilt wird. 

Durch die alferhöchfte Verordnung vom 2. v. ar. haben Se, Majeftät ber 
König die allgemeinen Grundlagen feſtzuſetzen geruhet, auf welche die Liquidas 
tion und Tilgung fowohl der neueren Kriegs: als älteren Gemeindefchulden im 
Rheinkreife bewirkt werden follen. 

Es bleibt nur noch übrig, durdy fpecielfere Anleitung den königl. Bezirks— 
behörden und den Gemeindevorftänden die Regeln vorzuzeichnen, nach welchen 
fie fih bei dem Vollzuge der allerhöchſten Verordnung zn achten haben. 


I. 
Neuere Kriegsfhulben. 


$. 1. Unter neueren Kriegsſchulden verfteht man diejenigen, welche in den 
Fahren 1815 , 1814 und 1815 zu Beftreitung der Kriegslaſten find contrabirt worden. 

$. 2. Es gibt im Rheinkreife Kriegsfchulden der Departemente, der Bes 
zirke, der Eantone, der Bürgermeiftereien und der Gemeinden. 

Sind zu Beftreitung der Departemental:, Bezirks⸗, Cantonal, und Bürs 
germeiftereifchulden befondere Bonds vorhanden, fo geſchieht die Tilgung aus 
diefen Bonds ; eriftiren Peine folche Fonds, oder find diefelben unzulänglich, fo 
wird das Fehlende auf die Gemeinden vertheilt. Gleiche Bertheilung findet 
für die Weberfchüffe Statt. 

$. 3. Bu den Departemental:, Bezirke:, - Cantond: und Bürgermeiftereis 
(dulden contribuiren immer nur diejenigen Gemeinden, welche zur Zeit der 
contrahirten Schuld zu jenem Verbande gehörten. Eben fo theilen dieſe Ges 
meinden ausfchließend die Wctivforderungen des Verbands und die Kaſſeüber—⸗ 
Ihüffe. 

$. 4 Die neueren Kriegsfchulden ruhen nicht auf dem Gemeindevermögen, 
fondern auf den Steuerbaren, und zwar nach dem Gefammtfteuerfuß, d. h. 
nah den vereinigten Perfonal:, Mobiliar, Grund:, Fenſter- und Gewerb« 
ſteuern. Altes flenerbare Vermögen wird hiezu angezogen. 


» 
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5.5. Obgleich ſonach die Tilgung der neneren Kriegsfchnfden nicht der 
Gemeinde, als mit befonderem Vermögen ausgeftatteten Corporation obliegt, 
fo verfteht es fich doch von felbft, daß wenn die Gemeinde Waldungen , Feld: 
güter, Gebäude und anderes Vermögen befist, wegen welchem fie grundſteuer— 
pflichtig iff, fie davon, und nach Verhältniß ihrer Steuer zu den Kriegsfchul: 
den ebenfalls beitragen müffe, 


Diefer Beitrag ift aus den gewöhnlichen Gemeindeeinkünften zu entnehmen, 
Eind diefe unzulänglich, fo ift, fo viel die Waldungen, Weiden und zu Alte 
mänden verliehenen Güter betrifft, deren Steuerantheil anf die Wald:, Weib: 
und Allmändenberechtigte nad Mafgabe ihres Genuffes auszufchlagen. Die 
Steuerquote verpachteter Feldgüter aber und von den Waldungen, aus welden 
Fein Gabholz verabreicht wird, ift durchaus aus der Gemeindecafe zu leiften. 


$. 6. Hinfihtlih der Pfarr: und Schulgüter hat es bei der Verordnung: 
der gemeinfchaftlichen Randesadminiftration vom 18. Februar 1815 (Amtsblatt 
Nro. 31) fein DVerbleiben, und es find diefe Dispofitionen auch auf jene Ger 
bietstheile des Nheinfreifes ausgedehnt, welche damals nicht unter der Ver— 
waltung jener Adminiftration fanden. Es wird defihalb ein Auszug jener 
Verordnung gegenwärtiger Inſtruction angehängt. 


- 97. Un vielen Orten find feit dem Jahr 1813 verfchiedene Zahlungen 
zu Beſtreitung von Kriegslaften, theils direct aus den Gemeindecaſſen geleiftet 
worden, theild wurde anderes Gemeindevermögen, infonderheit der Erlös or> 
dentlicher. und anfferordentlicher Holzfchläge dazu verwendet, ohne daß 'derfelbe 
in der Gemeinderechnung in Einnahme- kam. Alle diefe Bezahlungen Fönnen 
bios als Vorſchüſſe auf die Beiträge betrachtet werden, welche die Gemeinde 
nach $. 5 zu leiften hat. Die königl. Bezirksbehörden find angewieſen, die in 
der Art bisher gemachten: Bezahlungen genan aufnehmen zu Iaffen, fich zu ver— 
fihern, daß die Ertöfe von Holz und fonfligem emeindevermögen , es mögen 
folche von den gewöhnlichen Einnehmern oder von befondern Rechnern erhoben 
worden feyn, .in die prdentlichen Gemeinderechuungen in Einnahme, als Vor— 
fhüffe in die Gemeindekriegscafie aber wieder in Ausgabe gebracht werden. 
Eben fo find alle derlei aus dem Gemeindevermögen gefloffenen Einnahmen der 
Kriegskaſſen in den SKriegsrechnungen unter dem Zitel »Vorſchüſſe aus der 
Genteindecaffe« zu vereinnahmen, wie felches ſchon -durch das Regierungsrer 

feript vom 4. Juni legthin angeordnet worden. 
$. 8. Die Verfügungen der beiden vorhergehenden $$. hindern jedoch 
wicht, daß nicht auch noch fernerhin aus deu Gemeindefaffen Vorfchüffe in die 
Kriegskaſſen gemacht werden Fönnen. Es find diefelben nämlich dort zuläffig, wo 
1) es fich_herausftellt, daß von den feit 1813 in der Gemeinde erhobenen 
Kriegsumlagen die Gemeindegüter entweder ganz ausgefchloffen worden, 
oder wenigftens noch nicht fo viel beigetragen haben, als denfelben nad) 

dem Gefamnitjteuerfuß zukäme; 

2) dort, wo die Gemneindefriegsfaffen noch Ansftände befigen, welche nicht fogleich 
aiebia gemacht werden können. Zu dieſen Ausftänden gehören vorzüglich 
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die Forderungen, welche die Gemeinden an bie franzöflfhe Regierung 
für Lieferungen in die Magazine oder fonflige Kriegsleiftungen zu ma: 
‚chen haben. . 

Doch wird hiebei den Bezirfsbehörden die Vorſicht empfohlen, ge: 
gen ilfiquide und überfpannte Forderungen der Art aufmerkffam zu fen, 
und die Abzüge zu berücfichtigen, welchen diefelbe nach dem Zractat vom 
20. November 1815 unterliegen. 

3) Da die Bilfigkeit gegen die Gläubiger, und das Intereſſe der Gemeinden 
die bald möglichfte Tilgung der neueren Kriegefchulden erheifchen, in 
manchen Gemeinden aber die Erhebung in Furzer Friſt den Steuerbaren 
zu befchwerlich fallen Fönnte, fo dürfen in folhen, wenn Feine älteren 
beträchtlihen Gemeindefchulden vorhanden find, und die Gemeindekaffen 
binlängliche Vorräthe befisen, auch noch ferner Vorfchüffe aus den Ge: 
meindefaffen Statt finden, es find jedoch diefelben in der Art zu erfehen, 
daß dafür Ausfchläge auf die Stenerbaren gefertiget, und in Terminen 
erhoben werden, die fich nicht über fünf Jahre hinaus erftreden. 

$. 9. Sobald die Kriegsfchulden jeder Gemeinde getilgt find, ift eine ſum— 
marifche Meberficht aller Kriegsleiftungen aufzuftellen. Diefelbe begreift nicht 
allein fämmtliche in den Kriegsrehnungen aufgeführten Ausgaben, fondern auch 
diejenigen, welche durch Parification der Einquartierungen und Zrohmden ent: 
ftanden find. Auf diefe Weife wird der ganze Betrag der vom 1. Jänner 1815 
bis 1. Mai 1816 gemachten Kriegsleiftungen hergefteltt. 

Hieran werden vorerft die Vergütungen abgezogen, welche der Gemeinde 
von .der franzöfifhen Regierung oder fonft zugekommen find. Der Reft wird 
fodann nach dem Gefammtfteuerfuße zum Behufe der Gleichftellung repartirt. 
Man geht dabei von dem Grundfage aus, daß Y, nach den Steuerrolfen von 
1813, %/ nad jenen von 1814, und Y, nad jenen von 1815 zu vertheilen find. 
Iſt hiernach die Sc;uldigkeit eines jeden Steuerbaren feftgefebt, fo werden 
auch deffen bisherige Beiträge auf Anficht der verfchiedenen Heberegifter be: 
rechnet, der Weberfchuß oder Rückſtand ausgemittelt und ausgeglichen. 

$. 10. Alle Regifter von partiellen Umlagen, welche noch zu Zilgung 
der vorhandenen Kriegsfchulden müfen erhoben werden, müffen von der Fönigl. 
Regierung erecutorifch erklärt feyn. Um diefes zu erhalten, müſſen die Er: 
bebungsrolfen mit folgenden Formen verfehen fenn: 

1) An dem Eingange derfelben ift zu bemerken 

a) der Betrag und die Art der Schulden, zu deren Tilgung die Umlage 
erhoben wird; 

b) die Angabe, wie viel die Gemeinde an Grund:, Perfonal:, Mobiliar:, 
Senfter: und Gewerbefteuer nad den Rouen des Jahres zu entrichten 
hat, in welchem die Umlage gemacht wird; 

e) die Anzeige, wie viel nad Vergleihung beider obiger Daten auf den 
Gulden Gefammtfteuer zu bezahlen ift. 

2) Bei den einzelnen Anfäpen ift, neben dem Beitrage jedes einzelnen Steuer: 
baren zu der Umlage, defien Gefammtftener iu einer befondern Eolonn- 


- 
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aufzuführen, damit jeder fich von ne Richtigkeit des Anſatzes Überzeugen 
könne. 

3) Die Gemeindeeinnehmer find — dieſe Regifter zu fertigen und . 
zu unterzeichnen. Sie bleiben für derem Richtigkeit verantwortlich. 
Aufferdenm werden diefe Regifter von dem Bürgermeifter und Gem:inde- 
rathe unterfchrieben, den Bezirksbehörden vorgelegt, welche die Rich 
tigkeit der erforderlichen Angaben zu verificiren und auf dem Regifter 
felbft zu befcheinigen haben. 

4) Die Einnehmer beziehen für die Erhebung der Umlagen 2 vom 100, welche 

auf der Rolle mit ausgefchlagen feyn müffen. Für die Fertigung der 
Regifter haben diefelbe Feine befondere Entfchädigung zu fordern. 


ll. 


Aeltere Gemeindefhulden. 
Liquidation 
$. 11. Allgemeine Grundfäibe 


Die franzöfifchen Verordnungen über die Gemeindefchulden, infonderheit 
die Decrete vom 1. October 1804 (9, Vendemiaire XII) und 21. Auguft 1810 
haben Wirkungen gehabt, die man nicht hätte vernichten Fönnen, ohne den 
Rechtszuftand gewaltfam zu erſchüttern, welcher durch jene gefeplichen Verfü— 
gungen war herbeigeführt worden. 

Sämmtliche Behörden dürfen daher nie aus den Augen verlieren, daß die 
Deerete vom '1. October 1804 und 21. Auguft 1810 ala fortbeftehend müffen 
betrachtet werden, in fo weit diefelben nicht durch die alterhöchfte Verordnung 
vom 2. November 1817 aufgehoben find. 

Das Decret vom 9. Vendemiaire XIIL iſt nur für die vier treuen Depar= 
temente auf dem linken Rheinufer, und jenes von 21. Auguft 1810 außer den 
genannten nur für die befgifchen und italienifchen Departemente gegeben. 
Beide Decrete finden daher in den zum Rheinkreife gehörigen Theilen des 
Niederrheinifchen: und Mofeldepartements Feine Anwendung, felbft nicht in 
jenen Gemeinden, welche erft im Jahre 1795 mit Frankreich und jenen De— 
partementen vereiniget wurden. Hingegen find nach demfelben Grundfase in 
diefen Gebietstheilen diejenigen Geſetze zu volfziehen, welche für das Innere 
Frankreichs wegen den Gemeindefchulden find erlaffen worden. 


$. 12. Zinſen. 

Das Decret vom 9. Vend. XIII hat die Zinfen der. vor dem erften Eins 
rüden der franzöfifchen Armeen contrahirten Schulden in fo weit für nicht 
zahlbar erflärt, als folche zur Seit des Decrets aus der Epoche vor dem 23. 
Sept. 1799 (1. Vend. VIII) rückftändig waren. Für die während des Re— 
volutiongfriegs contrahirten Schulden ift der nämliche Tag ald der terminus 
a quo feftgefebt, von welchem an Zinfen laufen Eönnen. Die Präfecturalin- 
firuetionen haben ferner den 30, October 1804 (8, Brum, XIII) als deu Tag 
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beſtimmt, von welchem an das Decret vom 9, Vend. KILL als promulgirt zu 
betrachten war und in Vollzug Fam. 
$. 15. Fortſetzung. 

Eind nunmehr vor dem 30. October 1804 Bezahlungen von Zinfen für 
alte oder nene Schuld auf Rechnung der Epoche vor dem 25. Sept. 1799 ges 
teiftet worden, fo find. folche ungeachtet obiger Verfügungen als gültig zu 
betrachten. 

Alle Zinszahlungen hingegen, welche nach dem 30, Ockober 1804 gemacht 
wurden, Eönnen nur auf diejenigen Zinſen angerechnet werden, welche von dem 
3. Sept. 1799 zu laufen angefangen haben. 

Die Rechnungen und die Daten der Quittungen geben hier die Mittel an 
die Hand, die Volfziehung der Verordnung gegen die Gläubiger ſowohl als 
gegen die Gemeinden zu ſichern. 

$. 14. Decret vom 21. Auguſt 1810. 

Das Decret von 21. Auguft 1810 erklärt die Gemeindefchulden für unab: 
löslich immobil) und gibt den Gläubigern bios Anfpruch auf unablöslihe Ren: 
ten. Diefe Dispofition widerfpricht dem Grundfage der Zilgung und mußte 
aufgehoben werden, um diefe möglich zu machen. 

Hingegen ift die Aufrechthaltung des für die Gemeinden äußerſt wichtigen 
Art. 8 von’ jenem Decrete angeordnet. 

Durch diefen Artikellwerden alle jene Schulden für erlofchen erklärt, wel: 
de die Gemeinden fowohl gegen den Staat, ald gegen fupprimirte Gemeinhei: 
ten und religiöfe Gorporationen und gegen Wohlthätigkeitsanftalten contrahirt 
haben, zu deren Ausgaben die Gemeinden aus dem Ertrage ihrer Octrois beis 
zutragen haben. 

Eine minifterielfe Inftruction vom 18. Sept. 1810 erklärt den lesteren Theil 
diefes Artikels dahin, daß unter dem Ausdrude »Wohlthätigkeitsanſtalten« auch 
die Kirchenfabrifen und Anftalten des öffentlichen Unterrichts zu verftehen feyen, 
und daß die Löfhung der Schulden gegen diefe verfchiedenen Stiftungen ſich 
nicht blos auf die Gemeinden befchränfe, wo die Anſtalten ſich befinden, fondern 
auf die Forderungen ausdehne, welche denfelben gegen andere Gemeinden zuftehen. 

Diefelbe Inftruction begreift unter dem Worte Oetrois alle Gemeinde: 
einkünfte. 

«Le eonseil de liquidation, heißt es nemlich in diefer Inftruction, me doit 
admettre aucunc des dettes, dont les communes sont dechatgees par lart. 8, 
De ce nombre sont les dettes qu’auraient conträctees les commmnes envers les 
hospices, fahriques, etablissemens d’instruction puplique et autres &tablisse- 
meus de bienfiasance situes soit dans l’etendue soit hors de la commune de- 
bitriee. Parc es mots: Produit de }P’octroi, qui terminent l’art. 8. on 
deit entendre: Mevenus commnnaux.» — 

$. 15. Fortſehzung. 

Es konnte nicht zweifelhaft fcheinen, ob unter dem Worte »contrahirte 
Schulden« auch die Erb: und Grundzinfen zu verftehen fenen, welche die Ge: 
meinden für die Werleihung von Gütern fchuldig geworden find. Aus den Büd— 
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—getd der Gemeinden hat fih ergeben, daß alle derlei Zinfen fhon im Jahre 
1811 von.dem Departementspräfecten find geftrichen worden. Die Fönial, Ver: 
ordnung hat aber nunmehr diefen Zweifel vollends gehoben, und die Gemein: 
den werben fortan die von dem Staate und andern obengenannten Corporationen 
erbbeftändlich oder gegen Entrichtung eines Grundzinfes überkommenen Güter 
als freies Eigenthum befigen. 


$. 16. Fortſetzung. 

Damit num aber auch die gegen Staat und Öffentliche Anftalten contra: 
hirten Schulden nicht ohne allen Nachweis aus den Gemeindefchuldenverzeich 
niffen und Rechnungen verfchwinden, uud für die Folge der Zeit deßfallſigen 
Anſtänden und Proceſſen vorgebeugt werde, ſo ſind in den Gemeinderechnungen 
von 1818 alle die delirten Forderungen innerhalb der Linie, zur Erinne— 
rung, am Schluſſe des letzten Ausgabecapitels noch einmal aufzuführen, und die 
Bemerkung beizuſetzen, daß ſolche durch die königl. Verordnung vom 2. Nov, 
1817 über die Gemeindefchulden, Art. IL, 5. 2, erlofchen erklärt, daher hier 
zum lestenmale aufgeführt feyen. 

Zugleich ift in jener Gemeinderechnung, in welcher die lette Bezahlung 
eingetragen ift, auf die Rechnung von 1818, in welcher die ganze Sorderung 
als erlofchen erfcheint, durch Randbemerkuugen hinzuweiſen. 


$. 17. Die während des Revolntionsfriegs contrahirten oder 
fogenannten neueren Schulden. 


Der Unterfchied, den das Decret vom 9. Vend. XL zwifchen alten und 
neuen Schulden macht, äußert vorzüglich in der Verzinſung eine dem letzteren 
nachtHeilige Wirkung. Nachdem diefe neuen Schulden felbft wieder alte gewor: 
den find, war es billig, den Unterfchied aufzuheben, und beide auf gleiche Linie 
zu ſtellen. 

Wenn daher die von 1792 bis 1804 contrahirten Schulden ihrer Natur 
oder dem Eontracte nach Zinfen hätten ertragen follen, fo nehmen diefe mit dem 
23. Sept. 1799 ihren Anfang, wenn die Schuld vor diefer Epoche contrahirt 
worden, oder vom Zage der Schuld, wenn diefe fpäter entftand, ohne daß es 
hiezu, wie das Decret. ed vorfchreibt, einer befondern Bewilligung der Gemein: 
de fernerhin bedarf. | 

Als Schulden, die ihrer Natur nad) 'Binfen ertragen, werden nur An: 
leihen in baarem Gelde betrachtet. 

Jene Schulden hingegen, welche gewöhnlich Peine Binfen tragen, wie 
Rechnungsreceffe, Lieferungen, Diäten, Entfhädigungen u. f. w. bleiben auch 
fernerhin und bis zur Abtragung unverzinslich. 

Wenn jedoch dergleihen Schulden als baar vorgefchoffene Gelder liquidirt 
worden find, oder die Gläubiger für an ſich unverzinsliche Forderungen Rechts: 
titel erworben haben, die fie zu Zinfenbezng berechtigen, fo müffen ihnen ſolche 
auch liquidirt werden, 

Sollte endlid in Gemeinden, welche hinlängliche Drittel beſitzen, der Ge 
meinderath billig erachten, den Gläubigern unverzingliche Forderungen von nun 
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an und bis zur Tilgung Zinſen zuzugeſtehen, ſo wird man auf derlei Anträge, 
welchen die Bezirksbehörden jedesmal ihr Gutachten beizufügen haben, die ge— 
eignete Rückficht nehmen. bu 

$. 18. Repartitionen. 

In vielen Gemeinden find die Schulden bereits nach dem Steuerfuß aus: 
geichlagen, und jeder Gläubiger auf einzelne Steuerbare angewiefen worden, 
die fich auch bereits ganz. oder. zum Theil ihres Antheils entledigten. 

Diefe Repartitionen find in der Negel zu handhaben. Jedoch müffen die 
felbe, bevor fie in Vollzug gefept werden Eönuen, der Eöniglihen Regierung 
unter Angabe der Schuldenverzeichniffe, der Angabe der jährlichen Steuern der 
Gemeinde, einer Berathſchlagung des Gemeinderaths über die Vollziehbarkeit 
der Austheilungslifte und eines Gutachtens der Bezirfsbehörde,, zur Beſtäti— 
gung vorgelegt werden, 


$. 19. Abrehnungen und Compenfationen. 

Die Eoinpenfation desjenigen, was einzelne Perfonen an die Gemeinde 
fhuldeten, gegen dasjenige, was fie an felbige zu fordern haben, iſt fchon in 
allgemeinem Rechte gegründet. Das Decret vom 9. Vend. KILL weifet aber 
noch ausdrücklich auf diefe Operation hin, und die Fönigl. Derordnung vom 2. 
vorigen Monats beftätigt die desfallfigen Verfügungen. Weber die Zuläßigfeit 
der Eompenfation in einzelnen Artikeln find die Regeln anzuwenden, welche 
das Eivilgefesbuh in der Materie der Compenfation auffteltt. 


$. 20. Fortfepung. 

In verfchiedenen Gemeinden find diefe Abrechnungen bereits vollzogen, und 
es hat dabei, wenn Feine gegründeten Anftände ſich erheben, fein Bewenden. 
Mo fie aber noch nicht gefchehen find, haben die Bezirksbehörden dafür Gorge 
ju tragen, Daß zu deren Aufftellung gefchritten werde. 


$. 21. Fportfebunge 

Um die. Eompenfationen, und damit eimerfeits den Eingang der Ausſtände 
der Gemeinden, nnd andererfeits die Tilgung ihrer Schulden in jeder Weife zu 
erleichtern, geſtattet man, daß die Inhaber liquider Forderungen mit allem dem: 
jenigen zur Abrechnung zugelaffen werden, was fie an diefelbe Gemeinde bis und 
inbegriffen 'das Rechnungsjahr 1816, fehuldiga geworden find. Don und inbes 
griffen 1817 an findet für die gewöhnlichen Rechnungsartifel Beine Compenfation 
weiter ftatt, fondern blos noch auf jene auferordentlichen Gemeindeeinnahmen „ 
welche, wie der Erlös veräußerter Güter, zur Schuldentilgung beftimmt find. 

Ueber die Frage: Ob die Steigerer- der im Jahr 1815 von der franzöfifchen 
Regierung veräußerten Gemeindegüter ihre noch rüchaftenden Steigfchillinge 
compenfiren dürfen? wird eine befondere Verfügung erfolgen. 


$. 22. Fortſetzung. 
Die Eompenfation findet nicht allein für dasjenige flatt, was man in eines 
nem Namen fchuldet und in eigenem Namen zu fordern hat, fondern auch für 
alles dasjenige, worüber man berechtigt ift, im Namen von Perfonen zu rech: 


nen, die man repräfentirt, Es liquidirt daher der Erbe neben feinen eigenen 
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Forderungen und Schulden auch jene feines Erblaſſers, der Vormünder die 
feines Mündels, der Geffionär jene feines Gedenten, der Mann die feiner 
Frau; nurfind diefe verfchiedenen Qualitäten. gehörig auszudrüden. Mehrere 
Erben compenfiren ihre Forderungen pro rata, als jeder Erbe ift, unbefchadet 
ihrer Gefammtverbindlichkeit für die Schuld ihres Erblaffers, in wie weit fel: 
bige eintritt. 


5.23. Fortſetzung. 

Die Eompenfationsregifter find wefentlich von den Ausftändeverzeichniffen 
verfchieden. In letzteren werden alle Schuldner der Gemeinde aufgeführt, ohne 
Rücficht ihrer etwaigen Gegenforderungen, von welchen darin Feine Rede iſt. 
Die Eompenfationsregifter find aus den Refultaten ver Ausfländeverzeichniffe 
und der Schuldenflände zufammengefebt. 


$. 24. Parificationenm 
Es gibt im Kreife noch eine andere Art DVertheilungen, als diejenige, mo: 
von bisher gehandelt wurde, Mehrere Gemeinden haben nämlich) die Gefammt: 
maſſe ihrer Schulden aufgeftelft, folche unter die Einwohner vertheilt, und nun: 
mehr die Ausgleichung der Beitragsverbindlichfeit gegen die Forderungen zuge: 
laſſen. Parificationen diefer Art gehören mehr in die BR ber Reparti⸗ 
tionen, und find wie diefe zu behandeln. 


$. 25. Allgemeine Berfügungen über die Repartitionen, Com: 
penfationen und Parificationen. 


Sämmtlihe Arten von Compenfationen und Repartitionen bedürfen ber 
Beftätigung königl. Regierung, um vollzogen zu werden. Der Antrag dazu 
gefchieht in einer Berathfchlagung des Gemeinderathes , welche mit dem Gut: 
achten der Bezirksbehörde vorzulegen ift. 


$.%6.. Fortſethzung. 


Die Ordnung des Rechnungsweſens erfordert, daß die durch Eompenfatios 
nen und Repartitionen bewirkften Beränderungen des Bermögensftandes der Ge: 
meinden, wie jede andere aus den Rechnungen anfchaulich ſey. Es find daher 
die Vertheilungs: und Ausftänderegifter nach ihrem ganzen Betrage in Einnahme, 
dagegen die durch diefe Hülfsmittel getilgten Schulden in Ausgabe zu bringen, 
mit der Bemerkung »durch Repartition, Parification, oder Compenfation.« 


5.277. Amtsſchulden. 


Die ſchon im Decret vom 9. Vend. XIII angeordnete Vertheilung ber 
Amtsſchulden unter die Amtsgemeinden ift in der Verorduung vom 2. Nov. be: 
flätiget. Jenes Decret hatte unerörtert gelaffen , nach welchem Fuße die Ber: 
theifung gefchehen follte. Die Eönigl. Verordnung hat diefer Lücke in der Ge: 
fengebung durch die Verfügung abgeholfen, daß die Vertheilung nach dem ge: 
geumwärtigen Gefammtfteuerfuß zu bewirken fey. 

Die mancherlei Rückſichten, welche bei der Liquidation der Nemterfchulden 
eintreten müffen, haben die Fönigl, Regierung veranlaßt, diefe Art Schulden 
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entweder durdy die Bezirksbehörden felbft, oder durch befonderd von ihr für 
jedes ehemalige Amt ernannte Specialcommiffäre Tiquidiren zu lafen. Man 
wird denfelben nöthigen Falls-für einzelne Liquidationen befondere Inftructionen 
ertheilen. Im Allgemeinen aber find dabei die Beflimmungen des folgenden 
$, zu beobachten. 


$. 28, Fortſehung. Eingabeder Forderungen. 

Der für jedes Amt ernannte Specialcommiffär wird jedesmal durch das 
Kreisintelligenzblatt befannt gemacht. In einer peremtorifchen Frift von 3 
Monaten vom Tage jener Bekanntmachung an müffen die Gläubiger ihre For: 
derungen mit den nöthigen Originalbelegen bei demfelben einreichen. 

Der Nachweis der aufgeftellten Forderungen muß doppelt gefertiget von 
dem Gläubiger oder deffen Bevollmächtigten unterzeichnet, und eines der Exem— 
plare auf Stempelpapier gefchrieben,, auch darin ein Domicilium im Bezirke: 
hauptorte zur Zuftellung der ferneren Beſchlüſſe erwählt feyn. Am Schluffe 
deffelben find die Belege einzeln anzugeben. Der Commiffär, nachdem er die 
Belege verificirt hat, trägt die Eingabe fummarifch in ein Protocol ein, und 
gibt das Duplicat mit der Befcheinigung des Empfangs der Belege und ber 
Dormerfung im Protocolle dem Producenten zurüd. Nach Verlauf der drei 
Monate legt der Commiſſär das Protocoll der Bezirksbehörde vor, welche fol: 
ches abfchließt, wonach Feine ferneren Eingaben mehr angenommen werden, es 
wäre denn zu Beleuchtung und Beweis ſchon eingetragener Forderungen, 


$. 29. Fortſetzung. Wahl des Amtsausfhuffes. 

Die Bezirfsbehörde verfammelt hierauf die Deputirten der Amtsgemeinden. 
Der Gemeinderath einer jeden Gemeinde des ehemaligen Amts bezeichnet hie: 
ju einen Deputirten. Diefe Deputirten erwählen nah Stimmenmehrheit einen 
Ausfhuß von zwei, oder wo die Bezirfsbehörde es für nöthig erachtet, von 4 
Perfonen zur contradictorifchen Liquidation der Schulden. Die Wahl diefes 
Ausſchnſſes gefchieht unter DVorfig der Bezirksbehörde, welche ein Protocol 
darüber errichtet. 


$. 50. Fortfehung Form der Liquidation. 

Dem alfo erwählten AUmtsausfchuffe legt der Special-Commilfär die ein: 
gegangenen Forderungen und Belege zur Prüfung vor. 

Die Forderungen, deren Richtigkeit anerkannt wird, trägt der Com— 
miffär fofort als liquid in das Protocol. Bei den Borderungen, welche eines 
näheren Beweifes bedürfen, wird den Gläubigern aufgegeben, was fie noch bei: 
jubringen haben, und ihnen dazu die möthige Zrift geftattet. Bei jenen For: 
derungen endlich, welche der Ausfchuß definitiv verwirft, find die Gründe an: 
jugeben, und Eönigl. Regierung Protocollauszug mit allen Acten und mit Gut: 
achten der Bezirksbehörde vorzulegen, damit geeigneten Balls die Erlaubniß zur 
gerichtlichen Handlung ertheilt werde, 

$. 31. Fortſetzung. VBertheilung der liquidirten Schuld. 
Die liquidirten Forderungen an Aemter werden unter die Amtsgemeinden 
nah dem Gefammtftenerfuß vom Jahr 1818 vertheilt, 


* 
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Es wird jedoch keine gemeinſame Caſſe zu deren Tilgung errichtet, ſondern 
die Gläubiger direct auf die Gemeinden angewieſen. 

Der Specialcommiſſär entwirft die Vertheilung und Verweiſung. Provi— 
ſoriſche Auszüge derſelben werden den Gläubigern in ihren erwählten Domi— 
cilien zugeſtellt, um dagegen, wenn ſie ſich beſchwert halten, binnen vier Wochen 
bei der Bezirksbehörde zu reclamiren. Nach Verlauf dieſer Friſt legt dieſe 
die Vertheilung nebſt den etwaigen Reclamationen unter Beifügung ihres Gut— 
achtens der königl. Regierung vor, um ſolche zu beſtätigen, wenn es ſtatt findet. 


. 32. Fortſetzung. Schuld briefe. 


Aus dieſen homologirten Vertheilungen wird die königl. Regierung den 
Gläubigern Auszüge fertigen laſſen, um ſelbigen als Schuldbrief gegen die Ge— 
meinde zu dienen, anf welche fie angewieſen worden, Die früheren Rechts: 
titel werden zum SKreisarchiv abgeliefert. 


$. 35. Fortſetzung. Aemter, deren Parcellen in mehreren 
Bezirken liegen. 

In dem Falle, wo die Gemeinden eines ehemaligen Amts in mehreren 
Bezirken zerftrewet liegen, find die den Bezirksbehörden durch die FF. 27 — 
50 fibertragenen Gefchäfte von derjenigen zu verfehen , in deren Bezirk der 
ehemalige Amtshauptort liegt. Liegt aber diefer außerhalb des Rheinkreiſes, 
fo wird ein befonderes Commiſſorium erfolgen. 

In jedem Falle hat die Bezirksbehörde,, welche mit dem in den 65. 27 — 
30 bezeichneten Funktionen beauftragt ift, die Vertheilung und Verweiſung den 
Behörden der dabei betheiligten Bezirke mitzutheilen, und deren Bemerkungen 
bei der $. 51 angeordneten Actenvorlage: felbigen beizufügen. 


$. 54. Fortſetzzung. 
Siirnd die Bezirksbehörden felbft mit der Liquidation der Amtsſchulden bes 
auftragt, fo vereinigen fie die Functionen der Specialcommifjäre mit ihren 
eigenen Amtszuſtändigkeiten. 


5.35. Liquidation in den Gemeinden. 


In den Gemeinden, deren Schulden bereits ligiudirt und von den Prä— 
fecten oder Unterpräfecten feftgefest find, wird die Liquidation blos fummarifch 
revidirt, und die Veränderungen angezeigt, welche fich feitdem durch nachge— 
kommene Forderungen, Zinfenzuwachs, Abzahlungen,, Pariftcationen, Delirung 
oder nuf fonftige Weife ergeben haben, und hierauf der Schuldenftand, wie er 
fih am 1. Jänner 1818 herausftelft, in eine tabeltarifche Weberficht gebracht. 


$. 36. sortfesung, 
Ergeben fich bei diefer Revifion Anftände, wodurch früher anerkannte ımd 
und in die Schuldenlifte aufgenommene Forderungen ganz oder zum Theil illi— 


auid werden; fo find die Gründe in einem darüber zu fertigendenProtocoll ausein= 
ander zu fesen, deffen ungeachtetiaber die Forderungen in die Schuldentifte dergeftaft 


Dritter Abfchnitt. — Ortd: und Kreisgemeinde, 29 


aufzunehmen, daß die völlig illigniden in ein befonderes Kapitel eingetragen 
werden, jene aber, welche zum Theil nur beftrirten find, für den liquiden 
Theil in dem Eapitel der liquiden,, für den beftrittenen Theil aber in dem 
Kapitel der illiquiden Schulden verzeichnet werden. 

$. 57. For tſetzung. 

In einem dritten Kapitel ift der Antheil der Gemeinde an den Amtsfchuls 
den einzutragen. Iſt ‚diefer Antheil zur Zeit der abgefchloffenen Liquidation 
noch nicht ausgemittelt, fo ift folches ‚pro memoria anzumerfen. Sind Feine 
Amtsſchulden vorhanden, fo befteht deifen ungeachtet das Kapitel, und es ift das 
rm, daß Feine folhe Schulden erifliren, anzuzeigen. 

9. 58s. FFor tſetzung. 

In den Gemeinden, wo die Liquidationen noch nicht abgeſchloſſen ſind, 
müſſen ſolche nach Vorſchrift der bereits vorhandenen Inſtructionen, namente 
lich im Donnersberg nach WBorfchrift der Inſtructivn vom 238. Fruct. X, 19. 
Brum. XII und 25. Mai 1808, und in den Gemeinden des vormaligen Saar» 
Departements nach Anleitung der nftruction vom 50. Pluviofe XIII vors 
genommen werden. 

Auch hier find die Schulden in drei Kapitel: Liquide, ilfiquide und Amtes 
ſchulden abzutheilen. 

$. 59. For tſethung. 

Alle auf die Liquidation der Schulden bezüglichen Arbeiten gehören zur 
Eompetenz des Gemeinderathe. Es Eönnen Feine Specialcommiffäre dabei ads 
bibirt werden, e8 wäre denn, daß der Gemeinderath folches verlangte, oder 
die Bezirfsbehörde es durchaus nothwendig fände, in welchen Fällen die geeigs 
neten Anträge an die Bönigl. Negierung zu machen find. 

Alte die Liquidation und Schuldentilgung betreffenden Schreibereien hat 
der Semeindefchreiber , oder wer die für felbigen beftimmte Befoldung bes 
zieht, zu beforgen, ohne Anfpruch auf befondere Gratifitation, Diäten und 
Gehaltserhöhung. 

$.40. Fortfebung 

Die in den $$. 55 — 39 angeordneten Liquidationsarbeiten müffen längſtens 
am 1. März 1818 beendiget, und Ausfertigungen des Liquidationsprotocolld mit 
Ueberficht des Schuldenftandes zur Bezirfsbehörde eingefendet werden. Den Ge: 
meinden, welche fich damit an benanntem Tage im Rückftande befinden, haben die 
Bezirköbehörden ohne weitere Anfrage Specialcommiſſäre auf perfönliche Kos 
ften der Bürgermeifter und Gemeinderäthe zu fchicen. 

Die Bezirksbehörden legen fofort die gefammelten- Lignidationen mit ihrem 
Gutachten der Fönigl. Regierung zu definitivem Wbfchluffe vor. Sie haben 
fih in diefem Gutachten über die beftrittenen Forderungen zu äußern, über 
die umnbeftrittenen Forderungen aber nur dann fich zu verbreiten, wenn fie 
glauben, von Amtswegen deren Liquidität widerfprechen zu müſſen. 


9.41. For tſetzung. 
Nah Abſchluß des Schuldenftauds der Gemeinden durch die königl. Ne: 
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gierung worden den Gläubigern nach Vorſchrift des Decrets vom 9. Vend. 
XIII von dem Bürgermeifter Auszüge zugefertiget, welche von den Bezirksbe— 
hörden zu vifiren find. Nur mit folhen Auszügen belegte Forderungen find 
bei Eompenfation und Bezahlungen zuläſſig. Daß nebft diefen Liquidationg- 
fcheinen die Nechtstitel der Gläubiger den Belegen der Rechnungsausgabe bei: 
gefügt werden müſſen, verfteht ſich von felbft. 


$. 42. Beftrittene Forderungen. 


Die Entfcheidung über Forderungen, die aus zureichenden Rechtsgründen 
widerfprochen werden, ift an die Gerichte verwiefen. 

Diefe Derfügung ſchließt nicht die Nothmwendigkeit der gewöhnlichen Er: 
mächtigung aus, welche man den Gemeinden nur dann ertheilen wird, wenn 
zureichende Rechtsgründe vorhanden find, 


II. 
Tilgungsplan für die älteren Gemeindefhulben. 


$. 45. Unmittelbar nach Abfchluß des Schuldenftandes entwirft der 
Gemeinderath den Plan zu deren Tilgung. Die alferhöchfte Verordnung vom 
2. vorigen Monats bezeichnet deutlich, was diefer Plan enthalten muß. Die 
individuellen bei jeder Gemeinde verfchiedenen Umftände laffen hier Feine wei: 
teren allgemeinen Regeln zu. Mau verweifet übrigens die Gemeindevorftände 
auf die zu diefem $. gehörigen Formulare, welche gegenmwärtiger Inftruction 
angehängt find. 

$. 44. Sn den Gemeinden, gegen welche Forderungen angebracht find, 
deren Rechtmäßigkeit beftritten wird , in jenen, deren Zilgungsmittel großen 
Zheils aus noch zu verfteigernden Gütern beftehen, und in jenen, welche einen 
großen Theil ihrer Schulden mittelft Compenfation tilgen Fönnen, wird es nicht 
immer möglich feyn, fogleich nach vollbrachter Riquidation den Plan der Schul: 
dentilgung in der WVollendung zu entwerfen, wie der Art. III der allerhöchſten 
Derordnung ihn vorfchreibt. Diefes darf jedoch die Behörden nicht abhalten, 
einen vorläufigen Zilgungsplan zu verfaffen, worin die Schulden in Maffe auf: 
geführt, und die Zilgungsmittel approrimativ feftgefest werden. Zinden fich 
dann durch die Erledigung der Streitigkeiten die Gemeinderäthe im Stande, 
den Belauf der Schulden genau zu beflimmen, und eben fo den Betrag ber 
Zilgungsmittel, die Gläubiger, welche, und die Summe, für welche fie com: 
penfirt haben, anzugeben, fo föreiten fie dann zum Entwurfe des definitiven 
Zilgungsplans. 

IV. 

Zilgungsmittel für die älteren Gemeindefhulden. 


$. 5. Ausffände, 
Dahin gehören: 
V Ale Nüdftände an Gemeinbeeinfünften bis und einfchließlich des Rech: 
nungsjahres 1816, Die Einnehmer haben von diefen Ausftänden-fogleich 
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em Verzeichniß zu fertigen, und mit ihren Bemerkungen zu begleiten. 
Dupficat diefes DVerzeichniffes haben fie längftens bis zum 1. März 1818 
den Bezirksbehörden vorzulegen. 

2) In vielen Gemeinden ift der Abfchluß der ältern Rechnungen ausgeſetzt 
geblieben, daher weder die Ausftände noch die Meceffe übertragen, fon= 
dern ohne alle Berückfichrigung derfelben, befonders zur Zeit der Anftel: 
lung lebenslänglicher Einnehmer , ein völlig neues Rechnungswefen bes 
gonnen worden. Es befinden fich aber in jenen Rechnungen eine Menge 
Ausflände, welche man immer zald ein bedeutendes Tilgungsmittel bes 
trachtet hat. 

3) Die Vorfchäffe, welche während der Iehten Jahre die Gemeindecaffen den 
Gemeindekriegscaffen gemacht haben. 

$.46. For tſehung. | 
In den Ausftandsverzeichniffen find die Ausftände -in drei Claſſen »Gute, 
Zweifelhafte und Ungiebige« nah der Bahlungsfähigfeit der Schuldner, und 
in jeder Elaffe wieder die liquiden von den beftritteuen Forderungen genau 
auszufcheiden, 
5.47. Receffe und Eaffenvorräthe 


Unter den Receffen find auch die der frühern Einnehmer zu begreifen, und 
bie etwa noch nicht abgefchloffenen älteren Rechnungen von den Bezirksbehörden 
ſchleunigſt abzufchließen, 

Ale Summen, welche in den Rechnungsabfchlüffen von 1816 als Receffe er- 
fcheinen, werden vermuthet, baar in den Eaffen zu liegen, wenn die Cinnehmer 
wicht bis zu der in vorhergehendem $. beftinmten Zrift bei den Bezirksbehör— 
den nachweifen, daß ihr Betrag ausfteht. Nach Verlauf diefer Friſt , bleiben 
die etwa noch vorhandenen aber nicht angegebenen Ausſtände den Einnehmern 
perfönlich zur Laft. 


$. 48. Die Forberungenan bie franzgöfifhe Regierung 


Fönnen vorläufig und bis zu ihrer Liquidation nur pro memoria eingetrar 
gen werden. 

$. 49. Eben fo, die während der königl. bayerifchen und k. königl. öfters 
reihifhen Landes-Adminiftration eingegangenen, den Gemeinden nach dem De: 
eret vom 9. Vend. XIII über die Grund: und Erbzinfen zugehörigen ine: 
rüfftände, 

$. 50. Was von derartigen Binsrüdftänden feit dem erften Mai 
1816 bei den Pönigl. Rentämtern eingegangen ift, wird in dem Kreis intelligenz— 
blatt angezeigt werden. 


$. 51. Die Rüdftände an Kauffdillingen 


der im Jahr 1813 veräußerten Gemeindegüter, nach Abzug deſſen, was dar— 
an an die franzöfifhe Zilgunascaffe bezahlt und in die königl. Hauptcaſſe da— 
bier depowirt worden, Das Rehnungscommiffariat der Kammer ded Innern 
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wird hiermit angewiejen, die Berechnung der gegenwärtigen Schuldiafeit der Stei- 
gerer zu beendigen, deren Refultat fodann durch das Kreisintelligenzblatt be: 
Faunt gemacht werden fol. 
- 95%, Die Activcapitalien der Gemeinden. 

$. 55, Die Erfparniffe der Gemeindecaffen 


Da während der franzöfifhen Regierung Feine Schulden und felbft Peine 
Zinfen derfelben bezahlt wurden, und da die Gemeinden Peine DVorräthe in 
den Caffen anhäufen wollten, da fie befürchteten, in die Tilgungs- oder Dienft: 
caffe fchließen zu müſſen, fo find in den Büdgets Ausgaben angetragen wor: 
den, die außerdem nie in Dorfchlag gekommen wären, und diefe Ausgaben 
haben oft fogar eine Art von Ständigkeit erhalten. 

Die Verpflichtung ihre Schulden zu bezahlen, fordert aber nunmehr die 
Gemeinden zur höchſten Sparfamkeit auf. Die billigen Ausgaben müffen den 
gerechten, die nüslichen und angenehmen den nothwendigen weichen. Weberalt 
muß dahin getrachtet werden, daß der Theil der Gemeindefchuld, welcher nad) 
Merwendung der gewöhnlichen Mittel noch übrig bleibt, und durch Umlagen 
gedecft werden muß, aus den gewöhnlichen Gemeindeeinkfünften wenigftens 
verzinds, und fodann der Ertrag der Umlagen lediglich zu Tilgung des Capi— 
tald verwendet werden köune. 


6.54 Fortſethung. 

Die Befoldungen der Gemeindefchreiber fcheinen an vielen Orten, die Bü— 
reaufoften beinahe allenthalben einer Reduction zu bedürfen. 

$. 55 Sortfesgung. 

Alte nicht ganz nothwendigen Bauten muß man auf günſtigere Zeiten vers 
fparen. 

$.56. Fortſehung. 

Keine Ausgaben für öffentliche Feſte dürfen Statt finden, ohne vorherige 
Genehmigung der Bezirföbehörden, wenn die Summe nicht mehr als 50 fl. 
beträgt. Alle ftärkeren Ausgaben der Art bedürfen der vorherigen Autoriſa— 
tion der Eönigl. Regierung. 

$. 57. Fortſetzung. 

Die Zahl der in Dienften und Befoldung der Gemeinden ehenden Perſo⸗ 
nen iſt möglichſt zu beſchränken, und namentlich die Aufſicht über die Gemein— 
degebäude, über die Straßenarbeiten und dergleichen, dort wo der Bürger: 
meifter fie nicht felbft beforgen Fann, einem der Adjuncten zu übertragen. 

9.58. Fort ſethung. 


Noch empfangen an einigen Orten die Gemeinden von den Eigen— 
thümern des Viehes Eeinen Pachtzins von den Hirtenhäufern und Weiden. 
Diefer entbehrte Ertrag des Gemeindevermögens ift eine wahre Ausgabe, die 
um jo mehr vermieden werden muß, weil fie gänzlich den Geſetzen zuwider läuft, 
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6.59. For tſethung. 

Eine ähnliche Beſchaffenheit hat es mit den unter die Einwohner ver— 
theilten Gemeindeallmänden. Grundſtücke dieſer Art, welche nicht zu Til— 
gung der Gemeindeſchulden veräußert werden, müſſen verpachtet oder wenig— 
tens die Nugnießer zu Entrichtung eines verhältnißmäßigen Zinfes angehals 
ten werden. 
$. 60. Fortfebung 

Obgleich der Grundfag: daß das in den Gemeindewaldungen gefälfte 
Brandholz bis zu dem fefigefesten Marimum unter die Gemeindeglieder zu 
vertheilen fen, mögfichtt gehandhabt werden muß: fo ift dennoch den Ge: 
meinden, welche mit beträchtlichen Schulden belaftet find, und deren vorzüglich- 
ftes Dermögen in Waldungen befteht, geftattet, die Gaben in der Art zu 
befchränfen , daß nur unter die unvermögendften Einwohner Brandholz ımter 
dem Titel von Unterftübungen vertheilt, der Reft der Ausbeute aus den jähr— 
lichen Schlägen aber bis nach volfendeter Schuldentilgung verfteigert werde. 


$. 61. Fortſethung. 
Die LRocalverhältniffe werden den Gemeinderäthen noch andere Erfpars 
niffe an Handen geben, und die Bezirfsbehörden werden folche nöthigen Falls 


bei Abichluß oder Begurachtung der Biüdjets von Amtswegen fuppliren, insbe: 
fondere aber auf die oben verzeichneten ihre Aufmerkfamkeit richten. 


$. 62.. Die Rüdftände Älterer Ausgleihungsumlagen, 


Es wird fich hiebei auf dasjenige bezogen, was fchon oben über diefen 
Gegenftand ift gefagt worden. 

$. 65. Wegen der Anſprüche an die jenfeitigen Ufer ftaaten 
tritt die Bemerkung bei $. 48 ein. 

$. 64 Die bei hiefiger Kreiscaffe deponirten Steigfchillinge 
werden durch das Kreisintelligenzblatt bekannt gemacht, und es können die 
Gemeinderäthe unmittelbar nach Abfchluß ihres Schuldenftandes die Gläubiger 
bezeichnen, welche zu deren Bezug follen angewiefen werden. 


6.65. Die Veräußerung der noch vorhandenen Gemeinde 
güter 
bleibt das wichtigfte aller Zilgungsmittel. 

Die Gemeinderäthe werden im dieſer Hinficht angewiefen , zuvörderft 
genau den Unterfchied in der Natur der Güter zu beachten, und vor allem die: 
jenigen zum Derfaufe in Vorfchlag zu bringen, welche nur in den Händen von 
Privatleuten zu dem Grade der Cultur gelangen können, deren fie fähig find, 
ferner folhe, welche der Gemeinde einen verhäftnißmäßig geringen oder unre— 
gelmaͤßigen Ertrag abwerfen, oder nicht wohl verpachtet werden Fönnen, oder 
öfterer Reparationen und Unterhalts bedürfen. 

Zu diefer Elaffe gehören ale entbehrlihen Gebäude, die — Wein⸗ 
berge, Weiden, öde Felder, Moräfte-und Brüche, 
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Hingegen Ind Meder und Wiejen nur dann zu veräußern, wenn Fein 
Gigenthum obiger Art vorhanden oder folches unzulänglich ift, Wartung, 
befonders größere, find ohne Noth nicht zu veräußern. 


9. 66. Veräußerung von Gütern, diemehreren Gemeinden 
angehören. 


Sind Weiden oder andere Grundftücde zu veräußern, die mehreren Ge: 
meinden ungetheilt angehören, fo haben die Bezirksbehörden die vorherige 
Theilung mittelft gütliher Vereinbarung der Intereffenten einzuleiten, die Ver: 
theilungsacte zur Genehmigung vorzulegen und die Anftände, welche der Thei- 
lung entgegenftehen, einzuberichten. Die Gemeinden Eöunen fich auch zu ges 
meinfamer Veräußerung folher Güter verftehen, ‚ 


$. 67. Befeitigung der Dienftbarkeiten. 


Gleiches Verfahren ift den Bezirfsbehörden in dem Falle vorgefchrie: 
ben, wo das Eigenthum eines zu veräußernden Grundftüds Einer Gemeinde 
angehört, und eine andere darauf das MWeidrecht oder andere Dienftbarkeiten 
hergebracht hat. Die Aufhebung derlei Dienftbarkfeiten ift wo möglich im Weg 
der Güte zu bewirken, e 


9.68 TZorfbriüde 


Da verſchiedene Gemeinden angehörige Niederungen Torf enthalten, ſo iſt 
bei Veräußerung folher Grundftüde der Bedacht zu nehmen, daß durch die 
Bekanntmachung des Dafeyns diefes Brennmaterials der gehörige Werth er: 
zielt, und daß die Vertheilung ſolcher Gründe in der Art gefhehe, daß der 
Gewinnung des Zorfs Fein Hinderniß, wegen Ableitung des Waſſers und 
fonften, in den Weg gelegt werde. 

Iſt es unbekannt, ob in einem Grundſtücke ſich Torf vorfinde, übrigens 
aber ſolches aus der Lage des Feldes zu vermuthen, fo werden die Bezirköbehör: 
den eine Unterſuchung durch Sachverſtändige veranlaffen. 


.9 Moräfe_ 


Die meiften der den Gemeinden angehörigen Sumpffelder find nur deßhalb 
Moräfte geblieben, weil Feine gut geleiteten Abzugsgräben eröffnet find, oder 
die vorhandenen fich nicht im Zuſtande gehöriger Unterhaltung befinden. Wer: 
den dergleichen Güter im Kleinen verkauft, fo erzeugen fich gewöhnlich unter 
den Theilhabern fo viele Schwierigkeiten über die Durchftiche und Ableitungen, 
daß fie zulegt ganz unterbleiben, und eben die Ausficht auf diefe Schwierigfei: 
ten verhindert bei der Veräußerung, die Güter zu ihrem wahren Werthe zu 
ſteigerun. Wenn daher folhe Gründe zum Verkaufe vorgefchlagen werden, find 
vorher die nöthigen Arbeiten von den Gemeinden fertigen zu laffen; oder we: 
nigftens müffen folhe durch Kunftverftändige aufgenommen, Pläne, Befchreibun: 
gen und Weberfchläge darüber gefertiget, und in den Steigerungsbedingungen 
daß Nöthige zu Sicherung der Ausführung der vorgeſchriebenen Arbeiten ein: 
gerüdt werben. 
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$. 70. Redhte der Pächter. 


Die Rechtsverhältniffe zwifchen den Eteigerern der Gemeindegüter und 
den Pächtern beftimmt das Civilgeſetzbuch, und es ift dasjenige nicht anmwends 
bar, was defihalb bei den Veräußerungen im Jahr 1813 angeordnet ward. 

Der Eintritt der Steigerer in den Genuß nicht verpachteter Güter und 
infonderheit in ſolche, welche unter die Einwohner ald Allmänden vertheilt find, 
it jedes Mat in den Verfteigerungsbedingniffen anzugeben. 


$. 71. Form der Güterveräußerungen. 


Don den Formen, welche bisher bei nachgefuchten Ermächtigungen zu Vers 
äußerungen beobachtet wurden, follen nur diejenigen beibehalten bleiben, welche 
als durchaus weſentlich zu betrachten find. Man fest darüber folgendes feft : 

Die Ermächtigung, Güter veräußern zu dürfen, muß in einer Berathfchla: 
gung des Gemeinderaths nachgefucht werden, welche enthält : 

a) Eine genaue Befchreibung des Guts nad feiner Natur, ob es nämlich 
ein Gebäude, Ader, Wiefe u. f. w. iſt; nach feinem Flächeninhalte in 
Morgen und Aren; nach feiner Lage unter Angabe der gewöhnlichen 
Benennung und des Buchflabens der Section und der Nummer des 
Artikels; nach feiner Begränzung gegen Oft, Welt, Sid und Nord. _ 

b) Die Angabe der Grundfteuer von 1818, jene des Pächters und bes 
jährlichen Pachtzinfes unter Anführung des Pachtactes und der Dauer 

des Pachtes. 

e) Die Schätzung des Kaufwerths durch den Gemeinderath. 

d) Die Angabe, ob das Gut im Ganzen oder nach vorheriger Vertheilung 
in Looſe verſteigert werden ſoll. Nur im letzten Falle iſt es nothwen— 
dig, einen Plan des Feldes beizufügen, auf welchem die einzelnen Looſe 
zu erſehen ſind. 

e) Die Bedingungen der Verſteigerung, wobei beſonders dasjenige zu berück⸗ 
fihtigen ift, was $. 69 vorgefchrieben worden. 

N Die Benennung des Motars, vor welchem die Verfteigerung gefche: 
ben foll. - 

Cs bedarf zum Belege obiger Angaben Feiner Abſchähung durch Erperten 
und Feiner Auszüge aus den Sectionsregiftern, Steuerrolfen und Gemeinderech- 
nungen, fondern es ift der Gemeinderath für die Richtigkeit feiner Angaben 
verantwortlich. 

Die bisher üblich gewefene Angabe des reinen Ertrags und das Gutachten 
des Briedensgerichts über dad commodum et incommodum find nicht weiter 
erforderlich. 


6. 72. Amtspfliht der Bezirfsbehörden. 

Die Bezirfsbehörden haben die Werfleigerungsanträge mit Umſicht zu 
prüfen, die Berathungen,, welche den Verfügungen des $. 71 nicht conform 
find, zur Verbefferung zurückzugeben, und bei Vorlage des Geſuchs ihr umfaf: 
fendes Gutachten infonderheit über die Zwedmäßigkeit der Bedingungen bei: 
jnfügen, 
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$. 73. Vorfhriften für die Notariem 


Der Tag der DVerfteigerungen muß auf Betreiben des verfteigernden No- 
tars wenigftens 14 Tage vorher in dem Kreisintelligenzblatt bekannt gemacht 
werden und die Bedingniſſe eben fo lange auf deffen Schreibftube zu Seders 
manns Einficht deponirt liegen. 


$. 74 Fortfebung. 
Der Zufchlag kann nicht unter dem Abfchäbungspreife gefchehen. 


9.75. Fort ſetzung. 


Die Verſteigerung geſchieht auf Requiſition und in Anweſenheit des Bür— 
germeiſters oder deſſen Adjuncten, und in Gegenwart des Gemeindeeinnehmers. 


$. 76 For tſetzung. 


Das Verſteigerungsprotocoll muß in Urſchrift mit Bericht der Bezirksbe— 
hörde eingeſendet werden, um die Ratification königlicher Regierung zu erhal— 
ten. Die Notare werden dafür Sorge tragen, daß ihre Protocolle leſerlich 
geſchrieben ſeyen und zu Beifügung der Ratification der nöthige Raum ſich 
vorfinde. 

$. 77. For tſetzung. 

Die Gebühren der Notare ſind ausſchließlich ihrer Auslagen für Publica— 
tionskoſten, Stempel und Enregiſtrement, und ausſchließlich der Gebühren für 
die den Partheien zu fertigenden Erpeditionen auf ein halb vom Hundert des 
Erlöfes feſtgeſetzt, wenn diefer nicht mehr als 25,000 Gulden beträgt und auf 
ein Diertheil vom Hundert, wenn der Erlös jene Summe überfleigt. Sie 
find jedoch verbunden, zwei Abfchriften des Verſteigerungsprotocolls auf freiem 
Papiere zugleih mit dem Originalfteigerungsprotocoll an die Bezirksbehörde 
einzufenden, ohhe dafür eine Gebühr verrechnen zu dürfen. Diefe Abfchriften - 
bleiben in den Regiftraturen der königl. Regierung und der Bezirfsbehörde 
deponirt. 

Die den Gemeinden anzufertigenden Haupterpeditionen (grosses) werben 
denfelben auf Koften der Steigerer ausgefertiget, jedoch nur eine für jede 
Steigerung, welche alle Artikel und Steigerer enthält. 


$. 78. Grund, Boden: und Erbzinfen. 


Die Ablöfung der Grund:, Boden: und Erbbeftandszinfen fteht zwar ohne: 
hin den Schuldnern frei, fie verdient aber außerdem durch alle Mittel begünfti: 
get und erleichtert zu werden. 

Es wird in diefer Hinficht feftgefeut, daß die Ablöfung der den Gemein: 
den angehörigen Binfen zu den nämlichen Preifen und Bedingungen Statt finde, 
welche bei der Ablöfung der Domanialgülten beobachtet werden. 

Die Eontracte über folche Ablöfungen müfen die genauen und umftändli: 
chen Berechnungen enthalten, von einem Notar geiertigt, und konigl. Regie⸗ 
rung zur Beſtätigung vorgelegt werden. 
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$. 79. Fort ſetzung. 
Grund: und Erbzinfen, welche die Schuldner nicht loskaufen wollen, kön— 
nen von ven Gemeinden an Dritte mittelft öffentlicher Verſteigerung veräus 
fert werden. 


$. 80. Veräußerung activer Rechte und Dienftbarkfeiten. 


Manche Gemeinden befisen Activrechte und Dienftbarfeiten, deren Entbeh: 
rung ihnen weniger befchwerlich fällt, als Umlagen. Hierher gehören infonder- 
heit Holz und Meidberechtigungen auf fremdem Gigenthume. Können die 
Gemeinden mit diefem Eigenthümer fi über den Loskauf vereinigen, jo Fann 
diefer Erlös als Schuldentilgungsmittel dienen. 


$. 81. Allgemeine Eompenfation. 

Nicht allein dasjenige, was die Gläubiger der Gemeinden benfelben gegen- 
mwärtig fchulden, Fanır gegen einander ausgeglichen werden, wie foldhes oben $. 
19 u. f. bereits angeordnet ift, fondern es werden auch nach der allerhöchiten 
Verordnung die Paflivobligationen der Gemeinden nach ihrem Nennwerthe an 
Zahlungsftatt angenommen, um die Kaufichillinge neuer Veräußerungen zu ent— 
rihten, jo wie beim Verkauf (nicht Losfauf) von Grund:, Boden: und Erbzin: 
fen oder activer Rechte und Dienftbarkeiten, 


V. | 
Umlagen und andere außerordentliche Befteuerum- 
gen für die älteren Gemeindefhulden. 


$. 8: Allgemeine Grundfäbe, 


Wenn nah Erfchöpfung aller bis jest angegebenen Hülfgmittel in einer 
oder der andern Gemeinde noch Schulden übrig bleiben, fo tritt zu deren 
Tilgung die Nothwendigkeit ein, die Gemeindeglieder einer außerordentlichen 
Beſteuerung zu unterwerfen. 

Die Erhöhung der Gemeindeeinfünfte durch außeroͤrdentliche Beſteuerung 
kann auf doppelte Weiſe geſchehen, nämlich durch directe und indirecte Auflagen. 

$. 85. Umlagen.überhaupt. | 

Die directe Befteuerung gefchieht mittelft Umfagen, welche nach dem Ges 
fammtfteuerfuß berechnet werden, wie folches $. 4 für die Umlagen vorgefchries 
ben ift, die zur Tilgung der nenern Kriegsichufden erhoben werden. 

$. 84. Die durch Umfagen zu erhebenden Summen und die Termine 
ifrer Erhebung werden von dem Gemeinderathe beftimmt. Hinfichtfich der 
Form der Assfertigung gelten auch hier die Vorfchriften des $. 10. 


$. 85. Berfhiedene Art der Umlagem 


Die Umlagen Eönnen in der Art angetragen werden, daf die Stenerbaren 
die directen Schuldner der Gemeindegläubiger, und diefe auf jene angewiefen 
werden, Diefe Art gewährt den Gläubigern den Vortheil, daß, indem fich 


- 
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die vermögenden Steuerbaren auch vor Ablauf der beftimmten Termine libe— 
riren, fie früher als fonft zu dem größten Theile ihrer Zahlung gelangen, und 
daß fle der Gefahr überhoben werden, bei unvorhergefehenen Ereigniffen und 
etwaigen neuen Derlegenheiten der Gemeinde nicht in felbige hinein gezogen 
zu werden. Gie gewährt den Gemeinden den Vortheil, daß fie fogleich fich des 
ganzen Schuldengefchäfts entledigen, die Hebungskoften erfparen, und Feinen 
Receffen fih ausſetzen. Sie gewährt den Schuldnern den Vortheil, fich durch 
Anticipation von den Binfen zu befreien, und nöthigen Falls von dem Privat: 
gläubiger Friften zu erhalten, die der Einnehmerknicht fo geftatten Fan. 

Uebrigens nehmen dabei Umlagen die Natur der Repartitionen an, von 
welchen oben gehandelt iſt. 


986 Fortſethung. 


Die andere Gattung der Umlagen ift diejenige, wo jährlich nach einer 
jedesmal auf den neueften Steuerſtand gefertigten Rolle eine gewiffe Sunme 
durch den Einnehmer erhoben, und von diefem an die daranf angewiefenen 


Gläubiger bezahlt wird. 


$. 87, -Beitragspflidhtigfeit zu den Umlagen. 


Die Anftände, welche fi über die Beitragspflichtigkeit zu den Umlagen 
erheben, werden von der Fönigl. Regierung entfchieden, vorbehaltlich des Recurs 
fes an den Staatsrath, 


$. 8. Fort ſetzung. 

Einige Reclamationen der Art find bereits vorgefommen. Hierunter ift 
die der Domänenfäufer,, welche behaupten, zu diefen Umlagen nicht angezogen 
werden zu Eönnen, weil fie ihre Güter von der franzöfifchen Regierung frei 
von allen Schulden, Renten und Hypotheken erfauft haben. Da das Decret 
vom 9. Dendemiaire XIII erklärt, daß die franzöfiiche Regierung den auf 
die veräußerten Domänen fallenden Schufdentheil übernehme, und diefer Ans 
theil auch wirklich an-diefelbe reclamirt wird, fo findet man die Weigerung 
der Domänenfäufer gegründet. Jedoch haben fie die auf ihre übrigen Güter 
und auf ihre Perfonal:, Mobiliar:, Fenſter- und Patentftenerguoten fallen- 
den Beiträge zu entrichten, Ä ! 


6.89 Fortſetzung. 


Andere Zweifel ‚über Beitragspflichtigfeit, worüber die Bezirksbehörden 
angefragt haben, find einzeln zu inftruiren, und wird dann jeder Fall nach 
den befonderen dabei vorkommenden Umftänden feine Entfheidung erhalten, 


90. Detrovie 


Die indireeten Steuern, welche zum Vortheile einer Gemeinde eingeführt 
werden können, find unter dem Namen Octrois:befannt, und die’ Art ihrer 
Einführung durch frühere Verordnungen, infonderheit im Departement Don— 
nersberg durch das Circulär des Präfeeten vom 19, Frimaire XII feftaefebt, 


en 
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Keine Abgabe ift fo vielfältiger Mobdificationen fähig als diefe, und Feine 
mehr geeignet, den Gemeinden eine anfehnliche und geficherte Rente mit dem 
geringft möglichen Drude zu verfchaffen. 


$.91. Fortfebung. 

Man begreift unter dem Ausdrucke Municipaloctroi überhaupt eine zum 
Vortheil einer Gemeinde eingeführte Auflage auf Confumtionsartikel. Dahin 
gehören vorzüglich Getränke, Fleiſch, Holz, Fourrage, Baumaterialien ıc. Es 
ift aber nicht gerade nothmwendig, daß alle diefe Gegenftände der Abgabe unter: 
worfen werden. Getränke und Fleiſch find aber davon nie auszunehmen. Es 
bedarf ferner weder einer Erhebung an den Thoren, noch einer Hausfuchung, 
noch einer Regie, noch einer Berpachtung , befonders wenn nur eine mäßige 
Summe dadurch erhalten werden fol. So Fann man z. B. in den Weinge— 
meinden ein geringes Lagergeld einführen, wobei eine nach dem Herbfte ges 
machte Aufnahme zum Grunde liegt. Den Mesgern, den Wirthen, den Bier: 
brauern, den Brandweinbrennern kann man im Allgemeinen, oder Jedem ins: 
befondere, eine beftimmte Abgabe auflegen. 


VI und VI. 


Ordnung ber Gläubiger von Alteren Gemeinde 
ſchulden. 


$. 92. Da, fo weit es nur möglich iſt, alle Gläubiger befriedigt werden 
folfen, fo kommt es beider Ordnung, in welcher jeder Gläubiger bezahlt werden 
fol, nicht darauf an, ängſtlich einen Rang zu beftimmen, wie er bei einem 
Eolocationgurtheil müffe befolgt werden, und es Eönnen hier Grundfäge der 
Billigkeit Gehör finden, 

Die Gemeinderäthe, indem fle die Reihenfolge der Bezahlungen und die 
Fonds, aus welchen jeder Gläubiger die feinigen erhalten fol, in Antrag 
bringen, werden zwar die Gründe der Billigkeit berücjichtigen , zugleich aber 
darauf bedacht feyn, daß ihnen Feine gegründeten Vorwürfe der Parteilichkeit 
unrechtliher Begünftigung und Zurücfegung gemacht werden können. 

Hauptfählih haben aber die Gemeinden darauf aufmerffam zu feyn, daß 
dort, wo es zweifelhaft feyn Eönnte, ob die Tilgung der Schulden fo bald voll: 
bracht werden könne, jene Gläubiger vorzüglich ihre Befriedigung erhalten, zu 
deren Sicherheit Specialunterpfänder verfchrieben find. | 

Gegenwärtige Inftruction fol durch das Amtsblatt zu allgemeiner Kenntz 
niß gebracht werden, 
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Auszug aus der Verordnung der gemeinfchaftlichen Landesads 
miniftration vom 48. Februar 4815 (Amtsbl. Nro. 31.) 
(Zum $. 6 der Inſtruction.) 


$. 1. Die ſämmtlichen Schulfehrer ohne Unterfchied find von allen aufer: 
ordentlihen Umlagen befreit, welche zu Dedung allgemeiner oder Communal: 
Friegskoften und Kriegsfchulden bisher ausgefchrieben worden find, oder noch 
ausgefchrieben werden, jo weit folche die ihnen zur nöthigen Subfiftenz aus 
dem Schul: oder FKirchenfonde ald Nutznießung überlaffenen Häufer oder Gi: 
ter treffen. 

$. 2. Den Pfarrern fämmtlicher Eonfeffionen fteht eine gleiche Befreiung 
nicht blos für jene Pfarrgüter zu, deren Ertrag in ihre Staatsbefoldung ein: 
gerechnet wird, fondern auch noch weiter für Diejenigen, welche nur mit 50 
Sranfen oder darunter an Grundftener belegt find. | 
95 Diejenigen Pfarrer aber, welche von ihrem, in dem Staatsgehalte 
nicht eingerechneten Pfarrgute ein größeres Stenerguantum entrichten, find ge: 
halten, die auf den Mehrbetrag fallende Concurrenzquote ex propriis zu be: 
zahlen. ; 

$. 4 Der im Gefammtconcurrenzbetrage entftehende Ausfall, welcer 
nach den vorftehenden SS. 1 und 2 vom den Schullehrern und Pfarrern nicht 
erhoben werden darf, foll von dem Ertrage der Kirchengüter (Fabrik), und fo 
weit diefer nicht zureicht, oder wo deſſen Feiner eriftirt, von den Pfarrgenoffen 
der betreffenden Pfarrei, und zwar nach der DVerfchiedenheit des Cultus getras 
gen werden. 

Diefer Ausfall kann da, wo es der Stand der Gemeindecaffe‘ zuläßt, und 
wenn die Gemeinde nicht aus verfchiedenen Religionsgenoſſen befteht, aus der 
Gemeindecaffe ergänzt werden. Wo dies aber der Fall nicht ift, da muß ein 
eigener Austheiler auf die beitragspflichtigen Glieder der betreffenden Kirchen: 
gemeinde verfertigt, und von der Kreisdirection erecutorifch erBlärt werden. 

$. 5. Diejenigen Geiſtlichen und Schultehrer, welche den Anfas ihrer 
Pfarr: nnd Beſoldungsgüter ber früheren Umlagen wirklich aus eigenen Mit: 
teln abzuführen gezwungen waren, dürfen die Rücbezahlung deffelben auf die 
oben‘ erwähnte Art von der Fabrik oder von der betreffende Gemeinde ver: 
langen, welche diefen Erfas ohne meiters zu leiften haben. 


\ 


Hinfihtlih der Behandlung der Schulden der ehemaligen Amtes 
bezirfe gibt die Verfügung der fönigl. Kreisregierung vom 18. 
Febr. 1818, Intelligenzbl. ©. 101, folgenden Nachtrag: 

Zur Vollziehung der Dispofitionen des $. 27 und folgende der Inſtruction 
über die Liquidation und Tilgung der Gemeindefchulden vom 31. December 
v. J. hat man befchloffen, den mit dem erften EFünftigen April eintretenden 
Landcommiffariaten die Liquidation der Schulden nachbenannter ehemaligen 
Aemter zu übertragen, nämlich: 
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Dem Landeommiffariate Zweibrücken, die Liquidation der Schulden 

der Oberämter Zweibrücken und Bliescaftel. | 

Dem Landeommiffariate Pirmafenz, jene des Oberamts Lemberg, der 

Aemter Rodalben und Dahn und des Gerichts MWaldfifchbach. 

5) Dem Landeommiffariate Homburg, jene des Dberamts Homburg, der 
Herrfhaft Randftuhl und des Amts Münchweiler. 

4) Den Landeommiffariate Kaiferslautern, jene des Oberamts Kais 
ferslautern im weiteren Sinn, d. h. inclufive der Unterämter des nänıe 
lichen Oberamts im engeren Sinn, d. h. wozu die Unterämter nicht zu 
concurriren haben, des Oberamts Winnweiler und des Amts Trippftadt. 

5) Dem Landeommiffariate Eufel, jene des Oberamts Lautereden, des 
Amts MWolfftein und der Herrfchaft Reipoltsfirchen. 

6) Dem Landeommiffariate Kirh heim, jene der Aemter Alſenz, Gau⸗ 
grehweiler und Rockenhauſen. 

7) Dem Landceommiffariate Frankenthal, die Liquidation der gemeine 
fhaftlihen Schulden der ehemals gräflih Leiningen = Werterburgifchen 
Orte. 

8) Dem Landeonmiffariate Neuftadt, jene des Oberamts Neuftadt , der 
Aemter Freinsheim, Dürfheim und Deidesheim. 

9) Dem Landcommiffariate Speier, jene des Amts Marientraut. 

10) Dem Landeommiffariate Germersheim, jene des Oberamts Ger: 
mersheim im-allgemeinen und der verfchiedenen Unterämter insbefondere, 
fodann der Aemter Guttenberg und Hachenbach. 

11) Dem Landceommiffariate Bergzabern, jene bes Oberamts Berge 
zabern. | 

12) Dem Landeommiffariate Landau, jene des Oberamts Kirrweiler, der 
Aemter Magdeburg, Altdorf und Haimbach. 

Alle diejenigen, weldhe an die genannten Aemter eine rechtliche Forderung 
machen zu können glanben, welche in die Kategorie derjenigen gehört, bie 
unter die Amtsgemeinden zu vertheilen find, und nach den beftehenden Geſetzen 
nicht etwa gegen die franzöfifche Regierung zu liquidiren war , haben fich im 
dem Zeitraum vom 1. April bis 30. Junius l. J. an die genannten Landcome 
miffariate unter Beobachtung der in der Inftruction vom 51. December v. J. 
vorgefchriebenen Formen zu wenden. 

Am Abend des 50. Junius werden die Protocolle gefchloffen , Beine weites 
ren Eingaben mehr angenommen und nach Anleitung der Inſtruction die weis 
teren DBerhandlungen fortgefebt. 

Wegen der Schulden der Oberämter und Aemter Lichtenberg, Meifenhein 
und Kirchheimbolanden ergehen befondere Entfchließungen. 


1 


— 


2 


— 


In dieſer Nachtragsverfügung iſt alſo zur Anmeldung der 
Forderungen ein ausſchließender Termin yom 1. April bis 30. 
Juni 1818 geſtellt worden, was in der Inſtruction vom 31. Dec. 


Dr. Siebenpfeifter’e 16 
Hantbuch der Verfaſſung :e M. 
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uud in ber Eönigl. Verordnung vom 2. Nov. 1817 nicht gefchehen 
war; indem die im $. 40 der Inſtruction geftellte Friſt bie 1. 
März nur die Einfendung der Kiquidationsverhandlungen betraf, 
und die Gläubiger nicht direct anrief, wie dies auch noch aus 
der Terminsverlängerung vom 48 Febr. ;1818 (Inreligenzbl. ©. 
94) bis 4. Mai erhellt. 


Aus diefem Grunde wahrfcheinlic wurden auch fpäter anges 
‚regte Forderungen noch zugelaffen. 

Gemäß $. 50 der gedachten SInftruction wurden im Sntellis» 
genzblatte (3. B. ©. 29, 1818) verfchiedene Nachweife der den 
Gemeinden überwiejenen Gülte- und Grundzinsrüdftände befannt 
gemadht. 

Noch ift eine Bekanntmachung der Fönigl. Kreisregierung vom 
9. Jänner 4818 (Intelligenzbl. ©. 9) zu erwähnen, welche alfo 
lautet: 

Nachdem die großherzogl. badifhe Regierung ihre Bereitwilligfeit erklärt 
hat, den auf Forderungen Fönigl. Unterthanen an jenfeitige Gemeinden und 
Stiftungen gelegten Befchlag aufzuheben; fo fleht nunmehr nichts mehr im 
Wege, die Forderungen großherzogl. badifcher Unterthanen an diesfeitige Ge— 


meinden bezahlen zu laſſen, und es find diefe auswärtigen Gläubiger den inlän« 
difchen völlig gleich zu behandeln. 


Ebenfo wenig darf die Negierungsverfügung vom 17. Auguft 
1821 (Intelligenzbl. ©. 523) überfehen werben, welche hier folgt: 
Bei Bezahlung der ältern Gemeindefchulden haben fih mehrere Anftände 
ergebin. Die depfalls vorgelegten Fragen werden in Solgendem beantwortet : 


I. 


Die Compenfationen follen nach dem $. 25 der Snftruction vom 31. 
December 1817 der Kreisregierung zur Beflätigung vorgelegt werden. Hier— 
unter find jedoch blos diejenigen zu verftehen, welche zufolge des Decretd vom 
9, Dendemiaire XIII gefertigt wurden, und welchen die Abficht unterliegt, daß 
das daraus refultirende Guthaben der Gläubiger in den Schuldenftand der 
Gemeinde aufgenommen, das Guthaben der Gemeinde aber in ein Verzeichniß 
gebracht werde, welches ald Heberegifter derfelben dienet. 

Nah bereits abgefchloffenem Schuldenftand aber und bei Compenfation 
von Güter: und andern Steigpreifen oder für den Zweck der Schuldentilgung 
erhobenen Umlagen, welche erft nach jenem Abfchluß der Gemeinde gefchuldet 
werden, ift die Compenfation ald eine auf beiderfeitd Flare Rechtstitel gegrüns 


! 
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det und Feine Liquidation durch den Gemeinderath bedürftige, bleſe Rechnungss 
operation zu betrachten. 

Die Compenfation gefchieht in diefem Falle durch eine zwifchen dem Ger 
meindeeinnehmer und dem Gläubiger refpective Schuldner gepflogene Abreche 
nung in doppelter Urfchrift auf Stempelpapier gefertiger und von beiden Thei— 
len unterzeichnet, wird von dem Bürgermeifter als richtig befcheiniget und von 
dem Eönigl. Landcommiffariate vifirt. 

In den Rechnungen kömmt der ganze Betrag der Verfteigerungen und 
Umlagen in Einnahme. Die ebengedachten Abrechnungen gehören zu den Auge 
gabebelegen. \ 

2. Wenn der Gläubiger die Bezahlung nicht in Perſon fondern durch 
einen Bevollmächtigten oder Ceſſionär empfängt, fo müffen Voll macht und 
Geffion in authentiſcher Form beigebradht, und den Quittungen bei— 
gefügt werden, indem fich die Gemeinden der Gefahr verweigerter Anerkennung 
der Unterfchrift eines Privatacts nicht ausfenen dürfen. 

5. MWenn die Gläubiger in der Qualität ad Erben auftreten, müffen 
fie ihre Eigenfchaft als Erben nachweiſen. 

Sind diefe Erben die Kinder oder Enkel des in der fchufdnerifchen Ges 
meinde felbft domizilirt gewefenen Gläubigerd und auch ihresfeits in der Ge—⸗ 
meinde wohnhaft, fo ift zu jenem Bewies der Atteſt des Ortsbürgermeifters 
dinfänglih. In den übrigen Fällen ift ein Gertificat des Notärs. erforderlich, 
bei welchem die Theilungsacten deponirt find. Don dem Beweiſe der Eigen« 
haft als Erben kann in dem Falle Umgang genommen werden, wenn Diejee 
nigen, welche in diefer Eigenfchaft fi ald Glänbiger melden, 

a) von dem Gemeinderath in folcher anerkannt find und 
b) die Schuldurfunden fich in ihren Händen befinden. 

4. Können die Schuldurfunden niht produzirt werden, fo if 
fih, fo lange der Gemeinde ‚eine Eeffion fignifizire ift, mit einer in der Quite 
tung enthaltenen Amortifation jener Urkunden zu begnügen. 

5. Stellen fih Perfonen als Gläubiger dar, welde das Cigenthum ber 
Schuld aus dem Grunde aufprechen, weil ihnen folhes durh Teftament, 
Schenkung oder in einem Theilungsact übertragen worden fey, fo 
haben fie fich mit einem Zeugniß des Notärs, bei welchem ſich die Urfchriften 
jener Acten befinden, auszumweifen, oder mit den Ausfertigungen zu legitimiren. 

6. Werden Schuldurfunden von Dritterm producirt, ohne von 
einer Uebertragung aus irgend einem Rechtstitel begleitet zu fenn, fo find die 
dritten Inhaber der Schuldurfunden an die Gerichte zu verweifen, um contras 
dictorifch mit den in den Schuldverfchreibungen benannten Gläubigern, deren 
Erben und Rechtsinhabern vorerft über das Cigenthum der Schuldforderung 
erfennen zu laffen. 


Uebrigens find, wie ſchon bemerkt, die alten und neuen Ges 
meindefchulden jegt größtentheild getilgt. Neue können nur ents 
ftehen auf Beſchluß der Gemeinde, welcher die Betätigung der 
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fönigl. Kreißregierung bedarf; nur zu vorübergehenden wichtigen 
Zweden, und fofern zugleich die Mittel zur Tilgung angegeben 
find, dürfte eine Anleihe bewilligt werden. 


$. III, Büdget und Rechnungsweſen. 


Nachdem wir nun Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden 
oder den Inhalt ihrer Voranſchläge und Rechnung kennen, wird 
es nicht ſchwer feyn, auch die Form ber letztern zu begreifen, wors 
an fi noch manche hierher gehörige Bemerfung und Erörterung 
anreihen läßt. 

Der Gegenftand ziemlich wird erſchöpft durch Mittheilung der 
Snftruction vom 417. Novemb. 1826 CIntelligenzbl. 1827 Niro. 1), 
welche (jedoch ohne Formularien, die in jeder Gemeinde zu haben 
find) hier vollftändig abgedruckt und mit Noten begleitet wird. 

Da in den verfchiedenen ehemaligen Departementstheilen, die den königl. 
bayerifchen Rheinkreis bilden, von einander abweichende Normen und Regle— 
mentärbeftimmungen über das Gemeinderechnungswefen beftehen, während die 
Gemeindecnratel durch die eingetretenen DBeränderungen in der Organifation 
der Behörden mehrfache Modificationen erlitten hat, fo ift es nothwendig ges 
worden, hierüber allgemeine und gleichförmige DVorfchriften aufzuftellen. 

Zu diefem Behufe wird nachftehende Inſtruction, in welcher zugleich die 
üiber einzelne Gegenftände des Communalhaushaltsı erlaffenen gefeslichen und 
inftructiven Verfügungen zur leichtern Weberficht zufammengefaßt find, bekannt 
gemacht; und haben fih fämmtliche betreffenden Behörden und Gemeindebeans 
ten genan hiernach zu achten. 





Erfter Abſchnitt. 


Bondem Gemeindeeinnehmer, deffen Dienftverhält 
niffen und DObliegenheiten. 


Erfed Gapitel, 
ö Ernennung des Gemeindeeinnehmers. 


6. 1. In den Gemeinden, welche mehr als 9000 fl. (20,000 Fr.) Ein: 
fünfte haben, foll ein befonderer Gemeindeeinnehmer beftehen. 

(Art. 52 des EConfularbefchluffes vom 4, Thermidor X. Jahres.) 

Der Steuereinnehmer beforgt zugleich die Erhebung der Gemeindegefälle 
in jenen Gemeinden feines Amtsbezirfs, deren Ertrag nicht 9000 Gulden 
Aberfteigt. 
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(Art. 1 des Decretd vom 50. Frimaire XIII. Jahres 9 

$. 2. Die Erhebung der Gemeindegefälle in den Gemeinden, welche mehr 
ald 9000 Gulden Einkünfte haben, kann ebenfalls dem Steuereinnehmer über: 
tragen werden, in fofern bei einem eintretenden Erledigunasfalfe diefer Art 
der Gemeinderath darauf anträgt, und dieſe Vereinigung überhaupt für zweck 
mäßig erachtet wird. 

($. 2 der inftructiven Verordnung über die Erhebung und Eintreibung 
der directen Steuern vom 28. Juli 1818; Decret vom 24. Auguſt 1812 Art. 3.) 

$. 2. Der Steuer: und Gemeindeeinnehmer wird durch Befchluß der 
Bönigl. Regierung, welcher der allerhöchften Betätigung unterliegt, ernannt, 

(Allerhöchſte Entfchließung vom 9. Auguft 1818.) 

Die Ernennung der befondern Gemeindeeinnehmer erfolgt auf den von 
dem Gemeinderath zu machenden DBorfchlag dreier Gandidaten, und auf das 
Gutachten des königl. Landcommiſſariats. 

(Decret vum 27. Februar 1811, Art. 2.) 

Die Steuer: ımd Gemeindeeinnehmer haben Beinen Anfpruch auf die Staatd: 
Ddienerpragmatif. | 

(Allerhöchſte Entfcheidung vom 4. April 1823.) 


Zweites Gapitel. 


Stellen, welche mit jener eined Gemeindeeinnehmers 
unvereinbar find. 


$. 4. Kein Individuum darf zu gleicher Zeit zwei Aemter befleiden, wo⸗ 
von das eine ihm die Verbindlichkeit auferlegt, über die Verrichtungen des 
andern eine mittelbare oder unmittelbare Aufficht zu führen. 

(Art. 2 und 5 des Titels II des Geſetzes vom 24. Vendemiaire IN. Jahre.) 

Demnach Eönnen die Bürgermeifter, Adjuncten, Gemeinderäthe Bürgers 
meiftereifchreiber,, Fönigl. Landcommiffariatsactuare und Fünigl. Steuercontrols 
leure nicht zugleich Einnehmer feyn. 

Ebenfo ift die Stelle einer Notärs, eines Richters oder Gerichtsfchreibers, 
eines Anwaltes, eines Rentbeamten und eines Schulfehrers mir jener eines 
Gemeindeeinnehmers unvereinbarlic. 

(Art. 15 des Befchluffes des Generalregierungscommiffäre vom 4 Pluv. 
VI. Jahres, und Verordnung der gemeinfchaftlichen Landesadminiftrationccenie 
miffion vom 10. Juli 1814, 

Die Gemeindeeinnehmer, welche andere vereinbarliche Aemter oder öffent: 
lihe Functionen, insbefondere die Verrechnung non Kirchen: und Stiftungsfon— 
den, übernehmen wollen, haben dies jederzeit der Fönigl. Negierung anzuzeigen. 





#) Wenn die Einfünfte einer Gemeinde fich unter 9000 fl. vermindern, 
fo Fann gleichwohl der befonders beſtellte Gemeindseinnehmer ſeinen Dienft 
fortfegen, und der Stenereinnshmer feinen Anfpruch drauf machen. Decret vom 
28. Mär; 1807, 
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Drittes Sapitel. 
Bürgfchaftsleiftung des Gemeindeeinnehmers. 


$. 5. Der Gemeindeeinnehmer hat vor dem Antritt feines Dienftes eine 
Bürgſchaft zu ftellen, welche entweder : 

a) in baarem Gelde, 

b) In bayerifchen verzinslichen Staatspapieren, oder 

e) in liegenden Gütern 

beftehen kann. 

In den beiden erften Fällen beträgt die Cautionsfumme den zwölften 
Theil der von dem Einnehmer jährlich zu erhebenden gewöhnlihen Ge: 
meindegefälle. 

Die Bürgfchaftsgelder werden in die königl. Staatsfchuldentilgungscaffe 
eingefchoffen , welche diefelbe dem Einnehmer zu fünf vom Hundert verzinfe. 

(Art. 5 Decr. vom 30. Frimaire, KIM. Jahre, en 
vom 14. September 1820 und vom 27. April 1823.) 

Menn die Bürgfchaft in liegenden Gütern geftellt wird, nn der Werth 
derfelben dem Vi ert heil der gewöhnlichen jährlichen Gefälle gleichfommen. 

(Art. 1 der Verordnung der gemeinfchaftlichen Landesadminiftsation vom 
23. Juli 1814, $. 7 der inftr. Verordnung über die ‚Erhebung der directen 
Steuern vom 28. Juli 1818.) 

$.6. Für die augerordentlihen Einnahmen Fann zwar, in der Res 
gel, Peine befondere Gaution gefordert werden ; wenn jedoch noch mehrere Jahre 
fortdauernde, beträchtliche, außerordentliche Einnahmen in den Gemeinden vor: 
kommen, fo hindert nichts, dieſe außerordentlichen Einnahmen als gewöhnliche 
zu betrachten, fohin die Caution verhältuißmäßig zu erhöhen. 

(Regierungsentfchl. vom 18. Nov. 1818.) 

Durch Regierungsrefeript vom 24. Auguſt 1821 iſt diesnäher dahin beftimmt 
worden, daß für die außerordentlichen Einnahmen in folgenden zwei Fällen 
Gautiongleiftung Statt findet: 

1) Wenn die außerordentlihe Einnahme fo lange fortdauert, daß fie als eine 
gewöhnliche erfcheint, 3. B. Güterfleigfhilliinge und Umlagen, die länger 

- als 5jährige Termine haben. 

2) Bei befonderer Größe der außerordentlihen Einnahme, 3. B. Abholzung 
großer Walddiſtricte, große Gutsveräußerungen und dal. kann, wenn 
die Gemeinde es erheifcht, eine befondere Bürgfchaft verlangt werden. 
Diefe Bürgfchaften erlöfchen wieder nach diefem Termin und nach abges 
fchloffener Rechnung. 

$. 7. Die Bürgfchaft in baarem Gelde oder in liegenden Gütern kann, 
unter Beobachtung der gefeslihen Vorfchriften, auch von einem Dritten zum 
Vortheil des Einnehmers geftellt werden. 

Art. 3 der Verordnung vom 23. Juli 1814.) | 
Wenn eine Caution in liegenden Gütern geftellt wurde, haftet der dritte 


Dritter Abfchnitt. — Orts: und Kreisgemeinde. 947 


Bürgfchaftsftelfer für Peine größere Summe, als die Caution im baaren Gelbe 
betragen hätte. 

Regierungsentfehliefung vom 9. Januar 1826.) 

$. 8. Die bei Bürgfchaftsleiftungen in liegenden Gütern einzuhaltenden 
wefentlihen Beftimmungen beftehen : 


1) 
2) 
5) 


4) 


5) 


in dem fummarifchen Beweife über das wirkliche Eigenthum des Cautionge 
ftellers Hinfichtlich der von ihm zu verpfändenden Güter; 

in einem Auszuge der Hppothefenbewahrung über den ESculdenftaud 
ber zu verpfändenden Güter ; 

in der contradictorifchen Abſchätzung derfelben durch gerichtlicy beeidigte 
Erperten; 

in dem Bürgfchaftsacte felbft, Fraft deffen die wirklich dem Gautiongftel« 
ler eigenthümlichen fchuldens und hypothekenfreien und durch beeidigten 
Erperten gehörig abgefchägten Güter für die Sicherheit der refpectiven 
Eaffen ald Unterpfand gegeben werden. Diefem Acte find alle, auf die 
erften Punkte Bezug habenden Beweisſsſtücke nad den gefeglich vorge« 
gefchriebenen Förmlichkeiten beizufügen und anznheften ; 

in der Einfchreibung des Cautionsactes auf dem betreffenden Hppothefen 
burean. 


(Inſtr. Verord. vom 28. Juli 1818, $. 13.) 

In dem Bürgfchaftsacte muß die Cautionsfumme für die Staatscaffe fo 
wie jene für die Gemeindecaffen abgefondert eingetragen werben. 

(Ebendafelbft $. 14.) 

$. 8. Bei Erfüllung der im vorhergehenden $. sub 2 und 4 bemerkten 
Erforderniffe find folgende Puncte zu beobachten : 


1) 


2) 


5) 


In Bezug auf die der Einfchreibung nicht unterworfene, Legalhypothek 
(Art. 2155 des Civilgeſetzbuches) ift ein Zeugniß des Friedensgerichts 
beizubringen, daß Feine Vormundſchaft in dem Bezirke diefes Gerichts 
auf dem Cautionsſteller hafte; oder wäre dies der Ball, fo muß die fric« 
densrichterlihe Befcheinigung befagen, daß aus der fummarifchen Reche 
nungsablage Fein Paffivreceß refultire, und daß das Vermögen des En: 
randen unbedeutend ſey, und nur im fehr ungleihem DBerhältniffe mit 
dem Immobiliarvermögen des Gaventen ftehe; dies ift befonders bei 
Wittwern mit Kindern oder Vätern in gweiter Ehe mit Kindern aus 
erfter Ehe erforderlich. 

Kückfichtlich der zu verpfändenden Güter ift derfelben Identität mit der 
Befchreibung in den Acquiſitionsacten wohl zu prüfen nnd befondere 
Aufmerkſamkeit anzuwenden, wenn diefe Güter aus Partialacquifitionen 
beftehen. 

Eine gleihe Bewandniß hat ed mit der Prüfung der Uebereinftimmung 
der verfchiedenen, auf einander Bezüglichen Acte. Aus dieſer Uebereins 
ftimmung geht wefentfich die Weberzeugung der Sicherheit hervor. 


4) So if es nicht-hinreihend, den Wcquifitionsact des Unterpfandes bei: 


zubringen, fondern es muß auch befien Bezahlung nachgemicfen werden; 
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weil die Acauifition im Falle nichtgeleifteter Zahlung der Refciffion une 
terliegt, und die Unterlafung einer Privilegsinfeription von Seite des 
Verkäufers demfelben hierin nicht präjudieirt; (Art. 2125, 1184, 1654 
des Eivilgefenbuhs auch die Wirkung diefer Acquifitionsauflößung in 
einer ungehinderten Revindication des Gutes ſich äußert. Aus dem 
nänlihen Grunde muß auch geprüft werden, ob die befonderen Acquiſi— 
tionsbedingungen : 3. B. bei Taufch, Erbvertheilung, Donation ıc. von 
dem Erwerber gehörig erfüllt worden find. Bei den einander folgenden 
Acquiſitionen iſt jedoch zumeit hinaufzufteigen nicht nothwendig, weil die 
Befriedigung hierin meift fehr fchwierig, oft nicht möglich ift; da fie 
auf Perfonen zurüdgeht, die Fein Sintereffe an dem Gefchäfte haben 
und zu Productionen nicht angehalten werden Fünnen. Allein das Nächfte 
muß doch gefchehen, denn welche Sicherheit Lönnte eine Verpfändung ge= 
währen, deren Gegenfland den Eaventen frei von der.darauf gelegten 
Bürgfchaft entzogen werden Fönnte ? 


5) Es ift ferner zu unterfuchen, und zwar aus den nämlihen Gründen , 


6) 


ob auf dem nächſten Verkäufer Peine Infeription hafte. Denn jede 
Generalihfeription gegen den Käufer befchlägt in dem Augenblicke des 
Erwerbs das erworbene Gut (Art. 2123 und 2166 des Civilgeſetzbuchs.) 
Sind demnach die nächften Verkäufe nen, fo ift diefe Maßregel durchaus 
zu beobachten; nur bei entfernten Verkäufen Fann man der Vermuthung 
der Freiheit des Gutes Raum geben. Diefe nämliche Vorſicht ift anzu— 
wenden, wenn von ererbten Gütern die Rede ift, und die Erbfchaft 
noch nicht von lange her eröffnet worden. Alsdann müſſen auch gegen 
die Erblaffer Eertificate aus den Hypothekenregiſtern erhoben werden, 
wie gegen die Eaventen felbft. 

Nicht minder ift zu unterfuchen, ob der Ncquifitionsact des Bürgfchafte- 
ſtellers tranferibirt fey; denn ohne diefe Sörmlichkeit Eönnen noch immer 
Inſcriptionen von Schuldtiteln, deren Eriftenz älter, als die durch den 
Schuldner gemachte Veräußerung ift, auf das verkaufte Gut bis zum 
16. Tage der Tranfeription genommen werden (Art. 854 des Civilproce= 
durgefesb.) Daß die Wirkung folder Inferiptionen dem Zwecke der 
Bürgſchaft zerftörlih feyn müſſe, verfteht ſich von felbft. Die nicht 
ranferibirten MNcten müffen demnach der Tranfeription unterliegen, und 
nad dem 15. Zage derfelben ein Auszug des Oppothefenregifters erho— 
ben werden, um fich von der Freiheit derfelben zu verfichern. Diefe 
Sörmlichkeit ift jedoch nur bei Acten erforderlich, deren Datum jünger 
ift, al8 der 31. December 1806. 


(Art. 1041 des Procedurgefebb.) 

(Regierungsentfchließung vom 28. Juli 1818.) 

$. 10. Die von dem Steuer: und Gemeindeeinnehmer in diefer doppelten 
Eigenſchaft geftellte Caution haftet für die Sicherheit der Staats: und Gemein: 
becaffen dergeſtalt, daß fie auch ganz von der Einen in Anfpruch genommen 
werden kann, wenn Die Andere befriedigt iſt. Schuldet der Cinnehmer an beide 
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⸗ 


Caſſen, ſo haͤlt ſich jede an die ihr beſonders geſtellte Cautionsſumme bis zu 
ihrer Befriedigung. Dieſe Verfügung iſt in den Gautionsact ausdrücklich auf: 
zunehmen. 

(Inftructive DBerordnung über die Erhebung der directen Steuern vom 
28. Juli 1818, $. 15.) 

$. ıL. Der Betrag der von dem Gemeindeeinnehmer zu leiftenden Bürg- 
Schaft wird durch ein Gertificat des königl. Randeommiffaria t8 über die jährli- 
hen Einkünfte der Gemeinden des Einnahmsbezirks gemäß den Beftimmungen 
der $$. 6 fund 8 feſtgeſetzt. Hiebei werden die abgefchloffenen Rechnungen der 
legten fünf Fahre zur Grundlage genommen. 

$. 12. Außer diefer Bürgfchaft fteht den Gemeinden ein gefehliches Hy: 
pothefenrecht auf die Güter ihrer Einnehmer zu. 

(Art. 2121 des Eivilgefebbuche.) 

Diefe Hypothek ‚umterliegt jedoch der Sormalität der Inferibirung in die 
Sppothefenbücher. 

(Art. 2154 und 2155 ebendafelbfl.) . 

Die Bürgermeifter und Pönigl. Landeommiffariate haben bafür zu forgen, 
daß diefe Sicherheitämaßregel fowohl bei alfen neu zu ftellenden Bürgfchaften, 
als auch bei den fehon beftehenden,, bei welchen die nfeription zum Vortheil 
der Gemeinden mangelt, beobachtet werde. 

(Regierungsentfchließung vom 10. Mai 1822. Intelligenzbl. Nro. 71.) 

Zur Vereinfachung und Koftenerfparung werden die Oppothefareinfchreis 
dungen zum Wortheil der Gemeinden mit jenen für die Staatscaſſe auf ge: 
meinfchaftliches Anftehen der Eönigl. Randeommiffariate und der königl. Bezirke: 
caffen bewirkt. Die Koften werden zur Hälfte auf die Staatscaffe und zur Hälfte 
auf die Gemeindecaffen übernommen. 

(Regierungsentfchließung vom 22. Det. und 18. Nov. 1823.) 

$. 13. Der Gemeindeeinnehmer, welcher feine Entlaffung nachgefucht hat, 
jener, welcher feiner Stelle entfegt wurde, und deſſen Bürgſchaft nicht von 
der Gemeinde zur Zahlung feines Paffivreceffes in Anfpruch genommen wird, 
fo wie die Erben eines verftorbenen Einnehmers haben, wenn die Bürgfchaft 
in baarem Gelde geftellt wurde, dem Gefuh um Rüderftattung folgende Bes 
lege beizufügen: _ 

Ein von dem Pönigl. Landcommiffariate beftätigtes Zeugniß der Bürger— 
meifter der Gemeinden des Einnahmsbezirks, daß der Rechner feine letzte Rech— 
nung geftellt hat, daß folche definitiv abgefchloffen worden, und daß der Rech» 
ner Beinen Rezeß fchuldig geblieben ift , oder den fchuldig gebliebenen Receß 
an feinen Nachfolger abgetragen hat; umd eine DBefcheinigung des Bezirkes 
gerichtsfchreibers, daß Feine Oppofition gegen die Zurüczahlung der Gaution 
auf der Gerichtsfchreiberei des Bezirksgerichts eingefchrieben ift. Worauf diefe 
Zurüdzahlung durch die Fönigl. Staatsfchuldentilgungscafe erfolgt. 

$. 14. Die Erlaubniß zur Löfchuug der Hppothefareinfchreibung , welche 
auf die zur Bürgſchaft geſtellten liegenden Güter oder in Folge des Art. 2121 
des Eivilgefebbuchs genommen wurde, wird von der königl. Regierung auf ein 
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Geſuch des abgegangenen Einnehmers oder feiner Erben, welchem ein von den 
Bürgermeiftern der Gemeinden des Einnahmsbezirks ausgeftelltes und von dem 
königl. Landeommiffariat beftätigtes Zeugniß des im vorigen $. erwähnten In— 
haltes beigefüget feyn muß, ertheilt. 

Minifterialinftruction vom 20, Nivofe XII. Jahrs.) 

Nach einer Entfcheidung des Finanzminifters vom 26. Sept. 1809 fol zwar 
die Ausſtreichung ſolcher Inſcriptionen auf den Grundeines Notariatsacts 
geſchehen; da aber der Art. 2168 des Civilgeſetzbuches zu dieſem Behufe nur 
die Depofition der Ausfertigung des die Einwilligung enthaltenden authentie 
ſchen Actes erfordert, fo wurde zur Erfparung der Koften die Vorlegung bes 
ermächtigenden Regierungsbefchluffes für hinreichend erklärt. 

(Regierungsverfügung vom 24. Mai 1822.) 

Diefer Beſchluß muß, bevor er dem Hppothefenamt vorgelegt wird, auf 
Koften des Einnehmers für Stempel vifirt und einregiftrirt werden, 


Viertes Capitel. 
Amtsaustritt und Beeidigung des Gemeindeeinnehmers. 


F. 15. Ein neu ernannter Einnehmer kann fein Amt erſt antreten, wenn er 
das von der Eöniglihen Bezirkscaffe wegen richtiger Bürgfchaftsleiftung aus— 
geftellte Zeugniß dem Fönigl. Landcommiffariate vorgezeigt, und von diefer Bes 
hörde eidlich verpflichtet worden ift. Die Einweifung in die Zunctionen gefchieht 
durch das königl. Steuercontrollamt. 

(Inftructive Verordnung vom 28. Juli 1818, $. 12. Organifches Senatuse 
eonfult vom 28. Floreal X Fahre.) 

$. 16. Der Berpflichtungsact muß auf Stempelpapier gefchrieben, und 
- innerhalb der erften 20 Tage nach der Ausfertigung gegen eine fire Gebühr 
von 7 fl. einregiftrirt werden. 

(Gefeb vom 22. Frimaire VII. Jahrs, Tit. X, $. 6, Nro. 4.) 


Fuͤnftes Capitel. 
Holzgebühren und Gehalt des Gemeindeeinnehmers, 


$. 17. 1) Das Decret vom 30. Brümaire XIII beftimmt, daß die Einnehmer 
jener Gemeinden, welche weniger als 20,000 Fr. Einkünfte haben, von 
der Einnahme, den Ertrag des Dctroi mitbegriffen, jedoch nach Abzug 
der Gemeindezulagscentimen und des Behntels der Gewerbfteuer, eine 
Hebgebühr (Nemife, Nachlaß, Zählgeld) beziehen follen, welche auf den 
Dorfchlag des Gemeinderaths und auf das Gutachten des Unterpräfecten 
von dem Präfecten des Departements feftgefeht werden foll. 
Art. 2 und 7a. a. O.) 
Diefem Decret zufolge wurden die Hebgebühren der Gemeindeein- 
nehmer in allen vorhin bezeichneten Gemeinden des Departements Dons 
nereberg auf 4 vom Hundert von der Zotaleinnahme, nach Abzug ber 
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eben bemerften Artikel, fo mie der Rezeſſe vorhergehender Rechner 
feitgefest. 
Befchl. des Präf. vom 3. Therm. Jahr XIII.) 

2) Eine Ausnahme hievon fand in Anfehung jener Gemeindeeinnehmer Statt, 
welche in Gemäßheit des Art. 35 des Gefenes vom 11. rim. Jahr VI 
angeftellt worden waren; indem diefe nach dem Art. 41 diefes Geſehes 
einen von der Munizipalverwaltung zu beftimmenden und von der Depar— 
tementsverwaltung zu genehmigenden, firen Gehalt zu beziehen hatten. 

3) Nach dem Decret vom 24 Auguſt 1812 follen die Einnehmer der Ges: 
meinden, welche 10,000 Sr. und darüber jährlihe Einkünfte haben, Ges 
halte beziehen,. weiche folgende Verhältniſſe nicht überfchreiten dürfen: 

In den Gemeinden, welche mehr als 10,000 Er. jährlich. Einkünfte 
haben, und deren Einnahme dem Steuereinnehmer übertragen ift, hat 
der Einnehmer 4 vom Hundert der erften 20,000 Sr. der gewöhnli— 
hen Einnahmen zu beziehen. 

In den Gemeinden, in welchen ein befonderer Einnehmer befteltt ift, 
hat derfelbe 5 vom Hundert der erften 20,000 Er. gewöhnlicher Einnah— 
men zu beziehen. In allen Gemeinden wird von den Einnahmen über 
20,000 Er. 1 vom Hundert bewilligt. Diefe Tarife geben jedoch nur 
das Marimum der Gehalte an. 

$. 18. Diefe gefeglichen Beftimmungen haben feither folgende Abänderuns 
gen erlitten: | 

a) Die Erhebung der Gebühren für die Impfung der Schubpoden ges 
ſchieht unentgeltlich. 

(Regierungsverf. vom 4. Oct. 1816.) 

Eben fo die Erhebung der Beiträge der Gemeinden eines Cantons 
zu den Berificationgfoftender Eivilftandsregifter. 

(Regierungsverf. vom 18. März 1818 Intelligenzbl. Nro. 26.) 

b) Für alle Erhebungen, welche die Einnehmer an Schulgeldern, nah 
der Lifte der Ortsfchulcommifjionen oder auf befondere Umfagen, für 
Lehrergehalte oder Gehaltzulagen auf. den Grund fonftiger Rechstitel zu 
machen haben, beziehen fie 5 pEt. von der wirklihen Cinnahme, mit 
Ausſchluß der unerhebbaren Ausftände, 

- (Regierungsentfchließung vom 12. Auguft 1825 Amtsbl. St. IV,) 

€) Bon folgenden außerordentlihen Cinnahmen werden ebenfalls 2 
pEt., von allen übrigen aber Feine Hebgebühren bewilliget: Won Gü— 
terfteig: und Kauffchillingen, Umlagen und außerordentlichen Holzfchlägen 
ohne Unterfchied des Zwecks, für welchen dergleichen außerordentliche 
Einnahmen Statt finden. 

(Regierungsbefchlüe vom 27. Januar 1819 Intelligenzbl. Nro. 9, Beis 
lage, vom 5. und 31. Oct. 1821.) 

Bon den durch Eompenfation eingehenden Güterfteigfchillingen be 
siehen die Einnehemr die nämlihen Remiſen, welche ihnen für die baare Erhee 
dung derfelben Natur durch die Entfchließung vom 27. Januar 1819 zugefichert find. 
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An den Orten, wo der Einnehmer (in Folge des oben $. 17 Nro. 2 aus 
geführten Gefeges vom 11. rim. Jahr VID einen firen Gehalt ftatt Remifen 
bezieht, kann derfelbe ftreng genommen Feine befondere Vergütung für die Erhebung 
der Güterfteigfchillinge, diefelbe mag baar oder mittelft Compenfation gefchehen, 
anfprechen. Wo jedoch diefe außerordentliche Eihnahme von fo großer Bedeutung 
wäre, daß dem Einnehmer billiger Weife nicht zugemuthet werden Pönnte, folche 
ohne befondere Remuneration zu bewirken, behält fich die Fönigl. Regierung 
vor, auf den Antrag des Gemeinderaths eine Gratification zu bewilligen, 

(Regierungsentfchließung vom 19. Juli 1820 und vom 31. Oct. 1823.) 

Wenn zur Bezahlung der Grundfteuer der Gemeinde von ihren in Genuß 
an die einzelnen vertheilten, jedoch nicht eigenthümlich übertragenen Allmänd- 
gütern, Umlagen auf diefe einzelnen Nusnießen Statt finden, wird dem 
Gemeindeeinnehmer für diefe befondere, meiftens mühevolle Erhebung die ge: 
wöhnlihe Hebgebühr zu 4 pEt. bewilligt, und in der Heblifte mit ausgefchla= 
gen. Solche hört jedoch mit dem Augenblide auf, wo jene nutznießliche in eine 
eigenthümliche Wertheilung übergeht, in deren Folge die einzelnen Loofe in 
den Sectionsbüchern und Mutterrolfen umgefchrieben werden, die Steuerbeträge 
alfo nicht mehr von der Gemeinde, fondern durch den Einnehmer ald Steuer: 
heber direct von den Particularen gegen Bezug der gewöhnlichen Steuerremi- 
fen zu erheben find. 

(Regierungsentichließung vom 25. Febr, 1825.) 

Als außerordentlihe Holzſchläge ſollen nur ſolche außerordentliche 
Hiebe betrachtet werden, durch welche ein Theil des Capitalvermögens der Ge— 
meinde verfchwindet; demnach nur dann, wenn: 

1) Walddiſtricte, ohne Unterfchied der Größe, ganz abgetrieben und die 
Flächen urbar gemacht werden; 
2) Hochmwaldungen in Niederwaldungen verwandelt werden. 

Bon allen übrigen Hieben und namentlich bloßen Vorgriffen in den Jah— 
reöhieben follen wie früher 4 pCt. Hebgebühren bewilligt werden. 

(Regierungsentfchließung vom 12. März 1823.) 

$. 19. Bon den Cinnahmsausftänden werden die Hebgebühren erft 
in dem Jahre paffirt, wo erftere eingegangen find, und zwar mit den, nach 
der Natur der betreffenden Einnahme flattfindenden Procenten. 

(Regierungsentfchließung vom 14. Auguft 1825, Art. 6, Intelligenzblatt 
Nro. 217.) *) 





*) Diefe Verfügung lautet wörtlich alfo: J 

Aus den Gemeinderechnungen hat man erſehen, daß die meiſten Ge— 
RENDITEN die Hebgebühren von der ganzen Sahreseinnahme bei Stel: 
lung ihrer Rechnungen berechnen und den ganzen Betrag derfelben ohne Rück— 
fiht auf die oft bedeutenden Cinnahmsausftände in Ausgabe ftellen; welches 
Verfahren bisher auch von mehreren Landcommiffariaten bei dem Abfchluß 
der Rechnungen gebilligt worden ifl. . 

Da hiedurd die Einnehmer Hebgebühren beziehen, welche ihnen zur Zeit 
noch nicht gebühren, und für die Gemeinden daraus Nachtheile entftehen kön— 
nen, fo fieht die unterzeichnete Landesftelle (Fönigl, Regierung des Rhein— 
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$. 20. Der Einnehmer fol die ihm, nach Verhäftniß der gemachten Ein: 
nahmen, zukommenden Hebgebühren monatlich aus der Eaffe nehmen. Daſſelbe 
gilt von dem jährlichen firen Gehalte. 


Sech stes Gapitel. 
Caſſe des Gemeindeeinnehmers. | 


$. 21. Der Gemeindeeinnehmer muß bei Strafe der Dienftentlaffung eine 
befondere Eaffe für feine Gemeindeeinnahmen halten. 

($. 33 der inftructiven Verordnung über die Eintreibung der Steuern vom 
28, Juli 1818.) 


$. 22. Im Falle er auch mit der Erhebung auderer Gelder, z. B. Ge: 
meindefriegsgelder , Cantonal: und Brandaffecuranzgelder u. f. mw. beauftragt 
ift, hat er auch für diefe eine befondere Caſſe zu halten, und die Geldbeftände 
diefer verfihiedenen Eaffen forgfältig getrennt zu bewahren. 


($. 15 der inftructiven Verordnung für bie königl. Steuercontrollämter 
vom 28. Juli 1818.) 


$. 23. Der Cinnehmer darf bei Strafe der Eutlaffung mit Gemeindes 
oder Gemeindefriegsgeldern Eeine Steuerabführungen machen, oder Steuergels 
der zur Beftreitung von Gemeinde- oder Gemeindefriegsausgaben verwenden. 

($. 34. der inftructiven Verordnung über die Eintreibung der Steuern 
vom 18. Inli 1818.) 

Es ift ihm ebenfalls verboten, ohne höhere Ermächtigung Gemeindefriegs: 
gelder zur Beftreitung von Gemeindeausgaben, oder Gemeindegelder zu Bezah— 





—— Kammer des Innern) ſich veranlaßt, folgende Beſtimmungen zu 
treffen 

1) Die Gemeindeeinnehmer haben bei Stellung ihrer Rechnungen die 
Hebgebühren von der ganzen Yahreseinnahme zu berechnen , diefelbe in deu 
Rechnungen zu bemerken, davon die Remiſen von der Ausftandsjumme in Abs 
zug au bringen und nur die Reſtſummen als Berrag der Hebgebühren von der 
wirklich gemachten Einnahme zu verausgabeu. . 

8 —ER iſt ein nach Einnahmsgegenſtänden detaillirtes Ausſtands— 

erzeichniß beizufüge. en 

5) Die Einnehmer dürfen nicht unterlaffen ihre Ausſtände in den Rech: 
nungen anzugeben, widrigensfalts fie ihnen perſönlich zur Laſt fallen. Ä 

4) Es verſteht fih jedoch vom felbft, daß die ausgabliche Verrechnung der: 
felben, den bisherigen Beſtimmungen gemäß, überhaupt nur dann Start finden 
kann, wenn ſich die Einnehmer über die rechtzeitigen und vorfchriftsmäßigen 
Verfolgungen ausgewiefen haben. — 

5) Die Einnahmsausſtände find jederzeit in der folgenden Rechnung in 
außerordentlicher Einnahme mit der Rubrik „Ausſtände des Jahres.....‘ 
und unter Anlage des Verzeichniffes vorzurragen. 

6) Die Hebgebühren von den Ausftinden werden ausgablich erft in dem 
Jahre paffirt, wo fie eingegangen find, und zwar mit den nad) Natur der res 
ſpectiven Ginnahme ihnen zufommenden Prozenten. 

7) Die fönigl. Landcommiſſariate werden bei dem Abfchluß der Gemeinde: 
rehnungen darauf fehen, daß gegenwärtige Verfügung befolgt werde, 
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ung von Gemeindekriegsſchulden und anderen, dem Gemeindevermoͤgen fremden, 
Ausgaben zu verwenden. | 
(Eonfularbefhluß vom 17. Brum. IX. Jahres Art. 58.) 


Siebentes Capitel. 
Zages oder Caſſebuch des Gemeindeeinnehmers. 


$. 24. Der Einnehmer muß für jede Gemeinde feines Einnahmsbezirks, 
fo gering auch die Einnahme fey, ein von dem königl. Landcommiffariat nume— 
rirtes und paraphirtes Tage: oder Eaffebucd Journal; Formular ID) auf 
Stempelpapier führen, in welches er Tag für Tag jede einzelne Einnahme 
und Ausgabe, die er für die Gemeinde gemacht hat, genau einfchreibt. 

(Geſetz vom 15. Brum. VII Befchluß des SI. Regierungscommiffärg vom 14- 
Frim. IX. Jahrs. Im Art. 28, Regierungsverfügung vom 6. Juni 1818. In— 
fiructive Verordnung über die Eintreibung der Steuern vom 28. Jsni 1818, 
$. 31. Regierungsverfügung vom 17. Decemb. 1825 Intelligenzbl. Pro. 391.) 


Wenn der Einnehmer zugleich Gemeindefriegs: und andere Gelder zu ers 
heben hat, fo muß er für diefelben ein ähnliches Tagebuch führen. 

(Regierungsverfügung vom 15. April 1818. Intelligenzbl. Nr. 34.) 

Das Tagebuch muß addirt, und es müſſen die Additionsbeträge auf jeder . 
Seite übertragen werden. 

Die Koften ded Stempel und Cinbands werden aus der Gemeindecaffe 
und zwar aus dem für Kanzleifoften im Büdget bewilligten Eredit und refpec« 
tive aus der Gemeindefriegscaffe Übeftritten. 

(Inſtruction des Präfecten vom 26. October 1807 und 18. Juli 1808. In— 
ftructive Verordnung über die Erhebung der directen Steuern vom 28. Juli 
1818, $. 32.) 

$. 25. Der Einnehmer Fann aus dem. einzigen Grunde entlaffen werden, 
daß er Fein Tagebuch oder diefes mit wefentlichen Gebrechen gegen die Vor— 
chriften geführt hat. 

(Inſtructive Verordnung über die Erhebung der directen Steuern vom 
28. Juli 1818, $. 30.) 

9%. Bor dem erften Januar. eines jeden Jahres fol der Gemeindeein« 
nehmer fein für bdiefes Jahr neu anzufangendes Tagebuch zum Numeriren 
nnd Paraphiren dem Fönigl. Landeommiffariate vorlegen. 

$. 27. Er muß diefes Tagebuch auf Verlangen dem Bürgermeifter, Steuer= 
eontrolfeur, Bönigl. Randcommiffariat, der Fünigl. Regierung oder dem Delegir: 
ten der beiden Kestern, fo wie den Fönigl. Domänenbeamten vorzeigen. 

(Decret vom 4. Meffidor, Jahr XIII. Inſtructive Verordnung über die 
Eintreibung der Steuern vom 28. Juli 1818, $. 44.) 

$. 283. Der Bürgermeifter am. Wohnfise des Cinnehmers muß deffen 
Journal alle 15 Tage in Zahlen und Worten abfchließen (Form. Ziff. 2) und 
eben fo den Betrag der Einnahme und Ausgabe angeben. 

(Inſtructive Verordnung über die Erhebung der Steuern vom 8. Juli 


% 
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1818, $. 44. Regierungsverfügung vom 9. November 1821, Intelligenzblatt 
Nro. 127.) 

$. 29. In das Tagebuch müffen alle Einnahmen und Ausgaben , welche 
ſowohl im Laufe des NRechnungsjahres, als nachher, und bis zum Tage der 
Rehnungsftelung für das Rehnungsjahr gemacht wurden, Tag für Tag ein— 
getragen werden. 

Eben fo müffen die autorifirten_vorfchußweifen Zahlungen, welche der Ein- 
nehmer im Laufe des Jahres gemacht hat, eingetragen werden. Es verftehi 
ih von felbft, daß der Betrag einer Heblifte nicht im Ganzen und unter 
einer Pofition in das Zagebuc einzutragen ift; eine derartige Verbuchung 
mürde auch die Folge haben, daß allenfallfige Ausftände von jenem Betrage 
dem Einnehmer nicht mehr zugut gerechnet, fondern als Privarfache ihm über: 
laſſen werden würden. 

$. 50. So bad die Rechnung gefteltt ift, ſoll das Tagebuch abgefchloffen 
und das Mefultat diefes Abſchluſſes, welches nach Abzug der alfenfallfigen, 
vorfhußmweifen Zahlungen mit dem der Rechuung übereinftimmen muß, in das 
Tagebuch des folgenden Jahres übertragen werden. 

Zu gleicher Zeit gefchieht auch die Uebertragung der in Abzug gebrachten 
vorfhußmeifen Zahlungen detaillirt in das Tagebuch des neuen Dienftjahrs. 

Diefes Verfahren dient dem Rechner zur eigenen Gontroffe; es überzeugt 
ihn, wenn die beiden Refultate mit einander tibereinftimmen, von der Richtige 
keit feiner Rechnung und auch von der richtigen Addition der Cinnahmsbelege, 
deren Beträge in der Rechnung fummarifch, in dem Tagebuch aber fpeciell 
einzutragen find. 

Die Einnahmen, welche nach der Stellung der Rechnung von Ausftänden 
gemacht werden, die in bderfelben als momentan unerhebbar angegeben find, 
werden in dad Tagebuch des neuen Rechnungsjahres eingetragen. 


Achtes Capitel. 

Numeriren, Fasciculiren und Heften der Einnahms⸗ und 

Ausgabsbelege. 

$. 31. Die Einnahmsbelege find, nach Gegenſtänden abgetheilt, in Fasci— 
fel zufanımen zu legen. Jede Zahlungsanweifung ift mit dem Nunmer des 
Zagebuchs zu verfehen, unter der die Ausgabe in demfelben eingetragen ift. 
Die Zahlungsanweifungen find mit den dazu gehörigen Belegen der Nummern: 
folge nach zufammen zu legen, zu heften, oder mit Papierumfchlägen zu vers 


fehen. Die Beobachtung diefer Ordnung iſt zur — Ueberſicht und zur 
Prüfung des Tagebuchs nöthig. 


Neuntes Saypiterl 
Befondere Regifter der Einnahme. 


$. 32. Der Bürgermeifter fol dem Gemeindeeinehmer jedes Jahr vor 
dem erften Ianuar für jede Gemeinde ein befonderes, auf ungeftempeltem Pa: 
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pier gefertigtes Regiſter der im Laufe des künftigen Jahres iu 
der Gemeinde zu machenden Einnahmen zuſtellen. In dieſem Regi— 
ſter, an deſſen rechtzeitiger Einhändigung dem Einnehmer ſelbſt beſonders gele— 
gen ſeyn muß, muß für jeden Einnahmsartikel des Budgets der zur Einſchrei— 
bung nöthige Raum gelaſſen werden. Die Einnahmsartikel ſollen in demſelben 
in der nämlichen Ordnung eingetragen werden, in der ſie im Budget auf ein— 
ander folgen. 

$. 35. Im Laufe des Jahres muß der Bürgermeiſter überhaupt alle Ein: 
nahmsartifel, welche im Anfange unbekannt oder ungewiß warem, oder eine 
Veränderung erlitten haben, in das angeführte Regifter eintragen ; fo 3. B. 
fhreibt er den Betrag einer Güterverpachtung, wovon der Beſtand im vor: 
hergehenden Jahre zu Ende gegangen ift, und der erft im laufenden Rec: 
nungsjahre erneuert wurde, erft nachdem die neue Verpachtung aefchehen iff, 
ein. Er fchreibt den Erlös von Holz, welches im Laufe des Jahres veräußert 
wurde, nach gefchehenem Verkaufe ein. 

Die außerordentlihen Einnahmen werden auf diefelbe Weife in das näm- 
fihe :Regifter eingetragen. Zu diefem Behufe hat der Cinnehmer das Ein: 
nahmsregifter dem Bürgermeifter zur jedesmaligen Vervoltftändigung auszuliefern. 

Bei unbedeuteuden Einnahmen oder folchen, die Feinen Verzug leiden, iff 
es hinreichend, daß der Bürgermeifter eine; fchriftlihe Anmweifung über die zu 
machende Erhebung ausſtellt; jedoch muß die Eintragung in das Negifter nad: 
geholt werden. | 

(Inſtruction des Präfecten des Departements vom Donnersberg vom 21. 
Auguft 1809.) 

$. 34. Der Bürgermeifter hat bei jedem Artikel: die DBefchaffenheit der 
Einnahme, wie fie im Budget bezeichnet ift, zu bemerken, und die Cintragung 
mit folgenden Angaben zu machen: 

a) Antheilander Gewerbfteuer. 

1) Das Datum des Schreibens, durch welches der, der Gemeinde zufons 

mende Antheil angezeigt wurde. | 

2) Der Betrag diefes Antheile. 

b) Schadenerfag von Waldfreveln. 

1) Das Datum des Auszugs aus dem Protocoll des Friedensgerichtes, 

2) der Name des Schulders, 3) der Betrag des Schadenerfages. 

e) Gemeindegebäude, Feldgüter, Detroi, Hallen, Jagden, 
Sifherei, Schaafweide, und überhaupt alle Einfünfte, 
deren Gegenftände verpacdtet find: 

1) Das Datum des Derpachtungsactes, 2) die Bezeichnung des verpach— 

teten Gegenftandes, 3) der Name eines jeden Pächtere, 4) der 
Tag des Anfangs und des Endes eines jeden Beſtandes, 5) der 
Tag der Verfalfzeit und 4) der Betrag des jährlichen Mieth- und 
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1») Das Datum bes Vertheilungsactes, 2) der Tag des Anfangs und 
des Endes vom Genufe, 3) der Tag der Verfallzeit, und 4) der 
ganze Betrag der Auflage. 

») Verkauf von Gras, Ohmet, Früchten, Obft, Holz und 
überhaupt alle Einnahmen, deren Gegenſtände durd 
Verfteigerung oder aus der Hand verkauft werden. 

1) Dos Darum des Werkaufactes, 2) die Bezeichnung des Gegen» 
ftandes, 5) der Name eines jeden Steigerers, 4) der Zag der Der: 
falfzeit und 5) der Betrag des Kaufpreifes. 

dr Auflage auf Gabholz. 

1) Das Datum des Vertheilungsactes, 2) der Tag der Verfallzeit und 
3) der Betrag des jährlichen Zinſes. 

ed? Grund: und Erbzinfen. 

1) Der Name eines jeden Schuldners, 2) die Bezeichnung des Grunde 
ſtückes, auf welchem der Zins haftet, 5) der Tag der Verfallzeit und 
4) der Betrag des Actes. j 

b) Zinfen von GCapitalien. 

1) Name eines jeden Schuldnerg, 2) Betrag des Capitals, 3) Bezeichnung 
und Datum der Schuldurkunde, 4) Tag der Verfallzeit und 5) Bes 

trag des jährlichen Zinſes. 

‚HH Meß-, Aih: und Wagegebühren, Vermiethung von 
Plätzen auf Märkten und Meffen, DOctroiund übers 
haupt alle Einkünfte, deren Erhebung einer Regie 
anvertraut ift. 

ı) Der Name des Angeftellten, welcher mit der Erhekung der betreffenden 
Gebühren beauftragt ift, 2) die Epoche, binnen welcher die einzufchies 
Benden Gebühren erhoben worden find, 3) das Datum des Border 
reau, welches der befondere Erheber eingehändigt hat, und 4) der 
Betrag der Einnahmen zu Folge eines jeden Bordereau. 

%k) Bürgereinzugsgeld, 

1) Datum der Genehmigung der Bürgerannahme, 2) Behörde, melde 
die Genehmigung ertheilt hat, 3) Name des Schuldner!, 4) zu entriche 
tender Betrag. 

I) Abgabe von Öffentlihen Belnftigungen. 

1) Name desjenigen, der diefe öffentliche Beluftigung hält, 2) Datum, 
unter welchem diefelbe Statt findet, 5) Betrag der Abgabe, 

m) Zufällige Einnahmen. 

So wie fid) eine folche Einnahme ereignet, hat der Bürgermeifter 1) die 
Bezeichuung und das Datum der Beweidfchrift, 2) den Gegens 
fand der Einnahme, 3) den Namen des Schuldners, 4) den Tag der 
Verfallzeit und 5) den Betrag der Einnahme einzutragen. 

») Auflagen für den Gchaltder Feldſchühen und anderer 
Angeftellten, die Koften der Unterhaltung des Zaffer 
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viehes und andere Ausgaben, welche von den Einwoh— 
nern beffritten werden müſſen. 

1) Die Bezeichnung des Gegenftandes der befondern Erhebung, das Datum 

der Voltziehbarerklärung und 5) der ganze Betrag der Erhebungstifte, 

$. 35. Es dient dent Gemeindeeinnehmer zur leichtern und pünktlichern 

Geſchäftsführung, außer den angeführten Regiftern noch weiter ein Einnahme: 

manual (Sommier) nach dem Formular, Ziffer III, für jede Gemeinde 

feines Einnahmsbezirks zu führen, indem dadurch die genaue Nachweifung feiner 

Soll: und wirklihen Einnahmen, fo wie des Standes der Schuldigkfeiten der 
einzelnen Debenten, erzielt wird. 

Man empfielht: daher, befonders den Einnehmern größerer Gemeinden, die 
Anlegung diefer Manualien um fo mehr, ald dabei die, außerdem zweckmäßige, 
Vormerkung der Einnahmen auf den Belegen unterbleiben kann. 

(Regierumgsentichließung vom 50. Juni 1824.) 

Diefe Bücher dürfen auf ungeftempeltem Papier geführt werden. 

(Inftruction des Generaldirectord der Domänen vom 17. October 1809, 
Art. 9. Minirterialenticheidung vom 19, Mai 1813, Art. 2.) 

$. 36. Der Einnehmer foil in diefes Manual die fämmtlihen Schuldner 
der Gemeinde in alphaberifcher Ordnung eintragen, und bei jedem fo viel 
. Raum laffen, daß die Beträge, welche er im Laufe des Jahres noch fchuldig 
werden dürfte, eingetragen werden können. 

Jede Zahlung ſoll er fogleich darin vormerken, 


Zehntes Capitel. 
Beſondere Regiſter der Ausgaben. 

$. 57. Der Gemeindeeinnehmer ſoll außer feinem Tagebuch ($. 24 bis 
30) ein befonderes Regifter der Ausgaben einer jeden Gemeinde 
auf ungeftempeltem Papiere führen (Formular IV.) 

$. 58. Er muß jedem Ausgabsartifel des Budgets eine oder mehrere 
Seiten widmen, je nachdem die Befchaffenheit der Ausgabe mehr oder weniger 
einzelne Zahlungen veranlaßt. | 

Die Ausgabsartifel werden in der nämlichen Ordnung eingetragen, in 
welcher fie in dem Budget aufeinander folgen. 

Auf jeder Seite wird oben die Befchaffenheit der MARIAN wie fie im 
Budget angegeben ift, eingefchrieben. 

(Juſtr. des Präfecten des Departements Donnersb. von 21. Yuguft 1809,) 


Elftes Capitel. 
Allgemeine Verbindlichfeiten des Gemeindeeinnehmers. 


$. 59. Die Gemeindeeinnehmer find im allgemeinen den gefenlichen Be— 
fimmungen unterworfen, welche die Verrechner öffentlicher Gelder und deren 
Verantwortlichkeit betreffen. 

(Befchluß vom 10, Vend., Sahres XI, Art. 5.) 
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$. 0. Die Einnehmer find gehalten, im Umfange ihres Amtsbezirks und 
zwar in derjenigen Gemeinde zu wohnen, welche ihnen die Regierung Jange: 
wiefen hat. 

(Miniſterielle Inſtr. vom 7. Therm. Jahrs XT. Inſtr. Verord. über die 
Erhebting der Steuern vom 28. Juli 1818 $. 19.) 

Unter Wohnfig eines Einnehmers ift der Ort oder die Gemeinde zu ver: 
ftehen, wo ſich derfelbe mit feiner Familie häuslich niedergelaffen hat. 

(Allerh. Refer. vom 31. März 1820. Regierungsentfchl. vom 15. April 
18%. Intelligenzbl. Nro. 32.) 


$. 41. Es ift den Einnehmern ausdrücklich unterfagt, ohne Billigung der 
Regierung den ihnen angewiefenen Wohnort zu verändern. 
(Präf. Beſchlüſſe v. 8. März und 24. Nov. 1806. Inſtr. Verord. $. 20.) 


$. 42. Wegen der nur mit höherer Erlaubniß Statt findenden momentanen 
Entfernung eines Einnehmers aus feinem Wohnorte oder Amtsbezirfe wird 
auf den $. 21 der infructiven Verordnung vom 28, Juli 1818 verwiefen. _ 

$. 45. Kein Einnehmer darf für feine Stelle ein anderes Individuum 
fubftituiren, und fi einen Theil der mit demfelben verbundenen Emolumente 
vorbehalten. 

(Entfcheidung des Finanzminifters vom 7. Therm. XI. Inſtr. Verord. vom 
3. Juli 1818, $. 22.) 

Doch kann er fih in feinen Amtsverrichtungen durch einen Gehülfen nad) 
feiner Wahl unterflügen laffen, für weldhen er aber verantwortlich bleibt. 
Solche Gehülfen dürfen aber Peine Quittungen unterzeichnen. 

(Entfcheidung des Präfecten vom 22. Sept. 1807. Inſtr. Verord. vom 
28. Juli 1818, $. 22.) 

$. 44. Der Gemeindeeinnehmer ift verbunden, über jede Zahlung Quittung 
ju ertheilen. Die Quittungen, welche den Betrag von 4 fl. 40 Er. (10 $r.) 
nicht überfteigen, find vom Stempel frei, wenn die Sahlung nicht eine ab: 
ſchläglche, oder eine endliche auf eine flärfere Summe als 4 fl. 40 Er. ift, 

Jede Quittung über eine höhere Summe ift dem Stempel unterworfen, 
infofern nicht die Erhebung auf eine erecutorifch erflärte Lifte von Umlagen ge: 
fhieht, in welchem Falle die Quittung ebenfalls ftempelfrei ift. 

(Gefeb vom 13. Drum. VII. Jahr, Inſtruction des Präfecten vom 26. 
Dct. 1807 und 21. Auguſt 1808, 

Der Empfänger der Quittung hat den Stempelbetrag zu bezahlen; da die 
Koften der Zahlung nach Art. 1248 des Civilgeſetzbuchs dem Schuldner zur 
Laft liegen, *) 

$. 45. Für die den Gemeindefhuldnern zuzuftellenden Verzeichniffe oder 
Auszüge ihrer Schuldigkeiten haben bdiefelben nichts zu entrichten, es feye 





*) Somit hat die Gemeindecaffe die Stempelgebühr zu tragen, weßhalb 
bei allen Steigacten, u. f. vo, allegeit zu bedingen ift, daß der Unternehmer 
fämmtliche Koften zu übernehmen hat, 
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denn, daß den Cinnehmern in einzelnen Fällen eine befondere WVergfitung ffir - 
folche Zuftelungen ausnahmsweiſe bewilligt worden wäre, 
- (Regierungsentfchließung vom 23. April 1822, Intelligenzblatt Nro. 84.) 

9. 46. Kein Gemeindes oder Steuereinnehmer darf, bei Strafe feiner 
Dienftentlafung, Wein:, Bier-, Brandwein: oder fonftige Wirthichaft treiben, 
noch in feiner Wohnung durch feine Angehörigen treiben laffen. 

(Verordnung der gemeinfchaftlichen Landesadminiſtration vom 20. Juli 
1814. Inſtr. Verordnung, $. 18.) 

$. 47. Gemäß Artikel 1596 des Civilgefegbuches dürfen die Verwalter 
bei Strafe der Nichtigkeit des Actes Cund Schadenserfages) die Güter der 
B:meinden und öffentlichen Anftalten, welche ihrer Obforge anvertraut find, 
weder felbft nach durch unterftellte Perfonen an fich fleigern, 

Dieſe Beftimmung ift auch auf die Gemeindeeinnehmer. anwendbar. 

(Regierungsentfchließung vom 24. April 1818 a linea 3, Intelligenzblatt 
Mro. 55.) 

Durch alterhöckfte Entfchließung vom 3. Dctober 1818 ift jedoch den Bürs 
germeiftern geftattet, liegende Güter der Gemeinden in Öffentlichen, jedoch 
nicht von den Bürgermeiftern der betheiligten Gemeinden felbft, fondern von 
Notarien vorgenommenen DBerfteigerungen gleich andern Privaten zu erwerben. 

KRegierungsverfügung vom 14. October 1818, Jutelligenzbl. Nro. 85.) 

$. 48. Die Sorftbeamten und Gemeindeeinnehmer Fönnen als Gemeinder 
feld: und Waldjagdpächter zugelaffen werden, wenn fie bei Öffentlicher Verſtei— 
gerung Meiftbierende bleiben, und Hinfichelich der Einnehmer ein Zeugniß des 
Gemeinderaths beiliegt, daß gegen den Zufchlag an diefelben nichts zu erine 
nern-fey. 

(Negierunasentfchließung vom 9. October 1818.) 

$. 49. Allen Bürgermeiftern und Gemeindeeinnehmern ift gleichfalls unter» 
fagt, Sorderungen an Gemeinden ihres Amtsbezirks imittelft Geffionen Öffentlich 
oder durch interponirte Perfonen zu erwerben oder Theilnehmer an denfelben 
zu ſeyn. 

(Regierungsverfügung vom 3. April 1822, Intelligenzbl, Nro. 58.) 

$. 50. Wegen der fonftiaen, dem Einnehmer verbotenen Handlungen wird 
auf die 55.95 und 95 gegenwärtiger Inſtruction verwiefen. 


Zwölftes Kapitel. 
Berantwortlichkeit des Gemeindeeinnehmers in Hinficht auf 
die Einnahmen. 


$. 51. Der Gemeindeeinnehmer ift alfein und augfchließlich zur Erhebung 
‚und Verrechnung der Gemeindeeinfünfre berechtigt, Dagegen unter eigener 
B.rantwortlichdeit auch verpflichtet, alle Vorkehrungen für die Flüſſigmachung 
und Eihebung diefer Einfünfte zu treffen; gezen alle faumfeligen Schuldner 
die nöthigen Verfolgungen machen zu lafen, den Bürgermeifter von dem Abs 
lanfe der Pachtzeit zu benachrichtigen; den Verjährungen vorzubengen; über 


” 
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die Erhaltung der Güter, Rechte, Privilegien und Hypotheken zu wachen ; 
deßfalls die Einfchreibungen aller dazu geeigneten Urkunden auf. dem Hppothes 
kenbüreau zu begehren, und fowohl über diefe Cinfchreibungen ald über andere 
Belangungen und Betreibungen Regifter zu halten. 

(Regierungsbefchluß vom 19, Vendemiaire, XIT. Jahrs, Art. 1.) 

$. 52. Die Gemeinden find den nämfichen DVerjährungen, wie die Privat: 
perjonen unterworfen, und fie. können ſie wie diefe vorfhüpen. 

(Art. 2227 des Civilgeſetzb.) 

$. 35. Alle, ſowohl dingfichen als perfönlichen Klagen werben in 30 Jahr 
ren verjährt, ohne daß derjenige, welcher ſich darauf bezieht, verpflichtet wäre, 
den Titel davon aufzjuweifen, oder daß man ihm die Einrede, er fey in böfem 
Glauben gewefen, entgegenfegen Fünnte. 

Art. 2262 ebendafelbft.) 

$. 54. Nach Ablauf von 28 Jahren von dem Datum des leyten Titeld 
an zu rechnen, Bann der Schuldner einer Nente angehalten werden, feinem 
Gläubiger oder denjenigen, die in deffen Rechte getreten find, einen neuen X: 
tel Cein neues Schuldbefenntniß) auf feine Koften zu verfchaffen. 

(Art. 2265 ebendafelbfl.) 

$. 55. Die Rückſtände fällig geworbdener Erb: und Leibrenten, rüdftän: 
dige Unterhafrspenfionen, die Miethzinſe der Häuſer und der Pactpreis von 
Feldgütern, Zinfen won geliehenem Gelde, und überhaupt alles, was von Yahr 
zu Jahr, oder im kürzeren periodifchen wiederkehrenden Friſten zahlbar iſt, 
werden in fünf Jahren verjährt. 

(Art. 2277 ebendaſelbſt.) 

$. 56. Eine Vorladung vor Gericht, ein gerichtlicher Zahlbefehl, oder 
Urreſt, welche demjenigen inſinuirt worden find, den man hindern will, die 
Verjährung zu vollenden, bewirken eine Unterbrehung im bürgerlichen Sinne 
des Wortes (eine Eivilinterruption.) 

(Art. 2244 ebendafelbft.) 

$, 57. Die Eintragungenanf dem Hnpothefenbureau erhalten das Hypo: 
thefenrecht uud das Privilegium zehn Jahre lang, von dem Tage an zu rechs 
nen, da fie datirt find; ihre Wirkung erlifcht, wenn die Eintragung vor Ablauf 
diefer Friſt nicht erneuert worden ift. 

(Art. 2154 ebendafelbft.) 

$. 58. Die Koften der Eintragung falten auf den Schaldner, wenn nicht 
das Gegentheil ausbedungen worden ; der Vorfchuß gefchieht von demjenigen, 
der die Einfchreibung nachfucht, ansgenommen find gleichwohl die geſetzlichen 
Hppotheken. wegen ihrer Eintragung hält fich der Hypot hekenbewahrer an 
den Schuldner. Die Koften der Einfehreibung (Zrausferiprion), welche cin Bars 
käufer etwa verlangt, fallen auf den Erwerber, 

(Art. 2155 ebendafelbit.) 

$. 59. Der Einnehmer ift zur Teichtern Ausübung feiner Amtspflichten bes 
fugt, fich von dem Bürgermeifter die Originalien oder förmlihen Augfertiguns 
ven aller Contracte, neuen Urkunden, Erklärungen, Pachtaeten, Urtheile und 
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fonftiger, die Gemeindegfiter und deren Cinfünfte betreffenden? Acten, ertheilen, 
oder fih von alfen Inhabern die befagten Zitel und Urkunden gegen Empfang: 
fchein zuftellen zu laifen. 

(Beſchl. der Regierung vom 19. Vend. XI, Jahre.) 

Wenn jedoch die Urfchriften diefer Acten wegen anderweitigem Gebrauche 
oder aus fonftigen Gründen nicht follten ausgehändigt werden Eönnen, dann 
müffen die dem Cinnehmer zu überliefernden Abfchriften derfelben auf ungeſtem— 
peltem Papier ausgeftellt, und von dem Bürgermeifter beglaubigt werden. Ihre 
Beſtimmung ift am. Eingange oder am Ende zu bemerken. Diefe Abfchriften 
müffen volfftändig und mit den Originalien gleichlautend feyn. Auszüge find 
nicht hinreichend. 

(Regierungsentfchl. vom 25. Auguft 1819, Art. 2 Intelligenbl. Nro. 66.) 

$. 60. Den Originalact, oder eine Ausfertigung auf Stempel hat fich der 
Einnehmer immer dann einhändigen zu laffen, wenn er eine gerichtliche Verfol— 
gung zu machen hat. 

$. 61. Wenn der Bürgermeifter verweigert oder es verzögert, dem Ein— 
nehmer die AUbfchriften, Ausfertigungen oder Originalien der Urkunden einzu: 
händigen, fo muß diefer fogleich dem Eönigl. Landcommiffariat die Anzeige da= 
von machen, widrigenfalls bleibt er perfönlich verantwortlich für die nicht ein= 
gegangenen Summen, deren Schuldner nicht zur rechten Zeit verfolgt wurden. 

$. 62. Der Gemeindeeinnehmer muß fih von dem Bürgermeifter eine 
Abichrift des Inventariums der Gemeindegüter geben laſſen, 
damit er für ihre Erhaltung wachen kann. Er foll dem Bürgermeifter jede 
Ufurpation an Gemeindegut anzeigen, und wenn,diefer verfäumte, feiner Ans 
zeige Folge zu geben, das Fönigl. Landcommiffariat dayon benachrichtigen. 

Der Gemeindeeinnehmer fol dem Bürgermeifteramte und dem Eönigl. 
Landeommiffariate die Anzeige machen, wenn Jemand Gemeindefeld unentgeltlich 
und ohne durch einen genehmigten Act hiezu ermächtigt zu ſeyn, genießt. 

$. 63. Der Gemeindeeinehmer fol den Verſteigerungen und Verpachtun— 
gen, Jagden u. f. w., jedem Verkauf von Holz, Obft, Gras, Ohmet u. f. w. 
beimohnen, und das ntereffe der Gemeinde dabei verwahren. 

Wenn er beizumohnen verhindert ift, fo fol er dem Bürgermeifter hievon 
fchriftliche Anzeige mahen, und es iſt diefe Anzeige dem Steigprotocolle beie 
zufügen. 

Megierungsverfügung vom 23. April 1819, Intelligenzbl. Nro. 32.) 

Solche Fälle dürfen aber nur felten eintreten, und das ungegründete oder 
wiederholte Wegbleiben würde als eine Dienftvernachläßigung von Seite des 
Gemeindeeinnehmers angefehen werden. (Ebendaf.) 

$. 64 Don jedem Pächter oder Käufer, deſſen Bahlungsfähigkeit nicht 
hinreichend bekannt iſt, foll der Einnehmer einen zahlungsfähigen Bürgen 
verlangen. 

Perfonen, die zahlungsunfähig find, und ſchon in einer frühern Rechnung ale 
folche erſcheinen, foll er ald Pächter oder Käufer nur dann zulaſſen, wenn fie 
einen zahlungsfähigen folidarifchen Bürgen ſtellen. 
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$. 65. Im alfen öffentlichen oder Privatacten über DVeräußerungen, Ver: 
theilungen, Verpachtungen ꝛc. vonTunbeweglihen Gütern der Gemeinden ift 
die Größe oder der Slächeninhalt nah metrifhem Maße genauanzugeben. 


$. 66. Ausländer Pönnen zu WBerfleigerungen nur dann zugelaffen 
werden, wenn fie einen inländifchen zahlungsfähigen Bürgen ftellen. 

(Regierungsrefer. vom 8. Sept. 1819.) | 

In den Bedingnißheften der Verpachtung von Gemeindejagden ift jedoch 
jederzeit zu flipuliren, daß Fein Ausländer Pächter ſolcher Jagden werden 
könne, ed fey denn, daß er ftenerbare Grundftüde in der Gemeinde befibe, 

(Regierungsverf. vom 5. Sept. 1821, Intelligenzbl. Nro. 94 und vom 24. 
Mai 1822.) | 

$. 67. Die Verſteigerungen von Gemeindegütern ꝛc. erhalten zwar erft 
durh die Ratification der königl. Kreisregierung oder des königl. Landcom: 
miffariats ihre Vollſtändigkeit; hieraus ift aber Feineswegs der Schluß zu zies 
ben, daß in der Zwifchenzeit von der WVerfleigerung bis zur erfolgten Ratifi- 
cation Nach gebot e gemacht werden Fönnen. 


Diefe Nachgebote find vielmehr, ald dem Intereſſe der Gemeinden und 
Stiftungen im Allgemeinen nachtheilig,, für unzuläßig erklärt, und es haben 
die Liebhaber bei den Verſteigerungen felbft inre” Gebote zu machen. 

(Regierungsentfchl. vom 8. April 1818, Intelligenzbl. Nro. 50.) 

$. 68. Es ift Prliht des Einnehmers, wenn er Unterfchleife oder ein ge: 
fehwidriges DBerragen bei einer Amtshandlung, der er beimohnt, bemerkt, fos 
gleih dem königl. Landcommiſſariate die Anzeige davon zu machen, 

$. 69. Er hat ferner dasjenige zu befolgen und refp. für deſſen Befol: 
gung zu forgen, was bei nachitehenden Cinnahmsartifeln vorkömmt, und jede 
Zuwiderhandlung dem königl. Laudcommiffariate anzuzeigen. 


A. Orbient!lide Einnahmen 


a) Schadenerfas bei Waldfreveln. 


Der Einnehmer hat die Entfchädigungsbeträge, auf den Grund der Aus: 
jüge aus den Protocollen des Friedensgerichtes, fobald diefe ihm von dem Bür: 
germeifter zugeftellt worden find, einzutreiben. 

Den Tag der Zuftellung diefer Auszüge hat er fih von dem Bürgermeis: 
fer zugeſtellt worden find, einzutreiben. 

Diefelben find weder dem Stempel noch der Einregiftrirung unterworfen. 

(Refer. der Fönigl, Regierung, Kammer der Finanzen, vom 7. Auguft 1825.) 

b) Pachtzinfen von Gebäuden, Feldgütern, Dctroi, Hal: 
len, Jagden und überhaupt von allen verpadteten 
Gegenftänden. 

. Wenn die Dauer der Pachtzeit über 9 Jahre beträgt, fo kann die Der: 

pachtung nur mit Genehmigung der königl. Negiernng gefchehen. 

Der Pachtpreis darf nur in Geld bedungen werden. Es muß feſtgeſeht 
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werden, daß der Pachtzins jedes Jahr bezahlt werden muß; es iſt nicht erlaubt 
zu bedingen, daß der Pachtzins nur alle gleiche oder alle ungleiche Jahre zu 
entrichten iſt. 

Der Tag, an welchem der Zins bezahlt werden fol, iſt anzuzeigen. 


Es muß in dem Pachtprotocoll angegeben werden, daß die Zahlung des 
Pachrzinfes numin die Hände des Gemeindeeinnehmers gefchehen darf. 


Der Pächter muß mit feinem Bürgen den betreffenden Artifel unterzeichs 
nen. Der Einnehmer muß um fo mehr darauf beftehen, daß der Act von dei 
Fächtern und Bürgen unterfchrieben werde, ald die Gemeinde fonft Beinen 
gefeplichen Act zur Eintreibung des Pachtzinfes erhält. 

Bei jedem Loofe muß der Slächeninhalt im metrifchen Maße angegeben feyn. 

Bei Dermiethung von Gebäuden muß flets die Bedingung gefest werden, 
daß der Pächter alle Miethreparaturen, welche einzig die Unterhaftung zum Ges 
genftande haben, übernimmt; man foll nebft dem bei den Vermiethungen von 
Pachthäuſern und Biegelhütten dazu ſehen, daß der Pächter den Ofen zu ums 
terhaften hat. 

Die Stipufation, um welchen Preis der Pächter einer Ziegelhütte, eines 
Backhauſes und einer Echmiede die Arbeit den Einwohnern machen oder liefern 
muß, ift verordnungsmwidrig. 

In Anfehung der bei Ausländern Statt findenden Einfchränfungen wird 
auf den $. 66 verwiefen. 

Der Einnehmer kann verlangen, das in das Protocoll die Bedingung auf— 
genommen werde, daß der Pächter den jährlihen Miethzins voraus zu 
zahlen hat. | 

(Inſtr. des Präfecten vom 21. Auguft 1809.) 

Der Pachtzins von einem Fahre kann, foferne diefe Bedingung beſteht, 
ntcht verloren gehen, weil der Einnehmer den Schuldner fogleich verfolgen, und 
ben Beftand aufheben laſſen Faun, wenn die Verfolzungen fruchtios bfeiben 
würden. 

Der Pachtact ift nur dann gültig, wenn er mit der Genehmigung des 
Landcommiſſariats oder der Negierung verſehen ift. 

Er muß in den erften zwanzig Tagen nad der bei dem Bürgermeifteramt 
eingetroffenen Genehmigung einregiftrirt werden. 

Der Gemeindeeinnehmer darf feinen DBerpachtungsact annehmen, bei dem 
diefe Förmlichkeiten nicht beobachtet wurden. Jede Erhebung, die er auf einen 
Pachtact, der nicht nach diefer Vorſchrift gefertigt ift, oder dem eine der ers 
wähnten Förmlichkeiten abzek, macht, ohne dem königl. Landcommiffariate die 
Anzeige davon erflattet zu haben, wird als eine willfürliche Handlung angefehen, 
und der Einnehmer zu dem Erfas des daraus entflehenden Schadens angehalten. 

Es ift wichtig, daß ſich der Einnehmer von dem Bürgermeifter in Urs 
oder Abfchrife jeden Pachtact geben laffe, damit er die Erhebung der Pacht: 
zinſe zur gehörigen Zeit beforgen , und dem DBürgermeifter die Anzeige vom 
dem Ablanfe eines jeden Beftandes machen kann. (Bergl. $. 59.) 
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«) Erlös von verfauftem Gras, Ohmet, Holz, Baumfrücde 
ten, und überhaupt allen Gegenftänden, die durd öf— 
fentlihe Verſteſigerung oder aus der Hand verkauft 
werden. 


Wenn der Verkauf gegen baares Geld geſchieht, fo wird gewöhnlich be 
dungen, daß der Gegenftand des Kaufes erft nach erfolgter Zahlung verabs 
folgt werde. 

In diefem Falle fol die Zeit, in welcher die Abholung gefchehen wu, im 
ce angegeben werden. 


Erfolgt die Zahlung nicht in diefer Zeit, fo muß der Einnehmer, fogleich 
nah Ablauf derfelben, auf Wicderverfauf des Objects antragen, weil er fonft, 
wenn daffelbe fpäter entwendet werden follte, vorbehaltlich feines Regreſſes an 
den Hüter, für den Kaufpreis verantwortlich ift. 


Der erfte Käufer Fann zum Erfab des daraus für die Gemeinde etwa 
entftehenden Schadens angehalten werden. 

Der verkaufte Gegenftand nebft Quantität und Qualität muß in dem 
Verkaufsprotocolt bei jedem Looſe angegeben werden. 

Bei Gras: und Ohmetverfteigerungen ift der Flächeninhalt der Wiefen 
anzuführen. 

Feder Käufer muß mit feinem Bürgen bei dem betreffenden Looſe unter: 
ſchreiben. 

Es iſt gleichfalls zur rechtzeitigen Erhebung der Steiggelder nöthig, daß 
der Einnehmer bei Zeiten die durch den Bürgermeiſter zu liefernde Ur: oder 
Abſchrift des Verkaufsprotocolls erhalte. 

d) Vertheilung von Gemeindegütern, in Genuß. 

Jeder Theilnehmer muß das Vertheilungsprotocoll bei dem betreffenden 
Loos unterzeichnen. 

Der Act muß die Angabe des Flächeninhaltes, der Grundſteuer, der jähr— 
ih an die Gemeindecafe zu entrichtenden Abgabe, wid der Zeit auf welche 
die Vertheilung gefchehen ift, enthalten. 

Er muß vom Landeommiffariare genehmigt werden. 

Der Einnehmer hat fich auch das WVertheilungsprotocolt durch den Bürgers 
meifter in Ur: oder Abſchrift gebe zu laffen. 

e) Vertheilung von Gemeindehölgern Gabholz, Abgabe 
von Nusholz ıc.) 


Jı dem Vertheilungsact muß die Quantität und Qualität des Holzes, 
welches jedes Loos enthält, angegeben werden. 

Da die Ausbeute des Holzfchlags gleichheittich unter die Bürger vertheilt 
werden foll, fo ift der durch Hinweglaſſung der Bruchtheile ſich ergebende 
Materiatreft zum Vortheil der Gemeindecaffe zu veräußern. 

Der Vertheilungsact muß von dem betreffenden Forftbeamten unterzeich 
at, vom königl. Randcommiffariate genehmigt und dann einregiftrirt werden. 
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Der Einnehmer darf nicht fäumen, ſich die Ausfertigung oder eine Ab: 
fchrift deffelben von dem Bürgermeifter zuftelfen zu laffen. 

Wenn die Bezüge von Gab: oder Nusholz ıc. mit einer Tare belegt find, 
fo ift folhe entweder fchon in dem DVertheilungsact angegeben, oder der Eins 
nehmer erhebt fie nach der von dem Gemeinderath vorgefchlagenen und von 
der Fönigl. Kreisregierung genehmigten Feſtſetzung, auf Anſicht der Erlaubniß: 
fheine, welche der. Bürgermeifter ausgeftellt und der Förſter vifirt hat. Die— 
fes Viſa muß die Quantıtät des aus dem Walde geholten Holzes angeben. 

Zur Erbauung oder Reparation von Privatgebäuden, es feyen Wohnhäus 
fer, Scheunen, Stallungen oder fonftige Gebäude, darf Fein Holz aus den 
Gemeindewaldungen weder unentgeltlich, noch zu einer Tare verbraucht werden, 
als lediglich für den Dachſtnhl, Balken und Durchzüge. 

In dem Falle, wo dergleichen Holz von deri&emeinde verlangt wird, ift das 
Begehren fchriftlich mit Beleg und Ueberfchläge dem Bürgermeifter einzureichen. 
Diefer hat den Gemeinderath darüber zu hören , und die Berathſchlagung dem 
königl. Landcommiſſariat zur Genehmigung vorzulegen. 

(Regierungsentſchließung vom 29. April 1818. Intelligenzbl. Nro. 37.) 


dd) Verkauf von Hölzern. 


Wenn der gewöhnliche Holzſchlag ſo unbedeutend iſt, daß die zur Gabe 
Berechtigten weniger als einen Stere ( Klafter) Scheitholz oder weniger als 
50 Wellen erhielten, oder im Falle der Unzulänglichkeit der Gemeindeeinkünfte, 
oder wenn der Ertrag der Schläge durch den genehmigten Schuldentigungs— 
plan zu Bezahlung der ältern Gemeindeſchulden beſtimmt iſt; ſo iſt die Ge— 
nehmigung des königl. Landcommiſſariats zur Veräußerung nöthig und hinreichend. 

(Regierungsentfhl. vom 27. Februar 1822 , und vom 235. Mär; 1826 
vn, Nro. 5.) 


Wenn der Ertrag eines gewöhnlichen Holzfchlages aus andern Gründen, 
nämlich wegen zu weiter Entfernung von der Gemeinde, wegen dringender 
Gemeindebedürfniffe u. f. f. veräußert werden fol, muß jedesmal die Geneh— 
migung der Eönigl. Regierung eingeholt werden. Die Verfteigerung gefchieht 
in fchicklichen Looſen; es müſſen dabei die durch die Verordnung der gemein: 
fchaftlichen Landesadminiftrations:Commiffion vom 10, Januar 1815 vorgefchrie- 
benen Förmlichfeiten beobachtet werden. 

Feder Steigerer muß mit feinem Bürgen dag Derfaufsprotocoll bei dem 
betreffenden Looſe unterzeichnen. 

Der Inhalt eines jeden Koofes, fowohl an Quantität ald Qualität, muß 
in dem Protocolle angegeben werden. Jedes Holzverfaufsprotocolt ift der Ge 
nehmigung des königl. Landcommiffariats noch befonders unterworfen. 

Der Gemeindeeinnehmer muß bei der Verſteigeruug ein Protocol auf 
ftempelfreiem Papier führen, welches, nachdem es von den Beamten, welche der 
Verfteigerung beigewohnt haben, unterfchrieben, von dem Bürgermeifter mit 
dem Originalprotocoll verglichen, mit. demfelben gleichlautend befunden, die 
Genehmigung des Fönigl, Landeommiflariats und die Einregiftrirung darauf be 
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nierft und von dem Bürgermeifter befcheinigt worden ift, dem Einnehmer als 
Einnahmsbeleg dient. 

(Berord. der gemeinfchaftlichen Landesadminiftrationg-Commifflon vom 10. 

Januar 1815.) *) 
ed) Grund: und Erbzinfen. 

Der Einnehmer hat fi von dem Bürgermeifter die Ur: oder Abfchrift 
von jedem Erneuerungs: oder Begebungsact einhändigen zu laffen, damit er 
na Ablauf von 28 Jahren die Erneuerung verlangen kann. 

Der Einnehmer fol in den Gemeinden, welche Feine Urkunden mehr bes 
figen, die Renovation der Zinfe verlangen. 

Er muß die Eintreibung der jährlichen Zinſe beforgen, und wen feine 
Verfolgungen fruchtlos bleiben follten , dies durch Worzeigung der Acten 
beweifen. 

Der Grundzins rührt von einer Begebung auf lange Jahre her; der 
Bürgermeifter kann alfo Feine Begebung gegen Grundzins ohne Genehmigung 
der Regierung vornehmen, und der Einnehmer darf feinen Begebungsact auf 
Grundzins anerkennen, fo lange derfelbe von der Fönigl, Regierung nicht bes 
flätigt iſt. 

Der Begebungsact auf Grund: oder Erbzinfen kann unter Privatunterfchrift 
errichtet werden, wenn der Kapitalwerth unter 100 fl. beträgt. 

Es müffen bei Errichtung ſolcher Acten die Verfügungen des Artikels 1325 
des bürgerlichen Geſetzbuches beobachtet werden. 

Wenn der Kapitalwerth bedeutender ift, muß der Net durdy einen Fönigl 
Notär errichtet werden, *) 

(Regierungsentfehl. vom 9, Oct. 1822.) 


h) Intereſſen von Eapitalien. 

Der Einnehmer muß fi von dem Bürgermeifter die Ur: oder Abfchrift 
von jeder Obligation und von jedem dazu gehörigen Hypothekareinſchreibungs— 
verzeichniffe geben laffen, damit er vor dem Ablaufe der zehn Jahre, von dem 
Datum des befagten Verzeichniffes an gerechnet, die Einfchreibung erneuern 
lafien kann. 

Wenn Gemeinden Eapitalien ausftehen haben, worüber fie Feine Obligas 
tionen befigen, oder wenn die lesteren verloren gegangen find, foll der Einneh: 
nehmer die Ausſtellung von neuen Schuldurfunden und die Einfchreibung auf 
dem Hppothefenamte verlangen. 

Der Bürgermeifter kann kein Gemeindegeld ohne vorherige Genehmigung 
der königl. Regierung ausleihen. 

Dem Einnehmer ift verboten, Gemeindegeld auf Obligationen auszubezah: 
len, die ohne diefe Genehmigung oder ohne fpecielle Ermächtigung des Eönigl. 
Landeommiffariats errichtet worden find, 





%*) Diefe Verordnung wird beim Art. Staatswaldungen mitgetheilt. | 
*#) Weber Vertheilung von Gemeindegütern gegen Grundzins unter die 
Bemeindeglieder fehe man oben den Artikel Gemeindegüter, 
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i) Meß-,Aich-und Waggebühren, Octroi, Krahnen, Markt— 
plätze und überhaupt alle Einkünfte, deren Erhebung 
einer befondern Regie anvertraut iſt. 

Der Gemeindeeinnehmer muß ſich von dem Bürgermeiſter eine Abſchrift 
der Veorrdnung über die Erhebung der betreffenden Gebühren zuſtellen laſſeu. 

Der Angeſtellte, welcher mit der Erhebung der Gebühren beſonders beaufs 
tragt ift, muß dem Gemeindeeinnehmer zu beftimmten Zeiten ein DVerzeichniß 
einhändigen, in welchem der Ertrag einer jeden Gebühr und die Epoche, binnen 
welcher fie erhoben wurde, angezeigt find; diefes Verzeichniß muß von dem 
Bürgermeifter als richtig befcheinigt ſeyn. 

Der Gemeindeeinnehmer muß dem Birgermeifter fogleich die Anzeige 
machen, wenn der mit der Erhebung beauftragte Angeſtellte nicht zu den bes 
fiimmten Epochen den Betrag der erhobenen Gebühren abliefert und feiner 
Ablieferung das vorgefchriebene Verzeichniß nicht beifegt. 

Er muß fih von dem Bürgermeifter eine Beſcheinigung über biefe An« 
zeige geben laſſen, weil er fonft für den Verluſt, welchen die Gemeinde durch 
die etwaige. Untreue des: gedachten Angeſtellten erleiden Könnte, verants 
mwortlich bleibt. 

In den Landgemeinden beforgt der Gemeindeeinnehmer die Erhebung des 
Detrois auf Anficht des Zettels, welchen der Bürgermeifter ausgeſtellt hat, und 
ben der Schuldner vorzeigen muß; diefer Zettel muß den Namen des Erklä> 
renden, den Gegenſtand, welcher der Gebühr unterworfen ift, den Betrag der 
zu zahlenden Gebühr und den Tag der. Erklärung anzeigen. Der Cinnehmer 
führt in diefem Falle ein befonderes Regiiter auf Stempelpapier, von dem Bür— 
germeijter numerirt und paraphirt, in welches er Tag für Tag, Artikel. für 
Artikel, und gleich nach einander ohne Zwifchenraum, alte Einnahmen diefer 
Gebühr einträgt. 

Die Uebertragung der erhobenen Gebühren in das Caſſebuch gefchieht fums 
marifch und zu bejtimmten Zeiten. 

Menn ein Abonnement Statt- findet,”fo muß der Bürgermeifter mit jedem 
Abonnenten eine dem Einnehmer mitzutheilende fchriftliche Uebereinkunft ma— 
chen, in welcher der Gegenſtand der Gebühr, die Zeit, für welche das Abonnes 
ment dauert, und der Berrag der zu zahlenden Gebühr angegeben ift. 

Die Eintreibung der Marfritandggelder, deren Ertrag dur Res 
gie erhoben wird, beforgt der Ghemeindeeinnehmer und beobachtet dabei die 
bei der Erhebung des Dctrois in Laudgemeinden vorgejchriebenen Förmlichkeiten 
das von ihm zu führende Regifter ift aber frei von Stempel. 

Der Aufjeher eines Viehmarkts, welcher mit der Erhebung der Gebüh— 
ren befonders beauftragt ift, muß dem Gemeindeeinnehmer, nebft dem Grtrag 
der erhobenen Gebühren, ein Verzeichniß nach der vorgefchriebeuen Form ge: 
fertigt, und "von dem Bürgermeifter, befcheinigt einhändigen. 

Das Nähere über die Erhebung und Eontrolirung diefer Gebühren ift, 
in der Negierungsentfchl, vom 17. Dec. 1819: (Intelligenzbl. Nr, 98.) und im 
ven LRocalftatuten. für die einzelnen Viehmaͤrkte feftgefebt. 
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x) Shaafweidbe 

Die Schaafweide Fanı als ein Gemeindeerträgniß entweder verpachter 
oder von färrmtlichen Einwohnern benüst werden. 

In beiden Fällen wird jedoch vorausgefest, daß die betheiligten Gutsbe— 
figer ausdrücklich oder flilffchweigend ihre Zuftimmung zu der Verwendung des 
Ecaafweideertrags zum Vortheil der Gemeindecaffe aegeben haben, oder daß 
diefe Weide ausfchließlih auf dem Parrimonialeigenthum der Gemeinde ausge 
fibt werden kann. 

Der Gemeindeeinnehmer foll Feinen Derpachtungeact annehmen, wenn er 
nicht von dem Eöniglichen Randeommilfariate genekmigt ift, 

Wenn die Schaafweide von ſämmtlichen Einwohnern benust wird, fo übers 
gibt der Bürgermeifter dem Gemeindeeinnchmer ein Verzeichniß der Genußs 
tare, worin der Name eines jeden Schaafeigenthümers, die Zahl der Schaafe, 
welche er auf die Weide ſchickt, und der Betrag der zu bezahfenden Gebühren 
enthalten find, 

Diefes Verzeichniß muß von dem Fönigl. Landeommiffariate volfziehbar ers 
klaͤrt feyn. 

Das Beringnißheft, die Berathichlagung des Gemeinderaths, die Geneh—⸗ 
migung des Landcommiffariats, die Güter, auf welchen die Schaafe geweidet 
werden dürfen, die Dauer des Genuffes der Weide, und die Taxe, welche 
von jedem Echaafe zu bezahlen ift, müſſen am Cingange des Berzeichniffes 
angegeben werden. 

Menn die Einwohner die Schaafweide unentgeldlich benusen, dagegen der 
Gemeindecaffe den Ertrag des Pferches überlaffen, jo wird derfelbe alle viers 
jehn Zage oder jeden Monat zum Vortheil der Gemeindecaſſe verpachtet; es 
it dabei wie bei andern Gemeindegüterverpachtungen, zu verfahren. 


D Auszüge aus den Civilftandsregiftern und Ausfertigungen 
von Berwaltungsacten. 

Die Gebühren für Auszüge und Ausfertigungen, welche auf den Kanye 
leien der Bürgermeifterämter aus den Acten des Givilftandes oder aus den 
dort deponirten Urkunden und Acten der Berwaltungsbehörden ertheilt werden, 
find vollſtändig und ohne Abzug in die Gemeindecaffe einzufchießen,, und durch 
ein für jede Gemeinde abgefondertes, von dem Bürgermeifter zu paraphirendes 
R gifter nachzuweiſen, in welchem folhe mit Angabe des Darums, des Nas 
mend der betreffenden Parthie, des Gegenftandes und Geldbetrags fogleich bei 
der Eutrichtung eingetragen werden. 

Die Bürgermeifter, reſp. Eivilftandsbeamte, haben diefe Gebühren 
zu fammeln, und am Ende des Jahres mit dem Regiſter an den betreffenden 
Gemeindeeinnehmer zur Verrechnung abzuliefern. Auf den Grund der kaiſerl. 
Decrete vom 12. Juni und 18. Auguft 1807 find diefe Gebühren feftgefeut : 

1) Don Eivilftandsacten, und zwar 

a) Für jede Ausfertigung einer Geburts, Sterbe: und Heirathsverfündis 
gungsurfunde, außer der Stempelgebühr, flatt der bisherigen 30 Eentis 
men shi. 


270 Erſtes Buch. — Staatsrecht. 


b) Für die Ausfertigung der Heiraths-, Adoptions- und Eheſcheidungsur⸗ 
Funden, flatt der bisherigen 60 Gentimen 16 fr. 
| (Ebenfalls ohne Betrag des Stempels.) 


e) In Anfehung der Ausfertigungen für das Conſcriptionsweſen verbleibt 
ed bei der Beflimmung des Art. 205 des desfallfigen Gefetes, (Amts: 
blatt von 1818 P. 168) wonach die von den Civilſtandsbeamten auszu— 
ftellenden Zeugniffe durchaus unentgeldlich ertheilt werden. 

2) Bon Verwaltungsacten und Urkunden, und zwar: 


a) Don Entfcheidungen zc. der DVermwaltungsbehörden, von der erften Aus 
fertigung — nichts, von der zweiten und folgenden, ohne den Stem: 
pelbetrag, für jede Rolle cd. h. ein Stempelblatt) flatt der bisherigen 
75 Gentinen 21 kr. 


b) Bon Urfunden und fonfligen auf den Gemeindearchiven hinterlegten Amts— 
papieren, ohne Unterfchied der erften und zweiten ıc. Ausfertigung, ohne 
den Stempelbetrag, ebenfalls per Rolle 21 Er. 


Es ift unter den, auf die Erpreffung gefesten Strafen verboten, andere 
Zaren oder Remunerationen zu fordern. 
(Regierungsentfchl. vom 9. Sept. 1825. ntelligenzbl. 235.) 


m) Freiwillige Beiträge und andere zufällige Einnahmen, 
Der Einnehmer muß fich von dem Bürgermeifter die Ur: oder Abichrift 
‚einer jeden Urkunde, welche eine Einnahme begründet, es fey ein Pacht: oder 
Derkaufsact, ein Accord oder Zeugniß, zuftellen laſſen. 
n) Auflage für den Gehalt der Feldfhüsen, Schulgeld, 
Unterhaltungsfoftenvom Faffelvieh u. f. w. 
Der Gemeindeeinnehmer. fol fich die Originalpebliften mit der Vollziehbar: 
Erflärung des Landeommiffariats verfehen, einhändigen, laffen. 


Es wird hiebei bemerkt, daß außer den Umlagen für Gemeinde: und 
neuere Kriegsfchulden, wofür die Einnehmer die Regifter zu fertigen haben, 
den Bürgermeifterämtern die Anfertigung der Hebliften obliegt. 


B. Aufferordentlihe Einnahmen. 
a) Paffivreceffe von frühern Rechnern. 


Der Einnehmer fol fih die Abfchlüffe der Verwaltungsbehörde zuftellen 
laſſen, und die abgegangenen Rechner zur Bezahlung ihrer Paffivreceffe, durch 
adminiftrative Zwangsmittel anhalten. 

(S. $. 17 u. f u. $. 274 2) 


bb Holzsf-hläge | 

Die Genehmigung der Fönigl. Regierung iſt zu jedem außerordentlichen 
Holzſchlag erforderlich. Wegen der Verwerthung des Ertrages find die, bei 
Beräufferungen des Materials aus den gewöhnlichen Gemeindehofzfchlägen an: 
vezeigten Körmlichkeiten zu beobachten, 
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e) Beräufferung von Gemeindegütern (Immobilien). 

Feder folhen Veräufferung muß die Genehmigung der Fünigl. Regierung 
vorangehen. Die Berfteigerung muß vor eines Notär und unter den durch 
die Fönigl. Regierung vorgefchriebenen allgemeinen Bedingungen gefchehen. 

Wenn jedoch der Ankaufs- oder Verkaufspreis eines Grundftüds oder der 
Capitalwerth der Rente weniger beträgt als 100 fl., fo ift geftattet, darüber 
nur einen Act unter Privatunterfchrift zu errichten. B 

Die paciscirenden Bürgermeifter haben fich in diefem Falle genau nach den 
Verfügungen des Art. 1325 des Eivilgefebbuches zu achten, und es find jedes: 
mal fämmtliche Exemplare an die Fönigl. Kreisregierung zur Betätigung einzu⸗ 
ſenden, wobei noch ferner geſtattet iſt, die Contracte zugleich mit den Anträgen 
auf Erwerbung oder Veräußerung vorzulegen. 

Wenn jedoch Gemeinderealitäten auf dem Wege der Verſteigerung an 
den Meiftbietenden veräuffert werden, fo fol diefes, mie unbeträchtlich der 
Gegenftand auch ſeyn mag, jedesmal vor einem Pönigl. Notär gefchehen. 

(Regierungsentfchl. vom 9. Oct. 1822. Intelligenzbla 1823 

Der Einnehmer hat, wo es für nöthig gefunden wird, die Transfeription 
des Actes zu verlangen. 

Er ſoll fih eine Ausfertigung oder Abfchrift (vergl. $. 59) des Notariate: 
actes zuftellen laſſeu und die Steigerer zur rechten Zeit zur Bezahlung des 
Steigpreifes anhalten. 

Wenn ein Steigerer den fällig gewordenen Steigpreis nicht bezahlt, fo 
ſoll der Einnehmer dem Bürgermeifter die Anzeige machen, und auf die Auf: 
hebung des Kaufes und Wiederveräufferung des Gutes auf Gefahr des erften 
Steigerers antragen. 


Die nah den Steigbedingniffen befonders zu bezahlenden Procente zur 
Beftreitung der Steigerungskoften dürfen nur von dem Cinnehmer erhoben ‘ 
werden, der auch nur auf die vom Landeommiffariate genehmigten Koftenver: 
zeichniffe Zahlungen davon machen darf. 

Der Betrag der ausbedungenen Procente muß in die Rechnung getragen, 
die darauf gemachten Ausgaben abgezogen und der Ueberfchuß in Einnahme 
gebracht werden. | 


d) Beräufferung von Mobilien. 

Die Eönigl. Landeommiffariate, genehmigen auf den Antrag des Gemeinde: 
raths, die DVeräufferung von Mobiliargegenftänden, deren Werth nah den 
Voranſchlägen und Schägungen nicht 500 fl. überfteigt. 

(Regierungsentfchl. v. 23. März 1826. VII. 4.) 

e) Losfaufvon Erb: und Grundzinfen. 

Der Loskauf der Grundzinfen fteht jedem Schuldner nady den Geſetzen 
frei, und es bedarf alfo der Erlaubniß königl. Kreisregierung nicht, wenn ein 
Zins: oder Gültfchuldner den Losfauf bei einer Gemeinde (oder Stiftung) 
bewirken will. Allein die Liquidation des Loskaufskapitals kann nicht le: 
diglich dem Einnehmer einer Gemeinde (oder Stiftung) fiberlaffen werden, 


x 
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Diefer hat fie blos zu entwerfen, und dem Bürgermeifter (oder der Hofpittens 
commiſſion) zum Abfchluß zu übergeben, worauf felbige dem Fönigl. Landcom— 
miffariat zur Genehmigung vorzulegen iſt. Diefe verfchiedenen Behörden haben 
die Anfäbe genau zu prüfen und zu revidiren, damit folche den Marftpreifen 
und den geſetzlichen Vorſchriften conform find. Iſt auf folhe Weile das Los— 
Faufsfapiral gehörig liquidirt, fobedarf ed, wenn dem Schuldner Peine 
Zermine bewilliget werden, fondern daffelbe baar bezahlt wird, Feines 
befondern Loskaufacts, welcher gewöhnlich bedeutende Koften veranlaßt, fon 
dern es ift die Quittung des Einnehmers über die ibezahlte Rosfauffumme 
hinreichend. Zum Rechnungsbeleg der Gemeinde (der Stiftung) dient der Li 
quidationgsact. 
(Regierungsentfchl. v. 28. April 1826.) : 


f) Umlagen. 

Bei außerordentlichen Umlagen ift das zu beobachten, was bei den gemöhne 
lihen (Auflagen) gefagt wurde, 

e) Cinnahmen von Ausftänden. 

Die Einnahmsausftände des vorhergehenden Dienftjahres find jederzeit in 
der folgenden Rechnung in aufferordentlicher Einnahme mit der Rubrif: »Aus— 
fände des Jahrs ....« vorzutragen, und mit dem detaillirten VBerzeichniffe, 
auf welches diefe Ausſtände gemäß den Beftimmungen der $$. 70, 73, 265 in 
der vorhergehenden Rechnung in Ausgabe verrechnet worden find, zu belegen. 

(Regierungsentfchl. v. 24 Auguſt 1825. Intelligenzbl. 217.) 


$. 70. Der Gemeindeeinnehmer bleibt perfönlih verantwortlid 
für ale nicht eingegangenen Einfünfte, von welcher Befchaffenheit fie auch ims 
mer feyn mögen, wenn er nicht ermeifet, daß feine gefenlichen, zur gehörigen 
Zeit, d.h. gleih nah der Verfallzeit der Zahlungen, gemads 
ten DVerfolgungen Feinen Erfolg hatten. Er bleibt verantwortlich für alle nicht 
eingegangenen Summen, deren Schuldner die Verjährung entgegengefebt 
haben. 
(Kaiferl, Decret vom 27. Febr. 1811 Art. 10. Regierungsentfchl. v. 2% 
Aug. 1825. Intelligenzbl, Nr. 217, Art. 4.) 


$. 71. Er bleibt ebenfalls "verantwortlich für alle nicht eingegangenen 
Summen, wenn deren Schuldner zufolge des Bedingnißheftes des die Eins 
nahme begründenden Actes eine von ihm anzunehmende Bürgfchaft zu 
ftefen hatte, wenn er nicht! beweiße, daß der Bürge zur Zeit, wo der Art 
gemacht wurde, zahlfähig war, und daß ſowohl der Schuldner als der Bürge 
zu der Zeit, in der die Zahlung fällig war, zahlungsuufähig geworden find. 


$. 72. Er beibt ferner verantwortlich für den Nichteingang der Summen, 
welche zufolge eines Zeugniffes des Bürgermeiſters zu erheben waren, went 
er nicht beweist, daß die Verfolgungen, welche er zu der gehörigen Zeit gegen 
ben Schuldner vorgenommen, Feinen Erfolg hatten, nnd daf er dem Bürger 
meifteridie Auzeieg von. der Bahlungsvermweigerung. des Schuldners geutacht hat; 


5 U 
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6.73. Die bis zur Rechnungsſtellung nicht eingegangenen Summen, 
welche nad den vorhergehenden 99. dem Einnehmer nicht perjöntich zur Laſt 
fallen CAusftände), müflen in den Rechnungen angegeben und durch ein 
detaillirtes Ausftandsverzeichniß nachgewiefen werden, widrigenfalls fie dem 
Einnehmer zur Laft bleiben. 

(Regierungsentfchl. v. 24. Aug. 1825. Intelligenzbl. Nr. 217, Art. 2 u. 3). 


Dreizgehbntes Kapitel. 
Verbotene Einnahmen und Erhebiungsarten. 


$. 74. Es ift dem Gemeindeeinnehmer verboten, irgend eine aufferordente 
ihe Gelderhebung ‚ unter welhem Vorwande es auch immer fey, anders als 
auf eine von der Pönigl. Regierung oder von dem königl. Baudcommiffariate 
vollziehbar erklärte Hebrolle zu machen. 

$. 75. Es ift ihm ebenfalls verboten, von deu Gemeindefchuldnern fläre 
fere Summen zu erheben, als in den Pachteontracten, Verkaufsprotocollen, 
Hebrollen oder andern Einnahmsbelegen , angegeben find. 

Es verfteht fih, daß die Koften, welche der Einnehmer vorgelegt hat, 
von den Schuldnern, bei der Zahlung der Hauptfummen, die ſie ich: ben, 
zurückerſtattet werden müffen. 

‚$. 76. Der Bürgermeifter oder der Gemeinderath darf Eeine, Unte rhal⸗ 
tungstare von Pflafter oder Feldwegen, Feine Gebühr von Kauf und Verkauf 
cbefannt unter dem Namen Kreuzergeld oder Steigfreuzer), feine Gebühr uns 
ter dem Namen. Abkauf von Gemeindeämtern, Fein Seuereimergeld erheben laffen, 

Er kann Feine Eingangs: oder Ausgangsgebühr auf das Getreide, Mehl, 
Obſt, Butter, Mitch, Käfe, Gemüfe und andere Fleine Lebensmittel, welche 
zum täglichen Unterhalt der Menſchen dienen, vorfchlagen. 

(Gefes vom 11. Frimaire VIL Jahrs, Art. 55.) 

$. 77. Dur die, im Büdget genehmigten. Borfchläge von Einnahmen ift 
der Cinnehmer keineswegs fhon ermächtigt, die darin ‚angegebenen Summen 
wirklich zu erheben, fondern es müſſen vorerft auch noch die andern vorgefchries 
benen Formalitäten erfüllt werden. 3. B. der Vorfchlag einer beftimmten Abs 
gabe von den Gabhofzberechtigten dispenfirt den Bürgermeifter nicht, den Ver— 
theilungsact anzufertigen, und berechtigt den Einnehmer nicht, ohne diefen Act 
eine Erhebung für diefen Gegenftand zu machen. 

$. 78. Dede Erhebung von Grundzinfen, welche nicht durch einen förmli⸗ 
hen Begebungsact begründet fino, oder deren Richtigfeit nicht durch die ältern 
Rechnungen hergeftelte if; jede Erhebung von Grundzinfen von unrechtmäßigen 
Befigern oder Ufurpatoren von Gemeindegütern, und jede Erhebung von In— 
tereffen von einer Sunme, deren Ausleihung nicht autorifirt oder die nicht 
durch eine Hypothek gerechtfertigt it, oder wovon die BZinfen nicht zufolge 
eines Urtheils, Beſchluſſes oder anderer Urkunden gefordert werden, wird als 
Belderprefiung angefehen. 

$. 79. Der Einnehmer darf feine Erhebung von Gemeindegfiterzinfen, 


Dr. E&ichenpfeiffer's” . 18 
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Hplggeldern, oder von Kaufpreifen anderer Gegenflände, und von Umlagen 
machen, ohne daß er für die erfteren Einnahmsgegenftände eine gültige Aus— 
‚fertigung der Acten, und bei Umlagen die DOriginalvertheilungslifte befist. 

$. 80... Aug den in den $$. 4 und 51 oben aufgeftellten Grundfägen folgt, 
daß Fein Bürgermeifter "oder fonftiges Mitglied der Gemeindeverwaltung Ge: 
meindegelder einzunehmen oder Gemeindenusgaben zu bezahlen befugt fey, und 
es ift denfelben, mit Ansnahme der nach $. 69 A. lit. 1. den Bürgermeiftern 
nothwendig übertragenen "Einfammlung der Gebühren für Auszüge aus den 
Eivilftandgregiftern ꝛc. jede derartige Einmifchung in Gefchäfte des Einnehmers 
ausdrücklich verboten, 

Der Einnehmer,, welcher eine derartige Zuwiderhandlung anzuzeigen unter- 
läßt, bleibt perfönlich dafür verantwortlich; die vorfchriftswidrig erhobene 
Summe wird ihm zur Laft gefent, auch Eönnen die Schuldner, welche auf 
diefe Weife bezahlt haben, noch einmal zur Zahlung an den Gemeindeeinnehmer 
angehalten werden. 

Der Einnehmer darf die Annahme der Belege der von unbefugten Merfos 
nen beftrittenen Ausgaben und die Nüdvergütung ihres Betrags verweigern. - 


Vierzehntes Gapitel, 
Entfhädigung für Geldverluft wegen Herabfegung des Muͤnzwerthes. 


$. 81. Der Gemeindeeinnehmer fann eine Entfchädigung für Geldverfuft in 
dem Falle anfprechen, wenn der Werth einer bis dahin gangbaren Münzſorte 
durch Höhere Verordnung herabgefest werden würde, 

In diefem Falle müßte er fich aber durch eine Eaffenumterfuchung, welche 
der Bürgermeifter feines Wohnfises fogleich bei der Ankunft der Verordnung 
vorzunehmen hätte, den Betrag des von diefer Münzforte in jeder Caſſe vors 
handenen Vorraths beftätigen laſſen. 


Fünfzehbntes Capitel, 
Entſchaͤdigung für Verluft durch Diebftahl oder Brand. 


$. 82. Die Eönıgl. Kreisregierung, Kammer des Innern, in den Attris 
butionen des ehemaligen Präfecturrathd, hat über alle Reclamationen der 
Steuereinnehmer, deren Caſſen beitohlen oder beraubt worden find, oder deren 
Rollen vor beendigter Erhebung verbrannt find, auf den Grund fpecieller 
Nachweifungen zu erkennen. 

(Geſetz vom 27. Pluviofe IX. Jahrs.) 

Die Steuereinnehmer haben auf eine Entfhädigung wegen Diebftahl nur 
dann Anfpruch, wenn erwiefen wird, daß derfelbe eine Wirkung höherer Ge: 
walt (force majeure) war, und daß fie, außer der gewöhnlichen Vorſichts— 
maßregeln, auch die beobachteten, in dem Zimmer, worin fich die Caſſe be— 
fand, zu fchlafen, oder einen vertrauten Mann fchlafen zu laffen, und diefes 
Zimmer, wenn es im Erdgefchoffe gelegen, mit feften Gittern zu verwahren, 

(Conſularbeſchl. v. 8. Floreal. J. X. Art. 1) 
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Diefe Beſtimmungen find auch auf die Gemeindeeinnehmer an 
mwendbar. 

(Regierungsbefchl. vom 19. Vendemiaire J. XII. Art. 5.) 

Die königl. Stenercontrolämter haben auf die von dem Einnehmer unver: 
züglich zu machende Anzeige fogleich, unter Zuziehung des Bürgermeiftere, den 
erlittenen Schaden zu conftatiren, und das Protocoll darüber an bie königl. 
Regierung einzuſenden. 


Sechzehntes Kapitel, 


Aufſicht und Unterſuchung der Amtsfuͤhrung des Gemeindeein⸗ 
nehmers. 


$. 85. Der Bürgermeiſter hat über die Amtsführung des Gemeindeein— 
nehmers zu wachen; er ſoll fih durch die nad) $. 28 alte fünfzehn Tage vorzu⸗ 
nehmende Unterfuhung und Abſchließung der Tagebücher überzeugen, ob der 
Einnehmer die gehörigen DBetreibungen für die Erhebung der Gemeindegelder 
gemacht habe. 

$. 84. Der Bürgermeifter ſoll fih bei dem jedesmaligen Abfchluß der 
Tagebücher des Steuer: und Gemeindeeinnehmerg die Steuerrolfen, Quittun: 
gen der Bezirfscaffe, Gemeindeeinnahmsregifter, Gemeindenusgabsbelege und 
die Eaffenvorräthe vorzeigen laſſen. 

GBeſchl. des Regierungscommiffärs vom 14. Zrimaire IX. J. Beſchl. der 
Regg. vom 19. Vendemiaire XII. J. $.44 der inftr. Verord. über die Ein: 
treibung der directen Steuern vom 28. Juli 1818.) 

$. 85. Der Gemeindeeinnehmer fteht unter der Aufficht des Bürgermei— 
ſters, des königl. Stenercontrolflamtes, des Fönigl. Randeommilfariats und der 
königl. Regierung. Er ift gehalten, denfelben, fo oft er dazu aufgefordert wird, 
feine Regifter vorzulegen, und feine Caſſe durch fie, fo wie durch Specialom: 
miffäre, welche die beiden letzteren dazu ernannt haben, unterfuchen zu laffen. 
Er ift gehalten, denfelben auf jede Aufforderung die in der Caſſe befindlichen 
Gelder vorzuzeigen. 

(Beſchl. des Reggscommiffärd vom 14. Frimaire IX. J. Inſtr. Verord. 
für die königl. Steuercontrollämter vom 28. Juli 1818.) | 

$. 86. Der Fönigl. Steuercontrollenr ift verpflichtet, in jedem halben 
Jahre, bei jedem in feinem Amtsbezirk befindlichen Gemeindeeinnehmer eine 
gründliche und erfchöpfende Gaffenunterfuchung vorzunehmen und die darüber 
angefertigten Protocolle, wenn fie einen Steuer: und Gemeindeeinehmer betreffen, 
an die Fönigl. Regierungskammer der Zinanzen, — wenn fie aber einen befon: 
dern Gemeindeeinnehmer betreffen, an das Fönigl. Landeommiffariat einzufenden. - 

c$. ı der inftruct. Verord. für die Fönigl. Steuercontrollämter vom 28, 
Julti 1818. Regierungsverf. vom 9. Auguft 1826. 

$. 87. Die Unterfuchungen müffen bei dem Cinnehmer unerwartet nefche- 
ben. Derielbe ift übrigens nicht gehalten, feine Tagebücher, Steuerrollen u. 
few. dem Bürgermeifter zur Verification zu bringen, 
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(Entſcheid. des Finanzminiſters vom 17. Vend., VII. Jahrso.) 

$. 88. Eine Unterſuchung der Amtsführung eines Steuer: und Gemeinde» 
einnehmers Faun nur in feiner Gegenwart und unter Zuziehung des Bürger: 
meifters oder Adjuncten des Wohnorts des Einnehmers gefchehen. Der Ein: 
nehmer muß das Unterfuchungsprotocolf mit unterzeichnen; er kann nicht nur 
alte Bemerkungen, die er für dienlich hält, dazu ſetzen Taffen, oder felbft Hins 
zuſetzen, fondern er foll fogar, wenn fich Anftände ergeben, anfgefordert wer⸗ 
den, feine Bemerfungen oder Rechtfertigungsgründe anzugeben, damit fie in 
das Protocol! aufgenommen werden können. 

Es verfteht fih, daß, wenn der Einnehmer ſich weigern würde, der Unters 
fuhung beizuwohnen, diefe doch. vorgenommen werdenz kann und gültig ift, 
wenn er auch felbft das Protocol! zu unterfchreiben verweigert hätte. 

- 989. Iſt der Gemeindeeinnehmer zugleih Rechner ande rer öffentlichen 
Eaffen oder Anftalten, z. B. Kirchen: oder Hofpitalrechner, fo ift die Unterſu— 
hung auch auf diefe Caſſen auszudehnen. 

$. 90. Da ſich zuweilen der Fall ereignet, daß Eaffeunterfuchungen in der 
Zwifchenzeit Statt finden, wo zwar die Protocolle des Gemeinderaths über 
die Abhörung der Rechnungen fchon gefertigt, aber die Abfchlüffe der höhern 
Behörde noch nicht erfolgt find, wo es dann nothwendig wird, die von dem 
SGemeinderath vorläufig richtig anerfannten Cinnabmen und Ausgaben ber 
Unterfuhung zum Grunde zu legen, fo haben die Bürgermeifter,, fobald ein 
forhes Abhörprotocoll gefchloffen worden, dem Einnehmer das Refultat in der 
Art anzuzeigen, daß die ganze Summe der Einnahme und die ganze Summe 
der Ausgabe mit den daraus folgenden Guthaben oder Rücftänden des Rech⸗ 
ners erfichtlich wird. 

Die königl. Landeommiffariate haben ihrerfeits den königl. Steuercontroll⸗ 
ämtern auf deren Verlangen die noch nicht abgeſchloſſenen Rechnungen mit den 
Abhörprotocollen Behufs der Caſſenunterſuchungen jederzeit mitzutheilen. 

(Regierungsentſchl. vom 25. Auguſt 1819, Jutelligenzbl. Nro. 66.) 


$. 91. Wenn durch die Unterſuchung der Amtsführung eines Einnehmers 
ein Eaffendefect oder geflißentlihe Auslaffuugen aus feinem 
Tagebuch von den Einnahmen, zur Verheimlichung feines Caffenftandes ent: 
deckt worden, fo hat der Unterfuchungsbeamte oder Commiffär auf der Gtelfe 
noch während der Unterfuchung an das Fönigl. Randeommiffariat zu berichten, 
und auf die proviforifhe Suspenfion des Einnehmers anzutragen. _ 

(Eonfularbefchl. vom 16. Therm. VIII. Jahrs. Regierungsbeſchl. vom 
19. Vendem. XI, Jahres. Kaiferl. Decret von 27. Februar 1811. nftruct. 
Derord, für die Steuercontrollämter vom 28. Juli 1818, $. 30, 48.) 


6.92. Nach beendigter Unterfuhung werden alle Gefchäftspapiere des 
Einnehmers unter Siegel gelegt, und bei dem Ortsvorftand, gegen Empfang: 
fchein aller genau zu bezeichnenden Acten, und der Caffenvorratb bei der Bes 
zirfscaffe, bis anf weitere Verfügung gegen Quittung in Berwahrung gegeben. 
Das Unterfuchungsprotocolt ift fogleih an das Landcommiffariat einzuſenden, 
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welches dasfelbe mit feinem berichtlichen und erfchöpfenden Gutachten der Pönigl. 
Regierung zur mweitern DBerfüguna zu überliefern hat. 

Ueberhaupt find jene Protocolfe, welche für den Gemeindeeinnehmer ein 
nachtheiliges oder gravirendes Refultat darbieten, oder augenblickliche Einfchreis 
tungen nothwendig machen, fogleich unmittelbar dem betreffenden Fönidt. Land- 
commiffariate zu überftelen, damit von demfelben das Geeignete verfünt, und 
hierauf Bericht mit Beifügung des Protocol an die Eönigl, Regierung er: 
flattet werde. 

In diefen Fällen haben jedoch die Steuercontrollämter gleichzeitig eine 
fummarifche Anzeige an die königl. Regierung zu erftatten. 

Regierungsentfchl. vom 9. Auguft 1826, Intelligenzbl. Nro. 101.) 

$. 95. Die Entfhädigung der Steuercontrollämter für die Verificatlon 
der Gemeindeeinnehmer ift durch die Regierungsentfchließung vom 31. Der. 
1823 und 6. Auguft 1824 (Intelligenzbl. Nro. 346 und 1824 Nro. 252) feft: 
gefent. 

Die Koften einer außerordentlichen Gaffenverification, welche wegen unor: 
deutlicher Gefchäftsführung des Cinnehmers langmwierig und befchwerlich war, 
fallen dem Einnehmer zur Lafl. Die Steuercontroleure haben in dieſem Falle 
eine Entſchädigung von 4 fl. per Tag zu beziehen. 

($. 151 der infte. Verordnung für die Steuercontrollämter vom 3. 
Juli 1818.) 


Siebenzehbntes,Gapitel, 
Suspenfion des Gemeindeeinnehmers. 


$. 94. Der Steuer: und Gemeindeeinnehmer Fann weder durch den Bür— 
germeifter, noch durch den Steuercontrolleur oder den Specialcommiffär , fon: 
dern nur durch das Fönigl. Landcommiffariat und die königl. Regierung vou 
feinen Functionen fuspendirt werden. 


Achtzehntes Capitel. 
Verbrechen des Gemeindeeinnehmers. 


$. 95. In Anſehung der, den Gemeindeeinnehmern verbotenen Handlungen, 
welche zugleich den Character eines Derbrehens und Vergehens haben, 
und namentlih a) der Verfälfhung von Acten, Urkunden und 
Regiftern; b) der Unterfhlagung von Geldern oder Effec 
ten; e) der Gelderpreffung; d) der Beſtechung; e) der Leber: 
nahme von Lieferungen 2. durch Beamteoder Angeftellte in 
den ihrer Berwaltung oder Auffiht anvertrauten Gegen: 
ftänden, und der Antheilnahme an dergleihen Gefdhäften; 
f) der Ausübung von Amtsfunctionen nah der Entlaffung, 
werden bdiefelben auf die Art. 145, 169, 170, 171, 172, 174, 175, 177 und 197 
des Strafgeſetzbuchs hingemwiefen und auf die dort angedrohten Strafen aufs 
merffam gemacht. 


\ 
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Mas insbefondere die Vergehungen der sub lit. e gedachten Art betrifft, 
fo find die Eönigl. Landcommiffariate beauftragt, dort wo die Bürgermeifter 
und Einnehmer in eigenem Namen als Uebernefmer oder Lieferanten auf: 
treten, übrigens aber Feine betrügliche Abficht fich heraugftelft, die Ausgabe ohne 
weiters u ftreichen, dort aber, wo diefelben unter fremden, wirklichen oder 
fupponirten Namen dergleichen Lieferungen übernehmen, oder fonft die Abficht 
unerlaubten betrüglichen Vortheils fich erkennen läßt, die Anzeige davon an die 
Pönigl. Kreisregierung zu machen, damit die Deftitution nnd Beſtrafuug der - 
Schuldigen nach den Beftimmungen des Urt. 175 des Strafgeſetzbuches ver: 
anlaßt werde, 

(Regierungsentfchließung vom 24. April 1818, Intelligenzbl. Nro. 35.) 

$. 96. Es ift dem SGemeindeeinnehmer ausdrüdtich verboten, irgend eine 
Summe aus der Gemeindecaffe zu entnehmen, unter welchem Vorwande es 
auch immer feyn mag, felbit nicht für Militärrequifitionen, es fen denn auf 
befondere Autoriſation der Eönigl. Kreisregierung, bei Strafe perfönlich dafür 
zu haften, und wie wegen Entwendung Öffentlicher Gelder verfolgt zu werden. 

(Sonfularbefhluß vom 27. Brum. IX. Jahrs.) 


Neunzehntes CGCapitel. 
Vorgerichtſtellung des Gemeindeeinnehmers. 


$. 97. Die Steuer: und Gemeindeeinnehmer können wegen ihrer Amts— 
handfungen nur nach vorgängiger Autorifation der höheru Behörde vor Gericht 
geftelft oder dort belangt werdeu. 

(Geſetz vom 7 — 14 October 1790. Art. 75 des Eonftitutiongact v. J. VL) 

Diefe Autorifation wird vonder Fönigl. Kreisregierung nach eingeholtem 
Gutachten des Eönigl. Landeommifjariats ertheilt, 

Befchluß vom 10. Forint Jahres X.) 

Die Gerichtsbehörde darf zwar Schon vor erfolgter Autorifation die 
zur Unterfuchung des Amtsvergehens erforderlichen Informationen einziehen, 
jedoch gegen den Einnehmer weder einen Erfcheinungs:, Vorführungs- oder 
Verhaftsbefehl erlaffen, noch ein gerichtliches Verhör mit ihn vornehmen. 

(Decret vom 9. Auguft 1806, Art. 3.) 


Zwanzigftes Capitel. 


Abgang eines Gemeindeeinnehmers mit Tod, Entlaffung oder 
Abſetzung. 


J. 98. Wenn ein Gemeindeeinnehmer mit Tod abgeht, ſoll der Bürger: 
nteifter oder Adjunct feines Wohnorts foaleich bei dem königl. Friedensgericht 
amtlich auf Siegelanlegung bei dem Verftorbenen autragen. 

«Urt 909 und 911 des Geſetzbuchs über das bürgerliche Verfahren.) 

Er Faun zugleich Einfchreibung auf dem Hypothekenbureau auf alfe unbe— 
weglihen Güter des Verftorbenen nah Art. 2121 des Civilgeſetzbuches ver: 
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fangen, wenn diefe Einfchreibung, der Vorfchrift des $. 12 ungeachtet, unter: 
blieben feyn follte, 

$. 9. Die Siegel werden durch das Fönial. Zriedensgericht in Gegen: 
wart der Erben oder ihrer Bevollmächtigten und des Bürgermeiſters abs 
genommen, und die Papiere an denjenigen Miterben oder an jeden Andern 
herausgegeben, welcher von;den Erben durch eine gefenliche Vollmacht beaufs 
tragt ift, die Rechnung zu ftellen. 

Das baare Geld, welches bei der Siegelabnahme in der Caſſe gefunden 
worden, wird dem Nachfolger gegen Quittung eingehändigt. 

(Art. 959 ebendafelbft.) 

Der Betrag der Quittung wird bei der Berichtigung des Paſſivrezeſſes 
nach dem Abſchluß der Rechnung in Abzug gebracht. 

$. 100. Den Erben ift eine Zeitfrift zu beftimmen, in welcher fie bei Ver: 
meidung, vor dem Eönigl, Bezirkögericht auf die Bezahlung des Fünftels der 
Einnahme verfolgt zu werden ($. 106), die Rechnung zu ſtellen haben. 

$. 101. Weaen der Löfhung der genommenen Hypothekareinfchreibung iſt 
dasjenige zu beobachten, was oben ($. 14) bemerkt worden ift. 

$. 102. Wenn ein Gemeindeeinnehmer feine Entlaffung nachgeſucht oder 
folhe aus irgend einem andern Grunde, als wegen Eutwendung von Gemein: 
degeldern erhalten hat, Eönnen die Amtepapiere und der Gaffenvorrath, wenn 
nicht gleich ein Nachfolger aufgeftellt wird, vom Bürgermeifter unter Siegel 
gelegt werden. Diefe Mafregel kann jedoch unterbleiben, wenn fi das Bür— 
germeifteramt durch die Unterfuchung der Amtsführung überzeugt hat, daß 
er feinen Rezeß fchuldig bleibt , oder daß der allenfallfige Paſſivrezeß mehr als 
binreichend durch feine Bürgſcaft gededt ift. 

$. 103. Wenn aber die Abfesung wegen Veruntreuung von Gemeindegel— 
dern ausgeiprochen wird, fo ift der Bürgermeiſter verpflichtet, jowohl auf den 
Eajfenvorrath, weicher bei der königl. Bezirkscaſſe deponirt wird, als auf dem 
Rechnungspapier die Siegel anzulegen und zugleich, fofern ed (ſ. 12) noch 
nicht gefchehen feyn follte, Einfchreibung auf dem Hypothekenbureau auf alte 
unbeweglichen Güter des untreuen Nechners zunehmen. Er fol zugleich einen 
Zahlbefehl gegen denfelben erlaffen, welcher aber erſt, nachdem er von dem 
Fönigl. Landeommiffariate vifirt ift, vollzogen werden kann. 

$. 104. Das königl. Landeonmiſſariat kann gegen dem der Unterfchlagung 
von Gemeindegeldern überwiefenen Einnehmer einen Werhaftbefehl (Contraite 
par corps) erlaffen, der aber erfl, nachdem er von dem königl. Sriedensgerichte 
pifirt ift, in Vollzug geſetzt werden kann. 

(Art. 33 des Geſezes vom 16. Therm. VIII, Art. 6 des Decrets vom 
27. Februar 1811. Art. 2070 des Cibilgeſetzb. Werard, der gemeinfchaftl. Lan 
desadminiftration von 77. Jannar 1815.) 

Die abändernde Beſtimmung der genannten Bandesadmwiniffration vom 
28. December 1825, wornach der Berhaftsbefehl mit dem Viſa des Präfiden- 
ten des Bezirfögerichts verfehen werden foll, iſt als nicht geleglich publizirt, 
nicht für bindend zu achten.) 
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$. 105. Sobald die vorbemerkten Sicherheitsmaßregeln genommen find, 
Fönnen die Siegel von den Rechnungspapieren abgenommen, und dem Cinnehs 
mer, ſeinem Bevollmächtigten oder dem von der Fönigl. Regierung ernannten 
Specialcommiſſär herausgegeben werden, damit die Rechnung in der beſtimm⸗ 
ten Zeitfrift geftellt und vorgelegt wird. 

$. 106. Im Falle der Rechner" oder fein Bevollmächtigter nicht in ber 
beftimmten Zeit feine Rechnung ftellt, wird entweder von königl. Regierung 
ein Specialcommiffär damit beauftragt, oder der Rechner gerichtlich auf Rech 
nungsablage und vorläufige Bezahlung des fünften Theils feiner Gemeindeein— 
nahmen verfolgt. 

(F. 64 und 65 des Gefebes vom 11. Frim. Sjahr VII.) 

$. 107. Der deponirte Gaffenvorrath wird an den Nachfolger des entfeh« 
ten Einnehmers ausgeliefert. 


® I 


3 weiter Abſchnittt. 
Bon der Eintreibung ber Gemeindegelder. 


Erfttes Gapitel 
Allgemeine Bemerkungen über die - Eintreibung. 


$. 108. Die Eintreibung gefchieht auf zweifahe Art, nämlich durd 
ab miniftrative und durch gerichtliche Iwangsmittel. 

$. 109. Der Gemeindeeinnehmer ift allein beauftragt, die nöthiaen Be: 
treibungen und DVerfolgungen für die Erhebung der Einfünfte der Gemeinden 
feines Einnahmsbezirks zu machen. 

(Regierungsbefchl. vom 19. Vend. XII. Fahre.) 

$. 110. Das Recht, die Prozeffe, welche einzig die Gemeinde angehen, 
zu betreiben, fteht dem Bürgermeifter und in feiner Abwefenheit dem Ad— 
juncten zu. 

Geſetz vom 29. Vend. V. Fahre.) 

5.111. Wenn alfo im Laufe und ald Wirkung der Verfolgungen, welche 
der Gemeindeeinnehmer gegen einen im Rückſtande befindlihen Echuldner ma: 
chen läßt, fih Streitigkeiten über das Eigenthumsrecht eines beweglichen oder 
unbeweglichen Guts oder über die Gültigkeit eines Pachtes, Verkaufsactes, einer 
Hppothefe oder anderer Urfunden, welche eine Einnahme begründen, erheben, 
fo hat der Gemeindeeinnehmer dem Bürgermeifter die Anzeige zu machen, da— 
mit diefer die Nechte_ der Gemeinde vor den betreffenden Gerichten vertrete; 
fobald aber die Steitigfeiten durch ein Urtheil oder durch einen Vergleich ge: 
hoben find, fommt es dem Einnehmer wieder zu, das Urtheil oder den Der: 
gleich vollziehen zu laffen, und die depfalls nöthigen Confervationsacten zu 
machen. 

Jede Zwangsveräußerung gefchieht daher auf Betreiben des Gemeindeein- 
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nehmers. Eben fo die Verfofgungen wegen Rüdbezaplung der von der Ges 
meinde ausgeliehenen Kapitalien. *) 
$. 112. Die Eönigl. Landcommiffariate find ermächtigt, auf die Anträge 
des. Gemeinderaths Ä 
1) mäßige Friften für Gemeindefchuldner in den Fällen. zu geftatten, wo 
Peine Gefährde zu beforgen iſt. 
2) Pachtnachläße wegen Elementarereigniffen zu bewilligen, wenn jene nicht 
den vierten Theil des Pachtes überfteigen. 
(Regierungsentfchl. vom 25. März 1826. VI. Nro. 4.) 


Zweites Gapitel. 


Eintreibung ber Gemeindegelder durh abminiftrative 
Zwangsmittel. 


$. 115. Alle zahlfäliigen Gemeindegelder follen, fo wie die directen Steuern, 
durh Steuerboten eingetrieben werden. 

(Verord. der gemeinfchaftlihen Landesadminiftrationscom. vom 18. Nov, 
1814, Ziffer 1. Regierungsverfüg. vom 11. Januar und 6. Juui 1820 (Intels 
ligenzbl. Nro. 47 und 48.) j 

$. 114. Die Gemeindeeinnehmer fertigen zu diefem Behufe Auszüge aus 
ihren Einnahmsregiftern, mit Angabe der Namen der Schuldner, des Gegeus 
ftandes, Jahrganges und Betrages der Schuld, 

Die Bürgermeifter prüfen diefe Verzeichniſſe nach den Acten und Regiftern 
und fenden fie von ihnen bejcheinigt an das Landeommiffariat, welches diefelben 
nach befundener Richtigkeit erekutorifch erklärt und in die Gemeinde zurück— 
fendet, wo die Einnehmer zu Einleitung der erecutorifhen Maßregeln das 
nämliche Verfahren, wie bei der Eintreibung der Steuerrückſtände, beobachten. 

Ebendaſelbſt Ziff. 2. Regierungsentfchl. vom 11. Januar 1820 (Intelli⸗ 
genzbl. Nro. 7.) 

$. 115. Die Reclamationen gegen Anfähe, die von legalen oder von den 
höhern Benörde genehmigten Austheilern herrühren, Fönnen erſt nach gemach— 
ter und erwiefener Zahlung der angeforderten Schild angenommen werden, 
worauf die Unterfuchung und Entfcheidung erfolgen ſoll. 

(Verordn. der gemeinfchaftlichen Randesadminiftration vom 18. November 
1814, 3iff. 3.) 

$. 116. Die Entfcheidungen von Reclamationen der vorerwähnten Art ges 
hören zur Gompetenz der Verwaltungsbehörden; jede gerichtlihe Oppofition 
oder andere gerichtliche Handlung gegen die adminiftrativen Werfolgungen, 
welche zur Gintreibung folder Schuldigkeiten gemacht wurden, ift deßhalb uns 
gültig, und der Gemeindeeinnehmer hat darauf Feine Rückſicht zu nehmen, 





#, Das Nähere wegen der Gemeindeproceife ieh $. 141 bis 149 dieſer 
Anftruction und binfichtlich der Confervationsacten fiehe Hülfskaſſen. 
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(Geſetz vom 22. Dee. 1789, vom 16. bis 24. Auguſt 1790; — vom 16. 
öruct. Jahr ILL.) 

Wird die Gültigkeit einer auf Eontracte ſich ſtützenden Schuld Beftritten, 
und darum die Zahlung verweigert, worüber ‘die Erflärung bei dem Bürger: 
meifter fchriftlich einzugeben ift, fo werden. die angefangenen Verfolgungen wäh: 
rend zehn Tagen fifkirt, um im diefer Frift dem Schuldner Zeit zu laſſen, 
feine Einfprüche auf dem gerichtlichen Wege einzuleiten, und erſt, wenn dieſe 
Friſt unbenust verftrichen ift, Eönnen die Verfolgungen erneuert werden. 

(Ebendaſelbſt.) 

$. 117. Die Rechnungsrezeſſe der Gemeindeeinnehmer, (ſiehe $. 274 und 
folgende) fo wie die von den Bürgermeiftern oder fonftigen Gemeindebeamten 
in Folge der Befchlüffe des Fünigl. Randeommiffariats oder der königl. Kreis— 
regierung zurüc zu erflattenden Summen werden ebenfalls dnrch adminiftrative 
Zwangsmaßregeln eingetrieben. 

$. 118. Da die Entfcheidung megen der Feſtſetzung folder Rezeſſe den 
adminiſtrativen Behörden zufteht, fo ift jeder gerichtliche Act, den der Schuld: 
ner gegen die adminiftrativen Werfolgungen des Einnehmers machen laſſen 
würde, unzufäßig. - 

$. 119. Der Stenerbote fertigt gemäß dem volfziehbar erklärten Ausſtands— 
verzeichnife für jeden darin begriffenen Schuldner einen Mahnzettel auf 
freiem Papier aus, ftelft ihn dem Debenten zu, und fordert ihn auf, binnen 
24 Stunden feinen Rückſtand zu entrichten. 

(Eonfularbefchl. vom 16. Thermidor VII. Jahrs.) 

$. 120. Für jede Mahnung, mit Inbegriff des Mahnzettels, iſt der Steuer: 
bote befugt, von dem rückſtändigen Schuldner drei Kreuzer zu fordern und 
felbft einzuziehen. 

Die Bezaplung diefer Entfchädigung it von dem Gteuerboten auf dem 
Mahnzettel zu quittiren. 

(Allerhöchſte Verordnung vom 4 Auguft 1820, Amtsbl. ro. VIII) 

$. 121. Wenn der rüdfkindige Schuldner, in Zeit von drei Tagen nad 
erhaftenem Mahnzettel, feine Schufdigkeit nicht abführt, fo ſtellt der Steuer: 
bote auf Antrag des Einnehmers dem im Rückſtande verbliebenen Schuldner 
einen Zahlbefehl auf freiem Papier aus, worin er denſelben auffordert, in 
Beit von drei Tagen feinen Rückſtand abzutragen, bei Strafe der Pfändung 
und des Verkaufs feiner Meobilien. 

(Ebendaf. Regierungsentfchl. vom 6, Juni 1820, Intelligenzbl. Nro. 48.) 

$. 122. Für die Ausfertigung und Zuſtellung er der Steuerbote 
zwölf Kreuzer. (Ebendaſ.) 

Der Einnehmer erhebt diefe Gebühren gegen Quittung unmittelbar von 
dem Debenten, und ftellt fie dem Steuerboten gegen Quittung zu, 

(Juſtr. Verordnung über die Erhebung der directen Steuern vom 28. Jul 
1818, $. 106.) 

$. 125. Der Steuerbote ift verbunden, die Mahnzettel fowohl als die 
Zahlbefehle den betheiligten Debenten felbft zuzuftelten, und darf fie unter kei— 
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nem Vorwande, bei Strafe feiner Entlaffung, durch dritte Perfonen einhäns« 
digen laſſen. 

(Ebendaf. $. 107.) 

$. 124. Der Steuerbote darf unter Peinem Vorwande felbft Gelderhes 
bungen von rückſtändigen Schuldnern, bei Strafe feiner Entfegung, machen. 

(Ebendaf. $. 109.) € 

$, 125. Dem Steuer: und Gemeindeeinnehmer ift unterfagt, bei Strafe, 
als Mitſchuldiger des Steuerboten behandelt zu werden, von dem Steuerboten 
erhobene Steuern oder Gemeindegelder von diefem in Empfang nehmen, in 
feinen Hebrolfen oder Hebliften als abgetragen vorzumerfen und darüber Quit: 
sung auszuftellen. 

Refeript der Eönigl. Regierung des NRheinfreifes, Kammer ber Finanz., 
vom 17. Decemb. 1822.) 

$. 126. Sollten Steuerpflichtige (Gemeindefhuldner) diefer Warnung un: 
geachtet, demfelben ihre RücftändeTanvertrauen,, fo Eönnen fie im eintretenden 
Falle zur nochmaligen Zahlung derfelben angehalten werden, 

(Inftr, Verordnung über die Eintreibung der directen Steuern, vom 28. 
Suli 1818 $. 110. Eonfularbefchl. vom 16. Thernidor VII, Jahres, Art. 50.) 

$. 127. Hat der Schuldner, nach Verlauf von drei Tagen, auf den erhal: 
tenen Zahlbefehl feinen Rückſtand nicht getilgt, fo fehreitet der Steuerbote auf 
fchriftlihen Auftrag des Einnehmers zur Pfändung von fo viel Mobilien, 
Effecten, Früchten auf dem Speiher, in der Scheune oder auf dem Halme, 
Wein im Keller oder noch am Stode ꝛc., als zur Dedung der Rückſtände 
nothwendig ift. 

(Ebendaſelbſt $. 112. — Ebend. Art. 51.) 

$. 128. Bei folhen Pfändungen ift es dem GSteuerboten zur befondern 
Pflicht gemacht, vor allem das Entbehrlichfte und erft wenn dieſes nicht hie 
reicht, das weniger Entbehrliche und danı das Nothwendige zu pfänden. 

(GlInſtr. Verordnung über die Eintreibung der directen Steuern, vom 3. 
Juli 1818, $. 113.) 

$. 129. Die Pfändung der Früchte auf dem Halme kann für Gemeinde: 
aelder jedoch nur dann Statt finden, wenn -dic Forderung der Gemeinde 24 
fl. (50 Fr.) überfleigt, und durch ein Zeugniß des Bürgermeifters dargerhan 
wird, daß ohne eine folhe Pfändung die Gemeinde Gefahr laufe, ihre Forde: 
rung zu verlieren *). N 

(Verfügung der Fönigl. Regierung, von 25. Juli 1817.) 

$. 150. Die Pfändung oder Befchlagnehmung,, movon weiter unten die 
Rede ſeyn wird, fol in Gegenwart von zwei Zeugen gefchehen, und darf nie 
nah Sonnen:Untergang oder vor Sonnen:Aufgang vorgenommen werden. 

(Inſtr. Verordnung über die Eintreibung der directen Steuern, vom 28. 


4, 





* Diefer 6. iſt durch Negierungsverfügung vom 51. Auguſt 1827, An: 
telligenzbl. S. 301, zurückgenommen. 
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Juli 1818, $. 114. Art. 4 des Tit. XXXIII der Ordonnan; vom April 1667, 
publicirt in der Sammlung der Verordnungen und Befchlüffe, VI. Heft, pag. 
192, Art. 501.) 

$. 151. Hat der Steuerpflichtige (Gemeindeſchuldner) Mobilien, Effecten 
oder überhaupt Pfändungsgegenftände aus feinem Haufe weggebradht und an 
deren Perfonen zur Verwahrung gegeben, um fie der Pfändung zu entziehen, 
fo Fönnen diefelben auf die davon erhaltene Keuntniß des Steuerboten, wo fie 
fi) immer vorfinden mögen, von diefem gepfändet, und müffen ihm auf fein 
Verlangen gegen Empfangfchein ausgeliefert werden. 

Guſtr. Verordnung über die Eintreibung der directen Steuern, vom 38. 
Juli 1818, $. 115.) 

$. 152. Beſteht aber von Seiten der Inhaber Einfpruch gegen das Eigen: 
thum derfelben, fo find diefe gehalten, diefelben aufzubewahren, bis eine Ent« 
fheidung über ihren Einfpruch erfolgt ift, und zwar unter ihrer perfönlichen 
Derantwortlichfeit und der Strafe felbfleigener Entrichtung des Betrags der 
Steuerrückſtände Cfchuldigen Gemeindegelder), zu deren Sicherung diefelben 
gepfändet werden follten. 

(Ebendafelbft $. 116.) 

$. 155. Die Vindicationg: oder Privritätsanfprüche dritter Perfonen find, 
ehe und bevor fie vor Gericht gebracht werden, erft bei der Fönigl. Regierung 
geltend zu machen, und werden nach den gefeglihen Worfchriften vom 12. Nos 
vember 1808, Art. 4, in Gemäßheit des Gefebes vom 5. November 1790, Art. 
15, behandelt. 

(Ebendafelbft $. 138.) 

$. 154. Der Steuerbote ift ferner befugt, auf Anfuchen des Ginnehtners, 
alte fonftigen Gelder, welche einem rückſtändigen Steuerbaren (Gemeindeſchuld— 
ner) angehören, und fi in den Händen eines Verwalters, Deconomen, Depofie 
tars oder Schuldners des Debenten befinden, in Befchlag zu nehmen. 

(Ebendafelbft $. 124.) 

$. 155. Alle Streitigfeiten, welche fich zwifchen dem Einnehmer und Pris 
vatperfonen über die Gültigkeit einer Pfändung oder Befchlagnehmung, oder 
über das Dorzugsrecht des Cigenthums der gepfändeten Effecten oder der in 
Befchlag genommenen Gelder erheben, werden vor allem vor das Fönigl. Land: 
commiffariat gebracht, weiches darüber entfcheidet ; jedoch bleibt es der Parthie 
unbenommen, ihre Rechte im gefenlihen Wege weiter vor Gericht zu verfolgen. 

(Ebendafelbft $. 125. Regierungsverfügung vom 14, October 1825.) 

F. 136. Folgende Gegenftände find zur Betreibung der rückſtändigen 
Steuern (Gemeindegelder) in feinem Falle der Pfändung des Steuer: 
boten unterworfen: 

1) Alles Cigenthum, welches das Civilgefebbuch als unbemeglich erklärt. 
(Geſetz vom 11. Brumaire VYI, Art. 11.) 

2) Die zum täglihen Gebrauche des Steuerpflichtigen (Gemeindefhuldners) 
und der bei ihm wohnenden Samilienglieder nothwendige Bettung und 
die Kleidungeftüce, welche fie auf dem Leibe tragen. 
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3) Die Pferde, Ochſen und anderes zum Feldbau nothwendiges Vieh, die 
Pflüge, Zuhrmwerfe und Geräthfchaften, welche zum Pflügen nnd Bauen 
der Ackerfelder, Weinberge und Wiefen gebraucht werden. 

4) Die zur Beſaamung der Felder nöthige Saatfrucht und die Bienenftöce. 

5) Nah der Wahl. des Gepfündeten eine Milchkuh oder zwei Geifen, oder 
drei Schanfe, die er zu feiner täglichen Nahrung nothmwendig hat, mit 
dem für einen. Monat nothwendigen Futter und Streuwerk. 

6 Die Werkzeuge der Handwerker, meld zur Ausübung ihrer Gewerbe 
gebraucht werden, fo wie die zum Fortgange der Fabriken, Manufactus 


ren, Hütten: und Hammerwerfe, Papiermühlen und andere Gewerke 
erforderlihen Geräthe und Inſtrumente. 


(Eonfularbefchl, vom 16. Thermidor VIE, Art. 52.) 

7) Die auf die Gewerbe des Gepfändeten Bezug habenden Bücher. 

8) Die zum Unterrichte in Künften und Wilfenfchaften nothwendigen Bis 
cher, Mafchinen und Inſtrumente. 

9, Die zur Ausrüftung der Militärperfonen, Genedarmen und Landwehr 
gehörigen Uniformen und Waffen. 

10). Das Mehl und andere zum monatlichen Unterhalt des Gepfändeten und 
feiner Familie nothwendige Lebensmittel, 
CProceburcoder, Art. 592.) 


$. 137. Die Steuerboten, welche diefer Verfügung zumiberhandeln, untere 
tiegen einer zuchtpofizeilichen Geldftrafe. 
(Ordonnanz vom April 1667.) 


$. 138. Nebſtdem ift der ganze Pfändungsact null und nichtia, und die 
Koften davon fallen dem Steuerboten zur Laft, unbefchader der Entjchädigung 
des Gepfändeten, welche nach Umſtänden ihm zuerkannt werden Pann. 

(Ordonnanz vom April 1667.) 


$. 139. Das. Pfändungepvotocolt ift auf. freied Papier aufzunehmen, unters 
tiegt nicht der Einregiftrirung, muß aber in den erften 24 Stunden von dem 
. DOrtevorftande vifirt werden. 

(Inſtr. Verordnung über. die Eintreibung der directen Steuern, vom 238. 
Juli 1818, $. 129. Megierungsentfchl. vom 6. Juni 1820, ntelligenzblatt 
Nro. 48) 

$. 140. Auf Antrag des Steuerboten hat der Ortsvorfland ein Local zu 
beftimmen, wo die auf einen Zag gepfändeten Objecte in Sicherheit gebracht 
und durch den von dem DBürgermeifter oder Adjuncten zu beftelfenden Auf: 
feher, welcher für die Entwendung derfelben verantwortlich iſt, in Verwah— 
rung genommen werden follen, um auf einen rn Stüd für Stüd, verkauft 
zu werden, 

Der von dem DBürgermeifter oder Ajuneten ernannte Aufſeher darf bie 


Derwahrung nicht verweigern, bei Strafe der Haftımg für den Werth der 
ihm auvertranten Gegenftände, 


(Ebendafelbft $. 130.) 


* 
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Den Stenerboten iſt unterſagt, Schullehrer als Aufſeher von gepfän— 
deten Mobilien zu beſtellen. 

(Regierungsentſchl. vom 27. Juni 1822.) 

$. 141. Im alle aber, wo der Schuldner felbft einen annehmlichen zahs 
Innasfähigen Wächter in Vorſchlag bringt, welcher mit feinem eigenen Ders 
mögen dafür haftet, daß die gepfändeten Gegenflände, an Vieh, Mobilien, 
Effecten, Früchten, Wein u. f. w. an dem zum Verkaufe beftimmten Tage richs 
tig an Ort und Stelle gebracht werden, Fann der Steuerbare (Gemeindedes 
bent) bis auf den Tag des Verkaufs im Beſitze derfelben bleiben. Der Bürge 
hat aber das Pfändungsprotocoll, in welchem von der auf fich genommenen 
Verbindlichkeit ausdrüdlich Erwähnung gefchehen muß, mit dem Ortsvorſtande 
und dem Steuerboten eigenhändig zu unterzeichnen. 

(Ebendafelbft $. 131.) 

$. 142. Die Koftender Pfändung find folgende; 

Der Steuerbote erhält für die Pfändung und das Pfändunge: 


protocoll 50 Fr. 
für jede Abſchrift oder jeden Auszug aus dem Protocolf 12 fr. 
jeder der zwei Zeugen > 50 SB 
der Auffeher oder Wächter für jeden Zug 15 fr. 


(Ebendaſelbſt $. 132.) 

$. 145. Die Gebühren vom Gelddeſchlagnehmungsprotocol find die näms 
lichen, welche für die Pfändungsprotocolle feſtgeſetzt find, 

(Ebendafelbit $. 155.) 

d. 144. Im Falle der Gepfändete in den erften zehn Tagen nach der 
Pfändung feine Schuldigkeit nicht abgeführt hat, wird den eilften auf das 
Betreiben des Cinnehmerd zum Verkaufe der gepfündeten Gegenftände 
gefchritten. 

Inſtr. Verordnung über die Eintreibung der directen Steuern, vom 28. 
Juli 1818, $. 154. Confularbefchl. vom 16. Thermidor VIII. Jahrs, Art 51.) 

$. 145. Der Verkauf gefchieht durch den Steuerboten in. Gegenwart 


zweier Zeugen. 
(Inſtr. Verordnung tiber die Eintreibung der directen Steuern, vom 28. 


Juli 1818, $. 135.) 

$. 146. Die Ermächtigung dajn wird von dem Einnehmer auf das Pfäu— 
dungsprotocoll geſetzt und von dem Ortsvorſtande viſirt, welche Formalität auch 
hinſichtlich der Ausgemärker (Gemeindeſchuldner, ‚welche in einer andern. Ges 
meinde wohnen), als der, für welche die Verfolgungen gemacht werben, 
zureichend iſt. 

(Ebendaſelbſt $. 156.) 

$. 147. Es ift nicht nothwendig, das betreffende Rentamt vorher von dem 
Derfaufe in Kenntniß zu ſetzen. 

(Ebendafelbit $. 157.) 

$. 148. Der Verkauf der gepfündeten Gegenftände Paun durch Peine ge: 
vichtliche noch Aaußergerichtliche Proteftation oder Intervention des Schuldners 
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forwohl, ald dritter Perfonen fiftirt werden, ausgenommen, wenn die unter den 
69. 135 ımd 135 vorgefehenen Fälle eintreten, 

$. 149. Die Verfteigerung muß drei Tage’ zuvor auf die in der Ge 
meinde üblihe Publicationsart öffentlich bekammt gemacht, und die Befanntma« 
chung auf den Tag des Verkaufs wiederholt werden. 

Inſtr. Verordnung über die Eintreibung der directen Steuern vom 28. 
Juli 1818, $. 140.) 

Beftehen die gepfändeten Gegenftände in Feldfrüchten, Gras, Klee, Trans 
ben, Obft und dergleichen, welche auf den Halmen, am Stode oder auf den 
Bäumen verfauft werden follen, fo muß nebft obiger Bekanntmachungsart auch 
noch jene in dem Procedurcoder vorgefchriebene durch Anfchlagzettel eingehals 
ten werden. (Bol. $. 158.) 

(Megierungsentfehl. vom 28. Auguſt 1823, Intelligenzbl. 279.) 

$. 150. Finden fich Feine Käufer, fo wird die Verfteigerung auf einen 
andern Tag verlegt, oder die gepfändeten Gegenflände werden nach dem An—⸗ 
trage des Steuerboten unter ficherer Begleitung in den Cantonshauptort, oder 
in die nächte Stadt gebracht, um dort nad) vorläufiger, im vorftehenden $. 
verordneten Bekauntmachung verfleigert zu werden. 

(Ebendaſelbſt $. 141.) 

$. 151. Beſtehen die gepfändeten Gegenſtände in Feldfrüchten, Gras, 
Klee, Trauben, Obſt und dergleichen, welche auf dem Halme, am Stode, oder 
auf den Bäumen verkauft werden follen, fo foll, wenn fich Fein Käufer dazu 
findet, der Ortsvoritand im Cinvernehmen mit dem Einnehmer den Steuerbo: 
ten ermädtigen, die Gegenſtäude durd einen dazu zu beftellenden Auffeher 
mähen, ärndten oder herbſten zu laſſen, um danu nad Vorſchrift des vorfte: 
henden $. verffeigert zu werden. 

Bei folhen Prändungen müſſen die im Procedurcoder vergefchrichenen 
Verfügungen der Art. 626 — 635 genau beobachtet werden. 

(Ebendafelbft $. 142.) 

6. 152. Die fih in folhen Fällen ergebenden Koften werden von dem 
Ortsvorſtande regulirt und Liquidirt. 

(Ebendaſelbſt $. 143.) 

$. 155. Befindet fich unter den gepfändeten Gegenftänden Vieh, fo wird 
ſolches, wenn der Fall des $. 141 nicht eintreten follte, in einen von dem Ortd« 
vorftande zu bezeichnenden Stall gebracht, und das nothwendige Futter zur 
Unterhaltung deffelben bis zum Tage der Derfleigerung, wenn der Gepfändete 
die Lieferung verweigert, auf feine Koften angefchaftt, und mit dem übrigen 
Pfändungskoften aus dem Erlöfe des Pfandes vorzugsweife bejaplt. 

(Ebendaſelbſt $. 144.) 

$. 154 Der Steuerbote ift unter feiner perfönlichen Verantwortlichfeit 
gehalten, mit der Verfteigerung der gepfändeten Gegenftände fogleich einzuhale 
ten, fobald der erforderliche Erlös zur Dedung der rückſtändigen Schuld ſowohl, 
als der für die Pfändung und den Verkauf bereits gefenlich aufgelaufenen 
Koften hinreicht. (Ebendajelbft $. 145.) 
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$..155. Der Erlös der verkauften Pfändunasgegenftände darf nur im die 
Hände des Einnehmers bezahlt werden, welcher daher entweder felbft der Ders 
fteigerung beimohnen oder Jemand aufftellen muß, um den Erlös von den® 
Käufern in feinem Namen einzuziehen. 

Ebendafelbft $. 146.) 

$. 156. Nach Beendigung des Verkaufs wird das von dem Steuerboten 
darüber auf Stempelpapier zu errichtende Protocol! von dem Ortsvorftande 
abgefchloffen, mwelher das von dem Steuerboten unentgeltlich auszufertigende 
Koftenverzeichniß liquidirt. 

Das BVerfteigerungsprotocol! unterliegt dem Enregiftrement. Die Einres 
aiftrirung gefchieht gratis, wenn der Steuerantheil (die Gemeindefchuld) des 
Debenten ſich nur auf 25 fl. beläuft oder geringer ift. 

Iſt der Steuerbetrag die Gemeindefhuld) aber höher, fo wird bie zum 
Belauf von 252 fl. (500 Fr.) eine fire Gebühr von 28 kr., für Beträge über 
diefe Summe aber die proportionelle Einregiftrirungsgebühr erhoben. 

cEbendaf. F. 147. Reſc. der königl. Regierung des Rheinfreifes, Kammer 
‘der Finanz, vom 6. uni 1820.) 

Der Einnehmer befcheinigt auf dem Verfteigerungsprotocoll den Betrag 
des Erlöfes, den Betrag der aufgelaufenen von dem Ortsvorftande liquidirten 
Koften, zählt zu den legten die rückländigen Steuern (Gemeindegelder), zieht 
diefe Summe von jener des Erföfes ab, und bezahlt den fich ergebenden Webers 
ſchuß dem Stenerbaren (Gemeindefehnfdner) gegen feine unter das Verkaufs— 
protocoll zu feßende Quittung auf der Stelle zurüd, 

(Anfte, Verordnung über die Erhebung und — der directen 
Steuern, vom 28. Juli 1818, $. 147.) 

$. 157. Der Einnehmer quittirt hierauf dem Schuldner, wie vorgefchrie 
ben, den Betrag der durch den Verkaufspreis feiner gepfändeten Gegenftände 
abgetragenen Steuern (Gemeindegelder), fchreibt denfelben in fein Tagebuch 
ein, und macht davon in den refpeftiven Hebrolfen Cin dem im $. 35 befchrie= 
benen Einnahmsmanual) die verordnete Vormerkung. 

Den Betrag der Koften zahlt er gegen Quittung an den Steuerboten, 
und hängt diefe Quittung dem Verkaufsprotokoll an. 
 (Ebendaf. $. 148.) 

6. 158. Die Verfteigerungsfoften find feſtgeſeht wie folgt: 
1) Für den Steuerboten, zur’ Entſchädigung wegen feiner Anweſenheit bei 
der Verfteigerung und des von ihm ansgufertigenben Verkaufprotokolls, 


von jedem damit zugebrachten Tage; fl. 
2) Für jeden Auszug aus dem Verſteigerungsprotokoll 12 fr. 
3) Für jeden der zwei Zeugen 24 Er. 
4) Für jede Publication in den Gemeinden von 8000 Seelen und 

darüber ah Pr, 
5) In den andern Gemeinden 15 fr. 


Ebendaſ. $. 149.) 
$. 159. Wenn ein Steuerbote, "um eine DVerfleigerung von gepfändeten 
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Effecten vorzunehmen, ſich an dem dazu beftimmten Tage in der Gemeinde des 
Gepfändeten einfinder, die Verfteigerung aber aufgeben muf, weil der Gepfäns 
dere fih erft an dem DVerfteigerungstage über die Bezahlung feiner Rückftände 
durch eine Quittung des Cinnehmers ausweifet, fo erhält der Etenerbote außer 
den Publicationsfoften eıne Reifevergüitung von 56 Fr. 

Tritt diefer Fall bei mehreren Gepfändeten in derfelben Gemeinde ein, 
fo hat der Steuerbote von alten zufammen nicht mehr als 56 Fr. zu beziehen, 
welche pro Rata ihrer Anzahl auf fie zu vertheilen find. Binder diefer Fall 
im Wohnorte des Steuerbaren Statt, fo erhält er 24 Er. 

Geht dagegen eine Verſteigerung vor fih, ohne daß ein Gebot auf dag zu 
verfteigernde Object gefchieht, fo find nichts defto weniger dem Steuerboten 
die im $. 158 feitgefesten Gebühren zu entrichten. 

(Regierungsentfchl. vom 25. Juni 1822, Intelligenzbl. Nro. 100.) 

$. 160. Der Steuerbote hat für die Bekanntmachung auf die in der 
Gemeinde übliche Weife, und für die, welche er nach dem Art. 650 des Pro: 
cedurcoder wegen dem Verkaufe der im $. 151 angeführten Gegenftände mit: 
telft Anfchlagzettel zu machen hat, zufammen nur die einfache Gebühr von 2% 
er. oder refp. 15 zu befprechen. 

(Reſer. der Bönigl. Regierung des Rheinfreifes, Kammer der Finanz., vom 
28. Auguft 1818.) 

$. 161. Die Steuerboten können Feine Diäten verlangen für die Zeit, 
welche fie auf dem Wege zubringen, um fich an den Ort ihrer Verrichtnugen 
zu begeben, fo wenig, wie für jene, welche fie dajelbft ohne Arbeit zubringen. 

(Inſtr. Verordnung über die Erhebung juud Cintreibung der directen 
Steuern, vom 28. Juli 1818, 9. 75. Confularbefchl. von 16. Thermidor VIII. 
Jahrs, Art. 28.) 

$. 162. Alle Pfändungsprotocolle und fonftige von den Steuerboten zu 
fertigende Executionsacten, welchen auch nur eine der in den deffallfigen oben 
angeführten Verordnungen beftimmten Formalitäten abgeht, find von den Ein: 
nehmern als null und nichtig zu caffiren, und es follen dafür eine Gebühren 
von dem betreffenden Steuerbaren (Gemeindebenten) zu Gunften der Steuerbo: 
ten erhoben werden. 

Einnehmer , welche gegen diefe Verfügung handeln, follen aus ihren Mit: 
ten die auf folhe Art widerrechtlich von den Steuerbaren erhobenen Gebüh— 
ren denfelben zurückzahlen, | 

(Verfügung der Eöuigl, Regierung des Nheinkreifes, vom 27. November 
1821, Art. 1.) 

$. 163. Den Steuerboten ift bei Strafe der Dienftentfesung unter: 
fagt, gegen die unter den $$. 122, 142, 145 und 158 angeführten Verfügungen, 
die Gebühren für Zahlbefehle, Prändungs:, Beſchlagnehmungs- und Verſteige— 
rungsprotocolle unmittelbar felbft von den Debenten zu erheben; 
und die mit der Erhebung und Verrechnung diefer Koften beauftragten Einneb: 


mer Fünnen diefelben nur dann erheben und an den Steuerboten auszahlen, 
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wenn diefe durch die Vorlegung der deßfallſigen Driginalerecutionsacten die 
Ansfertigung bderfelben richtig nachgewiefen haben, und wenn vorher die vor: 
hriftsmäßige Ausfertigung diefer Acten nach allen dazu erforderlichen Förmlich⸗ 
keiten von dem Einnehmer anerkannt ſeyn wird. — 

Die Einnehmer, welche gegen dieſe Verfügung handeln, ſollen als Mitſchul⸗ 
dige der Steuerboten beſtraft werden. 

(Ebendaſ. Art 2.) 

$. 164. Die Steuerboten, welche das einmal gegen rückſtändige Debenten 
eingeleitete Erecutionsverfahren vor Tilgung der Rüdftände fiftiren 
und gegen die nämlichen Debenten für die nämlichen Rückſtände wieder von 
nenem beginnen, haben nicht nur von diefen zweiten Grecutionsacten Feine 
Gebühren zu beziehen, fondern fie follen im Betretungsfalle ohne weiters ente 
laffen werden. a 

Die Einnehmer, welche folhe ihrer Kenntniß nicht zu entgehenden Miß: 
bräuche dulden, und fie nicht fogleich den ihnen vorgefegten Steuercontrolläm— 
‚tern zur Anzeige bringen, damit diefe bei dem betreffenden Landeommiffariate 
die Entlaffung des ſchuldigen Steuerboten nachfuchen, follen als Mitfchuldige 
deifelben zur Verantwortung gezogen und beftraft werden. 

Ebendaf. Art. 5.) 

$. 165. Kein Steuerbote und Fein Hülfsfteuerbote darf bei Strafe 
der Entlafjung auf irgend einem Grecutionsact ald Zeuge erfcheinen. 

(Ebendaf. Art. 4.) 

$. 166. Wegen jenen Schuldnern, welche in Gemeinden wohnen, die zu 
einem andern Landeommifjariatsbezirke als dem gehören, in welchen die bei 
der Zorderung betheiligte Gemeinde gelegen ift, hat der Einnchmer befondere 
"Auszüge zu machen, diefe von dem Bürgermeifter geprüft, durch dag ihm vor: 
gefeste Landeommiffariat vifiren und durch jenes des Wohnorts des Schuldnerg 
volfziehbar erklären zu laſſen. 

Die DBerfolgungen können fodann von dem Steuerboten des Cantons, zu 
weichem der Wohnort des Schuldnerg gehört, gemacht werden. 

$. 167. Wenn der Gemeindeeinnchmer, der zugleich Steuereinnehmer ift, 
einen Debenten verfolgen läßt, der Steuer: und Gemeindegelder ſchuldet, fo 
muß er die Verfolgungen durch den Steuerboten, um dem Schuldner 
nicht doppelte Koften zu verurfachen, für Steuer und Gemeindegel- 
der gemeinfchaftlich machen Iaffen. 
Der Steuerbote darf daher dem Debenten, der Steuer: und Gemeindegel: 
der fchuldet, nur eine Mahnung und Zahlbefehl geben. 

(Befcht. der königl. Regierung vom 11. Januar 1820.) 

$. 168. Ueber jeden ganzen oder theilmeifen Betrag, den der Einnehmer 
als ungiebig oder unerhebbar in den darüber zu fertigenden Nachweifen 
begreift, muß derfelbe den Beweis über die abfolute Unmöglichkeit der Erbe: 
bung oder über die gänzliche Zahlungsunfähigkeit der betreffenden Schuldner 
vder ihrer Bürgen herftelten, 

(Inſtr. Verordnung $. 175.) 
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6. 160. Dieſer Beweis wird durch ein Zahlungsunfähigkeitsproto— 
coll geführt, welches der Steuerbote in Beifenn von zwei Zeugen aufieht. 
Inſtr. Verordnung $. 176 und das dort angegebene Formular.) 


$. 170. Der Steuerbote fann aber erft dann ein ſolches Protocoll auffe: 
Ken, wenn zuvor zur rechten Zeit den rücftändigen Zahlungspflichtigen Mahn 
zettel und Zahlbefehl zugeftellt worden find, welce richtig datirt ſeyn müſſen. 

(Ebendaſ. $. 177.) 

$. 171. Das Zahlungsunfähigkeitsprotocolt muß bei Strafe der Nullität, 
für den erften verflofenen Termin, worauf Feine Zahlung erfolgt tft, innerhalb 
30 Tagen vom Tage des gegen den Rückftändigen erlaffenen Zahlberehle an 
gerechnet, ausgefertigt feyn. 

(Ebendaſ. $. 178.) 

$. 172, Es muß ferner, bei Strafe der Nulfität, in der Wohnung des 
betreffenden Steuerbaren ausgefertigt werden. 

(Ebendaf. $. 179.) 

$. 173. Es ift auf frei Papier auszufertigen, muß aber, bei Strafe der 
Nullität, zur Herftellung des gewiſſen Datums, innerhalb vier Tagen einregi: 
firirt werden ; die Einregiftrirung gefchieht gratis. 

(Ebendaf. $. 180.) / 

$. 174. Sämmtliche in der Wohnung des Debenten vorgefundenen Effec⸗ 
ten, ſie mögen der Pfändung unterliegen oder nicht, müſſen darin aufgenom— 
men werden. 


(Ebeudaſ. $. 181.) 
$. 175. Solche Protocolle müffen innerhalb acht Zagen nach ihrer Einre: 


giftriruug, ebenfalls bei Strafe der Nullität, dem Ortsvorſtande zur Verificirung 
vorgelegt werden. » 


(Ebendaſ. $. 182.) 
$. 176. In dem Protocolle müſſen der Zahlbefehl, welcher dem Zahlungge 


pflichtigen fignifleirt worden it, der Vor- und Zuname, das Gewerb, der 
Wohnort, die von dem Debenten für jede Gattung von Gemeindegeldern 
ſchuldige Summe, ſeine darauf gemachten Abſchlagszahlungen und die vou jeder 
Gattung ausſtehenden Rückſtände erwähnt ſeyn. 


CEbxendaſ. $. 185.) 
$. 177. Die Ortsvorftände haben fogleich nach Empfang der Zahlungsuns 


fähigkeitsprotocolle diefelben zu verificiren, und ſich von der Wahrheit ihres 
Inhaltes dadurch zu überzeugen, daß fie unterſuchen: 
1) ob diefelben in der gehörigen Zeitfrift und in den Wohnungen der Zah: 
(ungspflichtigen ausgefertigt worden ſeyen; 
2) ob der Debeut zur vorgefchriebenen Zeit die dem Zahlungsunfähigkeits— 
prorocolle vorausingehenden Mahnzetiel und Zahibeiehl erhalten habe. ; 
3) ob der Debent wirklich Feine andern, als die in dem Protocolle eingetra: 
genen Effecten beſitze; 
4) ob darunter feine vorfindfich. fenen, welche der Piändung unterliegen ; 
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5) ob der Debent nicht außerhalb feiner Wohnung der Pfändung unterlie 
gende Gegenftände beſitze; 
6) ob die Angabe des Einnehmers hinſi chtlich der erhaltenen Abſchlagszah— 
lungen richtig ſey. 
(Ebendaſ. $. 184.) 


$. 178. Findet der Ortsvorſtand alle im Zahlungsunfähigkeitsprotocolle 
gemachten Angaben richtig, fo befcheinigt er die Wahrheit des Protocolls; im 
Gegentheile fest er feine Gegenbemerkungen darauf, und der Einnehmer hat 
aufs Neue, bei Strafe perfünlicher Haftung, für den betreffenden Rückſtand 
Schritte für die Eintreibung deffelben zu thun. 

(Ebendaſ. $. 185.) 


$. 179. Stellt fih aus diefen Unterfuchungen der Verdacht von Unter: 
ſchleif, Unredlichkeit, Parteilichfeit zu Gunften eines zahlfähigen Bahlungspflich- 
tigen von Seiten des Einnehmers oder Steuerboten heraus, fo foll von dem 
DOrtsvorftande davon die Anzeige bef dem Landcommiffariate gemacht werden, 
damit gegen diefelben die geeigneten Verfügungen eintreten. 

(Ebendaf. $. 186.) 


6. 180. Wird der Steuerbote oder Einnehmer durch nähere Unterfuchung 
der Unredlichkeit, des Unterfchleifg und der Parteilichfeit überwiefen , fo follen 
diefelben von dem Landcommiffariate von ihren Dienften fuspendirt und auf 
ihre Entlaffung angetragen werden. 

(Ebendaſ. $- 187.) 


$. 181. Die Einnehmer find verpflichtet, auf allen ihnen zugeftellten Zah: 
fungsunfähigfeitsprotvcollen,, in jedem darauffolgenden Donate, bis zum Zeit: 
punct der Rechnungsftellung, von den Ortsvorfländen die Fortdauer ber 
Zahlungsunfähigkeit der refp. Debenten, oder den Eintritt ihrer Zahl ungs— 
fähigEeit befcheinigen zu laſſen. Im legtern Falle ift die Verfolgung fort: . 
zuſetzen. 

Bei Niederſchlagung von ungiebigen Quoten können nur ſolche Zahlungs⸗ 
unfähigkeitsprotocolfe berückſichtigt werden, welche mit dieſer Förmlichkeit ver: 
ſehen ſind. 

(Regierungsentſchl. vom 27. Febr. 1823.) 


$. 182, Für ein Sahlungsunfähigkeitsprotocol, wovon dem Debenten 
Feine Ausfertigung zuzuftellen ift, erhält der Steuerbote 15 Fr. und jeder 
dazu gezogene Zeuge 6 Fr. 

(Inſtr. Verordnung $. 193.) 


$. 1835. Diefe Koften müffen nebft jenen für Mahnzettel und Zahlbefehl, 
in fo fern fie nicht erhoben werden Fönnen, auf dem Protocolle fpecifleirt ans 
gegeben feyn. 

$. 184. Außer den vorgedachten Förmlichkeiten ift zur definitiven Nieders 
ſchlagung refp. Verausgabung der weder durch adminiftrative noch durch ge: 
richtliche Cfiehe Eapitel IU) Smangsmittel beibringlich gemwefenen Ausſtände der, 
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die Niederfchlagung genehmigende Beichluß des Gemeinderaths und des Pönigl. 
Landcommiffariats erforderlich. 
(Regierungsentfchl, vom 25. März 1826, VII. Nro. 4. a.) 


Drittes Capitel. 
Eintreibung ber. Gemeindegelder durch gerichtliche Zwangsmittel. 


6.185. Wenn ein Echuldner der Gemeinde nicht fo viel pfändbare Moe 
bitien befigt, als zur Tilgung feiner Schuld erforderlich find, fo muß derfelbe, 
wenn er im Befige von Immobilien ift, gerichtlich belangı und die Zwangs— 
veräußerung feiner Immobilien eingeleitet werden, 

$. 186. Die Bedinaung ‚' daß ein Pächter von Gemeindegütern oder Ge: 
bäuden, im Fall er die Zahlung verzögert, fi der Auflöfung feines Beſtandes 
(wenn er von dem Bürgermeifter ohne Beihülfe eines Notärs gemacht 
ift) unterwirft, hat an und für fich Feine Wirkung. Die Auflöfung des Beftan: 
des muß immer durch ein Urtheil des competenten Berichtes oder durd die 
Einwilligung des Schuldners beftätigt werden. 

Die Einwilligung des Schuldners zur Auflöſung feines Beſtandes muß 
fchriftlich gegeben und vom Landcommiſſariat genehmigt werden, 

$. 187. Der Bürgermeifter wird die Auflöjung des Beſtandes bei dem 
competenten Gerichte auf Begehren des Gemeindeeinnehmers nur dann nachfu: 
chen, wenn der im Rückſtande befindlihe Schuldner ſich in dem Pachteontracte 
diefer Bedingung unterworfen hat, oder nachdem die andern DBerfolgungen 
fruchtlos waren und bemweifen, daß der Pächter Feine Sicherheit mehr für die 
Zahlung der folgenden Pachtzinfe darbietet, 

$. 188. Wenn die Schuld fih auf einen Notariate: oder andern ‘ 
erecutoriſchen Act gründet „ fo wird der Debent unmittelbar durch einen 
Gerichtsboten auf Zahlung verfolgt. 

$. 189. Der Einnehmer Fann verlangen, daß der Pächter eines Gemein: 
dehaufes daffelbe mit hinlängfichen Mobilien verfehe, wenn er nicht andere hin: 
reichende Bürgfchaft für den Mierhzins geleiftet hat. 

(Art. 1752 des Civilgeſetzb.) 

6. 190. Im Kalte ein zahlungsunfähiger Schuldner fich weigert, in bie 
Auflöfung des Pachtes einzumwilligen, und während der Zeit als das Urtheil 
nachgefucht wird, das verpachtete Feld nicht bauet, und folglich Feine Zahlungs: 
mittel an die Hand gibt, fo Bann fih der Gemeindeeinnehmer von dem Rand» 
commiffariate autorifiren laſſen, das Feld, deffen Beſtand im Streite ift, auf 
ein Jahr zu verpachten. 

Sobald die Pachtaufhebung ausgefprochen iſt, wird das Gut-auf einen 
neuen Pachtbeſtand begeben. 

6. 191. Ohne Nutorifation der Fönigl. Regierung ann Feine Gemeinde 
eine Klage vor Gericht bringen. 

Diefe Autorifation wird auf das Gutachten des Gemeinderaths und jenes 
des königl. Landeommiffariats ertheilt. . 
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(Gefeb vom 29. VBendemiaire V, Art 3. Geſetz vom 28. Pluvios VIII.) 

$. 192. Der Abgang der Autorifation allein begründet eine unbedingte 
Nullität, welche in jeden Stand der Klage vorgefchüst werden Eann," gleichviel 
ob das Urtheil zum Vortheil oder zum Nachtheil der nicht autorifirten Gemeinde 
ausgefallen if. 

6.195. Wenn die Schuld, wegen welcher ein Debent gerichtlich belangt 
werden muß, nicht über 46 fl. 40 Er. (100 Ir.) beträgt, fo wird die Klage 
vor das betreffende Fönigl. Friedensgericht gebradt.- 

(Geſetz vom 24. Auguſt 1790.) 

Ueberfteigt diefelbe aber jene Summe, fo ift fie vor das königl. Bezirks— 
gericht zu bringen. Es iſt im letzten Falle ein Anwalt für die Gemeinde 
aufzuſtellen. 

$. 194. Bon der Vorladung vor die Vermittelungskammer find die Gemein— 
den Dispenfirt *). 

Art. 49 des Eivilprocedurgefesb.) 


Viertes Capitel 
Haftung und Verfolgung des Bürgen. 


$. 195. Der Bürge ift gegen den Gläubiger nur verpflichtet, -ihn zu bes 
zahlen, in jo fern es der Schuldner nicht thut. 

Diefer muß vorläufig in feinen Gütern angegriffen und ausgeklagt werden, 
es fene denn, daß der Bürge auf die Einrede der Vorausklage Verzicht gethan, 
oder ſich mit dem Schuldner jolidarifch verpflichtet Hätte, in welchem Falle die 
MWirfungen feiner Derpflichtung nach den Regeln fich: richten, welche für die 
Solidarſchuldner feſtgeſetzt ſind. 

(Art. 2021 des Civilgeſetzb.) 

$. 196. Der Gläubiger iſt nicht verbunden, den Hauptſchulduer auszukla— 
gen, wenn nicht der Bürge auf das erfte gegen ihn angeftellte gerichtliche Ver: 
fahren darauf anträgt. 

(Art. 2022 ebendafelbft.) 

$. 197. Der Bürge, welcher diefe vorläufige Ausklage verlangt, muß dem 
Gläubiger des Hauptichuldners anzeigen, und ihm hinlängliche- Gelder vorftre: 
cken, um Die Ausklagung zu vollführen. 

Er darf ihm weder folhe Güter des Hauptfchuldners, welche außer dem 
Bezirke des Appellationggerichtshofes des Ortes, wo die Zahlung gefchehen fol, 
gelegen’ find, noch flreitige Güter, noch folche, die zwar für die Schuld zur Hypo— 
thek gefteltt, aber nicht mehr im Beſitze des Schuldners find, angeben. 

(Art. ‚2025 ebendafelbft.) 

$. 198. So oft ein Burge über die Güter eines Hauptſchuldners die 
durdy den. vorhergehenden Artikel verftattete Auskunft gegeben, und einen Vor: 
ihuß gemacht hat, der zur Ausklagung hinreicht, hat der Gläubiger, in Din: 


“*) Das Weitere hierüber ſiehe unten, 
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fiht Des Bürgen bis zum Belaufe der ihm angezeigten Güter dafür zu haften, 
wenn etwa der Hauptfehuldner, wegen unterbliebenen gerichtlichen Verfolgungen, 
in Bahlungsunvermöglichkeit gerathen follte, 

(Art. 2024 ebendafelbft.) 

$. 199. Es folgt daraus, daß wenn der Ginnehmer Bürgfchaft hat leiſten 
taffen, er nicht allein mehr Sicherheit für die Zahlung des Pacht- und Kauf: 
preifes erhält, fondern, daß er auch nicht nöthig habe, Vorlage für Ver fol⸗ 
aungskoſten zu machen. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon den Gemeindeausgaben.*) 


Erfttes Capitel. 
Sährliched Budget. 


$. 200. Es muß dem Gemeindeeinnehmer eine vollſtändige Abfchrift des 
jährlichen Budgets einer jeden Gemeinde feines Amtsbezirks, fo wie es von 
dem königl. Randcommiffariate oder von der königl. Regierung, wenn bie ge: 
wöhnlichen jährlichen Einfünfte 4640 fl. (10,000 $r.) überfteigen, (ſehe 6. 2 
Rechnungsabſchl. Verordnung von 1825, Jntelligenzbl. S. 285) abgeſchloſſen 
worden iſt, zugeſtellt werden. 

Conſularbeſchl. vom 4. Therm. X. Jahrs, Art. 14. Verord. der gemein: 
ſchaftlichen Landesadminiftrarion vom 3. Dex, 1514) ' 

$. 201. Die Einfendung der Budgets für das folgende Jahr an die königl. 
Kandeommiffariate hat vor dem erften Det. zu geichehen. Jeune, welde von 
der königl. Kreisregierung abgefchlofien werden, find von den koͤnigl. Landcom⸗ 
miſſariaten einzuſehen, und binnen einer Friſt von zw ei Monaten, demnach 
vor dem 1. Dec. , begutachtet vorzulegen. | 

Nach Ablauf diefer Friften werden zur Abholung ber nicht eingefchickten 
Budgers Warrboten auf Koften des faumfeligen Theils abgefendet. 

Sollte die Einführung wegen eingetretener gegrüubeter Hinderniſſe in 
der beftimmten Friſt nicht Statt finden können, fo ift Hievon fonfeih die Ans 
zeige zu machen. Als ein ſolches Hinderniß kann es aber nicht betrachtet wer: 
den, wenn im Budget creditirte Ausgaben noch nicht volfzogen find, da in dem 
folgenden Budget die Berräge der nicht verwendeten Eredite für die nämlichen 
Gegenftände in Vorſchlag gebracht werden können. **) 

(Regierungsentfchl. vom 25. Nyb. 1825, Intelligenzbl. Nro. 285.) 








#) Weber Gemeindeausgaben ſiehe oben. 
9 Zur Anfertigung und Vorlage der Budgets und Nechnungen der Ge: 
meinden und Stiftungen febt Die Megiernngsverfügung vom 25. Nov. 1825 fel- 
gende Termine: | 

6.1. Die Grmeinderehnungen müſſen von den Einnehmern vor 
dom 1. Mai den Brrgermeifteramtern sngeftellt werden, Damit fie dem Decrete 
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$. 202. Es iſt dem Gemeindeeinnehmer bei Strafe der MWieberer: 
flattung und felbft der Dienftesentlaffung verboten, Ausgaben für das Jahr 
zu machen, von weldhem ihm noch Feine Ausfertigung des abgefchloffenen Buds 
gets zugeftelfe worden ift. Ausnahmen hievon finden nur Statt: 


vom 14. Februar 1806 gemäß in den gewöhnlichen Situngen der Gemeinde: 
räthe vom_1. bis 15. Mai geprüft werden können. 

Die Einfendung derfelben an die königl. Landcommiffariate hat bis zum 
1. Juni und die des Gemeindebudgers für das folgende Jahr vor dem 
3. Sctober zu geſchehen. 

Die Fatholifhen Kirdenfabri® und Kirhfhaffnereis 
Rechnungen, weldhe in Folge des Art. 85 des Decrets vom 50. Dec. 1809 
von dem Rechner am erften Sonntage des Monats März auf dem Bureau 
der Kirchenpfleger übergeben werden follen, find mach gefchehener Prüfung 
in der Sitzung des Fabrikraths vom erften Sonntag im Monat April, vor 
dem 15. des nämlihen Monates, und die Budgets für das folgende 
Fahr, vor dvem1. September, an die Fönigl. Randcommiffariate einzufenden. 

ie Rehnungen der evangelifhen Kirhen und Kırden: 
fhaffnereien müfen der Verordnung vom 8. Januar 1819 zufolge, in 
den drei erften Monaten des Jahres geftellt werden. Sie find von den Pres- 
byterien, rejp. den Verwaltungscommiflionen geprüft, vor dem 15. April, 
und bie — vor dem 1. November an die königl. Landcommiſſariate 
einzuſchicken. 

Die Rechnungen der Wohlthätigfeits- und fonftigen An: 
ftalren follen vor dem 15. Februar den DVerwaltungscommifjionen zugeftellt , 
von diefen geprüft, und vor dem 1. März, die Budgets für das folgende 
Jahr aber vor dem 1. November.an die Eönigl. Landcommiffariate abge: 
fendet werden. 

$. 2. Alle Rechnungen und Budgets, welche von der ade Stelle 
(königl. Regierung des Rheinkreifes, Kammer des Innern) abgefchloffen wer— 
den, jind von den Fönigl. Landcommifariaten reſp. Decanaten einzufehen, und 
begutachtet anher vorzulegen. 

Den Erſteren wird hiezu für die Gemeinderechnungen eine, Friſt vou 2 
Monaten, für die übrigen Rechnungen und für die Budgets eine folche von 
einem Monate, den Fönigl. Defanaten für die Kirchenfchaffnereirehnungen und 
Budgets ebenfalls eine Frift von einem Monat bewilligt. 

ie Gemeinderehnungen follen demnach vor dem 1. Auguſt, bie 
Gemeindebudgets vor dem 1. November; 


die Fatholifchen Kirchenfabrik- und Kirchfchaffnereirechnungen vor dem 15. 


ai 

die Budgets vor dem 1. Dctober; , 

die ans der evangelifchen Kirchen: und Kirchenfchaffnereien vor dem 
15. Mai, die Budgets vor dem 1. December; , 

Die Nennungen der Wohlthätigfeits: und ſonſtigen Anftalten 
vor dem 1. April und die Budgets vor dem 1. December der unter: 
zeichneten Stelle (königl. Regierung des Rheinkreifes, Kammer des Innern) 
zum Abfchluß eingefender fenn. _ 

. 3. Nach Ablauf diefer Sriften wird man zur Abholung der nicht ein: 
geſchickten Rechnungen und Budgers, auf Koften der Fönigl. Landcommiſſariate 
und refp. Decanate, unverzüglich Wartbotru abjenden. , 

Ebenfo find aber auch die Fönigl. Lanteommiffariate und Decanate verpflid: 
tet, wenn ihnen die Rechnungen und Budgers nicht in den oben feſtgeſetzten 
Terminen vorgelegt werden, ebenfalls Wartboten auf Koiten des faumfeligen 
Theils abgehen zu laffen. 

$. 4. Sollte die Einfendung einer Rechnung oder eines Budaets, wegen 
eingetretener gegründeter Hinderniffe in der beſtimmten Friſt nicht Statt finden 
köunen, fo ift hievon gleich die Auzeige zu erflatten. Als ein folches Hinder— 
niß Bann es aber nicht betrachte werden, wenn im Budget creditirte Ausga— 
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a) bei unverfhiebliden gewöhnlichen Cordentlichen) Ausgaben, je 
doh nur infomweit, ald die dafür in dem Budget bes vorhergebenden 
Jahres, Capitel der außerordentlihen Ausgaben, bemilligt geweſenen 
Gredite niht überfchritten werden. Dahin gehören der zahlfällige 
Theil der Grundfteuern von den Gemeindegütern, die Koften der Eivil: 
ftanderegifter, jene des Gantonsgefingniffes, der Lohn der Landboten, 
der Gehalt des Förſters, die Derificationsgebühr der Gteuercons 
trolleure 20.5 

b) wenn ein fpecieller -Befchluß oder eine Verfügung des königl. Landeom= 
miffariats oder der königl. Regierung dazu ermächtigt. 

(Decret vom 27. Februar 1811, Art. 9. Staatsrathsgutachten vom 26. 
Mai 1813.) 

$. 205. Für jede mit Genehmigung des Fönigl. Landcommiſſariats oder 
der Fönigl. Regierung gemachte vorfchußweife Ausgabe muß zur Regulirung 
im Budget des folgenden Jahres ein Eredit eröffnet werden, wenn das Bud: 
get des laufenden Jahres Peinen oder nur einen unzureihenden Gredir dafür 
enthält. 

Die Verrechnung jeder folcher vorfchußweifen Zahlung refp. des Mehrbe— 
betrags derfelben Pann erſt in der Rechnung desjenigen Jahres, in deffen Bud: 
get der Eredit dafür eröffnet iſt, gefchehen. 

6. 204. Der Gemeindeeinnehmer hat dem Bürgermeifter vor Anfertigung 
des Budgets ein Derzeichniß der von ihm mit höherer Genehmigung gemach— 
ten vorfchußweifen Zahlungen zuzuftellen, damit dafür die nöthigen Credite im 
Budget in Vorſchlag gebracht werden, 

$. 205. Der Gemeindeeinnehmer Idarf bei perfönliher Verantwortung 
feine Ausgabe machen, die im Budget nicht cerditirt ift, noch flärfere Summen 
als die für jeden Ausgabsartifel feitgefest find, ausbezahlen, wenn er nicht 
durch eine fpecielle DVerfügung des Eönigl. Landcommiffariats oder der Fönigl. 
Regierung dazu ermächtigt if. In diefem Falle ift nad) $. 205 und 204 zu ver: 
fahren. 

(Geſetz vom 21. Frim. VII. Confularbefhluß vom 4. Therm. X. Decret 
vom 27. Februar 1811, Art. 9. Staatsrathsgurachten vom 24. Mai 1813.) 

Sonft leidet diefe Regel felbft ın dem Falle Feine Ausnahme, wenn die 
Gemeinde durch ein gerihtlihes Erkenntniß zur Zahlung einer Schuld 
verurtheilt ſeyn follte, indem der adminiftrariven Behörde immer die Regulis 
rung der Zahlungsmeife (des Schuldentilgungsplans) vorbehalten bleibt, 

(Staatsrathsgutachten vom 26. Mai 1815. Allerhöchſte Verord. die Ge: 
meindefchulden betreffend, vom 2. Nov. 1817, IL und IV, alinea 3.) 

$. 206. Es werden in dem Budget befondere Credite zur Verfügung des 
königl. Landcommiſſariats und des königl. Bürgermeifters für unvorherges 
fehene Ausgaben feitgeiest. 
ben noch nicht vollzogen find, da im dem folgenden Budget die Beträge der 


nicht verwendeten Gredire wieder zur Einnahme und neue Gredite fir Die nem: 
tichen Gegenſtaͤnde in Vorſchlag gebracht werden Fönnen, 
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⸗ 


Da die Verwendung dieſes Credites auf dieſe Weiſe beſtimmt angezeigt 
iſt, ſo kann man denſelben nicht anders verwenden; man würde gegen dieſen 
Grundſatz fehlen, wenn man davon Ausgaben, welche im Budget verworfen 
wurden, bezahlen, oder jene, welche darin aufgenommen wurden, vermehren 
wollte. 

$. 207. Zufolge dieſer Verfügung kann in der Gemeinderechnung der Be: 
trag, um welchen der Credit des Budgets überſtiegen iſt, ſelbſt wenn ſich die 
Ausgabe auf einen von dem Landcommiffariate oder der Kreisregierung geneh— 
migten DBerfleigerungsact oder Accord gründet, nicht als unvorhergefehene Aus: 
gabe paffirt werden, weil die Genehmigung eines folchen Actes nur unter der 
Vorausſetzung ertheilt wird, daß fich der Biürgermeifter nach den Verfügungen 
über das Budget gerichtet habe. 


3weites fapyıtel, 


Förmlichfeiten bei den ftändigen fo wie bei den veränderlichen 
und außerordentiihen Ausgaben. 


$. 208. Der Bürgermeifter kann ohne weitere Autorifation des 
Fönigl. Landeommiffariats folgende gewöhnlihen Ausgaben anweiſen: Die 
Gehalte aller Angeftellten der Gemeinde, Kanzleikoften, Koften des Amts— 
und Sintelligenzblattes, der Eivilftandsregifter, Botenlohn, Grundftener der 
Genrindegüter, Mierhzinfe des Gemeindehaufes, des Landcommiffariatsgebäus 
des, des Schul: und Pfarrhaufes und überhaupt jede ffändige und uns 
veränderTliche Ausgabe. 

(Inſtr. des Präf. vom 11. Aug. 1809.) 

$. 209. Wenn eine gewöhnliche aber veränderlihe Ausgabe nicht über 
25 fl. beträgt, fo kann fie ebenfalls ohne Autorifation angewiefen werden. 

Der Bürgermeifter fol aber eine folche Ausgabe erft dann anmweifen, wenn 
er a. bei Arbeiten, worüber ein Accord abgefchloffen worden, fich von deſſen 
richtiger. Erfüllung überzeugt bat, oder b. wenn bei geringfügigen Arbeiten 
ihm ein Koftenverzeichniß von demjenigen, der die Forderung macht, eingehän= 
gigt, von dem Bürgermeifter geprüft, und richtig befunden worden iſt. 

$. 210. Zu jeder außerordentlihen Ausgabe ohne Lnterfchied des Be: 
trags, und zu jeder gewöhnlichen aber veränderlihen Ausgabe, welche 
mehr als 25 fl. beträgt, ift die Genehmigung des königl. Landeommiffariats 
erforderlich, fie wird auf den Zahlbefehl des Bürgermeifters (S. $. 215 u. f.) 
ertheilt. j 

$, 211. Wenn die Ausgabe für Baulihfeicen oder fonflige Ar: 
beiten gemacht wird und den Betrag von 25 fl. überfteigt, fo ift außer dem 
Zahlbefehl ein von einem Kunftverftändigen gefertigter Ueberſchlag, der 
Accord oder das Minderverfleigerungsprotocoll oder eine Ab: 
fchrift deffelben, und die definitiveAufnahme der Arbeit, erforderlich. *) 


*) Weber die Behandlung des Bauweſens fiehe oben. 
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$. 212. Jeder Koftenüberfchlag der nicht über 600 fl. beträgt, wird 
in der Regel von dem Fünigl. Landeommiffariat, wenn er diefe Summe über: 
fteigt, von der königl. Regierung genehmiget. 

Er muß entweder auf Stempel: oder auf für Stempel vifirtes Papier ge: 
fchrieben und einregiftrirt fern. Die Pläne müſſen mit den nämlichen Förm— 
lichfeiten verfehen werden. - 


$. 215. Die königl. Landcommiffariate genehmigen, auf den Antrag des 
Semeinderaths, den Ankauf und die Veräußerung von Mobiliargegenftänden, 
deren Werth nah den Boranfchlägen und Schägungen nicht fünfhundert Gulden 
überfleigt. Diefe Verfügung erſtreckt ſich auch auf ſolche Mibiliargegenſtände, 
die, wie Uhren, Gloden, Kirchenftühle zc. 2c. nach ihrer Beſtimmung als 
Immobiliargegenſtände zu betrachten find. Wo bei Beurtheilung folcher Ge: 
räthfchaften technische Prüfung erforderlich ift, haben die königl. Landeommilfas 
riate vor der Genehmigung der WUccorde und Verſteigerungen das Gutachten 
des Difkriersbaubeamten zu vernehmen. 

. (Regierungsentfchl. vom 25. März 1826. VIEL. 4.) 

$. 214. Wegen Ausbezahlung und Verrechnung der Gebühren der 
Steuercontrolleure für ;die Unterfuchung der Steuer: und Gemeinde: 
caſſen enthalt die Regierungsentfchließung vom 6. Auguft 1824 die näheren 
Beſtimmungen. *) | 

(Siehe Iutelligenzbl. 1824 Nr. 232.) 


Drittes Bapitel. 
Zaͤhlbefehle auf den Gemeindeeinnehmer. 


$. 215. Mit Ausnahme der Caffeverificationggebühren der 
Steuercontrolfeure und der aus der Gemeindecaffe zu beftreitenden ffändigen 
Gehalte darf der Gemeindeeinnehmer Feine Ausgaben ohne einen Zahlbe— 
fehl (Mandar) des Bürgermeifters oder Landcommiffariats machen. 

Er hat bei perfönlicher Verantwortlichkeitſ die Zahlung einer jeden Aus: 
gabe zu verweigern, für welde ihm der Bürgermeifter_ die vorgefchriebenen 
Belege nicht einhäudigt. 

Das Landeommifjariat fell in der Regel nur auf dem, demfelben zur Ver— 
fügung in dem Budget angewiefenen, Bonds Bahlbefehle unmittelbar aus; für 
alle Ausgaben, welche auf andere Eredite des Budgets angewiefen werden, find 
die Zahlbefchle von den Bürgermeiftern, oder im Falle feiner Abwefenheit oder 
Werhinderung von dem Adjuncren, auszuſtellen. #*) 





*) Gebühren für folche Kaffenunterfuhungen wurden durch die Regie: 
rungsverfüg. v. 51. Oct. 18235 bewilligt, und durch jene vom 6. Aug. 1824 
nur näher _beftimmt. Beide Verfügungen fiehe unten Staatswirthfchart. 

**) Die Bahlbefehle bedürfen der — des Fonigl. Landcommiſ— 
ſariats nur dann, wenn die Ausgabe nicht im Budget vorgeſehn iſt, oder den 
Credit überſteigt; wohl aber ſollten die Beſichtigungsacten bei Ausgaben ber 
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$. 216. In dem Zahfbefehle, welchen der Adjunct ausfteltt, muß von dem 
Grunde der Verhinderung des Bürgermeiſters ansdrüdlih Erwähnung ges 
ſchehen. 

Der Bürgermeiſter wird nicht als abweſend angeſehen, wenn er in der 
Gemeinde, wo er wohnt, anweſend iſt. 

(Inſtr. des Präfecten, vom 21. Aug. 1809.) 

$. 217. Ein Gemeinderathsmitglied kann nur in dem Falle, ment es mit 
ben Functionen des Bürgermeifters fpeciell beauftragt ift, Zahlbefehle auf den 
Gemeindeeinnehmer ausftellen. 

$. 218. In jedem Zahlbefehl müſſen die Belege, welche‘ denfelben beiges 
fügt werden folfen, bemerkt ſeyn. 

$. 219. Die Zahlbefehle find nach dem Formular Ziffer V anzufertigen. 

$. 220. Der Gemeindeeinnehmer ift gehalten, von den zuerft eingehenden 
Gemeindegeldern die auggeftellten Zahlbefehle und die fälligen Beträge der 
ftändigen Gehalte zu bezahlen, wenn die vorgefchriebenen Sörmlichfeiten er: 
fült find. 

E3 kann dieß jedoch nur in dem Maße gefchehen, als die Einkünfte der 
Gemeinde, für welche die Zahlung zu Ieiften ift, eingegangen find; indem ohne 
befondere Genehmigung des Fönigl. Randeommiffarjats Vorfchüffe aus den Gel: 
dern einer Gemeinde für die Ausgaben einer andern nicht Statt finden 
follen. 

$. 221. Wenn der Einnehmer die Zahlung verweigert oder verzögert, ohne 
zu beweifen, daß er ohnerachtet feiner Bemühungen Feine Einnahme gemacht 
hat, fo kann der Bürgermeifter einen.Bahlbefehl gegen ihn erlaffen, der, 
nahdem er durch das königl. Landeommiffariat volfziehbar erklärt worden ift, 
durch den Steuerboten vollzogen wird. 

(Snftr. des mit dem Gemeinderechnungswefen beauftragt gewefenen Staates 
rathes vom 15. Germinal XL) 


Viertes Capitel. 
Quittungen. 


$. 222. Die Quittung kann, entweder auf den Zahlbefehl, das Koſtender⸗ 
zeichniß, oder auf ein befonderes Blatt Papier ertheilt werden. 

$. 225. In der Quittung muß die empfangene Sunme in Worten anges 
geben und das Datum beigefest werden. 

6. 224. Der Gemeindeeinnehmer darf bei perfönlicher Verantwortlichkeit 
die angewiefene Summe nur an denjenigen, der in dem Zahlbefehl benannt ift, 
refp. den fländigen Gehalt zu beziehen hat, oder au feinen Bevollmächtigten 





>5 fl. genehmigt fenn, mas allgemein vorgefchrieben iſt, wo es heißt: »daß 
Peine gewöhnliche Ausgabe über 25 fl., und Beine außerordentliche Ausaabe ohne 
Betracht der Summe angewiefen werden darf, ohne Ermächtigung des Land: 
commiflariatd, welche aber durch Genehmigung des Beſichtigungsacts ertheilt wird. 
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ausbezahlen. Letzterer muß der Quittung die er augftellt, feine Vollmacht in 
Ur: oder authentifcher Abfchrift beifügen. 

Wenn der Empfänger nicht fchreiben Pann, und die Ausgabe unter 150 Er. 
(70 fl.) beträgt, fo fol die Auszahlung in Gegenwart von zwei Zeugen gefche: 
ben, welche, nachdem die nöthige Bemerfung auf dem Zahlbefehl gemacht ift, 
denfelben unterzeichnen. 

Ueberfteigt die Ausgabe diefe Summe, fo ift nach den Beflimmungen des 
Art. 1541 vom Civilgefegbuch ein notarifcher Act nöthig, welcher den Empfang 
der Summe beftätigt. 


‚ $. 225. Wenn die im Zahlbefehl benannte Perfon oder der Gehaltsbezieher 
geftorben ift, fo darf der Gemeindeeinnehmer die Zahlung nur an die Erben 
oder an den Vormund oder Eurator derfelpen bezahlen. 

Die Erben fowohl als der Vormund oter Eurator müffen fih über dieſe 
Eigenſchaft legitimiren. Wenn fie in der Gemeinde wohnen, aus deren Eaffe 
die Zahlung, geleiftet wird, fo ift ein Zeugniß des Bürgermeifters hinreichend ; 
im entgegengefebten Falle müffen fie fich durch authentifche Acten ausweiſen. 

Die Legitimationsurfunden werden dem Zahlbefehl beigefügt. 


Fünftes Capitel. 
Stempel der Zahlbefehle und QDuittungen. 


$. 226. Jeder BZahlbefehl ohne Unterfchied ift von dem Stempel befreit, 
wenn die Quittung des Empfängers nicht auf denfelben gefchrieben wird, 

Soll die Quittung darauf gefchrieben werden, fo ift der Zahlbefehl, wenn 
die Duittung dem Stempel unterworfen ift, auf Stempelpapier zu fchreiben. 

cEyeichl. des Generaldirectors der Domainen, in der Sammlung der Prä: 
fecturaeten des niederrheinifchen Departements vom 9.1810 pag. 20 eingerüdt.) 


$. 227. Dom Stempel find befreit die Quittungen für Ausgaben: 

a) Deren Betrag nicht 4 fl. 40 Er. (10 Fr.) überfteigt, wenn fie nicht eine 
Abfchlagszahlung auf eine bedeutendere Summe oder auf deu Gehalt 
eines Angeftellten der Gemeinde betrifft, der 140 fl. (500 Er.) oder mehr 
beträgt. 

b) Für Gehalt der Gemeindeangeftellten, wenn {derfelbe nicht 140 fl. ber 
trägt; 

e) Für Steuern von Gemeindeaütern ; 

d) Für Unterſtützung von Armen; 

(Befe vom 13. Brumaire VIL Entſch. des Grl. Directors der Domai⸗ 
nen vom 17. Oct. 1809.) 
e) Für Beiträge der Gemeinden an die königl. Rentämter zu den Borftbes 
foldungen. 
Alterh. Reſc. v. 17. Mai 1825.) 
$. 228. Alle Quittungen für andere Gemeindeansgaben find den: Stempel 
unterworfen, 
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(Gef. vom 135. Brumaire VII, Entfcheid. des Grl. Direct. der Domainen 
v. 17. Oct. 1809.) 

$. 229. Die mit der Zahlung verbundenen Koften —— dem Schuldner 
zur Laſt. 

(Art. 1248 des Civilgeſetzbuches.) 

Dem zufolge ſind die Koſten des Stempels der Quittungen, welche der 
Gemeindeeinnehmer empfängt, von der Gemeindecaſſe zu übernehmen, wenn 
nicht das Gegentheil ausbedungen iſt. 

Eine allgemeine Ausnahme findet in Anſehung der Gehalte von 140 Fig Pr 
darüber Statt, für deren Quittungen die Empfänger den Stempel zu bezahlen 
haben. 


Sech stes Gapitel. 
Koſtenverzeichniſſe. 


$. 250. Die Koſtenverzeichniſſe, welche den Zahlbefehlen für Ausgaben 
unter 25 fl. beigefügt werden müffen, follen folgende Angaben enthalten ; 

1) den Gegenftand, wofür die Forderung gemacht wird; 

2) den Tag, an welchem jeder Gegenfland geliefert und jede Arbeit ver: 
richtet wurde; 

3) den Betrag der Koften von jedem Artikel; 

4) wenn die Forderung in mehreren Artikeln befteht, müffen die Beträge 
zufammengezogen und. der Zotalbetrag angegeben werden; 

5) das Datum und die Unterfchrift des Empfängers. 

$. 251. Jedes Koftenverzeichniß, deifen Betrag 4 fl. 40 Er. überfteigt , ift 
dem Stempel unterworfen; jedes, welches nur 4 fl. 40 Fr. oder darunter be: 
trägt , ift davon befreit. 

6. 232. Der Bahlbefehl des Bürgermeifters und die Quittung des Em: 
pfängers können auf das Koftenverzeichniß geſetzt werden. 

Zur Vereinfachung des Gefchäftsganges fol die Quittung des Empfängers 
auch dann darauf gefest werden, wenn der Bahlbefehl wegen Mangel an Ranm 
auf befonderes Papier gefertigt wird, und der Betrag die Summe von & fl. 
40 Er. überfteigt. 

$. 233. Der Stempel des Koftenverzeichniffes fällt dem Empfänger zur Laft. 

(Inſtr. des Präfecten des Departements vom Donnersberg vom 26. Oct. 
1807 und 21. Aug. 1309.) 

Wegen der Koftenüberfchläge und Pläne fiehe oben $. 212.) 


Siebentes Gapitel. 
Accorde und Verfteigerungen an Wenigftnehmende, 
$. 234. Jeder Accord den der Bürgermeifter mit Privaten für Arbeiten, 
Lieferungen, Unterhaltung von Zuchthengften, Zuchtſtieren u. ſ. w. abjchließt, 
ift als Privatact zu betrachten, und als folder nur dann der Einregiftrirung 
unterworfen, wenn ein Öffentlicher Gebrauch davon gemacht wird, 
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Unter öffentlichem Gebrauche wird die Production vor Gericht, Significa- 
tion, oder der Gebrauch vor jedem andern Öffentlichen Beamten verftanden., 

Das Begehren der Genehmigung diefes Actes durch die Eönigl. Regierung 
oder jede andere mit der Aufficht über die Gemeinden beauftragte Behörde 
erfordert ‚nicht die vorläufige Einregiftrirung,, weil diefe Förmlichkeit nur die 
Ergänzung des Aets ift, 

(Entfcheid. des Grl. Direct. der Domainen v. 17. Oct. 1809.) 

$. 235. Was die DVerfteigerungsacten an Menigftnehmende betrifft, fo 
find fie der Einregiftrirung innerhalb der erften zwanzig Tage nach der erhal 
tenen Genehmigung unterworfen. 

(Gef. v. 22. Frim. VII. Jahre.) — 

$. 236. Iſt in dem VBerfteigerungsacte bedungen worden, daß die Ge: 
meinde die Koften der Verfteigerung zu bezahlen hat, und ift wegen verfpätes 
ter Vorlage deſſelben zur Einregiftrirung doppelte Gebühr angefebt worden, 
fo darf der Einnehmer nur die einfache Gebühr aus der Gemeindecaffe bezah- 
len, weil die doppelte Gebühr alsdaın dem VBürgermeifter ald Strafe zur 
Laft fällt. 

$. 237. Der Bürgermeifter, oder in feiner Abwefenyeit oder im Verhin— 
derungsfalle deffelben der Adjunct allein, hat die Accorde abzufchließen und Min: 
derverfteigerungen abzuhalten; die Mitwirkung des Adjuncten, wenn der Bür— 
germeifter anweſend ift, oder der Gemeinderäthe, wird als mißbräuchlich ans 
gefehen. 

$. 238. Es ſoll in dem Act, wenn es für die Gemeinde nicht nachtheilig 
ift, immer bedungen werden, daß” der Uebernehmer die Koften des Stempels, 
der Gintregiftrirung, der Weberfchläge, der Pläne und der Befichtigung über: 
nimmt. 

$. 259. Der Zahlbefehl des Bürgermeifters und die Quittung des Em: 
pfängers Eönnen nie auf einen Koftenüberfchlag, Accord, Derfteigerungse oder 
Befihtigungsact gefest werden. 

Inftr. des Präf. des Departements vom Donnersberg v. 21. Aug. 1809.) 

$. 240. Wegen der Obliegenheit der Gemeindeeinnehmer, den Verſteige— 
rungen beizumohnen, und wegen des gefenlichen Verbots, daß weder fie, noch 
die Bürgermeifter Steigerer oder Unternehmer von Arbeiten oder Lieferungen 


in den Gemeinden ihres Amtsbezirks fenn können, wird auf die $$. 47 und 95 
vermwiefen, 


Achtes Capitel. 


Beſichtigunga⸗ oder Aufnahmsacten. 


$. 241. Die Bauarbeiten, welche auf den Grund eines Ackcords oder einer 
Minderverfteigerung gefertigt werden, follen nach Vorfchrift der über dag Com: 
munal: und Gtiftungsbaumwefen erlaffenen Verfügung vom 17. Nov. 186 9), 


\#) Diefe Derfügung iſt mitzetheilt oben S. 155. 
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Intelligenzbt. Nro. 111) fonftige Lieferungen oder Ausführungen aber durch 
einen von dem Eönigl, Laudeommiffariat zu bezeichnenden Kunftverftändigen bes 
fihtigt und aufgenommen werden. Zu allen ohne Zuziehung von Eönigl. Baus 
beamten Statt findenden Befichtigungen von gefertigten Gebäulichkeiten, größeren 
Reparaturen und fonftigen Arbeiten follen neben dem Bürgermeifter entweder 
auch der Adjunct, oder in deijen Verhinderung zwei Gemeinderärhe beigezogen, 
und ihre Uuterfchriften dem Befichtigungsprotocolle beigefügt werden. Nur in 
diefer Form dürfen folhe Aufnahmen als gültige Rechnungsbelege betrach— 
tet werben. 

Regierungsentfchl. vom 23. Nov. 1825, Intelligenzbl. Nro. 288.) 
Das Aufnahmszeugniß oder Prorocoll ift dem Stempel unterworfen, wenn 
der Gegenftand die Summe von 4 fl. 40 Er. überfteigt. 

Regierungsentfchl. vom 1. April 1825, Antelligenzbl. Nro. 108.) 

Der Einregiftrirung unterliegt es nur dann, wenn damit ein Gebrauch 
vor Gericht gemacht wird. 

(Regierungsentfchl. vom 16. Auguf 1826.) 


Neuntes Capitel. 
Unregelmaͤßige und geſetzwidrige Ausgaben. 


F. 242. Der Bürgermeiſter muß von dem für Canzleikoſten angewie— 
fenen Fond folgende Ausgaben beftreiten: Abonnement auf Zeitungen und Zeit- 
fhriften (mit Ausnahme der Amtes: und Intelligenzblätter, welde, fo 
wie die Koften des Einbands derfelben, aus der Gemeindecaffe zu beftreiten 
find); die Koften für Siuberung, Beleuchtung und Heitzung der Rathszimmer 
und Bureaur ; die Unterhaltung der Fenfterfcheiben; das Weifeln und Zünchen 
der Deden und Wände in denfelben Localen; Papier, Federn, Dinte, Feder: 
meffer, Siegellack, Oblaten und andere Pleine Ganzleibedürfniffe; Druckkoſten, 
Einband von WRegiftern und Rechnungen, Anfchaffung der Tagebücher des 
Steuer: und Gemeindeeinnehmerg, Briefporto. 

Er muß von diefem Fond die Schreibmaterialien für die Sitzungen des 
Gemeinderaths und jene, welche der Bürgermeiftereiadjunct im Gemeindedienft 
bedarf, liefern. 

Folglich können von den vorftehenden Ausgaben Feine auf den Fond für 
unvorhergefehene Ausgaben angewiefen werden. 

Der Gemeindeeinnehmer muß die Zahlung von folhen Ausgaben, wenn fie 
nicht auf den Credit für Canzleikoſten angemwiefen find, verweigern; in zweifels 
haften Fälfen aber bei dem Eönigl. Landeommiffariate anfragen. 

6. 245. Der Gemeindeeinnehmer fol die Zahlbefehle für außerordent: 
Tihe Botengänge zu bezahlen verweigern, wenn der Gegenftand des Bo— 
tenganges, der Name des Boten, der Ort der Abreiſe, jener feiner Beſtim— 
mung und die Entfernung des einen Drtes zum andern nicht darin angegeben ift. 

$. 244. Die Gehalte aller Angeftellten der Gemeinde follen re: 
aelmäfig in monatlichen Raten, bezahlt werden. Es ift dem Cinnehmer aber 
verboten, vorfchußweife Zahlungen auf diefe Gehalte zu machen, 
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$. 245. Die Unterhaltungskoften der Baddfen, Hirtenhäufer, 
Ziegelhütten, Keltern und anderer Gebäude dürfen nur dann aus ber 
Gemerndecafe beftritten werden, wenn fie einen Ertrag davon bezieht. 

$. 246. Die Gemarkungs- und MWegfteine Fönnen nur mit Er: 
laubniß des königl. Landeommiffariats gefeht werden. Die Koften, welche von 
demjelben regulirt werden; müffen, werden aus der Gemeindecaffe bezahlt. 

Wegen der Gewannenfteine wird auf dasjenige fich bezogen, was bei 
der Gataftervermeflung verfügt ift. *) 

$. 247. Die Ausgaben für Hirten und Wiehheerden können nicht 
unter die Gemeindeausgaben gerechnet werden. 

(Geſetz vom 11. Zrimaire VII. Jahre.) 

Dem zufolge Eönnen den Hirten Feine Gemeindehäufer unentgeldlich zu 
Wohnungen, für die Viehheerden Peine Gemeindegüter als MWeidftriche und 
zum Unterhalte der Faſſelochſen Feine Gemeindewieſen überlaffen werden. 

Die Entfhädigungen der Hirten, die Unterhaltungsfoften der Faſſelochſen 
und Schweine dürfen nicht aus der Gemeindecaffe bezahlt werden. ; 

6. 248. Die Koften der Unterhaltung der Maße, Aihen, Gewidte, 
Ankauf der Seile für die Weinfhröderei Pönnen der Gemeindecaffe 
nur dann zu Laft fallen, wenn diefelbe eine Einnahme davon hat. 

$ 249. Es Pann Feine Ausgabe für die Eidesleiftungen und In: 
ftallationen der DBürgermeifter, Adjuncten oder Gemeinderäthe Statt 
finden. #*) 

(Inſtr. des Präfecten, vom 21. Aug. 1809.) 

$. 250. Da die Dienftverrichtungen der Bürgermeifter, Adjuncten und 
Gemeinderäthe im Orte felbft unentgeldlicy gefchehen müſſen, fo dürfen feine 
Entfhädigungen dafür ausbezahlt werden. Entfchädigungen für auswärtige 
Dienftverrichtungen müffen von dem königl. Landceommiffariate genehmizt feyn; 
ohne diefe Genehmigung darf Feine Ausgabe gemacht werden. ***) 

$. 251. Zahlbefehle von 25 fl., welche der Bürgermeifter in der Abſicht 
ausftellt, den für die veränderlichen Ausgaben über 25 fl. vorgefchriebenen 
Förmlichkeiten auszumweichen, indem er mehrere Belege über eine und diejelbe 
Arbeit fertigen läßt, fol der Gemeindeeinnehmer zu bezahlen verweigern, dem 
Landeommiffariate aber jedesmal die Unzeige davon machen. 


— — — — — 


*) Siehe unten. 

*#) Unſtreitig war ed nöthig, die ehemaligen Zechereien bei folhen Gele: 
genheiten zu_befeitigen ; inzwifchen fheint es zwecmäßig, am Mahltage, der 
nur alle 10 Jahre Statt findet, den Gemeinderäthen eine Pleine Ergötzüng auf 
Koften der Gemeindecaffe zu geftatten, die einzige während der Amtsführung. 


“#*#) Weber die Taggebühren ꝛc. ſiehe oben. 


"Dr, Exrbenpfeifter’s 20 
randhud der Beriahung 1. U. = 
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Bierter Abſchnitt. 


Von der Verrechnung der Gemeindeeinnahmen und 
Ausgaben. 


Erſtes Capitel. 
Jaͤhrliche Rechnung. 


$. 252. Der Gemeindeeinnehmer muß jedes Jahr über die Gemeindeeins 
nahmen und Ausgaben, welche im Laufe des Jahres vorgefommen find, Rec: 
nung ablegen (Formular Ziffer VD. Diefe Rechnung begreift alle, von dem 
1. Januar bis zum 31. December, refp. bis zum Tage der Rechnungsftellung, 
für das Nehnungsjahr gemachten und zu machenden Einnahmen, fo wie alfe 
während derfelben Zeit gemachten Ausgaben. 

$.. 255. Im allen Gemeinden, welche Waldungen beſitzen, follen von den 
Gemeindeeinnehmern eigene Holzmaterial:- Rechnungen (Formular 
Nro. VIT) geführt werden, welche den Gemeinderechnungen beizufügen und 
mit allen Beweisfchriften zu belegen find, die nicht ſchon als Belege der Geld: 
rechnung vorkommen. (Siehe auch noch $. 280). (Rggsentſchl. v. 26. Aug. 1825, 
Intelligenzbl. Nro. 217.) *) 

In den Gemeinden wo noch andere Naturalerhebungen und Ver— 
rechnungen zum Vortheile der Gemeindecaſſe Statt finden, muß ebenfalls auf 
die Geldrechnung jene der verfchiedenen Naturalien folgen. 

$. 254. Der Gemeindeeinnehmer ift verpflichtet, feine Rechnung Crefo. 
Holzmaterialrechnung) vor dem 1. Mai eines jeden Jahres in die Hände des 
Bürgermeifters zu übergeben, damit fie diefer, dem Decrete vom 14. Februar 
1806 gemäß, dem Gemeinderathe in der gewöhnlichen Sitzung vom 1. bis 15. 
Mai zur Prüfung vorlegen kann. (Conſ. Beſchl. v. 4 Them. X. Rggsentſchl. 
v. 25. Nov. 1825. Intelligenzbl. Nro. 285). 

6. 255. Der Gemeindeeinnehmer, welcher verfäumt oder verweigert, feine 
Rechnung in der feftgefesten Friſt zu flellen, wird von dem Fönigl. Landcommifs 
fariate,, mit Genehmigung der königl. Regierung, nachdem er vorher von der 
Ausübung feiner Sunctionen fuspendirt worden ift, dem Staatsprocurator bei 
dem Eönigl. Bezirksgerichte angezeigt. Er wird verurtheilt, in die königl. Be— 
zirkscaffe ald Hinterlegung, und nachdem es der Fall ift, das Fünftel des ver: 
muthlichen Betrags der Gemeindeeinnahmen, wie das Verzeichniß derfelben 
feftgefent worden ift, zu zahlen. (Gef. v. 11. Frim. VII, Art. 64 und 65.) 

Es verfteht fih, daß der Einnehmer verurtheilt werden Fann, nebft dem 
Fünftel der Einnahmen zu Folge des Budgets, den ganzen Betrag des Weber: 
fchuffes des vorhergehenden Jahres zu hinterlegen, 


*) Die hieranf fich beziehende-Regierungsverfügung ift oben mitgetheift. 
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Die Rückzahlung der hinterlegten Summe kann erft, nachdem die Rech: 
nung abgefchloffen iſt, nefchehen. (Ebendafelbft.) 

$. 256. Nah Befchaffenheit der Umftände Fann auch zur Stellung der 
Rechnung ein Specialcommiffär von Fönigl. Regierung abgeordnet werden 
(vergl. oben $. 106). 

$. 257. Der Gemeindeeinnehmer muß für jede Gemeinde feines Eins 

nahmsbezirfs eine befondere Rehnung flellen. 
5258. Seder Ausgabsartifel muß in jeder Rechnung mit befondern 
Belegen verfehen ſeyn; ed genügt daher nicht, daß für eine Ausgabe, welche 
in den Rechnungen von mehreren Gemeinden vorkommt, nur ein Beleg beis 
gebracht und diefes feiner Rechnung beigelegt werde, während man ſich in den 
andern darauf bezieht. 

Wenn jedoch wegen beftehender Gemeinfchaften dies nicht thunlich iſt, fo 
ift einer Rechnung das Driginalbeleg und den anderen vom Bürgermeifler bes 
Hlaubigte Abfchriften auf ftempelfreiem Papier, auf denen ihre Beſtimmung 
angegeben werden muß, beizulegen. 

-$. 259. Jede Gemeinderechnung wird dreifach auf ftempelfreies Papier 
ausgefertigt, und auf Koften der Gemeindecaffe (ß. 242) eingebunden; die 
Rechnungsbelege Fönnen einer Ausfertigung beigeheftet werden, wenn man nicht 
vorzieht, daraus einen befondern Band zu machen. 


— 
Zweites Capitel. 
Rechnungsbelege. 


$. 260. Die Rechnungsbelege werden in der Ordnung, wie die Einnah— 
men und Ausgaben in der Rechnung aufeinander folgen, numerirt. Jedes 
Beleg erhält eine befondere Nummer, 

$. 261. Das vorzüglichfte Beleg, welches der Rechnung beigelegt werden 
muß, ift das Budget des Jahres, für welches die Rechnung geftellt wird. 

8. 262. Das Tagebuch des Einnehmers foll gleichfalls beigefügt, aber 
nicht mit den andern Belegen eingebunden werden. 

$. 265. Die Verpachtungs- oder Verfteigerungsacten wer: 
den der Rechnung in Original beigelegt, wenn fie fih mit dem Jahre, für 
welches die Rechnung geftellt wird, endigen, im entgegengefesten Falle werden 
Abſchriften auf ftempelfreiem Papiere beigefügt. 

6. 264. Der Rechnung müffen weiter die bei den einzelnen Rechnungsar⸗ 
tikeln, wie ſie hier nachfolgend verzeichnet ſind, angegebenen Belege beigefügt 
werden. 


A. Einnahme. 
Außerordentliche Holzſchläge. 
Eine gleichlautende Abſchrift des Verkaufsprotocolls (F. 69); die Verwen⸗ 
dung des Ertrags wird durch die beſonders zu fertigende Materialrechnung 
nachgewieſen. 
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Beräußerung von Ghternund Mobilien. 


Wenn die Veräußerung auf baare Zahlung oder auf Termine ohne In— 
tereffen gefchehen ift, fo iſt nur das Verkaufsprotokoll oder eine Ausfertigung 
von demſelben beizubringen; wenn fie aber auf Termine- mit Intereffen gefches 
ben ift, fo muß überdieß eine Berechnung, welche folgende Angaben enthält, 
beigebracht werden: 

1) Namen und Mohnort des Steigererd; 2) Nummer des erfteigerten 
Looſes; 3) Steigerungspreis; 4) Verfallzeit und Betrag des zahlfälligen 
Zermind; 5) Intereffen bis zum Tag, an welchem der Termin zahlfällig 
war; 6) DBerzugszinfen; 7) Zahlungen. 

a. Nummer des Zagebuches; b. Datum der Bahlung; ce. Betrag der 
Zahlung ; 
aa. auf Intereſſen; bb. auf Capital. 
8) Reftfchuldigkeit. 


- Abgetragene Eapitalien und Renten. 

Der Schuldner, welcher das Capital oder die Rente abgetragen hat, wird 

namentlich in der Rechnung, ohne Belege, angeführt. 
- Rosfauf von Grundzinfen. 

Der Liquidationsact über die Losfaufsfummen. - 

Gültrüdftände, den Gemeinden nah dem Decret vom 9, Ven— 
deminire XIII gehörig. 

Eine Weifung des Bürgermeifters, wegen Erhebung des eingegangenen, 

und zur Ausbezahlung angewiefenen Betrages, bei einem königl. Rentamte. 
Erftattung von Vorſchüſſen durch die Kriegscaſſe. 
Ein Zeugniß des Bürgermeifteramts. 
Außerordentlihe Umlagen. 
Das Driginalumlagereoifter. 
Antheil an der Gewerbfteuer. 

Eine Weifung des Bürgermeifteramts zur Erhebung diefes Antheils bei 

der koͤnigl. Bezirkscaſſe. 
Schadenerfag bei Waldfreveln 
Der Auszug des Friedensgerichtsfchreibers aus dem Strafprotocoll. 
Pachtzinſen überhaupt. 

Das DVerpachtungsprotocoll oder eine gleichlautende Abfchrift deffelben. 
Auflage auf, den Einwohnern in Genuß verliehene, Güter. 

Das Driginalvertheilungsprotocoll. 

Erlös aus Gras und Naturalien. 
Das Verkaufsprotocoll oder eine gleichlautende Abfchrift. 
Ertrag der Waldungen. 
Das Driginalgabholzvertheilungsregifter. Eine Ausfertigung von jedem 
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Holzverfauffprotocoll; die Werwendung des Materialertrags wird durch die 
befondere Materialrehnung nachgemwiefen. 


* Grund: und Erbzinfen. 

Wenn die Zahl der Schuldner nicht fehr bedeutend ift, fo werden fie na« 
mentlich mit folgenden Angaben in der Rechnung eingetragen : 

1) Namen und Wohnort der Schuldner; :2) Datum der Schuldurkunde ; 
3) Befchreibung der Güter, auf denen der Bing haftet; 4) Betrag des 
jährlichen Zinfes. 

Iſt dagegen die Baht der Schuldner bedeutend, fo wird nur der erfte 
Schuldner eingetragen, und dabei bemerft: nebft Eonforten, die Ge— 
fammtfumme ing@innahme geſtellt, und der Rechnung ein WVerzeichniß, welches 

die vorfiehenden Angaben enthält, beigefügt. 

| Zinfen von Gapitalien. 

Hier wird das nämliche, was, bei den Grund: und Erbzinfen gefügt ift, 
beobachtet. In der Rechnung oder dem Berzeichniffe müffen aber folgende Ans 
gaben gemacht werden : 

1) Namen und Wohnort der Echuldner; 2) Datum umd Natur der Ur: 
Funde; 3) Datum der Hppothecarinfeription; 4) Betras der Schuld; 
5) Betrag der jährlichen Intereſſen. 

Brunnenvergünftigungen. 

Ein Verzeihniß des Bürgermeifteramts über die Beträge, welche zu er: 

heben waren. 


Marktplätze, Detrois, Waggebühren, und überhaupt alle 

Einnahmen, deren Gegenftände nicht verfaufr, ver: 

miethet oder verpachtet worden find. 

MWenn eine befondere Regie eriftirt, fo muß der Rechner feiner Rechnung 
die von den: Bürgermeifter abgefchloffenen und befcheinigten Verzeichniffe und 
Abrechnungen beilegen,, welche ihm der mit der Erhebung der Gebühren be: 
ſonders Beauftragte bei den Ablieferungen eingehändigt hat. 

Die andern Einnahmen find; mit einer Befcheinigung des Bürgermeifters 
zu belegen. 
Bürgereinzugsgeld. 

Ein Verzeichniß der Eingewanderten, von dem Bürgermeiſteramte ausgeſtellt. 

Abgabe von öffentlichen Beluſtigungen, Marktſchein. 

Ein Zeugniß des Bürgermeiſteramts. 

Auszüge aus den Civilſtandsregiſtern. 

Das nach der Regierungsverfügung vom 9. September 1825 zu führende 
Regiiter, (ſiehe F. 69. A. L) 

Shuhaafweide 

Wenn le verpachtet ift, fo ift das Verpacht ungsprotocol oder eine Abſchrift 
deffelben beizubringen; wenn fie von dem Begüterten gegen eine jährliche Auf: . 
tage benutzt wird, ift nur das Umlageregiſter erforderlich. 
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Shaafpferd. 
Die Driginalverfteigerungsprotocolle. 
Jährliche AUuflagem 
Die Driginalumlageregifter. 


B. Ausgabe, 

Jede Ausgabe muß mit einem Zahlbefehle des Bürgermeifters nnd 
mit der Quittung des Empfängers verfehen feyn. Eine Ausnahme hievon 
mach n die Ausgaben für den Stempel zu den Eivilftandsregiftern, wofür 
Feine Quittung erfordert wird, die fhändigen Gehalte und Gaffeverificationgges 
büpren an die Eönigl, Steuercontroleure,. für welche es Feines Zahlbefehls 
bedarf. (S. 1.) 

Außer diefen Belegen müffen noch die bei den einzelnen hier nachftehenden 
Ausgaben bemerkten beigebracht werden. | 
Civilſtandsregiſter. 

Ein Zeugniß des königl. Friedensrichters über das zu denſelben verwendete 
Stempelpapier und das Koſtenverzeichniß für Druck und Einband. 


Grundſteuer von den Gemeindegütern. 
Ein von dem Bürgermeiſter beſcheinigter Auszug aus der Steuerrolle. 
Wenn der Rechner nicht zugleich die Steuern zu erheben hat, ſo hat er 
außerdem eine Quittung vom Steuereinnehmer beizubringen. 


Zins von gemietheten Gebäuden. 
Accord oder Verſteigerungsact, oder eine Abſchrift davon. 


Beitrag zur Brandaſſecuranz für Gemeindegebäude. 

Ein vom Bürgermeiſter aufgeſtelltes Verzeichniß der einverleibten Gemein— 
degebäude, mit Angabe des Einſchätzungscapitalszvon jedem Gebäude und des 
für das Rechnungsjahr von 100 fl. Capital zu leiftenden Beitrages, 
Straßenbeleuhtung, Holz, Lihtund Stroh für die Wade. 

Hecord oder Minderverfleigerungsprotocolfe, 


Unterhaltung der Fenergeräthfchaften, der Uhren und Glo— 
den, der öffentlihen Maße und Gewichte, Reinigung 
der Straßen und öffentlihen Plätze. 

Accord oder Minderverfleigerungsprotocol(, oder eine Abfchrift hievon, wenn 
ein folcher Act befteht; ift dies der Fall nicht, fo ift ein Koftenverzeichniß nöthig. 

- Forſtenlturen. 

Wenn der Betrag der Ausgabe nicht 24. fl. überſteigt, ein Koſtenverzeich— 
niß oder Accord; überſteigt derfelbe diefe Summe, fo ift ein Ueberfchlaa, 
Accord oder Minderverfleigerungsprotocoll und ein Aufnahmszeugniß erforderlich. 

Ausbeutefoften des Holzſchlages. 
a) Holzmacherlohn. 

Der Accord oder das Minderverfteigerungsprotoeoll, der Lohnzettel oder 

das Holzabzählungsprotocell, 
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b) Schlaghüterlohn. 
Der Uecord und der Rohnzettel. 
c) BBerfteigerunggkoften. 
Das vom Eönigl. Landcommiſſariate feſtgeſetzte Koftenverzeichniß, nebſt ben 
dazu gehörigen Belegen. 

Unterhaltung von Gemeindegebäuden, Brüden, Schleußen, 
Dämmen, Pflaſter, Mauern, Wegen, Bächen, Gräben 
und Baumpflanzungen. 

Ein Koftenverzeichniß oder Accord, wenn die Ausgabe nicht über 25 fl, 
beträgt; ein Weberfchlag, Accord oder Minderverfteigerungsprotocoll und eja 

Aufnahmszeugniß, wenn fie höher ift. 


Schulholz. 

Accord oder Minderverſteigerungsprotocoll. 

Unterhaltungskoſten des Faſſelviehes, welche durch Umlage 
gedeckt werden. 

Accord oder Minderverſteigerungsprotocoll oder eine Abſchrift deſſelben, 
wenn der Beſtand mehrere Jahre dauert. 

Die außerordentlichen Ausgaben ſind im Allgemeinen mit den 
nämlichen Belegen, wie die gewöhnlichen zu verſehen. Jene für Neubauten 
oder Hauptreparationen follen überdies mit den Plänen befegt feyn. 

$. 265. Die Ausftände welhe in der Rechnung verausgabt werden, 
find mit einem nach Cinnahmsgegenftänden fpecificirten Werzeichniffe zu bele— 
gen, wobei fich von felbft verfteht, daß diefe Verrechnung den obigen Beſtim— 
mungen gemäß überhaupt nur dann Statt finden kann, wenn fich die Einneh— 
mer über die rechtzeitigen und vorfchriftemäßigen Verfolgungen ausgewiefen 
haben. (Regierungsentfchl. vom 24. Auguſt 1825, Intelligenzbl. Nro. 217.) 

$. 266. Jede Ausgabe für die Erwerbung von Realitäten und Rechten 
muß mit einer Abfchrift des von königl. Regierung genehmigten Actes belegt ſeyn 

$. 3657. Die Ausleihung von einem Capital wird mit einer Abfchrift der 
Obligation und des Pppothefenverzeichniffes und mit einer formellen Genehmie 
gung belegt. 

$. 268. Mit der Schuldurfunde, wenn eine befteht, und dem Auszuge are 
dem von Pönigl. Regierung abgeſchloſſenen Schuldenverzeichniß, muß jede Aus» 
gabe, wodurch eine ältere Gemeindefchuld ganz getilgt wird, belegt feyn. 


Drittes Gapitel. 
Prüfung und Abfchluß der Rechnung. 


$. 269. Nachdem der Gemeinderath in feinen gewöhnlichen Sitzungen vom 
1. bis 15. Mai die Rechnung unterfucht und über die Unterfuhung ein Protos 
toll geführt hat, fo wird die Rechnung bis zum 1. Jumi in dreifader UAus— 
“ fertigung mit dem Prüfungsprotocol! des Gemeinderaths in doppelter Ausferti— 
gung nebft den Belegen an das Pönigt. Landceommiffariat- eingefchict 
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welches jene der Gemeinden, die weniger ald 4640 fl. (10,000 Fr.) jährliche 
Einkünfte haben, definitiv abfchließt, davon ein Exemplar mit dem Abſchluſſe 
verfehen und von den Belegen begleitet, an das Bürgermeifteramt zurücendet, 
die zweite Ausfertigung an Eönigl, Regierung einſchickt, und.die dritte in ſei⸗ 
ner Regiftratur zurückbehält. 

Die Rechnungen der Gemeinden, deren jährliche Einkünfte 4640 fl. fibere 
fteigen, werden von der Fönigi. Kreisregierung abgefchloffen *). 

Die Rechnungen diefer Gemeinden werden zu dem Ende durch das Pönigl. 
Landcommiffariat in dreifacher Ausfertigung , von den Belegen, dem Gutach— 
ten diefer Behörde und dem Protocol des Gemeindera ths begleitet), binnen 
einer Frift von 2 Monaten, demnah vor dem 1. Augu-ft der Lönigl. 
Regierung vorgelegt. 

Nach Ablauf der bemerften Friften werden zur Abholung der nicht ein— 
geſchickten Rechnungen Wartbotem auf Koften des faumfeligen Theild abgefendet. 

Sollte die infendung einer Rechnung wegen eingetretener gegründeter 
Hinderniffe in der beftimmten Friſt nicht Statt finden Eönnen, fo ift hievon 
fogleich die Anzeige zu machen. Als ein ſolches Dinderniß Fann es aber nicht 
betrachtet werden, wenn im Budget»creditirte Ausgaben noch nicht vollzogen 
find, da in dem folgenden Budget die Beträge der nicht nerwendeten Eredite 
wieder zur Einnahme und neue Eredite für die nämlichen Gegenftände in 
Dorfchlag gebraht werden Eönnen. «Negierungsentfchl. vom 28. November 
1825, Intelligenzbl. Nro. 285.) 

Nah erfolgtem Abfchlufe werden dem königl. Landcommiffariate zwei 
Cremplare von jeder Rechnung nebft den Belegen zugefchickt,! wovon das eine 
mit den Belegen an die Gemeinde zurücgefendet wird. 


Viertes Capitel, 
Inſinuation des Rechnungsabſchluſſes und Hinterlegung der 
Rechnung. 


$. 270. Wenn die Rechnung mit dem Abfch Iuffe, verfehen in die Ge: 





#) Diefe Gemeinden find dermalen: 


1) Annmweiler, 2) Bellheim, 3) Dürkheim, 4) Frankenthal, 5) Grünſtadt 
6) Daßloch, 7) Kaiferslautern, 8) Lambeheim, 9) Fra 10) Murterftadt, 
a1) Neuftadt, 12) Speyer, 15) Iweibrüden, 14) Germersheim, 15) Lingenfeld, 
16) Rülzheim, 17) Herxheim bei Landau, 18) Sgaelheim, 19) Maudach, 
20) Kirchheimbolanden, 21) Kerzenhein, 22) Lachen und Speyerdorf, 23) Wat: 
— 4 Wilgartswiefen..  (Regierungsentjchl. vom 23. März 1826 VAT, 
Wenn bie Einkünfte einer diefer Gemeinden fich unter 4640 fl. vermin= 
dern follten, und diefe Verminderung drei- Fahrer fortdauert, fo wird ber 
Abſchluß der Rechnung und des Budgets vom dritten Jahre auf das Randeom: 
miffariat übergehen? Das Decret vom 28. März 1807 beftimmt dies wenig: 
— dent en Be di —— A — ſich a 
. . alle nämlich follte der uf nicht mehr vom Kaifer 
fondern von Präfecten gefchehen. ’ 
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meinde zuräckgefommen ift, foll das Bürgermeifteramt unvermeilt und längftens 
binnen acht Tagen dem Einnehmer diefen Abſchluß durch eine auf Stempel⸗ 
papier zu 21 Er. zu fertigende beglaubigte Abſchrift gegen Empfangsbeſcheini— 
gung zuftellen. Auf Verlangen des Einnehmers kann ihm auch eine voltftändige 
Abfchrift der Rechnung auf Stempelpapier ertheilt werden. Die Koften des 
Stempels find in beiden Fällen von dem Einnehmer zu tragen. (Regierungse 
entfcht. vom 25. Auguft 1819, Art. 1, Intelligenzbl. Nro. 66.) 

Die Rehnung wird fodanı in das Inventarium der Gemeinde eingetra: 
gen, und nebft Belegen in der Regiftratur der Bürgermeifterei hinterlegt. 


Fuͤnftes Capitel. 
In Rechnung geſtrichene Ausgaben. 


5. 2771. Wenn die abſchließende Behörde in der Rechnung Ausgaben ſtreicht, 
fo ift der Rechner gehalten, den Betrag des Deflcit der Gemeindecaffe provifos 
rifch zu erfegen; es kann defhalb ein Zahlbefehl (Eontrainte) gegen ihn erlaf: 
fen und nach Umftänden fogar die Amtsentlaffung verhängt werden. (Gonfular: 
befchl. vom 4. Thermidor X. Jahrs, Art. 20. Decret vom 27. Februar 1811, 
Art. 9 und 10.) 

Es kann zwar den Gemeinbeeinnehmern Feine Friſt bewilligt werden, um 
ihren unregelmäßigen Zahlungen die gefeslihen Rechnungsförmlichkeiten zu 
geben, oder über ihre nicht zuläßigen Ausftände oder ungiebigen Poften fich 
auszuweiſen, vielmehr haben fie hiefür in dem für die Rechnungsablage beftimm: 
ten Termine Sorge zu tragen. (Ebendaf. Art. 10.)) 

Inzwiſchen wird denfelben, in Hinficht auf die nach dem Abfchluffe ihrer 
Rechnung Statt findenden Eaffenunterfuchungen eine Nachficht von drei Monas 
ten vom Tage der Notifisation des Rechnungsabfchluffes (fiehe $. 272) geredhe 
net, zugeftanden,, binnen welcher fie für die Regularifirung der geftrichenen 
Ausgaben, und für die Nachmeifung der unerhebbaren Poften zu forgen haben. 

Nah Ablauf dieſes Termins werden bei einer eintreten 
den Eaffenverification diefe Poſten durchaus nicht mehr be— 
rüdfidtigt. } 

$. 272. Im Falle fih Streitigkeiten über die Entfcheidung des königl. 
Landcommiſſariafts erheben, fo Fann der Recurs am die königl. Kreisregierung 
und gegen die Entfcheidung der Letztern an den Pönigl. oberften Rechnungshof 
binnen einer unerftredlichen Frift von drei Monaten, vom Tage der Notificas 
tion der Entſcheidung gerechnet, ergriffen werben. (Eonfularbefchl, vom 4. Thers 
midor X. Jahre, Art. 21. Decret vom 22. Juli 1806, Art. 11. Aller höchſte 
Entfchl. vom 10. Januar 1819, Intelligenzbl. Nro. 35. Allerhöchſte Verord. 
vom 5. November. 1826, Art. 5, Amtsbl. Nro. 14.) *) 





*) Diefe Verordnung lautet alfo: 


Im Verfolge der Beftimmungen $. 65 und 75 der Verorduuna fi | 
Zermation der nen — 9. Dec. v. J., haben Wir ak * 
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Diefe Reeurfe haben jedoch Peine fuspenfive Wirkung, wenn es 
nicht in einzelnen Fällen befonders verfügt wird.) 

(Decret vom 22. Juli 1806, Art. 8.) 

Feder gerichtliche Act, den der reclamirende Einnehmer gegen die Vollzie—⸗ 
hung der adminijktrativen Erfenntniffe machen laſſen würde, ift unftatthaft. 

$. 275. Die in der Rechnung geftrichenen Ausgaben werden dem Einnehs 
mer perfönlich zur Laſt gelegt, weil er der Verordnung über das Gemeinde: 
rechnungswefen zuwider gehandelt hat. Der Befchluß, wodurch eine Ausgabe 
verworfen wird, ermächtiget den Einuehmer nicht, den Empfänger in  adminis 





— „, welches von Unſerem Staatsminiſterium des Innern als 

oberſter Stiftungs- und Gemeindecuratel, bisher behandelt worden iſt, auf deſſen 

Pe und Fr Bernehmung Unferes Staarsrachs befchloffen, und verordnenr 
iedurch wie folgt: 

Lo Bdie Nevifion und Aburtheilung der Jahresrechnungen 

a) des Erziehungsinftituts für Studierende in München ; 
b) des Erziehungsinftiturs für die weibliche Jugend in Nymphenburg; 
e) des Ceutralſchulbücherverlass; 

d) des Gentral- und Reſervefonds für Schulen und Studienanſtalten, dann 
e) der Gentralftiftungscaffe über fämmtliche derfelben anvertraute Sonde ' 
wird der durch dje Verordnung über das Finanzrehnungswefen vom 11. Jän— 

ner I. J. errichteten Rechnungsfammer übertragen. 
Die, erfte Revifion der Rechnungen | 
a) über die Fonds für die Wittwen proteftantifher Schullehrer, und 
b) DR — die Renten und Laſten des Damenſtifts St. Anna 
in München 

ift, wie bisher, durch das Nechnungscommiffariat der betreffenden SKreisregies 
rung und durch die Oberadministration des genannten Damenſtifts vorzunehs 
men; die zweite Revilion und nn diejer Rechnungen hingegen wird 
gleichfalls in den Gefchäftsfreis der Rechnüngskammer verwiejen. 

I. Die Aburtheilung der Rechnungen über die Concurrenzen der Stif— 
fungen und Gemeinden zur Dienfteserigenz wird den’ Kreisregierungen, Kam— 
mern des Innern, überlaffen. — 

IV. Bei der Aburtheilung der ſämmtlichen, in gegenwärtiger Verordnung 
bezeichneten Rechnungen haben die Abrechnungscommiſſäre als Staatsanwälte 
zu handeln, und in Unferem Namen für die Uufrechthaltung der Comptabiliz 
en dann für das Intereſſe der betheiligten Stiftungen und Gemeinden 
au wachen 44 ? . j 

V. Die bisherige Competenz des Etaatsminfteriums des Junern in flreis 

tigen — —— überhanpt wird dem oberſten Rechnungshofe — 
als Tester Inftanz — übertragen, wohin demuach die Necugfe gegen die Defi— 
nitivbefchlüffe der Kreisregierungen, Kammern des Innern, And gegen die Defi— 
nitivbefchlüffe der Rechnungsfammer zu richten find. , 

Bei der Aburtheilung diefer Recurfe haben die Kronanwälte das Intereffe 
ber betheiligten Stiftungen und Gemeinden zu vertreten. . 

‚ VL Sn alten vorbemerkften Fällen richtet fih das Verfahren nach den 
—— in der Verordnung rückſichtlich des — —— vom 11. 

änner d. J. enthaltenen Vorfchriften, in foweit diejelben nach Verſchiedenheit 
der Verhältniffe auf das Rechnungswefen der Stiftungen und Gemeinden eine 
gleiche oder analoge Anwendung — 

I. Gegenwärtige Verörbnung ſoll durch das Regierungsblatt 
zur allgemeinen Keuntniß gebracht, und für die nach dieſer Bekauntmachund 
noch anhängigen oder erſt auhängig werdenden Rechnungsangelegenpeiten der 
bezeichneten Art, ohne Unterſchied der Rechnungsjahrgänge, ſogleich in Wirk— 
ſamkeit gefest werden. 
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ftrativem Wege auf den Rüderfab der empfangenen Summe zu verfolgen. Es 
fteht ihm jedoch frei, feinen Regreß zu nehmen, gegen wen ihm gut dünkt. 


4. Sechstes Gapitel. 
I Zu Rechnungsreceffe. 

$. 274 Der Gemeindeeinnehmer wird durd adminiftrative Zwangs— 
maßregeln zur Bezahlung der Summe angehalten, welche er zufolge des 
Abſchluſſes einer Rechnung ſchuldet. 

Diefer Abfchluß bildet ein erecutorifhes Erkenntniß, welches ohne 
die Dazwifchenkunft der Gerichte auf die beweglichen und unbeweglichen Güter 
des Receßſchuldners in Vollzug gefest werden Fann, und die Einfchreibung einer 
Hypothek begründet. 

(Inftr. des mit dem Rechnungsmwefens der Gemeinden beauftragt gewefenen 
Staatsraths vom 15. Germinal XI. Jahrs. Staatsrathsgutachten vom 25. 
Therm. XI, Desgleihen vom 29. Oct. ‚1811 und vom 24. März 1812.) 

Im Allgemeinen gilt auch bier der Grundfas (ſiehe $. 59), daß auf die 
Gemeindeeinnehmer alle gefeslichen Beftimmungen, welchel die Verrechner öffent: 
Sicher Gelder und ihre Verautwortlichkeit betreffen, anwendbar find; GBeſchl. 
vom 19. Vend. XU, Art. 5. Decret vom 27. Febr. 1811, Art. 6) weßhalb 
auch ein Verhaftbefehl Ccontrainte par corps) gegen fie erlaffen werden kann 
(fiehe $. 104.) 

$. 275. Wenn der Rechner zufolge des Abfchluffes feiner Rechnung in 
Vorſchuß ift, fo Pannen den Betrag des Vorfchuffes in der folgenden Rechnung 
in Ausgabe bringen, und fich auf diefe Art felbft bezahlen. 

Dran Bann übrigens nicht geftatten, daß fich die Gemeindeeinnehmer in bes 
trächtlihe Vorſchüſſe ftellen, und dadurch Gläubiger ihrer Gemeinden werden, 

Verzinſung der Vorſchüſſe ift jederzeit unzuläffig. 


x 


Siebentes8 Capitel. 
Revifion abgefchloffener Rechnungen. 


6. 276. Es kann, unerachtet des Befchluffes, wodurch eine Rechnung bes 
reits definitiv abgeurtheilt worden ift, wegen Irrthum, YAuslaffung, 
falfchen oder doppelten Anfabes zur nochmaligen Reviſion und Ab: 
fchließung diefer Rechnung (revision) gefchritten werden; und zwar entweder 
von Amtswegen oder auf Anftehen des Rechners, infofern er Beweisſtücke bei: 
bringt, welche erjt feit dem erfolgten erften Abfchlufe aufgeiunden worden find. 
(Geſet vom 16. Sept. 1807, Art. 14.) 

Diefe Revifion gefchieht von jener Behörde, welche den früheren Ab: 
ſchluß vorgenommen hatte. *) (Geſetzb. über das bürgl. Verfahren, Art. 541.) 





#) Schon am 50. Dec. 1818 (Intelligenzbl. 1819 ©. 17) waren Bor: 
fchriften über den Abfhluß der Budgets und Rechnungen erſchienen, woron 
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In vorſtehender Sinftruction find verfchiedene Gefete u. f. w. 
angezogen. Manche find fchon feither mitgeteilt worden, andere 
folgen im legten Band bei den Steuern. GEntfchliefungen der 
jegigen Regierung, welche nicht im Druck erfchienen find, bleiben 
bier weg. Einige Gefege, wie vom 414. Frim. VII, 29. Bendem. 
V, find im Rheinkreiſe nicht verfündet. Die Minifterialentfchlie: 
fungen wechfeln. 





wir noch folgende als gültig, erheblich und in obiger Inſtruction nicht aufges 
führt hier nachtragen. _ wu . 

Zuvörderft wird Die von der öſtreichiſch-bayeriſchen Landesadminiſtration 
den Kreisdirectionen (est Landeommiffariaten) ertheilte Befugniß zum Abfchluffe 
der Budgets und Rechnungen, (für 1814 und 1815) als ftilffchweigend forts 
dauernd erklärt; fodann auf die richtige und genaue Ausfüllung der Rubriken 
auf der Kehrfeite des Zirelblatts aufmerkſam gemacht; die Steuerbeträge fol- 
len mit den in der Regiftratur befindfihen Weberfichten, die Bevölferung mit 
den früheren Angaben Cund_ der legten officiellen Zählung) verglichen werden. 
Unter den Rubriken der außerordentlichen Einnahmen find nicht nur die ſchon 
bewilligten, aber nicht vollzogenen — Güterveräußerungen, Abtragüng 
von Capitalien und Renten 2c. aufzuführen, ſondern auch die neu in Vorſchlag 
A bringenden. Dinfichtlih der Umlagen werden die Laudeommiffaridte_ zur 

orficht ermahnt und vor Weberfchreitung ihrer Befugniffe, welche die Der: 
fügung vom 25. März 1817 Cfpäter die Amtsinftruction von 1818) _beftimmt habe, 
gewarnt. Das nähere darüber ift oben fchon bemerkt worden, In Bezug auf 
die in vielen Gemeinden üblichen —— zur Gleichſtellung der gewöhnlichen 
Einnahmen und Ausgaben bemerkt die königl. Regierung mit Recht, daß derglei— 
hen Umlagen großen Theils umgangen werden Pönnten, wenn das Gemeinde: 
vermögen recht nusbar verwaltet würde. Sie macht insbefondere auf die ohne, 
oder gegen zu geringe Vergütung in Genuß verliehenen Güter aufmerkfam, und 
berbietet eine Umlage, wo diefe Guter nicht an den Meiftbietenden verpachtet find. 
Andere Einnahmsquellen entftehen durch Vergütung für Bemweidung der Allmän: 
den, wo die Einwohner noch nicht zur Einſicht von der Schädüchkeit derſel— 
ben und der Vortheile der Stalffütterung gelangt find. Desgleihen wird auf 
Erhebung von Gebühren für den Befuch der Krämer, Victüalien- und Vieh: 
märfte gedrungen. Mancherlei Mißbräuche hat der Verfaffer in Beziehuug auf 
DBenüsung der Waldungen wahrgenommen, und fie in jeinem Amtsbezirk ab: 
zuftelfen gefucht._ Dahin gehörten die willkührlichen Holzvertheilungen, beſonders 
von Nut: und Bauholz, welches allezeit verfteigert werden follte; wenigftens 
follte die Abgabe gegen Entrichtung des wahren Werthes gefchehen, weil fonft 
der Einzelne ſich auf Koften des Ganzen, bereichert. 

In Anfehung der Ausgaben wird die allgemeine Bemerkung gemacht, daß 
gewöhnliche Ausgaben nur von gewöhnlichen Einnahmen beftritten. werden fol: 
len; nur Erfparniffe von, frühern gewöhnlichen Einnahmen Fönnen allenfalls 
noch verwendet werden, nicht aber Weberjchüffe aus mobilifirtem Capitalvermö- 
ga: be Capitalſtock foll vermehrt, nicht vermindert werden. Alle öffentlichen 

rbeiten, fofern nicht ‚befondere Dringlichkeit eine Ausnahme erheifcht, er. im 
Budget vorzufehen, nicht befonders zur Genehmigung einzufenden. Auch wird 
mehrfach, und zwar mit vollem Recht, alle und jede Nebenrechnung unterfegt. 
Nichts kann für den Gemeindehauspalt nactheiliger fenn: Deffentlicheit der 
Verrechnung ift die Grumdbedingung der Or weh: ‚ und allein fähig, Unter: 
fchleife zu befeitigen. Kein Bürgermeifter, Bein Adjunct, Pein Gemeinderath 
darf Gemeindegelder erheben oder ausgeben, fondern hiezn ift allein der gejes: 
liche &innehmer berufen. 
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Folgende Geſetze oder Decrete müflen aber hier noch nad 
getragen werben: 

Decret vom 27. Februar 48411: 

Die Nothwendigkeit erwägend, den zahlreihen Mißbräuhen, die in Be: 
zahlung der Gemeindeausgaben herrſchen, abzuhelfen und vorzubeugen, und ges 
fonnen, im Rechnungsmwefen der Einnehmer die Ordnung herzuftellen, welche 
die Caffenführung der öffentlichen Gelder erheifcht; 

Auf den Bericht unfers Minifters des öffentlihen Schatzes; 

Nah Anhörung unferes Staatsrathe, 

Haben wir decretirt und decretiren was folgt: . 

Art. 1. In allen Gemeinden, welche andere Einnehmer der Municipalgele 
der als die Einheber der unmittelbaren Steuern haben, find biefelben gehalten, 
binnen drei Monaten nach Verkündigung diefes Decrets, unferm Schabminifter 
ſich befannt zu machen, und ihm auszumweifen, daß fie ihre Bürgfchaft geleiftet, 
um von ihm, fo der Fall ift, in ihrer Amtsverrichtung beflätigt, oder aber 
darin erfest zu werden. 

Art. 2. In allen Fällen von Stellerledigung ftellt der Municipalrath drei 
Gandidaten vor. 

Die Lifte, mit dem Gutachten des Unterpräfeeten und Präfecten, wird 
unferm Schatzminiſter gefandt, der ung zur Ernennung die Perfon vorftellt, wel 
che er unfers Zutrauens am würdigſten glaubt. 

Art. 3. Unfer Minifter des Schagamts fchreibt den Einnehmern die von 
ihren zu befolgende Rechenfchaftsordnung vor, und begehrt von ihnen monatlich 
ein Beftandsverzeichniß. 

Art. 4. Er läßt für die Rechnung der Dienftcaffe, bei den Haupt: und 
befondern Cinnehmern , die Summen einfdießen, die feinem Ermeſſen nad 
die Bedürfniffe des Dienftes überfleigen, und läßt fie allmählig wieder ablie= 
fern zur Zeit, wo es die Dienftverhältniffe erheifchen mögen. A 

Die Dienftcaffe fchreibt jeder Gemeinde den Zins der Gelder, die man 
ihr einfchießt, auf diefelbe Weife gut wie es für die Particulare gefchieht. 

Art. 5. Unfer Minifter des Schatzamts läßt durch die Yauptinfpectoren 
und Unterınfpectoren des Öffentlichen Schatzes die Einnehmer der Gemeinden, 
deren Budgets ung zur Genehmigung vorgelegt worden, und auch, wenn Bes 
darf ift, die der andern Gemeinden verificiren. Zu dem Ende kann die Zahl 
der Infpectoren um ein Drittel, vermehrt werden, wenn es das Dienftbedürf: 
niß erfordert. 

Die Verificationsprotocolfe werben in vierfacher Ausfertigung abgefaßt : 
eine hinterlegt man auf der Präfectur ; die zweite jendet man unferm Minifter 
des Schahweſens; die dritte muß dem verificirten Rechnungsagenten gereicht 
werden, und die vierte bleibt in dem Händen des Inſpectors. 

Art. 6. Im Kalle eines Deficit nimmt der Schasinfpector fogleich die 
nöthigen Vorkehrungen für die Sicherheit der Gemeindegelder ; überfteigt 
das Deficit den Belauf der Bürgfchaft, fo ſtellt der Inſpector einen Haftbe: 


318 Erftes Buch. — Staatsrecht 


fehl gegen den Einnehmer aus, und berfelbe wird erecntorifh auf das Viſa 
des Friedengrichters, ohne weitere Formalität. 

Art. 7. Unfer Scapminifter, nad) Unterfuchung des DVerificationsproto= 
colls, auf den an ihn vom Infpector gemachten Bericht, Fann feine einftweilige 
Stellerſetzung verordnen, oder ums feine definitive Erfesung vorfchlagen, und 
die gegen ihn vorzunehmenden Verfolgungen vorfchreiben, je nach Erheifchniß 
des Falls. 

Er flattet uns alle drei Monate Bericht ab von den Refultaten der Ve— 
rificirungen die er bewerfftelfigen laſſen. 

Art. 8. Unfer Minifter des Innern kann bei unferm Minifter des Schatz⸗ 
amts um außerordentliche DVerificirungen durch die Agenten des Schates anhal: 
ten, wenn er einen Grund hat, die Verwaltung zu beargmohnen. 

Art. 9. Die ohne geſetzliche Ermächtigung von den Genteindeeinnehmern 
geleifteten , nicht in den Budgets vorgefehenen Zahlungen werden als ein De: 
ficit betrachtet, und ziehen Abfesung nach fich. 

Eine Ausnahme findet Statt, nur allein im Falle wo das Budget des 
laufenden Jahrs nicht befchloffen und dem Einnehmer zugehändiget“ worden, 
wenn anders die Zahlungen nicht die Summen überfteigen, die im Eapitel der 
ordentlichen Ausgaben des Budgets vom vorigen Jahr gutgeheißen worden. 

Art. 10. Es darf von dem Rechnungshof Feine Frift den Einnehmern der 
Gemeinden geftattet werden, um die auf ihren Rechnungen verworfenen ums 
regelmäßigen Zahlungen regularifiren zu laffen, noch die Unwerthe zu erweifen, 
die ihnen nicht gut geheißen worden: demnach follen die, Einnehmer ,. welche 
Feine Regularifirung diefer Zahlungen oder Nichtwerthe in dem Zermin er: 
Yangt, der für die Ablegung ihrer Rechnungen vorgefchrieben ift, gehalten feyn, 
den Belauf davon wieder in ihre Caffen einzulegen, und in Ermangelung deffen 
werden fie dazu gezwungen. 

Art. 11. Die durch den Artikel 5 verordnete DVerification entübriget die 
Maires, Unterpräfecten und Präfecten nicht, in den gewöhnlichen Formen und 
nach Erheifchniß der Fälle, alle DVerificationen, vorzuenhmen die eine genaue 
Dbficht vorfchreibt 

. Art. 12. Unfer ‚Minifter des Innern und des öffentlichen Schabes find 
mit der Vollziehung des gegenwärtigen Decretd, welches in dad Gefesregifter 
eingerücht werden fol, beauftragt. 


Decret vom 24. Auguft 1812: 

Art. 1. Die Gehalte der Municipalempfänger der Gemeinden, welche zehn⸗ 
tauſend Franken Einkünfte oder darüber haben, dürfen vom Jahre 1815 an 
folgende Verhältniſſe nicht überſchreiten, nämlich: 

Vier vom Hundert der erſten zwanzigtauſend Franken der gewöhnlichen 
Einnahme in den Gemeinden, deren Einnahme dem Steuereinnehmer anvers 
traut ift; e 

Fünf vom Hundert der erſten zwanzigtaufend Franken der gewöhnlichen 
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Einnahme in den Gemeinden, deren Einnahme den befondern Empfängern . 
anvertraut iſt; 

Und in alten Gemeinden ein’ vom Hundert der Summen fiber zwanzig 
tanfend Franken bis zu einer Million. und ein Halb vom Hundert aller Sum: 
men, die mehr als eine Million betragen. 

Art. 2. Diefe Tarife geben nur das Marimum der Gehalte an. Diefe 
Gehalte werden in dem Budget jeder Stadt auf den erforderlichen Vorſchlag 
des Municipalrathes, das Gutachten des Unterpräfecten und das Gutachten 
des Präfecten zu Folge des Art. 7 des Decrers vom 50. Srimaire Jahre 15 
entfcheidend feſtgeſetzt. | 

Art. 5. Die Municipaleinnahmen in den Städten, deren Einkünfte fich 
nicht auf zwanzig taufend Franken erheben, bleiben nach wie vor mit der Er: 
bebung der Steuern verbunden. Die Stenereinnehmer Eönnen auf den Vor: 
ichlag des Municipalrathes ebenfalls den Empfang der Gemeindegelder in dens 
jenigen Städten erhalten, deren Einfünfte über zwanzig taufend Franken 
betragen. 

Art. 4. Unfere Minifter des Innern und des Faiferlichen Schatzes ſind 
mit der Vollziehung des gegenwärtigen Decrets beauftragt, welches in das 
Gefesregifter eingerüctt werden foll. 


Staatsrathsgutachten vom 16, Mai 1813. 

Der Staatsrath, weldher nad der von Gr. Maj. verordueten Der: 
weifung den Bericht der Section vom Innern über jenen des Minifters diefes 
Gefchäftsfaches angehört hat, worin er bei Vorlegung des Budget von Eng: 
hin vorfteltt, daß der Minifter der Finanzen vorgefchrieben habe, von den Ge— 
meinden die Koften wegen der gegen fie vorgenommenen Betreibungen um Zah: 
lung der vom Fahre V bis zum Jahre X gelieferten Civilftandsregifter ent: 
richten zu laffen, und die Frage vorlegt, ob nämlich die Verwaltung der Einre: 
giftrirung und der Domänen eine Gemeinde, die nur durch ihren Empfänger 
zahlen kann, und diefer kann felber nur Eraft der in feinem Budget gefchehenen 
Genehmigung zahlen, verfolgen Eönne, um Zahlungen von ihr zu erhalten, 

Iſt der Meinung, daß es gewiß und anerkannt ift, daß die Gemeinden 
nur dann zahlen Fönnen, wenn fie in ihrem Jahrbudget dazu berechtigt find; 

Daß jede ohne folhe Berechtigung gefchehene Zahlung nach den beftimmten 
Verfügungen mehrerer Decrete auf Rechnung des Empfängers bleibt; 

Daß demnach, wenn eine Gemeinde einer Verwaltung ſchuldig ift, Fein 
Zwangsbefehl gegen den Empfänger , noch eine Vorladung vor die Gerichte, 
noch die Befchlagnehmung in den Händen des Empfängers der Gemeinde oder 
der Schuldner derfelben erfolgen Fann, weil der Empfänger nur Praft einer 
Berechtigung im Jahrbudget zahlen kann; ſondern daß der Director der Ber: 
waltung fih an den Präfecten wenden muß, damit diefer im erforderlichen 
Sole die von der Gemeinde geforderte Summe ind Budget trage, um den 
Empfänger zur Zahlung zu berechtigen ; 

Und daß Gegenwärtiges in das Geſetzregiſter eingerückt werden ſoll. 
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Auch folgt bier noch ein Gefeß vom 2. Vend. 5. VIII (fiche 
Bulletin Nro, 7, ©. 14 der Rubdler’fchen Gejegesfammlung) wegen 
Schlichtung der Giviljtreitigfeiten beim Octroi: 

Art. 1. Die Eivilftreitigkeiten, die über die Anwendung des Tarifs oder 
tiber die Quotität der Gebühren entftehen möchten, welche von den Einnehmern 
der durch die Gefete errichteten oder Fünftig zu errichtenden Municipals und 
Wohlthätigkeitsoctrois in den verfchiedenen Gemeinden der Republif zum Ab: 
trag ihrer Lokalunkoſten und jener der Eivilhofpitien und Hausarmenunterftüs 
tungen eingefordert werden, follen vor den Zriedensrichter des Bezirks gebracht 
werden, auf welhe Summe auch die abgeftrittene Gebühr fich erheben mag, 
um von demfelben fummarifch und umentgeldlich, entweder in letter Inſtanz, 
oder auf Appellation, je nach dem Belauf der Summe, abgeurtheilt zu werden. 

Art. 2. Die Geldbußen, die in Kraft befagter Geſetze verfchuftet find, 
foren von den Gerichtshöfen einfacher Polizei oder Zuchtpolizei, je nad) dem 
Belaufe der Summe, erkannt werden. 
Art. 5. Wenn über Anwendung des Tarifs oder Belaufs der vom Ein- 
nehmer geforderten Gebühr geftritten wird, foll jeder Inhaber oder Führer 
von Objecten, die im Zarif begriffen find, gehalten feyn, die begehrte Gebühr 
in die Hände des Einnehmers nicderzulegen; er darf nicht angehört werden, 
er bringe denn dem Richter, welcher Kenntniß davon nehmen fol, die Quittung 
von befagter Niederlegung dar. 

Art. 4. Jede Verfügung vorheriger Geſetze, die —— zuwider 
ſind, iſt zurückgenommen. 

Art. 5. Gegenwärtige Reſolution ſoll gedruckt — 





Auf obige Inſtruction über das Gemeinderechnungsweſen laſ—⸗ 
ſen wir gleich folgen: 

»Die Inſtruction zur Anwendung der Einregiſtrirungs- und Stem⸗ 
pelgeſetze auf die Adminiſtrativacten und die Acten der Ge- 
meindeverwaltung, dann des Gemeindes (und Stiftungs⸗) 
Rechnungsweſens.«“ 

Dieſe Vorſchriften haben nicht minder auf die Verwaltung der 
Gemeindeangelegenheiten als die Staatswirthſchaft Bezug, und 
ſchließen ſich an die Inſtruction uͤber das Gemeinderechnungsweſen, 
welches fie hauptſaͤchlich beruͤckſichtigen, am Zweckmaͤßigſten an. Sie 
wurden am 17. Nov. 1826 erlaſſen, und lauten im Intelligenzbl. 
©. 123 — 139 folgendermaßen, wobei ich mich bier auf die in 
der Abtheilung Staatswirthichaft vorfommenden Gejege und Ders 
ordnungen über Ehregiftrement und Stempel beziehe: 

Um die vielfachen Zweifel und Anftände, welche fich hinfichtlich der Anwend: 


* 
‘ 
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barkeit der Einregiftrirunge: und Stempelgeſetze auf die Adminiftrativacten 
überhaupt, und die Acten der Gemeindeverwaltung und des Gemeinderechnunges 
wefens insbejondere, feit einiger Zeit ergeben haben, zu befeitigen, finder fich 
die unterzeichnete Stelle (königl. Regierung des Rheinkreifes, Kammer des 
Innern und der Finanzen) veranlaßt, die darüber beftehenden Beftimmungen in 
einer Inftruction zufammen zu faffen, und diefelbe den Fünigl. Landeommilfarias 
ten, Bürgermeiftern, Gemeindeeinnehmern, Rentämtern und Domäneninfpec: 
tionen hier nachftehend mitzurheilen. 


Erfter Theil 
Bon der Einregiftrirung. 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beftimmungen der Einregiftrirungsgefege, infoweit fie 
auf den Gegenftand Beziehung nehmen. 


9. 1. Die Einregiftrirung befteht Eraft der Gefebe vom 22. Frim. VIT und 
27. Bent. IX theils zur Sicherheit des Datums der Acten, theils zum Zwecke 
einer Staatsauflage, welhe bei alten bürgerlichen, gerichtlichen und aufßerges 
richtlihen Rechtsgefchäften, entrichtet werden muß, 

$. 2. Die Ubgabe ift nach der Natur des Rechtsgefchäfts entweder a) eine 
verhältnißmäßige oder b) eine fire Gebühr. Art. 2 des Geſetzes vom 22. 
Srimaire VIL) 

$. 3. Die Gradation der firen Gebühr fleigt von 7 Kreuzer bis zu1ıf. 
40 Pr., die Gradation der verhältnißmäßigen Gebühr von 15 Pr. bis zu 5 f* 
per 100 fl., und die Berechnung diefer lestern gefchieht von den Werthbeträs 
gen ftufenweife von 10 zu 10 fl. einfchließlih, fo daß ein Werth unter 10 fl. 
für volle 10 fl.; über 10 fl. aber, wenn er nicht volle 20 fl. erreicht, für 20 fl. 
u. f. w. befteuert wird. (Art. 2 des Geſetzes vom 27. DVentofe IX. rt. 3 
der Derordn. vom 11. Nov. 1817.) 

$. 4 Die verhältnißmäßige Gebühr wird bezogen von allen gerichtlichen 
Urtheifen, Acten und Verträgen, welche eine Veränderung im Eigenthume von 
Mo: und Immobilien, eine Zahlungsverbindlichkeit, eine Entladung, eine Liquie 
dation und Abrechnung über Geldfummen zum Gegenftande haben; die fire 
Gebühr ift dagegen von allen übrigen Acten gefchuldet, welche jene Eigenſchaft 
und Wirkung nicht befipen. (Art. 3 und 4 des Gef. vom 22. Frim. VII.) 

$. 5. Wenn inden, der verhältnißmäßigen Gebühr nnterliegenden Acten die 
Merthbeträge nicht beftimmt und angegeben find, fo muß dies durch eine nach: 
träglihe Declaration ergänzt werden. (rt. 16 ibid.) 

6.6. Die Erfüllung der Förmlichkeit und die damit verfnüpfte Entric: 
tung der Gebühren ift entweder auf beftimmte Termine, oder nur auf den 


Fall bedingt, als von dem Wet oder Wertrag bei irgend einem andern Rechte: 
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geſchäfte, oder vor Gericht, oder bei jeder andern conſtituirten Behörde Ge— 
brauch gemacht werden ſoll. (Art. 20, 23 und 42 ibid.) 
F. 7. Der Einregiſtrirung in geſetzlich beſtin mter Friſt ſind unterworfen: 
1) Alle vor öffentlichen Behörden geſchloſſenen Acten und Verträge ohne 
Ausnahme. 2) Die Contracte unter Privatunterſchrift, welche eine Muta— 
tion des Eigenthums oder der Nutznießung liegender Güter begründen. 
(Art. 22 ibid.) 5) Die Pacht: und Miethcontracte unter Privatunter: 
fhrift. (Urt. 22 ibid.) und 4) Die im Auslande gefchloffenen Verträge 
über Gütermutationen und Verpachtungen. (Urt. 22 ibid.) 
$. 8. Für die Öffentlichen Acten, weldhe von Adminiftrativbehörden aus— 
gehen, ift die Frift zur Einregiftrirung auf 20 Tage, für die Acten unter 
Ziff. 2 und 3 auf drei Jahre, und für die Acten unter Ziff. 4 auf 6 und 8 
Monate, refp. auf 1 und 2 Monate, feftgefest, je nachden das Gebiet wo der 
Yet verfaßt worden, gelegen ift. (Art. 10, Nro. 5, Art. 22 ibid.) 
$. 9. Bei der Sriftberechnung wird der Zag, an welchem der Act gefer: 
tigt worden, nicht gezählt, und wenn der lebte (Tag der Frift ein Sonn- oder 
geſetzlicher Feiertag ift, fo darf auch diefer nicht in Anrechnung kommen. 
(Art. 25 ibid.) 
$. 10. Die Acten der Adminiftrativbehörden müſſen bei demjenigen Fönigl. 
Rentamte einregiftrirt werden, in deffen Bezirf die betreffende Behörde ihren 
Wohnfis hat. Die Privat: und im Auslande gefchloffenen Verträge Eönnen 
hingegen bei jedem Rentamte der Einregiftrirung unterworfen werden. (Art. 
26 ibid.) 
$. 11. Hinfichtlich der Adminiſtrativacten haben die Beamten, unter -deren 
Autorität das Nechtsgefchäft vollführt wird, die Einregiftrirungsgebühren mit 
der Uebergabe des Acts an das königl. Rentamt baar zu bezahlen, ohne welche 
Entrihtung die Einregiftrirung nicht ertheilt werden Fann. Im Falle jedoch 
die betreffende Partei der Gebührenentrichtung wegen die erforderlichen Bor: 
ſchüſſe nicht geleiftet hat, fo geht die unmittelbare Perception an das Fönigl. 
Rentamt über; 'zu diefem Behufe muß dem Rentamte innerhalb zehn Tagen, 
nach Ablauf der gefeplichen Friſt, ein Auszug des Acts zugeftellt werden 
und zwar bei Vermeidung einer Geldftrafe von 4 fl. 40 Er. für jede Decade 
der Verfäumniß. Art. 29 und 57 ibid.) 


$. 12. Die Einregiftrirungsgebühren fallen hinfichtlich ‚der Acten, welche 
eine Mutation des Eigenthums oder der Nusnießung von Mo: und Immo— 
bitien, eine Zahlungsverbindlichkeit oder Liberation zum Gegenftande haben, den 
neuen Beſitzeru oder Schuldnern zu Laſt; für die übrigen Acten und Verträge 
haben diejenigen Parteien die Gebühr zu erlegen, welche aus dem Rechtsgeſchäfte 
Vortheil ziehen, vorausgefest jedoch, daß Feine entgegengefepte Uebereinkunft 
unter den Contrahenten getroffen worden iſt. (Art. 51 ibid.) 


$. 13. Es darf die Zahlung der Gebühr aus Feiner Urfache, ſelbſt unter 


dem Vorwand der Streitigkeit des Anſatzes nicht aufgehalten oder gar verwei- 
gert werden ; gleichwohl fteht den Parteien, nach der Entrichtung,, die Be- 
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fugniß zu, die Reftitution des vermeintlich zu viel bezahlten Betrags vorerft 
bei der königl. Regierungsfinanztammer, und Falls fie fich bei deren Entfchei- 
dung nicht beruhigen Fönnen, auf dem Actionswege bei dem einfchlägigen königl. 
Bezirksgerichte, nachzufuchen. (Art. 28 und 63 ibid.) 
$. 14. Die Adminiftrativbehörden, welche ihre Acten nicht innerhalb der 
geſehlichen Friſt zur Einregiftrirung produziren, "verfallen in die Strafe des 
doppelten Betrags der Gebühren; infofern aber die Gebühren von Parteien 
nicht hinterlegt worden find, fo fällt die Strafe auf diefe zurüd, (Vid. 6. 11.) 
(Art. 35, 56 und 37 ibid.) 
$. 15. Es iſt den Adminiftrativbehörden gleich wie den übrigen Öffentlichen 
Beamten unterfagt, einen Act in Original oder Abſchrift an Privatparteien 
auszuhändigen, oder auf den Grund deffelben ein anderes Rechtsgeſchäft vorzn: 
nehmen, bevor nicht der Act der Einregiftrirung unterlegt worden ift, felbit 
wenn bie geferliche Friſt hiezu noch nicht verfloffen wäre. Jeder Gontraven: 
tionsfalt ift mit einer Geldftrafe von 23 fl. 20 fr. belegt. (Art. 41 ibid.) 
$. 16. Derfelben Strafe unterliegen auch diejenigen Beamten, welche ihren 
Amrshandlungen einen nicht einregiftrirten Privat: oder im Auslande gefchlofs 
fenen Act zum Grund legen, denfelben in Verwahrung nehmen, oder Abſchrift, 
Auszug oder Ausfertigung davon ertheilen; zutem jind fie auch noch für die 
Gebühren des Acts verantwortlich. (Art. 42 ibid.) 
$. 17. Die Adminiftrativbehörden dürfen in Angelegenheiten und zu Gun: 
ften von Privatperfonen Peine ihnen competenzmäßig zugewiefenen Entjcheidun: 
gen anf nicht einregiftrirte Acten erlaffen, bei Strafe der Haftung für die Ge: 
bühren diefer leutern. (Art 47 ibid.) 
$. 18. Wenn ein adminiftrariver Beſchluß obiger Art auf einregiftrixte 
Acten gegründet wird, fo muß darin der von dem Acten entrichtete Gebüh: 
renbetrag, das Datum der Zahlung und das Rentamt, bei welchem die Zahlung 
gefchehen ift, ausdrücklich erwähnt werden. Im Entftehungsfalle ift das Rent: 
amt befugt, infofern jene Acten nicht bei ihm felbft einregiftrirt worden , die 
davon gejchuldeten Gebühren von dem betreffenden Adminiftrativbeamten zu 
erheben, unter Vorbehalt der Reftitution für den Ball, ale fpäterhin die Ein: 
regiftrirung nachgewiefen werden follte. (Art. 48, ibid.) 
$. 19. Die Verjährung der Einregiftrirungsgebühren tritt ein: D für 
alte noch nicht einregiftrirte Acten, nach dem Zeitverlaufe von dreißig Jahren 
und 2) für die Gebührennachforderungen von einregiftrirten Acten und der 
Reftitutionen, nach dem Zeitverlaufe von zwei Jahren, a dato der Eiuregiftri: 
rung des Acts, oder von dem Tage an, wo die Zunviderhandlung zur Kenntniß 
des Rentbeamten gekommen if. (Art. 2262 des Eivilgejebb. Art. 61 des 
Geſetzes vom 22. Srimaire VII.) 
$. 20. Bon der Einregiftrirung find befreit: 
1y Alle Acten der öffentlichen Verwaltung, wenn deren Einregiftriruug durch 
die Geſetze nicht angeordnet iſt; zu dieſer Befreiung gehören insbeion: 
dere auch die von Gemeinden abgeichloffenen Ermächtigungsverträge 
hülfloſer Perfonen. 2) die Steuerrolien und die Auszüge aus deufelben. 
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5) Die Auittungen über Steuern, Auflagen, Abgaben und Einkünfte 
der Staatscaffe und die Duittungen über Locallaſten. 4) Die Steuer: 
verminderungs: und Machlaßbefehle, fo wie die- dahin einfchlagenden 
Dnittungen. 5) Die Quittungen über die Befoldungen und Emolumente 
der vom Staate angeftellten Beamten. 6) Die von den Civilſtandsbe— 
amten aufgenommenen Geburts: und Todesanzeigen, die Verehelihungs: 
acten, fo wie die davon ertheilten Auszüge. 7) Die Legalifationen der 
Unterfchriften öffentlicher Beamten, 8) Die Reife und Gewehrpäffe. 
(Art. 70, $. 3, Nro. 2, 5, 6, 8, 11, 14 des Gefenes vom 22. Frimaire 
VII. — Verordnung vom 7. November 1822.) 


Zweiter Abſchnitt. 


Befondere Beftimmungen in Beziehung auf die Adminiftrativacten 
und auf die Acten der Gemeindeverwaltung und des 
Gemeinderechnungswefens. 


6, 21. Die amtlichen WVerrichtungen der Bürgermeifter find unter drei 
verfchiedenen Gefichtspunften aufzufaffen: Die Bürgermeifter find 1. berufen 
zur Mitwirkung bei der allgemeinen Verwaltung (administration publique) und 
gerichtlichen Polizei (police judieiaire), Sie handeln 2, in der Eigenschaft 
öffentlicher Behörden, durch Delegation der höhern DBerwaltungsftelle, bei Ab: 
ſchließung eivilvechtlicher Contracte des Staates mit Privaten, und fie befor: 
gen 5. die Privatangelegenheiten der Gemeinden und die Verwaltung ihres 
Vermögens. Die Acten, welche dem erften und zweiten Theile der bürger: 
meifteramtlihen Zunetion angehören, werden, Adminiftrativacten, die übrigen, 
Acten der Gemeindeverwaltung benannt. 


A. Don den Adminiftrativacten. 

$. 22. Alle Verhandlungen der Bürgermeifter mit den Adminiſtrativ- und 
Juſtizſtellen, welche mit der allgemeinen Verwaltung und der gerichtlichen Po: 
ligei in irgend einer Beziehung ſtehen, Ifind von der Einregiftrirung gänzlich 
befreit. (Art. 70. $. 3. Nro. 2, ibid.) 

Ausgenommen von diefer Befreiung find jedoch die Protofolle und Anzei— 
gen über polizeiliche Vergehen, welche die Bürgermeifter und Adjuncte verfaf: 
fen und den Gerichten zur Beltrafung übergeben; diefe müffen innerhald 4 
Tagen dem Rentamte, in deffen Bezirk der Bürgermeifter feinen Wohnfig 
hat, Behufs der Einregiftrirung in debet producirt werden. (Art. 70, $. 1. 
Nro. 5 und Art. 20. Nr. ı, ibid.) 

$. 23. Die civilrechtlihen Eontracte, welche die Bürgermeifter in der Gi: 
genfchaft Öffentlicher Behörden, aus Auftrag der höhern Verwaltungsſtelle in 
Staatsintereffe mit Privaten abfchließen, unterliegen fowohl der Einregiftrirung 
wie dem Stempel, Hierher gehören namentlich: 

Die Acquiſitionen des Staates; die Holzverfteigerungen in den Eönigl. Wal: 
dungen; die Verpachtung und Veräußerung von Staatsgütern; die Jagdver— 
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pachtungen in den Fönigl. Waldungen; die Begebung an den Wenigſtnehmenden 
von Arbeiten und Lieferungen aller Art, fowohl für Staats- wie für Kreis— 
anftalten; die Minderverfleigerungen von Givilftraßen und Waflerbauten u. ſ. w. 

$. 24. Für die Behandlung diefer Acten, in Abficht auf die Cinregiftri: 
rung, ift nachflehendes Verfahren zu beobachten : 

Aufofern für die Vollziehung der Gontracte die höhere Genehmigung 
vorbehalten ift, liegt es den Bürgermeiftern ob, gleich nach beendigtem Ge: 
fchäfte das Protocol unter dem laufenden Datum in das Repertorium einzus 
tragen, hiernächft daffelbe demjenigen Beamten auszupändigen, welcher mit 
der Vorlage des Acts an die höhere Verwaltungsftelle beauftragt if. 

$. 25. Nah Zurücdempfang des Protocol mit der höhern Ratification, 
haben die Bürgermeifter fogleich das Praesentatum darauf vorzumerken, die 
Einregiftrirungsgebühr zu liquidiren oder von dem einfchlägigen Rentamte li: 
auidiren zu laſſen, diefelbe von dem Steigerer oder Unternehmer einzufordern, 
fofort das Protocol innerhalb zwanzig Tagen a data ded Rückempfangs, dem 
Fönigl. Rentamte, in deſſen Bezird die Bürgermerfterei ihren Sitz hat, 
zur Einregiftrirung zu übergeben, und den Gebührenbetrag abzuführen. (Art. 
20, Nro. 5, ibid. Minifterielle Entfcheid. v. 27. Zrimaire XTIL) 

$. 26. Wenn der Steigerer oder Unternehmer den angeforderten Gebüh— 
renbetrag nicht innerhalb der Frift von 20 Tagen entrichtet, fo ift der Bür— 
germieifter gehalten, in den folgenden zehn Tagen nach Verlauf jener Friſt, 
bei Vermeidung der unter $. 11 beftimmten Strafe, dem Rentamte einen 
Auszug des Protocolls einzuhändigen, wonächft es in den MVerpflichtungen des 
Rentamts liegt, die Einregiftrirnngegebühren fammt der gefettichen Strafe, 
wegen verfäumter Friſt, von dem Abgabepflichtigen direct zu erheben. (Art. 27 
des Gef. vom 22. Srimaire VIE) | 

$. 27. Ein gleiches Verfahren ift auch in Anfehung derjenigen Acten zu 
befolgen, welche der höhern Beſtätigung nicht unterworfen find; Für diefe läuft 
aber die Einregiftrirungsfrift von ihrem Datum an. (Art. 20. Nro. 5. Art. 
37 , ibid.) 

5.28. Nachdem die Acten mit der Einregiftrirung verfehen find, werden 
fie in die Verwahrung der Bürgermeifter zurücgegeben und dem Berheiligten 
auf Verlangen die erforderlichen Abfchriften und Ausfertigungen ertheilt. 

Diefe letztern find aber einer nochmaligen Einregiftrirung micht unterwor— 
fen. (Art. 8, ibid.) - 

$. 20. Die Bürgermeifter haben auch barauf zu achten, daß die Ko: 
ftenanfchläge, Abſchätzungs- und Vermeſſungsprotocolle, Pläne, Bedingnißhefte 
und fonftigen Actenftüde, weihe der DVerfteigerung zum Grunde gelegt, uud 
in dem Protocolle angezogen werden, ebenfallg mit der Einregiſtrirungs- und 
Stempelförmlichfeit verfehen find, infofern eine Befreiung davon nicht feftge: 
fest ift, indem fie anfonft in die unter $. 16 beſtimmten Getdftrafen verfallen 
würden. Die Beforgung der Einregiffrirung und des Stempels in Anjehung 
jener vorläufigen Verhandlungsacten liegt den Rent-, Forft: und Baubeamten 
ob, auf deren Betreiben die Werfteigerung gefchieht, — die Börmlichkeit 
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wir im debet ertheilt, die Gebühren find aber mıt jenen des Verſteigerungs— 
protocolld zu liquidiren und zu erheben. (Art. 42, ibid.) 

$. 30. Ein nicht rarificirtes WVerfteigerungsprotocol wird als nichtig be— 
trachtet, und ohne Einregiftrirung zu den Acten gelegt; das einfchlägige königl. 
Rent: oder Forſtamt, oder die königl. Bauinfpection werden jedoch von der 
Nichtgenehmigung des Protocolls dem königl. Landcommiffariate oder Bürger: 
meifteramte Nachricht geben, damit das Geeignete in dem Nepertorium vorge: 
merkt werden kann. 


$. 51. In Betreff der Duorirät der Gebühren, fo unterliegen : 

1) Die Ucquifitionen des Staates, worunter namentlich auch die Anfäufe 
von Grundeigenthum zur Erbauung und Herftellung der Staats= und 
Bezirfsftraßen, fo wie zu Warferbauten zu zählen find, die Zaufchcon: 
tracte zwifchen den Staate, Gemeinden und Privaten, die Holzverfteigerun: 
gen im den königl. Waldungen, der Einregiftrirung unentgeldlich. (Art. 70). 

2) Die Verpachtung von’ Eraatsgütern entrichtet von dem cumulirten 
Pachtfchillinge der zwei erften Jahre, mit Hinzufügung der Steuern 
und Laften,, wenn fie der Pächter zu tragen hat, die Gebühr von 45 
Kreuzer per 100 fl. und von dem cumulirten Pachtfchilling der übrigen 
Pachtjahre 135 Kreuzer per 100 fl. 

3) Die Beräufferung der Staatsgüter entrichtet 2 vom Hundert. 

4) Alle Derfteigerungen und Begebungen an den Wenigſtnehmenden von 
Lieferungen und Arbeiten für den Staat, fo namentlich auch der Yerarial: 
bauten, unterliegen der Gebühr von 50 Kreuzern per 100 fl. Die Ver: 
fteigerung von Straßen, Waſſer-, Brüden: und Dammbauten, auf 
Rechnung des Finanzfonds, des Kreifes und einzelner Bezirke, aber 
nur infofern, ald die verhältnißmäßige Gebühr bei der Begebung aus: 
drüclic bedungen worden ift, im eutgegengefesten Falle ift nur cine 
fire Gebühr von 28 Kreuzern für jeden Unternehmer geichuldet. 

Die Koftenüberfchläge der Ingenienrs und andern Öffentlichen Baubeamten, 
über Straßen, Waſſer-, Brücen: und Dammbanten, find von der Einregi- 
ftrirung und dem Stempel befreit, Fünnen fonach ohne diefe Förmlichkeiten in 
den DBerfteigerungsprotocollen eingeführt werden. Diefe Befreiung ift anmwend: 
bar ſowohl bei den Staats: wie bei den Kreis: und Bezirksſtraßen (videatur 
$. 29). (Art. 69. $. 2. Nro. 3 des Gefebes vom 22, Frimaire VII. Art. 70. 
$. 3. Nro. 2, üibid. Minifterielle Entfch. vom 25. Aug. 1808. Decrete vom 6. 
Sructidor und 15. Brumaire XII). 


$. 52. Wenn bei den Contracten unter Ziffer 2, 3 und 4 eine Bürgfchaft 
fipulirt wird, fo muß noch Procent weiter entrichtet werden, dieß jedoch 
in Unfehung der Straßen: ," Waffer:, Brücken: und Danımbauten, gleichviel 
ob fie aus dem Finanzfonde, von dem Kreife oder von einzelnen Bezirfen be: 
ftritten werden, abermals auf den Fall befchränft, als die verhältnißmäßige Ge: 
bühr contractmäßig ausbedungen worden ‚" anfonft auch nur für die Bürgſchaft 
eine fire Gebühr geichuldet ift; dann mit der weitern Modifkcation, daß bei 
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Berpachtungen lienender Gründe die Hälfte der Pachtaebühr als Gebühr für 
Bürgfchaft beftimme iſt, und daß die Mobilienverfteigerungen, deren Erlös 
über 20 fl. und unter 232 fl. fteht, nur die fire Gebühr von 28 Er. entrichten. 
(Art. 69. $. 2. Nro. 8, ibid. Art. 9 des Gef. vom 27. Ventoſe IX. Verord. 
v. 21. Febr. 1815. Decret v. 25. Germ. XII). 

Dem Gefammtgebührenbetrag ift in Gemäßheit ded Geſetzes vom 6. Prai: 
rial VII das Zehntel beizufchlagen. 

$. 35. Da die Einregiftrirungs: und Stempelgebühren von ben Staatsgü- 
terveräufferungen und Verpachtungen feither von den königl. Landeommiffariaten 
unmittelbar abgefchloffen worden find, fo hat es hiebei auch für die Zukunft 
fein Verbleiben. . 

$. 54. Borftehende Beftimmungen finden auch ihre Anwendung, wenn die 
Eontracte von den königl. Zandcommiffariaten unmittelbar abgefchloffen werden. 


B. Bon den Acten der Gemeindeverwaltung. 

$. 355. Mit Ausnahme der Veräufferung und DBertaufchung von Gemeinde: 
gütern über einen Werth von 100 fl., fo wie auch der Acquifitionen von Gü— 
tern zum Vortheile ver Gemeinden, infofern fie durch öffentlichen Act beur— 
Fundet werden folfen, gehört die Aufnahme und Derabfaffung aller übrigen 
Acten, Eonventionen und Verträgen, in Beziehung auf die Verwaltung des 
Vermögens, und die Beflreitung der Localbedürfniffe der Gemeinden, aus: 
Schließlich zur Amtsbefugniß der Bürgermeifter, theild in der Eigenfchaft ör- 
fentliher Behörden , theils als unmittelbare Vorſtände der Gemeinden. 

$. 56. Die in der Gemeindeverwaltung in der Regel vorkommenden Eon: 
ventionen, Verträge und Acten beftehen: 

1) In der Veräußerung von Mobilien und Geräthfchaften, von Torf, Heu 
und Ohmetgras, von Obft und anderu Früchten; 2) in den Holzve jtei- 
gerungen aus Gemeindewaldungen; 3) in der WVermiethung von Ge: 
meindepläßen und Gebäufichkeiten; 4) in der Verpachtung a) von Gemein: 
deliegenfchaften,, ald Gärten, Weder, Wiefen, Steinbrüche und dal., 
b) von Jagden und Fifchereien, e) der Schaaf: und andern Weidgerech— 
tigfeiten, d) von befondern Rechten und Einkünften, als der Wich-, 
MWaag:, Dctrois und Krahnengebühren, vor Kirchweihfpielen, Markt: 
ftandsgeidern u. f. w.; 5) in der Begebung der Unterhaltung des Ge: 
meindezuchtviehes mit oder ohne Stellung und Lieferung deffelben ; 
6) in der Verfteigerung und Begehung der Gemeindenenbauten, Repa: 
raturen, Herftelung und Unterhaltung der Gemeindewege, Gräben und 
Brücen, der Holzfabrication, von Forftculturen und von Arbeiten und 
Lieferungen aller Art; 7) in Verwaltungsbefchlüffen und Conventionen 
in Betreff der Anftellung und Salarirung der Schulfehrer, Hebammen, 
Förfter, Feldſchüten, Hirten, Amtsdiener und anderer Bedienfteten, fo 
wie über die Gehaltszuſchüſſe, welche die Gemeinden ihren Geiſtlichen 
beftimmen können; 8) in der Dertheilung der Gabhölzer; 9) in der 
Bertheilung des Genuffes von Gemeindegründen; 10) in der Verthei— 
una der Gemeindegründen auf Eigenthum unter die Einwohner ; 11) 
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in der Vertheilung von Waldungen und andern Gütern, welche mehre: 
ren Gemeinden in ungetheiltem Cigenthume angehören, unter die einzel 
nen Gemeinden; 12) in den Ucquifitionen von Immobilien für Rechnung 
der Gemeinden. 
$. 57. Alle vorbenannten und ingleicher Eategorie flehenden Acten find der 
Einregiftrirung unterworfen, jedoch nach 95. 6 und 7 nur in fofern in der ges 
feglich beftimmten Friſt, als ihnen 1) der Charakter der Deffentlichkeit anklebt, 
d. h. daß die DBeräußerung und Begebung im Wege des öffentlichen Meift: 
und Mindergebotes abgehalten worden ift, und als 2) der Act eine Verän— 
derung im Gigenthume oder Genuffe von Immobilien, eine Verpachtung von 
Liegenfchaften und Immobiliarrechten, wohin namentlich die Jagden, Fifchereien 
und Weiden auf Gemeindebännen zu rechnen find, zum Gegenftande hat. Die 
übrigen Eonventionen und Accorde, welche der Bürgermeifter, ohne den Der: 
fleigerungsweg zu betreten, aus freier Hand abfchließt, find den Privatacten 
gleich zu achten, und nur in den $. 6 vorgefehenen Fällen der Einregiftrirung 
zu unterlegen. Gleichwohl ift es den Bürgermeiftern unbenommen, auch diefe 
letztern Acten fogleich mit der Einregiftrirungsförmlichfeit verfehen zu laffen, 
wenn entweder die Gebührehentrichtung dem Steigerer oder Unternehmer ge: 
feslich oder vertragsmäßig obliegt, oder wenn es überhaupt dem Gemeindein: 
tereffe dienlich und nützlich erachtet wird. 
$. 38. Insbeſondere find die unter Ziffer 7 bezeichneten Befchlüffe und 
Eonventionen ald bloße Privatacten anzufehen, dagegen ift die Gabholzvertheis 
lung innerhalb zwanzig Tagen zur Einregiflrirung zu produciren, weil diefelbe 
die Eigenfchaft des öffentlichen Actes befist, indem hier der Bürgermeifter nicht 
als bloßer Mandatar der Gemeinde, fondern als öffentliher Beamte handelt. 
$. 59. Die ohne Concurrenz dritter Perfonen Statt findenden Befchlüffe 
und Berathfchlagungen des Gemeinderaths über die Beftimmung, Verwendung, 
und Benutzung des Gemeindeeigenthums und der gemeinheitlichen Nevenüen, 
gleichwie über die Anfchaffung der Kocalbedürfniffe, welche dem Act der Ber: 
äußerung, des Anfaufs und der Begebung etwa vorhergehen können, find als 
zur innern Verwaltung gehörig von der Einregiftrirung befreit, ebenmäßig aud 
die höhere Approbation jeyer Befchlüfe und Berathfchlagungen. 
$. 40. Wenn aber durch folhe Beſchlüſſe und Berathfchlagungen echte 
und DVerbindlichfeiten mit drittern Perfonen eingegangen und feftgeftellt , oder 
beftehendg. Eontracte, wie z. B. Verpachtungen, Miethen u. f. mw. verlängert 
werden, fo find diefelben der Einregiftrirung nach der unter $. 37 aufgefteltten 
Regel unterworfen. 


$. 41. Die Berichte und Gutachten, weldhe die Bürgermeifterämter in 
Beziehung auf die Gemeindeverwaltung der höhern Derwaltungsbehörde abge: 
ben, können in feinem Falle zur Einregiftrirung angezogen werden. 

$. 42. Für den Fall, wo über die Begebung Fleiner Reparaturen und 
Lieferungen gar Feine Acten errichtet werden, zur Begründung der Zahlungs— 
anweifung aber eine Befcheinigung‘ oder Beſtätigung der Leiftung durch den 
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Gemeinderath, oder durch einzelne Glieder deffelben oder durch den Bürgers 
meiſter nothwendig ift, unterliegt diefe Beſcheinigung weder der Einregiftri- 
rung noch dem Stempel, wenn fie bloß zum Behufe der Gemeindecomptabilität 
abgegeben wird; 

Die Arten über die Pefihtigung und Aufnahme aller übrigen Gemeinde: 
bauten und Arbeiten, fie mögen durch Öftentlihe oder Privaracten begeben 
worden fenn, melde Mediglich zum Bwede haben, fih der Vollziehung des 
Eontracts zu verfihern, werden ald Privatacten angefehen, und find nur dann 
der Einregiftrirung unterworfen, wenn davon vor Gericht, vor einem Eönigl. 
Notär oder bei Aufnahme eines andern in der Competenz der DVerwaltungsbe: 
hörde liegenden Acts, Gebrauch gemacht werden foll. 

$. 43. Alle Acten und WVerträge, wobei das Intereſſe der Gemeinden be- 
theiligt ift, find nur dann als vollftändig und zum Vollzuge geeignet zu betrach: 
ten, wenn fie mit der Ratification der höhern Verwaltungsſtelle verfehen find ; 
die Einregiftrirung ift daher jedesmal erft nach erfolgter Genehmigung zu 
erholen. 


$. 44. Iſt die höhere Ratification ertheilt, fo haben die Bürgermeifker, 
in Anfehung derjenigen Acten und Verträge, für welche die Einregiftrirnng 
in flreng einzuhaltender Zrift aefenfich erforderlich ift, anf gleiche Weife zu 
verfahren, wie für die Adminiftrativacten unter den $$. 24 und folgenden be— 
reits vorgefchrieben wurde. Wird dagegen die höhere Genehmigung verfagt, 
ſo ift dies bei dem betreffenden Eintrag des Repertoriums kurz vorzumerken; 
der Act unterliegt alsdann aber Feiner Einregiftrirung, da derfelbe, in Erman— 
gelung der Ratification, als nicht gefchehen und wirkungslos anzufehen ift. 

6. 45. Den Bürgermeiftern kommt auch, in Hinficht der öffentlichen - 
Acten aus der Gemeindeverwaltung, idie gefenliche Befugniß zu Starten, die 
Erhebung der Gebühren und Strafen an die königl. Rentämter direct zu 
überweifen, Balls die betreffenden Parteien Feine Vorſchüſſe geleiftet haben. 
(Videatur $. 26.) 


$. 46. Es !ift zur Dermeidung gefeslicher Strafe auch hiermeple bereits 
unter $. 29 empfohlene Vorficht zu gebrauchen, alle der De. keigerumg oder 
Öffentlichen Begebung von Gemeindeeigenthum, Gemeindearbeiten und Liefe: 
rungen zur Bafis dienenden Actenſtücke, als Koftenanfchläge, Abſchätzungsproto— 
Polle 2c. 2c. vorher der Einregiftrirungs: und Stempelförmlichkeit zu unterlegen, 
bevor fie in den DBerfteigerungsprotocollen angezogen werden. 

Die Einholung der gedachten] Förmlichfeiten ift Sache des Bürgermei- 
fters, — die Gebühren werden ebenfalls! in debet vorgemerkt, und mit jener 
des Verfteigerungsprotocols, für den Fall, ale dasſelbe die Genehmigung er⸗ 
hält, liquidirt und erhoben. 

$. 47. Hinſichtlich des Gebührenbetrags unterliegen die im $. 56 bezeich— 
neten Acten: = 

unter Ziffer 1 und 2, der Gebühr von 2 per 100 fl. vom Gefammtlanf- 
preis mit Hinzufügung der an den Käufer etwa übergehenden Laſten, jedoch 
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unter der Modirtcation, dar affe öffentlihen Verfleigerungen z deren 
Erlös über 20 fl. und Bis zum Betrage von 232 fl. fteht, nur mit einer firen 
Einregiftrirungsgebühr von 28”Fr. beftenerr werden. (MDerord. vom 21. Febr. 
1815. Art. 69 $. 2, Nro. 5 des Geſetzes vom 22. rim. VAT,) 


Unter Ziffer 5, der Gebühr vom 45 Pr. per 100 fl. von dem cumn: 
lirten Pachtſchilling der zwei erften Jahre, mir Hinzufügung der Steuern und 
Laften, wenn fie der Miether oder Pächter zu tragen hat, und von 12 fr. per 
100 fl. von dem cumulirten Pachtfchilfinge aller übrigen Pachtjahre. Art. 8 
des Geſetzes vom 27. Bentofe IX.) 

Diefelben Gebühren entrichten auch die Arten unter Ziffer 4 und 9. 


Unter Ziffer 5, für die bloße Begebung der Unterhaltung des Zucht: 
viehes, der Gebühr von 4, Proc. von dem cummlirten Preis von zwei Jahren 
und 74 Proc. von dem cumulirten Preis der übrigen Jahre; muß aber der 
Unternehmer auc das Zuchtvieh ftellen, 4% Proc. von dem Gejammtpreis aller 
Pachtjahre, und werden dem Unternehmer Gemeindegründe zum Genuß überlaf: 
fen, die Gebühren unter Ziffer 5. (Urt. 69 $. 2, Nro, 3 des vn. vom 
22. Frim. VII) 


Unter Ziffer 6, der Gebühr von 30 Fr. per 100 fl. 

Unter Ziffer 7, ebenfalls der Gebühr von 50 Er. per 100 fl. und zwar 
von dem Gefanmtgehalte, wenn die Bedienung nur auf 9 Jahre feftgefest if. 
wenn jie aber auf unbeftimmte Dauer eingegangen ift, von dem zehnfachen 
Betrage des Gehalts, oder der Befoldungszulage. Da die hier in Rede ftehen: 
den Eonventionen lediglich als Privatacten zu betrachten find, fo unterliegen fie 
nur dann der Einregiftrirung, ald davon vor Gericht, oder vor Notär, oder bei 
einem andern der Einregiftrirung in beftimmter Friſt unterworfenen we der 
Bermwaltungsbehörden, Gebrauch gemacht werden foll, 

Unter Biffer 8, 9, 10 und 11, der firen Gebühr von einem Gulden 
vier und zwanzig Krenger, felbft auch dann, wenn eine Retribution jur Ge: 
meindecaffe bedingt und ausgefchlagen iſt. 

Juſofern aber bei den Acten! unter 10 und 11 Heransgaben zwifchen den 
Theilnehmern flipulirt werden, fozunterliegen Diefe der Gebühr von 4 Procent. 

Die Acten unter Ziffer 12, der verhältnißmäßigen Gebühr von 4 vom 
Hundert, in fo fern die erworbenen Immobilien fähig find, der Gemeinde 
direet oder indireet einen Ertrag abzumwerfen ; dagegen find diejenigen Ankäufe, 
welche immerwährend einem Gegenftande des öffentlichen Nuhens gewidmet 
find, ohne daß aus denfelben irgend ein Ertrag erzielt werden Fann, von der 
verhältnißmäßigen Gebühr befreit. Unter diefen lebtern find namentlich die 
Ankäufe von Bauplägen und Gebäuden zur Herſtellung der Prarrwohnungen 
begriffen. (Art. 68, $. 5, Nro. 2, Art. 69, $. 7, Nro. 1 und 5 des Gefenes 
vom 22. Frimaire VIL Minifterielle Entf. vom 1. Zhermidor X, 29. Juni 
1808, 5. November ı811. Allerhöchſte Entfchl. vom 17. December 1825 und 


30. März 1826.) 
9.48. Wenn in allen diefen Acten eine Bürgſchaft ausbedungen iſt, fo 
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muß ein halb Procent noch weıterstentrichtetzwerden,, jedoch in Anſehung der 
Mobitienverfleigerungen und Werpachtungen mit der bei $. 52 angeführten 
Modification. 

Den Gefammtgebührenbetrage wird noch das Zehntel beigefchlagen. 

$. 49. Bür den Fall, ald der Werth oder Preis unbeftimmt ift, wie dies 
häufig bei der Begebung von Bauten oder Lieferungen vorkömmt, fo muß der 
Bürgermeifter eine vorläufige Erklärung und Schätzung des approrimativen - 
Werthbetrags beifügen; die definitive Regulirung der Perception findet aber 
erft nach der Aufnahme der Arbeiten oder Lieferungen Statt, wo entweder 
die zu wenig bezogene Gebühr nachgeholt oder der Zuvielbezug zurückgegeben - 
wird. (Art. 16 des Geſehes vom 22, Frim. VIL) 


C. Don den Acten des Gemeinderehnungswefene. 


$. 50. Die Einnahmsbelege der Gemeindecomptabilität beftehen entweder: 
2) In den Driginalacten und Verſteigerungsprotocollen über die Veräuße— 
rung, Verwerthung und Begebung der Gemeindenusungen, oder 2) in 
gehörig beglaubigten Abfchriften derfelben, oder 5) in befondern Gefällz, 
Erhebungs: und Cinweifungsdofumenten , DVerzeichniffen und Verthei— 
Iungstiften, theils über Gemeindenugungen, theils über Localumlagen 
zur Beflreitung allgemeiner Gemeindebedürfniffe und zu befondern 
Zwecken. 

6. 51. Was die ad 1 bezeichneten Originalacten betrifft, fo find rückſicht⸗ 
lich der Einregiftrirung in den Beftimmungen der $$. 55 — 49 bereits die 
erforderlihen DVorfchriften enthalten, und die ad 2 erwähnten Abfchriften find 
von der Einregiſtrirung befreit, | 

Die Weifungen, welche zum Behufe der Perception und Verrechnung des 
Nachlaſſes oder der Niederfchlagung von Gemeindegefällen den Gemeindeein: 
nehmern zugehen, find ald Acten des innern Haushaltes anzufehen und daher 
ebenfalls der Einregiftrirung nicht unterworfen. 

$. 52. Die Vertheilungs: und Erhebungstiften über befondere Abgaben 
und Retributionen und über Localumlagen zur Beftreitung allgemeiner Ge: 
meindebedürfnifje oder zu befondern Zwecken, wo der Rechtsgrund der Forde— 
rung entweder auf einer gefeslichen Verfügung oder auf einer adminiftrativen 
Anordnung beruht, find von der Eihregiftrirung ausgenommen. Hieher gehören 
namentlich die Austheiler von Localumlagen zur Beftreitung allgemeiner Ge: 
meindeausgaben in Ermanglung gemeinheitlicher Nevenüen, die Verzeichniſſe zu 
erhebender Zinfen von Xctivcapitalien, von Grund: und Erbzinfen, von Kauf: 
fchillingsgeldern, von Mieths und Pachterträgniffen, die DBertheilungstiften über 
Beiträge zum Unterhalt des Gemeindezuchtviehes, zur Salarirung der Geiſt— 
lichen, Schullehrer, Zeldfhüsen, Hebammen und Hirten, zu den Koften der 
Baumpflanzung auf Gemeindeeigenthum, zu den Koften für den Maulmurfs: 
fang und die DVerzeichniffe der Retributionen vom Yundehalten u. dgl. 

$. 53. Es dürfen daher alle ad 2 und 5 bezeichneten Belege, gleichwie 
auch diejenigen Arten, Eonventionen und Verträge, welche der Einregiftrirung 
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in Peiner beftimmten Srift unterworfen find, ohne diefe Sörmlichkeit der Rech— 
nung angefügt werden. 


$. 54. Die Gemeindeausgaben find entweder durch Gontracte, oder gefeh- 
lihe oder adminiftrative Verfügungen. begründet; in Hinficht der Gontracte 
ift unter 65. 35 — 49 ebenmäßig beftinmt, in wiefern diefelben der Einregiftri= 
zung unterworfen find. Alle übrigen Ausgabsbelege, infonderheit die Zahlungs: 
mandate und Anmweifungen, Koftenrechnungen und Duittungen , unterliegen nur 
dann der Einregiftrirung, wenn davon vor Gericht, vor Notär, oder bei einem 
andern der Einregiftrirung in beftimmter Srift unterworfenen Acte oder Der: 
trage Gebrauch gemacht werden foll; fie dürfen daher als bloße Belege betrady: 
tet zur Suftifieirung der Ausgaben des Rechners gegen die Gemeinde, der 
Rechnung ohne Einregiftrirung beigefügt werden. 

$. 55. Wenn drittere Perfonen, entweder aus Vollmacht oder vermöge 
Geffion, fi Namens der Gemeindegläubiger zum Empfange der Forderung 
oder des Guthabens diefer letztern darftelfen, fo dürfen die Bürgermeifter. Feine 
Zahlungsanweifung ausfertigen, wenn nicht zuvor die Vollmacht oder der Eef: 
fionsact mit der Einregiftrirung verfehen worden ift, und zwar bei Vermeidung 
der unter $. 17 beflimmten Strafe und der Verantwortlichkeit für die Gebühren. 


$. 56. Sämmtlihe Perceptionseinnahme: und Ausgaberegifter der Gemein- 
derechnung find von der Einregiftrirung ausgenommen, fo auch die Gemein: 
derechnung. 





Zweiter Theil 
Bon den Stempelgebühren. 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beftimmungen ded Stempelgefeges, infoweit fie von 
den Berwaltungsbeamten zu fertigende Acten betreffen. 


6. 57. Das Stempelpapier, deffen Anwendung durch die Gefebe vom 15. 
Brumaire VII und 6. Prairial VII geboten ift, befteht in zweierlei Gattungen: 
a) Nach Verhältniß der Summe und 
b) nach der Dimenfion des Papierd. (Art. 2 des Gefened vom 15. Brus 
maire VIL) 


$. 58. Das Papier mit dem verhältnißmäßigen Stempel Eann nur zu 
Wechſelbriefen, Handfchriften und Schuldfcheinen unter Privatunterfchrift ver: 
wendet werden; der Dimenfionsftempel wird dagegen für alle bürgerliche, 
gerichtliche und außergerichtliche Verträge gebraudt. e 


$. 59. Das Dimenfionsftempelpapier befteht in 5 Sorten. 
1) Das NRegifterpapier. 2) Der Bogen in großem Bormat zu 28 Fr. 
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5) Der Bogen in mittlerm Format zu 21 Er. 4) Der Bogen in Bleinerm 
Format zu 14 Fr. und 5) der halbe Bogen in Pleinerm Format zu 7 Er, 


(Art. 


5 ibid.) 


$. 60% Dem Dimenfionsftempel find unterworfen: alle Acten, Schriften, 
Auszüge, Abfchriften und Ausfertigungen, fie mögen in der Form der öffentli— 
chen Acten oder unter Privatunterfchrift beftehen, welche irgend einen Rechts— 
titel bilden follen und können, oder zur Begründung einer Bahlungsverbindlich: 


feit, 


einer Entladung, oder zum Beweife und Behufs der Klage und Verthei— 


digung producirt werden. (Art. 12. Nro, 1. Abſatz 11, ibid.) 
$. 61. Insbeſondere aber unterliegen dem Dimenfionsftempel : 


1) 


Alle Acten der Adminiftrativbehörden, welche der Cinregiftrirung unter: 
worfen find, oder die den Parteien eingehändigt, und alle Ausfertiguns 
gen, Actenauszüge, Beſchlüſſe und Berathichlagungen der Verwaltungs: 
behörden, welde den Parteien ertheilt werden. (Art. 12. Nro. 1. 
Abſatz 8, ibid.), 2) Alle Acten und Verträge zwifchen Privaten, und 
das Duplicat der Rechnung über befondere und Privatrechnungen und 
Verwaltungen. 3) Die amtlich vorgefchriebenen Regifter der Adminiftra= 
tivbehörden und Bürgermeifterämter, welche mit der allgemeinen Der: 
waltung außer Beziehung ftehen. (Art. 12. Nro. 2. Abfag 2, ibid.) 
4) Die Amtsrepertorien. 5) Die Regifter der Gemeinde: und Stif: 
tungseinnahmen. (Art. 12. Nro. 1. Abſatz 4, ibid.) 


$. 62. Ausgenommen von der Stempelpflichtigkeit find: 


1) 


Die Urfchriften aller Acten, Befchlüffe, Entfcheidungen und Berathſchla— 
gungen der Verwaltung umd Öffentlichen Anftalten, in allen Fällen, wo 
diefe Actenſtücke der Einregiftrirung auf der Urfchrift nicht unterworfen 
find, und die Actenauszüge, Abfchriften und Ausfertigungen, welche 
eine Behörde der andern ertheilt, infofern von dieſer Beftimmung 
Erwähnung gefhieht. (Art. 16. Nro. 1. Abfab 2, ibid.) 2) Die Rechs 
nungen öffentlicher Rechner und das Recdhnungsduplicat auffer jenem, 
welches für den Rechner felbft beſtimmt ift, von jeder Privatverrechnung 
und Verwaltung. (Art. 16. Nro. 1. Abfas 4 und 5, ibid. 3) Die 
Quittungen über die Befoldung und fonftigen Nebenbezüge der Beamten 
und Angeftellten im Staatsdienfte. (Art. 16. Nro. 1. Abfab 6, ibid, 
4) Die Quittungen oder Mblieferungsfcheine, welche den Empfängern 
Öffentlicher Gelder ertheilt werden, jene, welche die Steuereinnehmer 
den Steuerpflichtigen ausftelfen, die Quittungen über Beiträge zu den 
Rocalfaften der Gemeinden, jene über Auflagen, welche auf den Acten 
quittirt werden, wie 3.3. die Einregiftrirungsgebühren und alfe übrigen 
auf befondere Blätter ertheilten. Steuer: und andere Quittungen, welche 
den Betrag von4fl. 40 Er. nicht überfleigen. (Art. 16. Nr. 1. Abf. 7, ibid. 
5) Die Quittungen über Unterflügungen an arme und hülfsbedürftige 
Andividuen und über Vergütung von Braud- und Wafferfchäden und 
andere Unglücksfälle. Desgleichen auch die Quittungen über Transport: 
Foften von Armen in die allgemeine Armenanftalt zu Frankenthal, über 


* 
* 
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Lieferungen von Medicamenten und Sleidungsftücen für arme und hülf— 
loſe Perfonen. (Art. 16. Nro. 1. Abſatz 8, ibid.) 6) Die Unterftü: 
Kungsgefuche und Armuthszeugniffe. (Art. 16. Nro. 1. Abfas 11 u. 12, 
ibid.) 7) Die Arten der allgemeinen Polizei und über die Verfolgung 
und Beftrafung von Vergehen und Verbrechen; diefe letzteren jedoch nur 
infofern, als fie der Sörmlichkeit der Einregiftrirung nicht untermwor: 
fen find. (Art. 16. Nro. 1. Abſatz 14, ibid.) 8) Die Regifter der Ad: 
miniftrativbehörden und öffentlichen Anftalten, welche mit der allgemei— 
nen Verwaltung in Beziehung flehen, ‚over blos der Ordnung wegen 
geführt werden. (Art. 16. Nro. 2. Abfas 1, ibid.) 9) Die Regifter 
der Empfänger öffentlicher Steuern und Abgaben und anderer öffentlichen 
Bauten. (Art. 16. Nro. 2. Abfab 3, ibid.) 


$. 63. Für alle dem Stempel gefeblih unterworfenen und auf freiem Pa: 
pier oder auf ungefeslichem Stempel gefaßten Acten undj Verträge ift, wenn es 
ein Privatact ift, eine Geldftrafe von 1% fl., wenn es aber ein öffentlicher 
Act ift, eine Geldftrafe von 46 fl. 40 Pr. feftgefest. (Art. 235. Nro. 5, ibid, 
confr. Art. 17, 18,22, 23 und 24 ibid.) 


$. 64. Die Adminiftrativbehörden dürfen, gleich wie alle übrigen Beam: 
ten, die Nctenaugfertigung welche fie ertheilen, nur auf Stempelpapier des 
mittlern Formats zu 21 Pr. verfaffen, und jede diefer Ausfertigungen fol nicht 
mehr als 25 Zeilen auf jeder Seite enthalten. (Art. 19 und 20 ibid.) 


$. 65. Der Stempelabdrud darf nicht Überfchrieben und überhaupt nicht 
verunftaltet werden, bei Strafe von 11 fl, 40 Er. (Art. 21. Art. 25. Nro. 2, 
ibid.) 

$. 66. Es dürfen nicht zwei Acten nach einander auf denfelben Stempel: 
bogen verfaßt werden; jede Zumiderhandlung iſt mit einer Gelditrafe von 46 fl. 
40 Er. belegt. (Art. 23 und 25. Nro. 5, ibid.) 

Ausgenommen find jedoch die Ratificationen der in Abweſenheit der Par: 
teien gefchloffenen Verträge, die Quittungen über Kanffchillinge und der 
Rückzahlung von Darleihen, die Vermögensinventarien und Protocolle, welche 
nicht in einem Tage oder in einer Vacation beendigt werden Eönnen. (Art. 
25. Nro. 1, ibid.) 

Es dürfen auch mehrere Quittungen über Abfchlagszahlungen auf eine und 
diefelbe Schuldforderung und für einen Pachtfchillingstermin auf denfelbeu 
Stempelbogen gefchrieben werden, (Art. 25. Nro. 2, ibid. 

Art. 67. Der zu irgend einem Act gebrauchte Stempelbogen kann wicht zu 
einem andern. Act verwendet werden, wenn felbft der Erftere auch nur ange: 
fangen wäre, und dieß bei Dermeidung einer Geldftrafe von 45 fl. 40 fr. 
Art. 22 und Art. 25. Nro. 5, ibid.) 

$. 68. Es it den Adminiffrativbeamten ausdrückich nuterfagt, einen Be— 
ſchluß auf nicht geffempelte Acten und Regifter zu arlinden, bei Strafe von 
46 fl. 40 Pr. Art. 24 und Art. 25. Nro. 5, ibiß.) 
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3weiter Abſchnitt. 
Befondere Beftimmungen in Beziehung auf die Adminiftrativacten 
und die Acten der Gemeindeverwaltung und des Gemeindes 
rechnungsmwejeng. 


A, Bon den Adminiftrativacten und den Uctender Gemeinde: 
verwaltung. 


$. 69. Nach der allgemeinen Beſtimmung der $$. 60 und 61 find alle unter 
65. 25 u. 56, 40 und 42 bezeichneten und in gleicher Eategorie ſtehenden Acten, 
Eonventionen und Verträge dem Dimenfiongftempel unterworfen; zu deren Abs 
fafung kann jedes beliebige Papierformat verwendet werden. 

$. 70. Desgleihen müffen auch die unter den 65. 29 und 46 erwähnten 
vorläufigen Verhandlungsacten auf Dimenfionsftempel verfaßt feyn, bevor fie 
in den Acten und Protocolien angeführt oder denfelben angeheftet werden dürs 
fen, nnd zwar bei Vermeidung der unter $. 68 beflimmten Strafe. 

$. 71. Die unter $. 59 angeführten Berathichlagungen find von dem 
Stempel frei, infofern fie Fein Gontractsverhältniß mit drittern Perfonen feft: 
fegen, in welchem Falle gleichwohl die Stempelpflichtigkeit in Anwendung tritt. 
Unter jener Ausnahme find jedoch die Ausfertigungen, welche dritteren Perſo— 
nen ertheilt, oder die im Conteſtations falle vor Gericht produeirt werden, nicht 
verftanden ; diefelben müſſen vielmehr auf Stempelpapier zu 21 Pr. gefchrieben 
werden, 

Da jedoch der Fall eintreten Fann, daß die im f. 69 erwähnten Eonventionen 
und die im $. 70 bemerften Berathfchlagungen, infofern fie ein Contractsver: 
hältniß mit dritten Perfonen feftfegen, die vorbehaltene höhere Genehmigung 
nicht erhalten, fo wird geftattet, daß diefe Eonventionen und Berathichlagungen 
mit Ausfchluß der öffentlichen Acten, auf freies Papier verabfaft und erft nach 
der erfolgten Genehmigung bei dem einfchlägigen Rentamte der Stempelvifirung 
nach dem Formate des Papiers unterlegt werden dürfen. 

$. 72. Die Ratification der Acten und Verträge von Geiten der höhern 
Berwaltungsftellen darf auf den Act felbft gefest werden, ohne daß dafür ein 
befonderes Stempelblatt nothwendig ifl. 

$. 73. Ale Beicheiniaungen, mit alleiniger Ausnahme der Armuthszeug: 
niffe, welche die Bürgermeifter ihren Verwaltungsuntergebenen ausftellen, ſowie 
die Auszüge aus den Gectionsregiftern und ältern Lagerbühern, müſſen auf 
Stempelpapier gefchrieben feyn. Für die Befcheinigung kann jedes Papierfor: 
mat, für die Auszüge aber nur jenes zu dem Preife von 21 Fr. gebraucht wer: 
den. Die Auszüge der Sectionsregifter, Steuer: und Mutterrollen, welche 
zum Behufe einer Steuernachlaßreclamation produzirt werden, find vom 
Stempel frei. Desgleihen find auch die Lebensfcheine, welche an Staatspen- 
fioniften und Quiescenten ertheilt werden, vom Stempel befreit. (Art. 19 ibid.) 

B. Bon den Actendes Gemeinderechnungsweſens. 
F. 74. Hinfichtlih der Stempelpflichtigkeit der Eontracte, welche irgeud 


“ 
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eine Einnahme für die Gemeindecafe ergeben und womit die Rechnungs ein⸗ 
nahme belegt werden kann, ſind in den vorhergehenden $$. bereits die erforder: 
lichen Vorſchriften gegeben. 

Inſofern anflatt der Driginalien, Abfchriften und Ausfertigungen beigefügt 
werden, fo ift für diefe der Stempel ganz außer Anwendung Zu laſſen, jedoch 
jedesmal die Befcheinigung beizufegen, daß diefe Abſchriften und Ansfertigungen 
lediglich zur Gemeinderomptabitität beftimmt feyen. 

$. 75. Die befonderen Ginweifungs: und Erhebungsdocumente , welche 
über jene Erträgniffe den Gemeindeeinnehmern etwa zugeftellt werden mögen, 
find vom Stempel frei, da fie lediglich die Ordnung und Regulirung des 
Rechnungswefens zum Zwecke haben. Diefe Befreiung findet felbit auch dann 
ihre Anwendung, wenn über die zu erhebenden Gefälle Pein einregiftrirter Act 
vorliegt, vorausgefegt jedoch, daß Bein öffentlicher Act abgefchlofien wurde, der 
der Einregiftrirung in beftimmter Friſt unterworfen ift. 

8. 76. Die Austheiler von Rocalumlagen zur Beſtreitung allgemeiner Lo⸗ 
caltaften, oder von Abgaben zu befonderen Zwecken, vorausgeſetzt, daß die Der: 
theilung entweder geſetzlich oder durch adminiſtrative Anordnungen begründet 
iſt, können ebenfalls nicht zur Stempelpflichtigkeit angezogen werden. 

Desgleichen ſind auch die Belege überdempfangene Zuſchüſſe aus der Staats⸗ 
caſſe ſtempelfrei. 

$. 77. Die Gemeindeausgaben werden in der Regel juftifizirt: 

a) Durch beitehende Eontracte, als Verfteigerungsprotocolle, Aecorde, oder 
durch bloße Beſcheinigung über die Beſichtigung und Aufnahme von Lie⸗ 
ferungen und Arbeiten; b) durch die Koſtenrechnungen der Gläubiger; 
e) durch die Zahlungsanweifungen (Mandate) der Bürnermeifter und 
königl. Landeommiffariate, und d) durch die Duittungen der Zahlungs⸗ 
empfänger. | 

$.78. Was in Betreff der Stemvelpflichtigfeit der ad A bezeichneten Bes 
legſtücke zu beobachten ift, findet ſich bereits in den vorhergehenden Bellimmungen 
enthalten ; werden Abfchrifren und Ausfertigungen der Gontracte beigefügt, fo 
tritt die unter $. 74 vorgefehene Ausnahme in Anwendung. 

$. 79. Alle Koftenrechnungen (Memoires des frais et fonrnitures), welde 
der Gemeindecaffe eingereicht werden, und die Summe von 4 fl. 40 Er, über: 
fteigen, unterliegen dem Stempel, und die Gebühr fällt dem Gläubiger zur Laft. 


$. 80. Die Zahlungsanweifungen (Mandate) der Bürgermeifterämter und 
Landcommiſſariate find vom Stempel frei, infofern die Onittung des Empfän: 
gers nicht darauf gefegt werden fol; im entgegengefesten Falle aber muß die 
Anweifung auf Stempel gefchrieben werden, wenn der Betrag derfelben die 
Summe von 4 fl. 40 Er. überfteigt. 
$. 81. Alle Duittungen, ſoferu fie nicht unter den in den folgenden 6. 
aufgezählten Ausnahmen begriffen find, unterliegen dem Stempel, wenn ihr Be: 
trag 4 fl. 40 Pr. überfleigt, insbefondere: 
1) die Quittungen über die Stempelgebühr, den Drud und Einband der 
Civilſtandsregiſter, fo auch anderer Drud: nnd Einbandskoſten der Gt: 
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meindecaffe. 2) Ueber die Bureauerigenz des Bürgermeiftere. 53) Ueber 
den Mierhzins des Gemeindehaufes und anderer in Mierhe Übernomme- 
nen Gebäulichkeiten. 4) Ueber Dolzverfteigerungsfoften ; diefe Quittun- 
gen dürfen gleichwohl auf das geftempelte Koftenverzeichniß gefent wer: 
den. 5) Weber die Entrichtung der Zinfen von Paffivcapitalien und 
deren Heimzahlung. 6) Ueber Botenlöhnungen. 7) Ueber befondere 
Remunerationen und Entfhädigungen von im Dienfte der Gemeinde ver— 
wendeten Individuen. 8) Ueber Köften von Ankäufen und Lieferungen 
aller Art. 9 Weber Koften der Herftellung und Unterhaltung der Ge: 
meindegebäulichkeiten, der Kirchen und Schulhäufer, des Straßenpflafterg, 
der Gemeindebrunnen, Wege und Brücden, der Anfchaffung und Unter: 
haltung von Feuergeräthſchaften, die Koften der Straßenbeleuchtung und 
der Reinigung von Öffentlichen Plätzen. (Art. 12, ibid.) 
$. 82. Für die Quittungen über die Befoldungen der Schulfehrer, Bür— 
germeifteramtefchreiber , Förſter, Feldſchützen, Polizeicommiffäre und fiberhaupt 
alter Bedienfteten Ser Gemeinden ift in Gemäßheit der minifteriellen Entfchei: 
dung vom 17. October 1809 nur für den Fall das Stempelpapier in Anwen: 
dung zu bringen, als der Sahresbetrag der Befoldung die Summe von 140 fl. 
überfteigt. Wenn die Jahresbefoldung unter 140 fl. fteht, fo find die Quit— 
tungen von der Stempelgebühr befreit. Diefelbe Befreiung erftredt fich auch 
auf die Diäten und Heifefoften, welhe die Bürgermeifter, Adjuncren und 
Schöffenräthe in Angelegenheiten der Gemeinde zu beziehen haben. 
$. 83. Gänzlich ausgenonmen von der Stempelgebühr find: 

1) Die Quittungen, welche den Betrag von 4 fl. 40 Er. nicht erreichen; 
2) Die Grundfteuerquittungen; 3) die Quittungen über Unterftüsungen 
aus der Gemeindecaffe, an arme und hülfsbedürftige Perfonen ; 4) die 
Quittungen der Eorftbefoldungs: und Penfiondbeiträge, welche an die 
königl. Rentämter geleiftet werden; 5) die Lohnzettel über Holzhauer— 
Löhne und Taglöhnungen für Forfteulturen; 6) die Quittungen über den 
Beitrag zu den Inſpectionskoſten der Civilftandsregifter; 7) die Quit: 
tungen über den Beitrag zu den Gantonsgefängnißkoften; desgleichen 
die Quittungen über die Beiträge der Gemeinden zu dem Gehalte der 
Landboten und zu andern Cantonal- und Diftrietsanftalten; 8) die Quit— 
tungen über SForftgebühren für Anfchlagung, Abzählung und Ueberwei— 
fung von Holz aus Gemeindewaldungen ; 9) die Quittungen der Gantong: 
ärzte über die aus.den Gemeindecaffen zu empfangenden Smpfgebühren ; 
10) die Quittungen über den Abonnementspreis vom Amts: und Sn: 
telligenzblatt. 

$. 84. Die Gemeindeeinnehmer haben um fo mehr darauf zu fehen, daß 
die Quittungen, welche fie erhalten , erforderlichen Falls auf Stempelpapier ge: 
fchrieben find, weil fie anfonft nicht nur Feine Rechnungsbelege abgeben Fönnen, 
fondern auch weil die wegen Mangel geftempelter Quittungen geftrichenen Aus: 
gaben bei den Gaffeveerificationen Feinen Grund der Nachficht geben dürfen und 
der Betrag der alfo geftrichenen Ausgabepoften (ih baar in Gaffa befinden muß. 
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$. 85. Desgleichen follen die Gemeindeeinnehmer auch die Quittungen, 
welche fie den Gemeindedebenten ausftelfen, fofern fie den Betrag von 4 fl. 40 
Pr. überfteigen, auf geftempelt Papier fchreiben. Hievon find jedoch die Quit— 
tungen über Beiträge zu den Locallaften ausgenonmen. 

$. 86. Den Bevollmächtigten und Eeflionären der Gemeindegläubiger dür: 
fen die Bürgermeifter Peine Zahlungsanweifung ausfertigen, wenn die Voll: 
macht oder der Geffionsact nicht auf dem gefeslichen Stempel verfaßt ift, bei 
Vermeidung der unter $. 68. beftimmten Geldftrafe. 


©. Bon den Perceptions und Einnahmeregiftern über die 
Bemeindeeinnahme. 


$. 87. Das allgemeine Einnahme: und Ausgabejournal des Gemeindeein: 
nehmers, fowie das Gaffatagbuch, welches bei einigen Gemeindeverrechnungen 
eingeführt, dann die Specialeinnahme: und Ausgaberegifter über befondere Abs 
gaben und Einfünfte der Gemeinden, mit Ausnahme jedoch des Einnahmsre: 
aifters der Umlagen zur Tilgung der Kriegsfchulden, find dem Stempel unter: 
worfen. 

Alte übrigen Manualien und Bormerkungsbücher, welche die Gemeindeein: 
nehmer, der Ordnung wegen, zu führen pflegen, find von der Stempelpflich: 
tigkeit befreit. 

$. 88. Wenn die Gemeindeeinnehmer fich des geffempelten Regifterpapiers 
nicht bedienen wollen, fo ift es ihnen geflattet, eine angemeffene Anzahl weifer 
Bögen oder Drucdformufarien, welche in dem Format dem Regifterpapier gleich 
Yind, durch Vermittlung der königl. Landeommiffariate an das Eönigl, Stempel: 
amt einzufenden, um den Stempelabdruc zu erholen. 


D. Von der Gemeinderehnung. 


6.89. Die Gemeinderechnung an und für fi iſt vom Stempel befreit ; 
wenn aber der Gemeindeeinnehmer ein Eremplar zu feiner Entladung verlangt, 
fo muß daſſelbe auf Stempelpapier zu 21 Er. verabfaßt werden. Deßgleichen 
iſt auch das Nefultay des Abfchluffes der Gemeinderechnung, welches die königl. 
Landeommiflariate oder Biürgermeifterämter dem Gemeinderechner mittheilen, 
anf daifelbe Stempelpapier zu 21 Er, niederzufchreiben‘, bei Vermeidung der 
gejenlichen Strafen, 





Hrritte® bei 
Bon der Führung des Amtsrepertoriume. 


$. 90. Nach Art. 49 des Geſetzes vom 22. Srimaire VII find die Bürger: 
meifter zur Führung eines Repertoriumg verpflichtet, in welches nach der Ord— 
nungsrolge Tag vor Zag, ohne leere Stellen und Swifchenräume alle der Ein: 
regiftrirung auf der Urfchrift im beftimmter Friſt unterworfenen Acten und 
Verträge aingetragen werden müſſen. i 
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F. 91. Das Repertorium hat nachftehende Rubriken zu begreifen: 1) Orb: 
und nungenummern; 2) Datum der Acten; 5) Gegenftand der Acten; 4) Namen 
Wohnort der Parteien ; 5) Anzeige der Güter, ihrer Lage und des Preifes, 
wenn es fich von einer Cigenthumg: oder Nubniefungsveränderung handelt; 
6) Datum der Genehmigung des Acts und defien Rüdempfanges ; 7 Anfühe 
rung der Cinregiftrirung. (Art. 50 ded Geſetzes vom 22. Frimaire VII) 

$. 92. Das Repertorium muß auf Stempelpapier von beliebigem Formate 
geführt, und ehe noch ein Eintrag darin Statt finden fann, von dem einfchläs 
gigen königlichen Landcommiſſariate geziffert und paraphirt werden. (rt. 53, 
ibid,. Art. 12, Nro. 2 des Geſetzes vom 15. Brumaire VII.) 

$. 95. In den erften zehn Tagen nach Ablauf eines jeden Quartals haben 
die Bürgermeifter ihr Repertorium dem einfchlägigen Rentamte zur vorfchriftee 
mäßigen Unterfuchung vorzulegen, bei Vermeidung einer Geldftrafe von 4 fl. 
40 Er. für jede Decade der Verſäumniß. Das Rentamt wird unmittelbar 
nah dem Testen Eintrag das Präfentatum; mit Fleiner Schrift vormerken, 
und unter demfelben Datum, nach beendigter Unterfuchung, auch den Abfchluß 
beifegen, damit die Acten, welche in der Zwifchenzeit vom Tage der Uebergabe 
des Repertoriums Behuf der Vifirung bis zu jenem des Rückempfangs von 
dem Bürgermeifteramt gefertigt werden, nicht als audgelaffen erfcheinen. (Art, 
51 des Geſetzes vom 22. Frimaire VII) 

$. 94. jede Actenauslaſſung im Repertorium ift mit einer Geldftrafe von 
4 fl. 40. Er. belegt. (Art. 49 ibid.) 

$. 95. Zur Einforderimg jedweder Geldftrafe hat das betreffende Fönigl. 
Rentamt zuvörderft dem in Zuwiderhandlung betretenen Adminiftrativbeamten 
eine Anmahnung zuzufenden, und wenn nach Verlauf von 10 Tagen die Zah— 
fung nicht erfolgt, erft dann mit den geſetzlichen Erecutionemitteln vorzufchreiten. 

MWenn die DBürgermeifter fi der Führung des Repertoriums nicht felbft 
unterziehen wollen, fo ift es ihnen nach der Entfcheidung des Minifteriums des 
Innern vom 19. Februar 1807 erlaubt, den Gemeindefchreiber damit zu beauf: 
tragen. Für diefen Fall haben die Bürgermeifter mittelft eines Beſchluſſes 
die Führung des Mepertoriums dem Gemeindefchreiber zu übertragen, und dies 
fer hat fih zur Annahme und zur pünktlihen Erfüllung alfer gefeglichen Vor— 
fchriften und Erforderniffe, am Fuße jenes Beſchluſſes ausdrücklich zu verbinden, 
wonächft alle DVerantwortlichfeit auf den Gemeindefchreiber perfönlich übergeht. 

Eine Ausfertigung dieſes Befchluffes mit der Annahmserkflärung des Ger 
meindefchreibers iff.durch das königl. Landeommiffariat dem einfchlägigen Rent— 
amte, und eine andere Ausfertigung dem königl. Staatsprocurater bei dem 
Bezirfsgerichte zu überfenden. 

$. 9%. Alle in gegenwärtiger Inftruction enthaltenen Beftimmungen finden 
auch bei den öffentlichen Stiftungen ihre Anwendung. 

8.97. Rüdfichtlih des Stempels und der Einregiſtrirung üher Gegen: 
ftände der Brandaffecuranz und der Confeription beftshen befondere Verordnun— 
gen, wornach fich fortan zu achten ift. 
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I. Titel. 
Prozeffe der Gemeinden; Haftung berfelben. 


Ein Beleg vom 5. Nov. 1790 verordnet Art. 3, daß- alle 
Prozeffe, welche irgend ein Verwaltungsförper führen will, im Na— 
men und auf Betreiben des betreffenden Procurators gefchehen fols 
fen. Der Bollziehungscommiffär bei der Departementalverwaltung 
durfte einen Prozeß nur nad) vorgängigem Befchluffe diefer Der: 
waltung beginnen, unter Strafe der Nichtigkeit und ber Haftung, 
Art. 44. Ebenfo durfte gegen ihn feine gerichtliche Klage angeftellt 
werden, bevor nicht eine Entfcheidung der gedachten Verwaltung, 
die innerhalb eines Monats erfolgen mußte, nachgefucht wäre. 
Nach dem Gefeß vom 19. Niv. IV. mußte jeder Prozeß, welchen 
ein Verwaltungskoͤrper führen wollte, im Namen der Republif vom 
Bollziehungscommiffäar der Departementalverwaltung auf Begehren 
und Antrieb ded Commiſſaͤrs derjenigen Municipalverwaltung, in 
deren Kreife der. ftreitige Gegenftand lag, unternommen und in 
zweiter Inſtanz von ihm felbft geführt werden. Das Gefeß vom 


.29. Vend. V. lautet (Theil 5 ©. 253 der Rudler'ſchen Geſetzes⸗ 
ſammlung): 


Art. 1. Das Recht, die Klagſachen, welche blos allein die Gemeinden ange⸗ 


hen, zu betreiben, iſt den Agenten gedachter Gemeinden, und in ihrer Er— 


mangelung, den Adjuncten derſelben übertragen. 

Art. 2. In den Gemeinden von mehr als fünftaufend Seelen ift das 
Recht ,- die fie betreffenden Klagfachen zu betreiben, dem Mumnicipalbeamten 
beigelegt,der eigends dazu ernennt werden wird. 

Art. 3. Die Agenten oder ihre Adjuncten, fo wie die Municipalbeam: 
ten dürfen Feine Klagen vor den conftituirten Gewalten betreiben, wenn fie 


‚nicht vorher von der Eentralverwaltung des Departements, nad) eingeholtem 


Butachren der Manielpawerwaitung dazu ermächtigt ſind. 


Dieſes Geſetz uͤbertraͤgt alſo die Prozeßfuͤhrung der Gemeinden 
den Agenten, an deren Stelle jetzt die Buͤrgermeiſter getreten ſind, 
und ihren Adjuncten. Sie koͤnnen jedoch dazu nur ſchreiten, wenn 
eine von der Departementalverwaltung Getzt Kreisregierung) be— 
ſtaͤtigte Berathſchlagung der Municipalverwaltuug (jetzt. des Ges 
meinderaths) dazu ermaͤchtigt, wie dies z. B. im Art. 4 des Ge— 
ſetzes vom 28. Pluv. VII über Eintheilung des Staatsgebiets und 
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der Verwaltung beftimmt gefagt ift. Ein Gonfularbefhluß, vom 
17. Vend. X verfügt: »Die Gläubiger der Gemeinden fönnen gegen 
fie feine gerichtliche Klage anftellen, als nad erlangter fchriftlicher 
Genehmigung bes Präfecturraths, beiden Strafen, die im Edict vom 
Auguft 1683 ausgefprochen find.e An die Stelle des Präfecturs 
raths ift jet die Kreisregierung getreten. 

Der Gonfularbefhlug vom 21. Frim. XII Tautet: 

Art. 1. In allen jesigen und Fünftigen Prozeffen zwifchen Gemeinden und 
Particnlaren über Cigenthumsrechte, können die Gemeinden Feinen Vergleich 
eingehen als auf einen Befchluß des Gemeinderaths, der auf die DBerathichla: 
gung dreier vom Präfecten bezeichneten Rechtsgelehrten gefaßt wird, und der 
Beſtätigung des Präfeeten nach dem Gutachten des Präfeeturrathes bedarf. 

Art. 2. Solche Vergleichsverträge bedürfen, um gültig zu ſeyn, der Ge: 
nehmigung der. Regierung durch einen Derwaltungsbefchluß. 

Jetzt ift die DVernehmung dreier NRechtsgelehrten nicht mehr 
üblih, und die Kreisregierung beftätigt die Vergleiche auf dag 
Gutachten bed Landcommiſſariats. 


Ein Staatsrathsgutachten vom 3. Suli 1806, das aber nicht 
in der Geſetzſammlung fteht, Iäßt Klage gegen die Gemeinden we- 
gen Eigenthumsrechten, offen ohne Ermädhtigung. Die Praris if: 
überall die Ermächtigung der Regierung einzuholen. 

Wenn Prozefje gegen Gemeinden entfchieden find, fo geht die 
Bollziehung auf die Verwaltung über, wie dies ein Regierungsbes 
fhluß vom 412. Brum. XI verfügt, welcher alfo heißt: »In Er 
mwägung, daß es nur ber Verwaltung zufteht, die Art zu beftim- 
men, wie die Ausgaben der Gemeinden getilgt werden follen; 
daß die Gerichte ihre Befugniß vollendet haben, nachdem fie 
gegen Gemeinden gefprocdhen haben, die zum gerichtlichen Bor: 
tritt ermächrigt waren, und daß fein Gefeß ihnen das Recht zu: 
theilt, ven Betrag der Verurtheilungen auf die Einwohner zu ver: 
theilen; und daß endlich das Geſetz vom 10. Vend. IV. Tit. V, Art. 8 
und 9 wörtlich den Municipalitäten die Bertheilung des Schadenerfa- 
tes überläßt, wozu die Gemeinden gerichtlich verurtheilt worden. 
(Nun wird im erften Art. ein gerichtliche Urtheil vernichter und 
im Art. 2 verordnet, daß, wenn eine Bertheilung unter die Ge: 
meindeglieber erforderlich, die Verwaltung ſich damit zu befaffen babe.) 
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Dies führt auf die Haftung der Gemeinden in gewiffen 
Fällen für Befchädigungen, die auf der Gemarkung gefcheher. Das 
Gefeg vom 10. Vend. IV enthält hierüber folgende im 9. Heft © 
119 u. f. der Sammlung der Berorduungen bed Negierungscoms 
mifjärd befannt gemachte Verfügungen : 

Art. 214. Alle Bürger, Bewohner der nämlichen Gemeinde, haften den 
Eivilgerichten für die, auf dem Gebiete der Gemeinde, an Perfonen oder an 
Eigenthum verübten Frevel. Eſter Art. des Iften Titels des Geſetzes vom 10. 
Vend. Aten Jahrs, über die innere Polizei der Gemeinden der Republik.) 

Art. 215. In jeder Gemeinde der Republif und ver eroberten Ränder 
fo ein Verzeichniß gemacht und anggefertigt werden, das die Namen, das 
Alter, den Stand, oder die Profeflion aller ihrer Bewohner die über 12 
Jahre alt find, und die Zeit ihres Eintritd in die Gemeinde, enthalten foll. 
cıfter Art. des 2ten Titels dafelbft.) 

Art. 216. Die Municipalbeamten in den Gemeinden, deren Volksmenge 
fi) über fünftaufend Bewohner beläuft, der Municipalagent oder fein Adjunct 
in den Gemeinden, deren Volksmenge weniger als fünftaufend Bewohner be: 
trägt, follen das, im vorhergehenden Artikel vorgefchriebene, Verzeichniß ver: 
fertigen. (2ter Art. dafelbft.) 

Art. 217. Zu diefem Ende follen von der Departementalverwaltung , in: 
nerhalb der Dekade, den Municipalbeamten oder den Agenten gedrudte Mu: 
fter diefes Verzeichniffes zugefchickt werden, diefe aber gehalten ſeyn, fie immer: 
halb der Dekade auszufüllen, und in der nämlichen Zeitfrift eine zweifache At: 
fchrife davon der Municipalverwaltung des Kantons zu überfenden. Eter Art- 
daſelbſt.) 

Die Municipalbeamten oder Agenten, welche die vorhergehenden Artikel 
nicht vollziehen, ‚follen perſönlich für die Schäden und Koſten verantwortlich 
ſeyn, diej aus den mit Öffentliher Gewalt oder Thätlichkeit im Bezirke der 
Gemeinde verübten Verbrechen entftehen. (Ater Art. dafelbft.) 


Art. 218. Jede Gemeinde ift für die Frevel verantwortlich, die, mit offen: 
barer Gewalt oder Gemwaltthätigfeiten, auf ihrem Gebiete von bewaffneten 
oder unbewaffneten Aufläufen oder Zufammenrottungen gegen die Perfonen, 
oder gegen National: und Privareigenthum verübt werden, eben ſowohl als 
für die Klagen auf Schadenrund ntereffenerfesung, die fie veranlaffen werden. 
Clter Art. des Aten Titels.) 

Art. 219. Im Falle, da die Bewohner der Gemeinde an den auf ihrem 
Gebiete verübten Freveln durh Auflauf oder Bufammenrottirung Antheil ge: 
nommen hätten, foll diefelbe Gemeinde gebalten ſeyn, der Nepubtif eine Geld: 
ſtrafe zu bezahlen, die ſich eben jo hoch beläuft als der Berrag der Hauptent 
fhädigung. (2ter Art. dajelbit.) 

Art. 220. Haben die Aufläufe oder Zufammenrottirungen aus Einwohnern 
mehrerer Gemeinden beftanden, fo ſollen fie ſämmtlich für die von ihnen ver: 
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fibten Srevel, haften, und fowohl zum Erfabe des Schadens und der Inter—⸗ 
een, als zur Bezahlung der Geldftrafe, beifteuern müſſen. (Ster Art. dafelbft.) 

Art. 221. Die Bewohner derjenigen zu einer jolchen Beiftener gezogenen 
Gemeinde oder Gemeinden, welche vorgäben, daß fie gar Feinen Antheil an 
den Freveln genommen, und gegen welche fich Fein Beweis von Mitfchuld oder 
Zheilnahme an den Aufliufen und Zufammenrottirungen ergäbe, können ihren 
Regreß an die Urheber und WVitfchuldigen der Frevel nehmen. c4ter Urt. 
dafelbit.) 

Art. 222. In den Fällen, da die Anfläufe von Leuten gemacht worden, die 
der Gemeinde fremd wären, auf deren Gebiet die Frevel verübt worden, und 
da die Gemeinde all ihre möglichen Maßregeln genommen hätte, um denfelben 
vorzubeugen und ihre Urheber ausfindig zu machen, fol fie aller Verantwortung 
entladen bleiben, (5ter Art. dafelbft.) 

Art. 225. Wenn zufolge von Aufläufen oder BZufammenrottirungen eine 
auf einer Gemeinde ſeßhafte oder nicht ſeßhafte Perfon dafelbft geplündert, 
gemishandelt oder‘ todtgejchlagen worden, fo follen die fämmtlichen Einwohner 
gehalten feyn, ihm, oder im Falle feines Todes, feiner Wirtwe und feinen 
Kindern, Schaden und Intereffen zu bezahlen. (6ter Art. daſelbſt.) 

Art. 224, Sind in einer Gemeinde Brücen abgeworfen, Landftraßen äb: 
gegraben, oder durch Derhaue von Bäumen oder fonft womit gefperrt worden, 
fo fol die Municipalverwaltung des Cantons fie unverzüglich auf Koften der 
Gemeinde wieder herftellen laffen, mit Vorbehalt ihres Regreſſes gegen die 
Urheber des Frevels. Eter Art. dajelbit.) 

Art. 225. Diefe Verantwortlichfeit der Gemeinde fol in denjenigen Fällen 
"nicht Statt haben, da fie beweifen würde, daß fie fi der Zerftörung der Brü— 
den oder der Lanpdftraßen widerfegt, oder auch, daß fie alle ihre möglichen 
Mafregein genommen habe, um dem Vorfalle vorzubeugen; wie auch im Falle, 
da fie die Urheber, Anftifter und Mitſchuldigen des Frevels anzeigte, die alte 
der Gemeinde fremd wären. (ter Art. dafelbft.) 

Art. 226. Wenn in einer Gemeinde Beldbauern ihre Buhrwerfe zerlegt 
halten, oder die gefebmäßig an fie gemachten Requifitionen derfelben zum Transs 
port and Zuhrwefen nicht vollziehen, fo follen die Einwohner der Gemeinde für 
die daraus entftehenden Schäden und Interefien verantwortlich ſeyn. (Iter Art. 
dafelbft.) 

Art. 227. Wenn in einer Gemeinde Beldbauern, die das Feld für ei: 
nen Theil der Früchte bauen, ſich weigern, dem Inhalte des Pachtvertrags 
gemäß, den den Cigenthümern der Felder gebührenden Theil abzuliefern, fo 
follen die fämmtlichen Einwohner derfelben Gemeinde für Schaden und Suter: 
eſſen hafıen. (10er Art. bafelbit.) 

Art. 28. In den fo eben in den zwei vorhergehenden Artifeln erwähn: 
ten Zillen können die Einwohner der Gemeinde ihren Regreß gegen die Feld: 
bauern nehmen, von denen die Echäden und Intereſſen herrühreten. «Auszug 
aus dem Ilten Art. dafelbit.) 

Art. 29. Wenn ein Erfteigerer von Nationalgitern mit offenbaren Ge— 
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walt durch Zuſammenrottirung oder Volksauflauf gezwungen wird, den ganzen 
Preis oder einen Theil des Preiſes, der von ihm erſteigerten Güter an an— 
dere als in die Kaffe der Nationaldomänen und Einkünfte zu bezahlen ; 

wenn ein Pachter oder Miethsmann gleichermaßen gezwungen wird, feinen 
ganzen Pacht: oder Miethzins, oder einen Theil deſſelben an andere als an 
ben Eigenthümer zu bezahlen; . 

in diefen Fällen follen die Einwohner der Gemeinden, worin die Frevel 
verübt worden, für die daraus entftehenden Schaden und Intereſſen haften, 
mit Vorbehalt ihres Regreffes gegen die Urheber und Mitjchuldigen der Freve. 
cı2ter Art. daferbft.) 

Art. 230, Wenn ein Bürger durch Auflauf oder Zufammenroftirungen ges 
zwungen worden zu bezahlen; wenn er auf dem Gebiete einer Gemeinde be: 
raubt oder geplündert worden ift, fo folfen die Einwohner der Gemeinde ge: 
halten fenn, die geplünderten und ihm mit Gewalt weggenommenen Sachen in 
der nämlichen: Natur wieder zu erflatten, oder ihren Preis auf. den Fuß vom 
gedoppelten Wertge, nach dem Eours des Tages, an welchem die Plünderung 
gefchehen iſt, zu bezahlen. (Ifter Art. des 5ten Titels, von Schaden, Suter: 
eſſen und Eivilerftattung.) 

Art. 2531. Wenn ein Frevel von der Art der in den vorheraehenden Ar: 
tifeln erwähnten im Bezirk einer Gemeinde verübt worden, fo follen die 
Muricipalbeamten oder der Mumicipalagent gehalten feyn, es innerhalb vier: 
undzwanzig Stunden fummarifch conftatiren zu laſſen, und den Verbalproceß 
davon längſtens in drei Tagen an den Commiſſär der N bei 
dem Eivilgerichte des Departements einzufenden. 

Die Sicherheitspolizeibeamten follen darum nicht weniger — ſeyn, die 
vom Geſetze ihnen deshalb vorgeſchriebenen Pflichten zu erfüllen. (2ter Art. 
daſelbſt.) 

Art. 232. Der Commiſſär der Vollziehungsgewalt bei der ——— des 
Departements, auf deſſen Boden man ſich mit offenbarer Gewaltthätigkeit au 
Nationalgütern vergriffen hätte, ſoll die Wiedererſtattuug, nebſt Schaden: und 
Intereſſenerſatz vor dem Civilgerichte des Departements betreiben. (Ster Art. 
daſelbſt.) 

Art. 233. Die Schaden und Intereſſen, für welche die Gemeinden, dem 
Inhalte der vorhergehenden Artikel zufolge, haften müſſen, ſollen vom Civil— 
gerichte des Departements, auf Anſicht der Verbalproceſſe und anderer, Ge— 
waltthätigkeiten, Frevel und Verbrechen conſtatirenden Actenſtücke beſtimmt 
werden. (Ater Art. daſelbſt.) 

Art. 234. Das Civilgericht des Departements ſoll den Belauf der Erſtat— 
tung und der Schäden und Intereſſen längſtens innerhalb der auf die Ueber— 
fendung der Verbalproceſſe folgenden Decade beſtimmen. ESter Art. daſelbſt.) 

Art. 235. Die Schäden und Intereſſen dürfen niemals weniger als den 
vollen Werth der geplünderten Sachen uud weggenommenen Dinge betragen. 
(Ster Art. daſelbſt.) | 

Art, 256. Der Urtpeilsfpruch des ivilgerichts, der die Beſtimmung der 
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Schäden und Jutereſſen enthält, fol in Zeit von 24 Stunden vom Commiſſär 
der Volfziehungsgewalt der Departementsverwaltung zugefchicft werden, welche 
ihn innerhalb drei Tagen der Municipalität oder der Munieipalverwaltung des 
Cantons überfenden fol. (7ter Art. dafelbft.) 

Art. 237. Die Municipalität oder Municipalverwaltung fol gehalten ſeyn, 
den Belauf des ganzen Schadenerfares innerhalb einer Decade in die Depar: 
tementscaffe zu liefern; zu diefem Ende foll fie die zwanzig wohlhabendften 
Steuerpflichtigen , die in der Gemeinde wohnen, beifteuern laffen. Gter Art. 
dafelbft.) | 

Art. 238. Die Wiederbezahlung der voraefchoffenen Gelder foll auf die 
fämmtlichen Einwohner der Gemeinde von der Municipalität oder der Municis 
palverwaltung des Gantons, nach dem Berzeichnife der fefhaften Einwohner 
und dem DVerhältniffe des Vermögens eines jeden, eingetheilt und bezogen wer: 
den. (ter Art. dafelbft,) 

Art. 239. Im Falle einer Befchwerde von Seiten eines oder mehrerer 
Steuerpflihtigen fol die Departementsverwaltung über das Anſtehen um 
Nachlaß befchließen. (Art. 10 dafelbfl.) 

Art. 240. Wird innerhalb der Decade nicht bezahlt, fo foll die Departes 
mentsverwaltung eine hinreichende bewaffnete Macht aufbieten, und fie in die 
ftenerpflichtigen Gemeinden mit einem Commiffär, zur Bewirfung der Bezah: 
ung der Steuer, einquartiren. (Urt. 11 dafelbft,) 

Art. 241. Die Koften des Departementscommiffärs und des Aufenthalts 
der bewaffneten Macht follen zum Belaufe der angefesten Steuer gefchlagen, 
und von den fleuerpflichtigen Gemeinden getragen werden. (Art. 12 dafelbft.) 

Art. 242. Innerhalb der Decade der in die Departementscaffe gelieferten 
Bezahlung foll die Verwaltung den betheiligten Parteien den Belauf des im 
Urtheilöfpruche angefesten vollen Schadenerfabes einhändigen laſſen. (Art. 
13 dafelbft.) 


ze Ehe Speer Fa VE 


Sodann Heft 13, ©. 4173 zum Theil die obigen, und noch weis 
tere Artifel: 

Jede Gemeinde hat für die Verbrechen zu ftehen, welche mit offener Ge— 
walt oder durch Gewaltthätigfeit auf ihrem Grund und Boden von bewaffne— 
ten und unbewaffneten Rottirungen oder Zufammenkfünften, entweder gegen die 
Perfonen oder gegen das National: oder Privateigenthun begangen werden, 
wie auch für die daraus entftehenden Koften und Schaden. (Art. ı, Tit. IV.) 

In dem Falle, wo die Einwohner der Gemeinde an den DBerbrechen, die 
auf ihrem Grund und Boden durch Rottirungen und Zufammenflinfte- be 
gangen worden, Theil würden genommen haben, fe fol diefe Gemeinde gehalten 
fiyn, eine der Hauptwiedererftattung gleichitehende Strafe zu bezahlen. (Art. 
2 daſelbſt.) 

Wenn die Rottirungen oder Zufammenfünfte aus Einwohnern von mehreren 
Gemeinden beftunden, fo folfen alle für die begangenen Werbrechen zu ſtehn, 
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und fowohl an der Erfesung der Koften und Schaden, als an der Zahlung der 
Strafe beizutragen haben. «Art. 3 dafelbft,) 

Die Einwohner der Gemeinde oder der beitragenden Gemeinden, welche 
behaupten würden, Feinen Theil an dem Verbrechen genommen zu haben, und 
gegen welche Fein Beweis entflehen würde, daß fie Mitſchuldige oder Theilneh— 
mer der Rottirungen waren, Eönnen ihren Rekurs igegen die Urheber loder 
Titfchuldigen der Verbrechen ausüben. (Urt. 4 daf.) 

In dem Falle, wo die Zufammenfünfte ans Leuten beftanden, die nicht von 
der Gemeinde find, auf deren Grund und Boden die Verbrechen begangen wors 
den, und wo die Gemeinde alle in ihrer Gewalt ftehednen Maßregeln genom: 
men hätte, um fie zu verhüten, und die Urheber davon au Tag zu geben, fo 
fol diefelbe aller Verantwortlichkeit entladen feyn. (Art. 8 daf.) 

Wenn aus der Folge der Zufammenkünfte oder Rottirungen eine in eincr 
Gemeinde feßhafte oder nicht ſeßhafte Perfon gepfündert, mißhandelt oder um— 
gebracht worden, fo follen alle Einwohner gehalten feyn, derfelben, oder wenn 
fie geftorben, ihrer Wittwe und Kindern, eine Entfchädigung zu bezahlen. 

Wenn auf entflandene Zufammenfünfte oder Rottirungen ein Bürger ge: 
zwungen worden zu zahlen; wenn er in dem Gebiete einer Gemeinde beftohlen 
oder geplündert worden, fo follen alfe Einwohner der Gemeinde gehalten feyn, 
die geplünderten oder. mit Gewalt entwendeten Sachen in der nämlichen We: 
fenheit zu erfeben, oder den Preis davon, nad dem doppelten Werthe der— 
felben , in welchem fie zur Zeit der Plünderung geftanden find, zu bezahlen. 
(Art. 1, Zit. V.) 

Wenn ein von den in den vorhergehenden Artikeln angemerftes Verbrechen 
in einer Gemeinde begangen worden, ſo follen die Municipalbeamten oder der 
Municipalagent gehalten feyn, folhes in Zeit von 24 Stunden fnmmarifih be: 
flätigen zu laſſen, und in drei Tagen aufs längfte den Verbalprozgeß dem Com: 
miffär der volßiehenden Gewalt bei dem Civilgerichte des Departements zu 
überfchiden. 

Die Sicherheitspolizeibeamten follen nicht weniger gehalten feyn, die ihnen 
durch das Geſetz hierin vorgefchriebenen Schufdigkeiten zu erfüllen, (Art.2 daf.) 

Der Eommiffär der volfziehenden Gewalt beisder Departementsvermwaltung, 
in deffen Bezirke Verbrechen mit offener Gewalt oder Zwang an dem Natio— 
naleigenthum würden begangen feyn worden, foll die Erfesung der Koften und 
Schaden vor dem Eivilgerichte des Departements betreiben. (Art. 5 daf.) 

Die Koften und Schaden, zu welchen die Gemeinden zufolge der vorher: 
gehenden Art. gehalten find, follen durch das Civilgericht des Departements 
auf Einficht der Verbalprozeffe nnd anderen Schriften, wodurd die Thätlich— 
Reiten, Srevelthaten und Verbrechen beftätigt find, beftimmt werden. (Art. 4 daf.) 

Das Eivilgericht des Deyartements hat, in der Decade Tängftens nad 
eingefchichten Verbalprozeffen, die Koften und Schaden zu beftimmen. (Art. 5 daf.) 

Die Koften und Schaden folfen niemals weniger ald der DBelauf des voöl— 
tigen Werthes der geplünderten oder entwendeten Sachen feyn Eünnen. (Art. 
‘6 dafelbit.) 
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Das Urtheil vom Eivilgerichte, welches die angefesten Koften und Scha— 
den enthält, fol durch den Commiffär der volfziehenden Gewalt in Zeit von 24 
Stunden der Departementsverwaltung zugefchictt werden, welche es in Zeit von 
drei Tagen der Municipalität’oder der Municipalverwaltung des Cantons zu 
überfchicten hat. (Art. 7 daf.) 

‚Die Municipalität oder Municipalverwaltung foll gehalten feyn, den Bes 
lauf der Koften und Schaden in Zeit von einer Decade in die Departements: 
cafe einzufchießen ; zu diefem Ende hat fie die zwanzig am flärkften fteuerbaren 
Bürger, die in der Gemeinde wohnen, beitragen zu laffen. (Urt. 8 daf.) 

Der Anstheiler und die Erhebung für die Rüdzahlung der vorgefshoffenen 
Gelder ſollen aufalle Einwohner der Gemeinde durch die Municipalität oder Mus 
nicipalverwaltung des Cantons, zufolge des Werzeichniffes der feßhaften Bür— 
ger, und nach dem Vermögen eines jeden Einwohners, gemacht werden. Art. 
9 dafelbft.) 

Bei entftehender Klage eines oder mehrerer Beitragenden foll die Depar: 
tementsverwaltung auf das Begehren um Minderung zu fprechen haben. (Urt 
10 dafelbft.) | 


Wenn die Zahlung nicht in der Decade gefchehen würde, fo foll die De: 
partementsverwaltung eine hinlängliche bewaffnete Macht begehren, und folche 
in die zu zahlen habenden Gemeinden mit einem Commiffär einlegen, um den 
Einfhuß der Beitraggelder zu bewerkftelligen. (Urt. 11 daf.) 


Die Koften des Departementscommilfärs, und jene des Aufenthaltes der 
bewaffneten Macht, follen dem Belaufe der ergangenen Beitraggelder beigefest, 
und durch die Gemeinden,; welche daran zu zahlen haben, ertragen werden. 
Art. 12 daf.) 

In der Decade nachdem die Gelder in die Departementscaffe gefchoffen 
feyn werdenl, fol die Verwaltung den intereffirten Parteien den Betrag der 
durch das Urtheil angefegren Koften und Schaden zuftellen laffen. (Art. 15 daf.) 





Auch gehört hiezu ein Staatsrathsgutachten vom 13. Prair. 
VIl, welches erklärt, daß das Gefeg vom 10. Vend. IV auf alle 
Gemeinden ohne Linterfchied fich beziehe, nicht aber auf Diftricte, 
in welche diefelben getheilt find. Sodann folgendes’ Staatsraths— 
gutadhten, genehmigt am 5. Floreal XIII: Ermwägend,, daß das 
Geſetz vom 10. Bend. IV, Tit. 5, Art. 4 nothwendig andere Bes 
lege vorausfest, ald die Protocolle der Gemeindebeamten, weil ee 
feitjeßt, daß die Entfchädigungen auf Anficht der Protocolle und 
anderer Actenftücke, welche die Thathandlung, Exceſſe und Verges 
hen feititellen, regulirt werden follen; erwägend, daß es die Vers 
antwortlichfeit der Gemeinden vereiteln hieße, wenn man die Pros 
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tocofe ber Gemeindebeamten durchaus als nöthig für die Anwen⸗ 
dung erflärte, weil diefe Beamten durch Schwachheit, Schonung 
oder gar aus perfönlichem Sntereffe fich faft immer enthalten, Pros 
tocolle über Vergehen zu errichten, welche die Berantwortlichfeit 
nach fich ziehen; erwägend, daß diefer letzteren Gründe wegen die 
Zulaffung folher Maßregeln beſonders verderbliche Wirfungen für 
‚die indirecten Steuern und das Verbot gewiffer Waaren hervor: 
bringen würde: ift der Anficht, daß, wenn eine Gemeinde im Falle 
der Haftung ift, das Protocoll des Gemeinbebeamten nicht durch: 
ans nöthig zur Anwendung diefer Haftung fey. — 


Auc werden Befhädigungen der Drtövorfteher, wenn es fehr 
wahrfcheinlich ift, daß fie folhe aus Anlaß ihrer Amtsverrichtungen 
erlitten haben, und die Thäter nicht ausgemittelt werden Fönnen, 
aus dem Gemeindevermögen auf dem Verwaltungswege vergütet. 


Vierter Abfhnitt 
Religioͤſe und kirchliche Gemeinden. 





Eine der wichtigften und einflußreichfteu Gefellfchaften im 
Staate find die kirchlichen, wovon nun gefprochen werben fol. 





Erftes Eapitel. 
Berfaffung. 


Religion ift Gottesverehrung im weiteften Sinn, ober befjer, 
das fittliche Verhältnig des Menfchen zu Gott. Diejenigen, wels 
che ſich zu gewiffen Zweden, die ſich auf dieſes fittliche Verhälts 
niß beziehen, vereinigen, bilden infofern eine religiöfe Gefellfchaft, 
eine religiöfe Gemeinde. Man nennt folhe Gemeinden Kirchen, 
kirchliche Sefellfchaften, Firdhlihe Gemeinden, wenn fie im Staate 
anerfannt und zur freien öffentlichen Ausübung ihrer Religion be> 
recdtigt find. Das Band, welches alle einzelnen Vereine oder Ges 
meinden einer Religion umfchließt , ift dann die Kirche dieſes 
Glaubens, dergleichen wir verfafjungsmäßig im Rheinkreiſe nur 
die Fatholifche und die proteftantifchsevangelifche haben. 

Dhne und hier in die Streitigkeiten ber Staats⸗ und Kirchen: 
lehrer über Stellung und Berhältniffe der Kirchen zum Staat ein- 
zulaffen , erhellt im Allgemeinen foviel aus den beftehenden Ver— 
faſſungs- und fonftigen Gefegen, daß die Kirche im Staat, nicht 
über ihm fteht, daß fie fich zwar eines eigenen, bi zu einem ge- 
wiffen Grad unabhängigen Lebens und Wirfend erfreut, der 
Dberaufficht ded Staates aber unterworfen ift, deffen Schuß und 
Beihülfe fie bedarf. 

Betrachten wir daher, von möglichft objectivem Standpuncte 
was unfere rheinbayerifhe Verfaſſung und Gefeßgebung enthält. 
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Durch das Concordat und organifche Geſetz vom 13. Germis 
nal X wurde die chriftliche Religion im Gebiete der franzöftfchen 
Republik wieder hergeftellt und die Verhältniffe der Kirche zum 
Staat geordnet, in Folge deffen der päbftliche Legat, mit Geneh— 
migung der Regierung vom 29. Germinal X, die Erzbisthümer, 
Bisthümer und Pfarreien bezeichnete u. f. w. Am 28. Februar 
4810 gab ein faiferl. Decret, nachdem eine Berfammlung der frans 
zöfifchen Bifchöfe 2c. in Paris Statt gefunden hatte, einige Zufätze 
zum Goncordat; und am 25. Februar 4810 wurden die fogenanns. 
ten gallicanifchen Artifel wörtlich als‘ Staatögefeß erflärt. Die 
fpäter erfolgten Zermwürfniffe mit dem päbftlihen Stuhle foll- 
ten durch die zwifchen dem Pabſt und dem Kaifer am 13. Februar 
4813 zu Fontainebleau gefchloffene Uebereinfunft befeitigt werden, 
zu deren Vollziehung dad Decret vom 25. März erfcien. 

Nun aber erfolgte das bayerifche Goncordat vom 5. Juni 
4817, bie Berfaffjungsurfunde und dad berfelben beigefügte Edict 
über Religion und Firchliche Gefellfchaften vom 26. Mai 1818, 
bei deren Publication der König erklärte, daß die neue Verfaſſung 
im Rheinkreiſe nur mit jenen Mobdiftcationen gelten folle, welche 
die dortigen nftiturionen, deren Aufrechihaltung zugefichert war, 
erheifchen. 

Das neue Concordat muß alfo mit dem frühern in Einklang 


gebracht werden, wozu als leitender Grunbja wohl fein anderer 
gelten kann, als der: 


Daß die neueren Beftimmungen überall seiten, 
foweit nicht ber Geift der ältern Berfaffung entgegen 
ift. Das neue Staatsoberhaupt Fonnte oder mochte, gegenüber 
dem päpftlichen Stuhl, neue Rechte erwerben, ältere aufgeben, aber 
nicht zur Beeinträchtigung ber gefetlichen Freiheiten des Landes. 


Die Verfügungen der allgemeinen Staatsconftitutionen wurden 
oben mitgetheilt; hier füge ich noch die befondern bei, 

Das organiſche Gefeß und Goncordat vom 18. Germinal X 
lautet alſo: 

Die zu Paris, den 26. Meffidor IX. Jahrs,"zwifchen dem Pabſte und der 


franzöfifhen Regierung aetroffene Uebereinfunft, deren Ratificationen zu Paris 
den 23. Zructidor IX. Jahre (10. September 1801) ausgewechfelt worden, nebft 
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den organischen Artikeln gedachter Uebereinfunft, und den organifchen Artikeln 
des proteftantifchen Religionsdienftes, deren Inhalt folgt, follen als Geſetze 
der Republik befannt gemacht und vollzogen werden. 


Bertrag zwifhen der franzöfifhben Regierung und Ihrer 
Heiligkeit Pius VIL, welder den 25. Bructidor IX, 
Jahrs (10. September 1801) ausgewecfelt worden. 


Der erfte Eonful der franzöfifchen Repubtif, und Ihre Päbftliche Hei— 
ligkeit Pius der Siebente, haben zu ihren beiderfeitigen Bevollmächtig- 
ten ernannt, 

Der erfte Conſul, die Bürger Joſe ph Bonaparte, Staatsrath; 
Cretet, Staaterath, und Bernier, Doctor der Gottesgelehrtheit, Pfar⸗ 
rer zu Saint-Laud d'Angers, mit Vollmachten verſehen; 

Ihre Heiligkeit, Se. Eminenz den Herrn Herkules Eonfalvi, Kardinal 
der heiligen römifchen Kirche, Diaconus von Sanct Agatha ad suburram, ihren 
Staatsfecretär; Jofepp Spina, Erzbifhof von Corinth, Hausprälat Ihrer 
Heiligkeit, Affiftent des päpftlichen Thrones ; und den Pater Eafelli, gote 
tesgelehrten Rath Ihrer Heiligkeit, ebenfalls mit Vollmachten in Kanye und 
gehöriger Form verfehen; 

Welche, nach Auswechfelung ihrer beiderfeitigen Bollmachten, — Ver⸗ 
trag abgeſchlaſſen haben: 


Vertrag zwiſchen der franzöſiſchen Regierung und Ihrer 
‘Heiligkeit Pius VII. 


Die Regierung der Republik erfennt die Patholifche, apoftolifche und römis 
fche Religion, für die Religion der großen Mehrheit der franzöffiichen Bürger. 

Ihre päpftliche Helligkeit erkennt ebenfalls, daß diefelbe Religion durch die 
Einführung des Eatholifchen Gottesdienftes in Frankreich die größte Wohlthat 
erhalten hat, und daher nad wirklich wie auch von der befondern Bekennung 
der Eonfuln der Republik zu derfelben den größten Glanz erwartet. 

Demnah und zufolge diefes wechjelfeitigen Anerkennens find fie, ſowohl 
zum Beſten der Religion, ald zur Handhabung der innern Ruhe, über folgende 
Artikel übereingefommen : 

Art. 1. Die Patholifche, apoftolifche und römifche Religion foll in Franke 
reich frei ausgeübt werden. hr Gottesdienft foll öffentlich feyn, unter Beob: 
achtung derjenigen Polizeiverordnungen, die die Regierung für die öffentliche 
Ruhe nöthig erachten wird. 

Art. 2. Es foll von dem heiligen Stuhle, gemeinfchaftlich mit der franzd« 
ſiſchen Regierung, eine neue Eintheilung der franzöfifhen Kirchenfprengel ges 
macht werden. 

Art. 5. Ihre Heiligkeit wird den Zitularbifchöfen der franzöfifchen Big: 
thümer erklären, daß fie jede Aufopferung , felbit die ihrer Site, zum Beften 
des Friedens und der Einheit feft und zuverfichtlich von ihnen erwarter, 

Sollten fie, auf diefe Ermahnung, Ddiefes für das Wohl der Kirche noth— 
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wendige Opfer verweigern (welche Verweigerung hre Heiligkeit jedoch nicht 
erwartet), fo follen die neueingetheilten Bisthümer mit neuen Biſchöfen, und 
zwar folgendermaßen, beſetzt werden. 

Art. 4. Der erſte Couſul der Republik wird, in den drei erſten Monaten 
nach Bekanntmachung der Bulle Ihrer Heiligkeit, die Erzbiſchöfe und Biſchöfe 
für die neuen Kirchenſprengel ernennen. Ihre päpſtliche Heiligkeit wird den— 
ſelben nach den vor der Regierungsveränderung für Frankreich üblichen For— 
men die canoniſche Einſetzung ertheilen. 


Art. 5. Die Ernennungen zu den in der tolge erledigten Bisthümern 
werden ebenfalls von dem erſten Conſul gemacht, und die canoniſche Einſetzung 
von dem heiligen Stuhle ertheilt werden, beides in Gemäßheit des vorherge— 
henden Artikels. 


Art. 6. Die Bifchöfe follen vor Antritt ihres Amtes, unmittelbar in die 
Hände des erften Eonfuls, denjenigen Eid der Treue leiften, der vor der Re— 
gierungsveränderung üblich war, und alfo lautet: 

»Ich ſchwöre und verfpreche Gott, auf die heiligen Evangelien, der 

»durch die DVerfaffung der franzöfifhen Republik eingeführten Regierung 

»gehorſam und treu zu ſeyn. ch verfpreche ferner, Fein Einvgrftändniß zu 

»pflegen, Feinen Berathfchlagungen beizumohnen, Feine Verbindung weder 

»im Innern noch im Muslande zu unterhalten, welche der öffenılichen Ruhe 

»entgegen ſeyn möchten; und wenn ich erfahre, daß in meinem Sprengel 

»oder irgendfonft etwas dem Staate Nachtheiliges angezettelt a fo 

»wilf ich der Regierung die Anzeige darüber machen.« 


Art. 7. Die Geiſtlichen von der zweiten Ordnung follen denfelben Eid in 
die Hände der von der Regierung dazu beftimmten Civilobrigfeiten ablegen. 

Art. 8. Solgende Gebetformel fol in alten Fatholifchen Kirchen Frankreichs 
zu Ende des Gottesdienftes hergefagt werden: 


Domine, salvam fae Rempublicam ; 
Domine, salvos fac Consules. 


Art. 9. Die Bifchöfe follen eine neue Eintheilung der Pfarreien ihrer 
Sprengel mahen, die aber erft nach erfolgter Beiftimmung der Regierung 
gültig feyn foll. 

Art. 10. Die Bifchöfe haben zu den Pfarreien zu ernennen. 

Ihre Wahl darf nur auf folche Perfonen fallen, die von der Regierung ge: 
nehmigt find. 

Art. 11. Die Bifchöfe dürfen bei ihrer Hauptkirche ein Kapitel, und für 
ihren Sprengel ein Seminarium haben, ohne daß die Regierung fich verbind: 
lich macht, fie zu fundiren. 

Art. 12. Alle erzbifchöflichen, bifchöflichen, Pfarr: und andere nicht veräußer: 
ten Kirchen, die zum Gottesdienst nothwendig find, follen den Bifchöfen zur 
Verfügung fiberlaffen werden. 

Art. 15. Ihre Heiligkeit erklärt, zum Beften des Friedens und der 
glücklichen Wiederheriteltung der katholiſchen Relinion, daß weder fie, noch 
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ihre Nachfolger, die Käufer der veräußerten geiftlihen Güter auf Beinerlei 
Weiſe beunruhigen werden), und daß demzufolge das Eigenthum biefer Güter 
und die damit verknüpften » Mechte und Einkünfte in den Händen berfelben, 
oder in denen ihrer Intereſſenten, ungeftört verbleiben follen. 

Art. 14. Die Regierung wird den Bifchöfen und Pfarrer, deren Ener 
gel und Pfarreien in der neuen Cintheilung enthalten find, einen anftändigen 
Gehalt zuſichern. 

Art. 15. Die Regierung wird auch Maßregeln treffen, damit die franzöfl: 
fchen Katholiken, wenn fie wollen, zu Gunften der Kirchen Stiftungen machen fönnen. 

Art. 16. Ihre Heiligkeit erkennt in dem erften Eonful der franzöfifchen 
Republik die nemlichen Gerechtfame und Vorrechte, deren die vorige Regie 
rung bei ihr genoß. 

Art. 17% Die conträhirenden Theile find uͤbereingekommen, daß, falls einer 
von den Nachfolgern des erften Conſuls nichtfatholifch ſeyn follte, die im obi- 
gem Artikel erwähnten Gerechtfamen, nnd die Ernennung zu den Bisthümern 
in Anfehung feiner mittelft eines neuen Vertrags regulirt werden follen. 

Die Ratifitationen follen zu Parid in Beit von vierzig Zagen ausgewechfelt 
werden, 

Geſchehen zu; Parig, den -26. Meſſidor IX. Jahre, 

Unterfchrieben:e Joſeph Bonaparte. (E. 8.) Herkules, Karbdinaf 
Confalvi. 4.8) Creter. (L. S) Joſeph, Erzbifchof von 
Korinth. (T. 8.) Bernier (L.8) 8. Carolus Eafelli, (I. 8.) 





Drganifhe Artikel des Vertrags vom 26, Meffis 
dor IX. Sahre. 


Erfter Abſchnitt. 


Von der Berfaffung der Farholifhen Kirche in ihren 
allgemeinen VBerhältniffen mit ben Nehten und 
der Polizei bes Staates. 


Art. 1. Keine Bulle, Eein Breve, Refcript, Beſchluß, Befehl oder Unter: 
ſchrift, noch irgend eine andere vom römischen Hofe auggefertigte Schrift, felbit 
mwenn ihr Gegeuftand nar einzelne Perfonen beträfe, Fanıı, ohne Genehmigung 
der Regierung, weder angenommen, befannt gemacht, gedruckt, noch auf andere 
Art in Vollzug geſetzt werden. 

Art. 2. Es kann Eeiner, der fich als apoftolifcher Nuntins, Legat, Dica: 
rings, Commiffär oder unter irgend einer andern Benennung anfündigt, ohne 
diefe Genehmigung, weder auf fränkifchem Boden, noch anderswo, eine auf 
bie Geſchaͤfte der gallicanifhen Kirche Bezug”habende Verrichtung vornehmen. 

Arts 3. Die Decrete auswärtiger Synodeu, felbit der allgemeinen Kir: 


ſchenverſammlungen, Pönnen in Zranfreich nicht eber verkündet werden, bis die 


Dr. Eirdenpieifier's . 2) 3 
Landbub der Berfaymg 0. H. er 
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Regierung ihre: Form, ihre Uebereinftimmung mit den Gefenen, Rechten‘ und 
Freiheiten der fränfifchen Republik unterfucht und alles erwogen haben wird, was 
bei ihrer Bekanntmachung die Öffentlihe Ruhe flören oder interefiiren Fönnte. 

Art. 4 Ohne ansdrüdliche Erlaubniß der Regierung Bann Fein National- 
oder Metropofitanconzil, Feine Diözefanfynode,zffeine beratfchlagende Verſamm⸗ 
lung. Statt haben. 

Art. 5. Alle geiftlichen Amtsverrichtungen find unentgeltlich, ausgenommen 
die Opfergaben, die durch eigene Verordnungen erlaubt und beftimmt merden 
dürften, | Ä | 

Art. 6. In allen Fällen, wo fich die geiftlichen Worgefesten oder andere 
geiftliche Perfonen Mißbräuche ihrer Gewalt erlauben würden, können fie bei 
dem Staatsrathe belangt werden, Diefe Fälle des Mißbrauchs beftehen: in 
unrechtmäßiger Anmaßung oder Weberfchreitnng der Gewalt; in Webertretung 
der Gefebe und Verordnungen der Republik; in Eingriffen in die Vorfchriften 
der in Frankreich anerkannten canonifchen Geſetze; in Verlegung der Freiheiten, 
Rechte und Gebräuche der gallicanifchen Kirche, und in jeder Unternehmung 
und jedem Verfahren, welche bei Verrichtung des Relinionsdienftes die Ehre 
der Bürger verlegen, ihr Gewiffen auf willführlihe Art beunruhigen, gegen 
fie in Unterdrüdung oder Befchimpfung oder gar in öffentliches Aegerniß auss 
arten könnteu. ; 

Art. 7. Wird gleichfalls vor den Staatsrath gebracht, wenn Störung der 
Öffentlichen Ausübung des Religionsdienftes oder Eingriff in die Freiheit, wel: 
che die Geſetze und Verordnungen der Geiftlichfeit zufichern, Statt findet. 

Art. 8. Die Klage über folhe Gegenftände Fommt jeder dabei intereffir- 
ten Perfon za. Im Falle Feine befondere Klage gefchieht,, hat der Präfect fie 
aus Amtspflicht zu machen, 

Der öffentliche Beamte, der Geiſtliche oder die Merfon, welche diefe Klage 
anftellen will, hat dem Staatsrathe, dem alle auf den Gottesdienft fich bezie: 
henden Gefchäfte übertragen find, eine umftändliche und unterzeichnete Denk: 
fehrift zu überſchicken; diefer iſt gehalten, in der- Fürzeften Beiffrift alle nöthige 
Auskunft über den Gegenftand. fi zu verfchaffen, und auf feinen-Bericht wird 
alsdann die Sache verfolgt, und entweder ohne weiters verwaltungsmäßig ent: 
fhieden, oder nöthigenfalls an die Behörden verwiefen werden. 





3 weis ter Abſchnitt. 
Von den Religionsdienern. 
Erftte Abthbeilung 
Allgemeine Verfügungen. 


Art. 9. Der Fatholifhe Religionsdienft fol unter der Aufficht der Erzbi— 
fchöfe und Bifchöfe in ihren Didcefen, und der Pfarrer in ihren Pfarrfpren. 
gein ausgeübt werden, 
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Art. 10. Jedes Vorreht, welches eine Befreiung von der bifchöflichen 
Gerichtsbarkeit oder eine Verleihung derfelben mit ſich bringt, ift abgefchafft. 

Art. 11. Die Erzbifchöfe und Bifchöfe Fönnen mit Bewilligung der Regie: 
rung in ihren Sprengeln Gathedrakcapitel und Seminarien einführen. Alle 
anderen geiftlihen Einrichtungen find aufgehoben. 

Art. 12. Es fleht den Erzbifchöfen und Bifchöfen frei, ihrem Namen den 
Zitel Bürger oder Herr beizufügen. Alle anderen Benennungen find unterfagt. 


Zweite Abtheilung. 
Bon den Erzbifchöfen oder Metropolitanen. 


Art. 13. Die Erzbifchöfe weihen und fesen ihre Suffraganbifchöfe ein. 
Im Falle eines Hinderniffes oder einer Weigerung von ihrer Seite, foll der 
ältefte Biſchof des erzbifchöflichen Bezirkes ihre Stelle vertreten. 

Art. 14. Eie wachen über die Erhaltung des Glaubens und der Zucht 
in den Sprengeln, welche zu ihrer Hauptfirche gehören. | 

Art, 15, Sie erfennen über die Reclamationen und Klagen, welche gegen 
das Betragen und die Entfcheidungen der Suffraganbifchöfe einfommen. 


Dritte Abtheilung. 
Don den Bijchöfen, Generalvifarien und Seminarien. 


Art. 16. Um zum Bifchofe ernannt werden zu Eönnen, muß man wengftens 
30 Fahre alt und ein eingeborner Franzoſe feyn. 

Art. 17. Vor der Ausfertigung des Beſchluſſes der Ernennung, follen derje: 
nige oder diejenigen, welche vorgefchlagen find ‚ gehalten feyn, ein Zeugniß ihres guten 
Lebenswandels und ihrer Sitten vorzulegen, welches von dem Bifchofe ausge: 
ſtellt iſt, in deſſen Sprengel fie den Dienft eines geiftlihen Kirchendieners ver: 
richtet haben; fie follen über ihre Wiſſenſchaft von einem Bifchofe und zwei 
Prieftern geprüft werden, welche von dem erften Conſul dazu beauftrage find; 
diefe fchicten das Nefultat ihrer Prüfung an den Staatsrath, der die nr 
fegenheiten, die den Gottesdienft betreffen, zu beforgen hat. 

- Art. 18. Der dur den erften Eonful ernannte Priefter hat Sorge an 
tragen‘, die Einfesung des Pabftes zu erhalten. Er ſoll eine geiftlihen Ver: 
richtungen machen können, ehe die Bulle feiner Einfesung von der Regierung 
betätigt ift, und er in Perfon den Eid geleiftet hat, welcher in der zwiſchen 
der franzöfifhen Regierung uud dem heil. Stuhl abgeſchoſſenen Uebereinkunft 
vorgefchrieben ift. Diefer Eid wird dem erften Conſul geleiftet; der Staats— 
fecretär führt ‚ein Protocol darüber. 

Art. 19. Die Bifchöfe ernennen und fesen die Pfarrer ein; doch follen 
fie ihre Ernennung nicht befannt machen, und die canonifche Einfegung nicht 
eher ertheilen, bis der erfte Konſuls diefe Ernennung gebilligt bat. , 5, 

Art. 20. Die Bifchöfe find gehalten, in ihrem Sprengel zu wohnen, den 
fie ohne die Erlaubniß des erften Conful nicht verlaffen dürfen, 

Art, 21. Jeder Bifchof kann zwei Generalvifarien, und der Erzbiſchof 
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drei ernennen; fie müſſen fie aus den Prieftern wählen, welche die erfordeg« 
lichen Eigenfchaften haben, Bifchöfe zu ſeyn. 

Arc. 22. Sie müffen jährlich in Perfon einen Theil ihres Sprengels und, 
in Zeit von fünf Jahren, ihren ganzen Sprengel befuchen. Im Falle eines 
rechtmäßige Dinderniffes fol der Befuch durch einen Generalvifar gemacht werden. 

Art. 25. Die Biſchöfe find mit der Organifation ihrer Seminarien be: 
auftragt, und die Verordnungen diefer Organifation follen der Genehmigung 
des erften Conſuls untermorfen werden. 

Art. 24. Diejenigen, welche ausgewählt werden, um in den Geminarien 
Unterricht zu geben, müſſen die durch die franzöfifche Geifttichkeit im Jahr 
1682 gemachte, und durch ein Edict deffelben Jahres pablicirte Deslaration 
unterfchreiben; fie müffen fich unterwerfen, die in ihr enthaltene Lehre vorzus 
tragen; und die Bifchöfe haben eine Ausfertigung diefer Unterwerfung dem 
mit den Angelegenheiten des Gottesdienftes beauftragten Staatsrathe in gehös 
riger Form mitzutheilen. 

Art. 25. Die Bifchöfe müffen jährlich demfelben Staatsrathe das Namens» 
verzeichniß derjenigen Perfonen überſchicken, welche in den Seminarien ftudieren, 
uud fich zum geiftlichen Stande beftimmen, 

Art. 235. Sie Fönnen einen Geiftlichen weihen, wenn er nicht beweifen 
Pann, daß er ein Eigenthum befist, welches ihm wenigftend ein jährliches Eins 
kommen von 500 Fr. abwirft; wenn er noch Feine 25 Jahre alt iſt, und bie 
Cigenfchaften nicht hat, welche durch die in Frankreich angenommenen geiftlis 
chen Geſetze erfordert,werden. Die Bifchöfe Eönuen Feine Weihung vornehmen, 
ehe die Zahl der zu weihenden Perfonen der Negieung mitgetheilt und von ihr 


gebilligt iſt. 


Bierte Abthbeilung. 
Don den Pfarrern. 


Art. 27. Die Pfarrer Fünnen nicht eher ihr Amt antreten, bis fle in die 
Hände des Präfecten den Eid geleitet haben, welcher durch die zwifchen der 
Regierung und dem heiligen Stuhle abgefchloffene Uebereinkunft vorgefchrieben 
ift: Weber diefe Eidesleiftung foll durch den Generalfecretär der Präfectur ein 
Protocoll geführt, und ihnen eine colfationirte Abichrift mitgetheilt werden. 

Art. 8. Sie follen: durch den Pfarrer oder Geiftlichen, den der Biſchof 
bezeichnen wird, in den Beſitz geſetzt werden. 

Art. 29. Sie müſſen in ihren Pfarreien wohnen. 

Art. 30. Die Pfarrer find in der Ausübung ihrer Auitsverrichtungen 
unmittelbar den Biſchöfen unterworfen. 

Art. 51. - Die Kapläne und Aushelfer verrichten ihren Dienſt unter der 
Aufficht und Leitung der Pfarrer. Sie werden von dem Bifchofe beftätigt und 
fönnen von ihm abberufen werden. 

Art. 32. Kein Ausländer kann ohne die Erlaubniß der Regierung zu geifle 
lichen Verrichtungen gebraucht werden. 
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Art. 33. Jede geiftlihe DVerrichtung iſt jedem, auch franzöſiſchen Geiſtli— 
hen, der zu feinem Sprengel gehört, uuterfagt. 

Art. 34. Kein Priefter Fann ohne Erlaubniß feines Bifchofs feinen Spren: 
gel verlaffen, um in einem andern den Kirchendienft zu verfehen. 


Fünfte Abthbeilung. 
Bon den Gathedralcapiteln und ber Verwaltung der Didcefen 
bei Erledigung eines Sitzes. 


Art. 35. Die Erzbifchöfe und Bifchöfe, welche von der Erlaubniß, die fle 
haben, Eapitel einzuführen, Gebrauch machen wollten, Pönnen es nur, wenn fle 
die Vollmacht der Regierung fowohl in Beziehung auf die Einführung felbit, 
als auc auf die Anzahl und Auswahl der Geiftlichen , welche fie bilden follen, 
eingeholt haben. 

Art. 36. Während dem ein Gib erledigt ift, foll durch den Erzbiſchof, 
und in deſſen Ermangelung durch den älteften der Suffraganbifchöfe für bie 
Verwaltung der Sprengel geforgt werden. Die Generalvicarien der Spreie 
gel machen ihre Dienftverrichtungen auch nach dem Tode des Biſchofs, bis zu 
feiner Erſetzung. 

Art. 37. Die Erzbifchöfe und Kathedralfapitel find gehalten, ber Regie— 
rung ohne Verzug von der Erledigung der Gise und zugleich von den Maß— 
regeln Nachricht zu geben, welde zur Verwaltung der erledigten Stellen ges 
troffen worden find. 

Art. 55. Die Generafvifarien, welche während der Erledigung mit der 
Verwaltung beauftragt find, wie auch die Merropolitanen oder Kapitularen 
ſollen fi Feine Neuerung in den Gebräuchen und Gewohnheiten des Spren— 
gels erlauben. 


Dritter Abſchnitt. 
Bom Religionsdienft. 


Art. 39. Es ſoll für alle franzöfifhen Kirchen nur eine Liturgie und nur 
einen Katechism geben. 

Art. 40. Kein Pfarrer kann außerordentliche öffentliche Gebete, ohne bes 
fondere Erlaubniß feines Bifchofs, in feiner Pfarrei anftellen. 

Art. 41. Außer dem Sountage fol Bein Feft ohne die Erlaubuiß der Ne: 
gierung eingeführt werden. 

Art, 42. Die Geiftlihen bedienen fich bei ihren religiöfen Gebräuchen 
der Kleider und Ornate, welche zu ihrem Titel paffen; fle können aber in Feis 
nem Falle und unter feinem Vorwande die Farbe und die Unterfcheidungszers 
chen annehmen, welche den Biſchöfen vorbehatten”find, 

Art. 43. Alte Geiſtlichen müſſen auf franzöfiihe Art zwar ſchwarz geklei— 
det ſeyn. Die Bifchöfe können zu dieſem Koſtüme noch das Dirtenfre und 
rioſblaue Strümpfe fügen. 
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Art. 44. Es Fünnen Feine Hauskapellen und Privatbethäufer ohne ausdrüd: 
liche Erlaubniß der Regierung, welche auf Verlangen des Bifchofs bewilligt 
wird, eingeführt werden. 

Art. 45. In den Städten, wo e8 Kirchen für verfchiedene Glaubensge— 
noffen gibt, darf außerhalb der zum Fatholifchen Gottesdienfte beftinmten Ge: 
bäude Feine religiöfe Geremonie"Statt haben. 

Art. 46. In einer und derfelben Kirche foll auch nur einer und derfelbe 
Gottesdienft gehalten werden Fünnen. 

Art. 47. In den Haupt: und Pfarrkirchen foll für die Fatholifchen Per: 
fonen, welche Civil: oder Mititärdienfte befleiden, ein ausgezeichneter Platz be: 
flimmt feyn. 

Art. 48. Der Biſchof hat mit dem Präfecten über die Art und Weile, 
die Glaubensgenoffen durch Glockenſchall zum Gottesdienfte zufammen zu berufen, 
fich zu berathen. Es darf aus Peiner andern Urfache, ohne Erlaubniß der ört: 
lichen Polizei, geläutet werden. 

Art. 49. Im Fall die Regierung öffentliche Gebete verordnet, follen die 
Biſchöfe fih mit dem Präfecten und Mititärcommandanten des Orts über 
Tag, Stunde und Art der Ausführung diefes Befehls benehmen. 

Art 50. Die feierlihen Predigten, mwelhe man Sermonen nennt, und 
jene, die unter dem Namen Advents: und Faftenpredigten bekannt find, folfen 
nur von Prieftern gehalten werden, welche biegu eine befondere Vollmacht des 
Biſchofs empfangen haben. 

Art. 51. Die Pfarrer haben bei den Predigten der Pfarrmeſſen für das 
Heil der fränfifhen Republik und für die Conſuln zu beten und beten zu 
laffen. 

Art. 52. Sie dürfen fich in ihren Unterweifungen Feine mittelbare noch 
unmittelbare Bezlichtigung, weder gegen Perfonen, noch gegen die andern im 
Staate autorifirten Religionsparteien ertauben. 

Art. 55. Bei der Pfarrpredigt dürfen fie Feine Verkündigung, die nicht 
zum Gotteädienfte gehört, machen, wenn fie nicht durch die Regierung dazu 
bevollmächtigt find. 

Art. 54% Nur denjenigen, welche in guter und richtiger Form beweifen, 
daß fie vor dem öffentlihen Beamten einen Ehecontract abgefchloffen haben, 
dürfen fie den ehelichen Segen ertheilen. 

Art. 55. Da fih die von den Religionsdienern geführten Regifter nur 
auf die Ausfpendung der Saframente beziehen, und beziehen dürfen, fo Eönnen 
fie in keinem Fall ftatt der von dem Geſetz verordneten Regifter zur Beurkun— 
dung des Eivilftandes gebraucht werden. 

Art. 56. In allen geiftlichen und religiöfen Acten foll man fich des Kalen— 
ders der Nachtgleihe, wie er nach den Gefesen der Republik feftgefest ift, 
bedienen; man Fann die Tage mit den Namen bezeichnen, die fie im Kalender 
der Sonnenwende hatten. 

Art. 57. Der Somutag ift zum Ruhetag der Öffentlichen Beamten beftimmt. 
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Vierter Abfhnitt, 


Bon dem Umfange der Erzbisthümer, Bisthümer und 
Pfarreien; von den zum Religionsbdienft beftimms 
ten Gebäuden und der Befoldung der Religions 
diener. 


Erſte Abtheilung. 
Von dem Umfange der Erzbisthuͤmer und Bisthuͤmer. 


Art. 59. Es ſollen in Frankreich 10 Erzbisthümer oder Metropolen, und 
50 Bisthümer feyn. 

Art. 50. Die Eintheilung der Metropolen und Diözefen foll nachfolgender 
Tabelle gemäß gemacht werden. 


Zweite Abthbeilung 
Eintheilung der Pfarreien, 


Art. 60. In jedem Friedensgerichtöbezirf foll wenigfteng eine Pfärrei ſeyn 

Auch follen, fo viel nöthig befunden wird, Filialfırchen angelegt werden. 

Urt. 61. Jeder Bifchof hat gemeinschaftlich mit dem Präfecten die An: 
zahl und den Umfang der Silialkirchen feftzufegen. Die entworfenen Plane fol= 
len der Genehmigung der Regierung unterworfen und ohne diefelbe nicht in 
Ausübung gebracht werden. 

Art. 62. Kein Theil des fränfifhen Gebiets Fann ohne ausdrückliche Ver: 
fügung der Regierung zu einer Pfarrei oder Silialfirche beftimmt werden... 

Art. 65. Die Priefter, welche die Filialgefchäfte beforgen, werden von den 
Bifchöfen ernannt. 


Dritte Abthbeilung 
Befoldung der Religionsdiener. 


Art. 64. Die Befoldung der Erzbifchöfe ift 15,000 Er. 

Art. 65. Die Befoldung der Bifchöfe ift 10,000 Er. 

Art. 66. Die Pfarrer find in zwei Klaffen getheilt. Die Befolduug der 
Pfarrer der erften Klaffe ift auf 1,500, die der Pfarrer zweiter Klaſſe auf 
1,000 Fr. feftgefest. 

Art. 67. Die Penſionen, die fie nach den Geſetzen der conſtituirenden 
Verſammlung genießen, ſollen bei ihren Beſoldungen in Aufrechnung gebracht 
werden. 

Im Fall die Umſtände es erheiſchen, kann ihnen durch die Generalräthe 
großer Gemeinden von ihren Feldgütern oder dem Ertrag des Oetroi eine 
Zulage bewilligt werden. 

Art. 68. Die Kapläne und Stellvertreter im Kirchendienft follen unter 
den nach den Gefesen der confituirenden Verſammlung penfionirten Geiſtlichen 
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genommen werden. Der Betrag diefer Penilouen und der eingeheuben Opfer: 
gaben fol ihre Befoldung ausmachen. 

Art. 69. Die Bifchöfe werden die Vorfchläge zu den Verordnungen über 
die Opfergaben , welche die Religionsdiener für die Ausfpendung der Safra- 
mente zu empfangen berechtigt find, verfaſſen. Diefe von den Bifchöfen ver: 
faßten Vorfchläge von Verordnungen Eönnen weder verkündet noch anders in 
Vollzug gefegt werden, ald nach ergangener Genehmigung der Regierung. 

Urt. 70. Jeder vom Staate penflonirte Geiftliche verliert feine Penſion, 
wenn er fich ohne vechtmäßige Urſache weigert, die geiftlichen Verrichtungen, wel⸗ 
he ihm anvertraut werden, zu übernehmen. 

Art. 71. Die Generalräthe der Departemente find befugt, den Erzbi- 
(Höfen und Bifchöfen anftändige Wohnungen anzumeifen. 

Art. 72. Die nicht veräußerten Pfarrhäufer und daran liegenden Gärten 
follen den Pfarrern oder den Prieſtern auf den Filialen wieder eingeräumf 
werden. Wenn Fein Pfarrhaus ſich vorfindet, find die Gemeinderäthe befugt, 
ihnen eine Wohnung und Garten zu verfchaffen. 

Art. 73. Die zur Unterhaltung der Religionsdiener und des Kirchendien« 
fted beftimmten Stiftungen können nur in auf den Staat conftituirten Renten 
beftehen. Sie werden von den Diöcefanbifchöfen angenommen, und Fönnen erft 
nach erfolgter Genehmigung der Regierung in Vollziehung gefest werden. 

Art. 74. Andere unbewegliche Güter, die Feine zur Wohnung beftimmte 
Häufer und daranftoßende Gärten find, können nicht für geiftliche Aemter angee 
riefen, noch von Religionsdieneru ihres Dienfted wegen befeifen werben, 


Vierte Abtheilung, 
Bon dem zum Religionsdienfte beftimmten Gebäuden. 


Art. 75. Die ehemals zum Patholifchen Religionsdienfte beſtimmten Gebän: 
de, welche jebt in den Händen der Nation find, follen, eins auf jede Pfarrei 
und Filial, durch einen Beichluß ded Departementspräfecten, der Verfügung 
der Bifchöfe überlaffen werden. Eine Ausfertigung dieſer Befchlüffe foll dem 
mit den Gefchäften des Religionsweſens beauftragten Staatsrathe über: 
ſchickt werden. 

Art. 76. Es follen Fabriken zur Unterhaltung der Zempel und zur Ber: 
waltung der Allmofen errichtet werden. 

Art. 77. In den Pfarreien, in denen fih Fein zum Gottesdienfte geeigne« 
tes Gebäude findet, wird der Bifchof mit dem MPräfecten über die Unweifung 
eines fchieflichen Gebäudes Übereinkommen, 
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Organiſche Artikel des proteitantifhen Kirchen— 
dienſtes. 


Erſſter Abſchnitt. 
Allgemeine Verfügungen für alle proteſtantiſchen 
Ölaubensgemeinden. 


Art. 1. Niemand kann das Amt eines Religionsdieners verfehen, wenn 
er nicht franzöfifcher Bürger ift. 

Art. 2. Die proteftantifchen Glaubensgenoſſenſchaften, noch ihre Religions« 
diener dürfen mit feiner auswärtigen Macht oder fremden Herrfchaft in Wer: 
bindung ftehen. 

Art. 3.-Die Paftoren und fonftige Religionsdiener der verfchiedenen pros 
teftantifchen Glaubensgemeinden werden bei ihrem Gottesdienfte für das Heil 
der fränfifhen Republik und der Eonfuln beten und beten laffen. 

Art. 4 Keine Doctrinal: oder dogmatifche Entfcheidung, Fein Formular 
unter dem Titel von Glaubensbefenntniß oder fonft einer andern Benennung 
barf bekannt gemacht!, oder Stoff des Unterrichts werden, wenn nicht zuvor 
die Regierung ihre Bekanntmachung und Verkündigung erlaubt hat. 

Art. 5. Auch kann ohne deren Genehmigung Feine Veränderung in ber 
Kirchenzucht vorgenommen werden. 

Art. 6. Der Staatsrath hat über alle Unternehmungen der Religionsdie— 
ner und über alle unter ihnen entftehenden Zwiftigfeiten zu entfcheiden. 

Art. 7. Die Paftoren. der Eonfiftorialkirchen werden befoldet, wohlverftans 
ben jedoch, daß zu diefer Befoldung die Güter, welche diefe Kirchen befiten, 
und der Betrag der Opfergaben, die durch den Gebrauch oder durch Verord— 
nungen kingeführt find, gerechnet werden. 

Art. 8. Die in den organifchen Artifeln des Fatholifchen Kirchendienftes 
angeführten Verfügungen in Betreff der Freiheit der Stiftungen und über die 
Natur der Güter, welche Gegeuftäinde derfelben fern Fönnen, find auch den 
proteftantifchen Kirchen gemein. 

Art. 9. Es follen im öftlichen Frankreich zwei Academien oder Seminarien 
zur Untermweifung der Religionsdiener Augsburaifcher Confeffion errichtet werden. 

Art. 10. Zu Genf fol ein Seminar zum Unterricht der Diener der refore 
mirten Religion errichtet werben. 

Art. 11. Die Profefforen aller Academien oder Seminarien werden vom 
erften Eonful ernannt. 

Art. 12. Es Fann Niemand zum Paſtor oder Prediger bei einer Kirche 
Augsburgifcher Eonfeffion erwähltJwerden”, wenn er nicht eine beftimmte 
Zeit in einem der zum Alnterricht der Diener ‚biefer Confeffion beftimmten 
fränfifhen Seminarien ftudiert hat, und ein Gertificat in guter Form ber bie 
Zeit feines Studiums, feiner Fahigkeit und guten Sitten aufweiien kann. 
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Art. 15. Man Fann nicht zum Prediger oder Paflor einer reformirten 
Kirche erwählt werden, ohne in dem Seminarium zu Genf ftudirt zu haben, 
und ohne ein gültiges Zeugniß nad) der Angabe des vorhergehenden Artikels 
beizubringen. 

Art. 14 Die Berordnungen über die Derwaltung und innere Polizei 
der Seminarien , über die Anzahl nnd Eigenfchafren der Profefforen, über die 
Art des Unterrichts und der Gegenftände defjelben, ſowie über die Form der 
Zeugniffe oder Gertifitate der Studien, guten Aufführung und Fähigkeiten 
müffen von der Regierung genehmigt werden. 


3 weiter Abſchnitt. 
Bon den reformirten Kirdhen. 


Erfte Abthbeilung. 
Allgemeine Organifation diefer Kirchen. 


Art. 15. Die reformirten Kirchen von Frankreich haben Paſtoren, Local: 
eonfiftorien und Synoden. 

Art. 16. Für 6000 Seelen von dem nämlichen Glaubensbekenntniffe wird 
eine Confiftorialkirche beftimmt. 

Art. 17. Fünf Eonfiftorialkirchen bilden den Bezirk einer Synode. - 


3weite Abthbeilung. 
Bon den Paſtoren und Localconfiftorien. 


Art. 18. Das Eonfiftorium jeder Kirche befteht aus dem Paſtor oder 
denen, die feine Stelle in diefer Kirche verfehen, und aus alten oder notablen 
Layen, welche unter den auf die Rolle der directen Steuern am höchften ange: 
festen Bürgern gewählt werden. Ihre Anzahl Fann nicht unter 10 und nicht 
über 12 feyn. 

Art. 19. Die Anzahl der Prediger oder Paſtoren einer und derfelbeh 
Eonfiftorialfirche kann ohne Billigung der Regierung nicht vermehrt werden. 

Art. 20. Die Eonfiftorien wachen über Erhaltung der Kirchenzucht, über 
die Verwaltung der Kirchengüter und der von den Allmofen eingegangenen 
Gelder. 

Art. 21. Die Derfammlungen der Eonfiftorien werden von den Pafloren 
oder dem Aelteſten der, Paſtoren präfidirt. Einer der Alten oder taten 
verfieht die Gefchäfte des Seeretärs. 

Art. 22. Die gewöhnlichen Conſiſtorialverſammlungen haben an den durch 
Gebrauch eingeführten Tagen Statt. 

Die außerordentlichen Verſammlungen Eönnen nicht ohne Erlanbniß des 
Unterpräfecten oder Maires, in Abweſenheit des Unterpräfecten, gehalten 

werden. 

Art. 25. Die Alten des Conſiſtoriums werden alle zwei Jahre zur Hälfte 
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erneuert. In diefem Beitpuncte haben ſich die im Amte ftehenden Alten eine 
gleihe Zahl proteftantifher Bürger, welhe Bamilienhäupter feyn und unter 
den auf der Role der directen Steuern am höchften angefesten Einwohnern der 
Gemeinde genommen werden müſſen, in der die Gonfiftorialkirche liegt, beizuge: 
fellen, um zur a, zu fchreiten. Die austretenden Alten Fönnen wieder 
erwählt werden. 

Art. 24. In den Kirchen, in welchen gegenwärtig Fein Gonfiftorium ift, 
fol eind durch Vereinigung von 25 Familienhäuptern, die auf der Rolle der 
directen Steuern am höchften angefest find, gebildet werden. Diefe Vereini— 
gung Fann nur mit Bewilligung und in Gegenwart des Präfeeten und des Un: 
terpräfecren Statt finden. 

Art. 25. Die Paftoren können nicht anders abgefegt werden, als wenn 
der Regierung die Urfachen der Abfegung vorgelegt werden, die fie enfweder 
bilfigen oder verwerfen wird. 

Art. 26. Im Fall des Todes, der Abdanfung oder Abfesung eines Pa: 
ftors wird das Eonfiftorium, das nach Inhalt des 18. Artikels gebildet ift, 
durch Mehrheit der Stimmen feinen Nachfolger wählen. 

Der Wahlact muß durch den, mit den Religionsgefchäften beauftragten 
Staatsrath dem erften Gonful zur Genehmigung vorgelegt werden. Sit dieie 
Genehmigung erfolgt, fo Fann er fein Amt nicht eher antreten, bid er den von 
den Earholifchen Religionsdienern geforderten, Eid in die Hände des Prafecten 
abgelegt hat. 

Art. 27. Alle gegenwärtigen Paftoren find vorläufig beftätigt. 

Art. 8. Der Sprengel einer Kirche kann nicht im Gebiete verfchiedener 
Departemente liegen. 


Dritte Abthbeilung. 
Von den Synobden. 


Art. 9. Jede Synode wird durch den Paftor oder einen Alten oder No: 
tablen einer jeden Kirche gebildet. 

Art. 50. Die Synode wacht auf Alles, was den Kirchendienft, die Un: 
terweifung in der Glaubenslehre und Betreibung der geiftlichen Gefchäfte 
betrifft. Alle Verfügungen, die fie in diefer Rückſicht nörhig findet, von wel: 
cher Art fie feyen, find der Genehmigung der Regierung unterworfen. 

Art. 31. Die Synoden können ſich nur auf ausdrückliche Erlaubniß der 
Regierung verfammeln. 

Man hat vorläufig dem mit den Religionsgefchäften beauftragten Staats: 
rathe über die darauf zu verhandelnden Gegenftände Nachricht zu geben. 
Die Verſammlung foll in Gegenwart des Präfecten oder Unterpräfecten gehal: 
ten, und eine Ausfertigung des Protocolls der Berathfchlagungen durch den 
Präfecten dem gedachten Staatsrathe überſchickt werden, der in der kürzeſten 
Zeitfrift feinen Bericht an die Regierung abzuſtatten hat. 

Art. 52. Die Derfanmlung einer Synode Fann nicht über 6 Tage dauern. 
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Dritter Abſchnitt. 


Von Organiſirung der Kirchen Augsburgiſcher 
Coufeſſion. 


Erſte Abtheitung. 
Allgemeine Verfuͤgungen. 


Art, 33. Die Kirchen Augsburgiſcher Confeſſion ſollen Paſtoren, Localcon⸗ 
ſiſtorien, Inſpectionen und Generalconſiſtorien haben. 


Zweite Abtheilung. 
Von den Predigern und Paſtoren, von den Localconſiſtorien einer 
jeden Kirche. 


Art. 34. Im Anſehung der Paſtoren, des Umfangs und der Verwaltung 
der Eonfiftorialfirchen find die in der zweiten Abtheilung des vorhergehenden 
Abſchnitts für die reformirten Paftoren und Kirchen enthaltenen Vorſchriften 
zu beobachten. 


Dritte Abthbeilung, 
WVon den Snfpectionen. 


Art. 35. Die Kirchen! Augsburgiſcher Eonfefiion find Inſpectionen un- 
tergeorbnet. | 

Art. 56. Fünf Eonfiftorialfirchen bilden den Bezirk einer Inſpection. 

Art. 57. Jede Inſpection befteht aus einem Prediger und aus einem 
Alten oder Notablen einer jeden Kirche des Bezirfe. Sie kann fich nur nad 
eingeholter Erlaubniß der Regierung verfammeln. Die erfte nöthig befundene 
Zufammenperufung gefchieht durch den Älteften Prediger der Kirchen des Be— 
zirks. Jede Inſpection erwählt aus ihrer Mitte zwei Layen und einen Geift: 
lichen, der den Titel als Inſpector führt, und auf das Betragen der Prediger‘ 
und die Erhaltung der guten Ordnung in den befondern Kirchen zu wachen bar. 

Die Wahl des Inſpectors und der beiden Layen muß von den eriten 
Eonful beftätigt werden. 

Art. 38. Die Infpection kann fih nur mit Genehmigung der — 
und in Gegenwart des Präfecten oder Unterpräfecten, und nachdem ſie vor— 
läufig über die zu verhandelnden Gegenſtände dem mit dem Religionsgeſchäfte 
beauftragten Staatsrathe Nachricht gegeben hat, verſammeln. 

Art. 39. Der Inſpector kann die Kirchen feines Bezirks unterſuchen. ee 
desmal, wenn die Umftäude es nöthig machen, wird er die beiden Layen an 
feinen DVerrichtungen Antheil nehmen Taffen. Er hat die allgemeine Verſamm⸗ 
Yung ber Inſpection zufammen zu berufen; kkein von dieſer allgemeinen 
PBerfammlung erlaffener Beſchluß kann ohne erhaltene Genebmigung ber R— 
gierung vollzogen werden. 


Vierter Abſchnitt. — Religibſe und Pirchfihe Gemeinden. 365 


Vierte Abtheilung. 
Bon den Generalconfiftorien. 


Art. 40. Es folten drei Generalconfifterien beftehens das eine zu Strass 
burg für die Proteftanten des ober: und niederrheinifhen Departements; das 
andere zu Mainz für die aus den Departementen der Saar und des Donnerss 
bergs; das dritte zu Köln für das Rhein: und Mofel: und Ruhrdepartement, 

Art. 41. Jedes Eonfiftorium befteht aus einem proteftantifchen Layen als 
Präfidenten, aus zwei geiftlichen Inſpectoren und aus einem Deputirten einer 
jeden Inſpection. 

Der Präfident und die beiden geiftlichen Infpectoren werden von dem erften 
Eonful ernannt. i 

Der Präfident iſt gehalten, den den katholiſchen Religionsdienern borges 
efchriebenen Eid in die Hand des erften Confuls oder eines andern von bemfele 
ben dazu ernannten Öffentlichen Beamten abzulegen. 

Die beiden geiftlihen Infpectoren und die Layen, welche Mitglieder find, 
haben diefen Eid in die Hand des Präfidenten zu leiften. 

Art. 42. Das Generalconfiftorium Bann fih nur nach erlangter. Erlaubniß 
der Regierung und in Gegenwart ded Präfecten oder Unterpräfecten vers 
fammeln, Man wird vorläufig dem mit den Religionsgefchäften beauftragten 
Staatsrathe über die zu verhandelnden Gegenftände Nachricht geben, Die 
Verſammlung kann nicht über fechs Tage dauern. | 

Art. 45. In der Zwifchenzeit von einer DVerfammlung zur audern befteht 
ein Directorium, das aus dem Präfidenten, dem älteften der beiden geiftlichen 
Infpectoren und dreien Layen, von denen einer von dem erften Gonful ernannt 
wird, zufammengefept ift; die beiden andern werden von dem Generalconſiſto— 
rium erwählt. 

Art. 44 Die Amtsgefchäfte des Generalconfiftoriums und des Directos 
riums werden fernerhin nach den Verordnungen und Gebräuchen der Kirchen 
Augsburgifcher Eonfeffion beforgt, ausgenommen in den Fällen, bei welchen die 
Geſetze der Republik und gegenwärtige Artikel anders verfügt hätten. 





Droclamation in Betreff des Religionsweſens. 
Vom 27. Germinal X. Jahrs 
Die Conſuln der Republik an die Franzoſen. 


Franzoſen! 

Aus dem Schooſe einer Revolution, welche Vaterlandsliebe eingab, brachen 
auf einmal, mitten unter Euch, religiöſe Zwiſtigkeiten aus, welche die Geißel 
Eurer Familien, für die Factionen ein Nahrungsſtoff, die Hoffnung Eurer 
Feinde wurden. 

Eine verkehrte Politik verſuchte es, ſolche unter den Trümmern der Altaͤre, 
unter den Ruinen der Religion ſelbſt zu erſticken. Auf ihr Geheiß hörten jene 
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frommen Beierlichkeiten auf, wo die Bürger mit dem füßen Brudernamen fi 
alfe für gleich unter der Hand des Gottes erkannten, der fie erfchafften hatte; 
der Sterbende, einfam mit feinem Schmerze, vernahm nicht mehr jene tröftende 
Stimme, welche die Ehriften zu einem beßern Leben ruft, und Gotr felbit 
fchien aus der Natur verwiefen. 

8 erhoben fih nun das öffentliche Gewiſſen?und das Gefühl der Unab— 
hängigfeit der Meinungen; ihr Ausbruch, irraeleitet durch die Feinde von 
außen, brachte Verheerung in unfere Departemente; Franzoſen vergaßen, daß 
fie Sranzofen waren, und dienten dem Ausländer zum Werkzeuge feines Haſſes. 
Zügellofe Eigenfchaften, eine Moral ohne Stüse, das Unglüd, aller Hoffnungen 
für die Zukunft beraubt, alles vereinigte fih, um Unordnung in die Geſell— 
fchaft zu bringen. . 

Um’ diefe Unordnung zu hemmen, mußte, die Religion wieder [auf ihre 
Grundpfeiler geftellt werden; dies Fonnte unr durch) Mapregeln gefchehen, 
welche die Religion felbit gutheiffen mochte. 

Um nun die Meinungen zufammen zu führen und die Herzen wieder aus— 
zuföhnen, gebot uns das DBeifpiel von Jahrhunderten und die Vernunft, zum 
Pabfte unfere Zuflucht zu nehmen. 

Das Oberhaupt der Kirche hat in feiner Weisheit und in dem Intereſſe 
der Kirche die Vorſchläge, welche das Intereſſe des Staates vorgeſchrieben 
hatte, abgewogen; ſeine Stimme hat zu den Hirten geſprochen; was er billigt, 
dem hat die Regierung beigeſtimmt, und die Er haben es zum Geſetze 
der Republik gemacht. 

Sp verfcehwindet aller Stoff der Iwietracht, fo — ſich alle Scrupel, 
welche das Gewiffen,beunruhigen konnten, und alle Hinderniffe;, welche Webel: 
gefinnte der Rückkehr des innern Friedens entgegen ſetzen mochten. 

Diener einer Religion des Friedens, möge die tiefite Vergeſſenheit Eure 
Zwiftigfeiten, Eure Leiden und Eure Fehler bededen! Möge diefe Religion 
“welche Euch vereinigt, möge fie Euch Alle durch diefelben Bande, durch unauf: 
lösbare Bande an das Intereſſe des Vaterlandes feſſelu. 

Wendet für es alles Anfehen, allen Einfluß an, den Euch Euer Amt auf 
die Gemüther gibt; Eure Lehre und Euer Beifpiel bilde die jungen Bürger 
zur Liebe für unfere Einrichtungen, zur Achtung und Ergebenheit gegen die 
fchügenden Gewalten, welche niedergefebt wurden, um fie zu befehirmen; mögen 
fie von Euch lernen, daß der Gott des Friedens auch der Gott der Heerfchaa: 
ven ift, und daß er mit denen flreitet, welche Sranfreichs Unabhängigkeit und 
Sreiheit vertheidigen. 

Bürger, die Ihr Euch zu den proteſtantiſchen Religionen befennt, auch über 
Euch hat das Gefes feine Sorgfalt ausgedehnt. Möge jene Moral, die allen 
Ehriften gemein ift, diefe fo Heilige, fo reine, fo brüderliche Moral, fie alle zu 
verjelben Liebe fürs Vaterland, zu derfelben Ehrfurcht vor feinen Geſetzen, zu 
derfelben innigen Zuneigung für alle Glieder der großen Familie vereinigen. 

Mögen Lehritreitigkeiten nie diefe Gefühle fören, welche die Religion ein: 
flößt und gebietet, 


* 
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Franzoſen, ſeyen wir vereinigt für das Wohl des Vaterlandes und für 
das Glück der Menſchheit! Dieſe Religion, welche Europa civiliſirt hat, fen. 
auch das Band, welches ſeine Bewohner unter ſich verbindet! die Tugenden, 
welche ſie fordert, ſeyen ſtets mit der Anfklärung gepaart, die uns erleuchtet! 





Beſchluß des Generalregierungscommiſſaͤrs über die Art des 
Vollzugs des Geſetzes des 18. en X. Sabre, in * 
treff des Gottesdienſtes. 


Mainz, den 4. Floreal X. Jahrs der einen und untheilbaren Frankenrepublik. 


Der Generalregierungscommiſſärſin den neuen — 
ten des linken Rheinufers. 


Nach Anſicht des Gefenes vom 18. Germinal letzthin, in Betreff der Or: 
ganifation,- Ausübung und Polizei des Fatholifchen und proteftantifchen Gottes: 
dienſtes im ganzen Umfange- der franzöfifchen Republik; 

Nach Anficht der beſoudern Befehle ver Regierung, um den Vollzug 
erjagten Geſetzes vorzuberditen, und namentlich der unterm 22. und 24. Germis 
nal lesthin von den Miniftern der Finanzen und des Imern an die "Präfecten 
über die darauf Bezug habenden Maßregeln erlaffenen Zircularfchreiben; 

Nah Anficht einer dem Generalcommiſſär von den in Mainz wohnenden 
Bürgern proteftantifcher Religion, Augsburgifcher und reformirter Eonfeffion, 
überreichten. Bittſchrift, welche ‚enthält 1) das. Begehren, ein Gebäude zu ihrer 
freien Difpojition zu erhalten, um darin ihren Gottesdienft feiern zu können; 
2) die fürmlihe Darlegung des von beiden Communionen einftimmig ausgedrück— 
ten Wunfches, zugleich und gemeinfchaftlih ihren Gottesdieuft in einem und 
demfelben Locale zu halten, und nur Eine Religionsgefelffehaft zu bilden; 

Nah Auſicht des Schreibens des Präfecten des Ruhrdepartements, worin 
derfelbe über verfchiedene,.. den Vollzug des Geſetzes über den Cult betreffende 
Punkte Verhaltungsregeln bogehrt; 

Nach Anſicht des 40. Art. dieſes Geſetzes, wodurch die Stadt Mainz zum 
Eite eines proteftantifhen Conſiſtoriums gemacht wird; 

Su Erwägung, daß es nöthig iſt, alfe in diefem Stücke obwaltenden Zwei- 
fel zu heben’, und den Derwaltungsftellen in den vier neuen Departementen 
durch eine gedrängte, auf den Geift und den Buchflaben des Geferes gegrün: 
dete Anweifung den Weg, vorzuzeichnen‘, welchen fie ber diefen Umſtänden ein: 
zuhalten haben, und fomit ihnen alten die Art vorzufchreiben, wie fothanes Ge: 
fe in ihren refpectiven Bezirken einförmig und fchleunigft vollzogen werden möge; 
| und in Erwägung, daß diefe Einförmigkeit in der Anwendung des Geſetzes 
um fo wefentliher ift, als die Freiheit der Relinionsausübung, ob fie gleich 
fchon feit langer Zeit in den Ländern, aus welchen die neuen Departemente 
anfammengefest find, beftand, darinnen jedoch befoudern Ausnahmen und Local: 
verhältniffen unterworfen war, melde vor den alfgemeinen Verfügungen des 
Geſetzes, die auf die verfchiedenen Culte Bezug haben, verfchwinden müſſen; 
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Belhließt: 

Art. ı. Die Präfecten der vier Departemente des linken Rheinufers ha: 
ben, ſowohl nach Maßgabe der Verfügungen des Geſetzes vom 18. Germinal, 
als der beſondern Befehle, welche ſie von den Miniſtern erhalten haben oder 
noch erhalten dürften, alle nöthigen Maßregeln zu nehmen, um den ſchleunigen, 
buchſtäblichen und gänzlichen Vollzug erſagten Geſetzes vorzubereiten und zu 
ſichern. 

Art. 2. In Gefolge deſſen ſoll auf Betreiben des Präfecten in jedem 
Departemenshauptorte, welcher durch das Geſetz zur Reſidenz eines katholiſchen 
Bifchofes beftimmt ift, für alle Ausbefferungen der Häufer , welche ihnen auf 
ihr Begehren von dem Domänendirector werden übergeben worden feyn, geforgt 
werden, um darin den zuiernennenden Biſchof aufzunehmen, nachdem fie fich 
zuvor werden verfichert haben, daß dieſelben eine anfländige und ſchickllche 
Wohnung darbieten. 

Sie haben gleichfalls für die Ausbeßerung einer Gathedralkirche für jedes 
Bisthum, oder, in Ermangelung derfelben, einer andern zu forgen, welche geeigs 
net iſt, in eine bifhöfliche Kirche umgebildet zu werden. 

Art. 3. Der Präfect des Departements vom Donnersberg hat dem Ge 
neralcommiffär unverzüglih auf das Gutachten des Domänendirectord ein 
ſchickliches Gebäude für das durch den 40. Art. des Gefebes vom 18. Germinal 
errichtete proteftantifche Conſiſtorium, fo wie auch ein Haus für die Woh— 
nung des proteftantifhen Pfarrers anzuzeigen. 

Art. 4. Derfelbe Präfeet, welcher ausdrüdtich hierzu ermächtigt wird, hat 
durch einen befondern Befchluß ein Gebäude anzumeifen, welches für die Aus— 
fibung des proteftantifchen Gottesdienftes in der Stadt Mainz beftinnmt feyn ſoll. 

Art. 5. ‚Die Präfecten, in deren Bezirken fich ehemals churfürftliche Reſi— 
denzftädte oder andere befinden, welche unter ihren Einwohnern Proteftanten 
zählen, und wo die Freiheit ihres Gottesdienftes noch nicht eingeführt ift, har 
ben dem Regierungscommiffär in dem Pürzeften Seitraum die Mittel anzuzeigen, 
welche zu nehmen find, um felbige diefe Wohlthat genießen zu laffen ; zugleich 
find ermeldete Präfecten ermächtiget, alle Localverfügungen zu treffen, um den 
felben den fehleunigen und vollkommenen Genuß jener Wohlthat zuzufichern. 

Art. 6. Die Präfecten haben dem Generalcommiffär regelmäßig über die 
Maßregeln Bericht zu erftatten, welche fie, in Gefolge diefes Beſchluſſes, zum 
Vollzuge des mehr erwähnten Gefetes vom 18, Germinal treffen werden. 

Art. 7. Gegenwärtiger Befchluß ſoll den Präfeften der vier neuen Der 
partemente überſchickt, und auf Betreiben derfelben gedrucdt und in allen Ge— 
meinden ihrer Bezirke angefchlagen werden. 


Decret vom 25. Februar 4840, die gallicanifchen Artifel 
betreffend: 


»Nach Anſicht des Art. 14 der Eonftitution vom 14. d. M. haben wir de: 
tretirt und decretiren was folat : 


\ 


— 
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Das Edict Ludwigs XIV über die Derlaration der Geiftfichen Frankreichs 
von ihren Gelinnungen in Betreff der Firchlichen Gewalt, gegeben im März 
1682, und im Parlement den 25. befagten Monats und Sahrs. regiftrirt „ ift 
zum allgemeinen Gefeg unſers Reichs erklärt; \ 

Meilen Edicts Inhalt folgender ift: j 


Ludwig, von Gottes Gnaden, König von Frankreich und Navarra, allen Ge: 
genwärtigen und Zufünftigen unfern Gruß. 


Wiewohl die Unabhängigkeit unferer Krone von jeder andern als Gottes 
Gewalt eine unbezweifelbare Wahrheit und auf die eigenen Worte Chriſti ge: 
gründet ift, fo haben wir dennoch mit Wohlgefallen die Erklärung empfangen, 
welche die in unferer guten Stadt Paris verfammelten Deputirten der franzde 
fiihen Geiftlichkeit, ihre Gefinnungen in Betreff der Kirchengewalt angehend, 
uns vorgelegt, und wir haben um fo viel eher der Bittfchrift derfelben, dieſe 
Erklärung ın unferm Königreich Fund thun zu laſſen, willfahren wollen, da fie 
herrährt von einer Verſammlung fo vieler durch Tugend und Lehre empfehlungs: 
würdiger Perfonen, die fich eifrigft um den Vortheil der Kirche und unſeres 
Dienftes bewenden, und die Weisheit und Mäfiguna, womit fie die fiber dies 
fen Gegenftand zu hegenden Meinungen geäußert haben, fehr beitragen Fönnen, 
unfere Unterthanen in der Ehrfurcht zu erhalten, wozu fie gegen das von Gott der 
Kirche ertheilte Anfehen verpflichtet find, und zugleich den Dienern der vor: 
geblich reformirten Religion den Vorwand zu nehmen, den fie in den Büchern 
gewiffer Schriftfteller finden, um die rechtmäfige Gewalt des fichtbaren Haup— 
tes der Kirche und des Mittelpuncts der Firchlihen Einheit verhaßt zu machen. 
Deromwegen, und auf andere gute und erhebliche Betrachtungen uud Bes 
weggründe, nachdem wir gemeldete Erklärung in unferm Rath unterfuchen laſ— 
fen, haben wir, durch diefes unfer ewiges und. unwiderrufliches Edict, geſpro— 
chen, entfchieden und verordnet, fprechen, entfcheiden und verordnnen, wollen 
und beliebt uns, daß befagte Erklärung der Meinungen der Geiftlichkeit über 
die Kirchengewalt, hierbei unter dem Gegenfiegel unferer Kanzlei angeknüpft, 
in allen unfern Parlementhöfen, Oberämtern, Gerichtsftellen, Univerfitäten und 
Sacultäten der Theologie und des canonifhen Rechts unfers Königreichg, der 
Lande und Herrfchaften unferes Gebietes einregiftrirt werde. 

I, Verbieten allen unfern Unterthanen, und den Fremdlingen in unſerm 
Königreich, fie feyen weltlich oder geiftlich, von welchem Orden, von welcher 
Eongregation und Geſellſchaft fie auch wären, in ihren Häufern, Eollegien und 
Seminarien irgend etwas zu lehren noch zu fehreiben, was den darin aufgeftell: 
ten Lehrfäben zuwider ſeyn möchte, 

11, Derorduen, daß die, welche Fünftighin erwählt werden, um die Theo: 
logie in allen Collegien jeder Univerfirät zu lehren, fie ſeyen weltlich oder or: 
densgeiftlich gehalten feyen, fih zu befagter Declaration inden Schreibereien der 
theologifchen Facultät zu befennen, bevor fie diefes Amt in den weltlichen und 

‚geiftlichen Collegien oder Häuſern antreten; daß fie fich verbindfich machen, in dev 
darin aufgeſtellten Lehre zu unterrichten; und daß die Syndffen der throfoaifchen 


Dr. Eiebenpfeifter’s 94 
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FSacultäten den Ordinarien der Orte und unfern Hauptprochratoren Abfchriften 
befagter Submiffionen, von den Secretarien befagter Zacultäten unterfchrieben, 
vorlegen follen. 

III, Daß in allen Eollegien und Häufern aedachter Univerfitäten, wo meh: 
rere Profefforen find, fie feyen weltlich oder ordenggeiftlich, einer von ihnen be: 
auftragt feyn fol, jährlich die in befagter Declaration enthaltenen Lehrſätze zu 
entwickeln, und in den Collegien wo nur ein Profeffor ift, diefer verpflichtet ſeyn 
fol, alle drei Jahre einmal darin zu unterrichten. ’ 

IV.. Legen den Syndifen der theologiſchen Facultäten auf, alle Jahre vor 
Eröffnung der Lehrcurſe, den Erzbifchöfen und Bifchöfen der Städte, wo fie 
errichtet find, vorzulegen und unfern Hauptprofuratoren zu fenden die Namen 
der Profefforen, melche in befagter Lehre zu umterrichten beauftragt feyn wer: 
den, auch gedachten Profefforen, die Schriften, die fie ihren Schülern dictiren, 
bejagten Prälaten und unfern bejagten Hauptprocuratoren, wenn fie ihnen fol= 
ches befehlen,, vorzumeifen. 

V. Wollen, daß Fein Baccalaureus, er fey Ordenggeiftlicher oder nicht, 
von nun an Licentiat im theologifchen, oder im canonifchen Rechtsfache ſeyn, 
noch als Doctor aufgenommen werden könne, er habe denn beſagte Lehre in 
einer von feinen Theſen verthediiget; was er denen, die ſolche Univerſitäts— 
grade zu übertragen berechtigt find, ausweifen muß. 

VI, Ermahnen jedoch, und gebieten alfen Erzbifchöfen und Bifchöfen unfe: 
res Königreiche, der Land: und Herrfchaften die uns untergeben find, all ihr 
Anfehen aufzubieten, um in ihren_Sprengeln die in befagter Declaration ge: 
dachter Deputirten der GeiftlichFeit enthaltene Lehre zur Grundlage des Unter: 
richte nehmen zu laffen. 

VII, Verordnen den Dechanten und Syndikeu der theologifchen Facultäten, 
die Vollziehung diefes zu handhaben, bei Strafe in ihrem eigenen und perfön- 
lihen Namen dafür zu ftehen. 

Alſo geben wir zum Befehl unfern Lieben und Getreuen ꝛc. ıc. 


CLEeRI GALLICANI DE KccLESIASTICA POTESTATE 
DEcLARATIO. 


Ecclesie Gallicane decreta et libertates a majoribus nostris tauto studio 
propugnatas, earumque fundamenta sacris canonibus et patrum traditione nixa 
multi diruere moliuntur; nec desunt qui earum obtentu primatum beati Pe- 
tri ejusque successorum Romanorum pontifieum_a Christo institutum , iisque 
debitam ab omnibus christianis obedientiam, sedisque apostolic®, in qua 
fides prædicatur et unitas servatur Ecelesiæ, reverendam omnibus gentibus 
majestatem imminuere non vereantur. Hæretiei quoque nihil prxtermittunt 
quo eam potestatem, qua pax Ecclesie eontinetur, invidiosam et gravem Re- 
gibus et populis ostentent, iisque fraudibus simplices animas ab Ecclesix ma- 
tris Christique adeo eommunione dissocient. Qux& ut in commoda propulse- 
mus, nos Archiepiscopi et Episcopi Parisiis mandato regio concregati, Ecele- 
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siam Gallicanam reprxsentantes, una cum cæteris ecelesiasticis viris nobiscum 
deputatis, diligenti tractatu habito hec sancienda et declaranda esse duximus: 

I. Primum beato Petro ejusque successoribus Christi vicariis jpsique 
Ecclesi@e rerum spiritualium et ad wternam salutem pertinentium, non autem 
eivilium ac temporalium, a Deo traditam potestatem, dicente Domino, Regnum 
meum non est de hoc mundo, et iterum, Reddite ergo quæ sunt Casaris 
Casari, et qua sunt Dei Deo; ac proinde stare Apostolicum illud: Omnis 
anima potestatibus sblimiuoribus subdita sit, non est enim potestas nisi a 
Deo. Qua autem sunt, & Deo ordinat® sunt, Itaque qui potestati resistit, 
Dei ordinationi resistit. Reges ergo et principes in temporalibus nulli 
ecclesiastic® potestati Dei ordinatione snbjici, neque auctoritate clavium 
Ecclesie directe vel indirecte deponi, aut illorum subditos eximi a fide atque 
obedientia, ac pr#stito fidelitatis sacramento solvi posse ; eamque sententiam 
publice tranquillitati necessariam, nec minus Ecclesie quam Imperio utilem, 
ut verbo Dei, patrum traditioni, et sanctorum exemplis consonam omnino 
retinendam. 

If. Sic autem inesse apostolice sedi ac Petri successoribus Christi vi- 
cariis rerum spiritualium plenam potestatem ut simul valeant atque immota 
eonsistant sanctz acumenic® synodi Constantiensis a sede apostolica compro- 
bata, ipsoque Romanorum pontificum ac totius Ecclesie usu confirmata, at- 
que ab Ecclesia Gallicana perpetua religione custodita decreta de auctoritate 
Conciliorum generalium, que sessione quarta et quinta continentur; nec pro- 
bari a Gallicana Ecclessia qui eorum decretorum, quasi dubis sint auctorita 
tis ac minus approbata, robur infringant, aut ad solum schismatis tempus 
Coneilii dieta detorqueant, 

1II, Hinc apostolice potcstatis usum moderandum per canones spirilu 
Dei conditos et totius mundi reverentia consecratos: valere etiam regulas, 
mores et instituta a Regno et Ecelesia Gallicana recepta, patrumque termi- 
nos manere inconcussos ; atque id pertinere ad amplitudinem apostolic® sedis, 
ut statuta et consuetudines tante sedis et ecclesiarum consensione ſirmatæ 
propriam stabilitatem obtineant, 

IV, In fidei quoque quzsstionibus pr&cipuas summi pontificis esse par- 
tes, ejusque decreta’ad omnes et singulas ecclesias pertinere, nec tamen irre- 
formabile esse judicium nisi Ecclesi» ronsensus accesserit. 

V. Quæ accepta a patribus ad omnes ecclesias (rallicanas, atque epis- 
copos iis Spiritu sancto auctore prasidentes mittenda decrevimus; ut idipsum 
dicamus omnes, simusque in eodem sensu et in eadem sententia. 

(Folgen die Unterſchriften.) 

Gebieten und befehlen, daß Gegenwärtiges, mit dem Staatsinfiegel 
bePleidet, in? Geſetzbulletin eingerüct, allen Gerichtshöfen und Gerichtsſtühlen, 
den Verwaltungsbehörden, allen Erzbifhöfen und Bifchöfen unfers Reiche, dem 
Großmeifter und den Academien unferer Faiferlihen Univerfität, und den Dis 
rectoren der Seminarien und andern Schulen der Gottesgelehrtheit zugefandt 
werde, damit fie es in ihre Regifter eintragen, beobachten, und beobachten laffen ; 
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und ift unfer Großrichter Minifter der Juſtiz beauftragt, anf feine Verkündi— 
gung acht zu haben. 
Gegeben in unferm Palaft der Tuilerien, den 25. Februar des Jahrs 1810, 
Unterfhricben Napoleon 





Decret vom 28. Februar 1810: 


Eingefehen den Bericht, der ung erffattet worden, über bie Klagen in 
Betreff der organifchen Gefehe des Concordats, vom Rathe der unfern Be 
fehlen zufolge in unferer guten Stadt Paris verfammelten Bifchöre; 

Geſonnen den Bifchöfen und Kirchen unferes Reichs einen Beweis unferer 
Zufriedenheit zu geben, und nichts in befagten organifchen Gefepen zu laffen, 
was dem Wohle der Geiftlichkeit entgegen wäre, 

Haben wir decretirt und decretiren was folgt: 

Art. 1. Die Brefs (Breven) des Bußgerichts, blos für das innere Forum, 
Fönnen ohne Ermächtigung vollzogen werden, 

Art. 2. Die Verfügung des Artikels 26 der organifchen Gefehe, verorde 
nend, daß »die Bifchöfe Feinen Geiftlihen ordiniren können, wenn er wicht 
»ein Eigenthum von wenigftens drei hundert Francs jährlichen SIHEORUNENE ers 
»weislich machte iſt zurückgeuommen. 

Art. 3. Die Verfügung des nemlichen Art. 26 der — Geſetze, 
welche verordnet, daß »die Biſchöfe keinen Geiſtlichen ordiniren können, wenu 
»er nicht das. Alter von 25 Jahren erreicht hat«, iſt gleichfalls zurück genommen. 

Art. 4. Demnach Eönnen die Bifchöfe jeden Geiftlichen, der 22 Jahre zu: 
rücgelegt, ordiniren; aber Eein Geiftlicher der 22 Sahre und weniger als 
25 Jahre hat, darf in die heiligen Orden aufgenommen werden, er habe denn 
die Einwilligung feiner Eltern gewiefen, wie folches die Civilgefege für die 
Heirath der unter 25 vollen Jahren alten Söhne vorfchreiben. 

Art 5. Die Verfügung des Art. 56 der organifchen Geſetze, bedeutend, »daß 
»die Hauptvicarien der fedigen Sprengel ihr Amt, felbft nah dem Abſterben 
»des Biſchofs, bis zur Stellferfegung fortführen follen«, ift wiederrufen. 

Art. 6. Demnach foll man, während der Vacanz der Stühle, den canoni: 
fchen Geſetzen gemäß, für die Verwaltung der Kirchenfprengel forgen. Die Ca⸗ 
pitel follen unferm Minifter der Gottesdienfte die Hauptvicarien vorftellen, die 
fie erwählt haben, damit ihre Ernennung von und erkannt werde. 

Art. 7. Unfer Minifter der Gottesdienfte ift mit der Vollziehung gegen: 
wärtigen Decrets, welches in das Gefebregifter eingerüct werden foll, beauftragt. 


Goncordat vom 43. Februar 1813: 
Das Eoneordat von Fontaineblean, deſſen Inhalt folgt, ift ald Reichsgeſeh 
verfündet. 
Inhalt des Eoncordats, 
»Da Se, Majeftät der Kaifer und König, und Se, Heiligkeit die Strei— 
»tigkeiten, welche ſich unter ihnen erhoben haben, befeitigen und die über meh: 
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»rere Ungelegenheiten der Kirche entftandenen Schwierigfeiten heben wolten, 
»fo find fie über folgende Artikel "übereingefommen, die einer endlichen Aus— 
»gleihung zur Grundlage dienen follen :} 

Art. 1. »Se. Heiligfeit übet die päpftliche Würde in Frankreich und in 
»dem Königreich Italien auf die nämliche Art und mit den nämlichen Förmlich— 
»feiten, wie feine Vorfahren aus, 

Art. 2. »Die Gefandten, Minifter, Gefchäftsträger fremder Mächte bei 
»dem heiligen Vater, fo wie Gefandte, Minifter oder Gefchäftsträger, die ber 
»Papft etwa bei auswärtigen Mächten hat, genießen die Freiheiten und Bor: 
»zugsrechte, die den Mitgliedern des diplomatifchen Corps verftattet find. 

Art. 3. »Die Domänen, welhe der Papft befaß und die noch nicht 
»peräußert worden, find von jeder Art Auflagen frei, und werden von feinen 
»Agenten oder Gefchäftsführern verwaltet. Jene, die etwa veräußert find, 
»werden bis zum Belaufe von zwei Millionen Einkünfte erfebt. 

Art. 4. »In den erften fehs Monaten nach der gewöhnlichen Befaunt: 
»machung der vom Kaifer gefchehenen Ernennungen zu den Erzbisthümern und 
»Bisthimern des Reihe und des Königreichs Stalien ertheilt der Papft die 
»canonifche Einfesung gemäß den Concordaten und Kraft des gegenwärtigen, In— 
»dults. Die vorläufige information gefchieht von dem Erzbifchof. Sind die 
»fehs Monate verlaufen, ohne daß der Papft die Einfesung gewährt hat, fo 
»fchreitet der Erzbifchof und in deffen Ermangelung, oder wenn von einem Erz: 
vbifhof die Rede ift, der Ältefte Bifchof der Provinz zur Einſetzung des er: 
»nannten Bifchofes, fo daß ein Stuhl nie länger als ein Jahr erledigt ift. 


Art. 5. »Der Papft ernennt fowohl in Frankreich, als im Königreich 
»Ftalien zu zehn Bisthümern, die noch ferner, nach näherer Verabredung be: 
»zeichuet werden. 


Art. 6. »Die ſechs auf dem römifchen Gebiete gelegenen Bisthümer wer: 
»den wieder hergeftellt. Der Papft hat zu denfelben zu ernennen. Die noch 
»vorhandenen Güter werden wieder zurücgegeben, uud in Anfehung der bereits 
»verfauften werden Maßregeln ergriffen. Bei dem Abſterben der Bifchöfe von 
»Anagni und Rieti werden die Kirchfprengel derfelben mit den fechd ge: 
»nannten Bisthümern gemäß der zwifchen Sr. Majeftät und dem heiligen Da: 
»ter noch zu treffenden Abrede vereinigt. 


Art. 7. »Was die Bifchöfe der römifchen Staaten anlangt , welche durch 
»die Zeitumftände von ihren Sircheufprengeln entfernt find, fo Fann der heilige 
»Bater zu ihren Gunften fein Recht ausüben, ihnen Bisthümer in partibus 
»zu verleihen. Es wird ihnen ein Jahrgehaft, welcher dem Einkommen gleich 
»ift, deijen fie genoffen, ausgeworfen. Sie Fünnen zu den erledigen Stühlen 
des Reiches ſowohl ald des Königreichs Italien wieder ernannt werden. 


Art. 8. »Se. Majeftät und Se. Heiligfeit werden bei gelegener Zeit über 
»die etwaige Verminderung der Bisthümer von Toscana und im Genuefifchen, 
»fo wie ferner wegen der in Holland und in den hanfeatifchen Departementen 
»zu errichtenden Bisthümer nähere Verabredung nehmen, 
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Art. 9. »Die Bekehrungeanftalt, das Bußgericht, die Archive werden an 
»dem Drte errichtet, wo fich der heilige Water aufhält. 

Art. 10. »Se. Majeftät ſchenkt feine Gunft wieder den Karbinälen, Bi: 
»fchöfen, Prieftern, Layen, welche durch die Ereigniffe in feine Ungnade ge: 
»fallen find, 

Art. 11. »Der "heilige Vater genehmigt die vorftehenden Verfügungen 
»in Betracht des gegenwärtigen Zuftandes der Kirche und in der Zuverſicht, 
»die Se. Majeftät ihm eingeflößt hat, daß fie nemlich ihren mächtigen Schus 
»den jo zahlreichen Bedürfniffen der Religion in der heutigen Zeit verle: 
»hen werde.« 

Sontainebleau, den 25. Januar 1815. 
Unterzeihnet Napoleon; Pius P. P. VII. 

Befehlen und verordnen, daß Gegenmwärtiges ꝛc. ic. 


Decret vom 25. März 1813: 

Art 1. Das zu Eontainebleau unterzeichnete Concordat, welches die Ange: 
legenheiten der Kirche regulirt, und als Gefeb des Staates den 15. Februar 
1814 verfündet wurde, ift für unfere Erzbifchöfe, Bifchöfe und Kapitel verbint: 
lich, welche fich nad) demfelben zu richten haben. 

Art. 2. Sobald wir zu einem erledigten Bisthum ernannt, und foldes 
dem heiligen Water in den durch das Concordat geforderten Förmlichkeiten zu 
wiſſen gethan haben, fo fchieft unfer Minifter des öffentlichen Gottesdienftes 
eine Ausfertigung der Ernennung dem Erzbifchofe, und ift von einem DBifchofe 
die Rede, dem älteften Bifchofe der Provinz zu. 

Art. 5. Die Perfon, die wir ernennen werden, erfcheint vor dem Erz: 
bifchofe, welcher die erforderlichen Unterfuchungen amnftellt und das Reſultat 
derfelben dem heiligen Water einfendet. 

Art. 4. Iſt die ernannte Perfon in dem Falle einer geiftlihen Ausſchlie— 
fung, fo hat ung der Erzbifchof fogleich davou in Keuntniß zu ſetzen; und il 
fein Grund zu irgend einer geiftlichen Ausfchließung vorhanden, fo muß der 
Erzbifhof, wenn Sder Papft binnen fechs (Monaten nach Bekanntmachung 
unferer Ernennung zu Folge der Worte des Art. 4 des Concordats die Ein: 
fesung nicht vornimmt, befagte Einfesung vornehmen. 

Art. 5. Unfere Eaiferlichen Gerichtshöfe erkennen über alle, unter dem 
Namen: appel comme d’abus befannte Sachen, fo wie über alle diejenigen 
welche aus der Nichtvolfziehung_der Gefene der Coneordate entipringen. 

Art. 6. Unfer Großrichter legt den Entwurf eines Geſetzes vor, der die 
Procedur und die Strafen, die in diefen Materien anzuwenden find, beftimmt. 
Der Entwurf wird in unferm Staatsrathe unterfucht und erwogen. 

Art. 7. Unfere Minifter von Frankreich und vom Königreiche Stalien 
find mit der Volziehung des gegenwärtigen Decvets beauftragt, welches in das 
Gefepregifter eingerüdt werden foll. 
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Sonftitutionelled Edict über die Außern Nechtöverhältniffe der 
Einwohner des Königreihs Bayern, in Beziehung auf Religion 
und kirchliche Gefellfchaften. 


Erfter Abfdnite 


Allgemeine Beftimmungen über Neligiongver 
bältniffe. 


Erftes Capitel. 
Religionds und Gewiffengfreiheit. 


$. 1. Jedem Einwohner des Reiches ift durch den 9. $. des IV, Titels 
der Verfaſſungsurkunde eine vollkommene Gemwiffensfreibeit gefichert. 

$. 2. Er darf demnah in Gegenftänden des Glaubens und Gewiſſens 
einem Zwange unterworfen, auch darf Niemanden, zu welcher Religion er 
ſich befennen mag, die einfache Hausandacht unterfagt werden. 

F. 3. Sobald aber mehrere Familien zur Ausübung ihrer Religion fich 
verbinden wollen, fo wird jederzeit hiezu die Fönigl. ausdrückliche Genehmigung 
nach den im zweiten Abfchnitte folgenden nähern Beſtimmungen erfordert. 

$. 4. Alte heimlichen Bufammenfünfte unter dem Vorwande des häusli— 
chen Gottesdienftes find verboten. 


3zweite8 Gapitel. 
Wahl des Glaubensbekenntniſſes. 


$. 5. Die Wahl des Glaubensbefenntniffes ift jedem Staatseimvohner 
nach feiner eigenen freien Ueberzeugung überlaffen. 

$. 6. Derfelbe muß jedoch das hiezu erforderlihe Unterfcheidungsalter, 
welches für beide Gefchlechter auf die geſetzliche Volljährigkeit beftimmt wii d, 
erreicht haben. 

$. 7. Da diefe Wahl eine eigene freie Weberzeugung vorausſetzt, fo kann 
fie nur ſolchen Individuen zuftehen, welche in keinem Geifted: oder Gemüths: 
zuftande fich befinden, der fie derfelben unfähig macht. 

$. 8. Keine Partei darf die Mitglieder der andern durch Zwang oder 
Lift zum Uebergang verleiten. 

$. 9. Wenn von denjenigen, welche die Religionserziehung zu leiten haben, 
eine folhe Wahl aus einem der obigen Gründe angefochten wird, fo hat die 
betreffende NRegierungsbehörde den Fall zu unterfuchen, und an das Eönial. 
Staatsminifterium des Innern zu berichten. 

$. 10. Der Uebergang von einer Kirche zur andern muß allezeit bei dem 
einfch'ägigen Pfarrer oder geiftlihen Vorſtande ſowohl der neu gewählten, als 
der verlaffenen Kirche perfönlich erklärt werden, 

$. 11. Dur die Religionsänderung gehen alle Firchlichen Gefellfchafte: 
rechte der verlaffenen Kirche verloren ; Ddiefelbe hat aber feinen Cinfluß auf 
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die allgemeinen ſtaatsbürgerlichen Rechte, Ehren und Würden; ausgenommen, 
es geſchehe der Uebertritt zu einer Religionspartei, welcher nur eine beſchränkte 
Theiluahme an dem Staatsbürgerrechte geſtattet iſt. 


* 


Drittes Capitel. 
Religionsverhaͤltniſſe der Kinder aus gemiſchten Ehen. 


$. 12. Wenn in einem gültigen Ehevertrage zwiſchen Aeltern, die ver: 
ſchiedenen Glaubensbefenntniffen, zugethan find, beftimmt worden üft, in welder 
Religion die Kinder erzogen werden folten, ſo hat es hiebei fein Bewenden. 

$. 15. Die Gültigkeit ſolcher Eheverträge ift fowohl in Nückficht ihrer 
Form, ald der Zeit der Errichtung lediglich nach den bürgerlichen Gefepen zu 
beurtheilen. 

$. 14. Sind Peine Ehepacten 'oder fonftigen Verträge hierüber errichtet, 
oder iſt im jenen fiber die religiöfe Erziehung der Kinder nichts verordnet 
worden, fo folgen die Söhne der Religion des Vaters; die Töchter werden 
in dem Glaubensbefeuntniffe der Mutter erzogen. 

$. 15. Uebrigens benimmt die Verfchiedenheit des Firchlichen Glaubensbe— 
Penntniffes Feinem der eltern die ihm font wegen der Erziehung zuftehenden 
Rechte. 

$. 16. Der Tod der Aeltern Ändert nichts in den Beſtimmungen der $f. 
12 und 14 über die religiöfe Erziehung der Kinder. 

$. 17. Die Eheſcheidungen, oder alle ſonſtigen rechtsgültigen Auflöfungen 
der Ehe Fünnen auf die Religion der Kinder feinen Einfluß haben. 

$. 18. Wenn ein das Religionsverhältniß der Kinder beftimmender Ehe: 
vertrag vorhanden ift, fo bewirkt der Uebergang der Neltern zu einem andern 
Bfaubensbefenntniß darin in fo lange Peine Veränderung, ald die Ehe noch ge: 
mifcht bleibt; geht aber ein Ehegatte zur Religion des audern über, umd die 
Ehe hört dadurch auf, gemifcht zu feyn, fo folgen die Kinder der num gleichen 
Religion ihrer Aeltern, ausgenommen fie waren — dem beftchenden Ehevertrag 
gemäß — durch die Eonfirmation oder Communion bereits in die Kirche einer 
andern Eonfefiion aufgenommen, in welchem Falle fie bis zum erlangten Unter: 
fheidungsjahre darin zu belafen find. 

$. 19. Pflegekinder werden nach jenem Glaubensbefenntniffe erzogen, wel: 
chem fie in ihrem vorigen Stande zu folgen hatten. 

$. 20. Durch Heirath legitimirte natürliche Kinder werden in Beziehung 
auf den Religiongunterricht ehelichen Kindern gleich geachtet. 

$. 21. Die übrigen natürlichen Kinder, wenn fie von einem Vater aner: 
Panne find, werden in Anfehung der Religionserzichung gleichfalls wie die ehe: 
lichen behandelt; find fie aber von dem Vater nicht anerkannt, fo werden 
vie nad) dem Glaubensbefenntniffe der Mutter erzogen. 

$. 22. Findlinge und natürliche Kinder, deren Mutter unbekannt iſt, fol: 
gen der Religion desjenigen, welcher dag Kind aufgenominen hat, forerne er 
einer der Öffentlich eingeführten Kirchen angehört, oder der Religionsparte? des 


| 
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Findlingsinftituts, worin fle erzogen werden. Außer diefen Fällen richtet ſich 
ihre Religion nach jener der Mehrheit der Einwohner des Findungsortes. 

$. 23. Die geiftlihen Obern, die nächften Verwandten, die Vormünder 
und Pathen haben das Recht, darüber zu wachen, daß vorftehende Anordnun= 
gen befolgt werden. Sie können zu diefem Behufe die Einficht der betreffenden 
Beftimmungen der Eheverträge und der übrigen auf die Religiongerziehung fich 
beziehenden Urkunden fordern. 





Zweiter Abſchnitt. 
Bon Religiond und Kirhengefellfhaften. 


Erftes Gapitel, 
Ihre Aufnahme und Betätigung. 


$. 24. Die in dem Königreiche beftehenden drei chriftlihen Glaubenscoufeſ⸗ 
flonen find als öffentliche Kirchenaefellfchaften mit gleichen bürgerlichen und poli— 
tifhen Rechten nad den unten folgenden nähern Beftimmungen anerkannt. 

$. 25. Den nicht chriftlichen Glaubensgenoffen ift zwar nach $$. 1 und 2 
eine vollfommene Religions: und Gewiffensfreiheit geftattet; als Religionsge— 
felffchaften und in Beziehung auf Staatsbürgerrecht aber find fie nach den über 
ipre bürgerlihen WBerhältniffe beftehenden befondern Gefesen und Verordnun— 
gen zu behandeln. 

$. 26. Religionss und Kirchengefellfchaften, die nicht zu den bereits ge: 
feblich aufgenommenen gehören, dürfen ohne ausdrüdliche königl. Genehmigung 
nicht eingeführt werden, 

$. 27. Sie müſſen vor der Aufnahme ihre Glaubensformeln und innere 
kirchliche Verfaſſung zur Einfiht und Prüfung dem Gtaatsminifterium des 
Innern vorlegen. 


Zweited Gapitel 


echte und Befugniffe der aufgenommenen und beftätigten 
Religions- und Kirchengefellfchaften. 


€. 23. Die mit ausdrücklicher Eönigl. Genehmigung aufgenommenen Kir: 
chengeſellſchaften genießen die Rechte öffentlicher Corporationen. 

$. 29. Die zur Ausübung ihres Gottesdienftes gewidmeten Gebäude fol: 
len, wie andere Öffentliche Gebäude, geſchützt werden. 

$. 50. Die zur Feier ihres Gottesdienftes und zum Religionsunterrichte 
beſtellten Perfonen genießen die Rechte und Achtung öffentlicher Beamten. 

$. 31. Ihr Eigenthum fteht unter dem befondern Schuge des Staats. 

$. 32. Eine Religionggefeltfchaft, welche die Rechte öffentlich aufgenomme: 
ner Kirchengefelfchaften bei ihrer Genehmigung nicht erhalten hat, wird nicht 
als eine öffentliche Corporation, ſondern ald eine Privatgefeltichaft geachtet. 
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$. 355, Es ift bderfelben die freie Ausübung ihres Privatgottesdienftes 
geſtattet. 

$. 34. Zu dieſer gehört die Anſtellung gottesdienſtlicher Zuſammenkünfte 
in gewiſſen dazu beftimmten Gebäuden, und die Ausübung der ihren Religions- 
grundfäsen gemäßen Gebräuche ſowohl in diefen Zuſammenkünften, als in den 
Privatmohnungen der Mitglieder. 

$. 35. Den Privatkirchengeſellſchaften ift aber nicht geftattet, fich der Glo— 
den oder fonfliger Auszeichnungen zu bedienen, welche Gefete oder Gewohnheit 
den Öffentlichen Kirchen angeeigwet haben. 

$. 36. Die von ihnen zur eier ihrer Religionshandlungen beftelften Per: 
fonen genießen als folche Feine befondern Vorzüge. 

6. 57. Die ihnen zuftehenden weitern echte müffen nach dem Inhalte 
ihrer Aufnahmsurkunde bemeflen werden. 

$. 58. Jeder genehmigten Privat: oder öffentlichen Kirchengefeltfchaft kömmt 
unter der oberften Staatsauffiht nach den im_dritten Abfchnitte enthaltenen 
Beftimmungen die Befugniß zu, nad der Formel und der von der Staatsge— 
walt anerkannten — ihrer Kirche, alle innern Kirchenangelegenheiten 
anzuordnen. 

Dahin gehören die Gegenflände: 

a) der Glaubenslehre, b) der Form und Feier des Gottesdienfted, e) der 
geiftlichen Amtsführung, d) des religiöfen Volksunterrichts, e) der 
Kirchendisciplin, D der Approbation und Ordination der Kirchendiener, 
g) der Einweihung der zum Gottesdienfte gewidmeten Gebäude und der 
Kirchhöfe, h) der Ausübung der Gerichtsbarkeit in rein geiftlichen Sa: 
chen; nämlich des Gewiſſens oder der Erfüllung der Religions: und 
Kirchenpflichten einer Kirche, nach ihren Dogmen, fymbolifhen Büchern 
und darauf gegründeten DVerfaffung. | 

$. 39. Den Eirchlichen Obern, Vorſtehern oder ihren Repräfentanten | 
Fömmt demnach das allgemeine Recht der Aufficht mit den daraus hervorgehen: 
den Wirkungen zu, damit die Kirchengefebe befolgt, der Cultus diefen gemäß 
aufrecht erhalten, der reine Geift der Religion und Gittlichfeit bewahret, und 
deffen Ausbreitung befördert werde. Der Anrheil, welcher jedem Einzelnen an 
diefer Aufficht zukömmt, wird durch feine Amtsvollmacht beftimmt. 

$. 40. Die Kirchengewalt übt das rein geiftliche Correctiongrecht nach ge: 
-eigneten Stufen aus. 

$. 41. Jedes Mitglied einer Kirchengeſellſchaft iſt ſchuldig, der darin ein: 
geführten Kirchenzucht fi zu unterwerfen. 

$. 42. Keine Kirchengewalt ift aber befugt, Glaubensgeſetze gegen ihre 
Mitglieder mit äußerm Zwange geltend zu machen. 

$. 45. Wenn einzelne Mitglieder durch öffentliche Handlungen eine Der: 
achtung des Gottesdienftes 'und der Religionsgebräuche zu erfennen geben 
oder Andere in ihrer Andacht flören, fo ift die Kirchengeſellſchaft befugt, der: 
gleichen unmwürdigen Mitgliedern den Zutritt in ihre Verſammlungen zu 
verfagen. 
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$. 44. Die in dem Königreiche als Öffentliche Corporationen aufgenommes 
nen Kirchen find berechtiget, Eigenthum zu ıbefigen, und nach den hierüber bes 
ftehenden Geſetzen auch Fünftia zu erwerben. 

6.45. Die Eigenthumsfähigkeit der nicht öffentlichen Kirchengefellfchaften 
wird nach ihrer Aufnahmsurkunde, oder wenn in diefer darüber nichts feſtge— 
fegt ift, nach den Rechten der Privargefellfchaften beftimmt. 

$. 46. Alten Religionstheilen ohne Ausnahme ift dasjenige, was fie an 
Eigenthum gefesmäßig befisen, es ſey für den Eultus oder für dem Unterricht 
beftimmt, es beftehe in liegenden Gütern, Rechten, Gapitalien, baarem Gelbe, 
Prätiofen oder fonftigen beweglichen Sachen, durch den €. 9 im IV, Zitel der 
Verfaſſungsurkunde des Reichs garantirt. 

$. 47. Das Kirchenvermögen darf unter feinem Vorwande zum Staats- 
vermögen eingezogen und in der Subſtanz zum Beſten eines andern als des be— 
fimmten Stiftungszmweces ohne Zuftimmung der Betheiligten, und foferne es 
allgemeine Stiftungen betrifft, ohne Zuftimmung der Stände nicht veräußert 
oder verwendet werden. 

$.48. Wenn bei demjelben in einzelnen Gemeinden, nach hinfänglicher 
Dedung der Localfirchenbedürfniffe, Ueberſchüſſe fich ergeben, fo follen diefe 
zum Beten des nämlichen Religionstheiles nach folgenden Beſtimmungen ver: 
wendet werden: 

a) zur Erhaltung oder MWiederherftellung der Kirchen und geiftlichen Ges 
bäude in andern Gemeinden, die dafür Bein hinreichendes eigenes Ver: 
mögen befigen; b) zur Ergänzung des Unterhalts einzelner Kirchendiener, 
oder e) zur Fundation neuer nothwendiger Pfarrftellen; d) zur Unter: 
ſtützung geiftliher Bildungsanftalten; e) zu Unterhaltsbeiträgen der durch 
Alter oder Kranfheit zum Kirchendienft unfähig gewordenen geiftlichen 
Derfonen. 

$. 49. In foferne für diefe Zwecke vom Kirchenvermögen nach einer voll: 
fändigen Erwägung etwas entbehrt werden kann, wird diefer Heberfchuß im 
Einverftändniffe mit der betreffenden geiftlihen Oberbehörde vorzüglich zur Er: 
gänzung von Schulanftalten, dann der Armenftiftungen, (wohin auch jene der 
Krankenpflege zu rechnen find) verwendet werden. 


Dritter Abfhnite 


VBerhältniffe der im Staate aufgenommenen Kirchen— 
gefellfhaften zur Staatdgewalt. 


Erftes Capitel. 
Sn Religionds und Kirchenfachen. 


$. 50. Seine Majeftät der König haben in mehreren Verordnun— 
gen Ihren ernftlihen Willen ausgeſprochen, daß die geiſtliche Gewalt in ihrem 
eigentlihen Wirkungskreiſe nie gehemmt werden, und die Eönigl, weltliche Re: 
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gierung im rein geifkliche Gegeuftände des Gewiſſens und der Religionslehre 
ſich nicht einmifchen folle, al3 in foweit das königl. oberfte Schug: oder Auffichtes 
recht dabei eintritt. Die königlichen Landesftelen werden wiederholt zur ge: 
nauen DBefolgung derfelben angewiefen. 

$. 51. So lange demnach die Kirchengewalt die Gränzen ihres eigentli: 
hen Wirkungskreifes nicht überfchreitet, kann diefelbe gegen jede Verletzung 
ihrer Rechte und Gefege den Schus der Staatögewalt anrufen, der ihr von 
den königl. einfchlägigen Landesftellen nicht verfagt werden darf. 

$. 52. Es fteht aber auch den Genoffen einer Kirchengefelffchaft, welche 
durch Handlungen der geiftlichen Gewalt gegen die feftgefeste Orduung befchwert 
werden, die Befugniß "zu, dagegen den Eönigl. landesfürftlichen Schug anzus 
rufen. 

$. 53. Ein folder Recurg gegen einen Mißbrauch der geiftlichen Gewalt 
kann entweder.bei der einfchlägigen Regierungsbehörde, welche darüber alsbald 
Bericht an das königl. Staatsminifterium des Innern zu erftatten hat, oder 
bei Sr. Maj. dem Könige unmittelbar angebracht werden. 

$. 54. Die angebrachten Beſchwerden wird das Fünisl. Staatsminifterium 
des Innern unterfuchen laffen, und, eilige Bälle ausgenommen, nur nach Der: 
nehmung der betreffenden geiftlichen Behörde das Geeignete darauf verfügen. 

$. 55. Der Regent kann bei feierlichen Anläſſen in den verfchiedenen 
Kirchen Seines Staates durch die geiftlihen Behörden öffentliche Gebete und 
Dankfefte anordnen. 

$. 56. Auch ift Derfelbe befugt, wenn Er wahrnimmt, daß bei einer Kir: 
chengefeltichaft Spaltungen, Unordnungen oder Mißbräuche eingeriffen find, zur 
MWiederherftellung der Einigkeit und Eirchlichen Ordnung unter Seinem Schutze 
Kirchenverfammlungen zu veranlaffen, ohne jedoch in Gegenftände der Reltgiond: 
Iehre ſich ſelbſt einzumifchen. , 

$. 57. Da die hoheitliche FOberaufficht fiber alle innerhalb der Gränzen 
des Staats vorfallenden Handlungen, Ereigniffe und Werhältniffe fich erftredt, 
- fo ift die Staatsgewalt berechtigt, von demjenigen, was in den Berfammlungen 
der Kirchengefeltichaften gelehrt und verhandelt wird, Kenntniß einzuziehen. 

$. 58. Hiernach dürfen Feine Geſetze, Verordnungen oder ſonſtigen Anord: 
nungen der Kirchengewalt nach den hierüber in den königl. Landen fchon längſt 
beftehenden Generalmandaten ohne Allerhöchſte Einfiht und Genehmigung pub: 
lizirt und vollzogen werden. Die geiftfihen Obrigkeiten find gehalten, nachdem 
fie die Pönigl. Genehmigung zur Publication (Placet) erhalten haben, im Ein: 
gange der Ausfchreibungen ihrer Verordnungen von derfelben jederzeit aus: 
drüdtich Erwähnung zu thun. 

$. 59. Ausfchreiben der .geiftlichen Behörden, die ſich blos auf die ihnen 
untergeordeneten Geiftlichen beziehen, und aus genehmigten allgemeinen Verord— 
nungen hervorgehen, bedürfen Feiner neuen Genehmigung. 
$. 60. Die Ausübung der geiftlihen Gerichtsbarkeit kömmt zwar nach $. 
38 lit. h der Kirchengewalt zu; die dafür angeordneten Gerichte, fo wig ihre 
Verfaſſung, müſſen aber vor ihrer Einführung von dem Könige betätigt wer: 
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den. Auch follen die einfchlägigen königlichen Landesſtellen aufmerffam feyn 
damit die königl. Unterthanen von den geiftlichen Stellen nicht mit geſetzwidri⸗ 
gen Gebühren beſchwert, oder in ihren Angelegenheiten auf eine für fie laͤſtige 
Art aufgehalten werden. 

$. 61. Die vorgefchriebenen Genehmigungen Fünnen nur von dem Könige 
ſelbſt mittelft des -Pönigl, Staatsminifteriums des Innern erfheilt werden, an 
welches die zu publicirenden Firchlihen Geſetze und Verordnungen eingeſendet, 
und ſonſtige Anordnungen ausführlich angezeigt werden müſſen. 


Zweites Capitel. 
In ihren buͤrgerlichen Handlungen und Beziehungen. 


$. 62. Die Religions- und Kirchengeſellſchaften müſſen ſich in Angelegen⸗ 
heiten, die ſie mit andern bürgerlichen Geſellſchaften gemein haben, nach den 
Geſetzen des Staats richten. 

$. 65. Dieſen Geſetzen find in ihren bürgerlichen Beziehungen ſowohl die 
Dbern der Kirche ald einzelne Mitglieder derfeiben auf gleiche Art unterworfen. 

$. 64. Zur Beſeitigung aller künftigen Anftände werden nach folhen Bes 
siehungen als weltliche Gegenftände erklärt: 

a) alle Verträge und Tegtwillige Dispofitionen der Geiftlihen; b) alle Be: 
ſtimmungen über liegende Güter 2c., fahrende Habe, Nusung, Renten, 
Rechte der Kirchen und Pirchlichen Perſonen; e) Verordnungen und Ers 
Fenntniffe über Verbrechen und Strafen der Geiftlichen, welche auf ihre 
bürgerlichen Rechte einen Einfluß haben; d) Ehegeſehe, in foferne fie 
den bürgerlichen Vertrag und deffen Wirfungen betreffen; e) Priviles 
gien, Dispenfationen, Immunitäten, Eremtionen, zum Beften ganzer 
Kirchengefellfchaften einzelner Gemeinden oder Gefellfchaftsgenoffen, oder 
der dem Religionsdienfte gewidmeten Orte und Güter, infoferne fie 
politifche oder bürgerlihe DVerhältniffe berühren; H allgemeine Normen 
über die Verbindlichkeit zur Erbauung und Erhaltung der Kirchen 
und geiftlichen Gebäude; g) Beſtimmungen über die Zulaffung zu Kir⸗ 
chenpfründen; h) Worfchriften über die Einrichtung der Kirchentiften, 
als Quellen der Bevölferungsverzeichniffe, als Negifter des Eivilftandes, 
und über die Legalität der pfarrlichen Documente. 

$. 65. In allen diefen Gegenftänden kömmt ber Staatsgewalt allein die 
Geſetzgebung und Gerichtsbarkeit zu. 

$. 66. Hiernach find alle Geiſtlichen in bürgerlichen Perſonalklagſachen, in 
alfen aus bürgerlichen Contracten hervorgehenden Streitfachen, in den Ver— 
bandlungen über ihre Merlaffenfchaften zc. einzig dem weltlichen Gerichten 
unteraeben. 

$. 67. Sie genießen nah Titel V, $. 5 der Verfaſſungsurkuunde in bür— 
gerlichen und flrafrechtlihen Fällen den befreiten Gerichtsſtand. 

$. 68. Bei Sterbfälfen der Geiftlichen foll darauf Rückſicht genommen 
werden, daß bie geiftlichen Verrichtungen, wenn der Verftorbene dergleichen 
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verſehen hat, nicht gehemmt werden; alles, was darauf Bezug hat, und zum 
Gottesdienſte gehört, als heilige Gefäße zc., ſoll von der Sperre ausgenommen, 
und mittelft DVerzeichniffes entweder dem Nachfolger im Beneficium fogleic 
verabfolgt oder andern fihern Händen einftweilen übergeben werden, wenn nicht 
zu ihrer Uebernahme ein Abgeordneter der geiftlichen Behörde fich einfinder, 
. welche zu diefem Ende von dem weltlichen Richter bei jedem Sterbfalle eines 
im Benefieium ftehenden Geiftlichen davon in Kenntniß zu fegen ift. 

$. 69. Die Eriminalgerichtsbarkeit auch über Geiftliche Eömmt nur den 
einfchlägigen Eönigl, weltlichen Gerichten zu. 

$. 70. Diefe follen aber die einfchlägige geiftliche Behörde jederzeit von 
den Erfolge der Unterfuchung in Kenntniß feben, um auch von ihrer Seite 
‚ gegen die Perfon des Verbrechers in Beziehung auf feine geiftlichen Verhält— 
niffe das Geeignete darnach verfügen zu Fönnen. 

$. 71. Keinem Eirchlihen Zwangsmittel wird irgend ein Einfluß auf das 
gefelffchaftliche Leben und die bürgerlichen WVerhältniffe ohne Einwilligung der 
Staatsgewalt im Staate geftattet. 

$. 72. Das Verfahren der weltlihen Gerichte in Gegenſtänden, welde 
nach den obigen Beftimmungen zu ihrer Gerichtsbarkeit gehören, darf durd 
die Einfchreitungen geiftlicher Stellen weder unterbrochen noch aufgehoben werden. 

$. 73. Die Kirchen und Geiftlihen Fönnen in Anfehung des ihnen zufte 
henden Vermögens weder von Randesunterthänigkeit, weder von Gerichtsbar— 
Peit noch von Öffentlihen Staatslaften irgend eine Befreiung anfprechen, 

$. 74. Alle ältern Befreiungen, die hierüber mögen verliehen worden 
feyn, werden als nichtig erklärt. 

$. 75. Die Verwaltung des Kirchenvermögens ftehet nach den hieribe 
gegebenen Geſetzen unter dem königl. oberſten Schutze und Aufſicht. 


Drittes Capitel. 
Bei Gegenſtaͤnden gemiſchter Natur. 


$. 76. Unter Gegenſtänden gemifchter Natur werden diejenigen verftanden, 
welche zwar geiftlich find, aber die Religion nicht weſentlich betreffen, und zu: 


gleich irgend eine Beziehung auf den Staat und das weltlihe Wohl der Ein— 


wohner deffelben haben. 
Dahin gehören 


a) alle Anordnungen über den äußern Gottesdienft, deffen Ort, Zeit, Zahl | 


ıc. b) Beichränkung oder Aufhebung der nicht zu dem mefentlichen Thei: 
len des Eultus gehörigen Feierlichkeiten, Procefiionen , Nebenandadten, 
Geremonien, Kreuzgänge und Bruderfchaften; e) Errichtung geiſtlicher 
Geſellſchaften und fonftiger Inflitute und Beſtimmung ihrer Gelübte; 
d) organifche Beftimmungen über geiftlihe Bildungs: , Verpflegunge— 
und Strafanftalten; e) Eintheilung der Didcefen, Decanats: und Pfarr: 


fprengel; DM alle Gegenftände der Gefundheitspofizei, im ſoweit dieſe 


Pirchliche Anftalten mit berühren. 
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8. 77. Bei diefen Gegenftänden dürfen von der Kirchengewalt ghne Mit: 
wirfung der weltlichen Obrigkeit Feine einfeitigen Anordnungen gefchehen. 

$. 78. Der Staatsgemwalt fteht die Berugniß zu, nicht nur von allen An: 
ordnungen über diefe Gegenftände Einficht zu nehmen, fondern auch durch eigne 
Verordnungen dabei alles dasjenige zu hindern, was dem öffentlichen Wohle 
nachtheilig feyn Fönnte, j 

$. 79, Zu außerordentlichen Firchlichen Feierlichfeiten, befonders wenn die— 
felben an Werktagen gehalten werden wollen, muß allezeit die fpecielle königl. 
Bewilligung erholt werden. 





Vierter Abſchnitt. 


Bon dem Berhältniffe verfhiedener Religionggefell; 
fhaften gegen einander. 


Erftes Gapitel. 
Allgemeine Staatspflichten der Kirchen gegen einander. 


$. 80, Die im Staate' beftehenden Religionsgefellfchaften find fich wechſel— 
feitig gleihe Achtung fchuldig; gegen deren Verſagung kann der obrigkeitliche 
Schutz aufgerufen werden, der nicht verweigert werden darf; dagegen ift aber 
auch Feiner eine Selbfthülfe erlaubt. 

$. 81. Dede Kirche Fann für ihre Religionshandlungen von den Gliedern 
aller übrigen Religionsparteien vollfommene Sicherheit gegen Störungen aller 
Art verlangen. 

$. 82. Keine Kirchengefellfchaft kann verbindlich gemacht werden, an dem 
äußern Gottesdienfte der andern Antheil zu nehmen. Kein Religionstheit ift 
demnach fchuldig, die befondern Feiertage des andern zu feiern, fondern es 
fo ihm frei ftehen, an folhen Zagen feine Gewerbe und feine Handthierung 
auszuüben , jedoch ohne Störung des Gottesdienftes des andern Theils, und 
ohne daß die Achtung dabei verlegt werde, welche nach $. 80 jede Religion: 
gefeltfchaft der andern bei Ausübung ihrer religiöfen Handlungen und Ge: 
bräuche fchuldig iſt. 

$. 83. Der mweltlihen Staatspolizei Fömmt es zu, in fomweit als die Er: 
haltung der öffentlihen Ruhe und Ordnung zwifchen verfchiedenen Religiong: 
parteien es erfordert, WVorfchriften für äußere Handlungen, die nur zufälligen 
Bezug zum Pirchlichen Zwede baben, zu geben. ! 

-$. 84, Religionsverwandte einer Öffentlich aufgenommenen Kirche, welche 
Feine eigene Gemeinde bilden, können ſich zu einer entfernten Gemeinde ihres 
Glaubens innerhalb der Grenzen des Reichs halten. 

$. 85. Auch iſt ihnen freigeftellt, von dem Pfarrer oder Prediger einer 
andern Eonffefion an ihrem Wohnorte jene Dienfte und Amtsfunctionen nad): 
zufuchen, welche fie mit ihren eigenen Grundfägen vereinbarlich glauben, und 
ene nach ihren Religionsgrundfäsen leiften Pönnen. 
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$. 86. In dergleichen Fällen ſollen dem Pfarrer oder Geiſtlichen ber 
fremden Confeſſion für die geleiſteten Dienſte die feſtgeſetten Sto gel ühren ent: 
richtet werden. 

$. 87. Dieſen auf ſolche Art der Ortspfarrei einverleibten fremden Re— 
ligionsverwandten darf jedoch nichts aufgelegt werden, was ihrem Gewiſſen 
oder der jedem Staatseinwohner garantirten Hausandacht entgegen iſt. 

$. 88. Den Mitgliedern der Öffentlich aufgenommenen, Kirchengeſellſchaften 
fteht die Bildung einer eigenen Gemeinde aller Orten frei, wenn fie das erfür: 
derliche Vermögen zum Unterhalt der Kirchendiener, zu den Ausgaben für den 
Gottesdienft, dann zur Errichtung und Erhaltung der nöthigen Gebäude be 
figen, oder wenn fle die Mittel hierzu auf geſehlich geſtattetem Wege aufzu⸗ 
bringen vermögen. 

$. 89. Das Verhältniß der Staatseinwohner, welche einer Religion an: 
gehören, deren Mitgliedern nur eine Hausandacht oder nur Privatgottesdienft 
geftattet ift, muß aus dem Inhalte der Eonceffionsurfunde beurtheilt werden. 
Sie dürfen von den Dienern der Kirchengewalt des Ortes, wo fie wohnen, 
gegen den Sinn und Zweck der Eonceffion weder befchränft, noch beeinträchtigt 
werden. Da fie mit der Ortskirche in Feiner Verbindung ftehen, fo Eönnen 
von derfelben Feine pfarrlichen Rechte ausgeübt werden; dagegen haben fie aber 
auch Feinen Autheil an den Rechten und dem Eigenthum der Kirche, 


Zweites Gapitel. 
Vom Simultangebraudhe ber Kirchen. 


$. 90. Wenn zwei Gemeinden verfchiedener Religionsparteien zu einer 
Kirche berechtiget find, fo müffen die Rechte einer jeden hauptfächlich nach den 
vorhandenen befondern Geſetzen oder Verträgen benrtheilt werden. 

$. 91. Mangelt es an folhen Beflimmungen, fo wird vermuthet, daß 
eine jede diefer Gemeinden mit der andern gleiche Rechte habe. 

$. 92. Die Entfcheidung der über Ausübung diefer Rechte entftehenden 
Streitigkeiten, wenn die Betheiligten fie durch gemeinfchaftliches Einverſtänd— 
niß nicht beizulegeu vermögen, gehört an das Staatsminifterium des Innern, 
welches die Sache nah Werhältniß der Umflände vor den Staatsrath brin- 
gen wird. 

$. 95. Wird aber darüber geftritten, ob eine oder die andere Gemeinde 
zu der Kirche wirklich berechtiget ſey, fo gehört die Entfcheidung vor den or: 
dentlihen Richter. 

$. 94. Wenn nicht erhellet, daß beide Gemeinden zu der Kirche wirklich 
berechtigt find, fo wird angenommen, daß diejenigen, welde zu dem gegenwär: 
tigen Mitgebrauche am fpäteften gelangt iſt, denfelben als eine widerrufliche 
Gefälligkeit erhalten haben. 

$. 95. Selbſt ein vieljähriger Mitgebrauch Fann für fich allein die Erwer: 
bung eines wirklichen Nechtes durch Verjährung Fünftig nicht begründen. 

$. 96. Wenn jedoch) außer diefem Mitgebvauche aud die Unterhaltung der 
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Kirhe von beiden Gemeinden beftritten worden , fo begründet died die Ver—⸗ 
muthung, daß auch der fpäter zum Mitgebrauch gekommenen Gemeinde ein 
wirkliches Recht darauf zuftehe, 

6. 97. So lange eine Gemeinde den Mitgebrauch nur bittweife hat, muß 
fie bei jedesmaliger Ausübung einer bisher nicht gewöhnlichen gottesdienftlichen 
Handlung die Erlaubniß der DVorfteher dazu nachfuchen. 

$. 98. Den im Mitgebrauche einer Kirche begriffenen Gemeinden fteht es 
jederzeit frei, durch freiwillige Webereinkunft denfelben aufzuheben, und das ger 
meinfchaftlihe Kirchenvermögen unter Pönigl. Genehmigung, welche durch das 
Staatöminifterium des Innern eingeholt werden muß, abzutheilen, und für 
jede eine gefonderte gottesdienftliche Anftalt zu bilden, 

6. 9. Auch kann eine folhe Abtheilung von der Staatsgewalt aus poli« 
zeilichen oder adminiftrativen Erwägungen, oder auf AUnfuchen der Betheiligten 
verfügt werden. 

$. 100. Wenn ein Religionstheil einen eigenen Kirchhof befitt, oder nicht 
bei der Theilung des gemeinfchaftlihen Kirchenvermögens einen ſolchen für fich 
anlegt, fo ift der im Orte befindliche ald ein gemeinfchaftlicher Begräbnißplag 
für fänmtlihe Einwohner des Ortes zu betrachten, zu deifen Anlage und Uns 
terhaltung aber auch fämmtlihe Religionsverwandte verhältnißmäßig beitra= 
gen müffen. 

$. 101. Kein Geiftliher kann gezwungen werden, das Begräbniß eines 
fremden enneneverncunte⸗ nach den Feierlichkeiten ſeiner Kirche zu ver— 
richten. 

$. 102. Wird derſelbe darum erſucht, und er findet keinen Anſtand, dem 
Begräbniffe beizuwohnen, fo müfen ihm auch die dafür hergebrachten Gebüh— 
ren entrichtet werden. 

$. 105. Der Gloden auf den Kirchhöfen kann jede öffentlich aufgenom⸗ 
mene Kirchengemeinde bei ihren Leichenfeierlichkeiten gegen Bezahlung der Ge: 
bühr fich bedienen. 

Diefes allgemeine Staatsgrundgefes beftimmt, in Anfehung der Religions: 
verhältniffe der verfchiedenen Kirchengefellfchaften, ihre Rechte und Verbindlich: 
Peiten gegen den Staat, die unveräußerlihen Majeftätsrechte des Regeuten, 
und die jedem Unterthan zugelicherte Gewillensfreiheit und Religionsausübung. 

In Anfehung der übrigen innern Kirchenangelegenheiten find die weiteren 
Beftimmungen, in Beziehung auf die Fatholifche Kirche in dem mit dem päbft: 
lichen Stuhle abgeſchloſſenen Eoncordat vom 5. Junius 1817, und in Beziehung 
auf die proteftantifhe Kirche in dem hierüber unterm heutigen Tage erlaffenen: 
eigenen Edicte enthalten, 


Dr. Eirbenpteifter’s 
Dandou ter Berfafjung. :e. I. 


1 
(2) 
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Goncordat vom 5. uni 1817, (Amtsbl. 1848, Nro. XIV, 
Beilage): W 
Anhang 


zu 
dem $. 105 des Edictes über die äußeren Rechtsverhältniſſe der Einwohner 
des Königreichd Bayern in Beziehung auf Religion und Firdhliche Ge 
feltfchaften in der Beilage IL zu dem Zitel IV. $. 9 der Verfaſſunge— 
urkunde des Königreiches. 


Nro. I. 


Das die innern Fatholifhen Kirhenangelegenbeiten 
im Königreiche ordnende Concordat mit Sr. paͤbſt— | 
lichen Heiligfeit Pius VIL 


Wir Marimilian Sofeph, von Gotted Gnaden König 
von Bayern, 
thun andurch jedermann Fund und zu wiffen. 


Nachdem zwifchen dem Staatsfecretär_ Sr. päbftlichen Heiligkeit, Cardinal 
Eonfalvi, und Unferm;bevollmächtigten Minifter, Sreiheren von Häffelin, 
Bifchof von Eherfones, über die Fatholifchen Kirchenverhältniffe in Unferm Kö— 
nigreiche am 5. des MonatsFFunius 1817 eine Webereinkunft abgefchloffen wor: 
den ist, folgenden Inhalts: 


Uebereinfunft zwiſchen Sr. Heiligkeit Pabft Pius 
VII und Sr. Majeftät Marimilian Joſeph, König von 
Bayern, 


Sm Namen der allerheiligften Dreieinigkeit. 

Se. Heiligkeit Pabft Pius VII. und Ge, Majeftät Marimilian Joſeph, 
König von Bayern, von gleichem Verlangen befeelt, die Eatholifchen Kirchen 
verhältniffe im Königreihe Bayern und den dazn gehörigen Lanven auf eine 
beftinnmte und bleibende Weife zu ordnen, haben befchloffen, hierüber eine feier, 
liche Webereinkunft zu treffen. 

Zu diefem Ende haben Se. Heiligfeit Pabſt Pius VIE zu Ihrem Bevol: 
mäcdtigten ernannt: Se. Eminenz, den Herrn Hercules Confalvi, der heiligen 
Rimifchen Kirche Gardinaldiaconen zu St. Agatha ad suburram, Ihren Staatt: 
fceretär ; und Se. Majeftät Marimilian Joſeph, König von Bayern, Se. Er: 
eellenz den Freiherrn Gafimir von Häffelin, Bifchof von Cherfones, Allerhöchſt 
Foren bevollmächtigten Miniſter bei dem heiligen Stuhle; welche nad Aus: 
wechslung ihrer beiderfeitigen Vollmachten über folgende Artikel übereingefom: 
men find : 

- Art. 1. Die Römifch Patholifche apoftolifche Religion wird in dem ganzen 
Imiange des Königreichs Bayern und in den dazu gehörigen Gebieten unver 
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fehrt mit jenen Rechten und Prärogativen erhalten werden, welche fie nach 
göttliher Anordnung und den canonifchen Satzungen zu genießen hat. 

Art. 2. Se. päbftliche Heiligkeit werden mit Beobachtung der erforbderli: 
hen -Rüdfichten die Diöcefen des Königreichs Bayern in folgender Art be: 
ffimmen : 

Der bifchöflihe Sis von Freifing wird nad München verlegt und zum 
Metropolitanfise erhoben. Sein Sprengel bleibt der vamalige Umfang der 
Freiſinger Didces, und die Vorfteher diefer Kirche werden den Namen eines 
Erzbifchofs zu München und Freiſing führen. 

Diefem Erzbifchofe werden die bifchöflichen Kircen von Augsburg, Pafau 
und Regensburg, lettere mit Aufhebung ihrer Metropolitaneigenſchaft als. Sufs 
fraganfirchen untergeordnet. Jedoch fol der jest lebende Bifchof von Paſſau 
das Privilegium der Eremtion auf feine Lebensdauer genießen. 

Die bifchöfihe Kirche von Bamberg wird zur Metropolitanfirche erhoben, 
und derfelben werden die bifchöflihen Kirchen von Würzburg, Eichjtädt und 
Speier als Suffraganfirchen zugetheilt.: 

Das vormals zur Mainzer, gegenwärtig zur Negensburger Didces gehö: 
rige Gebiet von Aichaffenburg und der Autheil der Zuldaer Diöces in Bayern 
werden mit der Würzburger Didces vereinigt. 

Der in Bayern”gelegene Theil der Didces Conflanz wird nebft den erem: 
ten Bezirke von Kempten der Augsburger Didces einverleibt, 

Auf gleiche Weife wird der Banerifche Theil der Salzburger Didces und 
das Gebiet der eremten Probſtei Berchtesgaden theils mir der Paffauer, ifeile 
mit der Münchner Diöces vereinigt werden. 

Mit lesterer wird auch der Bezirk des Bisthums Chiemfee, weldes ganz 
aufgehoben wird, verbunden. . 

Die neuen Gränzen der einzelnen Diöcefen werden, foweit es nöthig be: 
funden wird, noch beftimmter ausgeichieden werden. 

Art. 5. Die Eapitel der Metropolitanfirchen beffehen aus zwei Dignita: 
rien, nämlich dem Probfte und dem Dechanten, und aus zehn Canonifern. 
Auch die Gapitel der bifchöflihen Kirchen werden zwei Dignitarien, nämlich 
einen Probit, einen Dechant und acht Eanonifer haben. Nebft diefen werden 
bei jedem, fowohl Metropolitan: als bifchöflichen Capitel wenigftens ſechs Prä— 
bendirte oder Dicare angeftellt werden. Sollten aber in Zufunft die Renten 
diefer Kirchen durch neue Stiftungen oder ſonſtige Vermehrung ihres Guts 
einen folchen Zuwachs erhalten, daß mehrere Präbenden errichtet werden Fön: 
nen, fo wird die Zahl der Canoniker und Vicare noch weiter vermehrt werden, 

Bi jedem Gapitel werden die Erzbifchöfe und Biſchöfe nach Vorſchrift 
des heiligen Conciliums von Trient aus den Ganonifern einen ald Theologen 
und einen: zweiten als Pönitentiar aufitellen. 

Alte Dianitarien und Ganonifer werden nebft dem Ehordienfte den Erzbi: 
ihöfen und Biſchöfen in DVerwaltung ihrer Diöcefe als Räthe dienen. Doc 
ſoll es den Erzbifchören und Biſchöfen frei ftehen, deren Verwendung zu deu 
einzelnen befondern DVerrichtungen und Gefharten ihres Amtes nah Gutbeſtu— 
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den zu beftimmen. Ebenfo werden fie auch den Vicarien ıhre Amtsverrichtun: 
gen anmeifen. 

Se. königl. Majeftät werden übrigens denjenigen, welchen die Stelle eines 
Generalvicars bekleiden, jährlich 500 fl.; jenen aber, welche das Amt eines bis 
ſchöflichen Secretärs übertragen ift, 200 fl. auswerfen. 

Art. 4. Die Einkünfte zum Unterhalte der Erzbifchöfe und Biſchöfe wer: 
den auf Güter und ftändige Fonds gegründet werden, weldhe der freien Der: 
waltung der Erzbifchöfe und Bifchöfe übergeben werden. N 

In gleicher Art werden auch die erzbifchöflichen und bifchöflichen Capitel nnd 
die bei denfelben angeſtellten Vicare oder Präbendirten gr Ausſtattung mit 
dem Rechte der Selbftverwaltung erhalten. 

Der Betrag der jährlichen Einkünfte nach Abzug der Laften wird folgen: 
der feyn: 


Didces Münden. 


Für den Erabifhof - oo 2 2 0 — 
BOr DEE DIOR u 3 3 u ar ee ee 4,000 
Für den Dechant ». - a oo 0... Bea re 
Für jeden der fünf ältern Canoniferr .. 2 2 2 2 2 0 0. 2,00) 
Für jeden der fünf jüngern Canonifer . > 2 2 er ne. 1,600 
Für jeden der drei ältern Vicare . . a ———— 800 
Für jeden der drei jüngern Dicare - » 2 0 vr 0 0 0 nen 600 


Didcee Bamberg 
Bir in Abi 666666660 
RE DER SDEODEE u. ee er ch 5,500 
Für den Dedant . . 2... ET ee 5,500 
Für jeden der fünf Ältern Canoniker — de Ber 
Für jeden der fünf jüngern Cauonifer 2: 2 22 0 00. 1,400 
Für jeden der drei ältern Vicare 2 oo 2 2 2 2 0 er re. 800 
Für jeden der drei jüngern Bicare- oo 2 2 4 600 


Didcefen Augsburg, Regensburg und Würzbura. 
Zür den Bltof - oo «oo. 0. 
gür den Proli . 0 0 0 0 2 0% 
BAR DER IBAN u 2 5,00 
Für jeden der vier Altern Canoniker . . . 
Für jeden der vier jüngern Canonikern . . 
Sür jeden der drei ältern Vicare 2 2 0 0 2 En ee re. 80 
Für jeden der drei jüngern Dicare - 2 vo 2 2 u nr er 0 0. 6 


Didcefen Paffau, Eihflädt und Speyer. 
Für den Bilhef .. 


® . . . » ’ . > + . — — 8,000 
Für den Probſtt 0 vr 00 


* + . * - * * 2,0 
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gl. 

BEE RE u re a er 2,500 
Für jeden der vier Ältern Canonifer 2 2 2 2 1,600 
Für jeden der vier jüngern Canonifer : 2 2 2 2 2 2 2 0. 1,400 
Für jeden der drei Ältern Vice 2 2 > 2 2 nr 2 0 nen 800 
Für jeden der drei jüngern Bicare. 2 2... Era 600 


Alle diefe Einfünfte follen in ihrem Betrage eis volftändig und unge: 
fhmälert erhalten werden, ımd die Güter und Fonds weder veräußert, noch 
in Geldbefoldungen verwandelt werden können. Zur Seit der Erledigung eines 
erzbifchöflichen oder bifchöflihen Stuhls, der Dignitäten, Canonicate, Präbenden 
oder Vicarien wird der Betrag der vorerwähnten Einkünfte zum Beſten der 
betreffenden Kirchen erhoben und erhalten. 

Sowohl den Erzbifchöfen und Bifchöfen als den Dignitarien, den älteren 
Eanonifern und den älteren Bicaren wird eine ihrer Würde und ihrem Stande 
eutfprechende Wohnung angewieſen werden. 

Für die erzbifchöfliche und bifchöfliche Eurie, fir das Eapitel und das Ar- 
div werden Se, Maj. ein’ geeignetes Gebäude beftimmen. 

Zu dem Vollzuge des Gefchäfts der Anweiſung diefer Einkünfte, Fonds 
und Güter, welches innerhalb eines DBierteljahres nach Ratification gegenwärtis 
ger Uebereinkunft, wenn ed thunkich ift, oder wenigftens innerhalb eines halben 
Jahres beemdigt feyn foll, wird jeder der beiden contrahirenden Theile Com: 
miffarien ernennen, und Se. Maj. werden von dem fürmlichen Acte der vorer: 
wähnten Anweiſung drei Eremplare in authentifcher Form ausfertigen laffen, 
eines für Das königl. Archiv, das andere für den apoflolifhen Nuntius, das 
dritte endlich für die Archive der betreffenden Kirchen. 

Andere Beneficien werden, wo foldye vorhanden find, erhalten werden. 

Da für die Didces Speier wegen befonderer Verhältniſſe gegenwärtig 
keine Güter und fländigen Fonds angemwiefen werden können; fo werden Ge. 
Maj. einftweilen, und bis eine folche Anweifung möglich feyn wird, durch Aus: 
fegung von Jahresgehalten Fürforge treffen ; nämlich : ” 


Bär den Bilhel von - - » 2 0 ne 0 0 600 
ür den Vrofl - © eo 2 0 0 2 0 0 0 0 0 0 0 0.0 0 0 150 
Kür den Dedant - sa 2 0 1400 
Für jeden der acht Canoniker 2 2 2 20 20 ee de. 1,00 
Für jeden der fechs Vicare . . x» a — 600 
Die Fonds, Einkünfte, Beweglichen und unbeweglichen Güter bet bijchofli: 
hen Kirchen und ihrer Fabriken werden erhalten werden, und wenn diefelben 
zur Unterhaltung der Kirchen, zu den Ausgaben für den Gottesdienft und zu 
den Gehalten der uöthigen Diener nicht zureichen, fo werden Se. Maj. den 
Abgang deden. 
Art. 5. In jeder Diöcefe follen die bijchöflihen Seminarien erhalten, und 
mit einer hinreichenden Dotation in Gütern und fländigen Bonds verfehen 
werden ; in jenen Diösefen aber, in welchen folche Anſtalten nicht vorhe 
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find, sollen fie eheftens mit einer Dotation der mämlichen Art hergefteltt 
werden. 

In die Seminarien werden jene Caudidaten aufgenommen, und darin nad 
Vorfchrift des heiligen Conciliums von Trient gebildet und unterrichtet, deren 
Aufnahme die Erzbifchöfe und Bifchöfe nach dem Bedürfniffe oder Nuten der 
Didcefe für gut finden werden. Die innere Einrichtung, derilinterricht, die 
Leitung und die Verwaltung der Seminarien werden nad) den canonifchen For: 
men der vollkommen freien Auflicht der Erzbifchöfe und Bifchöfe untergeben. 

Die Vorfteher und Lehrer in diefen Seninarien werden von den Erzbi: 
fhöfen und Bijchöfen ernannt, und, fo wie fie es für nöthig oder nützlich erad: 
ten follten, auch wieder entfernt werden. 

Da den Biſchöfen obliegt, über die Glaubens: und Sittenlehre zu wachen, 
fo werden fie in Ausübung diefer Amtspflicht auch in Beziehung auf die öffent: 
lichen Schulen Feineswegs gehindert werden. 

Art. 6. Ge. Maj. werden mir Beirath der Erzbifchöfe und Biihöfe für 
die Herftellung eines hinlänglich dotirten Haufes ſorgen, in?welchem kranke und 
alte wohlverdiente Geiftlihe Unterftüsung und Zuflucht finden Fönnen. 

Art. 7. Se. königl. Maj. werden iu Anbetracht der Vortheile, welche di: 
veligiöfen Orden der Kirche und dem Staate gebracht haben‘, und in der 
Folge auch noch bringen! könnten, und um einen Beweis Allerhöchſt Ihrer 
Bereitwilligkeit gegen den heiligen Stuhl zu geben, einige Klöfter der geiſtli— 
hen Orden beiderlei Gejchlechts entweder zum Unterrichte-der Jugend in der 
Religion und den Wifenfchaften, over zur Aushülfe in der Seeljorge, oder 
zur Krankenpflege, im Benchmen mir dem heiligen Stuhle, mit angemeijener 
Dotation herftellen laſſen. ; 

Art. 8. Die Güter der Seminarien, Pfarreien, Beneficien, Kirchenfabri: 
Fen und aller übrigen Kirchenfliftungen, werden ſtets und ungefchmäterr erhal: 
ten, und können weder veräußert noch in Penfionen verwandelt werden. 

Die Kirche wird auch das Recht haben, neue Beſitzungen zu erwerben, 
und was fie neu erwirbt, folf ihr Eigenthum und gleicher Rechte mir den äl- 
tern Kirchenftiftungen theilhaftig feyn, welche jo wenig”als die Fünftig zu errid: 
tenden ohne Zuftimmung des apoftolifchen Stuhls jemals eingezogen oder ver: 
nigt werden können, jedoch mit Vorbehalt der Rechte, welche den Biſchofen 
nach dem heiligen Eoncilium von Trient zuftehen. 

Art. 9. Se. Heiligkeit werden in Erwägung der aus gegemmärtiger 
Uebereinfunft für die Angelegenheiten der Kirche und der Neligion hervorge: 
henden Borthelle Sr. Maj. dem Könige Diarimilian Joſeph und Seinen fa: 
tholifchen Nachfolgern durch apoftolifche Briefe, welche fogleich nach der Ratif: 
cation dieſer Uebereinkunft ausgefertigt werden follen, auf ewige Zeiten das 
Indult verleihen, zu dem erledigten erzbifchöflichen und bifchöflichen Stuühlen 
im Königreiche Bayern würdige und taugliche Geiftliche zu ernennen, welche die 
nach den canonifchen Satzungen dazu erforderlichen Eigenfchaften beſitzen. Den: 
jelben wird Se. Heiligkeit nach den gewöhnlichen Formen die canonifche Eine: 
gung ertheilen. Ehe sie aber dieſe erhalten haben, ſollen fie ſich anf Feine 
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Weiſe in die Leitung oder Verwaltung der Kirchen, zu welchen fie ernannt 
find, einmifchen Fönnen. Die Annaten und Canzleitaren werden nad dem 
Mapftabe der jährlichen Einkünfte eines jeden Biſchofs von Neuem feſtgeſeht 
werden, 

Art. 10. Die Probfteien,, fowohl bei den Metropolitan: als den bifchöflie 
hen Kirchen, wird Se. Heiligkeit verleihen. Die Ernennung der Dechanten 
fteht Sr. königl. Maj. zu, tAUerhöchftwelche auch zu den Canonicaten in den 
ſechs apoftolifchen oder päblıchen Monaten ernennen werden. Don den übrigen 
ſechs Monaten werden in drei die Erzbifchöfe und Biſchöfe, in denandern drei 
aber die Gapitel zu denfelben ernennen. 

In die Capitel der erzbifchöflichen und bifchöflihen Kirchen können nur 
Landeseingeborne aufgenommen werden. Diefe follen 'neben den vom heiligen. 
Eoneilium zu Trient geforderten Eigenfchaften in der Seelſorge und andern 
Kirchendienſten rühmlich gearbeitet, oder den Erzbifchöfen und Bifchöfen in ber 
Verwaltung der Didcefe Beihülfe geleiftet, oder fich fonft durch Tugend und 
Wiſſenſchaften DVerdienfte und Auszeichnung ierworben haben. Die Stellen 
der Vicare an den Metropolitan: und Kathedralfirchen werden von den Erz: 
bifchöfen und den Bifchöfen frei befest. 

Fedoch wird für den gegenwärtigen Ball, wo_die Eapitel noch nicht befteut 
find, folglich die Beftimmungen diefes Artikels noch nicht fämmtli beobachtet 
werden können, der apoftoliihe Nuntius im-Einverfländniffe mit Sr. Maj. 
und mit Rückſicht auf die einfchlägigen Intereſſen die neuen Capitel einfegen. 
Das Nämliche ailt auch von den Vicaren. 

So wie den Dignitarien, Canonikern und allen zur Refidenz verpflichteten 
Deneficiaten der Beſitz mehrerer Beneficien für eine Perfon nad den canonie 
(hen Sasungen unterfagt ift, fo find fie auch nach der Strenge diefer Vor: 
Ihriften zur Refidenz,"unbefchadet jedoch der Autorität des apoflolifchen Stup: 
led, durchaus verbunden. 

Art. 11. Der König von Bayern wird auf alle Pfarreien, Curat- und 
einfache Beneficien präfentiren‘, auf welche SeinezVorfahren die Derzoge und 
Ehurfürften aus, griltigem Patronatsrechte, es mag fich diefes nun auf Dota— 
tion, Fundation oder Bauführung gründen, präfentirt haben, 

Außerdem werden Se. Maj. zu allen jenen Beneficien präfentiren, zu 
welchen geiftlihe Corporationen, die gegenwärtig nicht mehr beftehen, präs 
fentirten, 

Die Unterthanen Sr. Maj., welche fich im rechtmäßigen Beſitze des Patre: 
narsrechts nach obigen Ziteln befinden, werden ferner zu den Pfarreien, Eu: 
rat- und einfachen Beneficien, die unter ihrem Patronaterechte ſtehen, präs 
ſentiren. 

Die Erzbiſchöfe und Biſchöfe aber werden den präſentirten Geiſtlichen, 
wenn ſie die erforderlichen Eigenſchaften beſitzen, nach vorgängiger Prüfung 
uber Wiſſenſchaft und Sitten, welche die Bifchöfe ſelbſt vorzunehmen haben, 
wenn es fih um Pfarreien oder Euratbeneficien handelt, die canoniſche Cinie- 
uuug ertheifen. 


* 
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Uebrigens muß die Präfentation zu allen dieſen Beneflcien innerhalb der 
nach den canonifchen Borfchriften beftimmten Seit gefchehen, außerdem werden 
fie frei von den Erzbifchöfen und Bifchöfen vergeben werden. 

Alle übrigen Pfarreien, Eurat: und einfachen Beneficien, welche die vorigen 
Bifchöfe der nunmehrigen acht Kirchen in Bayern frei befest haben, werden 
von den Erzbifchöfen und Bifchöfen an Perfonen, die von Sr. Maj. genehmigt 
werden, frei vergeben. 

Art. 12. In Leitung der Diöceſen find die Erzbifchöfe und Bifchöfe be: 
fugt, alles dasjenige auszuüben, was ihnen vermöge ihres Hirtenamtes Fraft 
der Erklärung oder Anordnung der canoniſchen Satzungen nach der gegenmwär: 
tigen und vom heiligen Stuhle beftätigteu Kirchendiscipfin zuſteht, und ins: 
befondere 

2) zu Vicaren, Rathgebern und Gehülfen in ihrer Verwaltung Geiftlice, 
welche fie immer hiezu tauglich finden werden, aufzuftellen 5 b) alle die: 
jenigen in den geiftlihen Stand aufzunehmen und mit den canonifchen 
Ziteln zu den höheren Weinen zu befördern, welche fie für ihre Diöceſe 
nothwendig und nüslich erachten, wenn diefelben vorher die von den Erz 
bifhöfen und Bifchöfen felbft oder ihren Wicaren mit Beziehung der 
Spynodaleraminatoren vorzunehmende Prüfung beftanden haben; dagegen 
diejenigen, welche fie unwürdig finden, von Empfange der MWeihen aus: 
gufchließen, ohne daß fie hierin unter irgend einem Vorwand gehindert 
werden Fönnen; e) geiftlihe Sachen und insbefondere Eheſachen, melde 
nach dem Canon 12, Sess. 24 des heiligen Conciliums von Trient vor 
den geiftlihen Richter gehören, bei ihrem Gerichte. zu verhandeln und zu 
entfcheiden. Ausgenommen davon find die reinbürgerlichen WUngelegen: 
heiten der Geiftlichen, z. B. Verträge, Schuld und Erbfchaftsfachen, wor: 
über den weltlichen Richtern die Verhandlung und Entfcheidung zufteht ; 
d) gegen Geiftlihe, welche eine Ahndung verdienen, oder Feine ehrbare 
geiftliche, ihrem Stande und ihrer Würde anſtändige Kleidung tragen, 
die von dem heiligen Eoncilium von Trient beftimmten und ihnen funft 
zweckmäßig fcheinenden Strafen unter DVorbehalt des canonifchen Re 
curſes zu verhängen,Jund diefelben in die Seminarien oder andere dazu 
beftimmte Häufer zu verfegen, auch gegen jeden der Gläubigen, welde 
fi der Webertretungen der Kirchenfagungen und der heiligen Canonen 
fchuldig machen, Eirchlihe Genfuren anzuwenden; e) nach Erfordernif 
des geiftlihen Hirtenamts fich dem Elerus und dem Wolfe der Diöceſe 
mitzutheilen, und ihren Unterricht und ihre Anordnungen in Firchlichen 
SGegenftänden frei Eund zu machen; übrigens bleibt die Communication 
der Bifchöfe, des Clerus und des Volkes mit dem heiligen Stuhle völig 
frei; DH im Einverftändniffe mit Sr. königl. Majeſtät, befonders wegen 
Anweiſung angemefjener Bezüge, Pfarreien zu errichten, zu theilen und 
zu. vereinigen; g) Öffentlihe Gebete und andere frumme] Hebungen vor 
zufchreiben und anzufagen, wenn diefed das Wohl der Kirche, des Staa: 
tes oder des Volkes erheifcht, und darauf zu fehen, daß bei den kirch— 
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lihen Verrichtungen, befonders aber in der Meffe und der Ausipendung 
der Sacramente die lateinifchen Kirchenformeln gebraucht werden. 

Art. 13. Wenn die Erzbifchöfe und Bifchöfe der Regierung Anzeige er: 
ftatten, daß Bücher in dem Königreiche gedrucdt und eingeführt worden ſeyen, 
deren Inhalt dem Glauben, den guten Sitten oder der Kirchenzucdht zuwider 
ift, fo wird diefelbe Sorge tragen, daß deren Verbreitung in der gefeglichen 
Weiſe verhindert werde. 

Art. 14. Se. Majeftät werden nicht zugeben, das die Patholifhe Religion, 
ihre Gebräuche und Liturgie durch Worte, Thaten oder Schriften verächtlid 
gemacht, oder Diener der Kirche in Ausübung ihres Amtes, befonders in 
Wahrung der Glaubend: und Sittenlehre und der Kirchenzuht verhindert 
werden. Da Se. Fönigl. Majeftät ferner wollen, daß den Dienern der Reli: 
gion die ihnen nach göttlichen Geboten gebührende Achtung bezeigt werde, 
fo werden Alterhöchftdiefelben nicht geftatten, daß irgend etwas zu deren Derab- 
würdigung oder Verachtung gefchehe, fondern vielmehr verfügen, daß ihnen 
von allen Obrigkeiten bei jeder Gelegenheit mit befonderer Achtung, und in der 
ihrem Stande gebührenden Art begegnet werde. 

Art. 15. Die Erzbifchöfe und Bifchöfe werden in die Hände Sr. Majeftät 
den Eid der Treue in folgenden Morten ablegen: 

»Ich fchwöre und gelobe auf Gottes heilige Evangelien Gehorfam und 
Treie Sr. Majeftät dem Könige. Eben fo verfpreche ich, Feine Communication 
zu pflegen, an keinem Rathſchlage Theil zu nehmen, und Feine verdächtige 
Verbindung weder im Inlande noch auswärts zu unterhalten, welche der öffent: 
lichen Ruhe fchädlich feyn Fönnte, und wenn ich von einem Anfchlage zum Nach: 
theile des Staates, fey es in meiner Diöcefe oder fonft irgendwo, Kenntniß er: 
halten ſollte, folhes Sr. Majeftät anzuzeigen | 

Art. 16. Durch gegenwärtige Uebereinkunft werden die bisher in Bayern 
gegebenen Gefege, Verordnungen und Verfügungen, in foweit fie derfelben eut- 
gegen find, als aufgehoben angejehen werden. 

Art. 17. Alles Uebrige, was kirchliche Gegenſtände und Perfonen betrifft, 
wovon in diefen Artikeln nicht ausdrücklich Meldung gefchehen it, wird nad) 
der Lehre der Kirche und nach der beitehenden und angenommenen Disciplin 
derfelben behandelt werden. Sollte aber in Zukunft fich ein Anſtand ergeben, 
fo behalten Sich Se. Heiligkeit und Se. königl. Majeftät vor, Sich darüber 
zu benehmen, und die Sache auf freundfchaftliche Weiſe beizulegen, 

Art. 18. Beide contrahirenden Theile verfprechen für Eich und Ihre Nachz, 
folger, die genaue Beobachtung alles deffen, worüber man in dieſen Artikeln 
gegenfeitig übereingefommmen ift, und Se. königl. Majeſtät werden gegenmär: 
tige Uebereinkunft als Staatsgeſetz erklären. 

Ferner verſprechen Se. Eönigl. Majeſtät für Sich und Ihre Nachfolger, 
nie aus irgend einem Grunde den Artikeln dieſer Uebereinkunft etwas beizu— 
fügen, oder daran etwas abzuaͤndern, oder diefelben auszulegen ohne Dazwi: 
ſcheukunft und Mitwirkung des apoſtoliſchen Stuhls. 

Art. 19. Die Auswechslung der Ratificationen gegenwärtiger Uebereinkunft 
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fol innerhalb 40 Zagen, vom Tage der Unterzeichnung an, oder frfber, 
wenn es gefchehen kann, erfolgen. 
Gegeben zu Rom, den 5. des Monats Junius im Jahr 1817. . 
Hercules, Gardinal Eafimir Häffelin, 
Confalvi, Bifchof von Eherfones. 


So haben Wir vorflehende Uebereinkunft mit allen ihren Artikeln ange 
nommen, ratifizirt und beftätigt, und verfprechen zugleich-feft, daß Wir Alles, 
worüber fonach übereingefonmen worden, genau einhalten, und Sorge tragen 
werden, daß daffelbe von allen Unfern Untergebenen ftreng beobachtet werde. 

Zu deffen-Beglaubigung haben Wir genwärtige Urkunde Allerhöchfteigen. 
bändig unterzeichnet, und mit Unferm Eönigl, Infiegel verfehen laſſen. 

Gegeben in Unferm königl. Pallafte zu München am 24. Det. im Jahre 
bes Herrn 1817, Unferer Eönigl. Regierung im zwöften. 


Mar Fofepp. (LBS) 
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Anhang 
zu 
dem $. 105 bes Edicts über die Äußeren Rechtsverhältniſſe der Einwohner bei - 
Königreichd Bayern in Beziehung auf Religion und kirchliche Geſellſchaf— 
ten in der Beilage II. zu dem Titel IV. 5. 9 der Verfaſſungsurkunde 
des Königreichs. 


Nr. HU. 


Edict über die innern Firhlichen Angelegenheiten der proteflan- 
‚tifhen Gefammtgemeinde in dem Königreiche. 


J. 
Verfaſſung des proteſtantiſchen Kirchenregiments. 


$. 1. Das oberſte Episcopat und die daraus hervorgehende Leitung der 
proteftantifchen innern Kirchenangelegenheiten fol Pünftig durch ein Obercon: 
fiftorium ausgeübt werden, welches dem Staatsminifterium des Innern nur: 
mittelbar untergeordnet ift. 

$. 2. Daſſelbe befteht: 

a) aus einem Präfidenten des proteftantifchen Glaubensbefenntniffes; b) aus 
vier geiftlichen Oberconfiftorialräthen, unter welchen Einer der reformirs 
ten Religion iſt; e) aus einem weltlichen Rathe; d) aus dem nothwen: 
digen Unterperſonal, mit Einfchluß eines Rechnungsverftändigen zur Su: 
perrevifion der Pfarrfaßionen und der, Rechnungen über die Pfarrunter: 
ſtützungs- und MWittwencaffen. 

6. 3. Die Oberconfiftorialräthe haben deu Rang der Centralräthe; die 
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Gehalte und refpective Functionszulagen des Gefammtperfonale werden auf 
die Staatscaffe übernonmien. 

$. 4. Statt der bisherigen Generaldecanate follen drei Conſiſtorien 
in Ansbach, Bairenth und für den Nheinfreis zu Speyer errichtet werden. 

Diefe ſollen Eünftig beftehen: 

a) aus einem Vorſtande der proteftantifchen Confeſſion; diefe Function fol 
dem Megierungsdirector , oder dem älteften Negierungsrathe derfelben 
Eonfejfion übertragen. werden; b) aus zwei geiftlichen und einem welt: 
lichen Rathe, dann ec) aus dem nothwendigen Unterperfonaf. 

6.5. Die Eonfiftorialräche haben den Rang der/jvormaligen Kreiskirchen- 
räthe. Die Befoldungen und refpective Functionszulagen des Eonfiftorialper: 
fonald werden gleichfalls auf die Staatscaffe übernommen. 

6.6. Die bisherige Verfaffung der Diftrictsdecanate und Diftriets 
fhulinfpectionen, fo wie der übrigen Mittelorgane wird beibehalten. 

$. 7. Zur Handhabung der Kirchenverfaffung fol in jedem Decanate eine 
jährliche Vifitation, und am Decanatsfige jährlich eine Didcefanfynode , dann 
alle vier Jahre eine allgemeine Synode am Site des Eonfiftoriums, unter der 
Leitung eines Mitgliedes des Oberconfiftoriums, zur Berathung über innere 
Kirchenangelegenheiten, in Gegenwartzeines königl. Commiſſärs, welcher jedoch 
an der Berathung felbft Eeinen Antheil zu nehmen habt, gehalten werden. 

$. 8. Die theologische Prüfungscommiffion für die Aufnahmeprüfung der 
proteftantifchen Pfarramtscandidaten bleibt in Ansbach mit dem Eonfiftorium 
dafelbft, fo wie in Speyer mit dem dortigen Conſiſtorium für die Gandidaten 
sus dem Pheinfreife, verbunden. Derfelben find auch die Anftelungsprüfungen 
in den jährlich auszufchreibenden Concursterminen übertragen. 

Es ſoll dabei rückjichtlich der Fragen und Aufgaben, der Genfur und Elafs 
fifcation ein analoges Verfahren wie bei den Prüfungen der Candidaten für 
den Etaatsdienft, nach der Berordnung vom 9. December 1817, beobachtet und 
eingeleitet werden. Sm Uebrigen verbleibt es bei der Inſtruction über bie 
Prüfung der proteftantifhen Prarramtscandidaten und deren Beförderung vom 
25. Jänner 1809 und deren Modiftcation vom 8. Nov. 1815. 

F. 9. Die allgemeine Unterftüsungsanftalt für proteftantifhe Geiftliche 
des Obermain-, Rezat:, Ober: und Unterdonaus, far: und Regenfreifes, dann 
die Berforgungsanftalt für Pfarrerswittwen dieſer Kreiſe, bleibt mit ihrer 
Adminiftration in Nürnberg, unter ‘der Leitung des Confiftoriums in Ausbach 
und der Oberaufficht des Oberconſiſtoriums, nach der bisherigen Verfaſſung die: 
fer beiden Inſtitute. 


II. 
Wirkungskreis des Oberconſiſtoriums und der dieſem un— 
tergeordneten Conſiſtorien. 


$. 10. Alle Gegenſtände, weiche die Aufrechthaltung der Religionsedicte 
und der Verordnungen über die öffentlichen und bürgerlichen Verhäftniffe der 
religiöfen Gemeinden und Körperschaften; Die Handhabung der gefehlichen Greu— 
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gen zwiſchen geiftlicher und weiltlicher Gewalt ; die Bewahrung und Vertretung 
ber Iandesfürftlichen Rechte und Jutereſſen in Bezug auf die Kirchen aller 
Eonfeffionen und deren Anſtalten und Güter; die Handhabung der gefanmten 
Religions: und Kirchenpolizei in allen Beziehungen, und befonders in Rück 
Acht auf alle äußeren Handlungen der Kirchengemeinden und ihrer Angehörigen 
betreffen, gehören zur Competenz der Kreisregierungen und des Staatsmini— 
fteriums des Innern, nach den näheren Beftimmungen der hierüber erlaffenen 
befonderen Verordnungen über die Formation und den MWirkungsfreis der 
oberften Vermwaltungsftellen in den Kreifen vom 17. März 1817, dann über den 
Geſchäftskreis der Staatsminifterien vom 15. April 1817. 


$. 11. Der Wirkungskreis des 'Oberconfiftoriums fo wie der ihm unterge 
orbneten Eonfiftorien in den Kreifen ift demnach befchränft auf die Gegen: 
flände der innern Kirchenpolizei, auf die Ausübung des mit der Staatögewalt 
verbundenen Episcopats und die Leitung der innern Kirchenangelegenheiten; «8 
feht ihnen hiernach zu, die Aufficht iiber Kirchenverfaffung, Kirchenordnung, 
Dieciplin, Lehrvorträge, Amtsführung und Betragen der Geiftlihen, Prüfung, 
Drdination, Anſtellung und Beförderung der Candidaten, Ertheilung des Re: 
figionsunterrichts in den Schulen, Euftus Liturgie und Ritual, Purificationen 
und Dismembrationen der Pfarreien, Erledigung und Wiederbefesung der 
Pfarrftellen und anderer Kirchendienfte, Inveſtitur der Geiftlihen, Synodal: 
and Didcefanverhäftniffe, Dispenfationen , Pfarrwittwen: und Pfarrpenfions: 
anftalten, Fatirung und Veränderung der Pfarreinkünfte, 

In Anfehung des Gefchäftskreifes des Oberconfiftoriums und der umtern 
-Eonfiftorien wird es im Allgemeinen bei den Beflimmungen belaffen, welche 
bierüber in den frühern Edicten, nämlich: 

a) in der Anordnung einer Section in FKirchengegenftänden vom 8. Sept. 
1808, insbefondere im $. VI; b) in den Synftructionen für das Gene 
ralconfiftorium und für die Generalkreiscommiffariate, in Beziehung auf 
das Kirchenwefen der proteftantifhen Gefammtgemeinde des Königreichs 
Bayern vom 8. Sept. 1809; e) in dem Edicte über die Bildung ber 
Mittelftellen für die proteftantifchen Kirchenangelegenheiten vom 17. März 
1809 enthalten find. 


$. 12. In Anfehung der Verwaltung des Gtiftungsvermögens und der 
Dberaufficht über die Erhaltung und zwecmäßige Verwendung des Vermögens 
der proteftantifchen Kirche und Kirchenftiftungen verbleibt es bei den bisherigen 
geſetzlichen Beftimmungen. 

$..15. Dem Oberconfiftorium ift die Aufficht über das proteftantifchetheo: 
logische Studium auf der Univerfität Erlangen in Anfehung der Lehren über: 
tragen ; auch wird bei Befebung der theologischen Lehrſtellen daſſelbe mit jeinem 
Gutachten vernommen. 

$. 14. Denfelben, fo wie den untern Conſiſtorien in ihren Bezirken, ver: 
bleibt, wie ſchon im den frühern Edicten verordnet war, die Anfficht über den 
pioteftantifchen Religionsunterricht in den Schulen. Die Aufficht und die An: 
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ordnungen über den übrigen Unterricht , ſowohl in den Volksſchulen als Stu— 
dienanftalten, gehören als ein Staatspokizeigegenftand Tediglich zur Competenz 
der Regierungen und des Stagtöminifteriums des Innern, nach den darüber 
beftehenden gefeslihen Einrichtungen. In den Kreifen, in welchen die größere 
Mehrheit der Einwohner proteftantifcher Eonfeffion ift, foll jedoch das Referat 
in Schulangelegenheiten einem Rathe von dieſer Eonfeffion übertragen, andy fol 
unter den Oberftudienräthen jederzeit einer der proteftantifchen Eonfeflion ange: 
ftellt werden. 


m. 


Derhältniffe des DOberconfiftoriums zu den untern Confi- 
florien, und dieſer zu den Regierungen und andern welt: 
lihen Behörden. 


$. 15. Die Eonfiftorien behalten in alten Beziehungen gegen dad Ober: 
conſiſtorium daſſelbe Verhältniß, in welchem die zeitherigen Generaldecanate zu 
dem Generalconfiftorium geftelft. waren. 

$. 16. Die Eonfiftorien find in ihrem Wirkungskreiſe gegen die Me: 
gierungen als coorbdinirte Stellen zu betrachten, wonach fie fich wechielfeitig gegen 
einander zu benehmen haben; in Staats-, Polizei: und anderen nach dem Edicte 
über die äufferen Rechtsverhältniſſe zur weltlichen Regierung gehörigen Gegen: 
ftänden aber find fie den Regierungen untergeben; diefe haben jedoch in ihren 
Ausfertigumgen an diefelbe fich jederzeit einer geziemenden Schreibart zu bedienen. 

$. 17. Den Eonfiftorien find in Gegenftänden ihres Wirfuügsfreifes die 
Diftrietsdecanate und Pfarrer untergeordnet; Verfügungen an weltliche Behör: 
den Finnen fie nur durch die Regierung bewirken, welche ihnen zur Unterſtü— 
bung in der Ausübung ihrer Amtsbefugniffe nicht verweigert werden dürfen, 
fo lange fie in den gefeslihen Schranken ihres Wirfungskreifes verbleiben ; 
auch werden die Landgerichte und übrigen Polizeiftellen hierdurch angewieſen, 
denfelben hiezu jederzeit den erforderlichen Beiftand zu leiſten. 


IV. ö 


Verpättniffe des Oberconfiftoriums zn dem Staatsmini: 
fterium des Inner. 


€. 18. Das Oberconfiftorium ift ein dem Staatsminifterium des Innern 
unmittelbar untergeordnetes Collegium; es empfängt daher von demfelben Auf: 
träge und Befehle durch Nefcripte, und erflattet an dajjelbe Berichte. 
$. 19. Daffelbe hat hiernach an genanntes Staatsminifterium gutachtliche 
Bericht zu erftatten, und durch diefes die allerhöchſte Entfchließung zu erholen: 
a) Sn alten Gegenftänden newer organifcher Eirchlicher Einrichtungen und 
allgemeiner Verordnungen; b) bei Anordnungen allgemeiner öffentlicher 
Gebete und außerordentlicher Kirchenfefte, oder Abſchaffung beftchender 
Fefte und Feiertage; e) in Fällen, wo es auf Beflimmung der Verhält: 
niffe zwiſchen Fatholifchen und proteftantifchen Pfarreien und einzelner 
Einwohner verfchiedener Glaubensbekenntniſſe anfümmt, nach 69: 47 und 
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48 der Gonfiftorialordnung, wohin insbefondere die Purificationen ges 
mircheter Pfarreien gchören; d) bei Dispenfationggefuchen wegen verbote: 
ner DVerwandtichaftsgrade; e) über alle Anftellungen und. Beförderungen 
in geiftlichen Amtsftellen, DBerfesungen, Degradationen, Sufpenfionen 
vom Amte, Penfionirungen, Entfesungen oder Ausfchließung vom geift: 
lichen Amte; 8) bei Eintheilung der Pfarrfprengel und Errichtung neuer 
Pfarreien, oder Bereinigung mehrerer Gemeinden in eine Pfarrei; 
g) bei Anordnungen außerordentliher Spynodalverfammlungen; 1) über 
die Nefultate gehaltener allgemeiner Synodalverfammlungen; i) über die 
Annahme neuer Stiftungen zu Eirdhlihen Sweden, mit Vorbehalt der 
Eompetenz der Kreisregierungen in Anfehung der adminiftrariven Be: 
ziehungen; k) in Fällen, wo ein Benehmen mit andern Staatsinini: 
fterien erforderlich ift, 


Nebftvem hat zdafielbe am Schluffe eines jeden Jahres eine allgemeine 
Weberficht d 8 Eirchlichen Zuftandes der proteftantifchen Gefammtgemeinde mit 
den im Laufe des Jahres darin vorgegangenen wichtigen Veränderungen mit 
gutachtlichen Bemerfungen vorzulegen. 


Ds 
Geſchäftsgang. 


6. 20. Die Leitung der Geſchäfte liegt bei dem Oberconſiſtorium dem 
Präfidenten, und bei den untern Gonfiftorien dem Vorſtande, und in Abweſen— 
heit oder Verninderung defjelben dem erften Rathe ob. 

$. 21. Aller Einlauf wırd von dem Worflande geöffnet umd- präfentirt. 
Derfelbe hat zu forgen, daß alsbald die Eintragung in das mit dem Gefchäfts: 
protocolfe verbundene befondere Einlaufsjournal bewirkt, und die Producten mit 
den DVoracten an diejenigen. Referenten vertheilt werden, welche er entweder 
durch eine allgemeine Repartitionsvorfchrift, oder in einzelnen Fällen befonders 
benannt hat. 

$. 22. Sämmtlihe Gegenftände jwerden mittelft gemeinfchaftlicher Bera— 
thung in fürmlichen Sitzungen behandelt; in jeder Woche foll eine Sitzung 
nad der Beftimmung des Borftandes gehalten werden, 

$. 23. Der Borftand hält, wie in andern Collegien, die Umfrage, fpricht 
die Befchlüffe nach der Einheit oder Mehrheit der. Stimmen aus, und läßt die: 
felben in das Sitzungsprotokoll eintragen. Bei fi ergebender Stimmengleich— 
heit ift die Stimme des Vorſtandes entſcheidend. 

6. 24. Sämmtlihe Entwürfe werden von dem Proponenten unterzeichnet, 
und von dem Vorſtande mit der Erpediatur verfehen; der Secretär bemerft 
auf demfelben den Tag der Sitzung mit Hinweifung auf die Nummer des Si: 
tzungsprotocolls, und forgt fodann für die Reinfchrift. 

6. 235. Die Eingaben gefchehen unter der Auffchrift: 

an 
dad Königl. Bayer. Proteftantifhe Ober » Gonfijtorium.« 


Vierter Abichnitt. — Religiöfe und irchliche Gemeinden: 399 


sder in den Kreifen : 
an 
»das Königl. Bayer. Proteftantifche Gonfiftorium zu N. 

Die Berichte des Oberconfiftoriums an das Staatsminifterium werden 
in der allgemein vorgefchriebenen Form abgefaßt, und mit der Unterfchrift des 
Vorftandes, des Referenten und Secretärd bezeichnet; die Berichte der unte— 
ren Eonfiftorien an das obere Eonfiftorium erhalten die eben bemerfte Auf: 
fchrift, unter Beobachtung der Unterordnung; ein gleiches gefchieht von den Di: 
ftrictsdecanaten und Pfarrämtern an die Eonfiftorien. Die Anrede ift: 

»Königliches Oberconfiftorium.« 
/, oder . 
»Königliches Eonfiftorium.« 
Die Unterfchrift an das Oberconfiftorium: 
»gehorfamftes N.« 
an die Confiftorien : | 
| »gehorfames N.« 
Die Zorm der Ausfertigungen ift folgende: 
a) jene an die untergeordneten Stellen gefchehen mit der Weberfchrift: 
»Im Namen Seiner Majeftät des Koͤnigs.« 
Die Schreibart ift befehlend, und die Unterfchrift: 
»KRöniglich Proteftantifches Ober - Confiftorium.e 
b) Die Schreiben an coordinirte Stellen fangen mit der Bezeichnung der 
Behörde an, von welcher und an welche gefchrieben wird: 
das 
Königliche Gonfiftorium zu N.« 
an ic. ic. ı. 

Die Schreibart ift geſinnend, der Inhalt wird in der dritten Perfon 
gefaßt, den Schluß bildet die Unterfchrift des DVorftandes ; der Secretär con: 
traflgnirt. 

6.27. Die Eonfiftorien bedienen fich bei ihren Ausfertigungen eigener Sie: 
gel mit der Umfchrift: 

»Königl. Bayer. Proteftantifches Ober » Sonfiftorium.« 
oder 
»Königl. Bayer. Proteftantifches Konfiftorium zu N.e 

6. 28. Der Secretär hat die Führung des Journals und der Protocolte, 
fo wie die Erpedition zu beforgen. Die Aufficht über die Ganzleiz und Regi— 
ftraturgefchäfte führt der Vorſtand; fie kann auch einem Rathe aufgetra— 
gen werben. | 

$. 29. Der Präfident des Oberconfiftoriums darf ohne Anzeige und Ge: 
nehmigung des Staateminifteriums des Innern von den Gefchäften fich niemals 
entfernen; dev Dorftand der untern Eonfiftorien muß davon die Anzeige kei 
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dem Obereonflftorium machen, und defjen Genehmigung erholen. Der Borftand 
ift befugt, den Räthen und dem übrigen Perfonal, mit vorforglicher Rüctfict 
auf den Dienft, einen Urlaub auf 14 Zagen zu bewilligen; bei Urlaubsgefuche 
in das Ausland, in die Refidenz, oder auf längere Zeit ald 14 Tage, find die 
beftehenden Vorfchriften zu beobachten. 


Hiezu gehört dann noch die Fönigl. Erklärung vom 15. Sept. 
4821, welche, obgleich fie im Negierungeblatt ded Königreichs, 
aber nicht im Amtsblatt des Nheinfreifes verkündet ift, gleichwohl 
bier mitgetheilt werden foll (NRegierungsblatt ©. 803): 

Nachdem die wichtigften Anftände, welche bisher den Wollzug des mit dem 
päpftlichen Stuhle unterm 5. Juni 1817 'abgefchloffenen, und von ung unterm 
24. Oktober des nämlihen Jahres ratificirten Concordats verzögert haben, 
nunmehr befeitiget find, fo ift es Unfer Wille, daß daffelbe in allen feinen 
Theilen in volle Ausübung gebracht, rund daß hiernach der Publication und 
Vollziehung der zur Ausführung der Circumfeription der neuen Didcefen in 
Unferm Königreiche unterm 1. April 1818 ergangenen päbftlichen Bulle, welde 
anfängt mit den Worten: 


„Dei ac Domini Nostri Jesu Christi“ 


nebft den darauf fich beziehenden Erecutionsdecreten des für diefes Geſchäft 
von Seiner päbftlihen Deiligfeit an Unfer Hoflager in der Perfon des Herrn 
Franz Serra, aus dem herzogl. Geflecht Caſſano, Erzbifchof von Nicäa ıc 
abgeordneten apoftolifchen Nuntius Fein weiteres Hinderniß geſetzt werden foll 
Zugleich fügen Wir zur Befeitigung aller Mißverftändniffe über den Ge 
genftand und die Befchaffenheit des von Unfern Fatholifhen Unterthanen auf 
die Conftitution abzulegenden Eides die Erklärung bei, daß, indem Wir Unfern 
gefreuen Unterthanen die Eonftitution gegeben haben, Unfere Abficht nicht ge: 
wefen fey, dem Gewiffen derfelben im Geringften einen Zwang anzuthun; daß 
daher nach den Beſtimmungen der Eonftitution felbft der von Unfern Eatholi: 
fhen Unterthanen auf diefelbe abzulegende Eid lediglich auf die bürgerlichen 
Verhältniſſe fich beziehe, und daß fie dadurch zu nichts werden verbindlich ge: 
macht werden, was den göttlichen Gefegen oder den Fatholifchen Kirchenfasun: 
gen entgegen wäre. Auch erklären Wir neuerdings, daß das Concordat, wel: 
ches als Staatsgefeb gilt, als folches angefehen und vollzogen werden foll, und 
daß allen Behörden obliege, fich genau nach feinen Beftimmungen zu achten. 


Was die Mitwirfung der Geiftlihen zur Ständewahl und 
zum Landrath betrifft, fo fehe man diefe Rubrifen im I. Band nad). 

Auf die Bereinigung der Proteftanten bezieht ſich folgendes: 

Koͤnigl. Verordnung vom 10, Sinner 1848 (Amtsbl. ©. 148): 
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Se. königl. Maj. haben die von der Eönigl. Regierung des Rheinkreiſes 
mittelft Berichts vom 19. November v. J. zur alferhöchften Kenntniß gebrach; 
ten Erklärungen mehrerer Gemeinden über die Bereinigung der beiden prote> 
ftantifchen Eonfeffionen mit befonderem Wohlgefallen aufgenommen. 

Da jedoch diefe Sache lediglich der eignen Weberzeugung und dem freien 
Entfchluffe der einzelnen Kirchengemeinden zu überlaffen ift; fo wollen Aller: 
höchftdiefelben, daß weder die Eönigl. Regierung noch das Eonfiftorium zu 
Speier hierin auf irgend eine Weiſe befehlend oder überredend einfchreite, 
fondern lediglich fich darauf befchränfe, die Meinungen und Wünfche der ein: 
jeinen Gemeinheiten zu erforfchen, um hiernach alsdann etwas Allgemeines 
verfügen zu können. Diefem zufolge wird andurch verordnet : 

1) Die Eönigl. Regierung hat das Eonfiftorium zu autorifiren, in allen Ge: 
meinden des MRheinkreifes eine Umfrage zu veranftalten, ob die prote: 
ftantifhen Bürger beider Eonfefiionen eine Eirchliche Vereinigung wün— 
fhen. Um diefelben in den Stand zu feren, über diefe Angelegenheit 
mit reifem Urtheile fich zu äußern, findet man es zweckmäßig, daß eine 
gedruckte Aufforderung im Geifte und Sinne der von der königl. preu— 
ßiſchen Geiftlichkeit der Bezirke Saarbrüden und Ottweiler erlaffenen 
durch das Eonfiftorium verbreitet, und hierauf erft die Abſtimmung der 
Gemeinden vorgenommen werde. Diebei wären dieſe zu belehren, daß, 
wenn eine Vereinigung zu Stande gebracht werden folle, diefe nicht 
bloß dem Namen nach, fondern in der That, in Lehre, Ritus und Ver— 
faffung und zugleich mit Rückſicht auf das Kirchenvermögen beftehen 
müfe. Die Wahl der zwecfmäßigften Abflimmungsart wird der Eönigl. 
Regierung überlaffen. 2) Würde fich aus diefer Unterfuchung ergeben, 
daß die Mehrzahl der Proteftanten zu einer folhen Vereinigung geneigt 
wäre, fo foll alsdann eine Generalfgnode zufammen berufen werden, die, 
unter der Leitung Leines königl. Eommiffärs, aus den Eonfiftorialräthen 
und ufpectoren des ganzen Kreifes, Einem ausgezeichneten Geiftlichen 
aus jeder Eonfeffion und jeder Infpection und mit Zuziehung der ver: 
ftändigften Kirchenälteften beftehen, und in Kaiferslautern, als dem 
Mittelpunkte des Kreiſes, fich verfammeln fol. Diefe Generalfpnode 
hätte, um alle Fünftigen Irrungen zu vermeiden, die Art der Vereinigung 
durch gegenfeitige Webereinkunft zu beflimmen, und defhalb auf die 
Firchlihe Lehre, den Ritus, die Liturgie, den Schulun— 
terriht und die Kirhenverfaffung Rüdficht zu nehmen, und in 
alten diefen Beziehungen die gemeinfchaftlihen Befchlüffe aufzunehmen 
und der allerhöchſten Beſtätigung unterzulegen. Sobald die Umfrage in 
dem Kreife beendigt feyn wird, hat die königl. Regierung das Refuliat 
derfelben berichtlich anzuzeigen, damit alsdann wegen Zufammenberufung 
der Synode das Weitere verfügt werden Bann. 3) Was die bis jetzt 
eingefommenen DBereinigungserflärungen betrifft, fo hat die königl. Re: 
sierung, wenn fie die_oben bezeichneten Punkte umfafen, das Conſiſto— 
rium zu ermächtigen, Ddiefelbe zu genehmigen, und die getroffene oder 
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udch zu treffende Webereinkunft der Gemeinden proviforifh, und bis 
zur Seftfebung einer allgemeinen Norm zu beftätigen, 4) Da eine bloß 
äußerliche, WVereinigung 'von Feinem Werthe ift, eine innere aber 
auf der Ueberzeugung der Einzelnen beruhen muß, fo hat das Eonfifto: 
rium mit aller möglichen Umficht und Befonnenheit zu verfahren, allen 
Zwang zu entfernen, und nur die freie Erklärung der Gemeinden einzu: 
holen. Und fo fehr man fich zu der proteflantifchen Geiftlichfeit verfieht, 
daß fie ein, von dem Zeitgeift gebotenes, von vielen gewünfchtes, und 
in einem großen Theile Deutfchlands bereits ausgeführtes Werk befür: 
dern werde, fo findet man es doch nicht geeignet, irgend Einen derfelben 
en ber Weußerung feiner vielleicht INS Veberzeugungen zu 
hindern. 


Hierauf wurde durch Fönigl. Befchluß vom 10, Oct. 4818 
(Amtsbl. S. 853) die genehmigte Vereinigungsurfunde verkündet: 


Auf den Antrag Unfers proteftantifhen Generalconfiftoriums ertheilen 
Wir der von euch mittelft Berichts vom 21. Auguft d. J. eingefandten Ver: 
einigungsurfunde der beiden proteftantifchen Confeſſionen im Rheinkreiſe die 
erbetene Tandesherrliche Befkätigung in der Art, daß diefelbe nach den von Uns 
genehmigten Erinnerungen Unfers Generafconfiftoriums abzufaffen und zur allge: 
meinen Kenntniß zu bringen ift. Wir erklären daher, auf diefe Grundlage, die 
Vereinigung der proteftantifchen Confeffionen im Rheinkreiſe für vollzogen, und 
tragen euch auf, für die Ausführung der gefaßten — die geeigneten 
Vorkehrungen zu treffen. 


Vereinigungsurkunde 


beider proteſtantiſchen Confeſſionen im königl. bayeriſchen 
Rheinkreiſe, wie ſolche, während der Sitzungen der 
Generalſynode zu Kaiſerslautern, vom 2. bis 15. Auguſt 
1818, befchloffen, und auf Antrag und nad den Erinne 
rungen des Eönigl. Generalconfiftoriums zu Münden, 
durch Allerhöchſtes Refceript Sr. Fönigl, Maj., vom 10. 
Detober 1818, beftätigt worden ift. 

Die in Gemäßheit des Alterhöchften Referipts vom 11. Juni 1818 zu Kai 
ferslautern, unter dem Vorſihe eines Fünigl, Commiffarius, verfammelte protes 
ftantifche Generalfpnode ; 

Erwägend, daß Se. königl. Maj. den mit großer Stimmenmehrheit and: 
gedrũckten Wunſch der Proteſtanten des Rheinkreiſes beider Eonfeffionen , fi 
Fünftig in eine einzige evangelifch = hriftliche Kirche zu vereinigen, huldreichſt 
aufgenommen haben; 

Erwaͤgend, daß Alterhöchftdiefelben ausdrücklich zu beftimmen geruhten, daß, 
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wenn eine Bereinigung zu Stande gebracht werden fol, ſolche nicht bloß dem 
Namen nach, fondern audy in der That beftehen mülle ; 

Erwägend, daß der unterm 10. Januar und 11. Juni 1818, zur Ausfüh- 
rung biefes wichtigen Zweckes, Altergnädigft bewilligten Generalfynode ala 
Richtſchnur vorgefchrieben worden ift, zur Vermeidung aller künftigen Irrun— 
gen, die Art diefer Vereinigung durch gegenfeitige Uebereinkunft feſtzuſetzen, 
und defhalb in ihren gemeinfchaftlichen Beſchlüſſen auf die Pirchliche Lehre, 
den Ritus, die Liturgie, den Schulunterricht, das Kirchenvermögen ufid die 
Kirchenverfaffung Rücficht zu nehmen; 

Ermwägend ferner, daß der glückliche Augenblick der Wiedervereinigung bei: 
der bisher getrennten proteftantifchen Eonfeflionen zugleich die fröhliche Rück⸗ 
Eehr eines neuen religiöfen Lebens bezeichnet, welches alle Verhältniſſe der 
proteftautifchen Gefammtgemeinde gleich Fräftig umfaffend und durchdringen, 
den erhabenen Zweck ihres Firchlichen Vereins, unter Gottes alfmächtinem 
Segen und dem Schuse des beften Königs, zur gewünfchten und dauerhaften 
Ausführung bringen wird; 

Erwägend endlich, daß es zum innerften und heiligften Wefen des Prote: 
flantismus gehört, immerfort auf der Bahn wohlgeprüfter Wahrheit und ächt: 
religiöfer Aufklärung, mit ungeftörter Glaubengfreiheit, muthig »oranzufchreiten ; 

Hat in ihren Sitzungen vom 5., 6, 7., 8., 10., 11., 1%, 15., 14 und 15. 
Auguft 1818, unter Vorbehalt der Allerhöchſten Genehmigung Sr. königl. Maj., 
fi ernftlich und umſtändlich über die verfchiedenen Punkte der Pirchlichen Lehre, 
des Ritus, der Liturgie, des veligiöfen Schulunterrichts, des Kirchenvermögens 
und der Kirchenverfafjung berathen, und fodann die alfo erhaltenen Nefultate 
in einem allgemeinen Beichluß zufammengefaßt. 


A. Allgemeine Beftimmungen. 


$. 1. Inskünftige wollen die Proteftanten des Nheinkreifes feft und brü— 
derlih vereiniat fenn und bleiben, als proteRentifd > evangeliſch— 
chriſtliche Kirche. 

$. 2. Sie erklären feierlich, daß der wirklichen Vereinigung beider Con: 
feffionen in Lehre, Ritus, Kirchenvermögen und Kirchenverfaffung durchaus 
nichts MWefentliches im Wege ftehe. | 

6.5. Die proteftantifch = evangelifch= chriftliche Kirche erkennt Feinen andern 
Glaubensgrund, als die »heilige Schrift«; erBlärt aber zur Lehr: 
norm die allgemeinen Symbola, und die, beiden Gonfeflionen gemernfchaftlichrır, 
ſymboliſchen Bücher, mit Ausnahme der darin enthaltenen, unter beiden Eon: 
feffionen bisher ſtreitig geweſenen Punkte, nad den hier folgenden näher 
HER : 


B. Kirchliche Lehre. 


$. 4 Die bisherigen, ſtreitigen Lehrpunkte ſind, nach wotlerwogeuen 
Gründen, durch eine den klaren Ansiprüchen des Et derhäße Mſicht 


defeitiget worden, 
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$. 5. Dieſemnach erklärt die proteftantifch= evangelifch = chriftliche Kirche 
das heilige Abendmahl für ein Zeit des Gedächtniffes an Jeſum, und 
der feligften Vereinigung mit dem für die Menfchen in den Tod gegebenen, 
vom Tode auferweckten, zu feinent und ihrem Water aufgenommenen Erlöfer 
derfelben, der bei ihnen ift, alle Tage, bis an der Welt Ende. — Die Prote: 
ftanten des Rheinfreifes erklären fich dabei öffentlich für feine Bekenner. 

- Die Früchte einer frommen und danfvollen Feier diefes Gedächtniffes find 
in dem gläubigen Gemüthe des Ehriften, — Schmerz über das Böfe, Entſchluß 
zu allem Guten, Weberzengung von der, durch Ehriftum erlangten Wergebung, 
Liebe zu den Brüdern, und Hoffnung auf ein ewiges Leben. 

$. 6. Da die proteftantifch=evangelifch = chriftliche Kirche mit dem Worte 
Beichte Feinen andern Begriff verbindet, als die im 1. Korinth. IL. v. 3. 


für nothwendig erfannte Selbftprüfung vor den Genuffe des heiligen Abend: | 


mahls, und die alsdann den‘ gebefferten, oder fich beffern wollenden Chriſten, 
durch den Diener der Kirche, aus dem Worte Gottes, zugeficherte Vergebung 
der Sünden; fo nimmt diefelbe dafür den Ausdrud Vorbereitung an. 

$.7. Hinfichtlich der frühern Firchlihen Lehren von Prädeftinationun 
Gnadenwahl gründet die proteftantifch = evangelifch = chriftliche Kirche auf die 
Worte des neuen Teſtaments I. Johann. 4. v. 16., I. Timoth. 2. v. 4, 5., 6u 
und II. Petri 3. v. 9. ihre Weberzeugung, daß Gott alle Menfchen zur Selig 
Feit beftimmt hat, und ihnen die Mittel nicht vorenthält, derfelben theilhaftia 
zu werben. 

$. 8. Die proteftantifch = evangelifch = chriftliche Kirche nimmt Peine Noth: 
taufe an, befchränft aber Feinesmegs die Freiheit chriftlicher eltern, die 
Taufe ihrer neugebornen Kinder fo viel nöthig zu befchleunigen, jedesmal aber 
folche durch den ordentlichen Diener der Kirche verrichten zu laſſen. 


0O. Ritus und kiturgie. 
9.9 Taufritus. 


Nach anſtändiger und genauer Meldung bei dem Pfarrer muß die Tau 


handlung innerhalb ſechs Wochen nach der Geburt des Kindes Statt finden. 
Wo mehrere Pfarrer find, verrichtet derjenige die Taufe, in deffen Dienftwod 
das Kind geboren ward. In der Regel gefhieht die Taufe am Sonntage, Mu 
dem Schluffe des Gottesdienftes; bei befonderen Umftänden auch im der Wodk- 
Immer öffentlich in der Kirche, oder in dem fonft zu kirchlichen Handlung 
beftimmten Gebäude. Nur unläugbare Schwächlichkeit des Kindes, oder fr 
ges, ftürmifches Wetter Eönnen die Ausnahme begründen. Den Pfarrern il 
vorbehalten, die Tauffeierfichkeit durch Gefang und Gebet zu erhöhen. Nich 
weniger ald zwei, nicht mehr als;vier Taufzeugen oder Pathen werden erfen 
dert, wovon der Vater des Kindes einer feyn darf. Sie Fünnen aus jet 
chriſtlichen Confeffion gewählt werden. Die Zaufpathen Fönnen fich nöthigen 
Falls vertreten laſſen. Kinder, die noch nicht confirmirt und zum heiligen 
Adendmahle zugelaffen worden find, werden nicht angenommen. — Bei N 
Zaufhandlung ſelbſt erklärt eine Furze Einleitung den Zweck der Taufe, um 
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berührt die Hauptmomente des proteftantifch : evangelifch = hriftlichen Glaubens, 
wobei die Einſetzungsworte, das apoftolifche Symbolum und das Unfer Water 
zu fprechen find, Hierauf folgt das Gebet. Auf die Frage des Geiftlichen 
erflären die Zaufzeugen, in ihrem und der eltern Namen, ihr Verlangen, 
das Kind durch die Taufe in die proteftantifchsevangelifchschriftliche Kirche auf: 
genommen zu ſehen. Einer derfelben hält das Kind über das Taufbeden, wäh: 
rend der Geiftlihe unter Ausfprehung der Worte Math. 28. v. 19, »M. N, 
Ich taufe dich im Namen Gottes, dee Waters, des Sohnes uud des heiligen 
Geiſtes«, den Kopf des Kindes dreimal aus hohler Hand mit Waſſer begießt, 
und hernach mit Auflegung der Hand einen kurzen Segensfprud hinzufügt, 
worauf dann die Beierlichkeit mit Gebet und dem gewöhnlichen Segen be: 
ichloffen wird. 


$. 10. Abendmahlritus. 


Zur YAustheilung des heiligen Abendmahls wird einfaches weißes Brod 
genommen, welches durchgängig in einer und derfelben Geftalt gefchnitten,, die 
Länge von zwei, die Breite von einem und die Dice von einem halben Bol 
erhält, und zwar fo, daß jedes einzelne Stück in zwei gleiche Theile gebrochen, 
und zweien Communicanten zugleich dargereicht werden Fanı. Das Brod wird 
jedesmal amı Tage vor der Austheilung gebaden, 


Sowohl das gebrochene Brod, als der Kelch wird den Eommunicanten in 
die Hände gegeben; das erflere mit den Worten Luc, 22. 19. Ehriftus ſpricht: 
„Mehmet hin und effet, das ift mein Leib, der für euch gegeben wird; das 
»thut zu meinem Gedächtniſſe«; — der Kelch mir den Worten des folgenden 
20, Verſes, Chriſtus ſpricht: »Das ift der Kelch, das neue Teftament in meis 
»nem Blute, das für euch vergoffen wird.« 


Die Abendmaplshandlung beginnt mit einer in der Liturgie vorgefchriebe: 
nen Anrede, und einem Gebete, welches mit dem Gebete des Herrn fihließt. 
Hierauf werden die Einfegnungsworte gefprodhen. Bei den Worten »das ift 
mein Leib« deutet der Prediger mit der Hand auf das Brod hin, und bei 
den Worten »das ift mein Blut« auf den Kelch. Wo fich mehrere Prediger 
in einer Gemeinde befinden , tritt nur einer, und zwar in der Regel derjenige, 
welcher nicht geprediger hat, an den Altar, um Anrede und Gebet zu verrich 
ten, nach deren Beendigung fih auch der andere Amtsgehülfe an den Altar 
begiebt und fogleih den. für ihm beſtimmten Plas einnimmt. Wo Feine befou: 
dere Uebereinkunft getroffen worden, geſchieht die Dertheilung des Brodes 
jedesmal durch denjenigen, welchem nach Amtswürde oder Amtsalter ein Vor: 
jug zukommt. 


Nach diefer Worfchrift muß das heilige Abendmahl in allen proteftantifch: 
evangelifchschriftlichen Kirchen des Rheinkreiſes gefeiert werden. 
Sollten in einer Gemeinde mehrere Mitglieder feyn , welche das heilige 


Abendmahl nah altem Ritus zu empfangen wünfchten; fo foll für diefelben 
ein: oder nach Befinden mehreremal des Jahres öffentliche Communion gehalten 
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werden. Bür alle NReuconfirmirten hingegen bleibt es bei der in gegenwärtiger 
Bereinigungsurfunde feſtgeſetzten Form. 


Zur Beier des heiligen Abendmahls, ſowohl für Stadt:oald Landgemein: 
den, find, unter den jährlichen Kirchenfeften, wozu auch der grüne Dom 
nerflag, der Eharfreitag und das Bet der Himmelfahrt Jeſu 
Ehrifti gehören, folgende gewählt worden, nämlich: der Buß: und Bettag, 
der Palmfonntag , Oſtern, Pfingften, das Werndtefeft, der erſte Advent und 
Weihnachten. In anfennlichern, befonders Stadtgemeinden, Fann die Feier 
jedesmal den Sonntag nad den Fefte wiederholt werden. Für die größer 
Seierlichkeit derfelben werden nach Derbefferung des Kirchengefangs Fünftige 
Spynodalbefchlüffe forgen. 


Beim Hingehen zu dem heiligen Abendmahle findet, fowohl bei dem zuerſt 
bintretenden männlichen, als auch bei dem darauf folgenden weiblichen Ge: 
jchlechte durchaus Feine andere Rangordnung Statt, als die Reihenfolge der 
Stühle, 


Bevor der Prediger am Gommuniontage die Kanzel verläßt, ertbeilt er 
den Gemeindegliederu, welche der Abendmahlsfeier nicht beiwohnen wollen; den 
Segen mit der Weifung, vor Anfang des Geberes, die Verſammlung zu ver: 
laffen. Erft nach eingerretener völliger Stille nimmt die Handlung ihren An: 
fang. Zum Schluſſe der Abendmahlsfeier darf Fein anderer Dankgeſang Statt 
finden, alö ein jolcher, der den Grundſätzen, welche die Generalipnode übe 
diefen Gegenſtand ausgeſprochen har, gemäß ift. 


$. 11. Predigtrinus und Liturgie j 
Die Gottesverehrung beginnt nit einem paſſenden Geſange. Nach Bern: 
digung einiger Strophen tritt der functionirende GSeiftliche an den Altar, um 
ein Eurzes Geber zu fprechen. Sodann werden wieder einige Verſe gefungen; 
während des legten befteigt der Pfarrer die Kanzel. Er beginnt mir einen Eur: 
zen Segenswunfche oder Gebet, worauf dad Exordium der Predigt folgi. 
Statt deffelben Fanıı auch wohl dem ganzen Cingange die Form eines Gebete 
gegeben werden. If der Eingang beendigr, fo wird der Zert verlejen, oder 
auch vorher noch, nach Gutbefinden des Predigers, ein zum Vortrage pajlen: 
der Liedervers von ihm ſelbſt gefprochen vder von der Gemeinde aefungen. 
Unmittelbar nach dein Vortrage folgt das Kirchengeber, welches von der Ge 
meinde flehend angehört wird und mir dem Gebere des Herru fich ender, vor 
deſſen Anfang der befondern Fürbitten erwähnt wird. Zuletzt kommen di 
Proclamationen der Verlobten, Berfündigungen u. f. w., nach welchen der 
Prediger mir einem Segenswunſche die Kanzel Serläßt. Hierauf ftimmt di 
Gemeinde den Schinfigefaug an, während welchem der Prediger an den Altar 
tritt, um die Verſammlung mit dem'gewöhnlichen Kirchenfegen zu entlajfen, die 
nach demfelben fich in anftändiger Stille zu entfernen hat. 
Das Gebet des Herrn kann am füglichften nach Math. 6. v. 9 bis 15. 
inel. gleichförmig alfo aelprochen werden : 
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»Unfer Vater, der bu bift in dem Himmel; bein Name werde geheis 
»figet; dein Reich Fomme; dein Wille gefchehe auf Erden wie im Dimmel. 
»Unfer tägliches Brod gieb uns heute, und vergieb ung unfere Schulden, wie 
»wir unfern Schuldigern vergeben; und führe uns nicht in Verſuchung, fondern 
verlöfe ung von dem Webel. Denn dein ift das Reich, die Kraft und die 
»Herrlichkeit in Ewigkeit, Amen.« 

Alfenthalben fol, während des Gebetes des Herrn, beim Schluffe des 
fonntäglichen WVormittagsgottesdienftes, eine Glode angezogen werden. 


In Anfehung der Predigtterte wird, im Allgemeinen, ein dreifacher 
Zurnus von Evangelien, Epifteln und freien Texten beobachtet, wobei es jedoch 
den Predigern freiftehen fol, nach eigenem Ermeffen, zuweilen, von diefer Ord⸗ 
nung abzumeichen. Wo der Gottesdienft auch an Wochentagen eingeführt ift, 
oder noch eingeführt werden wird, findet bei demfelben die nämliche @inrich: 
tung Statt, mie bei den fonntäglihen DBerfammlungen,"nur mit Ausnahme 
bes Gebetes vor dem Altar, und des Gefangs zwifchen dem Exordium und 
der Predigt, fo wie auch bei dem MWochengottesdienfte die gewöhnlichen Ver⸗ 
Pündigungen nicht Statt finden. 

Bei der Vorbereitung zum heiligen Ubenbmahle wirb bie 
felbe Einrichtung, wie bei andern gottesdienftlihen Werfammlungen an Werke 
tagen, beibehalten. Nach dem Abfingen einiger paflenden Liederverfe wirb bie 
Borbereitungsrede auf der Kanzel gehalten, die eigentliche Worbereitungsfore 
mel aber, nach nochmaligem Gefange aus der Kirchenagende, am Altare verle⸗ 
fen und fodann der Segen gefprochen. 

Hinfihilih der Beerdigung ift feine befondere Verordnung not hwen⸗ 
dig. Es bleibt der Amtsklugheit der Pfarrer überlaſſen, dieſe Amtshandlung 
nah den Gewohnheiten und Localverhältüiſſen fo zweckmäßig als möglich eine 
jurichten. 

An Anfehung der Eonfirmation findet das Nämliche Statt ; fle if 
durch die bereits über diefen Gegenftand erfchienenen Verordnungen geregelt. 
Die Pfarrer werden nad) Kräften bemüht feyn, diefer wichtigen Handlung bie 
möglichite Feierlichfeit zu geben. Der Tag der Eonfirmation ift auf den Soun: 
tag vor Oſtern feſtgeſetzt; die Confirmanden find nad ihrem Lebensalter zu 
ordnen; wegen des Gonfirmationgalters foll der legte Tag des Monats März, 
ald terminus ad quem, verordnungsmäßig angefehen werben. 

Am Betreffe der Trauung ift die pünktliche Beobachtung einer, wo 
möglich mit der bürgerlichen Bekanntmachung zufammentreffenden ziveimaligen 
Proclamation in der Kirche feftaeient, fo wie auch, daß Fein Geiftliher bie 
Trauung irgend einer vorher nicht in feiner Pfarrei anfäßigen Perfon verrichten 
dürfe, ohne fich zuvor einen Dimmiſſorialſchein von Seiten des betreffenden Pfarr» 
amts vorlegen zu laſſen. Die Form der Trauung iſt durch die eingeführte oder 
noch einzuführende Kirchenordnung beſtimmt. Der Regel nach foll jede Trauung 
öffentlich und in der Kirche geſchehen. Doch kann auch die kirchliche Einfege 
nung der Ehe unter gewiſſen Umſtänden in der Stile, befondere in der Pfarr⸗ 
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wohnung, geftattet werden. Die nähere Beftimmung diefer Umftände ift als 
Disciplinarfache anzufehen, und dein Confiftorium zu überlaffen. 

Hinfihtlih der Liturgie ift feftgefest, daß ein von der Generalfgnode 
gewählter Ausfhuß beauftragt werden fol, bis zur Zufammenfunft der nächften 
allgemeinen Synode, die Zufammentragung und Abfaffung einer eigenen, für 
den Rheinkreis beftimmten SKirchenagende zu beforgen, um derfelben alsdann 
feine Arbeit zur Beurtheilung und Annahme, und durch das Gonfiftorium dem 
königl. Oberconfiftorium zur Prüfung nnd Beftätigung vorgelegt zu werden. 
Bis dahin bleibt es der Amtsklugheit der Pfarrer überlaffen, bei ihren Amts: 
verrichtungen jede ihnen gefällige, zweckmäßige Kirchenagende , welche den von 
der Generalfynode ausgefprochenen Grundfägen gemäß ift, zu gebrauchen. 
Hiezu wird die an ben meiften Orten des Aheinkreifes bereits eingeführte neue 
churpfälziſche Iutherifche Kirchenordnung vorzugsmweife empfohlen. 

Im Berreffe der Amtstriacht ift feftgefent, daß nicht der fogenannte 
Kirchenrod, fondern der an vielen Orten bereits eingeführte Predigermantel 
nebft dem Kragen als die alleinige Amtstracht der Pfarrer erklärt feyn foll, 
vorbehaltlich jedoch der durch eine allgemeine Kirchenordnung etwa beftimmt 
werdenden Anordnungen. 

Hinfichtlich des in allen proteftantifchzenangelifchschriftlichen Gemeinden des 
Rheinkreifes einzuführenden Gefangbuches ward angeordnet, daß folces, 
wie die Agende, von einem befonders beftimmten Ausfchuffe ausgewählt, verfaßt 
und der nächften allgemeinen Synode zur Beurtheilung und Annahme, und 
fodanıı dem königl. Oberconfiftorium zur Prüfung und Betätigung vorgelegt 
werden fol. Das neue Geſangbuch wird fih durch möglichſte Vollſtändigkeit 
auszeichnen, und mit Noten und einem Melodieenregifter verfehen ſeyn. Die 
Lieder felbft follen nad; dem eigentlichen Zwecke des Gebrauches zur Gottesver: 
ehrung mehr von Inrifchem als didactifhem Inhalte gewählt werden. Einft: 
weiten haben die Pfarrer in ihren bisher getrennten Gemeinden dahin zu je: 
ben, daß, fo viel folches nur immer gefchehen kann, zu dem Öffentlichen Gottes: 
dienſte Feine anderen Gefänge gewählt werden, als folhe, welche in den Ge: 
fangbüdhern beider ehemals getrennten Eonfeflionen enthalten find, 

Für die Auswahl oder Abfaſſung eines Katechismus ift ebenfalls, wie 
bei der Agende und dem Gefangbuche, ein befonderer Ausfhuß von der Gene: 
ralfynode gewählt worden, welcher bei feiner Arbeit die Glaubenslehre der 
proteftantifchzevangelifchschriftlichen Kirche des Rheinfreifes, und die Bedürfnife 
des Fugendunterrichts in den proteftantifhen Schulen genau zu berückfichtigen 
bat Bis dahin find das neue Lehrbuch der Kirhe zu Zweibrüden 
und der in vielen Gemeinden eingeführte Leitfaden zum Unterrichtein 
der Religion zum Gebrauche vorzüglich zu empfehlen, erfterer mit Abän— 
derung’ des Titels, beide mit Hinzufügung der fogenannten fünf Hauptſtücke 
chriftlicher Lehre. 

Da jedoch das Bedürfniß der gemeinfchaftlichen Kirchenagende, wie des ge: 
meinjchaftlichen Gefangbuches und Katechismus dringend ift, fo wird zur Ab’ 
faffung derfelben ein Beitraum von höchſtens zwei Jahren feflgefest. Sobald 
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nun die verichiedenen Ausſchüſſe die ihnen übertragenen Arbeiten geendigt ha: 
ben, find folhe dem Gonfiftorium einzufenden , welches darauf bei dem Ober: 
confiftorium die ———— einer allgemeinen Synode für den obigen 
Zweck bewirken wird. 

Was die innere Einrichtung und Verzierung der Kirchen 
anbetrifft, ſo iſt beſſimmt worden, daß beide nach den Grundſätzen der prote- 
ſtantiſch⸗ evangeliſch⸗chriſtlichen Kirche, von edler Simplicität ſeyn ſollen, und 
daß daher in die Kirche nichts aufgenommen werden darf, was ſich von dieſem 
Grundſatze entfernt, oder wohl gar an ehemalige, der proteſtantiſch-evangeliſch— 
chriſtlichen Kirche fremde Lehrfäge erinnern Eönnte. Dennoch werden durch) die 
alfo vorgefchriebene Simplicität bisher übliche Werzierungen , wie Orgeln, 
Krucifire, Altargemälde aus der biblifchen Gefchichte, nicht als unzuläßig er— 
klaͤrt, und ed wird nicht verlangt , idaß folhe da, mo fie bisher gewöhnlich 
waren, oder ferner gewünſcht werden dürften, ausgefchloffen feyn follen. 


D. Religidfer Schulunterricht. 


$. 12. Don nun :an "wird, bei Beſetzung proteftantifcher Schulftelten , 
durchaus nicht mehr auf den ehemaligen, confeffionelien Unterfchied, fondern 
allein auf die Fähigkeiten, Kenntniffe, Gefchicklichkeit und Würdigkeit der vor: 
zufhlagenden Subjeete Rücficht genommen. 

Der fchrift: und vernunftmäßige Religions: und Gittenunterricht foll in 
allen protefEantifchzevangelifchchriftiihen Schulen mit großer Sorgfalt gepflegt, 
und hauptfächlich von den Pfarrern felbft ertheilt werden, 

Ein gemeinfchaftliches, zweckmäßiges Lehrbuch wird hiezu von den Schul: 
lehrern nach befonderer Vorfchrift, benüst, und von den Pfarrern, in gehö— 
riger Stufenfolge und hinfänglicher Zeit, vorzüglih in den Ortsichulen, und 
auch nach Umſtänden in den Bilialorten, der Jugend erflärt, und in Herz und - 
Gedächtniß eingedrüdt. 

Die kirchlichen Katechifationen follen ernftlich gehalten werden, fo viel die 
Umftände folches nur immer erlauben, 

Der Unterricht in den Sonntagsfchulen ift befonders zur allgemeinen relis 
giöfen Fortbildung der erwachfenen Jugend zweckmäßig zu benützen. 

Das Gebet, der öffentliche Gottesdienft, und insbefondere der regelmäßige 
Kirchengefang, find als eben fo viele Kräftigungsmittel des religiöfen Gefühle der 
thätigen und immer wachfamen Sorgfalt fämmtlicher Geiftlichen dringend empfohlen, 

Don dem fittlihen und religiöfen Zuftande der Schulen fol dem Conſi— 
forium und den Diözefanfpnoden alljährlich durch die Pfarrer und Infpectoren 
gewiſſenhafte Rechenfchaft abgelegt werden. 

Hinfichtlich der den Schultehrern oder Kirchendienern aus geiftlichen Ge— 
fällen zu verabreichenden Competenz ſoll die fundations- oder obſervanzmäßige 
Norm aufs genaueſte eingehalten werden. Es iſt übrigens billig und gerecht, 
daß die beſondere Dienſtleiſtung auch befonders remunerirt werde, worüber 
demnach die Pfarrer, ald Ortsjchulinfpectoren, bei Ausmittelung der Gehalte: 
bezüge der Schulfehrer, nach Befinden der Umftände, zu wachen haben, 
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Die Übrigen Verhältniffe des Schulunterrichts find in dem bereits beſtehen⸗ 
den Schulverordnungen näher beitimmt worden. 


E. Kirhenvermögen. \ 


$. 15. Das gefammte Kirchenvermögen beider bisher getrennt gemefenen 
Eonfeffionen ift durch die Vereinigung ein gemeinfchaftlihes Gut geworden, 
das der proteflantifchsevangelifchschrifttichen® Kirche gehört, jedoch ohne daß da: 
durch die Rechte der einzelnen Kirchengemeinden können verlegt werden. Dem 
gemäß bleibt einer jeden Kirchengemeinde ihr privatives Eigenthum, es mag bes 
'ftehen in Almofen, in Prfarrwitthum, in Rechten und competenzmäßigen Uns 
fprüchen pro rata an einer Kirchenfchaffnei, oder worin es immer wolle. Nur 
derjenige Geiftliche und Kirchendiener kann daran .participiren, welcher auf eine 
Stelle berufen ift, für die diefer Sonde ;bisher verwender ward, noch immer 
verwendet wird, und fundationgmäßig verwendet werden folk. 

Sollte fih nach vollſtändiger Befriedigung aller fundations: und flatusmd: 

! figen Ausgaben ein wirklicher Ueberfchuß ergeben ; fo foll folcher für die 
dürftigfte Gemeinde, welche vor der frauzöſiſchen Regierungszeit daranf funds: 
tions, conventions⸗ oder objervanzmäßig berechtiger war, verwendet werden. 

Sollte irgendwo eine als mislich oder nothwendig erfannte neue Umſchrei— 
bung eines Pfarrfprengels einen Theil der Einkünfte, er ſey ein Haus, einc 
Kirche, oder auch ein Pfarrgut, zu anderweiter Dispofition freiſtellen; fo jol 
derfelbe vorzugsweife zur Verbeſſeruug der übrigen Kirchen fund der proteftau: 
tifhen Schulfehrer des nämlihen Ortes und der nämlichen Pfarrei, im beiten 
Intereſſe der vereinigten Gemeinde verwendet werden. 

Yeberall, wo es nothwendig ift, gewilfe Orte von einer Pfarrei zu trennen’ 
und alfo ihren Sprengel einzufchränfen, oder zu verändern, kann dadurd der 
tebende Pfarrer keinen Nachtheil erleiden, ſondern alle ihm dadurch entzogenen 
Einkünfte müſſen ihm, nach gemachter Abſchäzung, vollkommen vergütet werden. 

In einer jeden Pfarrgemeinde, wo bisher wehrere Almofen waren, jind 
folhe unter einem und dem nämlichen Kirchenrechner zu vereinigen, und bie 
Armen der Gemeinde find aus dem Fonds gleichmäßig zu unterflügen, und die 
übrigen herföümmlichen Ausgaben daraus zu bestreiten. 

Da wo Adminiftrationen von geiftlihen Gefällen find, werden diefelben 
beibehalten, und in Zukunft ohne Unterfchied der ehemaligen Confeſſion durch 

ſolche Subjecte befest, welche zur protejtantifch:evangelifchschriftlichen Kirche ce 
hören, und von den einfchlägigen nfpectionen, als die tauglichften, der höheren 
Kirchenbehörde vorgefchlagen werden. 


F. Kirhenverfaffung. 
8.14. Kircheuvorſtand und Presbpyterium. 


In jeder Pfarrgemeinde befindet fih ein "einziges Presbpterium, in der 
Regel aus vier bis act Mitgliedern beſtehend, welche in größeren Pfarren 
nach Anzahl der dazu gehörigen Orte vermehrt werden können. Die durch die 
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Vereinigung hervorgebrachte größere Anzahl des Presbpteriums fol nad und 
nach auf obige Zahlen reducirt werden. 

Das Presbyterium ergänzt fich bei Erledigung einer Stelle felbft, indem 
die beftehenden Mitglieder, mit Inbegriff des Pfarrers, ein anderes Gemeindes 
glied erwählen. Nur durchaus unbefcholtene und religiös gefinnte Männer fol 
len in die Preöbpterien gewählt werden. Die Beſtätigung der gewählten Mite 
glieder Fommt den Inſpectionen zu, und nur bei Gonteftation der Wahl tritt 
die Berufung an das Conſiſtorium zur Entfcheidung ein. 

Das Presbpterium beſorgt die Auffiht über die Necdnungen!, und hat zur 
Befeftigung des moralifchereligiöfen Zuftandes der Gemeinde beizutragen, weß— 
wegen ihm die Befugniß zufteht,, den Pfarrgenoffen brüderlihe Ermahnungen 
zu ertheilen, und für die Beförderung des religiöfen Schulunterrichtes zu fors 
gen. Das Presbyterium fehlägt dem Eonfiftorium nicht blos den Kirchenredh: 
ner vor, fondern ihm fleher auch die jährliche Abhörung und gutachtliche Abe 
fhließung der Kirchenrechnungen zur 

Dasielbe hat ein wachfames Auge auf die Erhaltung des Kirchenvermögens 
und der Kirchengebäude, und forgt für eine gerechte Austheilung des Almofens 
unter die Hülfsbedürftigen. 

Der Pfarrer fift beftändiger Präfes des Presbyteriums. In einer Ger 
meinde, wo mehrere Pfarrer find, fteht der Vorſitz demjenigen zu, welchem 
Umtswürde und Dienftalter diefen Vorzug ‚geben. Er beruft zu außerordent: 
lihen Sitzungen, und entfcheidet bei Stimmengleichheit, fo wie er auch die 
Ordnung der Geſchäfte feſtſetzt. 


$. 15. Diöceſanſynode. 


Die Pfarreien einer Inſpection machen den Diftrict einer Didcefanfynode 
ans. Die Geiftlichen der Infpection , fo wie eine Anzahl von weltlichen Mit: 
gliedern, welche fich zu jenen wie eins zu zwei verhaften, und im ganzen 
Sprengel gewählt werden, bilden diefe Synode. 

Die Wahl der weltlichen Mitglieder findet Statt, wie folgt: Jedes Pregs 
byterinm des Sprengeld fchlägt drei Candidaten aus der Gefammtheit der Ge: 
meinden vor, die Inſpection begutachtet den Vorſchlag, das Eonfiftorium wählt 
die Glieder der Synode, uud das Dbercanfiiterium beftätigt fie. Die weltlichen 
Mitglieder haben das Necht, nach vier Sahren, ohne Gründe anzugeben, aud: 
jutreten. Die Ergänzung derjeiben geſchieht nach der oben angezeigten Form.’ 

Die Synode verfammelt ſich gewöhnlich alte Jahre, den erften Moutag 
nad der Pfingftwoche, und außerordentlich auf jedeemaliged Berufen der compee 
tenten Behörde, 

Der Inſpector des Diſtricts führt den Vorſitz, hat entfcheidende Stimme, 
ordner den Gang der Gefchäfte, führe die Eorrefpondenz, beruft zu den ordent: 
lichen Sisungen auf die beftimmte Zeit, und hat allein das Recht, die aufer: 
ordentlichen, auf höhern Auftrag oder nad) vorhergegangener hoherer Geneh— 
migung zu bewirken, Dir Syunode wählt einen Serretär unter den geiftlichen 
Mitaliedern. 
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Das Archiv der Synode befindet fih in der Behanfung des Inſpectors, 
bei welchem auch die Synoden gehalten werden, wenn derfelbe Feinen andern 
fhilihen Ort dazu beftimmt. Die Synode hat über die Erhaltung des 
Kirchenvermögens zu wachen, fich über alle Vorfchläge, welche ihr über Der: 
änderung, Einführung von Kirchen: und Schulbüchern und fiber andere Ange: 
legenheiten von höherer Behörde gemacht werden mögen, unparteiifch zu er: 
klären, fo wie überhaupt in diefer Dinficht geeignete Anträge zu machen. 

Ihre Rechte in Bezug auf die Disciplin werden in der Verordnung über 
die Kirchenzucht näher angegeben werden. 


$, 16. Eonfiftorium. 


Durch die allferhöchften Edicte und Verordnungen ift die Competenz des 
Eonfiftoriums bereits genau beftimmt worden. 


$. 17. Allgemeine Synode 


Die allgemeine Synode wird mit Ausnahme des Worftandes, aus dem 
Inſpector und einem Pfarrer, und einem weltlichen Mitgliede eines jeden Di: 
Öcefanfpnodenfprengels zufammengefegt. Der Infpector ift von Amtswegen ein 
Mitglied ‚derfelben ; die Pfarrer aber und das weltliche Mitglied werden durd 
die Didcefanfpnode gewählt. Das darüber aufzufehende Protocol! wird dem 
Eonfiftorium in Speier zugefchidt. Der Secretär wird von den Mitgliedern 
unter den Geiſtlichen gewählt. 

In der lebten Sitzung der Didcefanfgnode‘,.vor der Epoche jeder gemöhn: 
lichen Verſammlung der allgemeinen Synode, wird zu einer neuen Wahl ge: 
ſchritten. Die nämlichen Mitglieder find immer wählbar. 

Die allgemeine Synode verfammelt fi alle vier Jahre, den erften Sonu: 
tag des Monats September, fo wie außerordentlich, auf jede Aufforderung 
der competenten Behörde, fammt den Räthen des Gonfiftoriums, unter der 
Leitung eines Mitgliedes des Oberconfiftoriums und in Gegenwart eines kö— 
niglichen Eommiffärs proteftantifcher Religion. 

Jedes Mitglied erhält eine ‚mäßige Reifeentfchädigung und gleiche Tag⸗ 
gelder. 

Die von der gegenwärtigen Generalſynode feſtgeſetzten und von Seiner königl. 
Majeſtät, auf den Antrag des Oberconſiſtorinms, genehmigten Beſtimmungen 
über Lehre, Ritus, Liturgie, religiöfen Schulunterricht, Kirchenvermögen und 
Kirchenverfaffung können auf Feine Art, ohne die Zuftimmung der Fünftigeu 
Synode des Rheinkreifes, Abänderungen erleiden, noch denfelben etwas Ent: 
gegenlaufendes verordnet werden. 

Der allgemeinen Synode fteht es zu, Anträge über alle, die Religion an: 
gehenden Gegenftände und Zweige des Eultus, fo wie über die Verwaltung des 
‚Kirhenvermögens an das Oberconfiftorium gelangen zu laffen. 

Bei Befegung der erledigten Confiftorialratheftellen wird jederzeit das Eon: 
fiftorium mit feinem” Gutachten vernommen werden, wobei e8 jedoch der Ge: 


neralſynode unbenommen bleiben foll, auch ihre Wünfche hierüber zu äußern. 
\ 
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Die Archive der allgemeinen Synode werden auf der Ganzlei des Conſi— 
ftoriums hinterlegt, und ein Duplicat der Verhandlungen dem Vorſtande und 
dem Eönigl. Eommiffarius mitgetheilt. Die Sitzungen Pönnen ohne befondere ein- 
oeholte Genehmigung nicht Füber acht Tage dauern; fie fangen mit einem feier: 
lichen Gottesdienfte an, und enden damit. 


6. Kirchenzucht. 


9.18. Disciplin gegen Seiftlihe. Allgemeine und befondere 
Verfügungen 


Der allgemeinen Synode, dem Eonfiftorium, den Onfpertoren, fo wie den 
Didcefanfpnoden liegt es befonders ob, eine ernfte Aufficht über das Betragen 
der Geiftlichen auszuüben und darüber zu wachen, daß ein ftrengfittliches und 
untadelhaftes Betragen die Beamten des geiftlichen Standes auszeichne. 

In Anfehung der von der höchften geiftlichen Behörde auszuübenden Ober: 
aufficht und der Disciplinarftrafen gegen Geiftlihe find die Worfchriften der 
65.29 bis 59 der Eonfiftorialordnung vom 8. September 1809, wie nachfteht, 
zu befolgen. 

Die gefammte proteftantifche Geiftlichkeit ſteht, Hinfichtlich der Amtsfüh: 
rung und des Lebenswandels, unter der Aufficht des königl. Oberconſiſtoriums. 
Sie ift verbunden, über beides, wenn-fie dazu aufgefordert wird, Rechenfchaft 
zu geben, auch den durch das Oberconſiſtorium veranlaßten Verordnungen dar: 
über bereitwillig nachzufommen. 

Das Oberconfiftorium übt diefe Aufſicht theils unmittelbar, theils mittelbar 
durch die ihm untergeordneten Organe aus. 

Es fucht fi durch alle ihm zu Gebote flehenden Hülfsmittel zu überzeugen 
ob die Geiftlichen in ihrer eigenen wiffenfchaftlihen Bildung und practifcher 
Vervollkommnung eifrig, in ihrer Amtsführung gewiffenhaft und treu, in ihrem 
Verhalten gegen die Gemeinde und in ihrem Lebenswandel unfträflih und mu: 
fterhaft zu ſeyn fich bemühen, und dadurch die Würde und Wirkſamkeit ihres 
Amtes zu erhöhen fuchen. 

Die Belohnungen der durch Pflichttreue und MWohlverhalten fich auszeich— 
nenden Geiftlichen follen denfelben, nah Worfchrift der Deförberungsorbuung, 
juerfannt werden. 

Das Eonfiftorium Bann, bewogen durch abdminiftrative oder politifche 
Gründe, auf die Verſetzung von einer Pfarrei, ohne Rüdfiht auf ihren hö— 
bern oder geringern Gehalt, bei dem Eönigl. Oberconfiftorium antragen. 

Vernachläßigung der Amtspflichten,, unanftändiger Rebenswandel oder an: 
dere Vergehungen werden mit der geeigneten Strafe belegt, wobei die verfchies 
denen Grade der Correction, mit forgfältiger Beobachtung ihrer Stufenfolge, 
und genauer AUngemeffenheit zu dem Grade der Verfchuldung der Geiftlichen, 
in Anwendung gebracht werden follen. 

Die anzumwendenden Strafmittel beftehen, nach vorher fruchtlos gefchehener 
Zurechtweifung, Warnung und Strafbedrohung, in Geldftrafen, in der Sue: 
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penſion von Amtsverrichtungen auf kürzere oder längere Zeit, in der Suspen⸗ 
fion vom Amte mit Einziehung der Amtseinfünfte, in der völligen Entfernung 
vom Pfarramte, und ingder gänzlichen Ausfchließung vom geiftlichen Stande. 

Das Oberconfiftorium wird auf das Gutachten des Conſiſtoriums die 
ebengenannten geringeren Strafen, mit Einfhluß der Strafe der Suspenfation 
der Geiftlihen vom Amte und Gehalt verfügen, und nach einer durch deſſen 
Mittelorgan gepflogenen Unterfuchung auf die Nemotion oder Ruheverfegung 
derfelben, durch das Miniſterium des Innern, bei Sr. Majeftät dem Könige 
antragen. Ein folher Antrag muß aber durch alle demfelben zum Grunde lie: 
genden Thatfachen hinreichend motivirt feyn, und die allerhöchſte Entfchließung 
muß darüber erwartet werden. 

Wenn zugleich die Entlaffung ohne Penfions: oder ARuhegehalt, die Degra: 
dation oder die Nothwendigfeit einer noch fehwerern Befkrafung in Frage kom— 
men würde; jo find bei Sr. Fünigl. Majeftät von dem Oberconfiftorium die 
geeigneten Schritte zu machen, zur Entfcheidung, ob der AUngefchuldete vor den 
Richter zu ftellen, oder was fonft gegen ihm zu verfügen wäre. . 

Ueberhaupt wird die Entlaffung eines Geiftlihen ohne Penſion, , oder die 
Degradation nie anders, ald nach vorhergegangener gerichtlicher Unterfuchung 
und Verurtheilung des Straffälligen, Statt finden. 

Auch die niederen und weltlichen Kirchendiener find, rücfichtlich ihrer Amts 
gefchäfte und ihres Lebenswandels der Oberaufficht des Oberconfiftoriums un— 
terworfen, welches auch wegen ihrer Belohnung und Befkrafung die geeigneten 
Verfügungen zu erlaffen hat. Ä 

Der Diftrietsinfpector iſt ermächtiget, bei leichteren Verſtößen oder Unter: 
laffungen im Dienfte, den Geiftlichen mit brüderlichen Ermahnungen, mit Der: 
weifen, felbft mit Androhung der Stellung vor die höhere Behörde zu be: 
ſtrafen. 

Sind dieſe letzteren Behandlungen ohne Folge geblieben, fo kann er ihn 
zur Ertheilung der censura fratrum Ibefcheiden, jedoch darf diefe Strafe nur 
im Stilfen und in Gegenwart von zwei der älteften Geiftlihen, Diöcefanfyne: 
dalmitgliedern, angewendet werden. 

Wenn diefe Strafarten erfchöpft find, oder die zu beftrafende Handlung 
einen folchen Character der Schwere hat, daß fie nicht unter eine leichte Strafe 
fubfumirt werden Bann; fo benachrichtiget der Snfpector oder auch die Synode 
das Eonfiftorium von diefem Falle, welches dann auf die vorgefchriebene Weile 
einzufchreiten hat. ‘ 

Megen Fahrläßigkeit, Leichtiinnes, Unfleißes, UnfittlichFeit, Verletzung der 
Amtspflicht und anderer Handlungen, welche nicht durch die Strafgefese als 
Vergehen bezeichnet find, läßt das Conſiſtorium dem Beſchuldigten durch die In: 
fpection Verweiſe geben, oder ladet denfelben zu diefem Zwecke vor eine feiner 
Gibungen, oder wird wegen der nöfhigen Beſtrafung die weitern Mafregeln 
im Umfange feiner Competenz veranlaffen. 

Hat das Eonfifterium eine dreimalige Diseipfinarbeftrafung in Dermeifen 
und Geldſtrafen ausgeſprochen, oder ift die Suspenfion von höhereer Behörde 
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verfügt worden, ohne daß der Beſtrafte fich aebeffert hätte, fo Pann, nach einer 
weitern, fruchtlos gebliebenen Ermahnung, auf den Antrag des Eonfiftoriums 
dag Oberconfitorium denfeiben mit Dienftesentlaffung belegen, oder ihn ver- 
fepen. 

Gegen die Jnfzectoren wird auf die nämliche Art durch das Conſiſtorium 
verfahren, Die Geiftlichen der Didcefanfpnoden find befugt, ihre Beichwerden 
gegen den Infpeetor, entweder einzeln oder im corpore, auf dem geeigneten 
Wege au das Eonfiftorium zu bringen. 


9.19. Kirchendisciplin in Bezug aufdie proteſtantiſch-e van—⸗ 
geliſch-chriſtlichen Pfarrgenoffen. 

Die Strafen der Kirche gegen ihre Gläubigen Fönnen nicht in dag Gebiet 
des eigentlichen bürgerlichen Strafrechts übergehen; fie beftehen daher nur 
in rein geiftlichen Anwendungen, als, 3. B. in brüderlichen Ermahnungen, Ente 
fernung vom heiligen Abendmahle, interimiftifcher Ausfchließfung aus der Kirs 
hengemeinde und in der Ercommunication. 


Der Pfarrer darf einem jeden Kirchipielsgenoffen angemeffene Ermahnungen 
und Verweiſe geben, jedoch’ mit Berückſichtigung der beftehenden alferhöchften 
Edicte, befonders jenes vom 26. Mai 1818. Im Falle, daß diefe fruchtlos 
wären, ift der Fehlende vor das Presbyterium zu ſtellen. 


Nah Beſchaffenheit der Umftände kann das Presbyterium temporäre 
Ausfchließung aus der Kirchengemeinfchaft verhängen. Die Crcommunica: 
tiom aber fteht nur dem Gonfiftorium zu, vorbehaltlich der Berufung an das 
Oberconfiftorium. Weber die ausgefprochene Ercommunication hat das Conſi⸗ 
forium, mit Einfendung der Acten, Bericht zu erftatten. 


$. 20. Kirchenpijitationen. 
Die Kirchenvijitationen follen jährlich von dem Snfpector vorgenommen 
werden. 
Sie follen zum Gegenftande haben: 
a) den fittlichen und religiöfen Zuftand der Grmeinde zu erforfhen; b) das 
Verhalten des Pfarrers, des Presbyteriums und der Kirchendiener in 
Hinſicht ihrer Amtsführung und ihres fittlichen Betragens genan kennen 
zu lernen; e) fich über die zweckmäßige Einrichtung und die glücklichen 
Fortſchritte des religiöfen Schulunterrichts Rechenfchaft abfegen zu laſſen; 
d) die Öconomifhe Lage der Firchlichen Gemeinde, den Zuftand ihrer 
Güter und Gebäufichkeiten, fo wie ihres Vermögens überhaupt, forgfanı 
zu unterfuchen, e) die Pfarrregiftratur und die Kirchenbücher einzufehen, 
und zu deren Erhaltung das Nöthige anzuordnen. 


$ 21. Eintheilung der Didcefen oder Infpectionen. 


In der Regel wird in jedem Landeommiffariate des Nheinkreifes eine in: 
Mection errichtet oder beibehalten, infoferne die Anzahl der Pfarreien nich 
zu groß iſt. 
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In letzterm Falle kann, nach Umftänden, ein Landcommiſſariat auch meh: 
rere Inſpectionen umfaſſen. 

Die Filialorte einer Pfarrei bleiben, der Regel nach, bei dem Hauptort, 
wenn fie auch in einem andern Landeommiſſariate gelegen ſeyn ſollten. 

Wo, bei der neuen Eintheilung, zwei Inſpectoren in einer Inſpection ſich 
‚befinden, werden diefelben, für ihre Lebenszeit, beihalten, und können entweder 
die Gefchäfte unter ſich — oder ſonſt eine zweckdienliche Uebereinkunft 
treffen. 


Zweites Capitel. 
Congregation. 


An die Verfaſſungsgeſetze ſchließen ſich die Beſtimmungen über 


unerlaubte oder nur mit Beſchraͤnkungen geduldete religiöſe und 


firchliche Gefellfchaften zunaͤchſt an. Dahin gehören die über Auf 
hebung der Klöfter und Gongregationen, worüber e8 genügt, von 
den Altern Verordnungen nur den Befchluß des Negierungscommij 
färs vom 21. Pluv. VI, welcher die Aufhebung ausſprach, anzu 
führen: 

In Erwägung, daß es vergeblich ſeyn würde, die eroberten Völker am den 
wohlthätigen Geſetzen der Franken Theil nehmen zu laffen, wenn diefe Völker 
nicht zugleich auf die urfprünglihen Naturgefepe zurücgeführt würden, welche 


die Grundlage jener der Republik ausmachen ; daß ferner die Webereinftimmun 
ber Verordnungen, die derfelbe foll ergehen laffen, mit den fränkifchen Gefesen 


allein im Stande ift, die Gemüther zu einer Einheit der Grundſätze zu brin 
gen, durch welche die Vereinigung diefer Völker mit "Frankreich erft ihre Volk 
Fommenheit erreicht ; 

Befchließt wie folgt: 

Art. 1. Es ift allen Obern und Vorſteherinnen von Klöftern, Kapiteln 


und geiftlihen Körperfchaften beiderlei Gefchlechts verboten, in Zukunft Novi: 


zen anzunehmen. 

Art. 2. Es ift den angehenden geiftlihen Perfonen, welche fich gegenmär: 
tig in gedachten Klöftern, Kapiteln und Körperfchaften beiderlei Gefchledt: 
befinden, unterfagt, Gelübde abzulegen, und es iſt ihnen aufgegeben, innerhalb 
der zwei auf die Bekanntmachung gegenwärtigen Schluffes folgenden Decadenaus 
denfelben heraus zu gehen. 


Art. 3. Alle Gelübde, welche nachher und gegenwärtigem Bejchluffe zumider 


abgelegt werden, find als null und nichtig erklärt. 


Art. 4.  Gegenwärtiger Befchluß fol in beiden Sprachen gedruckt, bekannt 


gemacht, angefchlagen und alten Vorftehern und Vorfteherinnen geiftlicher Häufer 
in dem Umfange der eroberten Länder auf dem linken Rheinufer kund gemacht 
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und in ihre Eapitelsregifter eingefrieben werden, damit es ihren zur Kennt: 
niß diene. 

Die Nationalregie der eroberten Länder hat den Auftrag, gegenwärtigen 
Beſchluß in Vollzug zu ſetzen. 


Durch Beſchluß vom 29. Pluv. VI wurde das Vermögen aller 
Stifter u. |. w. unter die bürgerliche Verwaltung geftellt, durch | 
jene vom 7. Germinal Vi unter Sequefter gelegt u. fe w. Das 
Weitere hierüber nachher. 

Ein Dectet vom 3. Meffidor XII unterdrückt die religisfen Ges 
fellfchaften der Glaubensväter und der Anbeter Jeſu oder Pacanas 
riften; erhält jedoch jene der Barmherzigen-, der, Hofpital, St: 
Thomas, St. Earl- und der Schweitern Batellotes, fofern fie ihre 
Statuten binnen 6 Monaten der Regierung zur Beftätigung vors 
legen; und befiehlt den Staatsprocuratoren gegen die Perfonen, 
welche diefem Decrete zuwider handeln würden, einzufchreiten, nds 
thigen Falls felbft durch Anwendung außerordentlicher Mittel. 


Ein Decret vom 18. Febr. 1809 Tautet: 

In der Abficht einen befondern Beweis von unferm Schup den Hofpitalhäus 
fern zu geben; 

Nach Anhörung unferes Staatsrathe, 

Haben wird decretirt und Decretiren wag folgt: 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeirie Verfügungen: 


Art. 1. Die weiblihen Congregationen oder Hofpitalhäufer, nemlich die, 
deren Stiftung darauf abzwedt, die Hofpicien unfers Reichs zu bedienen, die 
Siechen, Kranken und verlaffenen Kinder darin zu verpflegen, oder den Armen 
in eigener Behaufung Pflege, Unterſtützung und Arzeneien zu bringen, follen 
unter den Schus von ne unferer wertheften und geehrteften Mutter, 
geſetzt werden. 

Art. 2. Die Statuten — Congregation oder beſonderen Hauſes werden 
von ung genehmiget und ins Geſetzregiſter eingerückt werden, damit fie aner— 
Fannt feyen und Gewalt öffentlicher Einfesung haben; 

Art. 3. Jede Pfleafchwefterncongregation, deren- Statuten nicht vor dem 
1. Januar 1810 genehmigt und Fundgethan werden, foll zertrennt feyn. 

Art. 4. Die Zahl der Häufer, die Kleidung und fonftigen Vorrechte, die 
wir den Pflegfchwefterftiften angedeihen zu laffen gefonnen find, follen in den 
Einfegungsbriefen ausführlich gemeldet werben. 

Art. 5. Jedesmal ald Verwaltungen der Hofpicien oder Gemeinden die 
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Wohlthaten dieſer Inſtitution auf die Hoſpitaͤler ihrer Gemeinde oder Bezirks 
auszudehnen wünſchten, ſollen die Geſuche deßhalb von den Präfecten an un— 
ſern Miniſter der Gottesdienſte geſandt werden, der ſodann in Verabredung 
mit den Superioren der Congregationen, Befehle zur Errichtung der neuen 
Häuſer gibt; wann es nöthig, legt uns unſer Miniſter der Gottesdienſte die 
Inſtitution der neuen Häuſer zur Billigung vor. 


Zweiter Abſchnitt. 
Noviziate und Geluͤbde. 


Art. 6. Die Hoſpitalſchweſterſchaften ſollen Noviziate haben, in deren 
Betreff ſie den durch ihre Statuten aufgeſtellten Regeln nachkommen. 

Art. 7. Die Zöglinge oder Novizen dürfen kein Gelübde eingehen, wenn 
ſie nicht ſechzehn Jahre zurückgelegt haben. Die Gelübde der Novizen die 
jünger als ein und zwanzig Jahre, dürfen nur auf ein Jahr ſeyn. Die No: 
vizen müffen die Einwilligungen darbringen, die zur DVerheirathung durch den 
Eoder Napoleon, Art. 148, 149, 150, 159 und 160 gefordert find. 

Art. 8 Im Alter von ein und zwanzig Jahren follen fich diefe Novizen 
auf 5 Jahre lang verbinden Fönnen. Beſagte Verbindung muß in Gegenwart 
des Bilchofs (oder eines vom Bifchof dazu beftellten Geiftlichen), und des Ei: 
vilbeamten gefchloffen werden, der den Act auffest und ihn auf ein doppelte; 
Regifter fchreibt, wovon ein Eremplar der Superiorin, und das andere der 
Municipalität, (zu Paris der Polizeipräfectur) zum Verwahr gegeben wird. 


Dritter Abfhnite. 
Einkünfte, Güter und Schenfungen. 


Art. 9, Jede Spitalfchwefter behält das gänzlihe Eigenthum ihrer Gi: 
ter und Einfünfte, fammt dem Recht, mit denfelben dem Eoder Napoleon ge: 
mäß zu fchalten und zu walten. 

Art. 10. Sie fann fich deffen nicht zum Beſten ihrer Familie, durch Aeten 
unter Lebenden, begeben, noch darüber, es fey zum Beſten der Congregation, 
noch zu weſſen Gunften es fey, verfügen. 

Art. 11. Es wird für das Einregiftriren der Schenfungsvermächtniße oder 
Kanfacten, die gefeglih zu Gunſten der Hofpitalfchwerterfchaften gefchloffen 
werden, nur die fire Gebühr von einem Franc bezogen. 

Art 12. Die Schenkungen follen von der Superiorin? des Haufes , wann 
die Schenkung einem Specialhaus gemacht wird, und von der Generalfuperio: 
rin, wenn die ganze Congregation die Schenfung erhält, angenommen werden, 

Art. 13. Im allen Fällen müffen die Schenfungsacten oder Vermächtniſſe 
für die begehrte Ermächtigung zur Annahme, dem Bifchofe des Orts, wo der 
Schenker oder Zeftirer wohnt, überfandt werden, damit er fie, nebft feinem 
Gutachten an unfern Minifter der Gottesdienfte gelangen laffe. 

Art. 14 Die Schenkungen , Einfinfte und Güter der geiftlichen Gongre: 
gationen, von welcher Natur fie wären, find nach dem Coder Napoleon zu be: 
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figen und zu verwalten; und fie dürfen nur diefem Coder und den Geſetzen 
und Verordnungen über die milden Stiftungen gemäß adminiftrirt werden. 

Art. 15. Die Rechnung von den Einfünften jeder Gongregation oder 
befondern Hauſes wird jedes Jahr an unfern Minifter der Gottesdienfte 
gefandt. 


Vierter Abſchnitt. 
Disciplin. 

Art. 16. Die Hpfpitalfrauen follen für den Dienft der IKranfen und 
Armen gehalten feyn, fih in den Hofpitälern oder andern mildthätigen Anftals 
ten, nach den Verwaltungsverordnungen zu richten. 

Die, welche fih Alters oder Gebrechen halber außer Dienft befinden, fol 
man auf Koften des Dofpiciums unterhalten, worin fie Eranf oder worin fie alt 
geworden. 

Art. 17. Jedes Haus, auch das vom Hauptort, wenn eines da ift, foll, 
was das Geiſtliche betrifft, dem Diöcesbifchof unterworfen feyu, der es aus— 
fchließtich befucht und anordnet. 

Art. 18. Man gibt dem Bifchof von allen durch die Statuten erkannten 
Zuchtſtrafen, die man zugefügt, Rechenfchaft. 

Art. 19. Die Häufer der Hofpitalcongregationen, wie alle andern Häufer 
des Staats, follen der Polizei der Maires, Präfecten und Juſtizbeamten un: 
tergeben ſeyn. 

Art. 20. Sp oft eine Hofpitalfchwefter Klage vorzubringen hat, über 
Ihatfachen, wider die das Geſetz Zuchtpotizeiftrafe erkennt, oder über andere 
noch ſchwerere, foll die Klage vor die ordentlichen Richter verwiefen werden. 

Art. 21. Unfer Großrichter Juſtizminiſter, und unfer Minifter der Got— 
tesdienfte, vom Innern, der Finanzen und der Hauptpolizei, find jeder, in ſo— 
weit es ihm betrifft, mit der Vollziehung des gegenwärtigen Decrets beauftragt. 


Hierzu ein Staatsrathsgutachten vom 25. März 1814 

In Erwägung, daß das Decret vom 18. Februar 1809 nur die Hofpital: 
fhweftern betrifft; daß, da der Art. 1 ihre Verrichtungen bezeichnet, fie Feine 
andere vornehmen können; daß die Haltung eines Penfionats von jungen Mäd— 
chen mir dem Krankendienft unvereinbar iſt; daß Seine Majeflät fi vorbe: 
halten hat, über die Anftalten zur weiblichen Erziehung weiter zu verfügen: 
ift der Staatsrath der Anficht, daß das Penfionat aufhören folf, worüber der 
Maire, Präfect und Staatsprocurator wachen follen. 





Am 25. Suli 1811 erfchien folgendes Decret: 

Art. 1. Das Reglement für die Geſellſchaft mütterliher Pflege iſt, wie 
es dieſem Decret angefügt, genehmigt. 

Art.2% Die in unfern frühern Decreten enthaltenen Beltimmungen, fo: 
weit fie entgegen find, aufgehoben, 
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A 


Art. 5. Alle DVermächtniffe und Geſchenke zu Gunften der Geſellſchaft 
der Mutterpflege Eönnen von ihr angenommen BR fobald wir im Staats: 
rath dazu die Ermächtigung gegeben haben.« 

Diefe Gefellfchaft hatte den Zwed, unter Protection der r& 
gierenden Kaiferin, die armen Wöchnerinen zu pflegen, ihren Be 


dürfniffen zu flenern, und die Schenfung ihrer Kinder zu erleichtern. 


Auch verfügt noch ein Staatsrathesdecret vom 25. Nov. 4813, 
daß die. Gemeinderäthe da, wo man neue Gongregationdhäufer er 
richten will, berathen follen: 4) über die Errichtung felbft, 2) über 
die jährliche Unterhaltungs» und die Koften der erften Einrichtung, 
3) über die Mittel zur Beftreitung diefer Koften. 


Hinfihtlich der Providenzfchweftern im Aheinkreife ift am 14. 
März 1818 (Amtsbl. ©. 656) folgende Verordnung erfchienen: 

Seine königl. Majeftät haben über das Inſtitut der Providenzfchweftern 
‚im Rheinfreife, unterm 26. Febr. d. J., nachfolgende Beſtimmungen zu erlaf 
fen geruht : 

1. Das Inſtitut der Providenzfchweftern foll nad den Beftimmungen der 
vormaligen franzöfifhen Regierung erlaffenen Decrete vom 27. October 1806 
und 10. März 1807, dann der durch erſteres Decret beftätigten Statuten fort: 
beftehen. 

I. Die bereits beftehenden Wereinigungen follen ftrenge auf die durd 
obige Decrete beftätigte Verfaſſung und Zweckbeſtimmung zurücgebracht werden. 

IH. Der Eönial. Regierung und den königl. Landceommiffariaten bleibt 
unbenommen, die Inftitute zu jeder Zeit zu unterfuchen, und alles zur Abſtel⸗ 
lung zu bringen, was den erwähnten Statuten zumwiderläuft. 

IV. Nur foihe Inflitute dürfen beftehen, welche ſich durch ihre eigenen 
Mittel erhalten Eönnen; indem Anfprüce auf öffentliche Caffen, oder Samm: 
lungen in den Gemeinden, nicht gewährt werden Fönnen. 

V. Bon allen Aufnahmen und allen. Regeln, welche eingeführt werden 
ſollen, fol! die weltliche Obrigkeit in Kenntniß gefest, und ihre Betätigung 
darf nie umgangen werden. 

VI Weder in ein Mutterhaus, noc, in die Filialen, dürfen ausländifche 
Schweftern aufgenommen, und überhaupt darf Fein Zufammenhang mit frem— 
den Inſtituten diefer oder anderer Art geflattet werden. 

VH. Sollte eine Schwefter ein öffentliches Lehramt im Kreife übernehmen, 
fo fol fie vorher entweder bei dem Schulfehrerfeminar zu Kaiferslautern, oder 
bei der königl. Regierung, ihre Prüfung beftanden haben. 

VIII. In alten Penfionaten und Lehranftalten, welche proteftantifche Kin: 
D aufnehmen, fol auch ein proteſtantiſcher Religionslehrer aufg eſtellt werden. 
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IX. Unter obigen Bedingungen haben Seine Eönigl. Majeftät auch die 
Eröffnung einer Penfionsanftalt zu Zweibrücken beftätiget. 

Sn Folge des Concordats von 1817 ift auch wieber ein Klo» 
fter in Speier errichtet worden, worüber nichts Näheres befannt ift. 





Dritted Capitel, 
Gottesdienft und fonftige firhlide Handlungen. 


Hierüber find folgende Beftimmungen vorhanden: 
Durh Beſchluß des Negierungscommiffärs vom 8. Prär. VI 
find die Art. 16, 48 und 19 des Bunt vom 7. Vend. IV alſo 


verfündet worden : 

Die Ceremonien aller Arten von Gottesdienft außerhalb des zu ihrer Aus: 
übung erwählten Gebäudes find verboten. (Ausz. aus dem 16. Art.) 

Die Uebertretung ..... (des 16. Art.) foll mit einer nicht über 500 
Livres, und nicht unter 100 Livres betragenden Geldbuße, und einer nicht mehr 
als zwei Fahre und nicht weniger als einen Monat langen Einferferung, be: 
flraft werden. 

Auf wiederholte Webertretung fol derſelbe Geiftliche zu zehnjähriger einzel: 
ner Einfperrung verurtheilt werden. (Ausz. aus dem 18. Art.) 

Niemand darf, bei Vermeidung der im vorhergehenden Art. beftimmten 
Strafen, Öffentlich in den Kleidungen, Bierrathen oder Trachten erfcheinen, 
welche Religionsgebräuchen geeignetifind. (Ausz. aus dem 19. Art.) 





Durch Beſchluß vom 29. Thermid. VI aus demſelben Geſetz 


folgende Artikel: 

Art. 1. Alle gottesbienftlihe Verfammlungen der Bürger, welche Religion 
fie immer befennen, find der Auffiht der Staatsgewalten unterworfen. 

Art. 2. Diejenigen, welche die Gegenftände irgend einer Religionsübung 
an den derfelben gewidmeten Orten, oder die in ihrer Verrichtung begriffenen 
Diener derfelben fpotten; oder welche die religiöfen Geremonien von irgend 
einer andern Religion, durch öffentlichen Lärm unterbrechen werden, follen zu 
einer Geldftrafe, die nicht höher ald 500 Livres und nicht geringer als 50 Livreg, 
auf den Kopf feyn darf, und zu einem DVerhafte, der nicht über zwei Jahre, 
aber wenigftens einen Monat dauern fol, verurtheilt werden, ohne hiedurch die, 
im Pönalgefegbuche beftimmten, Strafen aufzuheben, Falls die Handlung ihrer 
Natur nach dazu geeignet iſt. 

Art 5 Cim Auszug.) Es ift allen Richtern und Dermaltern, unter den im 
vorigen Art. feftgefesten Strafen, unterfagt, ihre Gewalt zu gebrauchen, fo 
wie allen umd jeden Perfonen, Thathandlungen, Schimpfungen oder Drohungen 


499 Erftes Bud. — Staatsrecht. 


anzumenden, um eine oder mehrere Individuen zur Feier diefes oder jenen relie 
giöſen Feſtes zu nöthigen, 


Art. 12. Diejenigen, welche fuchen werden, durch Schimpfen oder Drohen 
irgend jemanden zu einem DBeitrage zu den Koften eines Gottesdienftes zu nö: 
thigen, oder welche zu folhem Schimpfen und Drohen auftiften, follen mit einer 
Geldbuße belegt werden, die nicht geringer als 50 Livres und nicht größer als 
500 Livres feyn darf. ’ 

Im Falle eine Thätlichkeit oder gewaltſame Handlung dabei eingetreten iſt, 
ſoll dieſelbe nach der Verfügung des peinlichen Geſetzbuchs beſtraft werden; 
iſt die verübte Thätlichkeit nicht darin vorgeſehen, ſo ſoll der Schuldige zu 
einer Einkerkerung, welche nicht länger als zwei Jahre und wenigſtens ſechs 
Monate dauern ſoll, und zu einer Geldſtrafe von höchſtens 500 Livres und 
wenigſtens 100 Livres, verdammt werden. 


Art. 22. Jeder Kirchendiener, welcher eine Schvift, die von einem nicht 
in der fränfifhen Republif wohnenden Kirchendiener herrührt, oder als von 
demfelben herrührend ausgegeben wird, oder die.von einem in Frankreich woh— 
nenden Kirchendiener, der fich für den Abgeordneten eines Auswärtigen aus: 
gibt, herkömmt, einer Verfammlung von Perfonen, außerhalb des, für die 
Geremonien oder Gebräuche eines Gottesdienftes beftimmten Gebändes, vorle 
fen oder vorlefen laffen, fie anfchlagen oder anfchlagen laſſen, anstheilen oder 
austheilen laffen wird, foll, unrückfichtlich des Inhalts gedachter Schrift, zu 
einer fechsmonatlihen, und im MWiederbetretungsfalle zu einer zweijährigen 
Gefängnißftrafe verdammt werden. 


Art. 25.° Jeder Kirchendiener foll auf ewig zur einzelnen Cinfperrung 
verurtheilt werden, der fich eines dersfolgenden Verbrechen, entweder durd 
feine Reden, Ermahnungen Predigten, Anrufungen oder Gebete, in welder 
Sprade es immer gefchehe, fehuldig macht, oder dadurch, daß er eine Schrift, 
wovon er felbft oder jeder andere der DVerfaffer ift, in oder außer dem Gere 
monienhaufe, vorliest, befannt macht, austheilt, oder fefen, bekannt machen, 
aufchlagen oder austheilen läßt; 

Nämlih: wenn er durch befagte Schrift oder Rede zur Herftellung des 
Königthums in Frankreich Coder der gewefenen Oberherrn der vier Departe: 
mente), oder zur Vertilgung der Republik, wie auch zur Auflöfung der Narie: 
nalvepräfentation anreizt; 

Dder wenn er zu Mord und Todfchlag aufhest , oder die DVaterlandsver 
theidiger ihre Fahnen zu verlaffen, oder ihre Eltern fie zurüc zu rufen, auf: 
ſtiftet; 

Oder, wenn er diejenigen, welche zur Befeſtigung der republikaniſchen Ver— 
faſſung, oder zur Vertheidigung der Freiheit, die Waffen zu ergreifen bereit 
ſind, verkleinert; 

Oder, wenn er andere einlädt, die der Freiheit geheiligten Bäume nieder 
zureißen, oder die Zeichen und Farben der Sreiheit abzulegen oder herab: 
zuwürdigen ; 
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Oder endlich, wenn er irgend jemand zum Verrath oder zum Aufruhr 
gegen die Regierung ermahnt und ermuntert. 

Art. 24. Wenn ein Kirchendiener durch Schriften, Anſchlagzettel oder 
Reden die Bürger irre zu leiten ſucht, indem er ihnen den An- oder Verkauf 
der Nationalgüter, welche die Geiſtlichkeit oder die Ausgewanderten vorher in 
Defig hatten, als ungerecht oder verbrecheriſch vorſpiegelt; fo ſoll er mit einer 
Geldftrafe von 1000 Livres und zweijährigem Gefängniffe belegt werden. 

Es ſoll ihm außerdem die Fortſetzung der geiftlihen Werrichtungen uns 
terfaat feyn. 

Uebertritt er dieſes Verbot, fo ſoll er zehn Jahre lang einzeln einge— 
fperrt werden, 

Art. 26. Wenn, nah Befchaffenheit der Anklage, nur Geldftrafen oder 
Einferferungen auszufprechen find, fo fol das Zuchtpolizeigericht darüber erken— 
nen, jedoch mit dem Vorbehalte, daß an das peinliche Gericht des Departe: 
ments appellirt werden Fann. 

Art. 27. Die Urtheile der Zuchtpolizei follen, ungeachtet der Appellation, 
proviforifch vollzogen werden; die peinlichen Gerichte dürfen, bei Strafe der 
Ungültigkeit und einer Geldbuße von 500 Kivres, Beinen Aufichub bewiltigen, 

Art. 8. Die Beamten der Sicherheitspolizei, die Directoren der Ges 
(hwornen und die Zuchtpolizeigerichte Fönnen Vorführungs- oder Arreſtbefehle 
geben. 

Art. 29. Wenn ein Verbrechen von der Art ift, daß eine entehrende oder 
Reibesftrafe darauf fteht, fo müfen die, bei dergleichen Verbrechen der Ueber: 
zeugung wegen vorgefchriebenen Formalitäten und Proceduren beobachtet werden, 
jedoh mit der Einfchränfung: 

Daß das Urtheilsjurg aus der geſetzmäßig verfertigten Lifte der befondern 
Geihwornen durch das Loos heransgezogen werde. 

Art. 50. Die Verurtheilung zur ea zieht, an fich felbft fchon, den 
förperlihen Zwang nad ſich. 

Doch fol der Verurtheilte, blos wegen Nichtbezahlung, nicht über drei 
Monate in Verhaft bleiben. | 

Wenn die Geldbuße zugleich mit der Gefängnißftrafe verhängt worden ıfl, 
"fo follen diefe drei Monate nur von da an gezählt werden, wo die beftimmte 
Arreftzeit verflofen ift, jedoch fo, daß der Verhaft nie über zwei Jahre 
dauern darf. 





Das Decret vom 23. Prär. XI über Leichenäder f. diefen 
Artikel. Desgleihen Decret vom 18. Auguft 4811, die Verordnung 
vom 14. April 4829, vom 9. Auguft 1826, vom 7. November 
4827, koͤnigl. Refeript vom 45. Juli 1826. Hierher aber gehoͤ⸗ 
ren dann: 

Praͤfectsbeſchluß vom 14. Meſſidor A: 
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Nach Anſicht der Berichte,” welche ihm. von den Unterpräfecten und ver: 
fhiedenen Mairen über mehrere Mißbräuche erftattet worden find, die ſich bei 
ber Feier des Gottesdienftes eingefchlichen Haben, und welche darin beftehen: 

1. Daß die Geremonien des äußeren Gottesdienftes in den Gemeinden, 
wo fie erlaubt find, mehr das ganz unfchidlihe Schaufpiel eines Haufens be: 
waffneter Menſchen vorftellen, als eine friedliche und anfländige Wereinigung 
von Bürgern, die ihrem Urheber die ihm fchuldige Ehrfurcht darbringen ; daß 
das Knallen der Flinten, Böller und fonftigen Feuergewehrs, fo von der Po: 
lizei wicht geduldet werden kann, und immer ohne Ordnung, blos nad) Laune 
und Eigenfinn geleitet wird, die Öffentliche Ruhe ftört, und ſchon häufige Kia: 
gen von Seiten der Ohrigkeiten und Privatperfonen veranlaßt hatz 

2. Daß Gemeinden, ja fogar einzelne Bürger, ſich beigehen laſſen, auf 
den Straßen, Öffentlichen Plätzen, Landftraßen und Feldwegen äußere Zeichen 
des Gottesdienftes aufzuftellen, obgleich die Geſetze über die Straßenpolizei 
altes DVerfperren und die Bebauung der Öffentlichen Wege, ohne befondere 
Genehmigung der mit allem, was die Sicherheit, Bequemlichkeit, Verfchönerung 
und gute Haltung der Öffentlichen Communifationsmittel betrifft, beauftragten 
Magiftratsperfon, ausdrücklich unterfagen ; 

3 Daß die Einwohner ganzer Gemeinden zu gewiffen Zeiten Haus und 
Hof, ihre Arbeiten und Familien verlaffen, um ſich haufenweife auf das redite 
Rheinufer zu begeben; und daß diefe Wallfahrten, die um fo unnützer find, 
als alle Bürger im ihrer eigenen Heimath der Freiheit des Gottesdienftes ge: 
nießen, große Nachtheile mit fich führen, eine gefebwidrige Ausführung des 
baaren Geldes begünftigen, und felbft den alten Verordnungen der ehemaligen 
geiftlichen Fürſten zumwiderlaufen, welche diefen zeitlichen Auswanderungen durd 
ein förmliches Verbot Einhalt zu thun für nöthig erachteten: . 

Befhließt: 

Art. 1. Es darf Feine religiöfe Zeierlichfeit, welche außerhalb des Um— 
fangs der dem Gpttesdienfte gewidmeten Gebäude gehalten wird, mit Gebrauch 
des Gewehrs ftatt haben, es wäre denn, daß ein von der Civilobrigkeit gehö: 
rig beörderter Theil der Militärmacht fich dabei befinde, und diefe von ihren 
eigenen DBefehlshabern angeführt, und folglich den Regeln der Militärdisciplin 
unterworfen wäre, 

Art. 2. Jeder nicht zur gefeblich beorderten Militärmacht gehörige Bür— 
ger, welcher fich erlauben würde, bei einer äußeren Religiong feierlichkeit mit 
Slinten, Säbeln, Piftolen zu erfcheinen, oder Böller und anderes Fenergemehr 
foszufchießen, foll, nach Maßgabe der Polizeigefete, ald Störer der öffentlichen 
Ruhe verfolgt werden. 

Art. 5. Es darf Fein äußeres Zeichen des Gottesdienftes in’den Straßen, 
auf Öffentlichen P lägen, auf den Kreuzwegen, Landftraßen und Feldwegen, ohne 
eine ausdrückliche Erlaubniß des Präfecten des Departemens, aufgerichtet wer: 
den. Diejenigen, die dergleichen, ohne diefe Erlaubniß, fchon aufgerichtet haben 
folften, oder noch aufzurichten fich beigehen laffen dürften, find gehalten, fie 
auf ihre Koften weazufchaffen. 
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Art. 4, Die Waltfahrten auf das rechte Rheinufer find hiermit ausdrüd: 
ich unterfagt, In Gefolge deffen follen die Vermwaltungspolizeireglemente über 
die Pälfe auf die Zeitpunkte, wo diefe Auswanderungen Statt zu haben pfle- 
gen, auf das genauefte und ftrengfte beobachtet werden, die Wallfahrenden 
mögen einzeln oder in ganzen Haufen reifen. 

Art. 5. Gegenwärtiger Befchluß fol in beiden Sprachen gedrudt, befannt 
gemacht und angefchlagen werden. Der Vollzug deffelben wird der Wach: 
famfeit der Unterpräfekten und Maires, der Thätigkeit der Gendarmerie und 
der Offiziere und Garden der Mauth, fo wie dem aufgeflärten Eifer aller 
Geifttihen empfohlen, welchen die Würde der Religion, die Handhabung der 
Öffentlichen Ruhe, die Eintracht der Gefinnungen und bie Harmonie aller 
Theile der gefelfchaftlichen Ordnung wahrhaft und aufrichtig am Herzen liegen. 


Das kaiſerl. Decret vom 24. Meffidor XII über bie kirchlichen 
Geremonien in Beziehung auf Beamte f. im J. Bd.: Staatsbeamten. 
Präfectöbefchluß vom 4. Januar 4806: 

Nach Anficht des Art. 45 des Geſetzes vom 18. Germinal X, Jahre; 

Nach Anficht des Umfchreibens Sr. Ercellenz des Minifters vom Innern 
an die Präfecten der Departemente, vom 30. Germinal XI. Jahres, inhaltlich, 
daf das Verbot des äußern Gottesdienftes nur diejenigen 
Gemeinden betrifft, wo eine, von Sr, Ercellenzdem Mini: 
ffer der geiftlihen Gefhäfte anerkannte proteflantifhe Eon 
ſiſtorialkirche befindlicd if. 

Nach Anficht des Faiferlichen Decrets über die Begräbniffe, vom 25. Prä- 
rial XII. Jahrs; 

Nach Anficht endlich, der Faiferlichen Decrete, in Betreff der Einrichtung 
des reformirten Gottesdienftes in dem Departement des Donnersbergs, vom 
15. Nivos und 13. Frvctidor XIII. Jahrs, wie auch des Begleitungsfchreibeng 
gedachter Decrete an den Präfecten von Sr. Ercellenz dem Minifter der geiſt— 
lihen Gefchäfte, unterm 3. Vendemiär XIV. Jahre; 

In Erwägung, daß die von Sr. Ercelfenz dem Minifter des Innern erlaf: 
fene Verfügung in Hinficht der Puhlicität des Patholifchen Gottesdienftes, in 
dem hiefigen Departement nicht früher hat in Vollzug geſetzt werden können, 
weil die Anzahl der proteftantifchen Eonfiftorialfirchen, und die Orte, wo fie 
follten errichtet werden, noch nicht bekannt wären; 

In fernerer Erwägung, daß bei Vollziehung der in gedachtem Schreiben 
enthaltenen Weifung, ed zwecdmäßig ift, die Polizeimaßnehmungen zu beftim: 
men, nach welchen die Freiheit des Gottesdienftes, die vermöge des Geſetzes 
vom 18. Germinal ein gemeinfchaftliches Recht für alle Sranzofen geworden ift, 
gleicherweife von allen und für alle refpectirt werde, und ſonach beitrage, den 
Geift der Eintracht , den diefes wohlthätige Geſetz bezwedt, zu befefligen. 

Nach deffalfigem Referat an Se, Ercellenz den Minifter der geiftlichen 
Geſchaͤfte: 
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Beſchließt: 

Art. ı. Die Publicität des äußern Gottesdienftes fol in dem Departe: 
ment des Donnersberg für fämmtliche Gemeinden, die nicht als Conſiſtorial— 
orte von Sr, Ercelfenz dem Minifter der geiftlichen Gefchäfte anerkannt find, 
Statt haben. 

Art. 2, Anerkannte Eonfifkorialfirchen, wo der äußere Gottesdienft nicht 
geftattet werden darf, find diejenigen, deren Namensverzeichnifi gegenwärtigen 
Beſchluſſe angehängt ift. 

Art. 5. Die Geftattung des Aufern Gottesdienftes in den Gemeinden 
fchließet nicht die Befugniß ein, Walfahrten ins Ausland zu unternehmen, 
Dieſe Arten von Auswanderungen bleiben förmlich unterfagt, und foll deßfalls 
ber Beichluß des Präfecten vom 14. Meffidor XIL Jahrs, fernerhin gänzlich 
und durchaus vollzogen werden. 

Art. 4. In Anfehung der Beerdigungen fol Beine Neuerung gefchehen; 
und foll dabei die gebräuchliche Ordnung und die Vorfchrift beobachtet werden, 
die in den verfchiedenen Localitäten von den Mairen mit Genehmigung 
des Präfecten, gemäß den Art. 18 und 21 des Eaiferlichen Decrets vom 23. 
Prärial XII. Jahrs, feſtgeſetzt worden ift. 

Art. 5. Die Polizei des äußern Gottesdienftes ſteht, in Anſehung alles 
deſſen, was die Öffentiiche Ordnung betrifft, den Meiren zu, welche fie entwe— 
der felbft, oder durch ihre Adjuncten, oder durch ein Mitglied des Gemeinde 
raths, ausüben | 

Art. 6. Einftweilen, und bis Se. Majeftät die Maßnehmungen wird zu 
erfennen gegeben haben, die fie zur Einführung der durch den Art. 39 des Ge 
ſetzes vom 18. Germinal vorgefchriebenen Einförmigfeit der Lithurgie zweckmäßig 
erachten wird, foll der Hr. Biſchof von Mainz erfucht werden, dem Präfert 
die allgemeinen, Diözefan= oder Patronalfefte anzuzeigen, die in feinem Spren: 
gel eingeführt find, und mit denen ein feierlicher äußerer Gottesdienſt verbuns 
den ift, damit das diesfalffige Verzeichniß den Mairen mitgetheilt werden Eönne, 
um ihnen bei den Äußeren Geremonien, die fie zu erlauben oder zu verhindern 
haben, zur Richtſchnur zu dienen, indem diejenigen, welche der Hr. Biſchof 
beſtimmt haben wird, allein geftattet werden follen. (Gefes vom 18. Germi 
nal, Art. 40.) ’ 

Art. 7. Der Art. 48 befjelben Geſetzes fol unverzüglich in Vollzug ge: 
fegt werden. Der Hr. Bifchof wird demnach dem Präfect den Plan eröffnen, 
den es zweckmäßig feyn wird, für das Läuten der Glocken im Umfange dei 
Departement anzunehmen, damit der Präfect, nach der deßfalls mit demfelben 
gepflogenen Rüdfprache, den Adminiftrativbehörden das befchloffene Reglement 
bekannt machen, und den Bollzug deffelben verordnen Fünne. 

Art. 8. Der Läuter fol perfönlich für den Vollzug diefes Neglement ver: 
antwortlic feyn, und im Webertretungsfalle feiner Seits mit den rechtlichen 
Strafen belegt werden. 

Art. 9. Wenn in einer Gemeinde die Beier eines äußeren Öffentlichen 
Gottesdienſtes Statt hat, fo foll der Piarrer pder Defervant gehalten ſeyn, 
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den Maire 24 Stunden zuvor davon zu benachrichtigen und ihm die Stunde 
anzuzeigen, wann die Geremonie ihren Anfang nimmt. Diefer öffentliche Got: 
tesdienft ift von den Procefiionen und anderen für große Feſte paffenden Hand: 
(ungen zu verftehen, und nicht vom gewöhnlichen äußern Gottesdienft, als Beer: 
digungen, Ausfpendung der Sacramente an die Kranken , und andern dergleis 
chen, die täglich zu gefchehen pflegen, und die dadurch fehon von der Polizei 
nur die Aufficht und den allgemeinen Schuß erfordern, den die Obrigkeit allen 
dem fchuldig iſt, mas das Geſetz ſowohl im Civilweſen, ald in Hinficht der 
von ihm anerkannten Gottesverehrungen, erlaubt. 

Art. 10. Auf diefe Benachrichtigungen foll der Maire diejenigen Verfü: 
gungen treffen, die im folhem Falle der öffentliche Anftand erfordert, als da 
find, dag Reinigen und Aufräumen der Straßen, die augenblidfihe Unterbre— 
hung der Circulation der Wagen, Pferde, Ochfen und anderer Thiere, und 
überhaupt alles deffen, was die Verrichtungen des Gottesdienftes ftören könnte. 

Art. 11. Der Maire foll die ihm vom Pfarrer oder Deffervant angezeigte 
Stunde des äußern Gottesdienftes nicht ändern dürfen; michts deftoweniger foll 
er bei den Kirchen, wo das Simultaneum noch befteht, und Iediglich für diefen 
Ball, Sorge tragen, das Feine Glaubensgenoffen in den Gerechtſamen, in des 
ren Beſitz fie find, geflört werden, vorbehaltlich, wenn ftreitige Fälle eintres 
ten, fie an den Präfecten gelangen zu laſſen. 

Art. 12. Jedes Individuum, von welchem Bebenntniffe es immer fern 
mag, ift gehalten für den Gottesdienft, der öffentlich unter geſetzlichem Schuß 
und Sicherheit begangen wird, äußern Aufland und- Achtung zu bezeigen. Ders 
jenige demnach, der fich anftellen würde, als verachte er ihn, oder der fich 
eine Störung dejfelben beigeben laſſen würde, foll angehalten, dem gerichtlichen 
Polizeibeamten überliefert, und nac der Schwere des Vergehens belangt werden. 

Art. 15. Diefe äußere Beobachtung des Anftandes verbindet Eeinen Bür— 
ger zu Handlungen, die eine AnhänglichFeit an einen Glauben, wozu er fich 
nicht befennt, ausdrüden würden, als nämlich das Siniebeugen auf öffentlicher 
Straße, oder andere dergleichen, die der Freiheit des Gewiſſens zu nahe tres 
ten würden. 

Art. 14. Wenn bei Gelegenheit der im vorhergehenden Artikel autorifirten 
Verweigerung, oder wegen anderer Urfachen, bei einer äußern Geremonie Un: 
ruhen gegen eine oder mehrere Individuen entfünden, oder es zu Thätlichkeiten 
und ärgerlichen Auftritten käme, fo follen die Urheber nach der Schärfe der 
Geſetze belangt werden, und die Maire follen darüber an den Präfecten einbe: 
richten. | 

Art. 15. Eine religiöfe Rerſammlung, die außerhalb ihren Gottesdienft 
begeht, darf fih auf dem Lande nicht von der Öffentlichen Straße entfernen, 
noch das Privateigenthum betreten. 

Art. 16. Niemand darf bei äußeren Ceremonien mit Waffen erfcheinen, 
es feye dann die bewaffnete Macht, wenn fie von der Eivilobrigfeit nefeslich 
erfucht worden iſt. 

Art. 17. Das Feuer der Kanonen, Meinen Gewehr, Böltern und deralei- 
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chen ift durchaus unterfagt, ausgenommen in Garnifonsflädten und untet der 
Leitung der Militärbeamten Sr. Majeftät, bei folchen öffentlichen Feſten, die 
von der Regierung verordnet find. 

Art. 18. Die Maire Eönnen, je nach der Größe ihrer Gemeinden, ihrer 
Bevölkerung und der Volksmenge, die die Feierlichkeit von außen beizieht, die 
Gendarmerie der nächften Brigade berufen, fich auf den beftimmten Tag bei 
dem Befte einzufinden, und dafelbft die gute Ordnung zu handhaben. 

Art. 19. Die Ruhepläge oder fogenannten Stationen follen, wenn fie 
nöthig erachtet werben , mit Bewilligung des Maire an folhen Orten Statt 
haben, die dazu die anfländigften und bequemften feyn werden. Jedoch follen 
fie nicht zu nahe an Kirchen feyn, die zu andern vom Geſetze anerkannten Re: 
ligionsübungen beftimmt find, fo daß fie diefen Uebungen etwa hinderlich fielen, 
und einen Keim der Zwietracht unter den Bürgern abgeben würden. 

Art. 22. Die äußeren und ftändigen Zeichen eines Glaubensbefenntniffes, 
die auf den öffentlichen Straßen angebracht, werden, um dafelbft zu bleiben, find 
der Straßenordnung unterworfen, und können nur mit ausdrücticher Erlaubnif 
bes Präfecten aufgerichtet werden; auch fol diesfalis fein Befchluß vom 14. 
Meifivor” KU. Jahrs in feiner Kraft bleiben. 


Verzeihniß der Gemeinden, in welden fih Eonfiftorialfir 
hen, reformirter ——— und Augsburger@onfeffion, 
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Kaif. Decret vom 18. Mai 1806: 


l. Titel, 
Afgemeine Regeln für die Kirchen. 


Art. 1. Die Kirchen find dem Publikum unentgeldlich eröffnet: demnach 
ift verboten in den Kirchen und bei ihrem Eingang etwas mehr als den Preis 
der Stühle, unter welchem Vorwand es ſey, zu nehmen. 

Art. 2. Die Kirchencaffen dürfen Bänfe und Stühle nach dem Tarif der 
deshalb befchloffen ift oder feyn wird, und die Kapellen gütlich, vermiethen. 

Art. 3. Der Tarif des Preifes der Stühle foll vom Bifchof und vom 
Präfect befchloffen werden; und diefe Feftfesung fol immer die nämliche ſeyn, 
welches auch die Eeremonien, die in der Kirche Statt haben, ſeyn mögen. 


DI. Zitet. 
Seelenmefjen in den Kirchen, 


Art. 4. In allen Kirchen follen die Pfarrer, Unterpfarrer und Dicarien 
den für die geftorbenen Armen geforderten Meffendienft umfonft thun; die 
Dürftigkeit wird durch einen Schein der Municipalität bewiefen. 

Art. 5. Iſt die Kirche behängt um einen Leichenzug aufzunehmen, und 
wird hernach die Reiche eines Dürftigen gebracht, fo darf die Behängung nicht 
meggethan werden, die Meile diefes Todten wäre denn geendet. 

Art. 6. Die Verordnungen über die Materie, die von den Bifchöfen 
ſchon aufgefest find oder es Fünftig werden, folfen ung von unferm Minifter 
der Gottesvdienfte zur Bilfigung vorgelegt werben, 

Art. 7. Die Kirchencaffen follen ſelbſt oder durch verfteigertes Unternehmen 
alle zum Leichendienft im Innern der Kirche nöthigen, wie auch die auf die 
Pracht der Leichenbeftattungen bezughabenden Lieferungen, doch unbefchadet der 
Rechte der Unternehmer, die fchon ihre Verträge haben , machen laffen. 

Sie folfen desfalls Tarife und Kiffen, claffenweis graduirt, verabfaffen; fle 
werden den Municipalräthen und Präfecten, um ihr Gutachten zu haben, mit: 
getheilt, und uns durch unfern Minifter der Gottesdienfte, für jede Stadt, zur 
Billigung vorgelegt. Unfer Minifter des Innern foll ung gleichermaßen desfalls 
die Gutachten der Municipalräthe und Präfecten mittheilen. 

Art. 8. In den großen Städten vereinigen ſich alle Kirchenverwaltungen, 
um ein einziges Unternehmen zu bilden, 


In Zitel 
Bon der Führung des Leichnams. 


Art. 9. In den Gemeinden, wo fein Unternehmen oder Handel für die 
Begräbniſſe gefchloffen ift, wird die Führungsweiſe der Leichname vom Präfest 
beftimmt. Die Leichenführung der Armen fol unentgeldlich gefchehen. 

Art. 10. In den bevölferten Gemeinden, wo die Entfernung der Gottes: 
äder die Leichenführung Eoftfpielig macht und wo man dazu Wägen braucht, 
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folten die Municipalgemwalten, in Gemeinjchaft mit den Kirchen, die zur Beer: 
digung und zum Unterhalt der Gottesäcker nöthigen Arbeiten verfleigern laſſen. 

Art. 11. Die Führung der armen Zodten foll geziemlich und unentgeldlid 
feyn : jeder andere ift einer fireu Taxe unterworfen. Die Familien, die einigen 
Prunk wollen, vertragen fich deßhalb mit dem Unternehmer nach dem Zarif, 
der darüber aufgefest if. Die Berordnungen und Verträge, wodurch diefe 
Tare und der Tarif feſtgeſetzt werden, folfen von den Municipalräthen in Be: 
rathfchlagung genonimen und hernach,, mit dem Gutachten des Präfects, vom 
Minifter des Innern ung zur Billigung vorgelegt werden. 

Art. 12. Es iſt, in diefen Verordnungen und Handelſchlüſſen uuterfagt, 
irgend eine Zarerhöhung für Darftellungen und Stationen in der Kirche zu 
fordern, maffen jedermann das Recht hat darin dargeftellt zu werden. 

Art. 15. Es ift verboten, im Innern der Städte eine Leichenftätte anzu: 
legen. 

Art. 1%, Die im Art. 11 bedachten Lieferiingen in den Städten, wo die 
‚ Kirchencaffen nicht felbft liefern, werden entweder auf interefiirte Verwaltung, 
oder auf Unternehmung, einem einzigen Verwalter oder Unternehmer gegeben. 
Das Laftenheftfchlägt der Municipalrath nach dem Gutachten des Bifchofs vor, 
und wird ed von dem Präfect definitiv befchloffen. 

Art. 15. Die Verfteigerungen gefchehen nach der von ve Geſetzen und 
Verordnungen für alle Öffentlichen Arbeiten eingeführten Weife. 

Wird zwifchen den bürgerlichen Gewalten, den Eigenthümern umd den 
Kirchencaffen über ;die eriftirenden Kaufhändel geftritten, fo fol auf die Be 
richte unferer Minifter vom Innern und der Gottesdienfte darüber gefprocen 
werden, 

Das Gutachten des Präfects der Seine, vom 5. März 1806, ift gut: 
geheißen. 

Art. 16. Unfere Minifter des Innern und der Gottesdienfte find, ein jeder 
in feinem Sache, mit Vollziehung des gegenwärtigen Decrets beauftragt. 


Ein genehmigtes Staatsrathsgutachten vom 4. Juni 1809 geht 
dahin, daß Niemand in der Kirche eine befondere Tribüne haben 
dürfe, oder einen Vorrang anfprechen fönne, als welcher durd 
Art. 47 ded Gefeßed vom Germinal X. den Staatöbeamten einge 
räumt ift. 


Decret vom 22. Dezember 1812 über Hausfapellen. 

Art. 1. Die Hauscapellen und befondern Betzimmer, wovon im Art. 4 
des Gefenes vom 18. Germinal Jahr X Erwähnung gefchehen it, und bie 
nach den Ausdrücken des befagten Artikels noch nicht durch ein Faiferl. Derret 
erlaubt worden find, werden mr folgenden Verfügungen gemäß erlaubt. 
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Art. 2. Geſuche um bejondere Betzimmer für die Spitäler, Gefängniffe, 
Einfperrungs=: und Arbeitshäufer für die geiftlichen Secundärſchulen, die reli: 
giöfen Congregationen , die Lyceen und Eollegien, fo wie jene um Hauscapellen 
und Betzimmer in der Stadt oder auf dem Lande für Privatperfonen oder 
große Anftalten von Zabrifen und Manufacturen werden von ung in unſerm 
Rathe auf Anftehen unferer Bifchöfe geftattet. Diefen Gefuchen werden die 
zu diefem Ende von den DVerwaltern der öffentlichen Anftalten gehaltenen Be: 
rathſchlagungen und das Gutachten des Maires und Präfecten beigefügt. 

Art. 5. Die Penfionsanftalten für junge Mädchen und für junge Knaben 
fönnen ebenfalls in den nämlichen Formen ein befonderes Betzimmer erhalten, 
wenn ſich eine hinlängliche Anzahl von Zöglingen darin befindet und andere 
entfcheidende Beweggründe vorhanden find. ' 

Art. 4. Die Bifchöfe dürfen Kapellen oder Betzimmer nur auf die Vor: 
zeigung unſers Decrets einmweihen. 

Art. 5. Kapellen oder Betzimmer können in Städten nur wegen wichtiger 
Urfahen und nur fo lange beftehen, als die Perfon am Leben ift, welche die 
Erlaubniß erhalten hat. 

Art. 6. Privatperſonen, welche Kapellen auf dem Lande haben, dürfen 
darin nur von Prieſtern, welche von dem Biſchofe dazu berechtigt ſind, Meſſe 
leſen laſſen. Der Biſchof verſtattet dieſe Erlaubniß nur, inſofern er es dieſes 
thun zu können glaubt, ohne dem Pfarrdienſte ſeines Kirchſprengels zu ſchaden. 

Art. 7. Die Kapläne der Landkapellen können die Sacramente nur dann, 
wenn fie die befondere Erlaubniß dazu vom Bifchofe haben, und unter der Aus 
torität und der Auflicht des Pfarrers austheilen. 

Art. 8. Alle Berzimmer oder Kapellen, worin der Eigenthümer gerne den 
Gottesdienft halten ließe, und für welche er. in der Frift von fechs Monaten 
nicht die im Art. 1 angegebene Erlaubniß auflegt, werden auf Betreiben uns 
ferer Procuratoren bei unfern Gerichtshöfen und Tribunälen und der Präfecte, 
Maires und anderer Polizeibeamten gefchlofjen. 


Hiezu das Stantsrathögutachten vom 6. November 1813: 


Der Staatsrath — in Erwägung daß, wenn es fachdientich iſt, die geifte 
lihe Hülfe der Religion in das Bereich der Bürger zu ftelfen, es eben fo 
zweckmäßig ift, das Loos der Geiftlichen, welche dieſe Hülfe zu Teiften beaufs 
tragt find, auf gefiherte Ertragsquellen zu begründen, und‘den Stenerbaren 
feine unnütze oder ihre Kräfte überfteigende Laften aufzulegen; in Erwägung, 
daß diefe Anträge zur Errichtung von Kapellen nicht immer mit hinreichenden 
Documenten belegt find, um die Nothwendigkeit diefer Errichtungen zu bewei— 
fen, noch auch das Werhältniß der Laften feftzuftellen, welche daraus. mit den 
gewöhnlichen Steuern erwachfen jollen — ift der Meinung, daß jede Forderung 
der Errichtung einer Kapelle, außer den bis jest erforderlichen Documenten, 
auch mit folgenden Belegen begleitet feyn foll: 1)- einem Gertificate des Depar— 
tementeingenieur, durch welches die Entfernung der. fordernden Gemeinde von 
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der Pfarr: und Succurfallirhe, und die Schwierigkeiten, welche die Lage der 
Drte bei fchlechtem Wetter auf die Communication haben kann, conftatirt wer: 
den; mit einem Certificate des Gteuerdirectord, durch welches der Betrag 
der Hauptfumme der Grund: und Mobiliarfteuer der Fatholifchen Einwohner 
der reclamirenden Gemeinde, nach Abzug der Beifchläge befagter Steuern, con 
flatirt wird; 3) einem Status der Bevölkerung, welcher durch den Unterpri- 
fecten bewahrheitet feyn muß. 


Ueber die Störung der Sonntagsfeier fommen folgende Ber; 
fügungen vor: 
Verordnung vom 44. Auguft 1813 (Amtsbl, ©. 815): 

Da e3 den alferhöchften Abſichten Sr. Maj. und der Achtung, welche jede 
Obrigkeit den religiöfen Inflitutionen beweifen foll, ganz entgegen iff, daß an 
den gefeglich geheiligten Tagen die königl. Behörden und Stelfen öffentliche 
Verhandlungen, Verſteigerungen, Verpachtungen u. dgl, vornehmen, fo haben 
Se. Maj. der König am 21. Juli d. J. allergnädigft zu befehlen geruht, dab 
diefer Mißſtand für die Zukunft unterbleibe, 

Hienach haben ſich ſämmtliche Behörden und öffentliche Notarien zu achten, 


Verordnung vom 9. Jänner 1818 (Sntelligenzbl. ©, 9): 

Man hat mißfälfig wahrgendmmen, daß im Nheinkreife fremde Kalender 
im Umfaufe find, im welchen mehrere Eirchliche Feiertage durch rothen Drud 
bezeichnet erfcheinen, deren Begehung die beftehenden Verordnungen umterfagen, 

Damit num hierans Feine Unordnung entftehe, fo hat man für zwecmäßig 
erachtet, das Pubiicum aufs Neue darauf aufmerkfam zu machen, daß, außer 
den Sonntagen, nur folgende Tage feierlich begangen werden dürfen, nämlich: Das 
Feſt der Geburt Ehrifti, Ehrifti Himmelfahrt, Mariä Dim 
melfahrt, Ullerheiligen, der Neujahrstag, der zweite Wei: 
nachts-, zweite DOfter: und zweite Pfingfitag und das Frohe 
leihnamsfefl. 


Verordnung vom 3. März 1824 (Amtöbl. ©. 19: 

Se, königl. Majeftät haben durch alferhöchftes Nefeript vom 19. Februar 
1. 5. allergnädigft zu verordnnen”geruht, daß der zweite Oftertag, der zweite 
Pfingſttag, der zweite Weihnachtstag und das Frohnleichnamsfeſt, gleich den 
übrigen gefeglichen Feiertagen, im Rheinkreiſe angefehen werden follen, 


Verordnung vom 13, April 1825 (Amtsbl. S. 11): daß ber 
Sharfreitag unter die im Nheinfreife gefeglich zu feiernden Seite 
aufgenommen werden foll. 
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Verordnung von/22. Mai 1828 (Intelligenzbl. ©. 219: 

In Folge allerhöchſten königl. Befehls vom 22. März I. 3. erhalten alle 
Polizeibehörden des Kreifes den bemeffenen Auftrag, auf jede nach den be: 
ſtehenden Geſetzen zuläßige Art dahin zu wirken, daß die Sonn: und Feſttage 
mit geeigneter Würde begangen, und alles entfernt gehalten werde, was die 
gottesdienftlichen Werrichtungen flören, oder herabwürdigen Eönnte, 

Zugleich haben Se. Eönigl, Majeftät insbefondere verordnet, daß an diefen 
vorzüglich dem geiftlichen Unterrichte und der Gottesverehrung gewidmeten Tage 
alle Arbeiten unterlaffen werden follen, melche auf Rechnung und Anordnung 
des Staates gefchehen und daß die Communalarbeiten an diefen Tagen ausge: 
fest, und die Wochenmärkte in den Städten, wo nicht unabweisbare auf Lokal 
oder andere Rückſichten gegründete Anftände dagegen obmwalten, auf andere 
ſchickliche Wochentage zu verlegen feyen. 

Diefe Beſtimmung findet jedoch, foviel die Staatsarbeiten betrifft, Feine 
Anwendung auf die allenfalls dermalen fchon im Accord gegebenen Arbeiten, 
hinfichtlich welcher ſolche erft in Zukunft zu gelten hat. Desgleichen nicht auf 
jene Staats: und Communalarbeiten, bei weldhen der Drang der Umftände 
eine Verzögerung nicht geftattet, 3. DB. wenn wegen drohender Gefahr ein 
Damm unverweilt aufzumwerfen, oder eine durch Hochwaſſer oder andere Ele— 
mentarzufälfe unterbrochene Verbindung fchleunigft wieder herzuftellen ift. 

Hienach haben fih die Polizei: und Baubehörden genau zu achten. 





Verordnung vom 13. Februar 1829 wegen Treibjagen f. Sagd. 


Noch müffen wir anführen die Verordnung vom 13. October 1849 


(Amtsbl. 1820), die Trauung gemifchter Ehen betreffend : 

Da nach den übereinftimmenden Berichten Unferer proteftantifchen Conſi— 
florien zu Ansbach und Baireuth die feit dem Jahre 1811 beftehenden Anord» 
nungen über das Pfarrrecht bei proteftantifchen Trauungen mancherlei Irrun— 
gen veranlaffen, und die Herftellung des frühern Herkommens allgemein gewünſcht 
wird; fo haben Wir auf den ‚Antrag Unfres proteftantifchen Oberconfiftoriums 
befchloffen, wie folgt: 

1) Die Verfügung vom 6. Julius 1811, (Ragebl. 1811, ©. 45) fo wie 
die nachträgliche Erläuterung vom 21. November des nämlichen Jahre, 
werden hiemit dahin abgeändert, daß bei proteflantifchen Verlobten aus 
zwei verfchiedenen Kirchiprengeln, nach der frühern Sitte, das Trauungs— 

recht dem Pfarrer des Fünftigen Wohnortes der Brautleute zuftehen foll; 

wobei es jedoch den Verlobten unbenommen bleibt , fih mit Einwilligung 
des berechtigten Pfarrers, welche, gegen Erlegung der herkömmlichen 
Stofgebühren an denfelben, nie verweigert werden darf, fich in einer 
andern inländifchen Pfarrei trauen zu laffen. 

2) Bei aemifchten Ehen hat es bei der Verordnung vom 25. Sept. 1814 
Ragsbl. 1814 S. 60) fein ferneres DVerbleiben. 
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Biertedß Capitel 
Kirhlihe Religionsbäder. 





Decret vom 7. Germinal XIII: 

Art. 1. Die Kirhen:, Andachts- und Gebetbücher Fönnen nur nach einer, 
von den Dideefanbifchöfen gegebenen, Erlaubniß gedrucdt und wieder aufgelegt 
werden; diefe Erlaubniß muß im voll ſtändigen Texte an der Spige eines jeden 
Exemplars angegeben und abgedrucdt werden. 

Art. 2. Die Druder und Buchhändler, welche Kirchen, Andachts: und 
Gebetbücher druden, oder wieder neu auflegen, ohne diefe Erlaubniß erhalten | 
zu haben, follen in Gemäßheit des Gefeged vom 19. Juli 1793 verfolgt werden, 

Art. 3. Der Großrichter Minifter der Juſtiz, und die Minifter der Gene 
ralpolizei und des Cultus find mit der Vollziehuug beauftragt. 

Bemerk. 1. Der Urt. 2 des Geſetzes vom 19. Juli 1795 verfügt die 
Gonfiscation Aller (ohne Erlaubniß der Biſchöfe gedrucdter oder wieder ge: 
druckter) Eremplare durch die Sriedensrichter. 

Bemerk. 2. Die Bifchöfe find Eigenthümer ihrer Paftoralbriefe, und es 
ift nicht erlaubt, fie, ohne ihre Genehmigung, nachzudruden. 

Bemerk. 3. Das Gefeb von 7. Germinal XII gibt, den Bifchöfen 
nicht das Necht, irgend Jemanden ein ausfchließliches Privilegium für den 
Druc der befagten Bücher zu ertheilen. , 

Bemerk. 4 Nicht die Adminifrativbehörde, fondern Die Gerichte haben 
in — zwiſchen Privatleuten, hinſichtlich des Drucks jener Bücher, 
zu erkennen. 


Decret vom 4. April 1806 verkuͤndet den vom Cardinallegaten 
genehmigten katholiſchen Katechism. 


Das neue proteſtantiſche Lehrbuch iſt am 24. Jaͤnner 18% 
(Intelligenzbl. S. 153) und das neue proteſtantiſche Geſangbuch 
am 5. Sept. 1823 (Intelligenzbl. ©. 1287) als Religions⸗ und 
Schulbuh aufgenommen. 


Fünftes Eapitel 
Kirchliche Behoͤrden. 


Außer den Verfaffungegefesen und Goncorbaten, muͤſſen wir 
hier noch folgende Verfügungen erwähnen: 
Decret vom 17. Präreal XI: 


Art. 1. In Gemäßheit der Art. 60 und 61 des Gefehes vom 18 Ger. 
X., werden die Bifchöfe, im Einverftändnifie mis den Präfecten, eine neue Cit— 
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eumfeription der Succurfalen vornehmen, jedoch in der Art, daß ihre Anzahl 
das Bedürfniß der Gläubigen nicht überſteigen darf.. 

Art. 2. Die Präfecten werden das Gutachten der dabei intereffirten Ges 
meinden verlangen, um die LKocalitäten und Alle Umftände Eennen zu lernen, 
welche die Vereinigung jener Gemeinden, welche ein einziges, von der näms 
lihen Suceurfale abhängendes, Gebiet zu bilden fähig find, beftinnmen Pönnen. 

Art. 5. Die Pläne der neuen Gircumfeription werden an den, mit den 
Gefchäften des Cultus beauftragten, Staatsrath eingefchickt, und fle Fönnen nur 
in Kraft eines Eaif. Decretes in Vollzug gefegt werden. 

Art. 4. Bis die neuen Pläne der Circumfcription erecutorifch gemacht find, 
werden die Deffervand der exiftirenden und proviforifch genehmigten Snecurfas 
len, von dem nächften erften Meſſidor an (20. Juni), einen jährlichen Gehalt 
von 500 Franken genießen; vermittelft diefes Gehaltes werden fie von den Ges 
meinden nichts fordern, die Wohnung , nach den Worten des Art. 72 des Ge: 
ſehes vom 18. Germinal X. ausgenommen. 

Art. 5. Der Betrag der Penfionen, welche die Deſervans genießen, fol 
in jenen ihred Gehaltes eingerechnet werden. 

Art. 6. Die Gehalte der Defervans werden vierteljährig bezahlt. — Die 
Bifhöfe werden dem, mit den Gefchäftengdes Eultus beauftragten, Staatsrath 
und den Präfecten von der Ernennung der Defervans Nachricht geben. Bon 
dem 1. Vendemiäre AI an (21. Sept. 1804), erhalten die Pfarrer und De: 
fervang ein, von dem Erzfchasmeifter des Reichs unterzeichnetes, Befoldungs: 
brevet: ihr Gehalt wird auf die Vorzeigung diefes Brevets ausbezahlt werden. 

Art. 7. Am erften Tage jedes Vierteljahr wird der, mit den Gefchäften 
des Eultus beauftragte, Staatsrath einen Status der Defervans, welche am 
erften Tage bes vorhergehenden Vierteljahrs exiſtirten, ausſtellen. Dieſer 
Status wird den Betrag ihres Gehaltes und jenen der — welche ſie 
genießen, angeben. 

Art. 8. Der Einnehmer eines jeden Departements wird auf den, vom 
Biſchof aufgeftellten und vom Präfecten angewiefenen, Status die Befoldungen 
der Pfarrer und Defervans auszahlen. 


Hiezu dad Decret vom 30. September 1807: 

Art. 1. Der Status der, dem Staatsfchate zur Laſt liegenden, Succurſa— 
fen folt, fo wie er kraft des Decrets vom 5. Nivofe XIII feftgefegt worden, von 
24,000 auf 30,000 erhöhet werden. 

Art. 2. Zu diefem Behufe fol die Zahl der Succurfalen in jedem Depar— 
temente, fo wie es in dem beigefügten Status angegeben ift, vermehrt werden. 
Die Austheilung derfelben foll in der Art gefchehen, das die Zahl der, durch 
unfer Decret vom 5. Nivofe XIII dem Staatsfhage zugefchriebenen Succurfas 
len, und jene, welche durch gegenmwärtiged Decret geftattet iſt, die Totalität 
der Gemeinden des Departements umfafen. 

Art. 5. Diefe Vertheilung fol, auf Betreiben der Bifchöfe, im Einver: 
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ftändniffe mit den Präfecten, in dem Monate gefchehen, welcher auf bie Pubti: 
cation des Gegenmwärtigen folgen wird. 

Art. 4. Die Bifchöfe und die Präfecten follen auf der Stelle den Status 
der Vertheilung entwerfen, und ihn dem Euftminifterium einfhiden, damit 
derfelbe von ung definitiv genehmigt und dann in die Eaiferlichen Archive nie: 
dergelegt werde. 

Art. 5. Die Defervang jener Succurſalen, welche durch den Staatsicas 
neu dotirt find, follen von jenem Tage an bezahlt werden, an welchem der 
Status diefer Succurfalen für ihre Didcefe genehmigt wird, wenn fie vor die: 
fer Genehmigung fchon die Functionen eines Defervans in diefen neu dotirten 
Succurſalen verrichteten, und vom Tage ihrer Ernennung au, wenn fie eril 
nach der Bollziehung des Gegenmwärtigen ernannt werden. 

Art. 6. Die Befoldung der Defervans fol fortwährend in den, durd die 


Art. 4,5 und 6 unfers Decrets vom 11. Prärial XII vorgefchriebenen Formen 


bezahlt werden. 


Art. 7. Die Dotationstitel der Succurfalen Fönnen, wenn fie einmal in 
dem von ung genehmigten Diöcefanftatus., in Gemäßpeit des obigen Art. 4 be: 
zeichnet find, weder verändert, nod von einem Orte zum andern transferitt 
werben, 

Art. 8. Es Eönnen in den Pfarreien oder Suecurfalen, wenn fie zu aus: 
gedehnt find und wenn die Befchwerlichkeit der Communication es fordert, Ku: 
pellen errichtet werden. 

Art. 9. Die Errichtung diefer Kapellen muß vorläufig durch eine Bern: 
thung des Gemeinderathes, der zu diefem Behufe fich verfanmeln zu dürfen 
autorifirt feyn muß, hervorgerufen werden. Diefe Berathung wird die Der: 
bindlichkeit,, den Caplan zu dotiren ‚" enthalten. 

Art. 10. Die Summe, welche zur Befoldung diefes Caplan vorgefchlagen 
wird, foll in der Berathung ausgefprochen werden; und nachdem wir die Er: 
richtung der Kapelle werden genehmigt haben, fol der Präfect die Vertheilunge: 
rolfe der befagten Summe durch einen eigenen Beſchluß erecutorifch erFlären. 

Art. 11. Es kann auch auf gleiche Weife, auf Werlangen der vorzüglid 
Befteuerten einer Gemeinde, und auf die perfünliche Verbindlichkeit, dab lt, 
den Vicar bezahlen zu wollen, unterfchreiben, eine Annexe errichtet werden; 
diefe Verbindlichkeit foll, nach Errichtung der Annere, durch Homologation und 
auf Betreiben des Präfeeten, erecutorifch gemacht werden, 

Art. 12. Ausfertigungen der befagten Berathungen, Verlangen, Verfpre 
chungen und Verbindlichmachungen follen dem Präfecten des Departementes und 
dem Didcefanbifchof vorgelegt werden, welche, nachdem fie fich darüber verflin 
digt haben, ein jeder für fih, ihr Gutachten über die Errichtung der Annere 
> am unfern Gultminifter einfchiden werden, welcher ung fodann darüber Bericht 
erftatten wird. 

Art. 15. Die Kapellen oder Annexen follen von den Pfarreien oder Sw: 
eurfalen, in deren Pfarrfprengel fie fich befinden, abhängig ſeyn. Sie follen 
unter der Aufficht der Pfarrer oder Deffervans ftehen, und der Priefter, mei: 
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cher dabei angeflellt wird, wird nur in ber Eigenfchaft eines Vicars oder Ka: 
plans functioniren. — 


Staatsrathsgutachten, genehmigt am 20. November 1806: 

Daß die durch den Art. 427 des Civilgefehbuches ausgefprochene Dispens 
von Vormundfchaften nicht nur auf die Geiftlichen, welche Pfarreien oder Suc: 
curfalen bedienen, fondern auch auf alle Perfonen anwendbar ift, die für den 
Eultus folhe Functionen ausüben, welche Nefidenz nöthig machen, in welchen 
fie durh Se. Maj. genehmigt find, und für welche fie den Eid leiſten. 


Decret vom 25. März 1807: 

Art. 1. Das Alter der Einweihung zum evangelifchen Minifterium der pro: 
teftantifchen Eulten der einen und der andern Kirchengemeinfchaft ift auf fünf 
und zwanzig Jahre feflgefest. 

Art. 2. Keiner Fann von jept an zur Ausübung der Pfarrfunctionen zu: 
gelaffen werden, wenn er nicht diefes Alter erreicht und fich darüber bei unferm 
Euftminifter ausgewiefen hat. 





Ein Decret vom 7. Jänner 1808, Nro. 2913, hatte verorbnet, _ 
daß gemäß Art. 17 des Givilgefegbuchs Fein franzöfifcher Geiftlis 
her ein Bisthum in partibus ohne Erlaubniß des Kaiferd anneh- 
men und feine Conſekration nicht eher erfolgen barf. 


Sm Sntelligenzblatte 18241 ©. 184 ift die neue Umfchreibung 
der proteftantifchen Pfarreien zu finden. 


Wegen der Form der Bewerbungen um Fatholifche Pfarritellen, 
welche die Regierung zu befegen hat, liegen mehrere Verfügungen 
vor, Die Hauptverfügung ift jene vom 27. November 1821 (In: 
telligenzbl. ©. 715): 

Die unterzeichnete Landesftelle (königl. Regierung des Nheinfreifes, Kam: 
mer des Innern) findet fi veranlaßt, für Bewerbungen um kathol. Pfarreien 
folgendes vorzufchreiben. 

Jedes Geſuch um Verleihung, oder Verſehung auf eine erledigte Piarrei 
foll enthalten: 

1) Bor: und Zunamen des Bittftellers; 2) Geburtsort und Vaterland; 3) 
Lebensalter unter Beilegung des Taufſcheins; 4) Dienflalter; 5) an wel: 
cher Schule die Studien gemacht und vollendet wurden, unter Anlage 
der betreffenden Zeugniffe; 6) ob und in welchen Seminar gewefen; 7) 
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wo and von Wem zum Priefter; gemweihet; 8) ob und von Wem mit 
Tifchtitel verfehen; 9) feit welchen Zeitpunkte, in der Geelforge an: 
geftellt, unter namentlicher Anführung , a) an welchem Orte, b) in wel: 
her Eigenfchaft, e) und der Dauer jeder Anflellung ; 10) Verdienfte um 
das Schulwefen; worüber die Zeugniſſe a) des königl. Randcommiffariatg, 
b) der Schulinfpection 
angelegt werden mülfen. 
Jede Bewerbung, worin nicht obige DVorfchriften fümmtlidy beachtet find, 
oder genügend nachgewieſen ift, aus welchem Grunde die vorgef.hriebenen Zeug: 


aiffe nicht angelegs werden Fonnten, werden unbeachtet zu den Aeten gelegt 
werden. 





Außer obigen Beilagen muß nach Verfügung vom 42. März 
4823 (Inteligenzbl. S. 337) auch ein verfchloffenes Zeugniß des 
bifchöfl. Ordinariats über fittliched Betragen, Amtseifer und wijs 
fenfchaftliche Bildung beigefügt feyn. Die Zeugniffe der Lands 
commiffariate und Bezirksfchulinfpectionen müffen, nach Verfügung 
vom 20. Zebruar 4829 (Intelligenzbl. ©. 84) verfchloffen auggeftellt 
und überreicht werden. 


Verordnung vom 40, Jänner 1822 (Amtsbl. ©. 33): 

Wir haben Uns über die Verhältniſſe des Ranges und Titels der Erzbi- 
fhöfe und Bifchöfe in unferm Reiche umftindlihen Vortrag erflatten laffen, 
und hierauf befchloffen, folgende Beftimmungen feftzufesen : 

I. Was den Rang betrifft, fo ſoll derfelbe 

2) den zwei Erzbifhöfen unmittelbar nad) Unfern Staatsminiftern und 
dem Feldmarfchall, 

2) den Bifchöfen nach Unfern Generalfreiscommiffären und Regierungsprä— 
fidenten, dann den Generalcommandanten und 

3) den Dignitarien derzerzbifchöflichen und bifchöflichen Kapitel (Probſt und 
Dechaut) nad) den Regierungsdirectoren , endlich 

4) den Kanonikern diefer Kapitel nach den Regierungsräthen geftattet ſeyn. 

5) Den Erzbifhöfen und Bilchöfen kömmt die Hoffähigkeit zu. 

I. In Anfehung der Titulatur foll 

1) den Erzbifchöfen und Bifchöfen von Landesftellen das Prädicat »Derr« 
beigelegt werden, — Den Erzbifchöfen fol überdieß in den Schreiben der Lan- 
deöftellen am diefelben das Prädicat »Hohwürdigfter Herr Erzbifchof« 
den Bifchöfen aber »Hochwürdiger Herr Biſchof« gegeben werden. 

2) Den Erzbifihöfen ift der Titel »Ercellenz« bemilliget. 

3) In den Schreiben der Privaten und Untergebenen an bie Erzbifchöfe 
md Bifchöfe wird die Anrede »Hohmärdigftler Herr Erzbifchof« oder 
»Hochwürdigſter Herr Biſchof« gegeben, 
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Die Unterfchrift der untergeordneten Geiftlichfeit wird dahin beftimmt, daß 
an den Erzbifchof gefegt werde : vehrerbietigft gehorfamfter« und an 
den Bifchof vehrerbietig gehorfamer«. 

Die Addrefie auf den Schreiben der Privaten and Untergebenen an den 
Erzbiichof fol lauten: 

»Seiner Excellenz dem hochwürdigſten Herrn Erzbifchof zu 2c.« und an den 
Biihof: »Seiner Hohwürden und Gnaden dem Herrn Bifchof zu zc.« 

4) Was den Titel der Erzbifchöfe und Bifchöfe in ihren eigenen Schriften 
und Ausfertigungen betrifft, die nicht an den Souverän oder am Unſere un: 
mittelbaren oder mittelbaren Behörden gerichtet find, fo wird ihnen der Aus: 
druck »Wire geftattet, fie follen jedoch gehalten feyn, nach demfelben und ih: 
rem Taufnamen jedesmal auch ihren Bamiliennamen beizufügen. 

Das Prädicat won Gottes Gnaden,« welches in Baiern nur der 
Sonverän führt, wird den ſelben nicht geflattet. 

Dagegen fol ihnen erlaubt feyn, ihren Namen den Beifab »durch gött— 
ide Gnade (divina gratia) Erzbifchof (oder Bifchof) zu 2c« anzufügen. 

Wenn hiebei eine Erwähnung des apoftolifhen Stuhles gemacht werden 
will, fo findet diefelbe Peinen Anſtand, und es ift fodann zu fegen: »durch 
göttliche, und des apoſtoliſchen Situhles Gnade« 

Gegenwärtige Beftimmungen in Anfehung des Ranges und des Titels fin- 
den auf diejenigen Erzbifchöfe und Bifchöfe, welche ehemalige Reichsfürften find, 
in fo ferne Peine Anmwendungt, als ihnen die durch den Reichsdeputationsfchluß 
zugeficherten Titel und Vorzüge,verbleiben. 

In Bezug auf die Eorrefpondenz Unferer Kr eisregierumgem wit den Erz= 
bifhöfen und Bifchöfen haben Wir bereits durch befondere Entfchließung die 
geeigneten Vorſchriften ertheilt. 





Königl. Verordnung vom 7. Mai 1826 (Amtsbl. S. 361): 

Da fi bisher ans den Verfchiedenem Gefchäftsabtheitungen bei den erzbi— 
fhöflichen und bifchöflihen Stellen und den ungfeichem Benennungen derfelben 
in den einzelnen Diöcefen, Hinfichtlich der Eorrefpondenz zwifchen den weltlichen 
und geiftlichen Behörden mehrere Anftände ergeben haben; fo haben Wir zur 
Befeitigung derfelben nach Einvernehmung der deiden Erzbifchöfe des Reichs be: 
ſchloſſen, hierüber folgende allgemeine Beſtimmungen feſtzuſetzen. 

1) Die von den Erzbifchö fen und Bifchöfen zur Behandlung der Diöcefau: 
angelegenheiten, mit Ausſchluß der Eheftreitfachen, couſtituirte Behörde foll den 
Namen erzbifchöfliches oder bifchöflihes »Ordinariat« führen, und hiernach 
von Unferen Landesftellen mit derfelben correfpondirt werden. 

2) Wenn es die Erzbifhöfe und Bifchöfe für nothwendig und zweckmäßig 
erachten, kann die Ordinariatsftelle fich weiter in ein »Generalvicariat« 
und in einen »allgemeinen geiftlihen Rath« unterabtheilen, und jeder 
diefer beiden Stellen eine befondere Gefchäftsfparte zugemwiefen werden; jedoch 
Noten dieferben in ihren amtlichen Gorrefpondenzen fich der gemeinfamen Benen— 
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nung »Ordinariat« bedienen, und die befondere Gefchäftsabtheilung nur 
durch den Beifat »Generalvicariat« oder »allgemeiner geiſtlicher 
Rath« in der Art bezeichnen, wie bei den Kreisregierungen die Bezeichnung 
der beiden Kammern zu gefchehen pflegt. 

In allen Zufchriften der weltlichen Behörden an die oberhirtfichen Stellen 
fol immer nur der Name »Ordinariat« ohne Bezeichnung der befondern 
Gefchäftsabtheilung gebraucht werden. 

3) Die zur Schlichtung der Eheftreitfachen angeordnete geiftliche Behörde 
fol in erfter Inſtanz unter dem Namen »Eonfiftorium« beftehen. Alle Bus 
fhriften an diefe Stelle find daher van das erzbiſchöfliche oder bifhör 
liche Eonfiftorium als Ehegericht erfter Inftanz« zu richten. 

Fun dem Bisthum Speier werden die Ehefachen, in fo weit fie fih nad 
den in dem Rheinkreiſe geltenden befonderen Snftitutionen zur geiftlihen Be— 
hörde eignen, bei dem Ordinariate verhandelt, 

4) Bei den beiden Erzbisthümern foll das für die Appellationen ſowohl in 
Ordinariats- ald Eonfiftoriaffachen beftimmte Collegium mit dem Namen »M e: 
tropoliticume« bezeichnet werden. 

Bei der Bildung diefer Stelle ift die geeignete Rückficht daranf zu nehmen, 
daß die Mitglieder derfelben nicht zugleich Mitglieder derjenigen Stelle ſeyn 
können, gegen welche eine Berufung an das Metropoliticum Statt finden kann; 
wenn nicht die Theilnahme eines folhen Mitgliedes an den Verhandlungen des 
Metropolitangerichtes ausdrücklich nur auf die ‚hiermit nicht colidiremden Beru— 
fungsgegenftände von- den Suffraganbisthümern befchränft ift. 

Die Zufchriften an diefes Collegium haben bei Appellationen in Diecipli- 
narz und andern Ordinariatsgegenftänden unter der Auffchrift: an das erz 
bifhöflihe Metropoliticum ohne Beiſatz; bei Appellationen in Eonfi: 
ftorialfachen aber unter der Auffchriftz an das erzbifhöflihe Merropo: 
Liticum als Ehegericht zweiter Inftanz zu gefchehen. 

5) Bei der bifchöflichen Stelle in Paffau hat auf die Dauer der dermaligen 
Derhältniffe auch das Appellatorium in Eheflreitfachen unter der Benennung 
»Ehegericht zweiter Inſtanzä noch fortzubeftehen. 

6) Die Vorftände des allgemeinen geiftlichen Rathes und des Metropoliti: 
cums folfen fich in ihren amtlihen Ausfertigungen ald »Directoren« und 
jener des Eonfiftoriums hat fi dem Herkommen gemäß als »Dfficial« zu 
unterzeichnen. 

Gegenwärtige Beflimmungen laffen Wir zur allgemeinen MWilfenfchaft und 
Darnachachtung durch das Regierungsblatt bekannt machen. 


Durch eine (Intelligenzbl. S. 317) ypublicirte königl. Entfchlies 
fung vom 12. September 1822 ift die Errichtung Fatholifcher Des 
canate genehmigt worden, deren es in jedem Landcommiſſariat eins 
gibt, nur Eufel und Kaiferslautern bilden eind zufammen. 
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Die Behörden der proteftantifchen Kirche wurden zuerft 1815 
durch die Verordnung vom 9. Sept. (Amtsbl. S. 277), Generals 
confiftorium und Diftrictsinfpectionen betreffend, geordnet. Allein 
am 3. Sinner 4818 (Amtsbl. ©. 38) wurde folgendes befannt 
gemacht: 

Durch alterhöchftes Refeript vom 24. December v. 5. haben Ge. Fünigl. 
Maj. über die Leitung der proteftantifchen Kirchenangelegenheiten im Rhein: 
Freife zu verordnen geruht, wie folgt: 

1) Es foll bei der Regierung. des Rheinfreifes ein Separat unter dem Na: 
men »proteftantifches Conſiſtorium für den Rheinkreis« gebildet werden, 
welches fünmtliche Eirchliche Gegenftände beider proteftantifchen Confef: 
fionen zu bearbeiten hat. 2) Daffelbe beftehet aus zwei proteftantifchen 
Regierungsräthen, deren einer den Vorſit führt, einem kutheriichen und 
einem reformirten geiftlihen Rathe. Dem Eönigl. Generalcommifjär 
bleibt es überlafjen, den Sitzungen des Conſiſtoriums ſelbſt zu präfidiren, 
fo oft er es für nöthig erachten wird. 5) Alle Ausfertigungen des Con: 
fiftoriums gefchehen im Namen der Regierung, »als proteftantifches 
Eonfiftorium«, fo wie auch alle Eingaben in Eonfiftorialge: 
genftänden an diefelbe mit dem Beifabe »als proteftantifches 
Eonfiftorium« gerichtet werden. 4) In Anfehung des Geſchäfts— 
freifes wird diefes Eonfiftorium auf die, für die Generaldecanate des 
Königreichs beftehende Inſtruction angewiefen,, wobei jedoch die durch) 
Localverhältniffe nöthig werdenden Mopdificationen nachträglich eintreten 
können. 5) Diefes Eonfiftorium berichter demnach ohne Dazwiſchenkunft 
einer audern Behörde an das bei dem Fönigl. Minifterium des Innern 
beftepende proteftantifhe Generafconfiftorium in München, und empfängt 
von dorther unmittelbar die alterhöchiten Befehle. 6) Den Rocalwerhält: 
niffen zufolge werden dem Confiftorium die Prüfungen der Pfarramts— 
candidaten aus dem Rheinkreiſe, nach der für das Fünigl. Generalconfi: 
ftorium und für die Prüfungscommiflfion in Anfpach gegebenen Inſtruc— 
tion, übertragen. 


Sodann erhielt das Gonfiftorium durch k. Nefcript vom 15. 
December 1818 (Amtsbl. 1819 ©. i3) die Einrichtung wie jenfeitg, 
wonach ein Vorftand, der zugleich Regierungsrath ift, zwei geifts 
lihe Raͤthe und ein weltlicher Rath, mit einem Secretär und einem 
Kanzliften,, daffelbe bilden. 


Am 2. Suni 1819 (Amtsbl. ©. 67) erfchien wegen der Sins 
fpectionsbezirfe folgendes: 
Nachdem die Vereinigung der beiden proteftantifchen Confeſſionen, fo wie 
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die neue Eintheilung des Kreiſes in zwölf Landcommiſſariate, auch eine Abän— 

derung der bisherigen proteftantifch Firchlichen Inſpectionsbezirke fordern, fo 

haben Se. Majeftät der König durch alferhöchftes Reſcript vom 38. April. 9. 

folgende Anordnungen zu treffen geruht: 

; D Sn der Regel bildet jedes Landeommiffariat nur eine Infpectiom Aus— 
nahmen hievon machen die Landcommiiffariate Kirchheim, in welchem eine 
Snfpection zu Kirchheim für die Kantone Kirchheim und Göllheim, und 
eine andere zu Gaugrehmeiler für die Kantone Rodenhaufen und Ober: 
mofchel beftehen foll; und endlich Kufel, welches für den Kanton dieſes 
Namens eine Infpection in Kufel und eine zweite für die Kantone Lau: 
terecken und Wolfftein in Lauterecken erhält. 2) Der Sit der Inſpee— 
tion ift an dem Hauptorte des Randeommiffariats; mo diefes nicht fogleih 
gefchehen kann, ift bei Erledigungen darauf’ Rücdficht zu nehmen. 3) Ein 
Inſpector erhält mit Einfchluß der Büreaukoſten einen Gehalt von 600 


Gulden, wogegen feine bisherigen Erlocalpräfidenten oder Inſpections- 


bezüge nebft den Büreaufoften ceffiren. 4) Die beiden Inſpectoren in 
Zweibrüden, fo wie die in Kaiferslautern, ſetzen ihre Functionen ge: 
meinfchaftlich nach einer von dem Eonfiftorium zu beſtimmenden Gefcäftd: 
ordnung fort. 5) Da die beiden Kantone Rocenhaufen und Obermofcel 
bereits ihre eigenen Inſpectionen haben, fo bleiben die dermaligen Sn: 
fpectoren in ihren bisherigen Zunctionen, bis durch eingetretene Erledi: 
gung beide Inſpectionen in eine vereinigt werden. 6) Die Stadtgeif: 
lichkeit in Speier bildet ein eigenes, von der Inſpection erimirtes und 
dem Eonfifforium unmittelbar untergeordnetes geiftliches Miniſterium. 


Noch find zu erwähnen: die koͤnigl. Entfchließungen vom 6. 


November 1824 wegen Verwandlung der Fathol. Euccurfalen in 
ordentliche Pfarreien, und vom 27. November 4824, wodurd bie 


proteft. Diaconate ebenfalld Pfarreien geworden (Amtsbl. 1824. ©. 


Ferner die am 17. November 4820 (Amtsbl. ©. 165) verfüns 
dete proteſt. VBeförderungsordnung, welche Durch koͤnigl. Refeript 
vom 47. Auguft 1820 genehmigt worden: 

Beförderungßordnung 
der 
proteftanifhen Geiftlihen des Königreihs Bayern. 
Erfter Abſchnitt. 
Claſſenoxdnung der geifilichen Stelle. 
6, 1. Zur Grumdlage einer gemeffenen Ordnung der Auſtellung und Be: 
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förderung in jdem geiftlihen Amte werden fämmtliche proteftantifche Pfarreien 
und Diaconate des Königreich nach ihrem Dienfteinfommen in folgende fünf 
Claſſen abgetheilt : 

1. Elaffe des unterften Grades, oder der Aufaugsdienfte, von 400 bie 800 fl. 


2. Claſſe des erft höhern Grades von 800 bis 1200 fl. 
5. Elaffe des zweit höhern Grades von 1200 bis 1600 fl. 
4. Elaffe des dritt höhern Grades von 1600 big 2000 fl. 
5, Glaffe des viert höhern Grades von 2000 fl. und darüber *). 


$. 2. Die Eintheilung fämmtlicher geiftlihen Stellen der proteftantifchen 
Kirche des Königreiches nach diefer Klaffenordnung wird in einer volfftändigen 
Ueberfiht aller, ſowohl unmittelbaren als mittelbaren Pfarreien und Diafonate 
diefer Kirche, öffentlich befannt gemacht, fobald die fhon unterm 20. November 
1809 angeordneten neuen Faflionen vorfchriftsmäßig geprüft und abgefchloffen, 
und darnach die Erträgniffe der einzelnen Stellen genauer beftimmt fenn werden. 

Einftweilen wird noch in Erledigungsfälfen die Claffe der Stellen nach 
den bisher als gültig angenommenen Anſätzen ihres Ertrags beftinmt. 


9.5 Bei Stellen, deren Ertrag zufolge der neuen Faflionen die Summe 
des unterften Dienftgrades von 400 fl. nicht erreicht, foll Bedacht genommen 
werden, fie entweder durch alle zu Gebot flehende Mittel auf ein Einkommen 
von wenigftens vollen 400 fl. zu bringen, oder, wo es an allen dazu anwend— 
baren Mitteln gebricht, fle mit einer benachbarten Pfarrei zu vereinigen, fo 
fern nicht Örtliche Dinderniffe durchaus entgegen ſtehen. | 


Zweiter Abfhnrite. 
Claſſenordnung der Sandidaten. 


$. 4. Zur Anftellung im geiftlichen Amte kann in der Regel nur derjenige 
gelangen, der die vorgefchriebene doppelte Prüfung, 1. zur Aufnahme unter 
die Eandidaten, 2. zur Anſtellung im Pfarramt, beftanden hat. 


$. 5. Die Prüfung zur Aufnahme unter die Candidäten 
bes Predigtamtes foll in der Regel fogleih in dem Jahre des Abgangs 
von der Univerfität gefchehen,, und beftimmt die Ordnung, nach welcher die 
Eandidaten ihre Wartzeit zu zählen haben, 

Die durch Krankheit oder andere gültige Urfachen verhindert find, fich die— 
fer Prüfung gleich zu der Zeit zu unterziehen, haben bei dem Oberconfiftorium 
Briftverlängerung nachzufuchen,, und behalten, wenn ihnen diefe bewilligt wird, 
das Recht, den Eandidaten ihres Eoncursjahres beigezählt, und unter diefelben 
nah der Befähigungsnote, die fie nach beftandener Aufnahmsprüfung erhalten, 
eingereiht zu werden, | 

Die ohne erhaltene Dispenfation ſich erft fpäter zu diefer Prüfung einfin 


*) Die befondern Verhäftnige des Rheinkreiſes erfordern eine an: 
dere Glaffification der dortigen Gerkihen. welche (cher Zeit wird bekannt 
gemacht werden. 
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den, follen auch nur in bie Concursreihe des fpäteren Jahres, in dem fie die 
Prüfung beftehen, geftellt werden. 

$.6. Die im einem und demfelben Fahre zur Aufnahme geprüften, und 
nach der Prüfung wirklich aufgenommenen Candidaten bilden zufammen eine 
Eoncursreihe, in welcher die Candidaten unter fich nach den in der Auf: 
nahmesprüfung erlangten Befähigungsinoten, und bei gleichen Noten nad 
dem Lebensalter, geordnet werden. 

7 Die Prüfung zur Anftellung im Pfarramt foll je zwei 
Sahre nach der Aufnahmsprüfung Statt haben, und es ift die ganze zweijäh: 
rige Concursreihe dazu einzuberufen. 

Srüher, als mit feiner Concursreihe, fol Fein Candidat einzelm zu diefer 
zweiten Prüfung zugelaffen werden, damit ihm die nöthige Zeit der praktiſchen 
Vorbereitung zu ſeinem Berufe nicht fehle. 

Dagegen ſoll ein Candidat, der entweder durch Anſtellung bei einem in— 
ländiſchen Studienlehramt, oder durch ein mit allerhöchſter Genehmigung ein— 
gegangenes auswärtiges Dienſtverhältniß, oder durch Krankheit, verhindert iſt, 
ſich mit ſeiner Concursreihe gleichzeitig zu dieſer zweiten Prüfung zu ſtellen, 
auf ſein Anſuchen Friſtverlängerung erhalten, und in dieſem Fall das Recht 
nicht verlieren, in Berechnung feiner Wart- und Dienftzeit mit feiner 
Eoneurgreihe fortzurücken. 

6.8. Die in diefer zweiten Prüfung vorfchriftsmäßig erworbenen Befi— 
higungsnoten ftellen erft die Ordnung feft, nach welcher die Gandidaten in den 
Vorfchlägen zur wirklichen Anſtellung im geiftlichen Amte zu würdigen find. 

Die mit erlangter Genehmigung die Anftellungsprüfung erft fpäter beftehen, 
werden nach der dabei erhaltenen Befähigungsnote in jene Ordnung ihrer Con 
cursreihe eingetragen. 

$. 9. In Aufehung derjenigen, die ihre Einreibung unter bie Pfarramts⸗ 
Candidaten vor dieſer neuen im Jahr 1809 erſt eingetretenen Ordnung erlangt 
haben , bleibt e3 bei der Beſtimmung, daß fie a) von der Zeit ihres Abgangs 
von der Univerfität an ihre Candidatenjahre, b) 12 von diefen als ihre Candi— 
datenzeit, und ce) was darüber iſt, als Pfarramtsjahre zu zählen haben. 


Dritter Abſchnitt. 
Glafjenordnung der angeftellten Geiftlichen. 


$. 10. Ueber die bereits-im Amte ftehenden Geiftlichen ift ebenfalls eine 
fortlaufende, nad) dem Grade der größern oder geringern Würdigkeit jedes 
Einzelnen zu beftimmende, Elaffenordnung zu führen, welcher bei Begutachtung 
der Beförderungsgefuche ein entfcheidendes Hauptgewicht zukommen foll. 

$. 11. Da aber die nicht auf weitere Prüfungen zu gründende Beur 
theilung der Würbdigfeit der bereits angeftellten Geiftliden 
einen andern, als den für die Elaffenordnung der Gandidaten vorgefchriebenen 
Mafftab erfordert; da hiebei zwar auch darauf gefehen werden fol, daß die 
Geiſtlichen in den erworbenen Kenntniffen nicht zurück Eommen, vielmehr nad 


* 
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Maßgabe ihrer Kräfte und Mittel möglichit fortfchreiten; daneben jedoch eine 
vorzüglihe Rüdfiht darauf zu nehmen ift, a) daß fie in der Führung ihres 
Seelforgeramtes Geſchicklichkeit, Gewiffenhaftigkeit, Fleiß und Treue beweifen, 
b) daß fie ald Prediger Beifall verdienen, e) daf fie die pfarramtlichen Ge: 
fhäfte mit Genauigkeit und Sorafalt verwalten, d) daß fie fih der Schule 
und der Bildung der Jugend mit Liebe und Thätigkeit annehmen, e) daß fie 
ihren flaatsbürgerlichen Obliegenheiten willig und pünftlich genügen, nnd f) 
daß fie nicht weniger durch ihr Leben als durch ihre Kehren auf ihre Gemeinde 
wohlthätig einwirken, und fi ihres Amtes und Standes würdig betragen, fo 
ift diefe Elaffenordnung der angeftellten Geiftlihen auf .eine 
angführliche und genaue Eharafteriftif derfelben zu gründen, die vorzugs— 
weife nach den hier angedeuteten wefentlichen Rückfichten zu entwerfen ift. 

$. 12. Die nach diefen Rüdjichten zu faffende Charakteriſtik der 
angeflellten Geiftlihen ift unter die vorgefchriebenen 4 Hauptpunfte 

1) nach den Fähigkeiten, 2) nach den Kenntniffen und Fertigkeiten, 5) nach 
der Amtsführung fowohl in kirchlicher als ftaatsbürgerlicher Beziehung, *) 
4) nach dem Lebenswandel 

zu bringen, und die jedem einzelnen Geiftlichen,, nach dem Ergebniß jener Be: 
ihreibung, zu ertheilende Würdigfeitsnote in nachftehender Stufenfolge 
zu beftimmen, und zu bezeichnen. | 

I. Note, mit dem Prädicat Vorzüglich, erhält derjenige, der unter allen 
4 obengenannten Hauptpunften die erfte Note verdient; 

1. Note, mit dem Prädicat Sehr gut, der unter Nro. 1,3, 4 gut, uns 
ter Nro. 2 aber, wenigftens in praftifchen Kenntniffen und Zertigkeiten, 
wohlgeübt gefunden wird; 

II. Note, mit dem Prädicat Gut, der unter Nro. 1 und 4 Lob verdient, 
und unter Nro. 2 und 3 ſich mwenigftens über das Mittelmäßige erhebt; 

IV. Note, mit dem Prädicat Hinlänglich, der unter Nro. 1,3 und 4 
nur mittelmäßig, unter Nro. 2 mangelhaft fich bewiefen hat; 

V. Note, mit dem Prädicat Nothdürftig, der, unter Nro. 1, 2, 5 ge: 
ring, doch unter Nro. 4 tadellos gefunden wird. 

VI. Note, mit dem Prädicat Schwach, der unter allen 4 Hauptpunkten 
fi) gering gezeigt hat. 3 

As ganz untüchtig endlich ift der zu bezeichnen, der fi unter Nro. 1 
ganz unfähig, unter Nro, 2 unmwiffend, und unter 5 und 4 tadelswerth 
dargeftellt hat. 

$. 13. Die Hülfgmittel, die diefer Benrtheilung zur Grundlage dienen 
folfen, find die von den Geiftlihen vegelmäßig theils bei der Vifitation zu lei: 
ftenden und vorzumeifenden, theils an das Decanat einzufendenden Arbeiten : 
1) die bei der Viſitation zu haltende Predigt vder Katechifation, 2) die zu 





. *) Die Ieptere Beziehung findet in dem Nheinkreife, wo fchon früherhin 
die einfehlägigen Geſchäfte an weltliche Beamte übertragen wurden, Feine Än— 
wendung. — 
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führenden Pfarr: und Kirchenbücher, 5) der pfarramtliche Jahrsbericht, 4) bie 
vorzulegenden Predigten und Predigtentwürfe, 5),die Beantwortung der Sy: 
nodalfragen, 6) andere practifche Aufſätze. 

$. 14. Damit aber bei der den Geiftlichen zu ertheilenden WürdigFeite: 
note, und der darnach zu beflimmenden Elaffenordnung derfeiben mit 
möglichfter Vorficht und Beachtung aller Verhältniffe verfahren werde, foll 1) 
nicht nur der Defan *) ſämmtliche Geiftliche feines Capitels nach den oben 
gegebenen Vorſchriften, und nach den Beobachtungen, die er bei den Viſita— 
tionen, bei den Synodalverfammlungen, und fonft anzuſtellen Gelegenheit findet, 
gewiffenhaft befchreiben, und jedem einzeln die daraus fich ergebende Würdig: 
Feitönote beilegen, fondern auf gleiche Weife , 2) auch der Senior, oder ein 
anderer von dem Confiftorium fürzdie erforderlichen Säle zur Decanatsvermwer 
fung oufzuftellender Geiftliche des Capitels,, eine Befchreibung und Würdigung 
fämmtlicher Eapitularen, nach den demfelben von den Decanen mitzutheilenden 
Arbeiten der Geiftlichen, fo wie nach Maßgabe feiner perfönlichen Kenntniß der 
legtern , mit der ſtrengſten Gewiffenhaftigkeit entwerfen, 5) von den Eonfifto: 
rien aber die Obliegenheit übernommen werden: a). auf den Grund diefer zwei: 
fachen Charakteriftifen, die von allen Decanen und Gapitelöfenioren, oder deren 
Gtellvertretern ihres Bezirks, und zwar von jedem unmittelbar, und von dem 
andern unabhängig, au fie einzufenden find, die den Geifklihen von ihren De 
canen und Senioren zuerfannten Würdigfeitsnoten mit einander zu vergleichen, 
und nach allen ihnen zu Gebot flehenden Mitteln, mit Zuziehung der befondern 
Urtheile der mit einem Decanat nicht vereinigten Diftrictsfchulinfpectionen, und 
mit Berüdfichtigung der Zeugniffe über die von den Geiftlichen in ihrer Cigens 
fchaft als Eivilbeamte **) bewiefene Thätigkeit freng zu prüfen, zu berichtie 
gen, oder zu befräftigen ; b) denfelben eine nach gleichen Rüdfichten zu faffende 
Beihreibung und Würdigung der Decane und Gapitelsfenioren, oder deren 
Stellvertreter, beizugeben; fodann ec) nach dem Ergebniß diefer fämmtlichen 
Borlagen ſowohl die nach ihrem Gutachten jedem einzelnen Geiftlichen zukom— 
mende Würdigkeitsnote zu beftimmen, ald auch die Elaffenordnung ſämmt— 
liher angeftellten Geiftlihen ihres Conſiſtorialbezirks zu ent: 
werfen, welche fodann , 4) unter Anfügung aller erwähnten Vorlagen zur Be: 
urtheilung und definitiven Beflimmung an das Oberconfifforium einzufen: 
den ift. Die lehtere Behörde wird daraus ein Hauptver zeichniß ſämmt— 
licher proteffantifhen Geiſtlichen des Königreichs nach den ib: 
nen zuerfannten Würdigfeitsnoten fertigen laſſen, und der allerhöchften Stelle 
vorlegen. i 
$. 15. Die auf folhe Weife zu ertheilenden Würdigkeitsnoten, und die 
darauf zu gründende Elaffenordnung der angeftellten Geifttichen , gelten von 





*) Im NRheinfreife wird unter Decan: der Diftrictsfirheninfpec: 
tor; unter Gapitel oder Gapitularen: die Geiftlihen einer Snfpection; 
und unter Gapirelsfenior: der Diftricetsfenior verflanden. 


##) S. die Note zu $. 12, Nro. 5. 
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dem gegenwärtigen Jahr 1820 an auf die näcften 5 Jahre, und find je von 
5 zu 5 Jahre zu erneuern. 

$. 16. Zu den Fünftigen Ernenerungen derfelben follen altjährlih 1) von 
den Decanen fowohl, ald von den Gapitelsfenioren, oder deren Stellwertretern, 
die nach obiger Vorfchrift zu entwerfenden und einzufendenden Characteriftifen 
ihrer Capitularen forgefest, 2) von den Eonfiftorien aber nicht nur forgfäl= 
tig zufammengeftellt , fondern auch 3) die dabei etwa nöthig erachteten Erinne— 
rungen, und die aus den eigenen Beobachtungen und Vergleichungen der 
Eonfiftorien felbft fich ergebenden Bemerkungen , fogleich eingetragen werden, 
um die nach 5 Jahren neu zu fertigende allgemeine Characteriftif und Elaffens 
ordnung der Geiftlichen deſto erfchöpfender vorzubereiten. 


$. 17. Die in den jährlichen Decanats: und Genioratscharacteriftifen vor= 
geihlagen werdenden Nenderungen in Anfehung der Würbdigkeitsnoten einzelner 
Geiftlihen Eönnen aber bei den Beförderungsgefuchen diefer lestern, während 
des 5jährigen Zeitraums, in der Regel, nicht in Rechnung Fommen. Hat jedoch 
ein Geiftlicher während jener Zwifchenzeit ‚fich entweder durch auszeichnende 
Arbeiten weit über feine Noten erhoben, oder durch auffallend verfchuldete 
Erinnerungen, oder Rügen, fi um ganze Notengrade weniger würdig, als er 
durch feine Note bezeichnet ift, bewiefen ; fo ift folches, mit Anführung der 
Gründe, bei Begutachten feiner Beförderungsgefuhe auch befonderd anzu— 
merfen. 


$. 18. Daffelbe gilt auch von den binnen ſolcher 5 Jahre zur Anſtellung 
im Pfarramt gelangenden Candidaten, die übrigens in der Regel die in der 
Anſtellungsprüfung die ihnen zuerkannte Note bis zur' nächſtfolgenden Erneue: 
rung der Elaffenordnung behalten. 


Bierter Abſchnitt. 
Drdnung der eriten Anftellung. 


$. 19. In Anfehung des Vorrückens zur wirklichen Anftellung im geiftli: 
hen Amte folgen fih die Concursreiben in der Ordnung , daß, fo lange noch 
Gandidaten der Ältern Reihe vorhanden find, diefe den Gandidaten der nächft: 
folgenden Reihe in der Regel vorgehen. 


$. 20. Die Candidaten,, welche nach der Ordnung des Eoncursjahres die 
Reihe der Anftellung trifft, werden auf die Anfangsdienfte nach der Ordnung 
berufen, die durch die Anftelungsprüfung $. 8 beftimmt ift. Jedoch foll den— 
felben unverwehrt feyn, wenn eine der erledigten Stellen ihren befondern Ver: 
häftniffen vor andern zuträglich fcheinen follte, ihre Wünfche zu äußern, um 
hierauf nach Thunlichkeit billige Rückficht nehmen zu können; wie denn ohne— 
dies auch befonderd darauf wird Bedacht genommen werden, Candidaten nicht 
auf Stellen vorzufchlagen, wo fie wegen allzumeiter Entfernung von ihrer Heis 
math Unserftügungsmittel verlören, die fie nicht entrathen Fönnen, oder wo fie 
vielleicht felbft in ihrer Amtswirkfamkeit, z. B. durch das frembdartige ihrer 
Auafprache u. dal., Hinderniffe fänden, 
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6. 21. Im Fall fih um einen einträglichen Anfangsdienſt wirklih fchon 
im Amte ftehende Geiftliche melden, gehen diefe zwar den Gandidaten der Con— 
cursreihe im der Regel vor; jedoch bei geringerer Note nur dann, wenn fie 
bereits volle 5 Dienftjahre zählen. 


$. 22. Damit bei diefer DVergleihung der Anfangsdienfte eine nicht zu 
verrüdende Ordnung beobachtet, und mit voller Gerechtigkeit verfahren werde, 
foll von den Eonfiftorien ftreng nach der Zeitfolge, in welcher die Anfangsdienſte 
erledigt worden, von Dierteljahr zu Vierteljahr, eine Zufammenftellung einge: 
fendet,, und die gleichzeitige Beſetzung aller derfelben nach der Ordnung , daß 
je der höher befähigte Eandidat * die höher fatirte Stelle erhalte, in An: 
frag gebracht werden. 


$. 25. Eine nach diefer Ordnung ungefucht ertheilte Stelle dürfen dieje- 
nigen Candidaten, die in der Auftellungsprüfung eine der zweierften 
Noten erlangt haben, unter Darlegung ftatthafter Gründe verbitten. Jedoch 
Fann von diefer Erlaubniß Eeiner mehr als dreimal Gebrauch machen, 


$. 24. Diejenigen in dem Studienlehramt, entweder ald Lehrer einer 
Studienfchule Ceiner Iateinifchen Worbereitungsfchule oder eines Progym: 
nafiums) oder ald Profefforen an einem Studieninftitut Ceinem 
Gymnaſium oder Lyceum) angeftellten Gandidaten, die in der Prüfung für das 
Lehramt eine der drei erften Noten erlangt und fie in demfelben fort: 
während verdient haben, wird vorbehalten: 1) nicht ohne ihr ausdrückliches 
Anfuchen auf die Anfangsdienfte mit ihrer Concursreihe einberufen zu werden, 
2) im Sal fie darum anfuchen, und zu dem Ende auch der Anftellungsprüfung 
in ihrer Ordnung ſich unterzogen haben, mit ihrer in derfelben erhaltenen Be: 
fähigungsnore ihren Concursgenoffen von gleicher Note vorzugehen; 3) im Fall 
fie aber länger in dem Lehramt zu bleiben vorziehen, a) mit ihrer Concursreihe 
gleiche Pfarramtsjahre zu zählen; und in allen Vortheilen und Anfprüchen, die 
das Dienftalter gewährt, fortzurüden, folglich auch b) wenn fie ihren Dienft 
im Lehramt fo lange fortfehen, bis ihre Concursreihe zur Bewerbung um 
Stellen einer höheren Dienftclaffe vorgerückt ift, zu einer folchen auch mit einem 
Decanat oder nfpectionsamt verbundenen Stelle ebenfalls von dem Lehramt 
aus unmittelbar gelangen zu können; diefes letztere jedoch nur, fo fern fie ent: 
weder durch die früher oder fpäter noch zu beftehende Anftellungsprüfung darz 
thun, daß fie hinter den erften ihrer Eoncursreihen nicht zurückgeblieben find, 
oder Beweife beibringen, daß fie auch während der Zeit ihres Lehramtes, D 
an den Synodalverfammlungen und Syuodalarbeiten beifallswerthen Antheil ae: 
nommen, 2) von Zeit zu Zeit gepredigt, umd dabei fich gut bewährt, ſonach 
die nähere Vorbereitung auf ein folches Amt nicht aus den Augen gelaffen, und 
auch darin den Erften ihrer Concursgenoſſen gleichgeftellt zu werden verdient 
haben. 

Eben fo bleibt auch den Univerſitätsprofeſſoren, die”geifklichen 
Standes find, die Erlaubniß, ſich um geiftliche Stellen zu bewerben. 

6. 25. Seldprediger, welche wenigitens ein Jahr zur Sufriedenheit 
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Dienfte geleiftet, und einen Feldzug mitgemacht haben, werden befonders be: 
dacht werden. 

$. 26. Eandidaten, melde mit alferhöchfter Erlaubniß eine geifkliche 
Stelle im Auslande angenommen haben, und denen der Rücktritt ing 
Vaterland vorbehalten worden, dürfen zwar, wenn fie früher oder fpäter um 
eine vaterländifche geiftliche Stelle fich bewerben wollen, ihre Dienftjahre nad) 
den Pfarramtsjahren ihrer Epncursreihe zählen ; allein es treten dabei folgende 
nähere Beftimmungen ein: 

1) fie gehen bei foldhen Bewerbungen ihren im Inlande dienenden Concurs— 
genoffen von gleicher Note billig nah; 2) im Fall fie die vorfchriftmä- 
fige Anftelungsprüfung vor dem Antritt des auswärtigen Amtes nicht 
beftanden hatten, müſſen jie vor allem andern fich derfelben unterziehen, 
bevor auf ihre Geſuche um ein inländifches geiftliches Amt Rückſicht ge: 
nommen werden Fann ; 3) im Zall fie aber auch die Anftellungsprüfung 
vor der Annahme der auswärtigen Stelle fchon beftanden haben, Fann 
doch fpäterhin bei ihren Bewerbungen um ein inländifches geiftliches 
Amt nicht die in jener Prüfung ihnen ertheilte Befähigungsnote, fondern 
nur das von ihrer vorgefesten Auffichtsbehörde ausgeftellte Amtszeugniß, 
und auch diefes nur vergleichungsweife mit den ihren Concursgenoffen 
inzwifchen zuerfannten MWürdigkeitsuoten, in Anrechnung Pommen. 4) 
In Anfehung derjenigen ältern .Candidaten, welche noch von früherer 
Zeit her im Auslande geiftliche Stellen befleiden, bleibt es bei den Bes 
flimmungen der Verordnung vom 27. Dezember 1808 (Reggsbl. 1809, 
©. 43.) 


Fünfter Abſchnitt. 
Ordnung der weitern Beförderung. 


$. 27. Jedem im Amte ftehenden Geiftlichen ift verftattet, fih um Beför: 
derung nicht blos in feinem Conſiſtorialbezirk, fondern auch außer demſelben 
um jede erledigt werdende geiftliche Stelle zu bewerben. Doch wird diefes all: 
gemeine Bewerbungsrecht folgendermaßen näher beftimmt: 
1) Vor Ablauf von drei, aufder nänlichen Dienftesftelle zugebrachten Jah— 
ren, findet Feine Verſetzung oder Beförderung auf eine andere Statt. 
2) Nah Verfluß von drei Jahren darffich der Geiftliche zwar um eine 
andere Stelle, aber nur um eine der nämlihen Dienftclaffe, be 
werben. 53) Um in eine Stelle der nähfthöheren Dienftclaffe 
vorrücken zu können, muß er fünf Jahre in feiner bis dahin bekleide— 
ten zugebracht haben. 
$. 38. Die um Beförderung anfuchenden Geiftlihen haben 
1) ihre Bittfchriften durch das ihnen vorgefeste Decanat an das Conſiſto— 
rium, zu deffen Bezirk fie bis dahin gehörten, einreichen zu laſſen; 2) 
diejenige der eben erledigten Stellen, auf welche fie verfent zu werden 
wünfchen, darin beftimmt zu nennen; 3) im Ball fie um mehrere Stel: 
len zugleich nachfuchen wollen, um jede derfelben eine eigene Vorftellung 
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zu übergeben; 4) im Salt fie ihr Geſuch um Beförderung im Allgemei— 
nen richten wollen, darin beftimmt, und mit Angabe der Gründe, die 
fie dafür anzuführen haben, zu erklären, daß es ihnen gleichgelte, in 
welche Stelle von höherem Ertrage fie verfest würden; damit den um: 
befugten Reclamationen gegen bereits befchloffene Pfarrverleihungen vor: 
gebeugt werde. 

$. 29. Eine auf beſtimmtes Anfuchen erhaltene Stelle zu verbitten, ift ka: 
nem Geiftlichen gestattet; vielmehr ift jeder im folhem Fall nach erfolgter 
Verleihung verbunden, die Stelle zu rechter Zeit unmweigerlih anzutreten, 
und kann davon nicht anders, als unter der Bedingung, daß er drei Jahre 
hindurch auf eine andere Beförderung Feinen Anſpruch machen dürfe, freiae 
fprochen werden. 

Eine Ausnahme hievon tritt nur dann ein, wenn die nachgefuchte Stell 
erft nach der Einreichung des Gefuches, und noch vor Ablauf der zum Antritt 
der verliehenen Stelle beftimmten geferlichen Frift, entweder durch Abpfar: 
rung , Befteuerung, oder durch Abreißung oder Verſchüttung beträchtlicer 
Grundftüde, und andere dergleichen «jedoch nicht wie Hagel, Mißwachs u ſ. 
w. blos auf ein Jahr treffende) nicht vorherzufehende Unfälle, in ihrem Er: 
trag oder Werth bedeutend vermindert worden. 

Wird einem jolchen Bewerber der Antritt der Stelle erlaffen, fo foll ie 

a) im erften Fall, ohne weitere Ausfchreibung, dem zunächſt Berechtigten 
unter den früheren Bewerbern, oder einem Gandidaten der Aufkellunae: 
reihe zugetheilt, b) im letztern Falle aber aufs nene ausgefchrieben werden, 

$. 50. Unter den um eine erledigte Stelle fich bewerbenden angeitellten 
Geiftlihen ift im Allgemeinen nach folgenden Beſtimmungen zu entfcheiden: 

1) Bei der Befesung von Decanaten, Inſpectionen und geiftlichen Stellen 
in den Städten foll vorzugsweife auf die Bewerber von der erften 
und zweiten Befihigungsnote Nückjicht genommen werden. 2) Bei 
einfachen Landpfarreien, mit welchen Fein höheres Amt verbunden if, 
concurriren die Bewerber der erflen, zweiten und dritten Mote 
nach ihrem Dienftalter. Bei gleichem Dienftalter entfcheidet die Note; 
ift beides gleich, das Lebensalter. 5) Dagegen müſſen Bewerber von 
der vierten und fünften Note je ſechs Dienſtjahre mehr zählen, 
ale der Mitbewerber der höhern Note, um demfelben gleichgeftelt ju 
werden. | ’ 

$. 51. Durch diefe allgemeinen Beftimmungen fol jedoch bei Dienftverlei: 
hungen die billige Rückfichtsnahme auf ausgezeichnete Derdienfte, fo wie auf 
befondere Dienfte, verfönliche und Localverhäftniffe, nicht ausgefchloffen wer: 
den, wozu insbefondere 3. DB. folgende zu rechnen find: 

1) Bedrängniß durch Mittelloſigkeit, oder unverfchuldetes Unglück, bei zahl: 
reicher Samilie; 2) unveranfaßte, oder wohl gar durch eifrige Erfüllung 
der Amtspflicht herbeigeführte Entzweiung mit der Gemeinde; 5) ge 
ſchwächte Gefundpeit, forern Ddiefelbe durch auffallend rauhes Klima, 
fchlechte Befchaffenheit der Amtswohnung, und dergleichen gefährdet it; 


| 
| 
| 
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4) eine zweifache fehr befchwerliche, und dabei gering befoldete Pfarrei, 
wie 4. B. in dem vormaligen Sürftenthum Sulzbach mehrere, oder mit 
dem Pfarramt verbundene andere läftige und anftrengende Dienfte, na— 
mentlich ein Schuldienft, eine Zucht: und Arbeitshansprädicatur ic. ꝛc. 


| Sehster Abſchnitt. 
Ordnung der Unterftügung, Emeritirung und Refignation Älterer 
Geiſtlichen. 

$. 32. Hochbejahrte, oder durch Krankheit dienſtunfähige Geiſtliche, die zu 
Beförderung auf eine andere Stelle nicht mehr geeignet, ihr Amt jedoch noch 
fortzuführen im Stande ſind, haben auf Unterſtützung Anſpruch. 

F. 35. Dieſe Unterſtützung beſteht in einer Gehaltszulage', die nach Ver— 
ſchiedenheit der in den betreffenden Conſiſtorialbezirken beſtehenden Unterſtü— 
tzungsanſtalten, und der für dieſen Zweck vorfindlichen Localmittel, zu bemeſſen, 
und als Beihülfe zu Haltung eines Vicars za betrachten iſt. Sie wird eben 
deiwegen nur 

1) bei Stellen der erften und zweiten Dienftclaffe, 2) bei erwiefenem Be— 
dürfniffe wegen hohen Alters oder dauernden Krankpeitszuftandes, wenn 
folhe einen bleibenden Gehülfen nothwendig machen, bewilligt; 3) nach 
der größern oder geringern Bedürftigkeit jedes einzelnen darum Bitten- 
den genau bemeffen, und fol 4) die Summe von 200 Gulden niemals 
überfteigen, 

Für jüngere Geiftlihe findet eine ſolche bleibende Zulage nar nicht Statt, . 
fondern höchftens in äußerſt dringenden Fällen eine momentane Unterftüsung. 

$. 54. Geiftliche, die wegen einer durch Alter oder Krankheit entftandenen 
Dienftunfähigkeit ihr Amt freiwillig niederlegen wollen, haben die Bewilligung 
ihres Gefuches nur dann zu gewärtigen, wenn fie ihre Refignation gang unbe: 
dingt erklären. 

5.35. In diefem Fall hat der refignirende Geiftliche Anfpruch auf einen 
Iebenslänglichen Ruhenehalt, welcher 

1) aus dem Ertrage der refignirten Stelle gefchöpft; 2) in der Hegel den 
dritten Theil des reinen Einkommens derfelben betragen; 3) nach dem 
Tode des Nefignirenden unmittelbar an die Stelle zurückfallen; 4) in 
feinem Falle über 500 fl. fleigen, und 5) nur dann in dem vollen Drit: 
theil des Einfommens gereicht werden foll, wenn der für den Amtsnach— 
folger übrig bleibende Ertrag dadurch nicht unter 400 fl. herabfältt. 

$. 36. Geiftliche aber, die durch eigene Schuld und Verwahrlofung zu 
der Note Schwach oder untüchtig herunterfinken, haben auf eine folche Uns 
terftügung oder Ruhegehaltsverwilligung Feinen Anfpruch, fondern es ſoll ihnen 
vielmehr ein bleibender Vicar auf ihre eigene Koften geſeht werden, 


Siebenter Abſchnitt. 
Beftimmungen, die Patronatsftellen betreffend. 


$, 37, Nach erfolgter Erledigung einer geiftlichen Patronatsitelle muß die 
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Präfentation des Amtsnachfolgers jederzeit bei Verluft des Präfentations- 
rechts für den vorliegenden Sal, Tängftens vor Ablanf des fehsten 
Monats der Erledigung, gefchehen, oder die Iandesherrliche Bewilligung 
eines verlängerten Präfentationsterming nachgefucht werden. 

$. 38. Den zu einer erledigten Patronatsftele zu präfentirenden 
Amtsnachfolger ift der Patron gehalten, aus der Zahl.entweder der be— 
reits zur Anftellung geprüften Gandidaten, oder der fchon im Amte flehenden 
Geiftlihen des Inlandes zu wählen. 

$. 39. An die übrigen DVorfchriften über bie Wart: und Dienfkzeit 
der anzuftellenden oder angeftellten Geiftlichen find die Patronatsbefiger nicht 
gebunden, 

Gandidaten aber, welche durch Präfentation auf eine folhe Patronatsſtelle 
und durch alferhöchfte Beftätigung derfelben! früher als ihre Eoncursreihe zur 
‚wirklichen Anftellung gelangen, Fünnen dadurch in der Zählung ihrer Amtsjahre 
ihre Concursreihe nicht überfptingen, fondern bleiben in der Berechnung ihrer 
eigentlihen Dienftzeit auf der gleichen Linie mit den Candidaten ihres Eon: 
eurgjahres, 

$. 40. Den Mediat: und ER bleibt übrigens das Recht, 
fih um Beförderung auf Immediatftellen nach den obigen WVorfchriften Ab: 
ſchnitt 5) gleich den übrigen Geiftlichen zu bewerben. 





Sechstes Kapitel 
Seminar. 





Gefeg vom 23. Ventos XII: 

Art. 1. Es fol für jeden Metropolitanbezirf, unter dem Namen eines 
Seminars, ein Unterrichtshaus für hene beftehen, welche ſich dem geiftlichen 
Stande widmen. 

Art. 2. Man wird darin die Moral, die Doamatik, die Kirchengefchichte, 
die Marimen der gallicaniſchen Kirche und die Regeln der geiftlichen Beredt- 
famfeit vortragen. 

Art. 53. Es follen Prüfungen oder Öffentliche Webungen über die verfchie: 
denen Theile des Unterrichts Statt finden. 

Art. 4. In Zukunft Fann Feiner zum Bifchof, Generalvicar, Canoniker 
oder Pfarrer erfter Elaffe ernannt werden, wenn er nicht eine Öffentliche Hebung 
beftanden und ein Fähigfeitszeuaniß über alle im Art. 2 benannten Gegenftände 
beigebracht hat. 

Art. 5. Für alle andern geiftlihen Stellen und Verrichtungen wird es 
hinreichen , eine Öffentliche Webung über die Moral und Dogmatik beftanden, 
‚und hierüber ein Fähigfeitszeugniß erhalten zu haben, 

Art. 6. Die Directoren und Profefforen werden, auf den Dorfchlag dei 
Erzbifchofs und der Suffraganbifchöfe, vom erſten Conſul ernannt, 
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Art. 7. Es fol für jede diefer Unftalten ein der Nation gehöriges Haus 
und eine Bibliothek bewilligt, und eine für den Unterhalt und die Koften 
der befagten Anftalten hinreichende Summe angerwiefen werden, 


Decret vom 30. September 1807: 

In der Abficht, das Gedeihen der Diöcefanfeminarien zu befördern, die 
Erziehung derjenigen unferer Unterthanen zu begünftigen, welche fich dem geift: 
fihen Stande‘ widmen, und den Hirten der Kirchen unferes Reiches folche 
Nachfolger zu geben, welche ihrem Eifer nachahmen, und eben fo durch ihre 
Sittem, wie durch ihre erhaltene wiffenfchaftlihe Bildung das Vertrauen uns 
ferer Völker verdienen, haben wir befchloffen: 

Art. 1. Dom erften Fünftigen Jänner an fol, auf unfere Koften, in jedem 
Didcefanfeminar eine Anzahl von Freiplägen "und halben Sreiplägen, in Ges 
mäßheit des beigefügten Status, unterhalten werden. 

Art. 2. Diefe Freipläge und halben Sreipläge werden von und, auf Pi: 
fentation der Bifchöfe, verliehen werden. 

Art. 5. Unfer Staatsjchab wird, zu diefem Behufe, altjährlich vier hun— 
dert Franken per Freiplatz, und zweihundert Sranfen per halben Freiplatz, 
bezahlen. | 





Das Decret vom 9, April 1809 bezieht fih auf die theologis 
ihen Specialſchulen, welche mit dem Univerſitaͤtsregime wegge⸗ 
fallen find, 

Siebentedß Capitel. 

Gehalt und Emolumente. 
Beichluß vom 18. Nivofe XT: 


Die geiftlichen Gehalte find in ihrer Gefammtheit umangreifbar , (d. h. 
man kann feinen, Arreſt darauf legen.) 





Berätup » vom 18 Germinal X: 

Art. 1. Die Departementafräthe find, in Gemäßheit bes Geſetzes vom 18. 
Germinal X. ermächtigt, eine Gehaltvermehrung für die Erzbiichöfe ihrer 
Diöcefen zu votiren, wenn die Umftände es verlangen, Sie werden für die 
Generalvicare und Canoniker einen Gehalt beftimmen, welcher nicht geringer 
als jener, welchen der Beſchluß vom 14. Nivoſe Jahr XI. beſtimmt hat, ſeyn 
kann. Sie werden übrigens die Summen vorſchlagen, welche fie 1) zur Uns 
ſchaffung, Miethe Reparation und Ausmoͤblirung der bifchöflichen Häuſer, 2) 
zum Unterhalte und zur Reparation der. Cathedralkirchen, und 3) zum Ankaufe 


454 j Erftes Buch. — Staatsrecht. 


und Unterhalte aller, in diefen Kirchen zum Gottesdienfle nöthigen, Gegen« 
fände zu verwenden dienlich erachten werden. | 


Art. 2. Diefe Summen follen auf die Zulagcentimes, welche jedes Jahr 
für die veränderlichen Ausgaben‘, ihrer Departemente hebbar find, gefchlagen 
werden. RER; 


Art. 3. Die Munfeipalräthe follen, in Vollziehung des Art, 47 des Ge: 
febes vom 18. Germinal X, berathfchlagen , 1. über die: Gehaltsvermehrungen, 
welche den Pfarrern, Vicaren und Deffervans auf die Einkünfte der Gemeinde 
zu bewilfigen find; 2. über die Ausmöblirungsfoften der Pfarrhänfer; 3. über 
die Ankauf: und Unterhaltungsfoften aller, in den: Pfarr: und GSuccurfalfir- 
chen zum Gottesdienft nöthigen, Gegenftände. 


Art. 4. Die Gemeinderäthe werden die Art anzeigen, welche fle’, zur 
Hebung jener Summen, weldhe, zur Beflreitung der im vorhergehenden Art. 
bezeichneten Ausgaben, von der Gemeinde zu liefern find, am geeignetften haften 
werden. u | 


Art. 5. Die Berathfchlagungen der Departementalräthe, und jene der 
Gemeinderäthe können nur, nach Genehmigung der Regierung , in Vollzug 
geſetzt werden. Sie follen durch die Präfecten an den Minifter des Innern 
eingeſchickt werden. . 

Bemerkung 3. Der im Beſchluſſe vom 14. Nivofe XL fefkgefeste 
Gehalt ift: Für einen der Generalvicare eines jeden Erzbiſchofs 2,000 Franken. 
Für die beiden andern Generalvicare der Erzbifchöfe 1,500 Franken; und für 
jeden Canonifer 1,000 Franken. Eu — 

Bemerk. 2. Ein Conſularbeſchluß von Lüttich 14. Thermidor XI mie: 
derholt, bei Genehmigung des Anfaufes Bee Sp Iarrhaniee für die Gemeinde 
Saint-Diez aus Gemeindecapitalien und dem Ertrage von Holzichlägen , daß 
durch die Art. 71, 72 und 77 des orgäniichen Geſetzes den Nunicipalräthen 
der Gemeinden die Lafkjaufliege, die Gebäude für den Eultus und die Woh- 
nung der Pfarrer anzufchaffen. 


Beihluß vom 11. Fructidor XI: ——— 

Art. 1. Der Gehalt der Vicare, Capläne und Aumoͤniers, welche bei der 
Ausübung des Gottesdienftes in den Woplthätigkeitsanftaften angefteltt find, 
zugleich mit den Koften des Gottesdienftes in diefen Anftalten, ſollen durch die 
Präfecten, auf den Vorſchlag der Commiſſäre und das Gutachten der Unter— 
präfecten, geregelt werden. FL J 

Art. 2. Die von den Präfecten genommenen Beſchlüſſe können nur nad 
erhaltener Genehmigung des Minifters des Innern vollzogen werden. 





Ein Beſchluß vom 15. Germinal XII regulirt den Gehalt 
der proteftantifhen Pfarrer, worüber jeßt andere Beftimmungen 
beftehen; ebenfo verhält ſich's mit dem Decret vom 5. Nivofe XII, 
binfichtlih des Gehalts Fatholifcher Pfarrer ;" deögleichen mit dem | 
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Decret vom 43. Fructidor XII; jedoch ift es ald Grundlage der 
fpätern Verfügungen merfwürbig: 

Art. 1. Die proteftantifchen Paftoren der Intherifchen und der reformirten 
Gemeinfchaft in den Departementen, des Donnersberges, der Ruhr, des 
Rheinzund:Mofel, der Saar, der Niedermaas, und in den andern Departes 
menten, deren Pfarrer durch die Heidelberger Adminiftration bejoldet wurden, 
oder deren geiftlihe Einkünfte mit den Domainen vereinigt worden find, wer: 
den in drei Klaſſen eingetheilt. 

Art. 2, Die Pfarrer, die zugleich Präfidenten der Conſiſtorialkirchen find, 
bilden die erfte Claſſe; die Pfarrer, welche ihr Amt in Gemeinden ausüben, 
deren Bevölkerung 5,000 Seelen oder drüber zählt, bilden die zweite Elaſſe; 
und die Paftoren, die in Gemeinden angeſtellt find, deren Bevölkerung unter 
3,000 Seelen ift, bilden die dritte Claſſe. 

Art. 3. Die Befoldung der Pfarrer erſter Claſſe befteht aus 1,500 Frans: 
Een, jener der .zweiten Claffe aus 1,000 Franken, und jener der dritten Claſſe 
aus 500 Franken. | 

Art. 4. Der Gehalt der Pfarrer läuft vom erſten nächiten October. 

Art. 5. Der Gehalt der Pfarrer wird vierteljährig bezahlt. 

Art. 6. Der Gehalt der Pfarrer kann nicht mit Daft belegt werden. 

Bemerkung Nach einem Briefe des "Eultminiters vom 25. Brumaire 
XIV an den Präfecten’zu Mainz iſt der Ausdruck »Bevölkerung« im Art, 2 
a Decrets als »allgemeine Bevölkerung« („population generale‘) zu 


Staatsrathegutachten vom 49. Mai 4811 über Vicariatd- 
gehalt: 

Der Staatsrath, nach Anhörung des Berichtes, die Art der Bezahlung 
der Vicare an Pfarreien und Succurfalen, deren Norhwendigfeit erwiefen iſt, 
und die Quotität diefes Gehaltes betreffend, ift der Meinung: daß die Quoti— 
tät des Gehaltes der Vicare durch den Art. 40 des Decretes vom 50. Decemb. 
1809, welcher deffen Marimum auf 500 Franken, und deſſen Minimum auf 
500 Franken feftfent, regulirt iſt; daß die Art der Zahlung durch daſſelbe De: 
cret regulirt ift, indem 1. der Art. 59, im Falle, daß die Revenuen der Fabrif 
diefe Bezahlung zu leiſten in der Unfähigkeit find, darauf hinweist, deßhalb 
zu verfahren, wie es in Art. 49 gefagt iſt; indem 2. der Art. 49 fast, das, in 
dem Kalle der Unzulänglichkeir der Sabrikrevenuen, man das feſtſetzen werde, 
was an den Parochianen gefordert werden fol, welche dann in dem, durch die 
Art. 92 bis 105 vorgefchriebenen Formen hierfür forgen folfen; indem 3. in 
den Art. 92 bis 103 die Art zu verfahren in der That regulirt iſt, und der 
Art. 99 fagt, daß, im Falle der Unzulänglichfeit der Gemeindeeinfünfte, der 
Rath über die Mittel berathichlagen fol, um die Ausgaben, nach den durch das 
Geſeh vorgefchriebenen Regeln, zu beftreiten; daß der Schalt der Vicare, nach 
der Hinweifung des Art, 39 auf den Art. 49, und des Art, 49 auf die Art, 
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92 bis 105 und namentlich auf den Art. 99, in den Ausgaben fich mitbegriffen 
findet; daß folglich, wern die Nochweudigkeit es erfodert, und wenn die Ge | 
meinden es Fönnen, die Municipaträthe die Befugniß haben, eine Auflage für 
die Bezahlung der Vicare zu votiren; daß die Wotirung aber immer, ehe fie 
in Vollzug gefest wird, im Staatsrathe autorifirt werden muß. 








Verordnung vom 414. April 1828 (Intelligenzbl. S. 443), 
Gehaltsbezüge der Fatholifchen Pfarrer: 


Um den mannigfachen Reclamationen, die von Seiten der Fatholifchen Pfar— 
ver des Kreijes über die Beftimmung der Epoche, von wann die Gehaltsbezüge 
zu gefchehen haben, einfommen, zu begegnen, werden diefelben anf die Verord— 
nung vom 21. Juni 1820 (Amtsbl. Nro. VL) $. 3 verwiefen, wofelbft « 
heißt: »Jeder neu ernannte Pfarrer tritt mit dem Zage feiner Ernennung in 
»den Bezug feiner Staatsbefoldung, vorbehaltlich, demjenigen Priefter ‚ welcher 
»die Pfarrei bis zum Amtsantritte des Neuernannten verfehen hat, die im f. 
»2 beftimmte Entfchädigung zu leiſten.« | 

Damit aber die Pfarrer im Hinſicht der übrigen Bezüge der Pfarrei an 
Ereszenzien und fonfligen Renten über den Zeitpunkt ihres Bezugs ſicher 
geſtellt werden, fo gibt der $. 8 der obenerwähnten Verordnung darüber die 
beſtimmte Entſcheidung, nämlich: »Den Erben gebührt der Anfpruch bis auf 
»den Todestag des WVerlebten, dem nenangehenden Pfarrer das Einkommen 
»vom Zage feiner Ernennung, und dem verfesten Pfarrern vom Zage ihres 
»Amtsantrittd.« | 





Achtes Capitel 
Berwefung; Emeriten; Wittwencaffe. 





Decret vom 13. Therm. XIII: 

Art. 1. Der fechste Theil des Ertrages, welchen die, in Kraft der Dar: 
fchriften der Bifchöfe für die Fabriken ihrer Diözefen, eingeführte Verpachtung 
der Binfe, Stühle und Plätze in den Kirchen abwirft, fol nad) Abzug der 
Summen, welche die Zabriken zur Yerrichtung diefer Bänke und Stühle ver: 
wendet haben, zum Voraus zur Bildung eines Hülfsfondes erhoben werden, 
der unter die betagten oder Franfen Geiftlichen vertheilt werden fol, 

Art. 2. Die Bifchöfe werden, in dem Monate, welcher auf die Publikation 
des gegenwärtigen Decrets folgt, einen Regulirungsanfchlag an den Euftminifter 
einfhiden, um die Art diefer Vorerhebung und die darauf fich bezichenden 
Borfichtsmaßregeln, fo wie die Art, deren Refultat zu verwenden und auszu— 
theilen, feftzufegen. 
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Decret vom 17. November A811: 


$. 1. Von der Erſetzung der Pfarrerim Falle der Abmefenpeit. 


Art. 1. In dem Falle, daß ein Zitular ſich auf eine Zeitlang von feiner 
Pfarrei entfernt fände, foll durch den Biſchof ein Geiftlicher ernannt: werden, 
um ihn proviforifch zu erſetzen; und diefer Geiftliche fol, außer den Gafualien, 
auf welche der Pfarrer oder Deilervant ein Recht gehabt —* auch noch eine 
Entſchädigung erhalten. 


$. 2. Von dem Schalte des —— wenn der Zitnlar, 
wegen böfer Aufführung, entferntift. 


Art. 2, Wenn der Zitular wegen böfen Betragens entfernt wird, fo foll 
die Entfhädigung des proviforifchen Erfagmannes entweder von dem Einkommen 
des Titulars in Geld, oder in liegenden Gründen genommen werden. 

Art, 5. Wenn das Einfommen in Geld ift, fo ſoll die Entfchädigung des 
Erfagmannes folgende feyn, nemlich: in einer Suecurfale foll fie jährlich in 250 
Sr. beftehen, pro rata der Erfaßzeitz in einer Pfarrei zweiter Elaffe aber in 
600 Fr., und in einer Pfarrei, erſter Claffe in 1000 Fr. Dieſe Eutſchädigung 
ſoll nach dem Bedürfniffe entweder zum Theil oder im Ganzen, von ber geiftlichen 
Penfion des Zitulars zum Voraus abgezogen werden. 

Urt. 4. Wenn der Zitular zum Theil, in Yusnahme von dem. Gefehe vom 
Germinal X, in Gütern und zum Theil in einer Geldergänzung, um ihm ein 
Einkommen von 500 Fr. zu vervollſtändigen, dotirt iſt; ſo ſoll die Entſchädigung 
des Erſatzmannes in 250 Franken beſtehen, welche von der Geldzulage, und in 
deren Unzulänglichkeit von den Einkünften in liegenden Gründen zum Voraus zu 
erheben ift. 

Art. 5. Wenn der Tirular, welcher weniger, als 500 Er. Einkünfte in lie⸗ 
genden Gründen hat, eine geiſtliche Peuſion genießt, wegen welcher, er Feine 
Zulage zu beziehen hat, fo ſoll die Entfchädigung. für den Erfapmann zuerſt von 
diefer Penfion, und nach Bedürfuiß von den liegenden Gründen genommen werden. 

Art. -6. Wenu der Zitular ein Einkommen von 500 Zr. genieht, welches 
ganz von Liegenden Gütern herrührt, fo ſoll die Entſchädigung des Erſatzmannes 
ebenfalls in 250 Fr. beftehen, nnd diefe ganz von, dem Güterertrage | genommen 
werden. 

Art. 7. Wenn das Einkommen des Zitulars in liegenden Gründen die 
Summe von 500 Fr. überfteigt, fo foll die Entfchädigung des Erfagmannes in 
500 Er. beftehen, wenn nemlich das Einkommen 500 big 700 Fr. ausmacht ; 
überfteigt es. ‚aber 700 Franken, fo fol fie in zwei Dritteln dieſes Einfom: 
mens beſtehen. 


I. 5. Von dem Gehalte im Falle der Abweſenheit der Titu— 
lare wegen Krankheit. 

Art. 8. Im Balle der Abwefenheit wegen Kranfpeit foll den Zitularen 

der Succurfalen und der Pfarreien zweiter Claſſe, und in den mit liegenden 
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Gütern dotirten Pfarreien, allen jenen Pfarrern, deren Dotation nicht die 
Summe von 1200 Fr. überfteigen Würde, ein Einfommen bis zu 700 $r. vor 
behalten bleiben. 

Art. 9. Wenn das Einfommen nur 700 Fr. beträgt, fo ſoll der Weber: 
fhuß der Entfhädigung des Erſatzmannes oder auch der ganze Betrag der Eut- 
fhädigung, gleichwie die Bezahlung der Vicare, der Pfarrfabrif, und, im Falle 
der Unzulänglichkeit des Sabrifeinfommens, der Gemeinde zur Laft fallen, in 
Gemäßheit des Decrets vom 30. Dec. 1809, die Fabriken betreffend. 

Art. 10. Diefe Entfchädigung, zur Laft der Gemeinde oder Fabrik, ift in 
den Succurfalen auf 250 Fr.; in den Pfarreien zweiter Elaffe auf 400 Fr., in 
den Pfarreien, deren Einkommen, entweder ganz in liegenden Gründen, oder 
auch mit einer Geldergänzung, bis zu 500 Sranfen beträgt, auf 250 Fr. feſtge— 
ſetzt; wenn das Einkommen in Gütern von 500 bis zu 700 Fr. ſteigt, fo tft 
die Entfhädigung 300 Fr.; von einem Einkommen von 700 bis 1000 Fr. ift fie 
550 Fr., und von dem Ertrage zu 1000 Bid 1200 $r. ift fie auf 400 Er. 
beftimnt. 

Art. 11. Wenn der, wegen Krankheit abmwefende ZTitular Pfarrer erfter 
Elaffe ift, oder, wenn das Einkommen feiner Pfarrei in liegenden Gründen 
die Summe von 1200 Fr. überfteigt, fo fällt die Entfehädigung ihm zur Laff. 
Diefe Entfehädigung ift alfo feſtgeſetzt; nemlich: in einer Pfarrei erfter Claſſe 
zu 700 Fr.; ir jenen Pfarreien, deren Dotation in liegenden Gütern ſich höher 
als 1500 Fr. bis 2000 Fr. erhebt, auf 800 Fr.; und in jenen, welche über 
2000 Fr. ertragen, auf 1000 Fr. 


F. 4. Allgemeine Regeln. 


Art. 12. Die Abweſenheit eines Titulars wegen Krankheit ſoll vermittelſt 
eines, durch den Bürgermeiſter der Gemeinde, in welcher die Pfarrei gelegen 
iſt, ausgeſtellten offenkundigen Actes conſtatirt werden, 

Art. 13. Was auch immer die Urfache der Entfernung eines Titulars 
feyn mag, fo foll. die Entfchädigung des Erfabmanmes in den, durchaus mit 
liegenden Gründen dotirten Pfarreien nach dem Ertrage der Grundeinfünfte 
feftgefegt, und der Preis dieſes Ertrages vermitteiſt eines ähnlichen — 
digen Actes abgeſchätzt werden. 

Art. 14. Jedesmal, wenn in den Pfarreien, welche durch eine, von uns 
autorifirte Abweichung vom Gefebe des Germinal X in liegenden Gütern do: 
tirt find, die Entfchädigung des Erfapmannes dem Titular zur Laft fällt, fol 
ein Theil derfelben oder auch ihr ganzer Betrag von den Einkünften der Pfar— 
rei abgezogen werden, der Erfabmann fol auf diefe Einfünfte*privilegirter 
Glaubiger des Titulars für die Summe feyn, welche ihm davon zukömmt. 


5ß. 5. Vom Falle der Gebrechlichkeit der Pfarrer und 
Deffervans, 


Art. 15. Wenn ein Pfarrer oder Deffervant durch fein Alter oder durch 
Gebrechlichkeit in die Unfähigkeit gekommen ift, feine Bunctionen allein zu ver: 
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richten, fo foll er einen Wicar begehren Eönnen, welcher der Fabrif, und im 
Salle der Unzulänglichkeit ihrer Einfünfte, den Bewohnern zur Laft fällt, und 
zwar mit einem Gehalte, wie er durch den Art, 40 des Decrets vom 30. Dec. 
1809 über die Fabriken feitgefest ift. 


Verordnung vom 21. Juni 41820 Amtsbl. ©. 119 Interca⸗ 


larrechnungen : 

Nachdem Se. Fönigl. Maj. durch allerhöchſte Refcripte vom 6. April und 
8. Juniel. J., zur Bildung eines Emeritenfondes für die Fatholifche Geiftlichs 
Feit, die utercalarfrüchte und Vacanzeinkünfte von den erledigten Fatholifchen 
Pfarreien, Beneficien und Vicarien im Rheinkreife, mit Einfchluß des Ueber: 
ſchuſſes des vacirenden Staatsgehaltes , jedoc nad) Abzug der Verweſungsko— 
ften, alfergnädigft gewidmet haben, fo werden diesfalls nachſtehende Beſtimmun— 
gen getroffen. 

1) an eine Pfarrei auf irgend eine Weiſe erledigt wird, hat das be= 
. “ treffende Eönigl. Landeommiffariat die deffallfige Anzeige der königl. Res 
gierung, Kammer des Innern, unverzüglich zu erflatten. 2) Die erle: 
digte Pfarrei foll von einem nächftgelegenen benachbarten Pfarrer, wel: 
cher von dem. betreffenden Herrn Biſchofe oder Generalvicariate, in An— 
trag gebracht wird, bis zu ihrer MWiederbefesung  verfehen werden. 
Demfelben wird für die Daner diefer Adminiftrirung eine Belohnung 
von der Hälfte des Staatsgehaltes von 500 ‚France gegeben werden. 
Alte übrigen Gefälle und Erträgniffe der vacanten Pfarrei, jeder. Art, 
(mit Ausfchluß jedoch der Stolfgefälfe) find von dem erften October 1819 
anfangend für den Emeritenfonds zu verrechnen. 3) Feder nen ernannte 
Pfarrer tritt mit dem Tage feiner Ernennung in den Bezug feiner 
Staatsbefoldung , vorbehaltlich, demjenigen, welcher die Pfarrei bie zu 
feinem Amtsantritte verfehen hat,. die in Art. 2 beftimmte Entfchädigung 
‚zu leiſten. 4) In dem Augenblicke, wo eine Pfarrei oder eine andere 
Fatholifche Pfründe erledigt wird, hat der Bürgermeifter des Hauptorts 
ans der. Mitte des Gemeinderaths einen Curator zu beftellen, welcher 
die Gefälle percipirt, für den Anbau der Güter forgt, und durch dag 
betreffende Pönigl. Landeommiffariat oder im Falle der frühern Wieder— 
beſetzung der Pfründe bei dem Amtsantritte des Nachfolgers der Regie: 
rung die Rechnung vorlegt, welche fie abfchließt, und den Ueberfchuß an 
den Rechner des Fondes überweißt. 5) Der Rechnung foll zugleich ein 
Entwurf über die Bertheilung des Einkommens zwifchen den Erben des 
vorigen Beſitzers, dem Emeritenfonds und dem neuen Pfarrer beigefügt 
werden. 6) Bei diefer Dertheilung follen nicht blos die während der 
Dacatur angefallenen Früchte zum Gegenfland genommen, fondern es 
muß das ganze jährliche Pfarreinfommen , ‚mit Abzug der Laften und 
Eufturkoften, zum Grunde der Dertheilung, pro rata der verfchiede- 
uen Zeiträume, gelegt werben, 7) Jede Intercalarrechnung hat daher 
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drei Theile: a) die eigentliche Jutercalarrechnung; b) die Zuſammen⸗ 
ſtellung der Jahresrente; e) die Vertheilung unter die Thilnehmer. 
8) Den Erben gebührt der Anſpruch bis auf den Todestag des Verleb— 
ten; dem neu angehenden Pfarrer das Einkommen vom Tage ſeiner 
Ernennung; und den verſetzten Pfarrern vom Tage ihres Amtsantritts. 
9) Nach geſchehener Reviſion wird der Abſchluß der Rechnung und 

ertheilung von der königl. Regierung, Kammer des Innern, verfügt 
und ſowohl dem einſchlägigen königl. Landcommiſſariate als der Ver— 
waltung des Emeritenfonds eröffnet werden, um ben Antheil des letz— 
tern einzuziehen. 10) Die zweite Hälfte des Staatsgehaltes, melde 
während der ntercalarzeit verfällt, wird dem Emeritenfond unmittelbar 
von der Staatscaffe zugerechnet: werden. 12) Vorftehende Beſtimmungen 
haben auf alle dermalen erledigten Pfarreien ihre Anmendung. 12) Die 
Decretirung der auf den Emeritenfonds zu übernehmenden SPenfionen 
und Unterftüsungen erfolgt durch das Eöniglihe Staatsminifterium 
des Innern. 15) Am Ende des jeden Jahres wird der Stand ber 
Einnahmen und Ausgaben des Emeritenfonds öffentlich durch das Kreis: 
intelligenzblatt bekannt gemacht werden. 


Verfügung vom 7. Suni 1826 (Intel. ©. 449) fügt bei: 
Wenn ein Pfarrer auf eine andere Pfarrei verſeht wird, fo bezieht er von 
der zu verlaffenden Pfarrei den Adminiftrationsgehalt vom Tage ifeiner nenen 
Ernennung. bis zu feinem wirklichen Abzuge, muß aber bei feiner neuen Par: 
rei den Adminiftrationsgehalt bis zum Tage feines- Dienflantrittes an den jeit: 
herigen. Verweſer abtreten. Beide. müffen beim Rentamte über . ‚die Dauer 
ihrer EDER IREIDE Beugpifl vorlegen, 


Sodann eine Verordnung vom 19. Juli 1828: 

Die Adminiftratoren folen ihren Gehalt unfehlbar in den erften 10 Tu: 
gen nach Ablauf eines jeden Quartals Terheben. Ohne Beſcheinigung des Fabrik: 
rathepräfidenten über die wirklich Statt gehabte Adminiftration einer Pfarrei 
und deren Dauer, follen die Fünigl. Rentämter nicht zahlen. Eben fo wenig 
kann durch bloſe geiftliche Aushülfe, ohne eine vorgängige fpecielfe Comittirung, 
wenn ein benachbarter Geiftliher blos charitativ adminiftrirt, eine Adminiſtra⸗ 
tierzeebuhr angeſprochen werden. 





Und jene vom 45. Dec. 1829 (Intelligenzbl. ©, 358): daß 
verfegte Pfarrer alle Gefälle der neuen Pfarrei beziehen, jene ber 
verlaſſenen aber dem Emeritenfond zufallen follen. 
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Verordnung vom 49. April 1820 (Amtsbl. ©. 36): 

Se, Maj. der König haben auf den Antrag der unterzeichneten Stelle 
(königl. Regierung des Rheinkreifes, Kammer des Innern) am 6. d. M. aller: 
gnädigft zu befchließen geruht, daß zur Bildung eines Emeritenfonds für Fatho: 
liche Geiftliche im Rheinkreife die Intercalarfrüchte und Vacanzeinkünfte der 
fatholifchen Pfarreien, Beneficien und Vicarien im RheinEreife, mit Einfchluß 
des Ueberſchuſſes des vacirenden Staatsgehalts nach Abzug der Verweſungs— 
foften, anfangend vom 1. Detober 1819, verwendet werden. 


Was die proteftantifche Pfarrwittwencaffe betrifft, fo enthält 


dad Amtebl. 1819 ©. 3 folgendes | 

Ge. Fönigl. Maj. haben durch allerhöchftes Refeript vom 15. December 
abhin die Errichtung einer allgemeinen Wirtwencafe für die proteftantifche 
Geifttichkeit des Nheinkreifes Sallergnädigft zu genehmigen, und zur befferen 
Begründung diefer wohlthätigen Anftalt einen Quartalbefoldungsbezug von je 
der durch den Tod erledigten proteftantifchen Pfarrei des Rheinfreifes zu ver: 
leihen geruht. 

In diefer Gemäßheit verordnen Allerhöchftdiefelben, daß während dieſes 
Quartals die erledigte Pfarrei zum Beten der Wittwen und Waifen von den 
Didcefanen unentgeltlich verfehen werden foll, 

e Das von Sr, Eönigl. Maj. beftätigte Regulativ diefer Auſtalt folgt nach: 
hend. ’ 





Regulativ 
über 


die allgemeine Wittwencaffe der proteftantifchen 
Geiftlichfeit des Rheinkreiſes. 


Se, königl. Maj. haben in der Ueberzeugung, daß die Bildung eines Kon: 
des zur Unterftügung der Wittwen und Waiſen der proteftantifchen Geiftlich: 
feit als eine der dringendften und wohlthätiaften Anſtalten zu achten fey, — 
ſchon unter dem 13. Juni 1817 zu genehmigen geruht, daß, vom Jahr 1817 
angefangen, fämmtliche Intercalarfrüchte und Vacanzeinkünfte der proteftanti= 
[hen Pfarreien im Rheinkreife, nad) Abzug der Laften, zu diefem Fonde ver: 
wendet werden follen. 

Um nunmehr diefem Sonde feine vollfommene Ausbildung und Beftimmung 
zu geben, werden nach erhaltener alterhöchfter Genehmigung folgende Verfü: 
gungen getroffen. 

Arı. 1. Der Fond wird gebildet: 

a) aus den Qnartalbefoldungen von jeder durch den Tod erledigten Pfarrei. 
Zu diefem Ende werden die auf folche Art vacant gewordenen Pfarreien, 
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nah geendigtem Nachfige, ein Vierteljahr zum Beſten der Wittwencaffe 
von den Didcefanen unentgeldlich verfehen, und der Ertrag diefes Quar— 
tal an den MWittwenfond abgeliefert; b) aus dem Antheile, welchen die 
Pfarrwittwencaffe an den Sntercalarfrüchten der erledigten Pfarreien, 
nach den Beſtimmungen vom 9. Februar 1818 zu beziehen hat; c) aus 
den anfänglichen und jährlichen Beiträgen der proteftantifchen Geiſtlich— 
feit ; d) aus andern zufälligen Einkünften. 

Art. 2. Alle neu angehenden Pfarrer haben eine Einlage zu entrichten, 
welche nach den vier Claſſen, in welche die Pfarreien durch die Eonfiftorial: 
verordnung vom 9. September 1815, $. 12 abgetheilt find, verfchieden ift, und 
bei der 1. Claſſe 50, bei der zweiten 100, bei der dritten 150 und bei der vier 
ten 200 Gulden beträgt. { 

Die Einlage gefchieht vor der DVerpflichtung und vor dem Antritte des 
Pfarramtes, in baarem Gelde, oder durch hinreichend verficherte Obligationen. 
Bei zureichender Bürgfchaft Fann die Friſt eines Jahres, jedoch verzinslich, ge— 
ftattet werden. 


Art. 3. Die Individuen des Confiftoriums, welche Feine Geiftlihen find, 
Dicare, Pfarrcandidaten, fo wie die Lehrer an den höhern und niedern Stu— 
dien: und Schulanftalten, Eönnen an diefer Anſtalt keinen Antheil nehmen. 

Art. 4. Die dermal ſchon angeftellten Pfarrer Eönnen an den Vortheilen 
der Anftalt ebenfalls Theil nehmen, wenn fie die oben angezeigte Gebühr ent: 
richten, und fih im Laufe des Jahrs 1819 hiezu erklären. Später hängt es 
von den Umftänden und der Bewilligung des Gonfiftoriums ab, ob der Bei: 
tritt mit Nachzahlung des Capitals, der Zinfen und der jährlihen Beiträge, 
noch geftattet werden könne. 


Art.5. Wird ein Pfarrer, welcher der Anſtalt zugefellet ift, auf eine 
Pfarrei höherer Claſſe befördert, fo hat er den Mehrbetrag der Einlage zu 
entrichten. Die Beförderung eines der Anſtalt nicht angehörigen Pfarrers 
kann nur mit der Bedingung feines Beitritts erfolgen. 


Art. 6, Der jährlihe Beitrag wird von dem Jahre, in welchem der 
Beitritt gefchieht, mit Einfchluß desfelben gerechnet, und beträgt bei den Pfar— 
reien erfter Claſſe 6, bei der zweiten Claſſe 8, bei der dritten 10 und bei der | 
vierten 12 Gulden. 

Diefer Betrag wird in halbjährigen Raten durch Abzug an dem Staatsge: 
halte eingebracht. 


Art. 7. Am Erndtefefte fol jährlich in allen evangelifhen Kirchen eine 
Eolleste für den Penfionsfond am Bor: und Nachmittage veranftaltet werden, 
welche von den Pfarrern und Kirchenvorftehern an die Infpection, und von 
diefer an den Penfionsfond einzubefördern iſt. 

Art. 8. Dem Penfionsfonde wird der Verlag aller allgemein vorgefchrie: 
denen Religionsbücher für den Rheinkreis eingeräumt. 

Art, % Alle Verbindung mit diefem Penfionsfonde wird ohne Entfchädi: 
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gung gelöfet, durch Emigration, durch freiwillige Refignation, ohne hiezu durch 
Gebrechen oder Altersfchwäche veranlaßt zu feyn, durch DBeränderung des geifts 
lihen Standes, dur Remotion. In dem lestern Sale kann der. Penfionsans 
fpruch für die Wittwe und Kinder durch richtige Sortbezahlung der jährlichen 
Beiträge erhalten werden. 

Art. 10. Der Wittwengehalt beträgt ohne Unterfchied der Claſſen jährs 
lich 120 fl., und jedes minderjährige Kind mit Ausfchluß der Angeheiratheten, 
erhält noch befonders zu einem Unterhaltsbeitrage , als einfache Waife den 5. 
Theil, und als doppelte Waife drei Behntheile des Wittwengehaltes. Der Bes 
zug bginnt nach vollendetem Nachſitze. So lange die Stiefmutter lebt, werden 
die Kinder erfler Ehe nur als einfache Waifen betrachtet. 


Art. 11. Die Penfion der Wittwe hört auf, bei ihrer Emigration, oder 
Eintritt in eine folgende Ehe, oder bei notorifch lafterhafter Aufführung; auch) 
kann Feine gefchiedene Ehefrau Anfpruch auf Penflon machen. Zieht aber die 
Ehefcheidung eines Pfarrers deſſen Dienftentfesung nad ſich, fo behält die 
ſchuldlos gefhiedene Ehefrau ihre Anſprüche auf die Wittwencaffe, vorausges 
fest, daß fie kden jährlichen Betrag bis zum Tode ihres gefchiedenen Gatten 
entrichtet. 

Die Penfionen der Waifen erlöfhhen bei ihrer Emigration, bei erlangter 
Majorennität, bei einer allenfalls fchon früher erlangten Verſorgung, bei no= 
torifch Tafterhafter Aufführung. 


Art. 12. Die Ehefcheidung und der Eintritt der Wittwe in eine folgende 
Che, benimmt den Waifen den Anfpruch nicht, welchen fie ohne eine folche 
Veränderung haben würden, — und folhe Waifen, welche wegen phyfiicher 
Gebrechen fich durchaus Feinen Unterhalt verfchaffen können, follen auch nad) 
erlangter Volljährigkeit ihren Gehalt ald einfache und doppelte Waifen fortbes 
ziehen, bis entweder ihre Gebrechen gehoben find, oder ihr Unterhalt auf an— 
dere Weife gefichert ift. 

Are. 135. Im Allgemeinen wird beftimmt, daß alle Penfionen mit dem 
Sterbemonate erlöfchen. 


Art. 14. Ausländiſche Geiftliche können an diefer, aus Staats: !und Lan: 
deseinfünften fundirten Anftalt Peinen Theil nehmen. Jedoch bleiben inläns 
difhe Geiftliche, welche mit Tandesfürftlicher Bewilligung eine auswärtige Pfar— 
rei annehmen, im Verbande mit derfelben, wenn ihnen der Rüdtritt in's Va— 
terfand vorbehalten worden, und fie ihren jährlichen Beitrag nah Verhältniß 
ihrer auswärtigen Stelle fortbezahlen. Damit der Wittwencafe ihr Quartal 
gefichert bleibe, fo bezieht fie dafelbe in diefem Falle von der durch den Austritt 
in fremde Dienfte erledigten Pfarrei. 

Art. 15. Die Penfionen, Wittwen: und Waifengehalte werden, wie andere 
Staatspenfionen, quartalweife bezahlt; — fie können nach $. 582 der Gerichts: 
ordnung nicht mit Arreſt belegtiwerden. | 

Art. 16. Die Direction und Auflicht auf den Penfionsfond wird von dem 
proteftantifchen Gonfiftorium geführt; derfelbe erkennt über die Anlegung und 
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Auffündigung der Eapitalien, mweifet die Penfionen an, 'entfcheidet alle vorkom⸗ 
menden Conteſtationen, und ſchließt die jährliche Rechnung ab, 

Art. 17. Die Denwaltung des Fonds und die Beforgung der Einnahmen 
und Ausgaben wird einem Rechner unter zureichender Caution und gegen ver: 
hältnißmäßige Belohnung anvertraut. Die Vertheilung der Penſionen geſchieht 
durch den Difkrietsinfpector. Am Schluffe des Jahre foll die Rechnung durd 
das Intelligenzblatt bekannt gemacht werden. | 

Art. 18. Nach Verlauf von drei Fahren follen alfe Rechnungen zufammen: 
geftellt,, den Specialſynoden vorgelegt, und ermeffen werden, welche Abände: 
rungen entweder zur Erhaltung des Inſtituts, oder zu größeren Wortheilen 
der Theilnehmer, getroffen werden Eönnen. Die fi) hiebei ergebenden Vor: 
fchläge und Anträge follen fodann durch das Eonfifforium zur allerhöchiten 
Genehmigung eingefandt werden. 

Art. 19. Alle im Rheinfreis beftehenden befondern Wittwencaffen Eönnen 
neben diefer allgemeinen Anſtalt, fo weit fie den obigen Beſtimmnungen nicht wi- 
derftreiten, fortbeftehen, infofern die Theilnehmer nicht zweckmäßiger finden, 
unter Vorbehalt der ihnen. oder den Ihrigen davon zuftehenden Vortheile, ihre 
Privatanftalt mit der allgemeinen zu vereinigen. 

Die Wittwencaffen des ehemaligen Herzogthums Zweibrüden, welche gleih 
bei ihrer Errichtung der Leitung und Direction des Conſiſtoriums zu Zweibri- 
den übergeben wurden, folfen infonderheit unter die Leitung und Aufſicht des 


proteftantifchen Eonfiftoriums geftellt werden. 
(em 


Neuntes Capite! 
Beiträge und Umlagen. 


Man fehe hierüber außer den BVerfaffungsgefegen und Eon 
cordaten insbefondere das Umlagegefes vom 22. Juli 1819 ($. 8 
und 9), welches im erften Bande mitgetheilt worden; fodann 
auch unter Staatd- und Landesausgaben, ferner die hiermächit fol 
genden Decrete vom 30. Dec. 1809 und 44. Februar 4810 über 
Kirchenfabrifen. In Anfehung der Mittel zur Beftreitung de | 
firchlichen Bedürfniffe, foweit die Zufchäffe des Staats nicht zw 
reichen, gelten folgende Hauptgrundfäge: 

1) Zunaͤchſt ift die Kirchenfabrifcaffe verpflichtet; 

2) reichen diefe Mittel derfelben nicht, fo kann der Gemeinde 

rath einen Zufchuß bewilligen , fofern Ueberſchuͤſſe in der 
Gemeindecaffe find. Lettere Bedingung wird nicht ſtreng 
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beobachtet, fondern ed werben auch außerordentliche Holz 
ſchlaͤge bewilligt. 

3) Genügen auch diefe Beiträge nicht, fo erfolgen Umlagen 
auf alle Kirchfpieldgenoffen nach der Gefammtiteuer. 

4) Beiträge der Gemeinden zum Gehalte der Pfarrer find freis 
willig, mit Ausnahme der Gafualgebühren. Hat die Ge 
meindscaffe Weberfchüffe, fo genügt die Zuftimmung des Ges 
meinderaths, welche jedoch die Beftätigung der Kreisres 
gierung bedarf. Soll aber die- Zulage aus den Säden ber 
Pfarrgenoſſen geſchehen, fo müffen diefe felbft einwilligen. 


Sodann gehört noch das Staatsrathsgutachten vom 14. Dec. 
4810 bierher: | 

Der Staatsrath — nah Anhörung des Berichtes, welcher dahin geht, daß 
die Frage entfchieden werde, ob die Gemeinden, welche eine Unnere oder eine 
Gapelfe erhalten, zu den Koften des Pfarrgottesdienftes beitragen müſſen; nach 
Anficht des Eaiferl. Decrets vom 30. September 1807, die Capellen und An: 
“ neren betreffend, und der Inftructionen, welche in deffen Folge durch den Eult: 
minifter gegeben worden find; in Erwägung, daß unter den Gemeinden, welche 
Eapellen und Annexen erhalten haben, es folche gibt, welche durch große Ent: 
fernungen oder oft ungangbare Wege von dem Hauptorte der Pfarreien oder 
Succurfalen getrennt find, und in melden es nöthig ift, daß ein Priefter da: 
rin wohne; daß diefe letzteren Gemeinden dem Gaplan oder Vicar zugleich 
eine angemeffene Befoldung fihern, und auch für die Unterhaltung ihrer Kirche 
und ihres Priefterhaufes forgen müffen, und daß es nicht gerecht wäre, ihnen 
eine doppelte Laft aufzuladen, wenn man fie verbände, auch noch überdies zu 
den Bedürfniffen der Pfarrkirche beizutragen ; ift der Meinung: 1) daß die 
Gemeinden, in welchen, in Folge des Faiferlihen Decrets vom 50. September 
1807 , eine Gapelle errichtet ift, und in welchen, Eraft einer Berathung des 
Generalrathes der Gemeinde, durch Gemeinderevenuen, oder daurch Auflage 
von Auffchlagscentimes, für Wohnung und Gehalt des Capians oder für alle 
anderen Koften des Eultus geforgt ift, im nichts zu dem Koften des Pfarrgots 
tesdienftes beitragen follen; 2) daß die Gemeinden, welche nur eine Annere 
haben, in welchen ein Priefter nur einmal in der Woche für die Bequem: 
lichkeit einiger Einwohner, welche durch eine Subferibtion für feine Bezah— 
lung geforgt haben, eine Meſſe liest, fowohl zu den Unterhaltungstoften der 
Kirche und des Pfarrhaufes, als auch zu den übrigen Ausgaben des Eultus in 
dem Hauptorte der Pfarrei oder der Succurfale beitragen müſſen. 


Dr. Eirbenpfeiffer’s 30 
Handhuch der Merfafiung 1 IE. oJ 


Zehntes Eapitel, 
Fabriken; Pfarrgüten 


Degen Verwaltung, Verpachtung u. |. w. flehe unten Curatel 


und oben Ortögemeinden; denn viele Verfügungen beziehen ſich 


auf Ortdgemeinden, Stiftungen, Unterrichts und Wohlthätigfeite, 
anftalten zugleich. 





. 


Conſularbeſchluß vom 27. Frim. XI über Renten: 

Art. 1. Dede Rente, welche von den alten Nationaldomänen herrfihrt, und 
fiber welche die Regie des Enregiftrement nicht ausweifen kann, daß feit dem 
erften Tage des erften Jahrs der Republik eine Zahlung gefchehen, oder daß 
feit der nemlichen Epoche deßhalb, oder auf dem Wege gerichtlichen Zwauges, 
oder vor dem adminiftrativen Behörden oder ben Gerichten, eine Verfolgung 
Statt gefunden habe, fol als den Hpspicien zugehörig betradztet werden. 

Art. 2. Dede Rente, welche von der Geiftlichfeit, von unterdrücten Kör 
perfchaften, öffentlichen Anſtalten, Gemeinden, oder auch aus jeder andern 
möglichen Quelle herrührt, und welche nicht auf den Regiftern der Domänen 
regie inferibirt ift, oder deren Eintreibung diefe Regie, obfchon fie den Titel 
davon hatte, nicht beforgt, oder desfalls, wie diefes im vorigen Art. befagt if, 
die Verfolgung betrieben hat, fo daß man von da an fchließen kann, fie habe 
deren Eriftenz nicht gewußt, gehört ebenfalls den Hefpicien , mit der Bedins 
gung. jedoch, daß jedesmal wenigftens ſechs Jahre feit dem Momente, in wel 
chem die Rente in die Hände der Nation geftellt worden, bis zum Tage des 
gegenwärtigen Befchluffes verfloffen feyn müſſen. 


Art. 3. Die im Art. 2 benannte Inſcription der Menten auf die Regifter - 


der Regie fol auf Betreiben der Präfecten conflatirt werden, 





Beſchluß vom 7. Therm. XI: 

Art. 1. Die nicht veräußerten Güter der Fabriken, fo wie die Renten, 
welche fie genoffen, und "deren Weberweifung (transfert) nicht Statt gefunden 
hat, find ihrer Beſtimmung zurücdgegeben. 

Art. 2. Die FSabrifgüter der unterdrücten Kirchen folfen mit jenen de 
erhaltenen Kirchen, in deren Bezirk fie fich befinden, vereinigt werden. 

Art. 5. Diefe Güter follen in der, den Gemeindegütern zukommenden 
Form, durch drei Kirchenpfleger, welche der Präfect auf eine, von dem Bir: 
germeifter oder dem beffervivendei’ Pfarrer präfentirte, doppelte Lifte ernennen 
wird, verwaltet werden, 

Art. 4 Der Pfarrer oder Deffervant ſoll dabei berathende Stimme 
haben. 
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> Art. 5. Die Kirchenpfleger follen einen Eaffler unter fi ernennen. Die 
Rechnungen follen in der nämlichen Form, wie jene der Gemeindeausgaben 
abgelegt werden. Die Minifter des Innern und der Finanzen find mit der‘ 
Vollziehung beauftragt. 


Bemerfungıl. In Sorge beftehenden DBefchluffes befahl die Generals 
adminiftration der Domänen, alle Eigeuthums- und Pachttitel , nebit allen ans 
dern Papieren, die Kirchengüter betreffend, welche fich in den Bureaur der 
Adminiftration befänden, an_die Kirchenpfleger der Pfarr: und andern Kirchen 
urüczugeben. — Generalinftruction der Generaladminiftration der Domänen’ 
vom 15. Fruct. XI, 


Bemer?. 2. Don diefer Zurücgabe wurden jedoch jene Kirchengfiter aus⸗ 
— welche bis zu dem, Beſchluſſe vom 7. Therm. XI zwar nicht vers 
ußert worden, allein durch ein Geſetz vom 50. Ventoſe IX als Dotation an 
die Ehrenlegion übergeben waren. Diefe folten nemlih Cigenthum der Ehren 
Iegion bleiben. — Entfheidung des Zinanzmunifteriumd und Generalinftruction 
vom 5. Ergänzungstage XI, 


Bemerk. 5. Nah pe Entfheidungen des Finanzminifteriums vom 14, 
und 25. DVendemigire XI, follten in den, von den Fabriken herrührenden 
»nicht veräußerten Gütern« und deren »nicht übertragenen Renten« mit eins 
begriffen ſeyn: »1) die verfauften Güter, die fih, in Folge der Verluftigung 
des Eigenthumsrechtes (decheance) der Erwerber, aegenwärtig wieder in den 
Händen der Nation befinden; es fey denn, daß die Erwerber defhalb Schuld: 
briefe unterfchrieben hätten, denn dann follten die Güter nech einmal auf Koe 
fen des Erwerbers (felle-enchere), verkauft werden ; 2) die Renten, welche bie 
sabrifen genoſſen, und fogar auch dann, wenn die Beſitzer der, auf diefe Nas 
tionalgüter angewiefenen, Staatsfhuldicheine diefe Scheine haben einregiftris 
ven laſſen; ausgenommen jedoch, wenn diefe Nenten find überwieſen worden, 
Sobald alfo bei der Erwerbung kein Schuldbrief nnterfchrieben wurde, folten 
die Fabrikgüter als nie veräußert augefehen werden, und im Befchluß vom 
7. Thermid. begriffen ſeyn. In diefem Befchluffe vom 7. Therm. folten fer— 
ner nicht nur die Grundrenten, fondern auch die jeder andern Natur, ohne 
Unterfcheidung, und ebenfo die rückſtändigen Zinfen, Gülten, Leib: und Pacht: 
gelder, welche bei der Publication des Befchluffes verfallen und nicht bezahlt 
waren, und gleichfalls die fchuldenden und noch nicht eingetriebenen Capita— 
lien, mit einbeariffen feyn und den Fabriken reftituirt werden.e — ©enerals 
inftruction von 24. Brumaire XII. 


Bemerf. 4 Don der Rücaabe follten jedoch ausgenommen feyn: jene 
von den Fabriken herrührenden Renten, welche vor dem Beſchluſſe vom 7. 
Zherm, XI der Anortifationscaffe zugewiefen worden waren. Diefe Zuwei— 
jung folfte als eine vollfommene Uebertragung gelten, und demnach der 
Amortifationscaffe für immer verbleiben. — Enticheidung des Finanzminifteriums 
vom 26. Brum. XIII. und der Generaladminiftratord vom 6. Krim. XIII. 


2 





Beſchluß vom 28. Frim. XII: 

Art. 1. Da die verſchiedenen Güter, Renten und Stiftungen, auf wel: 
hen Meſſen, Anniverfarien und gottesdienftliche Verrichtungen haften, einen 
Zheil der Kircheneinkünfte ausmachen, fo find fie in den Verfügungen des Be: 
fhlufes vom 7. Therm. XI mitbegriffen. 

Art. 2. In diefer Eigenfchaft follen fie, nah den Worten des genannten 
Beſchluſſes, ihrer früheren Beftimmung zurücdgegeben werben. 


Bemerfung 1. In Folge diefer Entfcheidung befahl die Generaldirection 
der Domänen den Direstoren: »alle Titel, Papiere und Inventarien, welche 
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10 in ihren Bureaur befänden, zurüdzugeben.« — Generalinftrnetion vom 6. | 
Pluviofe XI, | | 


Bemerf, 2. Auf die Anfrage: ob die Stiftungen von Todtenmeffen 
und fonfigen Anniverfarien einen Theil der Kirchengüter ausmachten, antwor: 
tete der Minifter des Innern: »daß, nach der Entfcheidung der Regierung 
vom 28. Srimaire XH, alle Güter, Renten und Stiftungen, welche mit Mei: 
fen, Anniverfarien oder fonftigen religiöfen Dienftleiftungen betaftet wären, 
Ha erften Beſtimmung zurücgegeben werden foltten.« — Brief des Mini: 

ers des Innern vom 18. Nivofe XIL 


Bemerk. 3. Durd eine fpätere Eutipeibung, als Erklärung jener vom 
28. Srimaire XII, wurde verfügt: »daß nicht nur die Stiftungen, welche aus: 
drüdlich gemacht worden waren ,, fondern auch jene, welche zum Mugen der 

Ifarrer, Vicare, Capläne und jedes andern Beiftlichen von derfelben Pfarr: 
irche, welcher zur Bedienung dieler Stiftungen ernannt gewefen mar, beftan: 
den haben mochten, in Folge der Entfcheidung vom 28. Srimaire an die Pfarr: 
firhen zurücgegeben werden folten.« — Entfcheidung des Finanzminiſters 
vom 30. Dentofe XII — und Generalinftruction vom 9. Germinal XIT. 


Bemerk. 4 »Jener Theil von rücdftändigen Zinfen oder Renten, melde 
an die Republik überwiefen find, und due Pachtaeldern der vor dem Be 
fchluffe vom 7. Thermidor veräuferten üter, welcher in jener Epoche, nicht 
 eingetrieben war, ſoll den Kirchen überlaffen werden. indem die Regierung 
den neuen Fabriken alle ihre nicht veräußerten Güter uud die Renten, deren 
Ueberweiſung damals noch nicht Statt gefunden hatte, zurückgab, mollte fie 
ihnen alles wiedergeben, was ihnen in der Epoche des 7. Thern. zugehörte, 
Alfo alles, was am Tage jenes Befchluffes, von rücftändigen Zinfen der Ren: 
ten und von rückſtändigen Pachtaeldern nicht eingegangen war, fol ihnen zu: 
rücgegeben werden, diefe rücftändigen Zinfen und Pachtgelder mögen von ver: 
äußerten oder nicht veräußerten Gütern herfommen.« — Entfcheidung dee 
Sinanzminifters vom 17. Pluviofe XI. — 7. Februar 1804. — Ein Brief 
des Generaldirectors vom 20. Plupiofe XII erflärt aber dabei: »daß jene 
Wiedergabe von jenen Zinfen und Pachtgeldern nicht Statt finden Eönne, 
welche den neuen Erwerbern der Güter von dem Tage des Erwerbs anı: 
Fommen; auch gelte jene Entfcheidung nur von Zinfen und Pachtaeldern, nicht 
aber vom Kaufpreife jener Güter, für welche Schuldbriefe unterfchrieben wor: 
den feyen, noch von jenen Gütern, welche die Regiernug von der Rückgabe 
ausgenommen hat.« 


Decret vom 15. Ventofe XII: 

Art. 1. Zur Vollziehung des Befchluffes vom 7. Therm. XI follen die 
nicht veräußerten Güter und Renten, welche von den Fabriken der ehemaligen 
Metropolitan: und Cathedralcapitel herkommen, den Fabrifen der jetzigen We: 
tropolitan= uud Gathedralfirchen, und jenen der Gapitel der jetigen Diöcefen, 
in deren Umfang die Güter gelegen, und die Renten zahlbar find, angebören. 

Art. 2. Die nicht veräußerten Güter und Renten, welche von den Fabri: 
fen der Collegialfirchen herrühren, follen den Fabriken der Pfarr: und Suc— 
eurfalfirchen angehören, in deren Pfarrfprengel die Güter gelegen und bie 
Renten zahlbar find. 

Art. 3. Alle Anordnungen des Befchluffes vom 7. Therm. XI follen auf: 
recht erhalten werden, und die Verfügungen deffelben find nicht abgefchafft. 
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Decret vom 28. Meffidor XII: 


Art. 1. Zur Vollziehung des Beſchluſſes vom 7 Therm. XI follen bie 
nicht, veräußerten Güter und die nicht überwiefenen Renten, welche von den 
ehemals in den Pfarrkirchen beftehenden Bruderfchaften herrühren, den Sabri: 
fen zugehören. 

Art. 2. Die Güter und Renten diefer Gattung, welhe von Brubderfchaf: 
ten herrühren, welche in den jest unterdrücken Kirchen beftanden, follen mit 
jenen der erhaltenen Kirchen, und in deren Pfarrfprengel fie fich befinden, ver: 
einigt werden. 

Bemerf, 1. Die Generaladminiftration der Domänen befahl, in Folge 
obigen Decretes, alle derartigen Güter und Renten mit den dazu gehörigen 
Titeln und nventarien an die Fabriken abzugeben; jedoch ohne Sücyabe des, 


bis zum Tage des Decretes in die Staatscaſſe m abgelieferten, Ertranes, 
da das Decret nur für die Zukunft disponire, nftruct. vom 6, Vend. XIV. 


Bemerk. 2. In einem Gutachten vom 21. Yuguft 1810, genehmigt am 
28. Auguſt deſſelben —2 ſagt der Staatsrath: »daß das ünerbieten einer 
jährlihen Rente, von Seiten der Bruderſchaft des Oratoriums vom heil, Ro: 
dus, an den Bürgermeifter von Vareſe aur —— einer Schule — nach 
Anſicht des Decrets vom 28. Meſſidor XI, und in Erwä ung, daß nad den 
Worten des Decrets die Güter der Bruderfchaften den Fabriken gehören, und 
daß folglich Die Glieder der, befagten Bruderichaften Fein Recht haben, über 
die ihnen ehemals zugehörenden Güter zu disponiren — nicht * genehmigen, 
ſondern die Güter der Bruderſchaft mit jenen der Fabrik von Vareſe zu ver: 
einigen feyen — — Br Meinung des Fabrikrathes, einen Theil der: 
felben zur Errichtung einer Schule zu verwenden.« 


Decret vom 22. Fructidor XII: | 

Art. 1. Die den Fabriken durch das Decret vom 7. Therm. XI und die 
Entfcheidung vom 18. Nivofe XIL zurücdgegebenen Güter und Revenuen, fie 
mögen mit Stiftungen für Meffen, Seelämter oder fonftige gottesdienftliche 
DBerrichtungen belaftet feyn oder nicht, follen durch die Verwalter der befag: 
ten Fabriken, welche in Gemäßheit des Befchluffes vom 7. Therm, XI ernannt 
find, verwaltet und eingenommen werden; fie follen den Pfarrern, Deflervans 
oder Vicaren, nach der Didcefanvorfhrift, die Meſſen, Seelämter oder fon: 
ftige gottesdienftliche Werrichtungen, welche auf jene Güter und Einkünfte ge: 
Riftet find, in Gemäßheit des Stiftungstitels, bezahlen. 





Decret vom 5. Prärial XIII: 

Art. 1. Die Präfecten werden fi mit den Bifchöfen über die Verwen⸗— 
dung jener Fonde benehmen, welche, für das Mobiliar der Bisthümer verwend- 
bar, durch die Generalräthe des Departementes, in Gemäßheit des Art. 54 
des Geſetzes über die Finanzen des Jahre XIII, votirt find, und deren Der: 
wendung durch Se. Maj. gebilligt ift. 

Art. 2. Es fol ein doppeltes, von dem Bifchof und dem Präfecten unter: 
zeichnetes Inventar von jenen Effecten gemacht werden, zu deren Ankauf biefe 
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Fonde werden verwendet werben. Eins berfelben fol in das Präfecturardiv 
und dad andere in dem Secretariate bes Bisthums niedergelegt werden. 
Art. 3. Die Bifchofsftäbe, welche von Sr. Majeftät einem jeden Bifchor 
gegeben werden, follen auf diefes Inventar gefebt werden. Im Falle des To: 
des oder der Dimiffion eines Biſchofs, follen die Präfecten den woirklichen 
Status der in. den Inventarien begriffenen Mobiliareffecten conſtatiren; und 
wenn ein Stüd davon fehlt, fo fol! der dimittirende Biſchof, oder die Erben 
des Verftorbenen, gehalten ſeyn, deffen Werth nach einer Abfchäsung, in wel: 
cher auf die Abnutzung, welche das fehlende Stüd hätte erleiden Fönnen, Be 
dacht zu nehmen iſt, wieder zu erfeben. 
Bemerkung. Der im vorftehenden Urt. angeführte Art. 34 des Finang 
gelebes vom Jahr XI fagt?: Die Generalräthe der Departemente Fönnen 
brigens vorfchlagen, eine Muflage bis zur Eoncurrenz von vier Gentimes höch— 
end, fur die Repartitionen, Unterhaltung der Gebaude und die Ergänzunge: 


often des Euftus zu machen. Ge. Maj. werden die befagte Auflage in ihrem 
Staatsrathe genehmigen. | 





Decret vom 49. Suni 1806: 


Urt. 1. Die MWermwaltungen der Hofpicien und Wohlthätigkeitsbuream, 
welche, in Kraft des Geſetzes vom 4. Ventoſe IX und der darauf beziiglicen 
Befchlüffe, in den Beſitz von irgend folhen Gütern und Renten geſetzt worden 
find, welche vormals mit Stiftuugen für irgend religiöfe Dienfte belaftet wa 
ren, follen regelmäßig die Gebühren diefer religiöfen Dienfte, in Gleichförmig— 

‚Eeit mit unferm Decrete vom 22. Fruct. XIII, an die Fabriken jener Kirchen 
abzahlen, au welche jene Functionen zurückkehren follen. 

Art. 2. Die Abzahlung der Rückſtände diefer Gebühren fol, mit Zählung 
vom 1. Vendimiaire XII an, und in den drei Monaten, welche auf die Pub: 
Ucation unferd gegenwärtigen Decretes folgen, in Wirklichkeit treten. 

Art. 3. Die Fabriken follen über den Vollzug diefer Stiftungen machen, 


and den Betrag davon den Prieftern bezahien, welche fie werden erfüllt haben, | 


nad) Juhalt unferes Decretes vom 22. Fruct. XI. 
Urt. 4. In den drei Monaten, von heute an gezählt, werden bie Präfec— 
ten ben refp. Babrifen Kenntriß von jenen Stiftungen geben, welche ihnen 


Praft des obigen Art. 1 zufoummen, und fle follen einen Status derfelben an 
uuſern Minifter einfhideu. 





Decret vom 31. Suli 4806: 

Nach Anficht des Art. 2 des Regierungsbefchluffes vom 7. Therm. AT - 
in Erwägung, daß die Vereinigung der Kirchen dag einzige Motiv der Abtte— 
tung der Fabrifgüter der Kirchen ift, daß diefeg eine Maßregel der Gerechtig 
Feit ift, weiche die Regierung adoptirt hat, damit der Dienſt der unterdrüdten 
Kirchen in den erhaltenen Kirchen fortgefepgt und die Intentioneu der Doll 
thäter oder Stifter erfüllt würden; daß es folglich wicht hinreicht, daß an 
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Fabrikgut in dem Gebiete einer Pfarrei oder Suecurfale iiege, um bdiefer and) 
(dom zuzugehören; foudern daß es noch erfordert werde, daß die Kirche, wel: 
cher diefes Gut zugehört hat, anch mit biefer Pfarrei oder Succurfale verei: 
nigt fey, wird decretirt: 

Art. 1. Die Fabrikgüter der unterdrücten Kirchen gehören den Fabriken 
jener Kirchen, mit welchen die unterdrücken Kirchen vereinigt find, uud auch 
felbft dann, wenn diefe Güter in auswärtigen Gemeinden gelegen feyn follten. 

Bemerkung. Wenn, eine_oder mehrere Gemeinden von einer Pfarrei 
losgeriffen werden, um zu einer Suecurfale errichtet zu werden, fo müſſen jene 
Güter, welche einen Theil der Dotation des Pfarrers ausmachten, und welche 
in dem Umfange der zu Suceurfalen, errichteten Gemeinden gelegen find, der 
neuen Succurfale, nah dem Verhältniß ihrer Einwohnerzahl, zugewielen wer: 
den. Die adminiftrative Juſtiz ift allein competent, einen ſoichen Streit zu 
enticheiden. Decret vom 25. April 1812. 





Staatsrathsgutachten vom 25. Jänner 1807: 

Der Staaterath, nach Anhörung des Berichtes des Finanzminiſteriums, 
in Bezug auf gewiffe Mißbräuche, welche fi in mehreren [Departementen des 
Reichs eingefchlichen haben, 1) bei Gelegenheit der durch verfchiedene Regie— 
rungsbefchlüffe und Faiferliche Decrete befohlenen Zuruckgabe der nicht veräußer— 
ten Güter und Renten, welche den Kabriken!zugehört haben; 2) darin, daß Pfar: 
rer nnd Deſſervans fich in den Befis von Gütern gefest haben, welche urſprüng— 
lid von den alten Dotationen der ‚Pfarreien herrühren, fo daß fie die Einkünfte 
biefer Güter mit der ihnen von der Negierung ausgefehten (Befoldung cumu— 
liren; in Erwägung 1) daß die Befchlüfe der Regierung den Fabriken nur ihre 
nicht veräußerten Güter und Renten zurücgegeben haben; 2) daß es nur durch 
Ausnahme gefchieht, daß die Pfarrer nıd Deſſervans gewiffer Orte autorifirt 
worden find, fich in den Beſitz jener Gegenftände zu fegen, welche vormals einen 
Zheil der Eurats und ardern Beneficien ausmachten, oder in dem Beſitze der: 
felben zu verbleiben; 2) daß es nöthig iſt, ſich mitZder Art zu befchäftigen, 
welche für die Pünftig Statt haben Fünnenden Einweifungen in diefen Beſitz zu 
befolgen wären — ift der Meinung 1) daß die Präferten dem Finanzıinifter 
einen detaillirten Status der Güter und Nenten, welche die Fabriken und eben 
fo auch die Pfarrer und Deſſervans unter irgend einem Titel genießen, vorlegen, 
und ihre Bemerkungen beifügen follen; 2) daß fowohl die Fabriken ald auch 
die Pfarrer und Deſſervans, welche ausnahmsweiſe antorifirt find, Immobilien 
zu befigen, fih in Zukunft in Leinen Befig”irgend eines Gegenflandes fehen 
folfen, als nur in Kraft eines Specialbefchluffes des Präfecten, welcher nach 
Anhörung des Gutachtens der Domänendirectoren, und nach eingeholter Ge: 
nehmigung des Finanzminifterd durch fie erlaffen wird. 

‚ Bemerkung Die Generaladminiftration der Domänen befahl demmach 
Die Güter und Renten, in deren Bells fich die Pfarrer unftatthafter Weite 
gefest hätten, denfelben proviforifch zu belaffen, bis die Regierung, nach Priü: 


fung der von den Präfecten vorgulegenden Berichte, dartiber entſchieden habe. 
Zugleich gab Fe die weitere Interpretation, daß die Pfarrer nur von jenen 
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Gegenftänden rechtmäßigen DBefis_ergreifen Fonnten, welche von Stiftungen 
herrührten, die wegen — Dienſtleiſtungen zum Nutzen der Fabriken ge: 
macht waren, und ebenſo in Bezug auf die Güter, Renten und Schuldfcheine, 
welche einen Theil des Einkommens der Kirchen zum Nuten der Pfarrer, 
Vicare, Capläne und eines jeden andern Geiftlihen, der zur Bedienung jener 
Stiftungen ernannt gewefen war, ausmachten ; daß aber diefe gefemäßige 
Beſitzergreifung hinfichtlih der andern Renten und Güter, welche von den 
Pfarr: und andern Beneficien herrührten, nicht Statt finden konnte, vorbehalt: 
lich hierin jedoch die Ausnahmen, welche die — zu Gunſten der 
Pfarrer und Deſervans gemwiffer Orte, durch befondere eſchlüſſe, Entfcheidun: 
en oder Decrete ausgefprochen hätte, welche Befchlüffe aber immer nur unter 
er Bedingung erlaffen worden ſeyen, daß der Gehalt, welcher ihnen durd 
die Regierung bezahlt wird, im Verhältniß des Ertrages der zurückgegebenen 
Güter, Renten und Schuldfcheine, vermindert werden ſollte. Generalinftruct. 
vom 22. juli 1807, 


Staatsrathsgutachten vom 31. Mai 1807: 

Der Staatsrath — auf die Frage: Gehören die Fabrifgüter, welche feit dem 
Geſetz vom 13. Brumaire IL welches fie zu Nationalgütern erklärt, bis zum 
Beichlufe vom 7. Therm. XI, welcher fie den Fabriken zurückgibt, durch die 
Entdeckung allein fhon den Hofpicien an, und wenn auch diefe leßtern nicht in 
deren Beſitz gefebt worden find? — ift der Meinungs daß die Frage durch den 
Art. 1 des Befchluffes vom 7. Therm. XII Elar entichieden ift, indem dort ge: 
fagt wird: »daß die nicht veräußerten Güter der Fabriken, fo wie die Renten, 
welche fie genoffen, und deren Weberweifung nicht Statt gefunden hat, ihrer Be 
flimmung zurüdgegeben werden follenz;« woraus denn folgt, daß jedes unbemeg: 
liche Gut oder jede Rente, welche von Fabriken, Bruderfchaften, Stiftungen, 
oder von Fabriken vormaliger Capitel herfommen, deren Veräußerung oder 
Ueberweifung nicht vor der Publication der Befchlüfe vom 7. Therm. XL 2. 
Frim. XI. 15. Vent. und 28. Meſſid. XII völlig Statt gefunden hat, am die 
Fabriken zurücfehrt und ihnen zurücgegeben werden muß, was immer für 
vorläufige Schritte auch die Hofpicien, zur Erlangung ihres Genuffes, gethan 
haben mögen, und daß diefe Schritte ihnen nur das Recht geben, von den Fa: 
brißen die Rückzahlung jener Koften zu begehren, welche fie für die Entdedung 
und die Einweifung in den Beſitz der befagten Güter gemacht haben. 


Decret vom 30. Dec. 4809, die Fabrifen betreffend: 


Erſtes Hauptſtuͤck. 
Von der Verwaltung der Fabriken. 


Art. 1. Die Fabriken, deren Errichtung durch den 76. Art. des Gefepes vom 
18. Germinal X ift angeordnet worden, find beauftragt, für den Unterhalt und 
die Erhaltung der Kirchen zu ſorgen; das Almofen und die durch die Geſetze 
und Verordnungen autorifirten Güter, Renten und Einnahmen, die von den 
Gemeinden verabreichten Supplementarfummen, und überhaupt alle Sonde, die 
zum Unterhalt des Gottesdienftes beftimmt find, zu verwalten; und endlich 
die Ausübung des Gottesdienftes und die Aufrechthaltung feiner Würde in 
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den Kirchen, zu welchen fie gehören, dadurch zu fichern, daß fie die dazu 
nothwendigen Ausgaben reguliren, und für die dazu erforderlichen Mittel Sor— 
ge tragen. | 

Art. 2. Jede Fabrik foll ans einem Rathe und aus einem Bureau von 
Kirchenpflegern beftehen. 

Art. 5. In den Pfarreien, deren Seelenzahl fich auf 5000 und darüber 
beläuft, fol der Rath aus ı9 Mitgliedern (Babrifrärhen) beftehen; im allen 
übrigen Pfarreien befteht derfelbe nur aus fünfen. Gie werden von den an— 
gefehenften Bürgern der Gemeinden genommen, müffen Eatholifch und in der 
Pfarrei anfäßig feyn. | 

Art. 4. Außerdem find von Rechtswegen Mitglieder des Rathes; 1) der 
Pfarrer oder Deffervant, welcher den erften Platz einnimmt, und fich durch 
einen feiner Capläne kann erjegen laffen ; 2) der Maire von dem Hauptorte 
der Pfarrei oder Succurfale, der fich durch einen feiner Adjuncten Fann erſe— 
ben laffen. Wenn der Maire nicht Batholifch ift, fo muß er fich einen Adjunc— 
ten, der fich zu diefer Religion bekennt, und in Ermangelung diefes, ein Fatho: 
liches Mitglied des Gemeinderathes fubftituiren. Der Maire hat feinen Plab 
zur Linken, der Pfarrer oder Deffervant aber zur Rechten des Präfidenten. 

Art. 5. In Städten, wo mehrere Pfarreien oder Succurfalen find, ift 
der Maire won Rechtswegen Mitglied des Rathes einer jeden Fabrik. Er kann 
fih, wie im vorhergehenden Art. ift gefagt worden, dabei erſetzen laſſen. 

Art. 6. In den Pfarreien oder Succurfalen, in welchen der Rath der 
Sabrifen, mit Ausfchluß der Glieder, die ed von Rechtswegen find, aus neun 
Mitgliedern befteht, follen das erftemal fünf derfelben durch den Bifchof, und 
vier durch den Präfecten ernaunt werden. In den Pfarreien oder Succurſa— 
len, in welchen der Rath nur aus fünf Gliedern befteht, hat der Bifchof drei 
und der Präfect zwei zu ernennen. Sie werden den erften Sonntag des Fünf: 
tigen Monats April in ihre Amtsverrichtungen eintreten. 

Art. 7. Der Rath der Fabriken erneuert fich theilweife alle drei Jahre, 
nämlich, nach Verlauf der erften drei Jahre in den Pfarreien, wo derfelbe 
mit Ausfchluß der Glieder, die ed von Rechtswegen find, aus neuen Mitglies 
dern befteht, durch den Austritt von fünf Gliedern, die für das erftemal durch 
das Loos gezogen werden, und nach Verlauf von fechs Jahren durch den Aug: 
tritt der vier älteſten Mitglieder. Bei den Fabriken, wo der Rath, mit Aus: 
ſchluß der Glieder, die es] von Rechtswegen find, nur aus fünf Mitgliedern 
beftept, erneuert ſich derfelbe nach Werlauf der drei erften Jahre durch den 
Austritt von drei Gliedern, die durch das Loos gezogen werden, und nach Der: 
lauf von ſechs Jahren durch den Austritt der zwei andern Mitglieder. In 
der Folge werden nur diejenigen austreten, die am längften in Function find. 

Art. 8. Die in Function gebliebenen Mitglieder erwählen diejenigen, wel: 
de die Stelle der austretenden Glieder erfegen follen. 

Iſt die Wahl nicht in der beftimmten Zeit gefchehen, fo verordnet der Bi: 
(hof, daß man fie innerhalb einem Monate vornehme nad Verlauf diefer; 
Zeit ernennt er felbften, jedoch nur für diefes Dat, 
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Die anstretenden Glieder Fönnen aufs neue gewählt werben. 

Art. 9. Der Rath ernennt durch geheime Wahl feinen Secretär nnd Prä: 
fidenten; fie werden alfjährlich den erften Sonntag im April erneuert, und 
konnen wieder gewählt werden. In Fällen, wo die Meinungen getheilt find, 
giebt die Stimme des Präflidenten den Ausfchlaa. 

Der Rath kann Peine Berathungen vornehmen, wenn nicht fiber die Hälfte 
der Glieder bei der Verfammlung gegenwärtig find. Die Berathfchlagungen, 
welche durch Stimmenmehrheit feftgefegt find, müffen von allen gegenwärtigen 
Gliedern unterzeichnet werden. | 

Art. 10. Der Rath verfammelt ſich den erften Sonntag in den Monaten 

April, Fuli, October und Jänner, nach dem hohen Amte oder der Veſper, 
entweder im der Kirche ;oder in einem an die Kirche floßenden Gebäude, oder 
aber im Pfarrhaufe, 

Die Anzeige von jeder feiner Sihungen wird den Sonntag zuvor, nad 
der Predigt des Hochamteg, öffentlich bekannt gemacht. ‚ 

Der Rath Fann fich ferner;, auf die Autorifation des Biſchofs oder bes 
Präfecten, noch außerordentlich verfammeln, wenn der Drang der Gefchäfte oder 
einiger unvorhergefehener Ausgaben es erfordert. 

Art. 11. Sobald der Rath wird gebildet feyn, fol er unter feinen Mit: 
gliedern durch Scrutinium (gehelme Wahl) diejenigen wählen, welche als 
Kirchenpfleger das Bureau bilden follen. In der Zukunft foll er in der,enigen 
Sitzung, welche mit dem Abſluſſe der Zeit zufammentrifft, die durch gegenwär: 
tiges Reglement für die Amtsführung eines Kirchenpflegers feffgefegt ift, eben: 
falls durch Serutinium, die Wahl desjenigen von feinen Mitgliedern vornehmen, 
der die Stelle des anstretenden Kirchenpflegers einnehmen wird, 

Art. 12. Den Berathfchlagungen des Rathes werden unterworfen: 1) das 
Budget der Fabrik; 2) die jährliche Rechnung ihres Einnehmers ; 5) die Ver: 
wendung der Gelder, welche die Ausgaben überfchreiten; des Ertrag von Vers 
mächtniffen und Schenkungen, und die Wiederanlegung der abaetragenen Capi— 
talien; 4) alle außerordentlichen Ausgaben von mehr als 50 Er. in den Pfar: 
reien, deren Seelenzahl ſich nicht auf taufend beläuft, und von 100 Fr. in den 
Pfarreien, die eine flärfere Bevölkerung haben; 5) die Procefje, die man au 
unternehmen und zu betreiben hat, die Erbbeflände, oder die Beſtände auf 
viele Sahre, die Veräußerungen oder Taufche, und überhaupt alle Gegenftände, 
welche die Grenzen ber gewögnlichen Güterverwaltung von Minderjährigen 
überfchreiten. 

Art. 13. Das Bureau ‘der Kirchenpfleger befteht? 1) aus dem Pfarrer 
oder Deffervant der Pfarrei oder Succurfale, der von Rechtswegen und auf 
immer Mitglied davon iſt; 2) aus drei Gliedern des Rathes der Fabrik. 

Der Pfarrer oder Pfarrverwefer nimmt den erflen Plat ein, und kann 
fh durch einen von feinen Caplänen erfegen laſſen. 

Urt. 14. DBlutsfrennde und Anverwandte, bis zum Grade von Oheim und 
Nefien einfchließtich, Eönnen nicht zu gleicher Zeit Glieder des Bureau's fern. 

Art. 15. Den erften Sonntag vom Aprit hört alfjührlich einer der Kir 
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chenpfleger auf, Mitglied des Bureau's zu ſeyn, und wird durch einen andern 
erſetzt. 

Art. 16. Von den drei Kirchenpflegern, welche das erſtemal durch ben 
Rath find ernannt worden, treten zwei nacheinander, nämlich am Ende des 
erften und des zweiten Jahres, durch das Loos aus, der dritte muß nad Der: 
lauf des dritten Jahres von Rechtswegen austreten. 

Art. 17. In der Folge treten immer diejenigen Glieder aus, bie am 
längften in Function find. 

Art. 18. Wenn die Wahl der Kirchenpfleger nicht zur beftimmten Zeit 
geſchehen ift, fo wird der Bifchof diefelbe vornehmen. 

Art. 19. Die Kirchenpfleger ernennen unter fich einen Präfidenten, einen 
Secretär und einen Einnehmer. 

Art. 20. Die Glieder des Burean’s Fönnen Feine Berathfchlagung vorneh: 
men, wenn nicht wenigſtens ihrer drei beifammen find, 

In Fällen, wo die Meinungen getheilt find, gibt die Stimme des Präfl: 
denten den Ausfchlag. 


Alle Berathfchlagungen müſſen von ben gegenwärtigen Mitgliedern unter⸗ 
zeichnet werden. 

Art. 21. In den Pfarreien, wo ed Gewohnheit war, — —— 
ger zu haben, können von dem Rathe zwei ſolche unter den in der Pfarrei an— 
ſaͤßigen, vornehmſten öffentlichen Beamten gewählt werden. Dieſe Kirchenpfle— 
ger, ſo wie die ſämmtlichen Mitglieder des Rathes ſollen in der Kirche einen 
ausgezeichneten Plah haben, welcher den Namen Stuhl des Kircdhenvor: 
ffandes itragen, und fo viel wie möglich der Kanzel gegenüber ftehen wird. 
Der Pfarrer oder Deffervant nimmt, fo oft er der Predigt beimohnt, den 
erften Play in diefem Stuhle ein. 

Art. 22. Das Bureau der Kirchenpfleger verfammelt fih einmal des Mo: 
nats nach geendigter Pfarrmeffe an dem Drte, der zu den Sitzungen des Ra— 
thes angewiefen iſt. 

Art. 23. Im anferordentlihen Faͤllen kann dag Bureau entweder von 
Umtswegen durch den Präfidenten, oder auf Verlangen des Pfarrers oder Def 
fervaut zufammenberufen werden. 

Art. 24. Das Bureau der Kirchenpfleger entwirft dad Budget der Fabrik 
and bereitet alle Gegenftände vor, die dem Rathe vorgelegt werden follen. Es 
ift mit der Vollziehung der Berathfchlagungen des Raths und mit der täglichen 
Verwaltung der Temporalien der Pfarrei beauftragt. 

Art. 25. Der Einnehmer hat die Pflicht, alle Gelder einzutreiben, welche 
der Sabrif entweder als Theil ihres jährlichen Einfommens, oder unter was 
fonft für einem Titel zufommen. 

Art. 26. Die Kirchenpfleger haben darauf zu wachen, daß die Fundationen 
fämmtlich, und nachder Willensmeinung der Fundatoren genau erfüllet werden, ohne 
daß die dazu beftiimmten Summen zu was anderm Eönnen verwendet werden. 

Ein Auszug aus dem Hauptregifter der Urfunden der Fundationen, welche 
im DBerlaufe eines DVierteljahres müſſen erfülfet werden, foll zu Aufang eines 
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jeden Trimeſters nebft dem Namen des Fundators und des Geiftlihen, der je: 
de Sundation zu beforgen hat, in der Sacriftei aufgehangen werden. 

Der Pfarrer oder Deffervant hat auch zu Ende eines jeden Trimefters dem 

Büreau der Kirchenpfleger Rechenfchaft über die Fundationen abzulegen, welche 
im Verlaufe deffelben find erfüllet worden. 
Art. 27. Die Kirchenpfleger fchaffen das Del, Brod, den Weihrauch, das 
Wachs, und Überhaupt alle zur Ausübung des Gottesdienftes nothmwendigen 
Eonfumtionsgegenftände an. Sie forgen ebenfalls auch für die Ausbefferung 
und den Ankauf der Paramente, Mobilien und Geräthichaften ſowohl für die 
Kirche als die Sacriſtei. 

Art. 28. Alle Kaufverträge werden durch das Büreau der Kirchenpfleger 
geſchloſſen, und, fo wie auch die Zahlungsbefehle, von dem Präſidenten unter: 
zeichnet. 

Art. 29. Der Pfarrer oder Deffervant hält fih an die Vorfchriften des 
Bifhofs in allem, was den Gottesdienft, die Öffentlichen Gebete, den chriſt— 
lichen Unterricht und die Beforgung der von fronnmen Wohlthätern angeordne- 
ten frommen Werke betrifft, mit Worbehalt jedoch der Verminderungen, die 
von den Bifchofe, zufolge. der canonifchen Regeln etwa gemacht werden, wenn 
nemlich das Mißverhältniß zwifchen den verabreichten Wohlthaten und den als 
Bedingniß dafür. aufgelegten Verpflichtungen eine Verminderung fodert. 

Art. 30. Der Pfarrer oder Deffervant nimmt die Priefter an, die als 
Gehülfen beim Gottesdienfte nothwendig find, und weifet ihnen ihre Func— 
tionen an. 

In den Pfarreien, wo dergleichen Hülfspriefter eingeführt find, ermennet 
er den Priefter, welcher Vorfteher der Sacrijtei, und denjenigen, welcher Vor— 
fteher des Gefanges ift, fammt den Ehorfuaben, 

Die Stellung der Bänfe und Stühle in der Kirche Fann nur mit Zuftim: 
mung des Pfarrers oder Deffervant angeordnet werden, mit Vorbehalt je: 
doch des Recurfes an den Biſchof. | 

Art. 31. Die SJahrgedächtniffe, womit die Zundatoren ein Honorar ver: 
bunden haben, und überhaupt alle Jahrgedächtniffe , !für die was immer für 
eine Retribution verabreichet wird, folfen vorzugsweife durch die Capläne, und 
fönnen nur in Crmangelung diefer durch die Hülfspriefter oder andere Geift: 
liche beforgt werden, es fey dann, daß die Fundatoren hierüber anders verfügt 
hätten. 

Art. 32. Die Prediger werden, auf den Worfchlag des Pfarrers oder 
Deffervant, von den Kirchenpflegern durch Mehrheit der Stimmen ernannt, 
jedoch mit der Verpflichtung für die Prediger, die Autorifation des Bifchors 
einzuholen. 

Art. 335. Die Ernennung und Entlaffung des Organiften, der Glödner, 
Medellen, Schweiger und anderer Kirchendiener Fommt den Kirchenpflegern auf 
den Vorfchlag des Pfarrers und Deffervant zu. 

Art. 34. Der Einnehmer ift gehalten, dem Büreau der Kirchenpfleger 
Affe drei Monate einen von ihm unterzeichneten, und als wahrhaft certificirten 
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Rechnungsanszug von dem Activ- und Paffivftande der Fabrik vorzulegen. 
Diefe Rechnungsauszüge werden von allen denjenigen, die der Verſammlung 
beigewohnt haben, unterzeichnet, und in der Kifte oder dem Fabrikkaſten aufs 
bewahrt, um bei der Anhörung ber jährlichen Rechnung neuerdings vorgelegt 
zu werden. 

In der nämlihen Sisung beftimmt das Bureau die Summe, welche für 
die Ausgaben des folgenden Zrimefterd nothwendig ift. 

Art. 35. Alle Ausgaben für die Kirhe und Sacriftei werben durch den 
Einnehmer beftritten, folglich darf weder ein Kaufmann noch ein Handwerker 
anderft als auf ein Mandat des Einnehmers eine Lieferung machen. Zu Ende 
diefes Mandats befcheiniget der Sacriftan, oder jede andere zum Empfange der 
Lieferung taugliche Perfon, daß der Inhalt defjelben ift erfüllet worden. 

Art. 56. Die Einkünfte der Fabrik beftehen: 1) aus dem Ertrage der 
Güter und Renten, die den Fabriken find zurücgegeben worden; aus den Gü— 
tern der Bruderfchaften, und überhaupt aus allen denjenigen, die durch unfere 
verfchiedenen Decrete denfelben mögen zugewiefen worden feyn. 2) Aus dem 
Ertrag der Güter, Renten und Zundationen, welche anzunehmen fie von ung 
autorifirt worden, oder Fünftig mögen autorifirt werden. 3) Aus dem Ertrag 
der Güter und Renten, die den Domänen find verheimlicht worden, und zu 
deren Befisnahme wir fie entweder fchon autorifirt haben, oder Fünftig noch 
autorifiren mögen. 4) Aus dem eigenen Ertrage der Grundftüde, die zu Got: 
tesädern dienen. 5) Aus dem Preis der vermietheten Stühle. 6) Aus der Ge: 
flattung von Bänfen in den Kirchen. 7) Aus den für den Unterhalt des Got- 
tesdienftes veranftalteten Geldfammlungen. 8) Aus dem Ertrage der für eben 
diefen Gegenftand aufgeftellten Opferfaften. 9) Aus den Oblationen, welche 
der Fabrik gemacht werden. 10) Aus den Gebühren, welche die Fabriken zu: 
folge den von uns genehmigten bifhöflichen Verordnungen beziehen, fo wie auch 
aus demjenigen, was denfelben von dem Erirage der Beerdigungsgebühren 
zukommt. 11) Aus dem Zufchuffe, welchen die Gemeinde im Erheifchungsfalfe 
verabreicht. 

Art. 37. Die DVerpflihtungen der Fabrik find: 1) Die nothwendigen 
Koften des Gottesdienftes, als nemlich für Paramente, heilige Gefäße, Weiß: 
zeug, Beleuchtung, Brod, Wein und Weihrauch, die Gehaltskoften für die Ka: 
pläue, Sacriftane, Sänger, Organiften, Glöcdner, Schweizer, Pedellen und an: 
dere im Dienfte der Kirche ftehenden Perfonen, nach Verhältniß der Orte und 
ihren Bedürfniffen zu beftreiten. 2) Die Honorarien für die Advents-, Faſten⸗ 
und Fefttagsprediger zu zahlen. 3) Für die Verzierung der Kirche und dieje: 
nigen Ausgaben zu forgen, welche auf die ınnere Verſchönerung derfelben Be— 
zug haben. 4) Für den Unterhalt der Kirchen, Pfarrhäufer und Gottesäcer 
Sorge zu tragen, und im alle die Einkünfte der Fabrik hiezu nicht hinrei- 
hend wären, die nothwendigen Vorfehrungen zu treffen, daß für die Repara— 
tionen und Wiedererbauungen geforgt werbe, fo wie alles, was in den Artikeln 
41, 42, 45 und 44 reaulirt iſt. 

Art, 358. Die Zahl der bei einer jeden Kirche anzuftellenden Kapläne und 
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Hüffspriefter mird nad vorläufiger Berathichlagung der Kirchenpfleger und 
auf das Gutachten des Municipalrathes der Gemeinde von dem Biſchofe feſt⸗ 
gefept. Ak 

Art. 39. Wenn der Bifhof die Notwendigkeit, einen Bifchof bei einer 
Kirche anzuftellen, erkannt hat, und die Fabrik ift nicht im Stande, demfelben 
den Gehalt zu bezahlen, fo muß die Entfcheidung des Bifchofs an den Präfec— 
ten gefchickt werden, und in diefem Falle wird man auf die Weife verfahren, 
wie in dem 49. Art., in Betreff anderer zur Ausübung des Gottesdienftes 
nöthiger, Koften, für welde die Gemeinden der Unzulänglichfeit der Fabrikre⸗ 
venuen zu Hülfe kommen, erklärt iſt. 

Art. 40. Der Gehalt eines Caplans ſoll höchſtens von fünfhundert und 
wenigſtens von dreihundert Franken ſeyn. 

Art. 41. Die Kirchenpfleger und hauptſächlich der Einnehmer find gehak 
ten, dafür zu forgen, daß alle Reparationen ohne Auffchub und gut gemacht 
werden. Sie follen die ſämmtlichen Gebäulichkeiten zu Anfang jedes Frühlings 
und Herbftes in Begleitung von Bauverfländigen unterfuchen. 

Reparationen, die ihnen ald Miethleuten zur Laft fallen, fammt andern, 
welche die im 12. Art. angegebene Proportion nicht überfchreiten, haben fie 
auf der Stelle und zwar durch) Deconomiezzu veranftalten, jedoch ohne Nad: 
theil der für den Gottesdienft feſtgeſetzten Ausgaben. 

Art. 42. Wenn die Reparationen die hier oben angegebene Summe über: 
fchreiten, fo ift das Bureau verpflichtet, einen Bericht darüber an den Rath 
zu machen, welcher in den Gemeinden, die Feine taufend Seelen haben, alle 
Meparationen, die ſich nicht über Hundert Franken belaufen, anordnen kann. 

Indeſſen kann der Rath, auch nicht einmal auf die freien Einkünfte der Fa: 
brik, Reparationen, welche die oben angegebene Summe überfchreiten, anderft ans 


ordnen, als daß er das Bureau beauftragt, einen Weberfchlag darüber machen zu | 


laſſen, und diefelben nach dreimaliger, von acht zu acht Tagen durch Anfchlagzet: 
tel ernenerter Derkündigung,, entweder an den Wenigſtnehmenden oder -für 
eine gewiffe Summe zu verfleigern. 

Art. 45. Wenn die gewöhnlichen durch das Budget feftgefehten Ausaa- 
ben entweder gar Feine disponiblen Summen für die Reparationen übrig laf: 


fen, oder doch Feine hinreichenden, fo ftattet das Bureau darüber feinen Bericht . 


an den Rath ab, und diefer flellet eine Berathichlagung zu dem Zwecke an, daß 
nach den in dem 4. Hauptſtück diefed Neglements vorgefchriebenen Formen 
dafür Vorfehung gethan werde. Diefe Berathfchlagung wird durd den Prä- 
fidenten an den Präfecten geſchickt. 

Art. 44. So oft ein neuer Pfarrer oder Deffevvant eine Pfarrei antritt, 
ſoll auf Koften der Gemeinde und Betreiben des Maire’s ein Status über den 
Zuftand des Pfarrhaufes und alles was dazu gehöret, aufgefest werden. Dem 


Pfarrer oder Deſſervant fallen nur die Miethreparationen und diejenigen Be: | 


fchädigungen zur Raft, die durch feine Schuld find verurfacht worden. Diefe 
Keparationen und Befchädigungen hat der austretende Pfarrer, feine Erben, 
oder Erbnehmer zu beforaen, 
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Art. 45. Der Pfarrer oder Deffervant hat dem Bureau altjährlicdy einen 
fummarifchen Status von den zur Ausübung des Gottesdienfteds nöthigen Aus— 
gaben, fowohl für die Eonfumtionsgegenftände als für Ausbefferung und Uns 
terhaltung der Paramente, Mobilien und Kirchengeräthfchaften vorzulegen. 

Diefer Status wird, nahdem ihn das Burean Artikel für Artikel geneh⸗ 
miget hat, in Maffa unter der Rubrif: Innere Ausgaben in den Entwurf 
des Generalbudgets eingetragen. Die Specifitation diefer Ausgaben wird bemel⸗ 
detem Entwurfe beigelegt. 

Art. 46. Diefes Budget foll die Einnahme und Ausgabe der Kirche fefts 
fegen. Die Artikel der Ausgabe werden nach folgender Drdnung claffifieirt : 1) 
die gewöhnlichen Ausgaben für den Unterhalt des Gottesdienftes; 2) die Auss 
gaben für Reparationen der Paramente, Mobilien und Kirchengeräthfchaften z 
5) der Gehalt der Beamter und Kirchendiener; 4) die Koften für Miethree 
parationen. 

Der nad Abzug diefer Ausgaben reftirende Theil der Kircheneinkünfte 
dient zum Gehalt der rechtmäßig angeftelltten Eapläne, und der Ueberſchuß, 
‚ wenn einer Statt findet, wird zu den größern Reparationen der zum Gottes⸗ 
dienfte beftimmten GebäulichFfeiten verwendet. 

Art. 47. Das Budget wird dem Rathe der Babrif in der Sitzung vom 
April eines jeden Jahres vorgelegt, und fammt dem Status der Ausgaben zum 
- Unterhalte des Gottesdienftes dem Didcefanbifchofe überfchickt, um von demfels 
ben in allen Stüden genehmigt zu werden. 

Art. 48. Wenn die Einkünfte der Fabrik hinreichen, alle im Budget ange: 
» führten Ausgaben zu beftreiten, fo kann daffelbe ohne weitere Formalitäten 
feine gänzlihe und völlige Vollziehung erhalten. 

Art. 49. Wenn aber die Einkünfte der Kirche nicht hinreichen, um die uns 
umgänglich nothwendigen Koften des Gottesdienftes, oder die zur Aufrechthals 
‚tung feiner Würde erforderlichen Ausgaben, oder den Gehalt der Beamten 
und Kirchendiener, oder die Neparationen der Gebäulichkeiten, oder den Unters 
bolt derjenigen Priefter, welchen der Staat Feinen Gehalt ausgeworfen hat, 
zu beftreiten, fo foll das Budget eine Weberficht der hiezu nöthigen Gelder, 

welche von den Pfarrfindern müſſen begehrt werden, enthalten, fo wie es in 
dem 4. Eapitel regulirt ift. 

Art. 50. Jede Fabrik fol eine Kifte oder einen Schrank haben, der mit 
drei Schlüffeln verfchloffen wird, von denen der eine in der Hand des Einnehmers, 
. derandere in der des Pfarrers oder Deffervant und der dritte in der Hand 
des Präfidenten vom Bureau bleibt. 

— Art. 51. In dieſer Kiſte werden alle der Fabrik zugehörigen Gelder, 

ſammt den Schlüſſeln der in der Kirche aufgeſtellten Opferſtöcke aufbewahrt. 
Art. 52. Ohne Autorifation des Burean’s, und ohne Empfangfchein, wels 
cher in der Kifte hinterlegt bleibt, Faun Fein Geld aus derfelben genommen 
werden. 

Art. 53. Wenn der Einnehmer die von dem Bureau für die laufenden 
Ausgaben zu jedem Zrimefter feſtgeſetzte Summe nicht in Dänden hat, fo fow 
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das Fehlende aus der Kifte herausgenommen werden, fo mie auch der Weber: 
fhuß, den er etwa haben mag, in diefelbe deponirt werden fol. 

Art. 54. Sollen ebenfalls in die Kifte oder den Schrank hinterlegt wer: 
den, die Schriften, Urkunden und Documente, welche die Revenuen und Ange 
legenheiten der Fabrik betreffen, und hauptfächlih die Rechnungen mit ihren 
Beilagen, die Berathfchlagungsprotocolle, das laufende ausgenommen, das Haupt: 
regifter der Urkunden, und die Inventarien nebft derfelben Vergleichungsurkun: 
den, wovon in den zwei folgenden Art. die Rede ift. 

Art. 55. Es follen alfobald und ohne Koften zwei Inventarien verferti: 
get werden, das eine von den Paramenten, dem MWeißzeuge, heiligen Gefäßen, 
dem Silberwerk, den Geräthfchaften, und überhaupt von dem fämmtlichen Me: 
biliareigenthume der Kirche; das andere von den Urkunden, Schriften und 
Doceumenten, mit Bemerkung der Güter, welche in jeder Urkunde enthalten 
find, der Revenuen, welche fie ausmwerfen, und der FSundationen , für melde 
die Güter an die Fabrik find abgegeben worden. Ein Duplicat von dem Mo: 
biliarinveutarium fol dem Pfarrer oder Deffervant zugeftellt werden. 

Alle Jahre wird man die inventirten Stücke mit befagten Inventarien 
vergleichen, um die neuen Zufäbe, außer Gebrauch gefesten Gegenftände und 
andere Abänderungen in daffelbe einzutragen. Diefe Inventarien und Verglei— 
hungsurfunden werden durch den Pfarrer oder Deffervant und den Präfiden- 
ten des Bureau's uuterzeichnet. | 

Art 56. Der Secretär des Bureau's foll nach Numero und nad der Zeit: 
ordnung in ein Hauptregifter eintragen: 1) alle Fundationsacten und überhaupt 
alfe Eigenthumsurkunden; 2) alle Mieth: und Pachtverträge. 

Die Einträge follen zwifchen zwei weiß gelaffene Seitenrände gefchrieben 
werden, wovon der eine dazu dienen wird, die Revenuen, der andern aber die 
Verpflichtungen oder Laften darauf anzumerken. 

jedes Stüd wird von dem Pfarrer oder Deffervant und dem Präfidenten 
des Bureau's unterzeichnet und als gleichlautend mit dem Original befcheinigt. 

- Art. 57. Es kann weder eine Urkunde noch eine andere Schrift aus der 
Kifte herausgenommen werden, außer auf einen Empfangſchein, in welchem von 
dem herausgenommenen Stücde, von der Deliberation des Bureau's, durch welchen 
die Herausnahme ift autorifirt worden, von der Eigenfchaft desjenigen, welcher 
daffelbe zu empfangen und den Empfaugfchein zu unterzeichnen hat, und von 
der Urfache, warum daffelbe aus der Kifte oder dem Schranke ift herausgenom: 
men worden, Meldung gethan wird. Iſt die Herausnahme eines Prozeſſes 
wegen gefchehen, fo muß in dem Empfangfcheine die Gerichtsſtelle, fanımt dem 
Namen des Sachwalters ebenfalls ausgedrüdt werden.’ 

Diefer Empfangfchein, fo wie die bei Rückgabe der Urkunde ausgeftelte 
Quittung, follen auf dad Hauptregifter der Urkunden eingefchrieben werden. 

Art. 58. Jeder Notär, vor welchem ein Act gemacht wird, der entweder 
eine Schänfung unter Lebenden, oder eine teftamentliche Verfügung zu Gun: 
ften einer Fabrik euthält, ift gehalten, dem Pfarrer oder Deffervant Nachricht 
davon zu geben. 
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Art. 59. Jeder Act, welcher Schenkungen oder Vermächtniſſe zu Gunften 
einer Fabrik enthält, fol dem Einnehmer zugeftellt werden, welcher dem Bureau 
in der nächften Sisung feinen Bericht darüber abflattet. Diefer Act wird 
alsdann durch den Einnehmer mit den Bemerkungen bed Bureau's an den 
Didcefanerzbifchof oder Bischof geſchickt, damit diefer fein Gutachten gebe, ob es 
zuträglich fey, die Schenkung oder das Vermächtniß anzunehmen oder nicht. 

Das Ganze wird hierauf an den Minifter der Eulten befördert, auf deffen 
Bericht die Fabrik, wenn es für gut befunden "wird, zur Annahme autorifirt 
wird, Der Annahmsact, in welchem vor der gegebenen Autorifation Meldung 
gefhehen muß, wird von dem Einnehmer im Namen der Fabrik unterzeichnet. 


Art. 60. Die Häufer und liegenden Güter, welche der Fabrik zugehören, 
werden von dem Bureau der Kirchenpfleger verpachtet und verwaltet, und 
jwar nach der Form, welche für die Gemeindegüter vorgefchrieben ift. 

Art. 61. Kein Glied von dem Bureau der Kirchenpfleger kann ſich bei 
Verkäufen, bei Reparations:, Bau: oder MWiederaufbauungsverfteigerungen 
und bei Verpachtung von Sabrifgütern ald Steigerer oder auch nur ald Theil: 
haber mit dem Steigerer aufftellen. 


Art. 62. Die unbeweglichen Kirchengüter Fönnen, ohne Berathfchlagung 
des Rathes, das Gutachten des Didcefanbifchofes und unfere, Autorifation, 
weder verkauft, noch veräußert, und auch nicht einmal auf länger als neun 
Jahre verpachtet werden. 


Art. 63. Gelder, welche von Schenkungen oder Vermächtniſſen herrühren, 
und deren Verwendung durch die Fundation nicht beſtimmt 'ift, die abgetrage: 
nen Renten, der Erlös von Derfäufen, oder der Ueberfchuß bei Zaufchcontracs 
ten, die Revenuen, welche, nachdem die gewöhnlichen Auslagen bezahlt find, 
als Ueberfchuß bleiben, follen nad den, durch Gutachten des Staatsrathes be: 
flimmten, und von uns unter dem 21. December 1808 approbirten Formen ane 
gelegt werden. | 

Wenn die Summe hiezu nicht hinreichet, fo foll fie in der Kite aufbewah: 
ret bleiben, fofern man voraus flieht, daß in den fechs darauf folgenden Mo: 
naren fo viele disponible Gelder eingehen, als erfordert werden, um die zu dies 
fer Art von Anlegung nöthige Summe volftindig zu machen ; ift aber dag 
nicht, fo hat der Rath zu berathfchlagen, wie das Geld angelegt werden Eönnte, 
und der Präfect befichlt diejenige Anlegung, welche die vortheilhaftefte ſchei— 
ven wird, F 

Art. 64. Der Preis der Stühle für die verſchiedenen gottesdienſtlichen 
Ceremonien und Uebungen wird durch eine von dem Rath genehmigte Berath— 
ſchlagung des Bureau's feſtgeſet. Dieſe Berathſchlagung wird in der Ki.che 
angeſchlagen. 

Art. 65. Es iſt ausdrücklich verboten, für den Eintritt in die Kirche et— 
was zu fodern, noch in der Kirche etwas mehreres zu fodern, als den Preis der 
Stühle, unter was immer für einem Vorwande es ſeyn mag. 


Gleichermaßen ſoll auch in jeder Kirche ein Platz vorbehalten werden, wo 
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die Ehriften, die ſich weder Stühle noch. Bänfe miethen, dem Gottesdienfte 
bequemlich beimohnen und die Prediger anhören fünnen. 

Art. 66. Das Bureau der Kirchenpfleger kann durch den Rath autoriſtrt 
werden, die Vermiethung der Stühle und Bänke entweder ſelbſt zu verwalten, 
oder in Pacht zu geben. | 

Art. 67. Wenn die Vermiethung der Stühle in Pacht gegeben wird, fo 
fol die Verfleigerung erft nach drei, von acht zu acht Tagen durch Anfchlag: 
zettel erneuerte Derflindigungen Statt haben. Die Gebote werden von dem 
Bureau der Kirchenpfleger durch Soumiffion aufgenommen, und der Wacht, in 
Gegenwart der Kirchenpfleger,, zugefprochen. Von alfem diefem fo in dem 
DMachtbriefe Meldung gefchehen, und demfelben die Berathfchlagung , wodurd 
der Preis der Stühle feftgefegt wird, beigebogen werden. 

Art. 68. Es können Feine Bänke noch Pläbe in der Kirche, weder durd 
Pacht für eine jährliche Abgabe, noch für den Preis eines Capitals oder unbe 
weglichen Gutes, noch auf länger als auf die Lebenszeit derjenigen, welche fie er: 
halten, anders als unter nachflehender Einfchränfung bewilliget werden. 

Art. 69. Das Geſuch um eine folhe Einwilligung wird dem Bureau vor: 
gelegt, welches dafjelbe vorläufig durch drei Sonntage Öffentlich verkünden, und 
einen Monat hindurch an die Kirchenthüre anfchreiben läßt, damit ein jeder 
durch ein vortheilhafteres Anerbieten fich den Vorzug erwerben Eönne. 

Iſt von einer Bewilligung für ein unbewegliches Gut die Rede, fo hat 
das Bureau daffelbe in Capital und Intereſſen abſchätzen zu laffen, um dieſe 
Abſchätzung in die Unfchlagzertel und Verfündigungen mit einzurüden. 

Art. 70. Nachdem diefe Formalitäten fänmtlich erfüllt find, fiattet das 
Bureau feinen Bericht an den Rath ab. 

Kt von einer Bewilligung durch Pacht für eine jährliche Abgabe die Rede, 
und der Rath der Meinung, daß diefelbe Statt haben könne, fo ift die Be 
rathfchlagung des Rathes ein hinlängfiher Titel dazu, 

Art. 71. Iſt von einer Bewilligung für ein unbeweglichest&ut die Rede, 
fo muß auf die Berathichlagung des Rathes unfere Autorifarion, in der näm: 
lichen Form wie für Schenkungen und Dermächtniffe, dazu erhalten werden. 
Wäre aber blos von einem beweglichen Gute die Rede, fo ift unfere Autoriſa— 
tion nur in fofern nothwendig, als der Werth des Gutes ſich auf die nämliche 
"Summe beläuft, für welche die Gemeinheiten und Hofpicien diefelben einzuhe: 
len gehalten jind. 

Art. 72. Wer eine Kirche ganz bauen läßt, kann ſich das Eigenthum 
‘eines Stuhles oder einer Eapelle für fih und feine Samilie, fo Tange diefelbe 
eriftirt, vorbehalten. 

Kedermann, der einer Kirche eine Schenkung gemacht hat, und jeder Wohl: 
thäter derſelben, kann auf Gutachten des Fabrifrathes, mit Genehmigung des 
Diöcefanbifhofes und des Miniffers der Culten, die nemliche Begünſtigung er: 

alten. 
. Art. 73. Kein Grabmal, Peine Inſchriften, Peine Leichen: noch andere 
Denkmäler, von welcher Gattung fie auch immer ſeyn mögen, können in den 


Dierter Abfchnitt. — Religiöfe nnd kirchliche Gemeinden, 483 


Kirchen aufgeftellt werden, als auf den DVorfchlag des Didcefanbifhofes und 
mit Erlaubniß unferes Minifters der Eulten. 

Art. 74. Der Betrag der Gelder, welche für Rechnung der Fabrik unter 
mas immer für einem Namen eingenommen werden, foll nah Maß, als dies 
felben eingehen, mit dem Datum des Tages und Monats auf ein gehörig nu« 
merirtes und mit Handzug bezeichnetes Regifter eingefchrieben werden, welches 
in den Händen des‘ Einnehmers in Verwahrung bleibt. 

Art. 75. Alles, was auf die Geldfammlungen in den Kirchen Bezug 
hat, ſoll auf den Bericht der Kirchenpfleger durch den Bifchof regulirt werden, 
jedoch ohne Nachtheil der Almofenfammlungen für die Armen, welde in den 
Kırchen immer Statt haben follen, fo oft die Wohlthätigkeitsbureaus fie für 
zuträglich erachten werden. 

Art. 76. Der Cinnehmer wird in die Einnahmsrubrik von Naturalien 
die Kerzen eintragen, welche auf die geweihten Brode geopfert, oder für Hal— 
tung von Auniverſarien abgegeben werden, oder bie der Fabrik bei Leichene 
begängniffen und Todtenämtern zukommen, 

Art. 77. Die Kirchenpfleger Fönnen weder einen Proceß anfangen noch 
führen, außer auf Autorifation des Präfecturrathes, dem die Berathfchlagung, 
welche in diefer Hinficht von dem vereinigten Rathe und Bureau genommen 
werden muß, zugefchicft wird. 

Art. 78. Demungeachtet ift der Einnehmer gehalten, fowohl alle Confer: 
vationsacten zu machen, um die Fabrik in dem Beſitze ihrer Rechte zu handha— 
ben, als auch das Eingehen der Einkünfte zu betreiben, 

Art. 79. Alle Proceffe werden im Namen der Fabrik geführt und auf 
Anftehen des Einnehmers betrieben, welcher dem Bureau von dieſen Proceduren 
Kenntniß mittheilt. 

Art. 80. Alle Streitigkeiten, welche auf das Eigenthum der Güter Be: 
zug haben, und alle Verfolgungen um Reveuuen einzutreiben, werden vor bie 
gewöhnlichen Richter gebracht. 

Art. 81. Die Protocolfe der Fabriken werden auf ungeftempeltes Papier 
gefhrieben. Die denfelben gemachten Schenkungen und Vermächtniſſe tragen 
nur die beftimmte Abgabe von einem Frank. 

Art. 82. Die Rechnung, welche der Einnehmer altjährlich abzulegen hat, 
wird in zwei Gapitel abgetheilt, nämlich in eines fir die Einnahmen und das 
andere für die Ausgaben. 

Das Eapitel der Einnahme wird in drei Abfchnitte abgetheilt ; den erften 
für die gewöhnliche Einnahme, den zweiten für die außerordentlihe Cinnahme 
und den dritten für die theild gewöhnlichen, theild außerordentlichen Einfünfs 
te, die noch nicht find eingetrieben worden. 

Der Reft einer Rechnung macht immer den erſten Artikel der folgenden 
Rechnung aus. Das Capitel der Ausgaben wird ebenfaks in gewöhnliche, aus 
Ferordentliche und fowohl gewöhnliche als ungewöhnliche Ausgaben, die noch 
nicht bezahlt find, eingetheilt, 

Art, 33, Bei jedem Einnahmsartifel, es ſey nun von Renten oder Mieth⸗ 


484 Erftes Bud. — Staatsrecht. Ä 


zinfen, oder von andern Einkünften, fol von den Schuldnern, Pächtern oder | 
Mierhleuten, von dem Namen und der Rage der Häufer und Erbgüter von der 
Beichaffenheit der Renten, fie mögen von Gütern oder angelegten Gapitalien her: 
rühren, von dem Datum des zulebt erneuerten Ziteld, oder von dem legten 
Pachtbriefe und den Notären, welche fie aufgenommen haben, fo wie auch von 
der Fundation, zu welcher die Rente beftimmt ift, wenn man je diefelbe kennt, 
Meldung gethan werden. 


Art. 84. Im Kalle, wo durch Abfterben eines Schuldners, oder durd 
Theilung eines Haufes oder Erbgutes, welches mit einer Rente belaftet ift, 
diefe Renten durch mehrere Schuldner bezahlt werden muß, fo wird demungeach— 
tet nur ein Einnahmsartifel eingetragen, in welchem aber von den fämmtlichen 
Schuldnern Erwähnung gefchieht, mit Vorbehalt des Rechts, wider alle insge— 
fammt Klage einzulegen, wenn der Fall es erheifchet. 


Art. 85. Der Einnehmer ift gehalten, feine. jährlihe Rechnung dem Bu: 
reau der Kirchenpfleger in ihrer Sitzung vom .erften Sonntag des Monats 
März vorzulegen. 

Die Rechnung nebft Beilagen wird ihnen auf Empfangfchein von einem 
unter ihnen mitgetheilt. Sie flatten dem Rathe in der Sitzung vom erften 
Sonntag des Monats April Bericht darüber ab. In diefer uemlichen Sitzung 
wird die Rechnung unterfucht, gefchloffen und feftgefest, und zu diefem Behufe 
kann die Situng, wenn Nothwendigkeit es erheifcht, auf den folgenden Sonn: 
tag ausgedehnt werden. 


Art. 86. Wenn ſich über einen oder mehrere Artikel der Rechnung An: 
ftände erheben, fo foll diefelbe demungeachtet, jedoch mit — der ange: 
fochtenen Artikel, gefchloffen werden. 

Art. 87. Der Bifhof Fann einen Commiffär ernennen, um in feinem 
Namen der jährlichen Rechnungsabhör beizumohnen; ift aber diefer Commiſſär 
ein anderer als ein Generalvicarius, fo Fann er in Betreff der Rechnung nichts 
verfügen, fonderu nur über deu Zufland der Fabrif, tiber die erforderlichen 
Lieferungen und die an der Kirche vorzunehmenden Reparationen einen Verba!: 
proceß auffeben. 

In jedem Falle aber Fönnen fich die Erzbifchöfe oder Biſchöfe bei ihren 
Viſitationen, oder ihre Generalvicarien, alle Rechnungen, Regifter und Su: 
ventarien vorlegen laffen, und den Zufland der Caſſa unterfuchen, 


Art. 88. Nachdem die Rechnung gefchloffen ift, wird der Reſt dem in 
Function ftehenden Einnehmer eingehändigt, welcher denfelben in Einnahme 
zu bringen gehalten ift. Zugleich wird demfelben ein Status deffen, was bie 
Fabrik von Pachten zu empfangen hat, eine Abfchrift von dem Tarif der Ca: 
fualgebühren, ein beiläufiges Verzeichniß der Ausgaben, eines der einzutreibender 
Ausftände, und eines der Laften und Lieferungen, welche noch nicht abgetragen 
find, ausgeliefert. 

An der nämlihen Sitzung fol ein Act von diefen Austieferungen in das 
Berathfchlagungsprotocoll eingetragen, und Abfchrift davon in guter Form dem 
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auftretenden Einnehmer ausgefertiget werden, um ihm flatt der Quittung zu 
dienen. 

Art. 89. Die jährlihe Rechnung fol in doppelter Abfchrift geftellt wer: 
den, wovon die eine in die Kifte oder den Schrank mit drei Schlüffeln, die 
andere auf der Mairie hinterlegt wird. 

Art. 90. Wenn der Einnehmer feine Rechnung nicht zur beftimmten ‚Zeit 
ablegt und den Reft ausliefert, fo fol fein Nachfolger gehalten ſeyn, längſtens 
innerhalb eines Monates die nörhigen Vorkehrungen zu treffen, ihn durch ge: 
rihtlihe Bwangsmittel dazu anzuhalten, und in Ermangelung feiner ift der 
Faiferfihe Procurator entweder von Amtswegen, oder auf den Bericht eines 
Mitglieds vom Bureau oder Rathe, oder auf eine von dem Bifchofe im Laufe 
feiner Viſitationen erlaffene_Werordnung verpflichtet, denfelben vor dem Tribus 
nal erfter Inſtanz zu verfolgen, und zur Bezahlung bes Meftes, zur DBerichtis 
gung der angefochtenen Artikel oder zur Stellung feiner Rechnung, wenn dies 
noch nicht gefchehen ift, alles in einer Zeitfrift, die man ihm beflimmen wird, 
verurtheilen zu laſſen; wo nicht, und wenn er bemeldete Zeitfrift hat vorüber: 
gehen laſſen, ihn anzuhalten, proviforifch zum Beſten der Fabrik eine Summe, 
melhe der Hälfte der gewöhnlihen Einnahme des verfloffenen Jahrs gleich 
fommt, und zwar mit Vorbehalt der weitern Verfolgungen, zu bezahlen. 

Art. 91, Man wird in jeder Pfarrei Vorkehrungen jtreffen, daß bie 
Rechnungen, welche noch nicht neftellt find, TLängftens innerhatb ſechs Monaten 
nah Bekanntmachung gegenwärtigen Decrets, nach der durch daſſelbe vorge— 
ſchriebenen Form, verfertiget werden. 

Art. 92. Die Verpflichtungen der Gemeinden in Hinſicht des Gottes— 
dienſtes ſind: 1) das Unzulängliche der Fabrikeinkünfte für die im 537. Artikel 
angeführten Verpflichtungen zu ergänzen. 2) Dem Pfarrer oder Deſſervant 
ein Pfarrhaus, oder in Ermangelung dieſes eine Wohnung zu verfchaffen, oder 
in Ermangelung eines Pfarrhaufes und einer Wohnung, eine Schadloshaltung 
in Geld auszuwerfen. 3) Für die Hauptreparationen der zum Gottesdienfte ge- 
widmeten Gebäude zu forgen. 

Art. 95. Wenn der Fall eintritt, daß die Gemeinden das Unzulängliche 
der Sabrifrevenuen für die zwei erften Artikel ergänzen müſſen, fo foll dag 
Budget der Fabrik dem zu diefer Abficht gehörig zufammenberufenen Gemein: 
derath vorgelegt werden, um darüber zu berathichlagen, was der Sache nach 
erforderlich ift. Die Berathichlagung des Gemeinderaths muß an den Präfecten 
geichickt werden, welcher diefelbe dem Didcefanbifchof zum Gutachten mittheilen 
wird. Sind der Bifchof und der Präfeet von verfchiedener Meinung, fo Fann 
die Sache durch den einen oder den andern an unfern Minifter der Eniten de: 
richtet werden. 

Art. 94 Wenn es auf Reparationen der Gebäulichkeiten ankommt , von 
welcher Natur diefelben auch feyn mögen, und die durch das Budget feſtgeſetz— 
ten gewöhnlichen Ausgaben laffen Feine Gelder; übrig, worüber man verfügen 
Fönnte, oder laſſen nicht fo viel übrig, ald zur Beſtreitung diefer Reparationen 
nothwendig wäre, fo flattet das Buredu feinen Bericht darüber ab, und diefer 


* 
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nimme eine Berathfchlagung zu dem Endzwede, daß diefelben durch die Ge: 
meinde beforgt werden. Diefe Berathfchlagung wird durch den Einnehmer an 
den Präfeeten gefchickt. 

Art. 95. Der Präfeet ernennt Banverftändige, welche in Beiſeyn eines 
Mitgliedes aus dem Gemeinderathe und eines Kirchenvorftehers einen Leberfchlag 
über die vorzunehmenden Reparationen verfertigen. Der Präfect legt Diefen 
Ueberfchlag dem Gemeinderath vor, uud auf Gutachten beifelben befiehlt er, 
wenn es thunlich befunden wird, daß die Reparationen auf Koften der Ge 
meinde beforgt, und Ddiefemnach von dem Gemeinderath zur Werfleigerung 
derfelben an den Wenigftinehmenden in der gewöhnlichen Form gefchritten 
werde. 


Art. 96. Wenn ber Gemeinderath der Meinung ift, in einigen Artikeln 
der Ausgaben zur Haltung des Gottesdienftes eine Verminderung zu beach: 
ren, oder wenn derfelbe die Nothwendigkeit, einen Caplan anzuftellen, etwa 
nicht anerkennt, fo foll die darüber genommene Berathfchlagung die Bewegur: 
fachen ausdrüden. 

Die fänmtlihen Schriften werden an den Bifchof geſchickt, welcher den 
Ausſpruch gibt. 


Art. 97. Wenn der Bifchof wider das Gutachten des Gemeinderathes 
fpricht, fo kann diefer fich defhalb an den Präfecten wenden, welcher die fämmt: 
lihen Schriften, wenn der Fall es erheifchet, an den Minifter der Culten fchidt, 
damit auf deffen Bericht durch uns in unferm Staatsrath beftimmt werde, 
was der Sache nad) erforderlich iſt. 


Art. 8. Wenn es auf Ausgaben für Reparationen oder Wiederaufbaunn: 
gen ankommt, die nach Worfchrift des 95. Artikels find conftatirt worden, 
fo befiehlt der Präfect, daß die Reparationen aus gemeinen Koften befkritten, 
und dieſemnach durch den Gemeinderath zu deren Verſteigerung an den We 
nigftnehmenden, in der gewöhnlichen Form, gefchritten werde. 

Art. 9. Wenn die Einkünfte der Gemeinde hiezu nicht hinreichen, fo bes 
rathfchlaget der Gemeinderath über die Mittel, wie diefe Ausgabe nad) den 
Morfchriften des Geſetzes beftritten werden könne. 

Art. 100. Sofern es indeffen anerkannt ift, daß die Bewohner einer 
Pfarrei nicht im Stande find, die Koften der Reparationen zu tragen, felbit 
durch eine außerordentliche Gelderhebung nicht, fo foll man ſich an unfre Mi: 
nifter vom Innern und der Eulten wenden, auf deren Bericht diefer Pfarrei 
jene Hülfe wird bewilliget werden, welche diefe Miniſter werden beftimmt ha: 
ben, und die aus dem gemeinfchaftlichen, durch unfer, auf das Staatsbudget 
ſich beziehendes, Geſetz vom 15. September 1807 errichteten Fond wird gezo⸗ 
gen werden. 

Art. 101. In den Fällen, wo für eine Fabrik der Recurs an die Ge 
meinde Statt findet, foll der Präfeet eine neue Unterfuchung des Budget der 
Gemeinde vornehmen, und entfcheiden, ob die für den Gottesdienft geforderte 
Ausgabe aus den Einkünften der Gemeinde genommen werden kann, oder bis 
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auf welhe Summe, mit Vorbehalt jedoch unfrer Genehmigung für die Gemeine 
den, deren Einkünfje zmanzigtaufend Franken überfchreiten. 


Art. 102. Im Kalle die Zufammenberufung des Gemeinderaths noth: 
wendig iſt, und der Bezirk der Pfarrei mehrere Gemeinden in fich begreift, 
foll der Rath einer jeden Gemeinde befonders zufammenberufen werden und 
berathfchlagen. 


Art. 103. Es Fann Peine Faußerordentlihe Auflage zum Unterhalte des 
Gottesdienftes von den Gemeinden erhoben werden, es fey dann, dafi alle 
durch das Geſetz vorgefchriebenen Formalitäten vorderfamft erfülfet find, 


Art. 104. Die Fabriken der erzbifchöflichen und bifchöflichen Kirchen fahren 
fort, nach den von ung feftgefegten bifchöflichen Werordnungen zu beftehen und 
verwaltet zu werden, 


Art. 105. Alle Verfügungen hinfichtlih der Pfarrfabriten find auf die 
Gathedralfabrifen, in fo weit fie ihre innere Verwaltung betreffen, anwendbar. 

Art. 106. Die in einer Didcefe begriffenen Departemente haben gegen 
die Eathedralfabrif die nämlichen Verpflichtungen, welche den Gemeinden gegen 
ihre Pfarrfabrifen obliegen, , 

Art. 107. Wenn an den Gathedralfirchen, an den bifchöflihen Wohnungen 
oder an den Diöcefanfeminarien Hauptreparationen oder MWiedererbauungen 
nothwendig werden, fo hat der Bifchof dem Präfecten des Departements, in 
welchem fich der Hauptort des Bisthums befindet, eine officielle Anzeige davon 
zu machen, und zugleich einen fummarifchen Status von den Einkünften und 
Ausgaben feiner Fabrik, nebft einer Declaration der Einkünfte z: überfchicen, 
die, nachdem die gewöhnlichen Ausgaben’ für den Gottesdienft beftritten find, 
überfchüffig Bleiben. 

Art. 108. Der Präfeet gibt hierauf den Befehl, daß nach den für öffent: 
lihe Arbeiten vorgefchriebenen Formen, in Gegenwart einer von dem Bifchof 
dazu beauftragten Perfon, über die vorzunehmenden Reparationen ein Weber: 
fhlag gemacht werde. 

Art. 109. Diefer Bericht wird dem Bifchof mitgetheilt, welcher benfelben 
mit feinen Bemerkungen dem Präfecten überfchickt. 

Diefe Schriften werden hernach durch den Präfecten, nebft feinem Gute 
achten an unfern Minifter des Innern befördert, welcher unferm Minifter der 
Eulten Kenntniß davon mittheilt. 

Art. 110. Wenn die Reparationen zu gleicher Zeit nothwendig und drin: 
gend find, fo befiehlt der Miniſter des Innern, daß fie propiforifch auf die 
erften Gelder gemacht werden, worüber der Präfect verfügen kann, mit Vor— 
behalt der Nüderftattung aus den Fonds, welche der Departementsrath, dem 
das Budget der Gathedralfabrik foll mitgerheilt werden, und der von dem 
nämlichen Rechte Gebrauch machen fann, welches wir durch den 96. Artikel 
den Gemeinderäthen eingeräumt haben, für dieſen Gegenfland auswerfen wird, 

Art, 111. Wenn der Bezirk eines Bisthums mehrere Departemente in 
fih faßt, fo folk die Repartition unter ihnen nach den gewöhnlichen Propors 
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tionen gefchehen, ausgenommen, daß das Departement, im welchem fich der 
Hauptort der Diöcefe befindet, ein Behntheil mehr zu bezahlen hat. 

Art. 112. In den Departementen, mo die Gathedralfabrifen Revenuen 
befigen, die zum Theil zum Unterhalt der Gebäulichkeiten beftimmt find, fol 
diefe Beflimmung auch ferner noch in Kraft bleiben, und außerdem follen die 
Reparationen, zufolge der oben gegebenen Borfchriften, gemacht werden. 

Art. 113. Die zum Beften der Cathedralkirchen oder Seminarien gemad: 
ten Fundationen, Schenkungen oder DWermächtniffe werden durch den Diöcefan- 
bifchof, jedoch mit Vorbehalt, unfrer, auf den Bericht des Minifters der Eul: 
ten in unferm Staatsrathe zu gebenden Autorifation, acceptirt. 

Art. 114. Unfre Minifter vom Innern und der Gulten find, jeder in fo 
weit es ihn betrifft, mit der WVollziehimg gegenwärtigen Decretes beauftragt. 


Bemerk. zu Art. 36. Die Sabrifgüter find der nämlichen Verwaltungs: 
form, wie die Gemeindegüter, unterworfen, und die Streitigkeiten, zu denen 
die auf. den Cultus ſich beziehenden m... Deranlaffung geben Eönuten, 
gehören vor,die adminiftrative Behörde, Decret vom 22. Juni 1810. 


Bemerk. zu Art. 57. Die Schwierigkeiten, welche fich in Bezug auf jene 
\ Ausgaben erheben Fönnten, welche durch die, der Verwaltung der Kirchenguter 
| anvertrauten, Güter und Einkünfte einer Fabrik gedeckt werden, müſſen, fo wie 
der Gehalt eines Lehrers an einer Primärfchule — zur Entſcheidung der 
Adminiſtrativbehörde und nicht vor die Gerichte. Decret vom 11. April 1810, 


Bemerf. zu Art. 65. Bei Ausleihung der Capitalien muß der Fabrik: 
rath fid von jenem, welcher das Gapital aufnehmen will, vorlegen lafen: 1) 
einen Auszug aus den Sectionsbüchern über jene Güter , die er verpfänden 
will; 2) ein Abſchätzungsprotocoll diefer Güter, welche dreifach höhern Werth, 
als das aufzunehmende Capital, haben müſſen; 3) den Erwerbstitel dieſes 
Unterpfandes, oder die Nachweifung eines dreißigjährigen Beſitzes, und bei ge: 
erbten Gütern den legalen Erbact oder die Eefjion der Miterben; 4) einen 
Auszug aus den Hppothefenregiftern, daß das Unterpfand nicht ſchon verpfän: 
det it; 5) ein Zeugniß des Friedensgerichtes, daß die Güter des Aufnehmers 
—— Vormundſchaft belaſtet ſind; und 6) bei Gebäuden, daß ſie aſſe— 
curirt find. 


Bemerk. zu Art. 82. Die Ausfertigung der Rechnung kann, wie die 
Gemeinderechnungen, auf freies Papier gefchrieben werden. Nur, wenn der 
Rechner ein Eremplar zu feiner Rechtfertigung verlangt, muß diefes auf Stem: 
pelpapier gefchrieben werden, 


Bemerk. zu Art. 85. Die Cinnehmer der Gemeinden und Hofpicien 
— aljo auch der Fabriken — find unter ihrer refpectiven Refponfabilität aehal: 
ten, die Einnahme der Revenuen, Wermächtniffe und Schenfungen auf alle 
Weiſe zu betreiben , die fäumigen Zahler zu verfolgen, dem Fabrifrathe den 
Ablauf der Verpachtungen zu melden, die Präferiptionen zu verhindern, über 
die Erhaltung der Rechte und Hypotheken zu wachen, die Einfchreibung auf 
dem Hppothefenbureau zu betreiben, und ein Regiſter über diefe Inſcriptionen 
zu halten. Beſchluß vom 19. VBendemiaire KU. 





Gefe vom 14. Februar 4810: 

Art. 1. Wenn in einer Pfarrei weder die Fabrikeinkünfte, noch, in ihrer 
Ermanglung, die Gemeinderevenuen hinreichend find, um die alljährlichen Aus: 
gaben der Feier des Eultus zu beftreiten, fo kann eine Umlage auf die Einwoh— 
ner, nach der Mark den Franken, von der Perfonal: und Mobitiarfteuer ge: 
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macht und durch den Präfecten proviforifch erecutorifch erklärt werden, wenn 
fie nicht in den Pfarreien von 600 Seelen und darunter hundert Franken, in 
den Pfarreien von 600 bis 1200 Seelen hundert fünfzig Franken, und in 
jenen, welche über 1200 Seelen zählen, dreihundert Franken überfleigt. Sind 
aber die Summen höherfund bis zur Concurrenz des doppelten, als fie vorfte: 
hend angegeben find, fo kann die Umlage proviforifch nur durch ein im 
Staatsrathe berathenes Decret angeordnet werden. Wenn es fich von noch 
größern Summen handelt, fo tft die Autorifation durch ein eigenes Gefes ein 
zuholen, und feine Auflage Fann Statt haben, ehe ein folches Geſetz gege: 
ben ift. 

Art. 2. Wenn ‘es für die Neparationen oder Neconftructionen der Cul— 
tusgebäude nöthig ſeyn wird, in Ermanglung der Fabrik- und Gemeindeein: 
Fünfte, eine außerordentliche Auflage anf die Pfarrei zu machen, fo fol hiefür, 
auf dem MBege eines Anleihens, mit der Laſt der Heimzahlung in einer be: 
flimmten Zeit, oder auch durch Umlage, nach der Mark den Franken, anf die 
Grund: oder Mobiliarftener, Vorſehung gethan werden, 


Art. 35. Das Anleihen und die Umlage können proviforifch durch den Prä— 
fecten autorifire werden, wenn die Summen nicht jene im Art. 1 bezeichneten 
überfchreiten. Die Umlage hiefür foll proviforifch dur ein, im Staafsrathe 
berathenes, Decret angeordnet werden, wenn von Summen die Rede ift, ‚welche, 
in den Pfarreien von 600 Seelen und darunter, fih auf hundert bis dreihun— 
dert Franken, in jenen von 600 bis 1200 Seelen auf hundert fünfzig bis vier: 
hundert fünfzig, und in jenen, welche über 1200 Seelen haben, anf dreihuns 
dert bis neunhundert Franken belaufen; erftredt fih der Bedarf über diefe 
Summen, fo nAıf die Antorifation hiefür dur ein Geſetz gegeben werden. 


Art. 4. Wenn eine Pfarrei aus mehreren Gemeinden befteht, fo fol die 
Umlage auf fie, nach der Mark den Franken auf die refpectiven Steuern ges 
macht werden, nämlich auf die Mobiliar: und Perfonatftener, wenn von den 
Koften zur Feier des Gortesdienftes und von Reparationen oder Unterhaltung 
die Rede ift, und nach der Mark den Franken auf die Grund: und Mobiliar: 
ftener, wenn es ſich von Hauptreparationen oder Neconftructionen handelt. 


Art. 5. Die, durch gegenwärtiges Gefes autorifirten, proviforiihen Auf: 
lagen oder Anleihen follen zur Genehmigung des gefepgebenden Körpers bei 
Eröffnung einer jeden Sitzung vorgelegt werden. , 


Bemerkung. Un die Stelle der Perfonal: und Mobiliarfteuer, auf 
welche die Umlage für die Feier des Gottesdienftes und die Unterhaltungsrepas 
rationen repartirt werden foll, und gn jene der Grund: und Mobiliarfteuer, von 
welcher die Erhebung für Hauptrepararionen und Reconftructionen geboten 
war, ift, nach der jegigen Praris, die,Gefammtfteuer als Stenerfnß jener bei: 
den Umlagen getreten. 


Bemerk. 2 Die ſubſidiariſche Verbindlichkeit der Gemeinden erſtreckt 
fih nur auf den disponiblen Theil ihrer Einkünfte; und es Fann folglich ihr 


Gapitavermögen nicht angegriffen werden, nm einer Umlage auszuweichen. 
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. Titel. 
Bon den Gütern der Pfarreien. 


Bon der Verwaltung ber Titulare. 


Art. 1. In allen Pfarreien, in welchen die Pfarrer oder Deijervans un 
ter diefem Titel liegende Güter oder Renten befisen, ift die bei jeder Pfarrei 
errichtete Fabrik beauftragt, über die Erhaltung der befagten Güter zu wachen, 


Art, 2. Alle Papiere, Titel und Documente, weldhe diefe Güter betref: 
fen, ſollen in eine Fabrikkiſte oder einen Fabrikſchrank mit drei Schlüffeln depo: 
nirt werden. Diefe Deponirung fol in den fechd Monaten, vom Tage der 
Publication des gegenwärtigen Decretes an, vollzogen werden. Ebenſo follen 
die in den Ganzleien der Bisthümer und Erzbisthümer niedergelegten Titel 
in die Archive der refpectiven Präfecturen, unter Recepiffe und gegen eine 
authentifche Eopie, welche davon durch die Präfecturen dem Bisthum einzuhäns 
digen find, überbracht werden. 

Art. 3. Auch follen in dieſe Kifte oder Schran? die Rechnungen, Regi— 
fter, Hauptbücher (Hebliften) und Inventarien niedergelegt werden, das Ganze, 
fo wie es durch den Art. 54 des Fabrifreglements feſtgeſetzt ift. 

Art. 4. Kein Actenſtück Fann aus diefer Niederlage herausgenommen wers 
den, ald nur auf ein motivirtes und vom Titular unterzeichnetes Gutachten. 

Art. 5. Man foll eine Inventirung der Titel, Regifter und Papiere vor: 
nehmen, und ebenfo eine Wiedervorlefung des Inventars und die Bildung 
eines Hauptbuches, in Gemäßheit des Art. 55 und 56 deffelben Reglemente. 

Art.6. Die Titulare üben die Rechte der Ufufruction; fie tragen auch 
deren Laften; das Ganze wie es durch den Coder Napoleon beftimmt if, und 
in Gemäßheit der hier unten folgenden Erklärungen und Modiflcationen. 

Art. 7. Der Verbalproceß ihrer Beſitznahme, welcher durch den Friedens: 
richter aufgenommen wird, fol das von ihnen unterfchriebene Verſprechen ent: 
halten, die Güter als gute Familienväter zu benusen, fie mit Sorgfalt zu 
unterhalten, und fich aller Ufurpation und Deterioration zu widerfehen. 

Art. 8. Derboten find den Zitularen und für null erklärt alle Veräuße— 
rungen, DBertaufchungen, Hupothecarifhe Werpfändungen,, Geftattungen von 
Servituten, und überhaupt alle Anordnungen, welche eine Veränderung in der 
Natur der befagten Güter, oder eine Verminderung in ihren Erträgniſſen be 
wirken, wein nicht diefe Acten durch uns in der gewöhnlichen Form autori: 
firt find. 

Art. 9. Die Titulare Eönnen Eeinen Pacht über neun Jahre eingehen, als 
in Form einer Öffentlichen DVerfteigerung an den Meiftbietenden, und nachdem 
die Nüslichkeit des Pachtes durch zweis Erperten, welche fih an Ort und 
Stelle begeben und ihren Rapport machen werden, erklärt iſt; diefe Erperten 
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fouen durch den Unterpräfecten ernannt werden, wenn es fich von Mfarrgütern 
handelt, und durch den Präfecten, wenn von Gütern der Bisthümer, Capitel 
und Seminarien- die Rede iſt. Diefe Pachte follen, in Bezug auf die Nachfol: 
ger des Zirularg, nur in der durch den Art. 1429 des Eoder Napoleon vorge: 
fchriebenen Weiſe fortdauern. 


Art. 10. Es ift verboten, Leihkäufe (Trinkgelder) für die Pachte der 
geiftlihen Güter auszubedingen. Der Nachfolger jenes Titulars, welcher einen 
Leihkauf CDraufgeld) genommen hat, fol die Befugniß haben, die Annulation 
des Pachtes, vom Tage feines Eintrittes in den Beſitz an, zu begehren,, oder 
feinen Entfchädigungsrecurs, entweder gegen die Erben oder Repräfentanten 
des Zitulars, oder gegen den Pächter, zu ergreifen. 


Art. 11. Die Heimzahlungen jener Gapitalien, welche einen Theil der 
Dotationen der Geiftlichfeit ausmachen, follen in Gemäßheit unfers Decretes vom 
16. Juli 1811, und des Staatsrathsgutachtens vom 20. Decemb. 1808 Statt 
finden. Wenn die Capitalien von einer Pfarrei abhängen, fo follen fie durch 
den Schuldner in die Fabrikcaſſe gefchoffen, und diefer nur vermittelft eines 
von den drei Inhabern der Schlüffel unterzeichneten Losfcheines feiner Schuld 
entledigt werden. 

Art. 12. Die Titulare, welche Waldung in ihrer Dotation befisen, follen 
diefelbe in Gemäßheit des Art. 591 des Eoder Napoleon benuben, wenn der 
Wald fchlagbares Holz ift. Sind es aber Hochftämme, zu einem Gehölz ver: 
eint, oder zerftreut, fo follen fie fich nach dem richten, was für bie Gemeindes 
wälder verordnet iff. 


Art. 135. Die Titulare find zu allen Reparationen der Güter, welche ſie 
genießen, verbunden , vorbehaltlich jedoch die hier unten im Art. 21 in Bezug 
auf die Pfarrhäufer folgende Verfügung. — Wenn es fih von Hauptrepara- 
tionen handelt, und wenn in der Kiſte mit drei Schlüffeln Sonde find, welche 
von der Pfarrei herkommen, fo follen diefe dazu verwendet werden. — Sind 
in der Kifte Feine Sonde, fo foll der Titular gehalten feyn, diefelbe bis ‚zur 
Eoucurrenz eines Dritteld des Grundertrages der Pfarrei, abgefehen von den 
andern Reparationen, mit welchen er belaftet ift, zu liefern. — Hinfichtlich des 
Mehrbetrages des Dritteld vom Grundertrage kann der Titular durch ung, 
in der gewöhnlichen Form, entweder zu einem Anleihen auf Hypothek, oder 
fogar zur Veräußerung eines Theils der Güter autorifirt werden. — Das Au: 
torijationsdecret zu diefem Anleihen wird die Epoche der Heimzahlung beftim- 
men, welche auf die Erträgniffe in der Art Statt finden foll, das den Pfarrern 
immer die zwei Drittel davon verbleiben. — In jedem Fall wird der Staats: 
hab das, was fehlen follte, ergänzen, damit das dem Pfarrer bleibende Ein— 
fommen der gewöhnlichen Tare der Congrua gleich komme. 


Art. 14. Die Verfolgungen zum Behufe der Eintreibuna der Erträgniife 
folfen durch die Titulare auf ihre Koften und Gefahr gemacht werden. Doc 
önnen fie keinen Proceß führen, weder um eine Forderung, noch um eine Ver: 
theidigung, noch auch fogar um Abſtand, wenn es fi) von den Grundrechten 
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der Pfarrei handelt, ohne die Erlaubniß des Präfecturrathes, welchem das Gut: 
achten des Fabrikrathes zugefchickt werden fol, erhalten zu haben. 

Art. 15. Die Prozepkoften find zur Laft des Pfarrers auf diefelbe Weiſe, 
wie die Reparafionskoften. 


I Section 
Bon der Verwaltung ber Pfarrgüter während ber Bacatur. 


Art. 16. Im Falle des tödtlihen Abgangs des Titulars einer Pfarrei, 
foll der Sriedensrichter fein Amtsfiegel, ohne Vergeltung für ihm und feinen 
Greffier, noch gudere Koften, ausgenommen die Bezahlung des Stempelpapiers, 
anzulegen gehalten feyn. 

Art. 17. Die Siegel follen, entweder auf Anfuchen der Erben, in Gegen: 
wart des Fabrikrechners, oder auf Anfuchen des Fabrikrechners, mit Herbeiru— 
fung der Erben abgenommen werden. 

Art. 18. Der Friedensrichter wird dann, in Beifeyn der Erben und des 
Sabrifrechners, die DVergleichung des vorhergehenden Inventariums, welches 
den Zuftand des Mobiliarstheils und der Utenfilien, welche zur Pfarrei gehö: 
ren, enthält, und ebeufo der fie betreffenden Zitel und Papiere, vornehmen, 

Art. 19, Eine Ausfertigung diefes DVergleichungsactes fol durch den Fries 
densrichter , zugleich mit der Rüdgabe der zur Pfarrei gehörigen Titel und 
Papiere, dem Fabrikrechner eingehändigt werden. _ 

Art. 20. Auch foll bei jeden MWechfel eines Titulars durch den Fabrikrech— 
ner eine Dergleichung des Inventariums der Titel und aller Ackerwerkzeuge, 
affer Ütenjitien oder Anfpannmobitien, welche ſowohl zur Wohnung, als auch 
zur Bearbeitung der Güter gehören, vorgenommen werden. 

Art. 21. Der Sabrikrechner fol die Erben verfolgen, damit fie die Pfarr: 
güter in jenen Reparationgzuftand ſtellen, in welchen fie fie ftellen müffen. — 
Die Pfarrer find, Hinfichtlih-der Pfarrhäufer, nur zu den Miethreparationen 
verbunden, indem die andern der Gemeinde zur Laft find. 

Art. 22. In den Falle, daß der Rechner, zu jener Epoche, im welcher der 
neue Zitular in Beſitz tritt, feine DVerfolgungen zu betreiben vernachläßigt 
haben follte, fol der Titular gehalten feyn, im eigener Perſon gegen die Erben 
einzufchreiten, oder eine Aufforderung am den Sabrifrechner zu erlaffen, damit 
diefer hierin feine Pflicht erfüllte. Diefe Aufforderung foll durch den Zitular 
an den Staatsprocurator gefender werden, damit diefer den Babrifrechner zur 
Betreibung zwinge, oder damit er felbft die Betreibungen ex oflicio, auf Ge: 
fahr und Verluſt des Fabrikrechners, und fubfidiarifch auf Gefahr der Paro⸗ 
chianen, betreibe. 

Art. 25. Die Erzbiſchöfe und Biſchöfe werden fih A in dem Laufe ihrer 
Viſitationen, nicht allein über den Zuſtand der Kirche und des Pfarrhaufes, 
fondern auch noch über jenen der Pfarrgüter erfumdigen, um, wenn es nöthig 
ift, Befehle zur Verfolgung desrvorhergehenden oder des neuen Titulars zu ge: 
ten. Eine Ansfertigumg diefes Befehls foll in den Händen des Nechners biei: 
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ben, um ihn zu vollziehen, und eine andere Ausfertigung fol an den Staats 
procurator gerichtet werden, um im Falle der Nothwendigkeit den Rechner 
dur) oben genannte Mittel zu zwingen. 

Art. 24. In allen Vacaturfällen einer Pfarrei follen die Einfänfte des 
laufenden Jahrs dem alten ZTitular oder feinen Erben bis zum Tage der Er: 
Öffnung der Vacatur, und dem neuen Zitular vom Tage feiner Ernennung zu: 
gehören. — Die Einkünfte, welche vom Tage der Eröffnung der Vacatur bie 
zum Zage der Ernennung fällig find, follen als Refervefond in die Kifte von 
drei Schlüffeln gelegt werden, um davon die Hauptreparationen, welche an den 
zur Dotation gehörenden Gebäuden vorkommen , in Gemäßheit des Art. 13 zu 
beftreiten. 

Art. 25. Der Ertrag der Einkünfte während dem Jahr der Vacatur fol 
durch die Mechnungen hergeftellt werden, welche der Rechner für die Zeit der 
Vacatur, und der neue Titular für die übrige Zeit des Jahrs ablegen folten ; 
diefe Rechnungen follen auch das ausweifen, was der vorhergebende Zitular für 
das nämliche Jahr empfangen haben follte, vorbehaltlih jedoch der Wiederer: 
ftattung von Seiten feiner Erben, wenn fieiplasgreiflich wird. 

Art. 26. Die Streitigkeiten über die Rechnungen oder Dertheilungen der 
Einkünfte in den im obigen Artifein angedeuteten Fällen folen durch den Prä: 
fecturrath entfchieder werden. 

Art. 27. In dem Falle, daß ed nöthig würde, einen Pfarrer oder Deffer: 
vant, welcher fich, entweder durch Suspenſion, canonifche Strafe, oder durch 

Krankheit, oder auf polizeilihemz Wege, von feinem Dienfte entfernt befände, 
proviforifch zu erfegen, fol für die Entfhädigung des proviforifchen Erſatzmaunes, 
in Gemäßpeit des Decrets vom 17. November 1811, Vorſehung gethan werden. — 
Diefe Verfügung fol auf jene Pfarzeien und Succurfalen angewendet werden, 
deren Gehalt entweder gauz oder zum Theil durd den Staatsſchatz bezahlt wird, 

Art. 28. Während der Zeit, in welcher der Pfarrer oder Deſſervant, we: 
gen obiger Urfachen, von der Pfarrei entfernt ift, fol der Fabrikrechner, hin: 

fihtlih der Güter, jene Zunctionen erfüllen, welche durch die oben ftehenden 
Artikel 6 und 13 dem Zitular zugefprochen find, 


uU. Zitel. 
Bon den Tafelgütern der Biſchoͤfe. 


Art. 29. Die Erzbifchöfe und Bifchöfe haben‘; die Verwaltung ihrer Ta: 
felgüter, mie es im Artikel 6 u, f. diefes Decrets erklärt ift. 

Art. 30. Die Papiere, Urkunden, Rechtstitel über diefe Zafelgüter, die 
Rechnungen, Regifter, Sommier werden auf dem Secretariat des Bisthums 
oder Erzbisthums aufbewahrt, 

Art. 31. Es fol, wenn es nicht ſchon gefchehen ift, ein Inventar über 
dieſe Schriften errichtet, und ein Sommierregifler gefertigt werden, gemäß 
Art. 56 des Reglements über Fabriken. 

Art, 32. Das Archiv der Tafel wird in Kiften oder Schränken bewahrt ; 


l 
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Fein Stüd darf ohne fehriftlichen Befehl des Erzbifchofs oder Bifchofs daraus 
entnommen werden, welcher in das Sommierregifter einzutragen, und worauf der 
Empfangfchein des Secretärs zu fchreiben ift. Wird das Papier wieder zus 
rücgeftellt, fo bemerkt dies der Erzbifchof am Rande des Empfangfcheing. 

Art. 33. Das geiftliche Regale wird im Reiche fortbeftehen, wie es zu 
allen Zeiten unter unfern Regierungsvorfahren ausgeübt worden. 

Art. 34. Beim Tode eines Erzbifchofs oder Bifchofs wird unfer Eultmi: 
nifter einen Commiffär ernennen, um die Zafelgüter während der Vacanz zu 
verwalten. 

Art. 355. Diefer Eommiffär leiftet vor dem Tribunal den Eid, daß er bie 
Verwaltung mit Eifer und Zreue führen wolle, 

Art. 56. Er hält zwei Regifter, wovon eins als Journal für Einnahme 
und Ausgabe dient; ins andere trägt er nach ihrem Datum Mbfchrift aller 
Acten ein, die er in Bezug auf feine Gefchäftsführung felbft errichtet oder 
errichten läßt. Der Zribunalspräfident cotirt und paraphirt diefe Regifter. 

Art. 57. Der Sriedensrichter des Refidenzorts legt von Amtsweaen beim 
Todesfall die Siegel an. 

Art. 38. In diefem Falle, oder wenn die Siegel auf Verlangen der Erben, 
der Teftamentsvolßzieher oder Gläubiger angelegt worden, ftellt der Com: 
miffär feine Oppofition zur Erhaltung der Tafelgüter, und insbefondere zur 
Sicherftellung der an die Erbfchaft etwa beftehenden Anſprüche zur Hers 
ſtellung. 

Art. 39. Die Siegel werden eröffnet und Inventarium errichtet auf An: 
ftehen des Commiſſärs, in deffen Gegenwart, der Erben oder nach deren 
Ladung. 

Art. 40. Unmittelbar nach der Ernennung zeigt der Commiſſär den Ein— 
nehmern, Pächtern oder Schuldner an, welche gehalten ſind, alle Gelder, Waa— 
ren oder andern von den Tafelgütern herrührende Gegenſtände in ſeine Hän— 
de zu liefern, worüber er Rechnung zu ſtellen hat. 

Art. 41. Der Commiſſär muß während ſeinem Amte alle gewöhnlichen 
Laſten der Tafelgüter erledigen; er kann keinen Pacht erneuern, keinen Hochſtamm 
in geſchloſſenen Waldungen oder einzeln ſtehend fällen, und überhaupt die 
ordentlichen Fällungen der Schläge und was dazu gehört nicht überſchreiten. 

Er darf die Rechtstitel, Papiere und Urkunden nur gegen eigenen Schein 
von der Stelle nehmen. 

Art. 42. Er läßt, ſogleich nach Wegnahme der Siegel, in Gegenwart 
der Erben oder nach deren Ladung, die Palläſte, Häuſer, Pachthöfe und ſonſti— 
ge Gebäude, die zum Tafelgut gehören, durch zwei Experten beſichtigen, welche 
der Gerichtspräſident von Amtswegen ernennt. 

Dieſe Erperten beſtimmen im Protocoll die Zeit, auf welche ſich nach ihrer 
Meinung die erforderlichen Bauausbeſſerungen oder die Beſchädigungen be— 
ziehen, die jene veranlaßen; fie entwerfen die Pläne und Anſchläge zu dieſen 
Bauarbeiten. 

Art, 45. Die Erben find gehalten, binnen 6 Monaten nach der Beſichti⸗ 
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gung die genügende Herftelung zu bewirken; wo nicht, werden die Arbeiten 
verfteigert und auf ihre Rechnung durch den Commiſſär ausgeführt. 

Art. 44. Die Ausbefferungen, welche fih während der Gefchäftsführung 
als dringend darftelfen, läßt er von den Einfünften der Tafelgüter machen und 
zwar durch Verſteigerung, wenn die Koften 500 Sr. überfteigen. 

Art. 45. Der Commiſſär verwaltet vom Todestag bis der neuernannte 
Bifhof in Befis tritt. Die Einkünfte gebühren dem Nachfolger vom Tag der 
Ernennung an. 

Art. 46. Ueber die Befigergreifung errichtet der Friedensrichter ein Pro— 
tocoll, welches die Uebergabe alter Mobilien, aller Rechtstitel, Papiere und Do— 
enmente über das Tafelgut, und, daß die Regifter durch den Friedensrichter ab: 
gefchloffen worden, beftätigt. Die Regifter werden fammt den Urkunden aufs 
bewahrt. | 

Art. 47. Die Einfchreitungen gegen die Rechnungspflichtigen, ſey's zur 
Rechnungsftellung, fen’s um über flreitige Punkte zu entfcheiden, gefchehen bei 
dem Gerichte durch die Perſon, welche der Minifter zum Empfang der Rech: 
nung bezeichnen wird. | 

Art. 48. Die Entfhädigung des Commiffärs beſtimmt der Eultminifter ; 
fie darf fünf Procente der Einkünfte, und drei Procente des Preifes der Mo: 
bifien im Falle der Veräußerung nicht überſchreiten; und er kann nichts für 
Vacationen und Reiſe begehren, wozu er verbunden ift, fo lange die Ge 
(häftsführung es mit ſich bringt. 


II. Zitel. 
Bon ben Gütern der Cathedral und Eollegialcapitel. 


Art. 49: Der Körper jedes Cathedral: oder Collegialcapiteld hat in Be— 
ziehung auf Werwaltung feiner Güter die nemlichen Rechte und Pflichten 
wie der Titular der Güter einer Seelforge, jedoch mit nachflehenden Erklä— 
rungen und Abänderungen, 

Art. 50. Das Eapitel kann hinfichtli der Güterverwaltung oder Wer: 
theilung der Einkünfte Feine Berathung treffen, wenn nicht wenigftens % aller 
vorhandenen Canoniker gegenwärtig find. 

Art. 51. Das Eapitel bezeichnet aus feiner Mitte durch Stimmenmehr: 
heit zwei Candidaten, woraus der Bifchof den Schagmeifter ernennt. Diefer 
hat das Recht, alle Schuldigfeiten der Pächter und Schuldner zu empfangen, 
die Rechnungen abzufchließen, Quittungen und Entladungen zu ertheilen, gegen 
die Schuldner gerichtlich einzufchreiten, die DVorladungen im Namen des Ca— 
piteld zu empfangen, und gerichtlich aufzutreten, wenn er nach Vorſchrift dazu 
ermächtigt ıfl. 

Art. 52. Der Schatmeifter kann allezeit durch's Gapitel verändert werden, 
Hat er fünf Jahre hintereinander im Amte geftanden, tritt eine nene Wahl 
ein, und derfelbe Schasmeifter kann wieder als einer der Candidaten bezeichnet 
werden, 
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Art. 55. Er kann weder als Kläger noch als Beklagter auftreten, nod 
von der Klage abftehen, ohne Berathfchlagung des Gapiteld und Ermächtigung 
des Präfeeturraths. Ihm liegen alle erhaltenden Acte und das Betreiben der 
Einkünfte ob. 


Art. 54. Alle Rechtstitel, Papiere und Auffchlüffe über das Eigenthum 
werden in einer Kifte oder Schrank zu drei Schlüffeln bewahrt. ' 


In den Cathedralcapiteln bleibt ein Schlüffel in den Händen des erften 
Dignitars, der andere in jener des erften Offizial, und der dritte beim Schas- 
meifter. - 

In den Eollegialcapiteln erhält einen Schlüffel der Decan, den andern der 
erfte Ofizial, und den dritten der Schatmeifter. 


Art. 55. Im diefer Kifte werden bewahrt, die Papiere, Titel und Docu: 
mente, die Rechnungen, Regifter, Sommier und Juventarien, wie Art. 54 des 
Reglements über die Fabriken vorfhreibt; und fie Fönnen aus derfelben nicht 
entnommen werden, als auf fchriftlihe Anordnung der drei Schlüffelinhaber, 
übrigens gemäß Art. 57 jenes Reglemente. 

Art. 56. Das Inventar der Titel und Papiere, fowie die Befichtigung 
derfelben und die Fertigung des Sommierregifters gefchieht nach Art. 55 und 
56 jenes Reglemente, 

Art. 57. Gebäude oder Landgrundflüde der Capitel Fönnen nur durd 
Öffentliche Verfteigerung vermiethet oder verpachtet werden, wozu das Gapitel 
das Bedingnißheft genehmigt, es fey denn, daß % der beftehenden Glieder der 
Schasmeifter zur Begebung auf Bedingungen ermächtigen, die in der Be 
rathfchlagung feftgefest find. Eine folhe Berathung ift auch nöthig zu Ver— 
pachtungen über 9 Jahre, welche ftets auf obige Weife verfleigert werden müſſen. 


Art. 58. Die Bauunterhaltsfoften werden ftets aus den Einkünften des 
Gapiteltifches beftritten; wenn außerordentliche Fälle eintreten, welche auf ein: 
mal über die Hälfte der Jahreseinfünfte -erforderten, fo Eönnen die Gapitel 
auf üblihe Weife von uns ermächtigt werden, eine Anleihe zu machen auf 
Rückzahlung aus den Einkünften zu beftimmten Sriften , oder auch einen Theil 
der Güter zu veräußern, mit der Derbindlichfeit, aus den Ueberſchüſſen der 
folgenden Jahre ein zureichendes Capital zu bilden, um durdy Güter oder auf 
andere Weife das Veräußerte zu erfegen. 

Art, 59. Der Schatmeifter ſtellt alfjährlih im Monat Jänuer vor drei 
Commiffarien, welche das,Eapitel hiezu ernennt, Rechnung über Einnahme und 
Ausgabe. 

Diefe Rechnung wird nah Art. 82 — 84 des Fabrifreglements geftellt. 
Eine Abfchrift davon wird dem Eultminifter mitgetheilt. 

Art. 60. Die Eapitel Fönnen die Zahl und Zeit der Vertheilung des Ti: 
ſches beſtimmen, und für Fälle, worüber dieſes Decret nicht verfügt, durch 
Berathichlagung Vorſehung treffen, doch dürfen fie die Rechte, welche aus der 
Gigenfchaft des Titulars entfpringen, nicht überfchreiten. 

Art. 61. In allen Fällen des gegenwärtigen Titels müſſen die Berath— 
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ſchlagungen vom Biſchofe genehmigt ſeyn; verſagt dies der Biſchof, und das 
Capitel beharrt dabei, ſo wird an den Cultminiſter berichtet. 


IV. Zitel 
Don den Gütern der Seminarien. 


Art. 62. Für die Verwaltung der Güter jedes Didcefanfeminars foll ein 
Bureau beftehen aus einem Generalvicar, der in Abweſenheit des Bifchofs den 
Worfig Hat, des Direktors und Deconomen des Seminars und einem vierten 
Mitglied, das Schagmeifter feyn, und vom Gultminifter auf den Vorfchlag des 
Biſchofs und Präferten ernannt werden foll. 

Der Schatmeifter bezieht Feinerlei Gebühren. 

Art. 65. Der Secretär des Erzbistums oder Bisthums ift zugleich Bureau: 
fecretär. 

Art. 64. Das DVermwaltungsbureau des Hauptfeminard Hat zugleich die 
Verwaltung der übrigen geiftlihen Schulen der Diöcefe. 

Art. 65. Zur Aufbewahrung der Titel, Papiere und Nachmeifungen, der 
Rechnungen, Regifter, Sommier und Inventarien wird, gemäß Art. 54 des Fa— 
brifreglements, eine Kifte oder Schrank beflehn, wozu die drei Glieder der 
Bureau die Schlüffel haben. 

Art. 66. Was alfo verwahrt ift, kann nur auf begründete Anordnung der 
drei Schlüffelinhaber und mit Genehmigung des Biſchofs herausgenommen 
werden. Der genehmigte Befehl bleibt in der Kiſte, 

Art. 67. Jeder Notär, vor welchem ein Schenkungsact unter Lebenden 
oder ein letzter Wille zu Gunſten eines Seminars oder einer geiſtlichen Secundär— 
ſchule errichtet wird, muß den Biſchof davon benachrichtigen, welcher die Pa— 
piere an den Cultminiſter ſendet, um zur Annahme ermächtigt zu werden. 

Diefe Geſchenke und Vermaͤchtniſſe unterliegen *— der Regiſtrirgebühr 
son 1 Franken. 

Art. 68. Die Heimzahlung und Anlegung von Geldern ‚ die von Gefchen: 
Een oder Vermächtniſſen an die Seminarien herrühren, gefchehen nach den Des 
ereten und Entfcheidungen, welche oben erwähnt find, 

Art. 69. Die Gebäude und Landgrundftücde der Seminarien und der geiſt— 
lichen Secundärfchulen Eönnen nur durch Öffentliche Verſteigerung verpachtet 
werden, wenn nicht der Biſchof und das Bureau eine Vergebung aus der 
Hand gutheißen, worüber das Bedingnißheft dem Schagmeifter zuzuftellen nnd 
hierauf in der Kifte zu bewahren if. Im Met wird hievon Erwähnung 
gethan. 

Bei Verpachtungen über 9 Jahre find die Förmlichkeiten, welche der Art. 
9 oben vorfchreibt, zu beobachten. 

Art. 70. Kein Proceß Bann klagend oder vertheidigend geführt werden, 
ohne Ermächtigung des Präfecturraths auf Antrag des Erzbifchofs oder Bi: 
fhofs, und nach vernommenem Gutachten des Verwaltungsbureau. 

Art. 71. Der Deconom feifter alle Ausgaben; die außerordentlichen müſ— 
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fen vom Erzbiſchof oder Biſchof genehmigt ſeyn, nach vernommenem Gutachten 
des Bureau, welches der Anweiſung beizufügen iſt. 

Art. 72. Die Bedürfniſſe des Hauptſeminars müſſen ſtets vorzugsweiſe 
vor den andern geiſtlichen Schulen bejriedigt werden, wenn nicht durch die Er— 
richtung diefer Schulen oder fpätere Gefchenfe oder Vermächtniſſe Einkünfte 
beftehen, die diefen befonders zugedacht find. 

Art. 75. Alle zu den Ausgaben der Seminarien beflimmten Gelder, fie 
mögen von Grundftücden oder Renten, Deimzahlungen oder Zufchüffen der Re: 
gierung, oder Beiträgen der Gläubiger oder von was immer herrühren, müſſen 
in eine Kaffe zu drei Schlüffeln und in einen fihern Raum des Seminars 
gethan werden: einen Schlüffel hat der Bifchof oder fein Generalvicar, den 
andern der Director des Seminars, den dritten der Schatzmeiſter. 

Art. 74. Diefe Einlieferung bewirkt der Schaumeifter den erflen Tag 
jeden Monats, nad einer Nachweife oder Borderean über die Eiunahmen des 
vergangenen Monats, mit Angabe, woher jeder Betrag rührt; jedoch ift es 
nicht nöthig die Namen der Gefchenfgeber zu bezeichnen, 

Art. 75. Der Schasmeifter darf, auch nicht unter dem Vorwand der 
Dringlichkeit, nirgend anders als in die Kaffe zu drei Schlüffeln abliefern. 

Art. 76. Wer für das Seminar,eine Summe empfangen, und fie nicht 
binnen drei Monaten in die Kaffe des Schabmeifters gefchoffen hätte, und der 
Schatzmeiſter felbft, welcher die monatlihe Ablieferung in die Kaffe zu drei 
Schlüffeln nicht machte, wäre zu betreiben, wie es für Erhebung der Staats: 
gelder vorgefchrieben ift. 

Art. 77. Die Kaffe bezahlt am,erften Tag * Monats die Anweiſungen 
für die im Monat zu machenden Ausgaben; dieſe Anweiſungen, vom Decono: 
men unterzeichnet und vom Bifchof oben viſirt, fi nd die Werzeichniffe, welche 
die Ausgaben fummarifch angeben. 

Art. 78. Die Derwaltungscommiffion des Seminars übermaht dem Prä: 
fecten im Anfange jedes Semefters die Verzeichniffe über die Ablieferungen des 
Deconomen und die Anweifungen der bezahlten Summen. Der Präfect ertheilt 
— Beſcheinigung, und ſendet das Duplicat mit ſeinen Bemerkungen an 

den Cultminiſter 

Art. 79. Der Schatzmeiſter und der Oeconom ſtellen ihre Rechnung im 
Monat Jänner über Einnahme nnd Ausgabe, ohne die Zöglinge benennen zu 
müffen, welche aus den AUlmofengeldern unterftüst worden ; die Genehmigung 
des Biſchofs vertritt bei folcherlei Ausgaben die Stelle der Belege, 

Art. 80. Der Bifchof viſirt die Rechnungen und überfendet fie dem Eult: 
minifter; und wenn Bein Hinderniß obwaltet, fchreibt diefer die Nechnung dem 
Biſchof zurüc, welcher fie definitiv abfchließt und Entladung ertheilt, 

Die übrigen Artikel 81 bis 85 find tranfitorifch, 
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Ueber Anlegung und Heimzahlung vom Gapitalien find noch 
folgende Verfügungen zu merken: 
Staatsrathsgutachten vom 21. Dec, 1808: 

Der Staatsratb — auf die Frage: in Kraft weldher Yutorifation die 
MWiederbezahlung der Renten und Gapitalien der Gemeinden und Fabriken 
Statt finden foll, ift der Meinung: 1) daß die Abzahlung der Eapitalien, welche 
man den Hofpicien, Gemeinden und Fabriken und andern Auſtalten fchuldet, 
deren Eigenthum unter der Dberaufficht der Regierung verwaltet wird, immer 
Statt haben Fann, fobald fih die Schuldner zur Abzahlung melden; mit dei 
Bedingung jedoch, daß fie die Verwalter einen Monat zuvor davon in Kenntnii; 
fegen follen, damit diefe, während diefer Seit, auf die Mittel oder Anlegung des 
Capitals denken, und hiezu die nöthige Autorifation der Oberbehörde einholen; 
2) daß die Anlegung der Eapitalien in Renten auf den Staat Feiner YAutori: 
fation bedarf, fondern dieſelbe durch die eingeführte allgemeine Regel von 
Rechtswegen fchon hat; 3) daf die Anlegung in liegenden Gründen, oder auf 
jede andere Weife, nur durch ein im Staatsrathe'gegebened Decret, auf Gut— 
achten des Minifteriums des Innern für die Gemeinden und Hofpicien, und def: 


felben Minifters oder jenes des Eultus für die Fabriken, autorifirt wer: 
den kanu. 


Gleiches fagt dad Decret vom 46. Juli 1810. 


Ueber Annahme von Gefchenken fiehe noch dad Decret vom 12. 
Auguft 1807, oben unter Ortögemeinden. 

Ueber Ablöfung der Renten fiehe diefen Artikel unter Staats⸗ 
wirtbfchaft. 

Wegen Renovation berfelben deögleichen; jedoch gehört noch 
eine befondere Verfügung hierüber vom 416. Februar 4824 Gntel- 
ligenzbl. ©. 429) hierher, wonach die Renovationskoſten aus dem 
Stiftungsvermögen, und fubfidiarifh aus dem Gemeindevermögen. 
beftritten werden follen. 

Stiftungswaldungen werben ganz wie Gemeindewaldungen 
behandelt; Pfarrwaldungen hingegen mehr wie Privatwaldungen. 


Elftes Capitel.“ 
Gebäude 





Decret vom 5. Mai 1806: 
ach Anficht des Geſehes vom 18, Germinal X, ‚hinfichtlich der Organi— 
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fation der. Culten, des Decretes vom 15. Germ. XIL und jener vom 11. Prair, 
AI und vom 5. Nivofe XIII — decretirt: Ä 

Art. 1. Die Gemeinden, in welchen der proteftantifche Cultus, eben fo 
wie der Fatholifche ausgeübt wird, find autorifirt, den Geiftlichen des prote- 
Rantifchen Cultus eine Wohnung und einen Garten zu verfchaffen, 

Art. 2. Die Vermehrung des Gehaltes, welche dieſen Geiftlichen zu be: 
willigen der Fall feyn würde, die DBanfoften, Reparationen, die Unterhaltung 
der Tempel und jene des proteftantifchen Cultus find gleichheitlich diefen Ge— 
meinden zur Laft, wenn die Nothwendigkeit, diefen Kirchen zu Hülfe zu kommen, 
conſtatirt wird. 





Decret vom 30. Mai 1806. 

"Art. 1, Die Kirchen und Pfarrhäuſer, welche in Folge der geiftlichen Or- 
ganifation werden unterdrückt werden, machen einen Theil der den Fabriken zu: 
rückgegebenen Güter aus, und werden mit jenen Pfarreien und Succurfalen ver: 
einigt, in deren Pfarrfprengel fie werden gelegen ſeyn. Gie follen zum Nusen 
der Kirchen und Pfarrhäufer der Hauptorte vertaufcht,, verpachtet oder ver— 
änijert werden” können, | 

Art. 2. Diefer Austaufch oder diefe- Veräußerungen Fönnen nur Fraft 
eines Decretes Sr. Majeftät Statt finden. | | 

Art. 5. Die Verpachtungsverträge müſſen 'von den "Präfecten genehmigt 

werden, 
Art. 4 Die Mietherträgniffe oder Veräußerungen der Kirchen, und die 
Einfünfte der in Taufch genommenen Güter follen entweder zur Auſchaffung der 
Pfarrhäuſer, oder, aufjede andere Weife, zu. den Ausgaben der Wohnung der Pfar: 
rer und Deffervans in den Hauptorten der Pfarrei: oder: Succurfalen , in wel: 
hen Fein Pfarrhaus vorhanden ift, verwendet werden. 

Art. 5. Die Reparationen, welche an den Kirchen und den Pfarrhäufern 
zu machen find, follen durch abfchäßende Bauanſchläge, welche von den Präfecten 
angeordnet werden, auf Betreiben der, kraft des Beſchluſſes von 7. Them. XI 
ernannten, Kirchenpfleger conftatirt werden. — 

Art. 6. Die Präfecten werden den Miniſtern des Innern und des Cultus 
den abſchätzenden Status der in jedem Pfarr- oder Succurſalſprengel unter: 
drückten Kirchen und Pfarrhäuſer überſchicken, und zu gleicher Zeit auch den 
Status jener Reparationen, welche an den erhaltenen Kirchen und Pfarrhäu: 
fern vorzunehmen find. 1 RO 

Bemerfung 1. Auf die Anfrage, ob nicht die Beamten der Domainen 
fortfahren follten, alle am 50. Mai 1806 disponibeln Kirchen und Pfarrhäufer, 
das heißt, alle jene, welche nicht in der Circumferiprion der damals organifirten 
Pfarreien und Succyrfalen begriffen wären, ſo lange zu ‚verwalten, bis die 
geiſtliche Organiſation vollendet wäre, entichied dag Eultminifterium: daß die 
Sirchen und Pfarrhäufer, von der Publication des Decrets vom 30, Mai au, 
aus der Hand der gegangen und Eigenthum der Fa— 
briken geworden ſeyen, und daß auch in Zukunft, welche Modificationen auch in 
der Folge die geiftlihe DOrganifation erleiden möge, jene Kirchen und Pfarr: 
bäufer, welche dieſe Modificationen ohne Gebraud) lafjen werden, den Fabriken 
zugehören ſollen. Diefe Fönnten alfo vom Tage der Publication an, in Ges 
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mäßheit des Decretes, die Abtragung oder den Verkauf der ruinirten Kirchen, 
und die Verwendung des Derkaufertrages begehren. Diefer Entfcheidung trat 
das Zinanzminifterinm bei, und entjchied weiter : daß auch die nicht eingetriebe— 
nen Einkünfte aus den bemeldeten Gebäuden, von_der Neftitution an, den Fa: 
brifen zugehören, und daß die nicht bezahlten Steuern ihnen zur Laft ſeyn 
follten, _ohne daß ihnen für die Zahlungen, welche für diefen oder jeden 
andern Gegenftand geleiftet worden jenen, etwas folte abverlangt werden Fön: 
nen, ©eneralinftruction vom 22. Juli 1807. 


Bemerf. 2. Auf die Anfrage: 1) Ob die Fabrifrenten, welhe auf Gü— 
ter der ehemaligen Geiftlichfeit oder andrer unterdrücten Gorporationen ver- 
hupothecirt waren, durch die Gonfundirung erlofhen feyen. — 2) Ob eine 
Fabrik, welche eine Rente an eine andere Fabrik fchuldete, zur Entrichtung die: 
fer Rente gezwungen werden Fönnte, wenn fie nur einen Theil ihrer alten Do: 
tation wieder erlangt hat, entfchied das Minifterium unterm 11. Auguft 1806 ad 1, 
daß jene Renten durch die Confundirung erlofchen fenen, und daß folglich die 
Fabriken die Liquidation derfelben nicht reclamiren Fönnten; und ad 2, daß, 
wenn die fchuldende Fabrik jene Güter, auf welchen die Rente lag, wieder ganz 
zurücerhalten hat, fie diefe Rente der andern Fabrik p entrichten fortfahren 
müſſe, daß aber, wenn ſie im Gegentheile nur einen Theil jener, mit der Ren— 
te behafteten, Güter zurückerhielt, ſie nur nach Verhältniß des Werthes dieſer 


zurücerlangten Güter die beſagte Rente zu leiſten habe. Generalinſtruction 
vom 22. Juli 1807. 


Verordnung vom 30. April 1825 (Intelligenzbl. ©. 51): 

Nach den Beltimmungen des Decrets vom 50. Dec. 1809, IT. Abfchnitt, Art. 
37, Nro. A, find die Kirchenfabriken verpflichtet, für den Unterhalt der Pfarr: 
häufer Sorge zn tragen. 

Der FIT, Abfchnitt, Art. 41 beftimmt ferner, daß es den Kirchenpflegern 
obliege, dafür zu forgen, daß alle Reparationen ohne Auffchub, und gut ge: 
macht werden, weshalb fie fämmtliche Gebänfichfeiten zu Anfang jedes Frühlings 
und Herbites in Begleitung von Bauverflindigen unterfuchen follen. 

Da die Befolgung diefer Vorfchrift bisher bei den wenigſten Kirchenfa: 
briten beobachtet worden ift, fo erhalten fämmtliche Fönial. Landcommiffariate 
den Auftrag, ungefäumt in ihren Amtsbezirfen die Vorkehrung treffen, daß 
im Laufe des Monats April eines jeden Jahres diefe Unterfuchungen fo: 
wohl in den Fatholifchen als proteftantifchen Pfarrhänfern und andern Cultus— 
gebäuden, in Gegenwart zweier Kirchenpfleger, des Kircheneinnehmers, eines 
Gemeinderaths und eines Bauverftändigen vorgenommen werden, hierüber ein 
Protocol gefertigt, und folches bis zum fünfzehnten April eines jeden Jahres 
dem Fönigl. Landeommiffariate vorgelegt werden foll, welches ſodaun Die geeig: 
nete Vorkehrung zu treffen wiſſen wird, 

Da gemäß Art. 44 des angeführten Decrets jedem Pfarrer die gewöhn— 
lichen Miethreparationen und diejenigen Befchädigungen zu Laft falten, die 
durch feine Schuld verurfacht worden find, fo hat die obenhezeichnete Commiffion 
hievon ebenfals in ihrem Protocolle fpecielle Erwähnung zu macen, worauf 
das Landeommiffariat den Pfarrer zur Erfüllung feiner Verbindlichkeit anzu— 
halten hat. 

Bei dieſem Anlaſſe wird die genaue Befolgung des fernern Inhaltes des 
Art. 44 in Erinnerung gebracht, gemäß welchem bei dem Amtsantritte eines 
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neuen Pfarrers, auf Koften der Gemeinde, und auf Betreiben des Bürger: 
meifters ein Etat über den Zuftand des Pfarrhaufes, und allem was dazu ge— 
hört, aufgefebt werden foll. 

Die eben erwähnten Miethreparationen und Befchädigungen hat der aus- 
tretende Pfarrer, feine Erben oder Erbnehmer zu beforgen ,. weldyes bei dem 
Austritt oder dem Abfterben eines Pfarrers unverzüglich von dem austretenden 
Pfarrer, oder von den Erben des Derftorbenen zu gefinnen ifl, In dem Pro: 
tocolle ift von der Erfüllung diefer Verbindlichfeit Erwähnung zu machen. 

Sämmtlihe Landcommiſſariate werden angewiefen, im Laufe des Monats 
Mai eines jeden Jahres eine Weberficht der ihm eingefendet werdenden Proto: 
colle über den Zuftand der Pfarrhäufer der unterzeichneten Landesftelle 
(königl. Regierung des Nheinkreifes, Kammer des Innern) vorzulegen. 

Diefe Weberficht ift gefondert für die Fatholifchen und proteftantifchen 
Pfarrhäufer zu ee worin _die diesfalls getroffenen Verfügungen zu be= 
merken find, 


Hinfihtlih der Baupläne, — ic. ſiehe Gemeinde⸗ 
gebaͤude. 


Verordnung vom 20. April 1826 G(GIntelligenzbl. ©. 417): 
Durch alterhöchftes Refeript vom 30, vorigen "Monats wurde allergnädigft 
beftimmt: daß der durch Gemeinden bewirkte Ankauf in Eigenthum von Ge: 
bäulichkeiten zur Wohnung der Pfarrer von der Mutationsgebühr frei gelaf- 
fen und daher die Einregiftrirung unentgeldlich ertheilt werden ſoll; welches 
den Eönigl. Rentämtern zur Darnachachtung hiermit befannt gemacht wird. 
Siehe * Gemeindegebaͤude. 


Zwölftes Capitel. 
Collecten. 





Verfuͤgung vom 28. Februar 1829 (Intelligenzbl. S. 90): 

Es iſt ſchon öfters der Fall vorgekommen, daß zur Beſtreitung von Repa— 
rationen an Kirchen: und Pfarrhäuſern oder für andere Cultusausgaben, wel: 
che entweder wegen Mangel an Fonds aus dem Kirchenvermögen nicht beftrit: 
ten werden Fonnten, oder denen die Genehmigung aus andern Gründen ver: 
fagt worden war, befondere Eollecten ohne höhere Autorifation veranftaltet 
wurden. 

Damit haben auch die Collectanten öfter die Meinung verbunden, ſie ſeyen 
über die Verwendung der empfangenen Beiträge nicht rechnungspflichtig, ſo 
zwar, daß die höheren Verwaltungsbehörden erſt alsdann Kenntniß davon er: 
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hielten, wenn der Ertrag der Collecte’zu ‘den unternommenen ‚Ausgaben nicht 
binreichte, und der Mehrbetrag dem Kirchenfonde aufgebürdet werden wollte. 

Um dieſen geſetzwidrigen Misbrauch zu befeitigen, ſieht man ſich veranlaft, 
zu verfügen, was folgt: 

1) Meder von den Kirchenverwaltungen , noch von einzelnen Mitgliedern 
derfelben, Fönnen außergewöhnliche Collecten in oder außer der Kirche 
ohne höhere Genehmigung veranftaltet werden. 2) Der Ertrag der 
autorifirten Eollecten muß, infofern in einzelnen. Fällen aus befonderen 
Gründen nicht anders verfügt wird, dem gefeglich beftehenden Rechner 
mit den vorhandenen Driginalcolfectenliften übergeben, und von demfelben 
unter der Rubrik, für welche die Eollecte bewilliget wurde, in der ge: 
wöhnlihen Jahresrechnung verrechnet werden, nachdem deren Aufnahme 
wo möglich im Budget zuvor Statt "gefunden hat. 5) Die vorkommen— 
den Zuwiderhandlungen find von den Localbehörden jedesmal fogleich den 
Fönigl. Landeommiffariaten anzuzeigen, damit gegen die. Contravenienten 
die Strafbeftimmungen über ungefegliche —— in Anwendung 
gebracht werden. 

ů 


Dreizehntes Capitel. 
Kriegslaſten. 


Verordnung vom 24. Juni 1814 (Amtsbl. ©. 11): 

Die unterzeichnete Stelle CE. k. öfter. und k. bair. gemeinfch. Landesadmi— 
niftrationgscommiffion) findet fh bewogen zu. verordnen,, daß alle Pfarrhäufer 
und fonftigen Wohnhäufer der Seelforger von militärifcher Einquartierung frei 
gelaſſen werden ſollen. 

Hinſichtlich der Lieferungen und Tragung ſonſtiger Kriegslaſten verordnet 
dieſelbe ferner, daß, da keine Kriegscontributionen und Requiſitionen dermalen 
mehr werden ausgeſchrieben, und nur allein die Verpflegungs-, Fourage- und 
Lazarethkoften aufs ganze Rand werden repartirt und durch befondere nach dem 
Steuerfuß erhoben werdende Bufchlagscentimen werden ausgeglichen werden, 
die Seelforger die Quoten hieran nur von jenem Theil ihrer Güter zu tragen 
haben, von dem fie Steuern bezahlen. 


Verordnung vom 12. Juli 1814 (Amtsbl. ©. 16): 

Die Befreiung der den Geiftlihen und Schullehrern als 
Gehalt zugemwiefenen Güter von außerordentliden 
Kriegslaften. 

Um den Geiftlichen und Schulfehrern jene Subfiftenz zu ſichern, auf welche 
fie in fo vieler Beziehung die aerechteften Anfprüche haben, verordnet die uns 
terzeichnete Stelle ch, k. öfter, und k. bair, gemeinſch. Landesadmintftrationg: 
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commiffion), daß jene Häufer und Güter, wovon fie den Genuß flatt des 
Gehaltes haben, frei feyn follen von allen außerordentlichen Abgaben, insbefon: 
dere von den Beiträgen zu den von den Gemeinden contrahirten Kriegsfchulden. 

Die auf diefe befreiten Güter treffenden Beitragsquoten follen den Rollen 
der übrigen Güterbefiger des Pfarr: oder Schulbezirks beigefchlagen werden, 
indem diefe allerdings fchuldig find, ihre Geiftlihen, und die Erzieher ihrer 
Kinder wenigftens in diefer Beziehung von einer Laſt zu befreien, welche ihre 
Eompetenz ſchmälern würde, 

In die Gategorie diefer -befreiten Güter können jedoch jene nicht geſetzt 
werden, welche die Geiftlichen oder Schulfehrer eigenthümlich befiken, oder aus 
einem andern Zitel als jenem des Gehalte (der congrua, Competenz) ge: 
nießen. 

Gegenwärtige Verordnung, nach welcher die einfchlägigen Behörden ſogleich 
das Geeignete zu verfügen haben, fol durch das Amtsblatt zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht werden. 


Verordnung vom 18. Februar 1815 (Amtsbl. S. 18N: _ 

Durch die Verordnung vom 12. Juli 1814 (Amtsblatt Nro, 4) ift be: 
reits beftimmt: 

a) Daß jene Häufer und Güter „ wovon die Geifklichen und Schulfehrer 
den Genuß flatt des Gehaltes haben, frei feyn follen von allen außer: 
ordentlichen Abgaben, insbefondere von den Beiträgen zu den von den 
Gemeinden contrahirten Kriegsfchulden; b) daß die auf diefe befreiten 
Güter treffenden Beitragsquoten den Rollen der übrigen Güterbefiger 
des Pfarr: oder Schnibezirks beigefchlagen werden ſollen; c) daß jedoch 
in die Gategorie diefer befreiten Güter jene nicht gefebt werden dür— 
fen, welche die Geiftlihen oder Schulfehrer eigenthümlich befigen, oder 
aus einem andern Titel ald jenem ded Gehaltes genießen. 

Auf den Grund diefer Verordnung haben mehrere Geiftlihe die Vergütung 
der früher ſchon bezaplten Quoten an der Kriegscontribution vom Jahr 18135, 
oder anderer Ausichläge nachgefucht, um gegen jene Geiftliche nicht verkürzt zu 
bleiben, die num diefe Rußerordentlichen Abgaben nicht mehr zu leiften hätten; 
mehrere Geiftliche wurden bei der am 19. November v. 3. (Amtsbl. Nro. 24) 
ausgefchriebenen befondern Auggleihungsumlage für die laufenden Militärcanto: 
nirungsfoften ganz gegen den Sinn jener Verordnung angezogen; und bei 
vielen haben ſich Zweifel ergeben, von welchem Theil ihrer Güter folhe anfers 
ordentliche Abgaben geleiftet oder auf welche Art hieran die treffenden Quoten 
von den Gliedern der Pfarrgemeinde erhoben werden follen. 

Nah Anhörung des darüber eingeholten Gutachtens der Kriegsfchulden: 
liquidationscommiſſion findet fich die gemeinfchaftliche Landesadminiftrationscom: 
mifiion veranlaßt, über jene Zweifel und Anftände folgende erläuternde Be: 
ſtimmung zu geben. 

$ 1, Die ſämmtlichen Schullehrer ohne Unterfchied find von alfen außer 
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ordentlichen Umlagen befreiet, welche zu Dedung allgemeiner oder Communal: 
Friegsfoften und Kriegsichulden bisher ausgeichrieben worden find, oder noch 
ausgefchrieben werden, fo weit ſolche die ihnen zur nöthigen Eubfiftenz and dem 
Schul: oder Kirchenfond als Nusnießung überlaffenen Däufer oder Güter 
treffen, 

$. 2. Den Piarrern fämmtlicher Eonfeffionen fteht eine gleiche Befreiung 
nicht blos für jene Pfarrgüter zu, deren Ertrag in ihre Staatsbefoldung eins 
gerechnet wird, fondern auch noch weiter für diejenigen, welche nur mit 50 
Franken oder darunter an Grundfteuer belegt find. 

6. 3. Diejenigen Pfarrer aber, welche von ihrem, in dem Staatsgehalte 
nicht eingerechneten Pfarrgute ein größeres Steuerquantum entrichten, find ges 
halten, die auf den Mehrberrag fallende Concurrenzquore ex proprüs zu be 
zahlen. 

$. 4. Der im Gefammtconeurrenzbetrage entftehende Ausfall, welcher nach 
dem vorflehenden $. 1 et 2 von den Schullehrern und Pfarrern nicht erhoben 
werden darf, foll von dem Ertrag der Kirchengüter (Fabrik), und foweit diefer - 
nicht zureicht, oder wo deffen Feiner eriftirt, von den Pfarrgenoſſen der betref: 
fenden Pfarrei und zwar nach der Derfchiedenheit des Cultus, getragen 
werden. 

Diefer Ausfall Bann da, wo es der Stand der Gemeindecaffe zuläßt, und 
wenn die Gemeinde nicht aus verfchiedenen Religionsgenoffen befteht, aus der 
Gemeindecaſſe ergänzt werden. Wo dies aber der Fall nicht ift, da muß ein 
eigener Austheiler auf die beitragspflichtigen Güter der betreffenden Kirchen: 
gemeinde verfertigt, und von der Kreisdirection erecutorifch erklärt werden. 

$. 5. Diejenigen Geiftlihen und Schulfehrer, welche den Anfab ihrer 
Pfarr: und Befoldungsgüter bei früheren Unrlagen wirklich aus eigenen Mit: 
teln abzuführen gezwungen waren, dürfen die Rückbezahlung deffelben auf die 
oben erwähnte Art von der Fabrik oder von der betreffenden Gemeinde verlan: 
gen, welche diefen Erſatz ohne weiters zu leiften haben. | 

$. 6. Gegenwärtige Verordnung fol durch das Amtsblatt zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht und befondere Abdrücde davon gemacht werden, um im den 
fänmtlihen Gemeinden auf die in den Geſetzen vorgefchriebene Art publicirt 
zu werden. 

Diefe Verordnung wurde durch die Snftruction vom 31. Dec, 
4817 auf dem Gebietstheile an der Lauter ausgedehnt. 


| 


Bierzehntes Capitel. 
Curatel; Rechnungsweſen; Erhebung der Einkuͤnfte. 


Hieruͤber iſt ſchon mancherlei in obigen Verfügungen vorge—⸗ 
kommen. Ich trage nun noch einige beſonders hievon handelnde 
Verfuͤgungen nach. 
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Am 44. Februar 41815 cf. Intelligenzbl. 1819, ©. 549) erging 
Folgendes an die Kreisdirectionen: 


Der. Autrag den die Kreisdirection unterm 2. d. M. fiber die Beitreibung 
rücfländiger Kirchengefälfe, mittelft des bei Steuern und Gemeindegeldern 
zu beobachtenden Verfahrens erftattet hat, wird hiemit von der Landesadmini: 
flrationscommiffion genehmigt, und fonach verordnet, daf dag am 18. November 
v. J. erlaffene,Refeript über die Eintreibung der Communalgelder durch Steuer: 
boten bei den Kircheneinkünften, mit derfelben Einſchränkung, die der $. 5 
diefes Reſcripts enthält, in analoge Anwendung gebracht werde, 

Die Kreisdirection hat hiernah das Weitere in vorkommenden Fällen zu 
verfügen und die Locakconfiftorien und fämmtliche Kirchenverwaltungen ihres 
Bezirks von gegenmwärtigem Nefeript in Kenntniß zu feben. 


Das Nefeript vom 48. November 1814, worauf fich hier 
bezogen ift, |. oben Ortsgemeinden. 

Ebenfo die Verordnung vom 25. November 1825 (Intelligenzbl. 
©. 1257). 





Verordnung vom 15. April 4848 (Amtsbl. ©. 727): 

Ge, königl. Maj. haben vermöge alferhöchften Reſcripts vom 22. Jänner 
1. 3. alferhöchft zu beftimmen geruhet: daß, nachdem fämmtlichen Regierungen 
des Reichs die Euratel über die Stiftungen ohne Unterfchied ihrer Zwecke 
durch die Verordnung vom 27. Mär; 1817, Stück XIV, Geite 255 big 296 
bes vorigjährigen Regierungsblattes — die Gefchäftscompetenz der oberften Ver: 
waltungsftellen in den Kreifen betreffend, ausdrücklich übertragen worden iſt, 
auch die Euratelüber die Stiftungen des Fatholifchen Eultus im Aheinfreife zur 
Eompetenz der unterzeichneten Landesftelle (königl. Regierung des Rheinkreifeg, 
Kammer des Innern) gezogen werden ſolle. — 

In Gemäßheit diefes allerhöchſten Reſcripts erhalten fämmtlihe Landcom⸗ 
miſſariate den Auftrag, ſich ſpäteſtens bis zum 15. Juni l. J. alle noch nicht 
abgeſchloſſenen Fabrikrechnungen zur Reviflon und Verbeſcheidung vorlegen zu 
laſſen und gegen jene Rechner, welche bis zu diefem Zeitpunfte ihre Rechnun: 
gen nicht vorgelegt Haben werden, nach der Beſtimmung des $. 90 des franzö- 
fifhen Decrets vom 50. December 1809 unnachfichtlich, bei perfönlicher Berant- 
wortlichkeit für allen aus Vernachläßigung und Verſpätung diefer Weifung 


dem Sabrikvermögen zugehenden Schaden, zu verfahren. 

In Zukunft haben die Landcommiffariate fich die Budgets und Fabrikrech— 
nungen auf die nämliche Weife, wie die Gemeindebudgets und Rechnungen 
einfenden zu laffen, und felbe fodann, nach vorheriger Reviſion, abzufchließen. 

Bei jenen Gemeinden jedoch, deren Einkünfte den Ertrag von 10,000 Sr. 


überfteigen, find die Budgets und Rechnungen der Fatholifchen Kirchen für das 
Tanfende Fahr big zum 15, Juni, und fir die Zukunft in den gewöhnlichen 
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Terminen, der unterzeichneten Landesftelle (königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern) vorzulegen. 


Verordnung vom 10. Sept. 1818 (Amtsbl. ©. 841): 

In Gemäßheit der alferhöchften Verordnung vom 27. März 1817 (Regie: 
rungsbl. Mro. XIV des v. 3.), wodurch den Regierungen des Reichd die Eu: 
ratel über die Stiftungen , ohne Unterfchied ihrer Zwecke, übertragen worden, 
haben Se. königl. Maj. unter dem 17. Auguft I. 3. allergnädigft auszufprechen 
geruht, daß die Euratel der Stiftungen des proteftantifhen Eultus in allen 
Beziehungen ebenfalls von der Eönigl. Regierung des Rheinkreiſes übernommen 
werden fol. 

Diefemnah erhalten fämmtliche Landeommiffariate den Auftrag, fich alle 
noch nicht abgefchloffenen Kirchen:, Allmoſen- und Stiftungsrechnungen des 
proteftantifchen Eultus unverzüglich zum Abſchluß vorlegen zu laſſen, auch bei 
etwaiger Saumfeligkeit der Rechner nach der Beftimmung des $. 90 des Des 
cretS vom 30. December 1809 zu verfahren. 

In Zukunft haben die Eönigl, Landeommiffariate fich die Budgets, Babrif: 
und Stiftungsrehnungen auf die nämliche Weife, wie die Gemeindebudgets 
und Rechnungen, und zwar jene in dem Quartal vor dem Beginnen des. Jah— 
red, diefe aber "in dem erften Quartal nach Ablauf des Jahres einfenden zu 
laffen, und folche fodann nach vorheriger Revifion abzufchließen. 

Bei den Gemeinden jedoch , deren Einkünfte den Ertrag von 10,000 Er, 
iberfteigen, ebenfo bei den Kirchfchaffneien und größern Stiftungen find die 
Budgets und Rechnungen in den beflimmten Zerminen der unterzeichneten 
Landesſtelle (konigl. Regierung des Rheinkr.,, Kammer des Innern) vorzulegen, 


Verordnung vom 11. December 1822 (Sntelligenzbl. S. 949): 

Es ift zur Anfrage gekommen, ob die für die Dotation der Pfarreien 
fundirten Gefälle, als Eapitalzinfe, Gülten und Grundrenten, fo wie die übri: 
gen Kirchenzinfe behandelt, und von den betreffenden Kirchenrechnern nad) dem 
Beichluß vom 18. Januar 1820 (Intelligenzbl. Nro. 7) refp. der Verordnung 
der vormaligen gemeinfchaftlichen Landesadminiftration vom 18. Februar 1814 
erhoben werden Fünnen. 

Da bdiefer Gegenftand eine gleichförmige Behandlung bedarf, fo wird def: 
bald feftgefest, daß, da im Allgemeinen das Pfarrvermögen als ein Theil des 
Kirchenvermögens ber betreffenden Gemeinden zu betrachten iſt, wenn es gleich 
die befondere Beſtimmung hat, zur Dotation der Pfarreien verwendet zu wer: 
den, es Feinem Anftand unterliege, folche Gefälle auf Anftehen der zeitlichen 
Pfarrer, denen die eigene Verwaltung als Nutznießer derfelben herfömmlich 
zufteht, wie die übrigen Kirchenzinfe von den” betreffenden Kirchenrechnern 
gegen die üblichen Remifen, erheben und auf den Grund und nach Worfchrift 
der allegirten Verordnungen einbringen zu laſſen, ohne daß es erforderlich fey, 


diefe Erhebung in Einnahme und Ausgabe der betreffenden Kirchenrechnung 
vorzufraaen. 
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Die königl. Landeommiffariate haben in vorkommenden Fällen ſich hiernach 
zu achten und das MWeitere zu verfügen, 


Die Verfügung vom 44. Februar 1826 CIntelligenzbl. ©. 2241) 
wegen Abhaltung von Mobiliarverfteigerungen durch die Bürgers 
meijter ift bei Hofpizien nachzufehen. 


Verordnung vom 4. Februar 1828 CSntelligenzbl. ©. 17): 

Durch das Decret vom 30, December 1809, die Kirchenfabrifen betreffend, 
ift die Aufficht auf die Verwaltung des Kirchenvermögens den oberen geiftli- 
chen Behörden übertragen, und in dem Art. 90 der Gang vorgezeichnet wor: 
den, welcher gegen fäumige oder untreue Rechner beobachtet werden follte. 

Da aber nunmehr durch die Verordnung vom 15. April 1818 (Amtsbl. 
Pag. 727) die Euratel über das fämmtliche Stiftungsvermögen unter die Com— 
petenz der weltlichen Behörden geftellt worden ift, fo folgt daraus, daß die 
gefegliche Amtsgewalt diefer Behörden auch auf das Rechnungswefen der Eul: 
tusftiftung ihre volle Anwendung finde, 

Die königl. Landcommiffariate haben demnach die Abfchlüffe der Kirchen: 
rechnungen auf diefelbe Weife zu vollziehen und vollziehen zu laſſen, wie gegen 
die Gemeinderechner, und wo die Rechnungsftellung ungebührlich verzögert 
oder verhindert würde, haben fie diefelbe auf Koften des Rechners durch einen 
Specialcommiffär anfertigen zu laffen, 

Im Falle eines Caffendefectes oder einer untreuen Rechnungsführung, 
welche zur Anwendung der hierüber beftehenden Strafgefete Weranlaffung ge: 
ben Fönnte, find die Verhandlungen mit Gutachten der unterzeichneten Stelle 
ſ(Ckönigl. Regierung des Rheinfr., Kammer des Innern) vorzulegen, damit ent: 

chieden werde, ob der Rechner defhalb vor Gericht zu flelfen fen. 


Verordnung vom 8. Sänner 1819 (Intelligenzbl. ©. 33): 
Sowohl die Vereinigung der beiden proteflantifchen Religionen, als bie 
Uebertragung der Euratel der Eultusftiftungen an die Fünigl. Regierung machen 
über das Rechnungswefen der proteftantifchen Kirchen: und Almofenftiftungen 
befondere Beftimmungen nothwendig, welche hiemit ertheilt werden, 


Don der Verwaltung der evangelifhen Eultusftiftungen 
| überhaupt. 


$. 1. In einer jeden Pfarrgemeinde folien nach $. 14 der Vereinigungs: 
urkunde die Presbyterien vereinigt werden. 
$. 2. Das vereinigte Presbyterium wählt fogleich unter mehreren vorhan— 
denen Rechnern denjenigen, welcher vom Jahre 1819 anfangend die Eultus: 
rehnungen der Pfarrei allein zu führen hat, 


Dierter Abfchnitt, — Religiöfe und kirchliche Gemeinden, 509 


$. 5. Ueber jedes Kirchenvermögen wird wie bisher abgefonderte Rechnung 
geführt, die verfchiedenen Almofenrehnungen werden aber nach $. 15 der Der: 
einigungsurfunde mit einander verbunden, 

Wo die Kirchen: und Almoſenrechnungen fchon miteinander verbunden 
find, bleiben fie vereiniget; wo fie vereinigt werden können, ift folches zu 
vollziehen. 

Haben bisher befondere Rechnungen über ben Klingelbentel oder andere 
Nebeneinnahmen beftanden, fo follen fie ebenfalls den Kirchen: und Almoſen⸗ 
rechnungen einverleibt werden, 

$. 4. Die Befugniffe und Obliegenheiten des Presbyteriums in Bezug 
auf. die Verwaltung des Kirchen: und Almpfenvermögens find $. 14 der Vers: 
einigungsurkunde beftimmt ; fle richten fich ferner analog nach dem Fabrikgeſetze 
vom 50. December 1809, 

$. 5. Die Euratel über die Eultusftiftungen wird von den Eönigl, Rand: 
conmiffariaten ausgeübt, vorbehaltlih der Oberauffiht der Eönigl, Kreis: 
regierung, 

$. 6. Der Refpicienz der Pönigl. Kreisregierung find die Cultusſtiftungen 
derjenigen Gemeinden vorbehalten, deren Gemeinderechnungen von denſelben 
revidirt und abgefchloffen werden; nämlih der Orte Anmeiler, Bellheim, 
Dürfpeim, Frankenthal, Grünftadt, Haßloch, Kaiferslautern, Landau, Lambs⸗ 
heim, Mutterftadt, Neuftadt, Speyer und Zweibrücken. Die königl. Land: 
commiffariate vertreten hiebei die Mittelftellen. 

$. 7. Berner find ihr vorbehalten die Kirchenfchaffnereien von Zweibrü— 
den, Eufel, Obermofchel, Bergzabern, Dürkheim, Pirmafens , Rautereden, 
Grünftadt, Heidesheim, Aufjingen, Gutenberg, Kirchheim, Gaugrehweiler, 
Eifenberg, Göllheim, 

Die Organe der Euratel find rückjichtlich diefer Kirchenfchaffnereien bie 
Sinfpertorate, deren Aufſicht und Leitung fie untergeben werden, 


HM. 
Don den jährlihen VBoranfhlägen. 


$. 8. Der Voranfchlag der Jahreseinnahmen und Ausgaben muß allezeit 
im Monat October für das nächftfolgende Jahr von dem Presbyterium ange— 
fertiget, und dem königl. Landeommiffariate mit dem Berathungsprotocolf über:. 
geben werben. 

Gleiches haben die Verwaltungen der Kirchenfchaffnereien gegen die In— 
fpeetionen zu beobachten. 

$. 9. Der Abfchluß des Moranfchlages gefchieht vor dem erften Jänner. 

Diefe Zeiträume find genau einzuhalten, weil die ganze Ordnung des 
Rechnungsweſens davon abhängt. 

$. 10. Es werden fo viele Voranfchläge gefertiget, als Rechnungen geführt 
werbeit. 

$. 11. Jeder Voranfchlag wird dreifach gefertiget. Ein Eremplar bleibt 
bei denn Presbpterium, das andere bei dem Landeommiffariat, und das dritte 
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bei der königl. Regierung. — Das Berathungsprotocollt wird nur einfach ein: 
gefandt und bei dem Landceommiffariate aufbewahrt. 

$. 12. Das Eönigl, Landcommiffariat fchließt alle Voranſchläge über die 
Eultusftiftungen ab, welche nicht der Eönigl. Regierung vorbehalten find. 

$. 15. Die Voranfchläge der Eultusfliftungen der vorbehaltenen Gemein: 
den werden von den Landeommiffariaten und den Kircheninfpectionen mit allen 
drei Eremplaren und dent Berathungsprotocoll gutachtlich eingefandt, wovon 
fodann zwei mit dem Abſchluſſe zurücfolgen. 

$. 14 Wo die Woranfchläge für das Jahr 1819 noch nicht angefertiget 
find,. müffen fie bis Ende Februars hergeftelle- und eingefendet, und bis Ende 
März abgefchloffen werden. 
| $. 15. Der Voranfchlag fol alle Rubriken der Rechnung in der nämlichen 

Drdnung, wie fie in der Rechnung vorgetragen find, enthalten. 

$. 16. Der Antrag jährlich vorfommender, gewöhnlicher Eleiner Repara- 
ttonen bedarf Feiner Bauanfchläge, wohl aber müffen die größeren Reparatio- 
nen und Neubauten mit Bauanfchlägen auf geftempeltem Papier und nöthigen 
Falls auch mit Bauriffen belegt feyn. 

$. 17. In dem Monate Auguft vor der Anfertigung des Woranfchlags 
follen von einigen Mitgliedern des Presbyteriums mit Berathung von Sad- 
verftändigen die Eultusgebäude unterfucht werden, um diejenigen Gegenftände 
zu bezeichnen und aufzunehmen, welche der Eultusftiftung gefeglich zur Laft 
falfen können. 

$. 18. Die Voranfchläge follen auf ungeflempeltes gutes Papier von ge: 
wöhnfihem Format, deutlich und lesbar gefchrieben „ und die Summen mit 
Linien gefondert werden.- . 

$. 19. Alle Geldbeträge find nad Worfchrift in Gulden und Kreuzern 
anzufeben. 

$. 20. Die Beilagen des Voranfchlags werden nur einmal angefertiget; 
fie gehen mit dem Exemplar, welches bei dem Presbyterium und der Kirchen: 
fchaffnerei bleibt, an diefelben zurück. 

$. 21. Wenn eine Stiftung Naturaleinnahmen hat, fo ift darüber ein 
befonderer Voranfchlag beizufügen. 

m. 
Bon den jährliden Rechnungen. 

$. 22. Die Rechnung nıuß in den erften drei Monaten nach dem Ablaufe 
des NRechnungsjahrs geftellt werden. Die Rechner, welche diefes unterlaffen, 
find an ihre Obliegenheit zu erinnern, und wenn fie die Abrechnung verzögern, 
durch die königl. Landeommiffariate dem Eönigl, Staatsprocurator zur gericht: 
lichen Verfolgung. anzuzeigen. 

$. 23. In der erften Hälfte des Monats. April beurtheilt das Presbyte- 
rium die Rechnung, und übergibt fie mit dem Berathungsprotocoll dem königl. 
Landeommiffariate, 

$. 24 Das königl. Landeommiffariat fchließt nach vorgenommener Revifion 
die Rechnungen aler Stiftungen, welche ihm zugetheilt find, ab, die übrigen 
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überfendet es mit feinen altenfallfigen Bemerkungen an die königl. Kreisres 
gierung. 

$. 235. Der Abſchluß muß in den Monaten Mai, Juni und Juli erfolgen, 

$. 26. Die vorftehenden Beftimmungen find auch auf die Rechnung vom 
Jahre 1818 anwendbar. Ä 

$. 27. Ein Eremplar der Rechnung hat der Rechner auf geftempeltes Pa⸗ 
pier, und zwei andere Eremplare auf ungeftempeltes gutes Papier in gewöhn= 
fichem Papierformat lesbar und deutlich zu fchreiben. 

$. 28. Don den drei Exemplaren der Rechnung wird das geftempelte 
dem Presbyterium wiederum zurückgeſtellt, — das andere Eremplar bleibt bei 
dem Fönigt. Zandeommiffariate, das dritte wird an die Fönigl, Kreisregierung 
eingefandt. 

$. 29. Die Sunmen werden in der Rechnung von dem Vortrage mit 
Linien abgefondert, Yaterirt, und am Ende der Einnahmen und Ausgaben reca= 
pitulirt. Alle Geldbeträge find in Gulden und Kreuzern anzufegen. 

$. 30. Die Rechnungsbelege follen nur einfach aufgenommen, numerirt und 
für die Einnahmen und Ausgaben befonders geheftet werden; "fie bleiben bei 
dem Rechnungseremplar, welches an das Presbyterium zurücfolgt. 

$. 31. Damit Fein Mißbrauch gefchehen kann, ſollen die Rechnungsbelege 
bei der Revifion durch ein Revifionszeichen mit vother Tinte bemerkt werben. 

$. 32. Die Rechnungen der Kirchenfhaffnereien werden auf gleiche Weiſe 
behandelt. Sie laufen von der Verwaltung an den Inſpector, und von diefem 
an die Fünigl. Regierung. ß 

$. 33. Jede Rechnung hat mach dem Vortrage des Capital: und Realvermö- 
gens und der Schulden zwei Theile, den Zitel der Einnahmen, und den Titel 
der Ausgaben. 

$. 34. Die Einnahmen theilen fih nad dem Uebertrage des Reftes in 
jene 

a) vom Kapitalvermögen, b) vom Grundvermögen, e) von Rechten, d. i. 
Gülten, Grundzinfe u. dgl., d) von befonderen Quellen oder außeror: 
dentlichen Zuflüffen, als Collecten, Legaten, Klingelbeutel, von Kirchen: 
ftühlen ıc. 

In der Rechnung müſſen alle Einnahmen erfcheinen , es dürfen daher 
keine Opfer, Collecten, Beiträge, Einnahmen bei Eommunionen weder in den 
Hauptkirchen, noch in den Filialen, wovon verfchiedene bisher willkührlich vers 
wendet wurden, Fünftig der Rechnung entgehen. 

$. 35. Die Ausgaben theifen ſich nach dem Webertrage des Reftes in jene 

a) der Verwaltung, wozu auch die Remifen der Einnehmer gehören; b) der 
Paſſiven, wozu die Steuern, Paffivazinfen ꝛc. gezählt werden; e) des 
Zwecks, wohin alle Ausgaben für die Kirchen und ihre Diener, für bie 
Schulen und Armen gerechnet werden; d) der befonderen Bedürfniffe 
und Laften, 3. DB. des Amts: und Intelligenzblatts, der Procepkoften, 
außerordentlichen Unterſtützungen u. ſ. f. 

5. 36. Die Quittungen, welche die Summe von vier Gulden vierzig 


d 
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Kreuzer überſteigen, müſſen auf geſtempeltes Papier geſchrieben ſeyn. Quittun— 
gen über Unterſtützungen find von dem Stempel durchaus frei. 

$. 37. Bei neuen Activanleihen muß der ausgeftellte Schuldbrief und die 
Hypothek der Rechnung beigefügt werden, damit bei der Reviſion der Rechnung 
auch die Sicherheit des Anlehens beurtheilt werden Fann. 

$. 38. Die Ausgaben auf größere Baureparationen müffen mit den Bau: 
anfchlägen , WBerfteigerungsprotocol und der definitiven Aufnahme belegt 
werden. 

$. 59. Bei den Steuern muß das Object, wofür die Steuer entrichtet 
wird, im Doranfchlage und in der Rechnung genau bemerft feyn. 

$. 40. Der Rechnungsüberfhuß ift von dem Rechner bei Uebergabe der 
Rechnung an das Presbyterium baar abzuliefern, welches ihn in eine befondere 
Eaffe mit zweifacher Sperre zu nehmen hat. 

$. 41. Alle Activ- und Paſſivausſtände follen am Ende der Rehnung nicht 
fummarifch, fondern einzeln, nicht blos von dem letzten Rechnungsjahre, fondern 
auch von allen vorhergehenden Jahren, und in der Ordnung derfelben aufge: 
zählt werden. 

$. 42. Der Rechnung ift ein Inventarium über alle vorhandenen Mobi— 
lien beizufügen. 

6.43. Befist eine Stiftung Naturaleinnahmen, ſo muß eine beſondere Natural⸗ 
nebenrechnung beigefügt werden. Die Naturalien können außer den Marktplä— 
ben nur durch den Weg öffentlicher Verſteigernng veräußert werben. 

$. 44. Ausgaben auf Zehrungen und überflüffige Reifekoften bei Verpach— 
tungen, Werfteigerungen u. dgl. dürfen in die Rechnung nicht aufgenommen 
werden. 

$. 45. Ausftände follen möglichft vermieden werden; wenn aber auch Aus- 
ftände vorkommen, fo müffen fie mit einem geftempelten Zeugniffe des Debenten 
über die Richtigkeit des Ausftandes verfehen feyn, ohne daß jedoch dadurch der 
Rechner der Verbindlichkeit, den Ausftand beizubringen, enthoben wird. 


IV. 
‚BondemfRedner. 


$. 46. Der Rechner wird von dem Presbpterium gewählt und vorgefchlas 
gen und von dem königl. Landeommiffariate oder der königl. Kreisregierung 
betätigt, jeden Falls aber bei dem königl. Landcommiſſariate verpflichtet. 

Bei befindender Nachläßigkeit fteht dem — frei, einen andern 
Rechner in Vorſchlag zu bringen. 

$. 47. Dienftcaution iſt der Rechner nur bei den Stiftungen , deren Ein- 
nahmen mehr ald taufend Gulden betragen, und wo es die Presbyterien außer- 
dem zur Sicherheit der Stiftungen für nothwendig erachten, in der Art, wie 
die Gemeindeeinnehmer zu leiften verbunden, In jedem Falle find ſolche Indi— 
piduen als Rechner zu beftellen, welche das öffentliche BR mit dem Be: 
fie von Realvermögen verbinden, 

$, 48, Er erhält als Zunetionsgehalt ohne einen andern — zwei 
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Mrocente von der Brutoeinnahme, jedoch mit Ausnahme heimbezahlter Eapita: 
lien, der übertragenen NRechnungsrefte, der nachgeholten Receffe und ber nicht 
eingebrachten Ausſtände. 

In fofern befondere Umftände eine Abweichung von diefer Norm erfordern, 

- folen die Presbyterien ihr Gutachten erftatten, morauf die Eönigl. Landcom— 

miffariate rückfichtlich der ihnen untergebenen Stiftungen das Geeignete zu 
verfügen, rückfichtlich der- übrigen aber zu berichten haben. 

Bei den Kirchenfchaffnereien verbleiben bis auf nähere Unterfuchung die 
dermaligen Functionsgehalte der Rechner. 


6.49. Der Rechner ift verbunden, für eine jede Stiftung, worüber eine 
befondere Rechnung geführt wird, auch ‘ein befonderes Journal und zwar nad) 
dem Decret vom 30. Dezember 1809, $- 81, auf ungeftempeltem Papier zu 
führen. 

$. 50. Bei‘ feiner Geſchäftsführung hat der Rechner ſich genau an den 
DVoranfchlag zu halten, und außer der Grundfleuer der Kirchengüter jede an— 
dere, in dem Voranjchlage nicht enthaltene Ausgabe zu verweigern. Das Presby: 
terium kann jedoch Zahlungen bis auf fünf Gulden anmweifen; über größere 
Ausgaben ift ein nachträglicher a einzufenden, und die Bewilligung 
zu erholen, 


$. 51. Der Rechner haftet der Stiftung für allen Schaden, welcher aus 
fchuldhafter Verſäumung feines Dienftes entfteht, — derfelbe ift infonderheit 
den DVerluft zu erfeben verbunden, wenn eine Korderung dur Verjährung, 
Inſolvenz oder andere Umſtände verloren geht, und er nicht alle gefeglichen 
Mittel angewandt zu haben bemweifen Fann. 


$. 52. Bleibt der Rechner im Receffe, welchen er nicht abführen Fann, 
fo hat das Presbyterium bei perfönlicher folidarifcher Haftung fogleich das Ge: 
eignete bei dem Hypothekenamte vorzufehren. Geht der Rechner mit Tode 
ab, fo ift das Friedensgericht wegen der Verſiegelung aufzufordern. 


6.55. Sowohl dem Presbyterium, ald den Fünigl. Landcommiſſariaten 
Liegt ob, bei vorkommenden Veranlaffungen die Gefchäftsführung des Rechners 
zu unterfuchen, und fich des richtigen Geldvorrathes zu verfichern. 


V. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 54. Worauf die Presbyterien und Rechner bei der Verwaltung des 
Kirchenvermögens vorzüglich zu achten haben, ift in dem Babrifgefes vom 30, 
Dezember 1809 umſtändlich enthalten. 

$. 55. Vorzüglih haben fie zu forgen, daß das vorhandene Vermögen 
wohl confervirt, die Gapitalien ficher angelegt, die Grundgüter in gutem Stande 
und.ungefchmälert erhalten, mit Feinen Dienftbarfeiten belaftet, nützlich verpach: 
tet, die Erbbeftände und Grundzinfe rechtzeitig erneuert, die Einnahmen bei 


ihrer Verfallzeit pünktlich erhoben , die noch beftehenden Ausftände beigebracht, 


Dr. Eichenpfeiffer’s 33 
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die Renten ſtiftungsmäßig verwendet, alle unnöthigen und zweckwidrigen Aus: 
gaben vermieden, alle Sparfamfeit angewendet, und die Weberfchüffe fobald 
als möglich zur Vermehrung des Capitals gewidmet werden. 


$. 56. Inſonderheit wird wegen der Gapitalien bemerkt, daß bei Geldan- 
Iehen, welche niemals von dem Rechner allein, fondern nur von dem Presbpte: 
rium verfügt werden dürfen, die Hppothefen jedes Mal genau unterfucht, und 
die Beibringung der Auszüge aus den Sectionsbüchgen,, der Schäßung, der 
Ankaufstitel, der Zeugniffe des Hypothekenamtes ſowohl rückfichtlich des derma: 
figen als frühern Beligers, der Quittungen über bezahlten Anfaufspreis, der 
Zeugniffe über Sreiheit von VBormundfchaftspflichten nicht vernachläßiget werden 
ſolle. Bei Unterfaffung der nöthigen Worficht haften die Mitglieder des Pres- 
byteriums folidarifch. 

$. 57. Die Presbyterien und der Rechner haben über die Hypotheken 
Vormerkungen zu führen, um nicht zu überfehen, daß die gerichtlichen Verſiche— 
rungen noch vor Ablauf von 10 Jahren von dem Tage ihrer Einfchreibung 
an gerechnet auf Koften der Schuldner bei den Hppothefenämtern erneuert 
werden. 

Aus diefem Grunde foll auch in den Rechnungen bei den Schuldpoften das 
Datum der Hypothek bemerkt werden. 


$. 58. Sie haben ferner alle dermal ausgeliehenen Capitalien zu unterſu— 
chen; — die allenfalls mangelnden Obligationen und Verſicherungen herftelfen 
und erneuern zu laſſen; — die unficher angelegten Eapitalien aufzufänden, oder 
beffer zu verfichern — und die Mängel in den Inftrumenten ergänzen zu laffen. 


$. 59. Jede bedeutende Verpachtung von Grundgütern foll aus dem un: 
teu $. 65 bemerften Grunde vor einem Notär unter den nämlihen Sörmlichkei: 
ten, wie durch eine frühere Inſtruction vom 21. Auguſt 1809 für die Gemein: 
degüter vorgefchrieben wurde, vorgenommen, die Dauer des Pachtes aber nicht 
über 3, 6 oder 9 Fahre ausgedehnt werden. Der Pachtpreis iſt jederzeit in 
Geld zu bedingen. 

$. 60. In die Padhteontracte ift die Bedingung aufzunehmen, daf bei 
vermweigerter Zahlung des Pachtzinfes nach der erften durch den Gerichtsboten 
fruchtlos gefchehenen Aufforderung, der Contract ohne weitere Förmlichkeit 
aufgehoben, und der Pächter gehalten feyn foll, den Schaden, der durch wei: 
tere Verpachtung entfteht, zu erſetzen. 

$. 61. Auch über diefe Pachtcontracte iſt Vormerkung zu führen, damit 
fie rechtzeitig aufgekündigt werden, wenn die unterlaffene Auffündigung die 
Fortſetzung des Pachts zum Nachtheil der Stiftung zur Folge haben würde. 

$. 62. DBefonders ift darauf zu fehen, daß die Markfteine und Grenzen 
der Gründe wohl erhalten, die abgängigen erneuert, und der Befisftand nicht 
verändert werde. — Sind Lagerbücher und Befchreibungen vorhanden, fo find 
folche zu vevidiren und zu vergleichen, und die allenfallſigen Anftände zu unier- 
fuchen und zu berichtigen, damit fpäterhin nicht Foftfpielige Nenopationen und 
Proceffe nothwendig werden, 
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$. 65. Bei Veränderung der Erbbeftandggüter find die Rechte der Stif⸗ 
tung auf das Laudemium zu wahren, und die Erneuerung des Erbpachts vor: 
zunehmen. 


$. 64. Will ein Schuldner von Erbpächten, Grund: oder Bodenziufen 
ſich loskaufen, fo ift das Gefuch gehörig zu inftruiren , und dem Fönigl. Rand: 
commiffariate entweder zur Entfcheidung oder zur Beförderung an die königl. 
Kreisregierung vorzulegen. 


$. 65. Alle DVerfolguugen der Schuldner werden bei den gewöhnlichen 
Eivilgerichten eingeleitet, ohne daß vorher eine Verhandlung bei der Vergleichs— 
kammer nothwendig wäre. Liegen aber tiber die Entrichtung der Gefälle No: - 
tariatsacten vor, welche gejeglich erecutorifh find,” fo Fönnen folche durch einen 
dazu berufenen Gerichtsboten vollzogen werden. 


$. 66. Die Presbpterien und Rechner haben zur Wermeidung der Pro: 
ceſſe die geſetzlichen Verjährungstermine immer wohl zu beobachten. Rückſtände 
ewiger und lebenslängliher Renten, Miethzinfe, Pachtzinfe, Capitalzinſe u. dal. 
verjähren in fünf Jahren, wenn die Verjährung nicht durch Worladung vor 
Gericht, einen Gerichtsbefehl, oder Befchlagnahme unterbrochen wird, (Art. 
2244 d. E. ©.) 


$. 67. Bei allen Erwerbungen, VBertheilungen, Veräußerungen und Der: 
taufchungen, bei Paſſivanlehen und Procefien ift die Autorifation der vorgeſetz— 
ten Stelle erforderlih. WBeräußerungen und DVertaufchungen erfordern überdies 
die im Eoufularbefchluffe vom 7. Germinal Jahrs 9 vorgefchriebenen Förm— 
lichkeiten. 


$. 68. Gleiche Autorifation ift norhwendig bei Verpachtungen an Glieder 
des Presbyteriums und deren Anperwandte in auf: und abfleigender Linie, 
dann Seitenverwandte und Werfchwägerte im erſten Grade, 


$. 69. Neue Fundationen erfordern jedesmal die Genehmigung der königl. 
Kreisregierung nach vorheriger Beiftimmung des proteftantifchen Eonfiftoriums, 


$. 70. Das Presbyterium ift nicht befnat, Ausftände wegen ihrer Unein: 
bringlichkeit fniederzufchlagen; fondern diefe Ausftände follen verzeichnet, mit 
den Armuths- oder Unglücszeugniffen belegt, und dem königl. Landcommiſſariate 
zur Verfügung, oder zur geeigneten Vorlage übergeben werden. 


$.71. Wird ein Nachlaß wegen Unglücsfällen dur Hagel oder Mißwachs 
in Anfpruch genommen, fo ift das Schägungsprotocoll mit den Pachtbedingnif- 
fen und dem Gutachten auf vorbefagte Weife einzufenden. 


$. 72. Die Presbyterien follen auf die Opfer und Sammlungen in den 
Kirchen befondere Aufmerkfamkeit richten; die Opferftöde find jede Woche zu 
öffnen, und die Sammlungen in den Kirchen werden am beften von den Mit: 
gliedern des Presbyteriums felbft vorgenommen. Die Beträge der Opferftöce 
und Klingelbeutel find immer fogleich gegen Schein au den Rechner abzuliefern. 


6. 75, Für die Piarrer, Glöcdner und Kirchendiener ift die Stiftung die 
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ihnen felbft obliegenden Steuern zu entrichten nicht fchuldig; nur dort, mo 
der Gehalt wirklich unzulänglih, dagegen die Kirchenfliftung vermögend ift, 
wird ausnahmsweife und ohne alle Verbindlichkeit die WVerrechnung der Grund: 
fteuer ‚von den wirklichen Dienftgründen und der Thür: und Fenfterftener ge: 
ftattet; die Eönigl. Landcommiffariate haben bei Regulirung der Boranfchläge 
darauf zu achten. 

$.74. Gehalte und Befoldungen, welche nicht competenzmäßig oder durch 
Herkommen begründet find, oder wozu der Fond, aus welchen fie ehemals be: 
ftritten wurden, durch die eingetretenen Staatsneränderungen untergeaangen 
ift, dürfen weder in den Doranfchlag noch in die Rechnung ohne vorausges 
gangene Bewilligung der Fönigl. Regierung aufgenommen werden. 

$. 75. Wird aber das Vermögen der Kirche fo zureichend gefunden, daß 
aus demfelben für Pfarrer oder andere Kirchendiener, welche nicht zulänglich 
belohnt find, eine temporäre oder bleibende Unterftüsung bewilliget werden 
faun, fo muß hierüber mit Anlage getreuer Faffionen und des Moranfchlages 
oder der lebten Rechnung an die Eönigl. Regierung berichtet werden, und bevor 
folhe Gehalte, Zulagen, Gratificationen oder Unterftügungen bemwilliget find, 
können fie aus dem Cultusvermögen nicht bezahlt werden. — Das Budget 
darf nur folche fire Ausgaben begreifen, welche fich fchon auf vorausgehende 
Beftimmungen gründen. Der Voranſchlag felbft gibt niemals einen Zitel zu 
einem Bezuge. 

$. 76. Ueberhaupt ift nothmwendig, daß, in allen Fällen, wo eine Stiftung 
mit bleibenden Laften durch Hebernahme von Steuern oder durch Supplemen: 
targehalte u. dgl. onerirt werden foll, allezeit auch der Gemeinderath vernom: 
men werde, weil die fubfidiarifche Werbindlichfeit für die Bedürfniffe des Cul— 
tus auf den Gemeinden haftet. 

$. 77. Die Eönigl. Randcommiffariate haben ferner darauf zu achten, daß 
die von den Kirchen: und Almofenfonden zu leiftenden Ausgaben für die Schu: 
Ien und für die Wohlthätigkeit in den betreffenden Gemeinden nicht gefchmä- 
tert, fondern vielmehr durch gute Deconomie möglichft vermehrt werden. 

$. 78. Alle Schuldverfchreibungen, Verſicherungen, Erbbeftandsbriefe, 
Pachtcontracte, Nenovationen, Rechnungen, Inventarien und andere Documente 
find in der Caſſe mit zweifacher Sperre zu bewahren. Ein Verzeichniß ift 
dem Rechner zum Dienftgebrauche mitzutheilen. 

6.79. Bor Eude des Jahres hat jedes Fönigl. Landcommiffariat eine 
Ueberficht über den Stand der DVoranfchläge und Rechnungen einzufenden, in 
welcher die Stiftungen verzeichnet, und bei einer jeden der Jahrgang des zuletzt 
abgefchloffenen Woranfchlags, und der Jahrgang der zulest abgefchloffenen Rech: 
nung bemerkt ift. 

Pan wird denfelben die bereits abgefchloffenen Voranfchläge und Rechnungen 
von denjenigen Stiftungen, welche in ihren Wirfungsfreis übergehen, zufenden, 
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Im Uebrigen f. au die Verordnung vom 17. Dec. 1825 
über den Wirfungsfreis der Kreisregierung. Auch vergleiche man 
die Verfügungen und Gefete ber Ortsgemeinden, Hofpizien und 
Unterrichtsanftalten, zwifchen welchen vielfache Analogie beftcht. 


— — —— — 
Fünfzehntes Capitel. 
Israeliten. 





Die Geſetze vom 22. Jaͤnner 17907und 27. September 1791 
gaben den Juden das Bürgerrecht. Jetzt haben fie folches durch 
die Berfaffung vom 26. Mai 1818, jedocdy mit gewiffen Befchrän- 
fungen in Abficht- auf die politifchen Staatsbürgerrechte. Das 
Kirchliche berührt das Neligiondedict, Beilage zur Berfaffungsurs 
funde, und wird durch die früheren Gefeße ergänzt. Hier muß 
daher noch das Decret vom 47. März 1808 fammt Reglement 


nachgetragen werben. Es heißt: 

Art. 1. Das in der Generalverfammlung der Juden am 10. December 
1806 berathichlagte Reglement fol vollzogen und Idiefem Decret beigefügt 
werden. 

Reglement. 


Die Deputirten der israelitischen Berfammlung, zufammenberufen durch dag 
Eaiferlihe Decret vom 30. Mai 1806, nach) Anhörung des Vortrags des Ausfchuffes 
von 9 Gliedern, welche ernannt waren, um die Arbeiten der Verſammlung vorzu— 
bereiten, Gaben fich über die Organifation, welche ihren Glaubensgenoffen im 
Reiche in Bezug auf Religionsübung und die innere Polizei derfelben geziemen 
möge, berathen und folgenden Entwurf einhellig angenommen: 

Art. 1. Es fol eine Synagoge und ein Conſiſtorium in jedem Departe: 
ment, welches 2000 Juden enthält, errichtet werden. 

Art. 2. Im Falle ſich nicht 2000 Israeliten in einem einzigen Departe: 
ment vorfinden, fol der Gonfiftorialbezirf foviel anftoßende Departemente um: 
faffen, bis jene Zahl erreicht wird. Der Gips foll ftets in der Stadt feyn, 
wo die meiften Israeliten wohnen. & 

Art. 35. In Feinem Fall kann mehr als eine Eonfiftorialfpnagoge in einem 
Departement beftehen. 

Art. 4. Keine Particularfonagoge darf errichtet werden, wenn nicht die 
Eonfiftorialfynagoge dazu den Antrag bei der zuftändigen Behörde gemacht hat. 
Jede Particularfynagoge foll durch zwei Notabeln und einen Rabbiner verwal: 
tet werden, welche von der betreffenden Behörde ernannt werden ſollen. 
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Art. 5. Kür jede Eonfiftoriaffpnagoge fol ein Oberrabbiner beftehen. 
Art. 6. Das Eonfiftorium befteht aus einem Oberrabbiner, einem Rabbi: 
ner, wenn es feyn kann, und drei andern Ssraeliten, wovon zwei aus der 
Stadt, wo das Eonfiftorium den Sit hat, zu nehmen find. 

"Art. 7. Das Eonfiftorium präfidirt das älteſte Mitglied, welches den 
Namen »Xeltefter« annimmt, 

Art 8. Die zuftändige Behörde wird in jedem Conſiſtorialbezirk 25 Nota: 
bein unter den höchftbefteuerten und fonft empfehlenswertheften Israeliten aus: 
wählen. 

Art. 9. Diefe Notabeln erwählen die Mitglieder des Eonfiftoriums, welche 
die Obrigkeit beftätigt. 

Art. 10. Niemand kann Mitglied des Eonfiffloriums feyn, wenn er 1) 
nicht 30 Jahre alt ift, 2) Bankrut gemacht hat und nicht ehrenvoll hergeftelft 
ift, 5) wenn er als dem Wucher ergeben befannt ifl. 

Art. 11. Ein Israelit, der fih im Inland niederlaffen will, muß binnen 
5 Monaten dem Eonfiftorium, das feinem Fünftigen Wohnfis am nächften, die 
Anzeige machen. 

Art. 12. Die DVerrichtungen des Confiftoriums find: 1) darüber zu was 
hen, daß die Rabbiner weder öffentlich noch fonft Unterricht oder Erklärung 
des Geſetzes geben, die nicht den Yırtworten der Verſammlung gemäß wäre, 
welche durch den Sanhedrin in Lehreiitfcheidungen verwandelt find; 2) die 
Ordnung im Innern der Synagoge zu erhalten, die Erhaltung der Particular: 
fonagogen zu überwachen, die Erhebung und Verwendung der Eultusfoften zu 
ordnen, und zu wachen, daß unter dem Vorwande der Religion, ohne befondere 
Bewilligung, Feine Gebetverfammlung fidy bilde ; die Israeliten des Bezirks 
durch alle möglichen Mittel zur Ausübung von Handwerfen aufzumuntern, und 
der Obrigkeit diejenigen anzuzeigen, die Eeine anerkannten Eriftenzmittel haben; 
4) der Obrigkeit jedes Jahr die Zahl der Conferibirten des Eonfiftorialbezirks 
anzuzeigen. 

Art. 15. In Paris foll ein Gentralconfiftorium feyn, beftehend aus 5 
Rabbinern und 2 andern Israeliten. 

Art. 14. Die Rabbiner diefes Gentralconfiftoriums folfen aus den Ober: 
rabbinern genommen werden, und die andern Glieder den Wahlbedingungen 
des Art, 10 unterworfen fern. 

Art. 15. Jedes Jahr jtritt ein Glied des Eentralconſi ſtoriums aus, iſt 
aber ſtets wieder wählbar. 

Art. 16. Die übrigbleibenden Glieder erwählen an ſeine Stelle; der 
Neuernannte kann erſt nach Beſtätigung der Obrigkeit eingeſetzt werden. 

Art. 17. Die Verrichtungen des Centralconſiſtoriums ſollen ſeyn: 1) mit 
den Eonfifforien zu correfpondiren ; 2) über die Vollziehung diefes Reglements in 
alfen feinen Theilen zu wachen; 5) der Obrigkeit alle Beeinträchtigungen diefes 
Reglements, ſey's durch Verlegung, fey’s durch Nichtbeobachtung, anzuzeigen ; 
4) die Ernennung der Rabbiner zu beftätigen, und wenn der Fall vorhanden, 
die Abſetzung der Rabbiner und übrigen Mitglieder zu beantragen. 
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Art. 18. Die Wahl des Oberrabbiners gefchieht durch die 25 Notabeln, 
welche Art. 8 bezeichnet. 

Art. 19. Der Neuernannte Bann erft eintreten, wenn er vom Gentralcon: 
fiftorium beftätigt ift. 

Art. 20. Kein Rabbiner kann erwählt werden, 1) wenn er nicht gebor: 
ner oder naturalifirter Inländer iftz 2) wenn er nicht ein Fähigfeitszeugniß 
von drei einheimifhen Oberrabbinern, desgleichen über deutiche Spracde, beis 
bringt; wer nebft der hebräifchen Sprache auch einige Kenntniß der lateinifchen 
und griechifchen befist, foll bei fonft gleichen Eigenfchaften vorgezogen werden. 

Art. 21. Die Verrichtungen der Rabbiner find: 1) die Religion zu leh— 
ren; 2) die Lehre, welche in den Entfcheidungen des Großfanhedring enthalten 
ift; 3) in jeder Lage zur Beobachtung der Geſetze, insbefondere jener zu ermuns 
tern, welche fidy auf WVertheidigung des Waterlandes beziehen, und zwar vors 
züglich jedes Jahr zur Zeit der Aushebung von erften Aufruf der Obrigkeit 
bis zur Vollziehung des Geſetzes; 4) den Seraeliten den Waffendienſt als 
eine heilige Pflicht darzuftellen, und ihnen zu erklären, daß während biefes 
Dienftes das Geſetz fie von den Gebräuchen freifpricht, welche nicht damit ver- 
einbar wären; 5) in der Synagoge zu predigen und das Gebet für den Kör 
nig und die Pönigl. Familie zu verrichten; 6) die Heirathen zu feiern und die 
Scheidungen zu erklären, ohne jedoch hiezu fchreiten zu können, wenn nicht die 
Parteren fih über die Erfüllung des Eivilftandsacts vorfchriftmäßig und hin= 
länglich ausgemiefen haben. 

Art. 22: Der Gehalt der Rabbiner des Eentralconfiftoriume ift auf 6000 
Er. beſtimmt; jener der Oberrabbiner der Eonfiftorialfgnagogen auf 3000 Fr.; 
jener der Rabbiner der Particnlarfynagogen wird auf den Verein der Israeli— 
ten feflgefest, welche deren Errichtung verlangt haben; er kann nicht unter 
1000 Sr. betragen. Die Israeliten der Bezirke Fönnen auf eine Vermehrung 
des Gehalts flimmen. 

Art. 3. Jedes Eonfiftoriun begutachtet bei der Behörde einen Maßſtab 
zur Vertheilung unter die Feraeliten für den Gehalt der Rabbiner ; die übri: 
gen Enftfoften werden von der Obrigkeit anf Begehren der Eonfiftorien feft: 
gefent und vertheilt. Der Gehalt der Rabbiner des Eentralconfiftoriums wird 
von den Beiträgen der verfchiedenen Bezirke vorweg genommen. 

Art. 24. Jedes Eonfiftorium bezeichnet, außer feiner Mitte, einen Israeli— 
ten, der nicht Rabbiner ift, ald Empfänger der Summen, welche im Bezirk 
erhoben werden. 

Art. 25. Diefer Einnehmer bezahlt vierteljährig die Nabbiner und die 
fibrigen Euftkoften auf Anweiſung von wenigftens drei Eonfiftorialgliedern. Er 
ſtellt jedes Jahr, an beftimmtem Tage, dem verfammelten Eonfiftorium Rechnung. 

Art. 26. Alle Rabbiner, die nach Vollziehung diefes Reglements fich nicht 
in Dienftthätigkeit befinden, und doch ihren Wohnſitz im Inland behalten wol: 
len, müffen durch eine fchriftliche und unterzeichnete Erklärung den Entfcheidungen 
des Großſanhedrins beipflichten. Eine Abjchrift diefer Erklärung, welche das 
Conſiſtorium aufnimmt, wird an dag Eentralconjifforium aefandt, 
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Art. 27. Die Rabbiner, welche Deitglieder des Großſanhedrius find, fol: 
len foviel als möglich allen andern zur Stelle der Oberrabbiner vorgezogen 
werben, 





Das Gentralconfiftorium und die andern Gonfiftorien wurden 
durch Decret vom 49. October 4808 inftallist, und die Mitglieder 
auf folgende Formel beeidigt: »Ich ſchwoͤre und verfpreche zu Gott 
auf die heilige Bibel Gehorfam gegen die Verfaffung und Treue 
dem Kaifer. Auch verfpreche ich, alles anzuzeigen, was dem Intereſſe 
des Souveraͤns oder Staatd entgegen zu meiner Kenntniß fommt.« 

Gegenwärtig befteht fein Gentral- und fein anderes Gonfiftos 
rium im Rheinkreiſe; wohl aber vier Particularfynagogen, oder 
Rabbinatsbezirfe: Landau, Neuftadt, Pirmafens und Kaiferslautern. 
Seder Rabbiner bat 450 fl. Gehalt und gewiffe Caſualgebühren. 


Verordnung vom 8. Dct. 1823 (Amtsbl. ©. 97): 


Se. Maj. der König haben allergnädigft zu befchließen geruht, daß in Ans 
gelegenheiten des jüdifchen Eultus, und insbefondere hinfichtlich der Ernennung 
und Beftätigung der Rabbiner, fo wie rückfichtlich des Unterrichts, die einfchlä= 
gigen Beftimmungen des Edicts vom 10. Juni 1813 »die DVerhältniffe der 
»jüdifchen Glaubensgenoffen im Königreihe Bayern betreffend« im Rheinkreife 
in analoge Anwendung Fommen follen. 

Zum Wollzuge diefer allerhöchſten Entfchließung werden demnach unter 
Zugrundfegung des conftitutionellen Edicts über die äußeren Rechtsverhältniffe 
der Einwohner des Königreichs ‚Bayern in Beziehung auf Religion und kirch— 
liche Gefellfchaften vom 26. Mai 1818, und mit Rückſicht auf die damit in 
Einklang flehenden DBerordnungen, folgende Beflimmungen zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht. - 

1. Den jüdifhen Glaubensgenoffen wird vollfommene Gewiſſens freiheit 
gefichert; 

Sie genießen alle, den Privatkirchengefellfchaften durch das conftitutionelle 
Edict über die Verhältniffe der Einwohner des Königreichs in Beziehung auf 
Religion und kirchliche Sefellfchaften vom 26. Mai 1818 eingeräumten Be: 
fugniſſe. 

2. Wo die Juden in einem gewiſſen, mit der Territorialeintheilung des 
Kreiſes übereinſtimmenden Bezirke in einer Zahl von wenigſtens 50 Familien 
vorhanden ſind, iſt ihnen geſtattet, eine eigene kirchliche Gemeinde zu bilden, 
und an einem Orte, wo eine Polizeibehörde beſteht, mit Genehmigung der königl. 
Kreisregierung eine Synagoge zu errichten, und einen Rabbiner aufzunehmen. 

5. Wo fie Feine kirchliche Gemeinde bilden, find fie lediglich auf die ein— 
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fahe Hausandacht befchränft, und alle heimlichen Zufammenkünfte unter dem 
Vorwande des häuslichen Gottesdienftes find ihnen nad $. 4 des angeführten 
conftitutionelfen Edicts vom 26. Mai 1818 verboten. 

Wo eine Synagoge befteht darf aufer dem Rabbiner oder dem beftätigten 
Subftituten Fein anderer Pirchlihe Verrichtungen ausüben, 

4. Die Ortsrabbiner oder Subftituten werden von den Mitgliedern der 
Kirchengemeinde vorgefchlagen, von der Kreisregierung geprüft und nach Befund 
beftätigt oder verworfen. 

Die Beftätigten können ohne Bewilligung der Kreisregierung nicht ent- 
laffen werden. ® 

5. Der zum Rabbiner oder Subftituten vorgefchlagene Jude muß 

a) Fönigl. bayerifcher Unterthan feyn, b) der deutfchen Sprache mächtig, und 
e) ohne Makel des Wuchers oder eines betrüglichen Bankeruts, und 
fonft von einem guten firtlihen Lebenswandel feyn. 

6. Bei der Beſtätigung hat der Rabbiner oder der Subftitut von dem 
betreffenden Fönigl. Landcommiffariat einen feierlichen Eid dahin abzulegen, daß 
er den Geſetzen des Reichs durchgehende fchuldige Folge leiften, nichts gegen 
diefelben lehren oder geftatten, wo er etwas dagegen erfahren würde, ſolches 
der Obrigkeit treulich anzeigen, und in Feine Verbindung irgend einer Art 
mit ausländifchen Obern fich einlaffen werde. 

7. Die in den drei vorhergehenden Artikeln enthaltenen Beftimmungen 
finden auch auf die dermal beftehenden Rabbiner oder Subftituten ihre An: 
wendung. 

8. Das jüdische Kirchenvermögen bleibt dem jüdifchen Euftus ausfchließend 
überlaſſen. 

Es wird in den einzelnen Kirchengemeinden durch den Rabbiner und durch 
‚zwei von der Gemeinde gewählte, und von dem königl. Landcommiſſariat beftä- 
tigte Mitglieder verwaltet. 

9, Der Gehalt des Rabbiners wird von der igraelitifhen Gemeinde fell: 
geſetzt, welche die Errichtung einer Synagoge nachſucht. Sein Gehalt darf 
nicht geringer als vierhundert fünfzig Gulden fenn. Die Repartition auf die 
einzelnen Glieder der Firchlihen Gemeinde wird von derfelben entworfen, und 
von der Regierung erecutorifch erklärt. 

10. Die Judenkinder beider Gefchlechter find gleich jenen der übrigen 
Fönigl, Unterthanen zum öffentlichen Schulbefuhe in Städten und auf dem 
Lande verbunden, und fie erhalten, mit Ausnahme der Religionslehre, gleichen 
Unterricht mit denfelben unter Beobachtung aller über das Schul: und Erzie: 
hungswefen beftehenden Verordnungen; der Zutritt zu allen höhern Lehranftal: 
ten ift ihnen geftattet. 

11. Den Juden ift bewilliget eigene Schulen zu errichten, wenn fie ein 
anftändiges und zweckmäßiges Local ausmitteln, und vorfhriftsmäßig gebildete 
und geprüfte Schulfehrer aufftellen, welche Eönigl. Unterthanen find und denen 
ein Gehalt von wenigftens dreihundert Gulden gefichert iſt. Diefe Lehrer find 
an.den allgemeinen Lehrplan gebunden, 
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12. Die Erlaubniß ‚zum Studium der jüdifchen Gottesgelehrtheit fol 
feinem jüdischen Jünglinge ertheilt werden, bevor er nicht von einer öffentlichen 
Studienanftalt des Königreichs über feine hinreichenden Vorbereitungekenntniſe 
ein günſtiges Zeugniß erhalten hat. 





Koͤnigl. Reſcript vom 27. Auguſt 1826, welches die Kreisres 
gierung alſo verkuͤndete: 


In Gemäßheit eines allerhöchſten Reſeripts vom 27. Auguft 1. J. wird 
dem königl. Landcommiſſariat Nachſtehendes in nebenrubrizirtem Betreffe mit: 
getheilt, 


Se, Maj. der König haben fich von der Nothmwendigkeit überzeugt, den 
Religionsunterricht der jüdifchen Jugend einer größern Nufmerkfamkeit zu 
würdigen und auf denfelben die Staatsaufficht ununterbrochen zu richten, ohne 
jedoh im Mindeften die verfaffungs: und edictmäßig zugeficherte Glaubens: 
und Gemwiffensfreiheit der Unterthanen jüdifchen Glaubens verleben zu laffen. 

Zu diefem Behufe haben Se. Eönigl. Maj. genehmigt, daß demnächſt in 
dem Centraifhulbücherverlage die Hauptlehren der mofaifhen Reli: 
gion für den Unterricht der Jugend herausgegeben werden, 
wie folche unter Aufficht und Leitimg des Oberrabbiners Bing in Würzburg 
verfaßt und von angefehenen Rabbinern als den jüdifchen Glaubensfäsen ent: 
fprechend anerkannt worden find, nachdem fich gegen ihren Inhalt auch in flaate- 
polizeilicher Beziehung nichts zu erinnern gefunden hat. 

Sr. königl. Maj. wird es wohlgefällig feyn, wenn die bezeichnete Schrift, 
sobald fie im Drucke erfchienen feyn wird, bei dem Religionsunterrichte der 
jüdischen Jugend allgemein als Hauptelementarbuicdy gebraucht werden wird. Se. 
königl. Maj. wollen indeffen nicht, daß die allgemeine Einführung befohlen 
oder durch Zwangsmaßregeln bemirft werde, fondern daß die Einführung nur 
in jenen Bezirken Statt zu finden habe, deren Rabbinate dafür flimmen, denen 
jedoch jene Neußerung Sr. königl. Dlajeftät zu erkennen zu geben ift. Die: 
jenigen Bezirke, welche fich eines andern Lehrbuches zum Religiondunterrichte 
bedienen, find anzuzeigen, und die Kehrbücher derfelben zur Einficht vorzulegen. 
Die Orts: und Diftrictöfchufbehörden haben hiernach geeignete Einleitungen zu 
treffen, und wo die fragliche Einführung erfolgt, bei den Prüfungen durchaus 
jene Schrift zur Grundlage zu nehmen. 

Das von dem Oberrabbiner Abraham Bing weiters entworfene Lehrbuch 
der mofaifhen Religion, welches gleichfalfs die Zuſtimmung der gedach— 
ten Rabbiner erhalten hat, kann jedoch nicht für den Unterricht der Juden ver- 
wendet, fondern nur zur Belehrung gereifterer Individuen, und zur Beihilfe 
für die Lehrer benübt werden, weßhalb feine WVerbreiting dem gewöhnlichen 
Weg zu überlaffen ift, 

Se. Majeftät der; König find ferner gemeint, die Religionslehrer der jüdi— 
ihen Jugend, ohne Ausnahme der Privatlehrer in einzelnen oder mehreren 
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Bamilien, Prüfungen unterwerfen zu laffen, gewärtigen aber vorerft über bie 
Art und Weife und die verfchiedenen Gegenftände derfelben näheres Gutachten, 
wobei bemerkt wird, daß zur Zeit, und bis beffere Individuen herangebildet 
und angemeffene Fonds auggemittelt feyn werden, der Mangel gebildeter Leh— 
rer und die befchränfte Vermöglichkeit vieler Judengemeinden, eben fo wie die 
Ungutbehrlichkeit diefeslinterrichtes mit aller Schonung berücfichtigt, und paſ— 
fende Vorſchläge gemacht werden follen, wie mit allmähliger DBefeitigung der 
dargeftelften und fonftigen Schwierigkeiten eine befriedigende Verbeſſerung des 
fraglichen Unterrichts erzielt werden Eönne, 


Zugleich ift nach Vernehmung einiger bei ihren Glaubensgenoſſen angefehe: 
nen Rabbiner zu begutachten, mit welchem Lebensjahr der Religionsunterricht 
der jüdifchen Jugend beginnen folle, und mit welchem Jahre derfelbe enden 
dürfe ? 

Nach diefen Bedingungen haben die Eönig!. Landeommiffariate die vorläu- 
figen Einleitungen zu treffen, und nach vorläufigem Benehmen mit den beiden 
Bezirksfchulinfpectionen und den allenfalls vorhandenen Rabbinern in Zeit 2 
Monaten über die beiden Gegenftände, nämlich über die Art und Weife der 
vorzunehmenden Prüfung und über, den Zeitraum des jüdifchen Religionsun: 
terrichtes, zu berichten. 


Am 16. März 1828 erließ bie Fönigl. Kreisregierung folgen: 
des Reſcript: 

In Betreff des Neligionsunterrichts für die israelitifche Jugend haben Se. 
Majeftät der König unter dem 28. v. M. folgende Beftimmungen zu ertheilen 
geruhet : 

I. Als Lehrer der israelitifchen Religion ſowohl in öffentlichen Schulen 
als in Privathäufern dürfen nur Inländer aufgenommen und beibehalten werden, 
welche guten Leumund befigen und ihre Befähigung bei einer Prüfung nach be- 
zeichneter Art erprobt haben. 

I. Die Prüfung fol umfaffen die Efementarımterrichtsgegenftände, die 
hebräifche und deutfche Sprache, den igraelitifchen Lehrbegriff, die jüdifche, be— 
fonders biblifche Gefchichte, die Auslegung der heiligen Schrift, die Kenntmiß 
ihrer befonders wichtigen und fchönen Stellen, die gewöhnlichen Gebete, die 
Erläuterung und Deutung des jüdifchen religiöfen Ceremoniells und Rituale , 
den Zalmud und feine einzelnen Theile nach Sufammenhang und verfchiedenem 
Werth, die Verhältniffe der Juden zum Staat und zu Gemeinden. 

II. Diefe Prüfungen follen nach Bedarf der einzelnen Kreife Statt fin: 
den, und jedesmal drei Monate zuvor befanut gemacht werden. 

IV, Die Prüfungscommiffionen haben, unter Leitung eines Regierungsab- 
geordneten, aus einem Diftrictöfcyulinfpector, einem Kundigen der hebräifchen 
Sprache, und einem verſtändigen von der Kreisregierung zu wählenden Rabbi: 
ner zu beftehen, 
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V. Nach Ablauf des Jahres 184, find Feine Candidaten mehr zuzulafien, 
welche nicht an den Schulfehrerfeminarien unterrichtet worden find, 


VI, Religionslehrer für öffentlihe Schulen find von den betreffenden Ju— 

dengemeinden vorzufchlagen, und von den Kreisregierungen nad) Befund zu be 
fätigen oder zurüdzumeifen; die Beſtätigten dürfen ohne — der 
Kreisregierung nicht entlaſſen werden. 


VII. Der Religionsunterricht der jüdiſchen Knaben und Mädchen hat mit 
dem zurückgelegten fechsten Lebensjahre zu beginnen, und bis zum zurückgelegten 
zwölften anzudauern, fofern nicht ein Zurückbleiben in den Kenntniffen die län 
gere Hortfesung des Unterrichts bei Einzelnen erheifcht. 


VII, Die Rabbiner haben fortwährende Aufficht über den Unterricht in 
der israelitifchen Religion zu führen, wahrgenommenen Mängeln abzuhelfen, 
oder ſolche anzuzeigen. Die Schulinfpectionen und Polizeibehörden haben auf 
Einhaltung der Ordnung zu fehen. 


IX. Jahrlich find Prüfungen in der israelitifhen Religion, welchen fih aud 
die dur Hauslehrer Unterrichteten zu unterftellen haben, in Gegenwart ber 
Sculinfpectionen und Rabbiner vorzunehmen, 


X, Dom 13. bis zum 18. Lebensjahre hat die jüdifche Jugend männlichen 
und weiblichen Gefchlechtes Religionsunterriht an Sabbath: und Beiertagen 
in den Synagogen zu erhalten. 


XI, Die Bildung der Bezirke für bie israelitifchen Religionsſchulen und 
die Sehaltsreaulirung für die an folchen angefteliten Lehrer nach örtlichen und 
individuellen Derhältniffen wird freier Uebercinkunft der DBetheiligten unter 
Beftätigung der königl. Kreisregierungen , und in Mangel einer folchen Ueber: 
einfunft der Entfcheidung der Kreisregierungen, vorbehaltlich der Verbefcheidung 
etwaiger Befchmerden, überlaffen. 


AU, Die Errichtung eigener jüdifcher Volksſchulen ift nirgends zu hindern. 


XII. Es erfcheint zweckmäßig, die Dienfte der jüdifchen Vorſänger mit 
jenen der Religionslehrer zu vereinigen, um lettere beffer zu remmneriren, und 
vor etwaigem Entgegenwirken jener zu fichern. Diefe Vereinigung ift daher 
nah DVernehmung der Gemeinden und Rabbiner thunlichft zu bewerffteltigen, 
und zu begutachten, in wieferne fich ein allgemeines Verbot Fünftiger Anftellung 
befonderer Vorſänger begründen dürfte. 


XIV. Wenn auch die Vorfänger und Religionslehrer zu entfcheiden haben, 
ob fih das Schlachtvieh zum Genuffe für die Juden nach ihren Religionsbe: 
griffen eigne, fo erfcheint doch deßhalb idag Schächten des Schlachtviehes durd 
die Vorſänger und Religionglehrer nicht nöthig , vielmehr ift dafür zu forgen, 
daß diefe Diener des Eultus das Schähten alfenthalben, wo es nad den 
Berhältniffen vermieden werden Fann, nicht felbft vornehmen, 


Die königl. Landcommiffariate werden demnach angewiefen, fowohl die iu 
ihrem Amtsbezirke aufgeftellten Rabbiner, ale auch die Vorfteher jüdifcher Ge: 
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meinden bievon in Kenntniß. zu feben , und zwar mit dem Bemerken, daf 
die Prüfung derjenigen Israeliten, welche als Reinionslehrer, fey es an öffent» 
lihen Schulen, oder in Privathäufern, fernerhin verwendet werden wollen, all: 
jährlich im Monat September zu Kaiferslautern Statt finden, der Tag diefer 
Prüfung aber jedesmal durch das Intelligenzblatt bekannt gemacht werden folle, 

Die königl. Bezirköfchulinfpectionen werden vorzüglich auf den $. IX die: 
fer alterhöchften Beftimmungen aufmerffam gemacht, und zwar mit dem Bei: 
fügen, daß an denjenigen Orten, lau welchen Beine eigene jüdifche Volksſchule 
ift, die Prüfung der israelitifhen Jugend aus dem Religronsunterrichte von 
dem königl. Bezirksſchulinſpector derjenigen Confeſſion zu leiten fey, deren Schule 
fie befucht ; an jenen Orten aber, an welchen eigene jüdifhe Volksſchulen find, 
werden diejenigen Eönigl. Bezirfafchulinfpectoren, in deren Gegenwart die Prü— 
fung der israelitifhen Jugend aus dem Religionsunterrichte vorgenommen wer: 
den foll, befonders bezeichnet werden. 

Uebrigens werden die königl. Landcommiffariate forgfältig darüber wachen, 
daß diefe alferhöchften Beſtimmungen alfenthalben auf das pünktlichfte vollzogen 
werden, und nicht nur dadnrc ein fo beachtungswerther Gegenftand, als ber 
Religionsunterricht für die israelitifhe Jugend iſt, eihe fefte Begründung er- 
halte, fondern auch die Hoffnung eines bedeutenden Einfluffes deffelben auf die 
fittliche Veredlung diefes Volkes ſich verwirkliche, 


Anhang. 


VI Bevorzugte Staatsbuͤrgerclaſſen. 

Dergleichen erkennt wohl die Verfaffung des Königreichs, aber 
nicht die Snftitutionen des Nheinfreifes, daher auch das Adelgedict 
2c. nicht publizirt find. 

Einen perfönlichen Erbadel, aber ohne alle Vorzüge, giebt es 
allerdings auch bei un. 

Sn Beziehung auf diefen bejteht die Verordnung vom 11. Sept. 
4829 (Sntelligenzbl, ©. 305): 


Da die beftehende Matrifel für die Glieder des bayerifchen Adels alter 
Grade nur durch eine ununterbrochen fortgefeste Anzeige über die bei jeder 
immatrikulirten Familie durch Geburts:, Trauungs- und Sterbfälle eingetrete- 
nen Verälderungen in dem erforderlichen evidenten Stande erhalten werden 





*) Das Folgende follte im I Bande ©. 255 nach (III) Geſellſchaften 
fommen, und wurde aus Verſehen dort ausgelaffen, daher hier nachgeholt, 
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kann; da ferner nur fehr Wenige der immatrifulirten und wirklich ausge: 
fchriebenen Adelichen diefer fchon unterm 28. Juli und 22. December 1808 und 
22. Mai 1812 vorgefchriebenen Anzeige Genüge geleiftet haben, und daher der 
Abgang diefer Mittheilungen durch die jährlich von den Fönigl. Regierungen 
der Kreife einzufendenden Ertracte ans den Tauf- und Zrauungsbüchern der 
Pfarrämter zu Theil erfest werden mußte, deren DVollftändigkeit im Zuwachs 
oder Abgang bei einer adelichen Familie aus örtlichen Rücdfichten ohne die er: 
gänzende oder controllirende Erflärung des Familienälteften nicht genau verbürgt 
‘ werden kann; fo werden zum Behuf der gegenwärtigen Revifion der Adels— 
matrifel die Senioren fänmmtlicher. immatrikulirten Familien aller Adelsgrade 
aufgefordert, alfe feit der gefchehenen Einverleibung der Familie in die Matri- 
kel gebornen, getrauten oder verftorbenen adelichen Fudividuen beiderlei Ge- 
fchlechtes mit genauer Angabe der Namen, des Datums und Ortes des betref: 
fenden Actes in Fürzeften Zeitfrift bei dem unterfertigten Staatsminifterium 
des Fönigl. Haufes und des Aeußern unfehlbar zur Anzeige zu bringen, wobei 
bemerkt wird, daß für den gegenwärtigen Fall zur Koftenerfparung für die Be: 
theiligten von der Vorlage Tegaler pfarramtlicher Urkunden Umgang genommen 
werde, wogegen aber nur pflichtgemäße, in Wahrheit gegründete Angaben ge: 
wärtiget werden. 

Nichts defto weniger haben die Fönigl. Regierungen der Kreife mit der 
jährlichen Einfendung der Confpecte Aber die in jedem Jahre vorgefallenen Ge- 
burten, Tranungen und Sterbfälle der Adelichen des Kreifes unter Anlage der 

pfarrlichen Ertracte im Original, gemäß der allerhöchften Vorſchrift vom 5. 
December 1815 für jest und in Zukunft fortzufahren; was hiermit * allge⸗ 
meinen Kunde gebracht wird. * 


Ferner die Verordnung vom 12. Juli 1830 (Intelligenzblatt 


Seite 269): 

Da die früher bekannt gemachten und bereits abgelaufenen Immatricula— 
tionstermine für diejenigen von Adel, welche in dem Rheinkreiſe begütert, an— 
geſeſſen oder bedienſtet ſind, nicht verbindlich waren, jedoch zur Ausübung der 
denſelben zukommenden Rechte, unbeſchadet der für den Rheinkreis durch die 
Verordnung vom 5. October 1818 lit. C, (Amtsbl. 1818 Nro. 25, pag. 848) 
in Anfehung des Adels befonders ergangenen Beftimmungen, fohin zur Begrün: 
dung des Adelstitels und für den Fall des Gütererwerbes oder Domizils in deu 
fieben ältern Kreifen, die Eintragung der Adelstitel in die angeordnete Ma: 
trifel nach dem Edicte V vom 26. Mai 1818, $$. 8 und 9 erfordert wird, fo 
haben wir ung bewogen gefunden, zu diefem Ende einen Termin bis Ende Oct. 
diefes Jahres zu beflimmen, innerhalb welchem die Betheiligten bei unferm 
Staatsminifterium des Daufes und des Aeußern ihre Immatriculationsgeſuche 
unter Beobachtung der Vorfchriften des Edictes vom 28. Juli 1818 $. 14 bis 
18 (Regierungsbl. 1808 Seite 2052), und der Erläuterung vom 22, Dec, 1808 
(Regierungsbl, 1809 ©. 49) einzubringen haben, 
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Gegen diejenigen, welche fi bis zum Schluffe diefes Termines zur Im: 
matricufation nicht gemeldet haben, werden wir die Siftirung in der Ausübung 
des Adels und der zuftändigen Mdelsrechte fo lange verhängen laffen, bis dies— 
falls dem conſtitutionellen Gefege Genüge gefchehen feyn wird. 


Was die Vorzüge der Staatödiener betrifft, fo hängen biefe 
mit ihrem Amte zufammen, und beziehen fih nicht auf andere 
Stellung und Verhältnife des Lebens. 


Hieher gehören dann auch die Berfügungen über Orden und 
fremde Uniformen. Die Beftimmungen über die bayerifchen Orden 
find dieffeitS nicht publizirt, außer jene ber den neuen Ludwigs⸗ 
orden. Was in biefjeitigen Amtsblättern vorfommt, ift folgendes; 


Verordnung vom 31. Mai 1816 (Amtsbl. ©. 39): 

Da nad den Fönigl. bayerifchen Geſetzen es keinem Unterthanen geftattet 
ift, ausländifche Uniformen, Orden und andere Auszeichnungen zu tragen, ohne 
hiezu die ausdrüdliche Genehmigung Sr. Majeftät des Königs nachgefucht und 
erhalten zu haben, fo wird diefes allgemeine Landesgeſetz hiemit zur Darnach— 
achtung befannt gemacht, und alten Polizeibehörden aufgetragen, für den Voll: 
zug zu wachen. 





Verordnung vom 31. Juli 1816 (Amtsbl. S. 191) ſiehe I. 
Band ©. 546. 


Verordnung vom 20. Suni 1817 (Amtsbl. ©. 313): 
Nachträglich zu unferer Verordnung vom 25. dv. M., das Denkzeichen für 
die Seldzüge 1815, 1814 und 1815 betreffend, finden wir uns veranlaßt, zu be= 
fehlen was folgt: 

1) Sol diefes Denfzeichen nie anders, als wie ed von uns vorgefchrieben 
und ausgetheilt worden ift, fohin weder in einer andern Form oder 
Größe, noch von einem andern Metall, und überhaupt mit Feiner Abän- 
derung, oder irgend einer Verzierung, dann 2) das Band nie ohne dag 
Denkzeichen getragen werden. 5) Daben fich fämmtliche Generäle, Offt: 
ziere und Soldaten, fo wie überhaupt alle zur Tragung dieſes Denk: 
zeichens berechtigten Eivil: und Militärindividuen hiernach genan zu achten. 
4) Bleiben fämmtliche Vorgefesten ohne Ausuahme für den Vollzug des 
Gegenwärtigen veranfivortlich, die Kommandantichaften aber befonderg 
verpflichtet , ihrer Seits für die Aufrechthaltung dieſes Befehls zu 
wachen. 
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Verordnung vom 8. Detober 4817 (Amtsbl. S. 484): 


Wir haben Uns unterm 19. Mai 1808 vorbehalten, die an diefem Tag 
unterzeichneten Statuten Unferes Civilverdienftordens nach Erforderniß zu ers 
weitern, und zu erklären, und finden Uns nunmehr bewogen, Folgendes zur ver: 
ordnen und als Fünftige Norm feftzufegen: 


I. Jeder Staatsbürger, welcher dem Staate vorzügliche Dienfte geleitet, 
fi durch Höhere bürgerliche Tugenden ausgezeichnet, oder um den Nuten und 
Ruhm des Daterlandes befonders verdient gemacht, Fann in den Werdienftor: 
den aufgenommen, und zu allen Elafjen deffelben befördert werden; jedoch wird 
die feither üblich gewordene Einreichung von Gefuchen um den Verdienſtorden 
von nun an unterfagt, indem die einfchlägigen Minifterien und Stellervon 
ferbft fidy zur Pflicht machen werden, die verdienteften Beamten, Diener nud 
Unterthanen zur Kenntniß des Ordensraths zu bringen, und durch diefen Uns 
die zur Auszeichnung Würdigften werden befannt gemacht werden, 


U. Auch wird die Verleihung des Ordens an Auswärtige, welche in An: 
- gelegenheiten mit fremden Höfen ausgezeichnete Dienfte geleiftet, oder durch 
folgenreiche Verwendung für die königl. Unterthanen, durch nüsliche Entde— 
ungen und ihre Mittheilung, durch vorzügliche Talente und Gelehrfamkeit die 
Aufmerkfamkeit Unferer Minifterien und Landesſtellen auf fich gezogen, und ihre 
Würdigung erhalten haben, aud ohne Vortrag in dem Ordensrath vorbehal— 
ten. Ein unmittelbar eingereichtes Anfinnen um folhe Verleihung folt nie an— 
ders, als nach Anhörung der einfchlägigen Minifterien berückfichtiget werden. 


IN. Die erfte Claſſe des Werdienflordens fol, flatt zwölf, künftighin 
vier und zwanzig, und zwar jene nicht eingerechnet, welche Capitulare Unferes 
Hausordens vom heiligen Hubertus find, die zweite, ftatt vier und zwanzig 
Commandeurs vierzig, die dritte, ftatt Hundert Rittern, deren einhundert fech- 
zig begreifen. 

Die hier ausgefprochene Zahl der zu verleihenden PURE REINER SR an 
Inländer wird nicht überfchritten werden. 

VI. Der Ordensrath wird gebildet aus dem DOrdensgroßfanzler und dem 
Drdensgroßfchagmeifter, welche fländige Mitglieder des Ordens find, wozu Wir 
noch 6 Großfreuze und 6 Commandeurs berufen merden. 

V, Eine Verleihung der ‚drei erften Grade des Verdienſtordens wird 
übrigens niemal anders, ald nach Anhörung des Didensrathes vorgenommen 
werden, wogegen Wir den vierten Grad, die Civilverdienftmedailfe, auf den 
unmittelbaren Vortrag Unferer Staatsminifterien verleihen werden, 

Nach gegenwärtigen, Befchlüffen wollen Wir die Werdienftordensftatuten 
definitiv beftimmt haben. 





Verordnung vom 25. Auguft 1827 Amtsbl. ©. 253): 
Nachdem Wir Uns entichloffen haben, zur Belohnung derjenigen Diener , 


» 
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die nach Unferem in dieſem Jahre eintretenden alterhöchften Geburte: und 
Namenstage das fünfzigfte Dienftjapr vollenden, einen Orden unter der Benen— 
nung: »Ludwigsorden« zu fiften, fo wollen Wir die hier nachitehenden näheren 
Beſtimmungen erlaffen : 


L. Vom 35. Auguft (als Unferem alterhöchften Geburts: und Namenstage) 
1827 an beftehet ein bayerifcher Ludwigsorden. 

I. Seder Diener, welcher 50 Jahre in Unferem Hof:, Staats, Kriegs: 
und Lirchlichen Dienfte geftanden hat, kann in diefen Orden aufgenommen 
werden. 

IH. Der Bewerber muß feine ganze Dienftzeit mit Fleiß und Rechtfchaf- 
fenheit und zu allerhöchſter Zufriedenheit zurücdgelegt haben. Es verfteht ſich 
übrigens, daß die Verleihung felbft von der Gnade des Königs abhängt. 


IV. Zur Vollzähligmachung der Dienftjahre dürfen auch jene, welche frü— 
ber in den nachher dem Königreiche einverleibten Ländern geleiftet worden 
find, mit in Anrechnung Fommen, und zwar eben fo, ald wenn foldhe im baye- 
rifhen Staate Statt gefunden hätten. 


V. Sedes Jahr eines mitgemachten Feldzuges darf doppelt angerechnet 
werden; dagegen wird 


VI. die im Quiescenz: oder Penfionsftande zugebrachte Zeit nicht gezählt. 

VII. Wir wollen indeffen auch denjenigen Dienern, deren goldenes Ju— 
beljahr bereits vor dem Stiftungstage eintrat, und die weder den Civilver— 
dienftorden der bayerifchen Krone, noch das Ehrenzeichen 4. Elaffe aus diefer 
Rüdficht erhalten haben, aus befonderer Gnade noch Anſprüche auf diefen Or: 
den erlauben, wenn fie die (F. III enthaltenen) Bedingungen erfüllt haben. 


VII. Das Ehrenzeichen diefes Ordens befteht 

1) für die Offiziere oder die im Offiziersrang beim Heere ftehen, defiglei: 
chen für jene Hof: und Staatsdiener, fo wie für die Geiftlichen, welche 
Rathsrang haben, aus einem goldenen mit der Königskrone bededten 
Kreuze, auf welchem fih dus Bruftbild des Stifters in Gold, auf weiß 
emailfirtem Grunde befindet, und auf deffen vier Eden die Umfchrift 
„Ludwig Kenig von Bayern‘ angebracht ift, die Rückſeite aber einen 
grün emaillirten Eichenfranz zeiget, welcher in Goldichrift auf weißem 
Grunde die Worte „Für ehrenvolle fünfzig Diensjtahre* umfchließt. 
Die vier Eden diefer Rückſeite zeigen mit den Worten: »anı 25. Auguft 
1827« den Stiftungstag an. 


2) Für die Mitglieder niederen Ranges aus einer goldenen Ehrenmünze, 
welche übrigens auf beiden ‚Seiten ‚denfelben Inhalt wie das Kreuz 
vorftellt, 


3) Sowohl das Kreuz als auch die Münze werden an einem carmoifinrothen 
und himmelblau eingefaßten Bande getragen, welches nur bei jenem brei— 
ter, als bei diejer feyn wird, und im Knopfloche zu befeftigen iſt. 


Dr. Siebenpfeiffers 34 
Landbud der Derfaliung 1. 11. 
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IX. Die Ordengzeichen werden nach dem Tode eines Mitgliedes von den 
Erben an den Großfanzler Unferes Eivilverdienftordens der bayerifchen 
Krone, oder in Ermanglung deffen an den Beforger diefes Amtes eingefchict. 

X. Ueber die Ordensmitglieder fol ein Verzeichniß gehalten werden, in 
welchem der Name und Stand eines jeden nebft dem Zage der Verleihung 
vorgetragen ift, und welches nebft allen auf den Ludwigsorden Bezug haben 
den Urkunden und Papieren im Archive des Eivilverdienflordendg zu verwah— 
ren iſt. 

Uebrigeng bleibt ung die allenfallfige Erweiterung, Abänderung und Erkfä- 
rung diefer Unferer Beflimmungen hiedurch vorbehalten. 

Unfer Staatsminifterium des Haufes und des Aeußern ift mit-dem Doll 
zuge und der Aufrechthaltung diefer den Ludwigsorden betreffenden Anorduuns 
gen beauftragt. 


BIBLIOTHEUZ 
REGLA | 
|MONACE NSIS.J 
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